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DAS  PROBLEM  DER  WIRTSCHAFTSKAMMERN. 

VON 
Dr.  SCHÄFFLE. 


ERSTER   ARTIKEL. 
Die  Wirtschaftskammern  an  sich. 

Das  Problem  der  Wirtschaftskammern  ist  im  vorigen  Hefte 
dieser  Zeitschrift  aus  Anlass  zweier  preussischer  Regierungsent- 
würfe gestellt  worden,  von  welchen  der  eine  auf  allgemeine  Her- 
stellung von  Zwangsinnungen  und  Handwerkskammern  im  Deutschen 
Reiche,  der  andere  auf  Errichtung  von  Landwirtschaftskammern 
in  Preussen  gerichtet  ist.  In  diesem  und  in  einem  im  nächsten 
Heft  folgenden  zweiten  Artikel  soll  das  Problem  zu  lösen  ge- 
sucht werden. 

Zunächst  beschäftigen  wir  uns :  i)  mit  dem  Wesen  und  der 
Gliederung  der  Wirtschaftskammern,  2)  mit  dem  Wirkungskreis 
derselben ,  3)  mit  ihrer  Organisation  ,  4)  mit  dem  Haushalt  der 
Wirtschaftskammern,  5)  mit  einer  kritischen  Uebersicht  über  die 
Vorschläge  der  preussischen  Entwürfe.  Im  nächsten  Heft  werden 
weiter  zur  Erörterung  gelangen  :  6)  das  Verhältnis  der  Wirtschafts- 
kammern zum  Staate  und  zum  Gemeindewesen,  7)  ihr  Verhältnis 
zum  wirtschaftlichen  Vereinswesen,  8)  ihr  Verhältnis  zu  den  freien 
Wirtschaftsgenossenschaften,  9)  ihr  Verhältnis  zu  den  öffentlichen 
(körperschaftlichen)  Wirtschaftsgenossenschaften,  10)  ihr  Verhältnis 
zur  geplanten  Reform  des  ländlichen  Erb-  und  Kreditrechts. 

I.  Wesen  und  Gliederung  der  Wirtschafts- 
kammern. 

Der  Ausdruck  Kammer  findet  sich  in  einem  doppelten,  einem 
weiteren  und  einem    engeren  Sinne.     Im  weitern  Sinne    bedeutet 
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die  Einrichtung  der  Kammer  den  durch  Konstituierung  von  Wahl- 
körperschaften, seltener  durch  Amt,  Würde,  Besitz,  Ernennung 
geschaffenen  Vertretungskörper  im  und  beim  öffentlichen  Leben 
ganzer  Einwohnerschaften,  also  im  und  beim  Staat,  im  und  beim 
Kommunalwesen.  Im  engeren  Sinn  ist  die  Kammer  der  Vertre- 
tungskörper irgend  welches  Berufshauptstandes  wirtschaftlicher 
oder  nicht  wirtschaftlicher  Art,  also  berufliche  Vertretung 
gegenüber  einwohnerschaftlicher,  kommunaler  und  staatlicher  Ge- 
neralvertretung aller  einwohnerschaftlich  verbundenen  Interessen. 
Vertretung  stets  verstanden  im  weiteren  Sinne  der  Mitwirkung  bei  der 
berufsgenössischen  Selbstverwaltung  und  der  gliedlichen  Anteil- 
nahme an  der  staatlich-kommunalen  Verwaltung  (vgl.  A.  II),  eines  auto- 
nomen und  eines  »übertragenen«  oder  »politischen«  Wirkungskreises. 

Die  Kammer  ist  aber  nicht  Organ  (vgl.  Abschnitt  II)  der 
Berufskorporation  schlechtweg,  sondern  Zentral  organ  der  be- 
rufskörperschaftlichen Interessen.  Neben  ihr  kann  jeglicher  Be- 
rufsstand für  jeden  besonderen  unter  seinen  gemeinsamen 
Berufszwecken  als  öffentliche  Korporation  sich  konstituieren,  z.  B. 
im  Versicherungswesen,  im  Kreditwesen  u.  s.  w.,  was  öffentliche 
Sondergenossenschaften ,  wirtschaftliche  und  nichtwirtschaftliche 
S  p  e  z  i  a  1  körperschaften  ergiebt.  Die  Kammer  selbst  ist  keine 
Sondergenossenschaft  öffentlich-rechtlicher  Art,  sondern  über  ihnen 
allen  ein  gemeinschaftliches  Organ  der  Vertretung,  Oberaufsicht, 
Kontrolle,  Unterstützung  u.  s.  w.,  ein  korporatives  Berufs  zentral- 
organ.  Dieser  Punkt  wird  für  die  den  Landwirtschaftskammern 
bei  der  geplanten  Agrarreform  zugedachte  Rolle  nicht  energisch 
genug  betont  werden  können ,  namentlich  was  den  ländlichen 
Real-  und  Personalkredit  betrifft  (vgl.  Abschn.  IX  und  X). 

Die  Wirtschaftskammern  sind  im  Gegensatz  zu  den  nicht- 
wirtschaftlichen  Kammern  den  Anwaltskammern,  Aerztekammern, 
Lehrkörpern,  Synoden,  Domkapiteln  u.  s.  w.  korporative  Zentral- 
organe des  wirtschaftlichen  Berufslebens  unter  äusserer 
Abgrenzung  nach  den  Berufshauptzweigen  wirtschaftlicher  Art 
und  unter  innerer  Gliederung  jeder  der  grossen  Hauptarten 
von  Wirtschaftsberufskörpern.  Sie  sind  nur  nicht  öffent- 
liche Wirtschaftsgenossenschaften  für  Versiche- 
rung ,  Kredit  u.  s.  w. ,  wohl  aber  korporative  Zentralorgane  zur 
Vertretung  auch  der  wirtschaftsgenossenschaftlichen  Interessen 
verschiedenster  Art.  Verbindungsfäden  laufen  zwischen  den  Wirt- 
schaftskammern einerseits,  sowie  zwischen  den  Wirtschaftsgenossen- 
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Schäften,  den  Kommunalkörpern,  den  volkswirtschaftlichen  Ver- 
einen andererseits  hin  und  her ,  aber  mit  keiner  dieser  Formen 
wirtschaftlicher  Interessenwahrnehmung  fällt  die  Wirtschaftskammer 
zusammen ,  mit  keiner  derselben  deckt  sie  sich.  Diese  Einsicht 
wird  sich  in  ihrer  gewaltigen  Tragweite  vollständig  klarlegen  und 
diese  vollständige  Darlegung  wird  in  diesem,  namentlich  aber  im 
folgenden   Artikel  sehr  ernst  genommen  werden. 

Der  nächste  Abschnitt  über  den  Wirkungskreis  der  Wirt- 
schaftskammern wird  ergeben,  dass  die  letzteren  als  die  berufs- 
körperschaftlichen Zentralorgane  nicht  bloss  der  wirtschaftsbe- 
ruflichen Selbstverwaltung  im  weitesten  Sinn  des  letzteren  W^ortes, 
sondern  auch  als  solche  Zentralorgane  für  einen  vom  Staat  und 
von  Kommunalkörpern  übertragenen,  kürzer  gesagt  »politischen« 
Wirkungskreis  angesehen  werden  müssen. 

Die  Kammern  jeder  Art  im  engeren  Sinne  des  Wortes  sind 
einerseits  dem  Staats-  und  dem  Gemeinde-Organis- 
mus gegenüber  ,  mit  welchen  sie  den  Charakter  der  öffentlich- 
rechtlichen Zwangsverbindlichkeit  gemein  haben,  besondere  Ver- 
tretungsorgane  der  volklichen  Berufsschichten.  Dieselben  sind  nicht 
selbst  staatlich-kommunale  Aemter,  nicht  allgemeine  Vertretungs- 
körper für  Staat  und  Gemeinde,  obwohl  sie  auch  in  diese  Aemter 
verwoben  sein  können  und  vielleicht  immer  mehr  verwoben  werden 
werden.  Alle  Kammern  und  Vertretungskörper  sind  andererseits 
den  Vereinen,  Genossenschaften  und  Erwerbs- 
gesellschaften gegenüber  öffentlich-rechtliche,  zwangsver- 
bindlich bestehende  Vertretungsorgane  der  berufsständischen  In- 
teressen-Gesamtgemeinschaft. 

Die  Kammern  sind  ein  neuzeitliches  Produkt  der 
fortschreitenden  Differenzierung  des  Wirkens  mit 
vereinten  Kräften,  zu  eigentümlichen  Funktionen  sowohl  neben 
dem  Staats-  und  Gemeindeorganismus,  als  zu  besonderen  Aufgaben 
neben  den  Vereinen  und  den  Genossenschaften.  Die  Abschnitte 
VI  bis  IX  werden  zeigen ,  dass  diese  eigentümlichen  Funktionen 
dem  Rahmen  der  älteren  Gemeinde-  und  Staatsverwaltung  ent- 
wachsen sind  ,  aber  auch  in  den  Formen  des  neueren  Vereins-, 
Genossenschafts-  und  Erwerbsgesellschaftsrechtes  nicht  genügend 
erfüllt  werden  können. 

Das  wirtschaftliche  Kammerwesen  zeigt  nun  schon  heute  in 
der  Gesamtheit  seiner  Erscheinungen  eine  gewisse  Mannigfaltig- 
keit.    Dasselbe  hat    schon  und  wird  wohl    immer  mehr  erlangen 
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eine  reiche  äussere  Scheidung  und  innere  Gliederung. 

Nur  die  berufsgleichartigen  Elemente  lassen  sich  in  ihnen 
vertretungsweise  zusammenfassen.  Dies  ist  einer  der  Gründe  für 
äussere  Scheidung,  namentlich  für  die  Scheidung  der  berufs- 
ungleichartigen Schichten  in  die  Handels-  und  Gewerbe- 
k  a  m  m  e  r  n  einer-  und  in  die  Landwirtschaftskammern  anderer- 
seits. Die  heutige  Verzweigung  braucht  nicht  diejenige  der 
Z  u  k  u  n  f  t  zu  sein  ;  die  Differenzierung  kann  und  wird  vielleicht 
weiter  fortschreiten.  Schon  die  volkswirtschaftliche  Berufs  h  a  u  p  t- 
schichtung  ergiebt  folgende  grossen  Zweige :  i)  die  Urpro- 
duktion mit  den  grossen  Unterabteilungen  des  Ackerbaues  und 
der  Viehzucht,  der  Forstwirtschaft,  des  Bergbaues ;  2)  die  Stoff- 
verarbeitung mit  ihren  vielen  Hauptunterabteilungen,  3)  den  Handel 
und  4)  das  Transportwesen. 

Bis  jetzt  sind  nur  Teile  der  drei  letzten  Berufsschichten  in 
den  Handels-,  richtiger  Handels-  und  Industrie-  Kammern 
zusammengefasst.  Die  Urproduktion  war  überhaupt  bis  jetzt  nicht 
vertreten,  wenn  man  von  dem  der  Industrie  nahestehenden  Bergbau 
absieht,  welcher  in  die  kammerliche  Gemeinschaft  mit  der  In- 
dustrie innerhalb  der  Handels-  und  Gewerbekammern  geraten  ist. 
Die  öffentlich  unterstützten  und  benützten  Landwirtschafts-  und 
Gewerbevereine  sind  nur  dürftige  Quasikammern.  Dass  in  Zu- 
kunft Bergbau  ,  Industrie  ,  Handel  und  privater  Transport- 
betrieb im  Kammerwesen  sich  sondern  werden  und  sondern 
sollen,  ist  noch  fraglich,  aber  denkbar.  Vielleicht,  ja  wahrschein- 
lich kommt  es  nur  zur  weiteren  inneren  Gliederung  der  Handels- 
und Industriekammern  nach  Sektionen ,  bezw.  Innungen.  Eine 
weitere  innere  Gliederung  dieser  Art ,  welche  unbeschadet  der 
Zusammenfassung  der  Sektionen  zu  einem  Gesamtvertretungskörper 
stattfinden  kann,  wird  ganz  unbedenklich  und  sogar  geboten  sein, 
wenn  sie  dazu  dient,  besondere  Gruppen  innerhalb  der  Berufs- 
hauptgruppe zu  vollständiger  und  verhältnismässiger  Vertretung 
zu  bringen,  was  der  Einheit  und  dem  Frieden  der  Gesamtkörper- 
schaft immer  nur  förderlich  sein  kann. 

Eine  zweite  Haupterscheinung  des  wirtschaftlichen  Kammer- 
wesens drängt  sich  eben  in  unseren  Tagen  in  den  Landwirt- 
schaftskammer-  Projekten  als  öffentlich-rechtliche  Verdich- 
tung der  landwirtschaftlichen  Zentralvereine  hervor.  Die  Entwürfe 
ihrer  Organisation  lassen  noch  nicht  erkennen ,  welche  weitere 
innere  Gliederung  das  landwirtschaftliche  Kammerwesen  annehmen 
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wird.  Eine  reichere  Entfaltung  und  sektionsweise  Gliederung  nach 
Produktionsgattungen  erscheinen  an  sich  ebenfalls  nicht  ausge- 
schlossen. 

Ob  die  F  o  r  s  t  w  i  r  t  s  c  h  a  f  t  innerhalb  der  Landvvirtschafts- 
kammern  überhaupt  Vertretung  finden  soll,  lässt  sich,  da  ihr 
Interesse  wenigstens  dem  Staat  und  der  Gemeinde  gegenüber  bei 
der  Grösse  des  öffentlichen  Waldeigentums  auf  mittelbare  Weise 
bereits  eine  starke  Vertretung  besitzt,  in  Zweifel  stellen;  der 
V.  Heyden  sehe  Entwurf  für  Errichtung  von  Landwirtschaftskammern 
sucht  auch  dem  Forst-Grossgrundbesitz  eine  starke  Vertretung  zu 
verschaffen. 

Bei  der  Auseinanderhaltung  der  Landwirtschaftskammern  und 
der  Handels-  und  Gewerbekammern  scheint  es  dennoch  sein  Be- 
wenden nicht  behalten  zu  sollen.  Innerhalb  der  beiden  grossen 
Schichten  volkswirtschaftlicher  Berufsthätigkeit,  von  welchen  die 
einen  das  unbewegliche,  die  andern  das  bewegliche  Produktions- 
mittel-Eigentum zur  hauptsächlichen  Grundlage  hat,  sucht  sich 
jetzt  schon  eine  weitere  Scheidung  nach  dem  Unterschied  und 
Gegensatz  von  Grossbesitz  einer-,  Mittel-  und  Klein- 
besitz andererseits,  oder  vielmehr  nach  dem  Unterschied  und 
Gegensatz  von  Gross-  und  Klein -Betrieb  durchringen  zu 
wollen.  Schon  drängt  das  Handwerk  von  den  Handels-  und  In- 
dustriekammern hinweg  zu  besonderen  Handwerkskammern. 
Ob  in  Landesteilen  mit  viel  forstlichem  und  landwirtschaftlichem 
Latifundienbesitz  eine  tüchtige  Organisation  der  Landwirtschafts- 
kammern  gelingen  kann ,  ohne  dass  besondere  Bauernkam- 
mern oder  ohne  dass  vorwiegend  bauernschaftliche  Kreiskammern 
mit  Delegation  von  Vertretern  zur  bauernschaftlichen  Sektion  der 
Landes-Landwirtschaftskammer  gebildet  werden  ,  wird  weiterhin 
als  eine  praktisch  höchst  belangreiche  Frage  auftreten. 

Die  äussere  Scheidung  von  Landwirtschafts-  und  Handels- 
kammern und  innerhalb  jeder  dieser  beiden  Kammerhauptgat- 
tungen zwischen  Grossbetriebs-  und  Kleinbetriebs-,  d.  h,  zwischen 
Handels-  und  Handwerks-,  Grosslandwirtschafts-  und  Bauernkam- 
mern erschöpft  aber  nicht  von  ferne  die  Gesamtheit  der  Erschei- 
nungen des  wirtschaftlichen  Kammerwesens.  Ihrer  äusseren  Ab- 
grenzung, welche  Scheidung  und  Auseinanderhaltung  bedeutet, 
treten  die  Erscheinungen  innerer  Gliederung  innerhalb 
jedes  selbständigen  und  abgesonderten  Kammerorganismus  zur 
Seite.    Diese  reichhaltige  innere  Gliederung  hat  drei  denkbare  und 
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zum  Teil  schon  vorhandene  Projektionen,  einmal  zur  territorialen, 
dann  zur  fachmässigen  (innungsmässigen) ,  drittens  zur  klassen- 
mässigen  Gliederung. 

Zuerst  die  t  er  r  i  t  o  ri  al  e  Gliederung  !  Obwohl  die  berufs- 
ständische Gleichartigkeit  das  massgebende  Prinzip  der  äusseren 
Abgrenzung  ist,  ergiebt  sich  für  jede  selbständige  Kammergattung 
mit  Notwendigkeit  die  territoriale  Abstufung.  Die  ge- 
meinsamen Zwecke  des  Berufsstandes  bedürfen  örtlicher  Wahl- 
körper und  Verwaltungsorgane  und  innerhalb  der  räumlich  engeren 
Kreise  besteht  viele  Interessengemeinschaft,  welche  —  sich  nicht 
auf  die  Gesamtlandwirtschaft  oder  die  Gesamtindustrie  oder  den 
Gesamthandel  eines  Landes  erstreckend  der  örtlichen  Selbstver- 
waltung benötigt.  Die  gebietliche  Gliederung  hat  nur  nicht  not- 
wendig der  politischen  Gebietseinteilung  nach  Kreisen ,  Regie- 
rungsbezirken, Provinzen  zu  folgen,  sie  kann  selbständige  Regional- 
einteilung sein ;  wenigstens  da,  wo  der  zu  vertretende  Wirtschafts- 
zweig nicht  gleichmässig  über  das  ganze  Reich  sich  erstreckt. 
Doch  sind  an  sich  vier  Stufen  staatsgebietlicher  Gliederung  denk- 
bar: nach  Ortschaften,  Kreisen  (Amtsbezirken),  Provinzen  (Län- 
dern) und  dem  Reiche.  Jeder  grosse  Wirtschaftsberuf  kann  im 
Uebereinander  der  im  betreffenden  Reichs-Wirtschaftsrate  gipfelnde 
Aufbau  von  Orts-Wirtschaftsräten  zu  Kreis-Wirtschaftsräten  und 
wieder  der  letzteren  zu  Landes-  oder  Provinzial-Wirtschaftsräten 
sein;  denn  die  allgemeinen  sowohl  autonomen  als  politischen 
Kammerfunktionen  sind  dem  nächsten  Abschnitt  zufolge  so  inner- 
halb der  engsten  wie  der  weiteren  Einwohnerschaftskreise  ange- 
zeigt, namentlich  die  unten  s.  g.  Funktionen  der  autonomen  und 
der  politischen  Vertretung.  Bis  jetzt  waren  die  Handels- 
und Gewerbekammern  wesentlich  Wirtschaftsräte  im  Territorial- 
umfange ganzer  Provinzen  oder  grosser  Teile  einer  Provinz.  Auch 
die  Landwirtschaftskammern  für  Preussen  sind  in  der  Hauptsache 
als  Provinzialkammern  geplant.  Es  wird  sich  zeigen,  dass  für  das 
Handwerk  und  für  den  bäuerlichen  Landwirtschaftsbetrieb  Kreis- 
oder Bezirks-Unterkammern  wünschenswert  und  zweckmässig  sind, 
dass  die  Landeshandelskammern  und  die  Landes-Landwirtschafts- 
kammern  in  einer  von  mehreren  möglichen  Weisen  von  Kreis- 
Unterkammern  aus  aufgebaut  werden  könnten.  Landgemeinden- 
Wirtschaftsräte  erscheinen  hiegegen  aus  dem  weiterhin  (Abschnitt 
VI)  darzulegenden  Grunde  nicht  als  Bedürfnis. 

Die  zweite  Projektion  der  innern  Gliederung  wirtschaftlicher 
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Kammern  ist  jene  nach  Fach  genossen  Schäften  oder 
Innungen  innerhalb  eines  Landkreis-  oder  Stadtkreis-Rats,  sowie 
nach  Sektionen  innerhalb  der  Kammern  i.  e.  S.  ,  d.  h.  der 
Landes-  oder  Provinzial-WirtschaRskammern.  Für  die  fakultativen 
Innungen  der  deutschen  Gewerbeordnung  ist  die  Möglichkeit 
der  Bildung  auch  von  grösseren  Fachverbänden  vorgesehen;  bei 
Zwangsinnung  wäre  wohl  manches  von  dem,  was  nach  Abschn.  II 
den  sachgemässeu  Wirkungskreis  der  Kammern  ausmacht,  gerade 
in  Fachverbänden  mit  vereinter  Kraft  zu  leisten ;  nichts  steht 
ihrer  Bildung  für  die  Landwirtschaft  und  das  Gewerbe  entgegen. 
Eine  Fächerung  erstrebt  für  die  Handwerksvertretung  der  v.  Ber- 
lepsc/ische.  Entwurf  mit  seinen  s.  g.  Fachgenossenschaften,  welche, 
wenn  man  das  Kind  beim  rechten  Namen  nennt ,  lediglich  die 
allgemeine  obligatorische  Innung  bedeuten.  Keine  Wirtschafts- 
kammer, weder  eine  Kreis-,  noch  eine  Landes-  oder  Regional- 
kammer ist  selbst  Innung ;  denn  sie  umfasst  alle  Fächer  ihrer 
grossen  Hauptschichte  wirtschaftlicher  Berufsthätigkeit  und  jede 
dieser  Hauptschichten  verzweigt  sich  in  viele  Fächer  und  Fächer- 
gruppen. Doch  steht  nichts  im  Wege  und  wird  es  sich  sogar 
empfehlen,  die  Kammerorganisation  von  Innungen  aus  aufzubauen, 
wenn  und  soweit  diese  Fachgliederung  wesentlichen  Bedürf- 
nissen des  wirtschaftlich  berufsständischen  Volkslebens  entspricht. 
So  beabsichtigt  nicht  bloss  der  im  vorigen  Heft  dieser  Zeitschrift 
skizzierte  v.  Berlepsclisc\\c  Entwurf  für  die  zu  schaffenden  Hand- 
werkskammern diese  Fächerung,  sondern  in  Oesterreich  bestehen 
schon  die  Fachgenossenschaften,  —  zu  Kammern  für  verschiedene 
Zwecke,  u.  a.  für  Körperschaftswahlen  in  das  Abgeordnetenhaus 
des  Reichsrates  nach  dem  gegenwärtig  schwebenden  Hohemvarf  - 
sehen  Wahlreformprojekt,  —  wären  sie  freilich  erst  noch  zusam- 
menzufassen. Es  würde  nichts  im  Wege  stehen,  auch  innerhalb 
der  im  Zuge  der  Gesetzgebung  befindlichen  Landwirtschaftskam- 
mern eine  Fachgliederung  wenigstens  fakultativ  da  anzubringen, 
wo  sich  verschiedene  Zweige  der  Landwirtschaft  einigermassen 
scharf  und  geschlossen  (Körnerbau,  Viehzucht,  Weinbau  u.  s,  w.) 
von  einander  abheben  ;  doch  ist  dies  bis  jetzt  nicht  verlangt  und 
wird  die  landwirtschaftliche  Innung  ein  wesentliches  Bedürfnis 
nicht  so  bald  werden. 

Eine  dritte  Projektion  für  die  innere  Gliederung  jeder  Haupt- 
gattung von  Wirtschaftskammern  entspringt  aus  dem  die  ganze 
bestehende    Grundordnung    der   Volkswirtschaft    durchziehenden 
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Gegensatz  von  Besitz  und  Arbeit,  d.  h.  aus  dem  Klassen- 
gegensatz. Dieser  Gegensatz  nimmt  verschiedene  Gestalt  im 
Grossbetrieb  und  im  Kleinbetrieb  an.  Er  ist  im  Handwerks-  und 
Kleinhandelsbetrieb  nicht  so  schroff,  wie  im  Grossbetrieb  jeder 
Gattung;  denn  der  Handwerker,  Eigentumsbauer  und  Pächter 
beteiligt  sich  in  jenem  neben  seinen  Familienangehörigen  weithin 
auch  an  der  ausführenden  Arbeit  und  steht  auch  der  von  aussen 
herangezogenen  Lohnarbeit  persönlich  näher.  Wenn  und  soweit 
es  daher  überhaupt  ein  Bedürfnis  und  die  Möglichkeit  giebt,  auch 
die  Lohnarbeiter  innerhalb  der  Wirtschaftskammern  zur  Vertre- 
tung zu  bringen,  —  diese  Frage  wird  weiterhin  wenigstens  teil- 
weise bejaht  werden  dürfen,  so  wird  diese  Vertretung  bei  Scheidung 
in  Grossbetriebs-  und  Kleinbetriebskammern  leichter  gelingen  und 
für  diese  Scheidung  ein  bedeutendes  Gewicht  in  die  Wagschale 
werfen.  Hierauf  wird  im  Abschnitt  III  näher  eingegangen  werden. 
Vorläufig  sei  nur  dies  bemerkt :  die  Handels-  und  Gewerbekam- 
mern waren  bis  jetzt  überwiegend  Grossbetriebs-Vertretung  ,  und 
die  preussischen  Landwirtschaftskammern  würden ,  wenn  der 
V.  Heyden  sehe  Entwurf  durchdringen  würde,  überwiegende  Gross- 
grundbesitz-Vertretung ergeben,  beide  bieten  das  Bild  einseitiger 
Grossbesitz-,  unvollständiger  Klassenvertretung  dar.  Der  v.  Ber- 
lepscJi  sehe  Entwurf  für  Errichtung  von  Zwangsinnungen  und  Hand- 
werkerkanimern  würde,  zum  Gesetz  geworden,  den  gewerblichen 
Mittel-  und  Kleinbesitz  vom  Uebergewicht  des  Grosskapitals  durch 
Ausscheidung  aus  den  Handels-  und  Gewerbekammern  befreien, 
auch  der  Handwerksgesellenklasse  einige  Vertretung  sichern,  aber 
die  grosse  Masse  der  Lohnarbeiter  in  allen  Grossbetriebsgeschäften 
würde  immer  noch  vertretungslos  bleiben. 

Trotz  der  Scheidung  in  Handels-  und  in  Landwirtschafts- 
vertretungen und  beider  in  Grossbetriebs-  und  in  Kleinbetriebs- 
kammern lässt  sich  schliesslich  eine  höhereWiederzusam- 
menfassung  aller  zwei,  beziehungsweise  vier  vorhandenen 
bezeichneten  Hauptgattungen  wirtschaftlicher  Kammern  als  Er- 
gebnis w^eiterer  Entwickelung  denken.  Das  ergäbe  Wirtschafts- 
Generalkammern  oder  um  diesem  denkbaren  Vertretungsgebilde 
sogleich  einen  entsprechenden  Namen  zu  geben ,  Gesamt- 
Wirtschaftsräte  in  der  dreifachen  Abstufung,  erstens  der 
Kreis-  (Stadt- ,  Bezirks-)  Wirtschaftsräte ,  dann  der  Landes- Wirt- 
schaftsräte ,  endlich  des  einheitlichen  Reichswirtschaftsrates  oder 
des  Volks  wirtschaftsrates.     Hier    ist    nur    erst    dies    zu 
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bemerken,  dass  jeder  der  vier  Kammerzweige  durch  Delegation 
auf  Grund  seiner  inneren  Territorial-,  Fach-  und  Klassengliederung 
heranzuziehen  wäre  und  von  der  gegebenen  Grundlage  aus  auch 
leicht  herangezogen  werden  könnte.  Der  Gedanke  der  Gesamt- 
wirtschaftsräte  ist  nicht  neu  ;  er  liegt  der  Winkelblec/i'schen  (Mario - 
sehen)  Handwerkerbewegung  von  1848  leitend  zu  Grunde  und 
hat  in  den  schon  erwähnten  wirtschaftsrätlichen  Schöpfungen 
Bisinarck's  von  1884  eine  verfrühte  Ausgeburt  erfahren. 

Bei  obiger  Auffassung  der  schon  vorhandenen  und  des  weiter 
denkbaren  Wirtschaftskammerwesens  ist  davon  ausgegangen,  dass 
die  kammerliche  Vertretung  jeder  Art  eine  vollständige  und  ver- 
verhältnismässige ,  unabliängige  und  befähigte  sei.  Es  ist  aber 
nur  an  die  Vertretung  der  Angehörigen  der  privaten,  sei  es 
individuellen,  sei  es  ervverbsgesellschaftlichen  Unternehmung  des 
Berufszweiges  gedacht.  Die  sogenannten  »  ö  f  f  e  n  1 1  i  c  h  e  n  U  n- 
ter  nehmungen«,  die  Regiegewerbe  des  Staates  und  der 
Kommune  werden  als  nicht  beteiligt  anzunehmen  sein.  Nach  der 
folgenden  Auseinandersetzung  jedes  wirtschaftskammerlichen  Wir- 
kungskreises liegt  ein  Bedürfnis  für  die  Einbeziehung  auch  der 
öffentlichen  Unternehmungen  in  den  Organismus  der  Wirtschafts- 
kammern kaum  vor,  abgesehen  etwa  von  der  Arbeitervertretung, 
wenn  diese  nach  Reform  der  Versicherungsgesetzgebung  es  er- 
heischen sollte. 

Vielmehr  ist  gegenüber  gewissen  öffentlichen  Unterneh- 
mungen eine  gemeinsame  Vertretung  aller  übrigen  Hauptschichten 
der  Volkswirtschaft  begründet  und  auch  schon  aufgetreten.  Die 
Einrichtung  der  Eisenbahnräte  hat  sich  mit  der  Eisenbahn- 
verstaatlichung rasch  verallgemeinert.  Der  Eisenbahnrat  ist  zu 
den  Kammererscheinungen  wohl  überhaupt  nicht  zu  zählen.  Je- 
denfalls nimmt  er  die  soeben  angedeutete,  völlig  eigenartige  Stel- 
lung ein. 

II.  Der  Wirkungskreis    der  Wirtschaftskammern, 

Die  richtige  Beschreibung  dieses  Wirkungskreises  wird 
gelingen,  wenn  man  zuerst  nachweist,  was  nicht  den  wirtschafts- 
kammerlichen, sondern  anderen  wirtschaftsgemeinschafthchen  Wir- 
kungskreisen angehört ,  und  daraufhin  den  positiven  Wirkungs- 
kreis der  Wirtschaftskammeru,  teils  an  der  Hand  der  erfahrungs- 
mässig  schon  gegebenen,  teils  nach  dem  Wesen  der  Wirtschafts- 
kammern weiter  sachgemässen  Funktionen  zu  entfalten  sucht. 
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Die  Gesamtheit  aller  schon  herausgebildeten  und  weiter  zu 
gevvärtigenden  Funktionen  des  wirtschaftlichen  Kammerwesens 
hat  zwar ,  bei  jeder  Kammergattung  für  den  besonderen  Bereich 
ihrer  volkswirtschaftlichen  Berufsschichte  das  wirtschaftlich-tech- 
nische Leben  in  Urhervorbringung,  in  Handwerk  und  in  Industrie, 
im  Handel  und  im  Verkehr,  im  Kredit-  und  im  Versicherungs- 
wesen, in  der  persönlichen  Versorgung  (Hauswirtschaft)  zum 
Gegenstande.  Die  Wirksamkeit  der  wirtschaftHchen  Kammern 
als  öffentlicher  Organe  wirtschaftlicher  Berufsgemeinschaft  könnte 
daher  als  völliger  oder  teilweiser  Ersatz  der  privatwirtschaft- 
liehen  Thätigkeit,  als  berufsweise  Kollektivwirtschaft, 
als  unmittelbarer  VVirtschaftsbetrieb  öffentlicher  Art  erstrebt  wer- 
den. Diese  soziahstische  Anwandlung  liegt  jedoch  den  Wirtschafts- 
kammern nach  ihrem  erfahrungsmässig  gegebenen  Wirkungskreis 
durchaus  ferne;  der  letztere  ist  kein  Inbegriff  berufskörperschaft- 
licher »öffentlicher  Unternehmungen«.  Die  Wirtschaftskammer  ist 
von  dem  Unserschied  kapitalistischer  oder  eventueller  kollektivi- 
stischer Gesellschaftsordnung  völlig  unabhängig;  als  korporatives 
Berufszentralorgan  ist  sie  jetzt  ein  Bedürfnis  und  würde  sie  im 
sozialistischen  Zukunftsstaat,  von  dem  man  so  viel  Botschaft  bei 
fehlendem  Glauben  hört,  ein  Bedürfnis  zur  Seite  sämtlicher  öffent- 
licher Berufsgenossenschaften    des    öffentlichen    Rechtes    bleiben. 

Nicht  nur  die  individuellen  und  erwerbsgesellschaftlichen  Un- 
ternehmungen samt  den  zugehörigen  Personalversorgungen  und 
Familienhaushalten  behalten  auch  nach  vollständigster  Durch- 
führung des  Wirtschaftskammerwesens  ihren  vollen  selbständigen 
Bestand,  sondern  auch  die  freiwilligen  Wirtschaftsge- 
nossenschaften. Den  letzteren  ist  bei  aller  Mannigfaltigkeit 
und  Verzweigung  das  wesentliche  Merkmal  gemeinsam,  dass  sie 
einzelne  Aufgaben  der  Erwerbsunternehmung  und  der  Haus- 
wirtschaft für  Rechnung  der  im  übrigen  nach  Erwerb  und  Haus- 
haltung selbständig  bleibenden  Genossen  mit  Verhältnismässigkeit 
zwischen  Beitrag  und  Nutzempfang  durchführen,  kürzer,  dass  sie 
nichtalle  ebenfalls  geschlossene  Prinzipal-Erwerbsunternehmungen 
und  Prinzipalhaushaltführungen  ,  sondern  privat  wirtschaft- 
liche Ergänzungswirtschaften  einer  Anzahl  von 
Privatgeschäften  und  Privathaushalten  darstellen. 
Die  durch  Kammern  wirkenden  berufsgemeinschaftlichen  Körper- 
schaften sind ,  so  viel  sie  pflegend ,  ordnend ,  obenaufstehend, 
unterstützend,  beschwerdeführend,  begutachtend,  anregend,  recht- 
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bildend,  verwaltend,  Regierung,  Gesetzgebung  und  Administration 
von  Staat  und  Gemeinde  beeinflussend  auf  den  ganzen  Komplex 
der  Unternehmungen  und  Haushalte  ihrer  zugehörigen  Berufs- 
schichte einwirken ,  doch  nicht  dazu  bestimmt ,  auch  nur  diese 
Wirtschaftsgenossenschaften  zu  ersetzen.  Zwar  giebt  es  nicht 
bloss  freiwillige,  sondern  auch  öffentliche,  allgemein 
zwangsverbindlicheWirtschaftsgenossenschaf- 
t  e  n.  Letztere  sind  im  Personal-  und  Realversicherungswesen 
schon  hervorgetreten  und  pochen  auch  schon  im  Bereiche  des 
ländlichen  Kredites  an  das  Einlassthor  der  Geschichte.  Allein 
auch  der  Begriff  der  öffentlichen  Wirtschaftsgenossenschaft,  der 
wirtschaftlichen  Zwangsgenossenschaft  deckt  sich  funktionell  nicht 
mit  demjenigen  der  kammerlich  thätigen  Berufskörperschaften. 
Die  zentrale  Kammerkörperschaft  aller  Angehörigen  jedes  volks- 
wirtschaftlichen Hauptberufes  kann  und  darf  auch  mit  zwangs- 
weisen Wirtschaftsgenossenschaften  nicht  zusammenfallen,  sie  ist 
nur  bestimmt,  teils  selbständig,  teils  als  Hilfsorgan  von  Staat  und 
Gemeinde  auf  solche  Zwangsgenossenschaften  in  bestimmten 
Richtungen    förderlich  einzuwirken. 

Dasselbe  gilt  drittens  in  Bezug  auf  das  volkswirtschaft- 
licheVereinswesen.  Das  letztere  ist  mit  allen  seinen  viel- 
gestaltigen Erscheinungen  in  Einem  Punkte  immer  dasselbe:  frei- 
williges Wirken  mit  vereinten  Kräften  für  bestimmte  Interessen. 
Bald  eigennütziges  ,  bald  gemeinnütziges  Wirken  ,  bald  in  Pflege 
und  Förderung  der  fraglichen  Interessen  für  sich  abgeschlossenes 
nichtagitatorisches,  unpolitisches,  bald  nach  aussen  gerichtetes,  durch 
Einwirkung  auf  Staat ,  Gemeinde  ,  Wählerschaften  dem  Vereins- 
ziele zustrebendes,  agitatorisches  oder  »politisches«  Wirken.  Die 
kammerliche  Berufskörperschaft  kann  und  soll  das  Vereinswesen 
nicht  ersetzen ,  und  verdrängen  weder  das  agitatorische ,  noch 
das  nichtagitatorische,  weder  das  gemeinnützige,  noch  das  gruppen- 
weise eigennützige.  Dieselbe  bedarf  der  Anregung  und  der  Unter- 
stützung seitens  der  Vereine  und  diese  bedürfen  der  Vertretung 
und  der  moralischen,  vielfach  auch  der  materiellen  Unterstützung 
der  Kammern.  Das  Vereinswesen  bedarf,  wo  es  nicht  schon  in 
eine  quasikörperschaftliche  Stellung  hineingewachsen  ist,  wie  die 
landwirtschaftlichen  Zentralvereine  und  die  Landesgewerbevereine 
des  Rückhaltes  an  der  Kammerkörperschaft ,  welche  ungeteilt 
und  unteilbar  alle  gemeinschaftlichen  Interessen  einer  grossen  Volks- 
berufsschichte vertritt.     Nicht    wechselseitisfe  Ausschliessung-  und 
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Verdrängung,  sondern  fruchtbarste ,  vielseitigste  Wechselwirkung 
zwischen  dem  stets  spezialistischen  und  freiwilligen  Vereinswesen  und 
dem  stets  universalistischen  und  zwangsgemeinschaftlichen  Kam- 
merwesen ist  es,  was  dem  heutigen  Bedürfnisse  des  wirtschaft- 
lichen Volkslebens  entspricht  und  immer  mehr  entsprechen  wird. 
Neben  der  wirtschaftlichen  Berufs-Zentralkörperschaft  sind 
im  öffentlichen  Rechte  und  Leben  andere  Körperschaften  teils 
nicht  beruflicher,  teils  nicht  wirtschaftHcher  Art  entweder  schon 
mehr  oder  weniger  ausgebildet,  oder  in  den  Anfängen  der  Ent- 
wickelung  begriffen  wahrzunehmen.  Das  sind  einerseits  die  Ein- 
wohnerschafts-  oderTerritorialge  mein  schaffen 
des  öffentlichen  Rechtes,  der  Staat  und  das  Kommunalwesen  in 
ihrer  ganzen  Abstufung  und  Verzweigung,  teils  nicht  w  i  r  t  s  c  h  af  t- 
liche  Berufs  Vertretungskörper,  wie  der  öffentliche 
Organismus  des  gesamten  Bildungswesens.  Auch  mit  diesen  kor- 
porativen Gebilden  decken  sich  die  Wirtschaftskammern  nicht, 
obwohl  sie  sich  mit  denselben  verfassungs-  und  verwaltungsmässig 
berühren.  Die  Kammern  der  wirtschaftlichen  Berufskörperschaften 
können  eben  nur  für  und  in  Beziehung  auf  die  wirtschaftlichen 
Interessen  ihrer  Berufsschichten  öffentlich  wirken,  aber  weder  für 
die  allen  Einwohnern  eines  Orts-,  Kreis-,  Provinzial-  oder  National- 
Gebietes  ohne  Unterschied  des  Berufes  gemeinsamen  wirtschaft- 
lichen, noch  für  die  nichtwirtschaftsberuflichen  Aufgaben  und  In- 
teressen. Nur  insoweit ,  als  auch  heute  noch  die  Kommunal- 
gemeinschaft ganz  oder  überwiegend  eine  bestimmte  Berufsschichte 
umfasst ,  wie  dies  für  die  meisten  Dorfgemeinden  noch  immer 
zutrifft,  erscheint  die  öffentlich-rechtliche  Differenzierung  zwischen 
kommunaler  und  kammerlich-berufsgemeinschaftlicher  Körper- 
schaftsbildung in  der  Hauptsache  noch  überflüssig  und  es  wird 
hieraus  für  die  Organisation  des  wirtschaftlichen  Kammerwesens 
der  praktische  Schluss  abzuleiten  sein,  dass  eine  unterste  dorfliche 
Elementarinstanz  landwirtschaftlicher  und  gewerbHcher  Kammer- 
bildung noch  nicht  ausgebildet  zu  werden  braucht ;  dafür  wäre  das 
Bildungsmaterial  jetzt  nicht  vorhanden.  Allein  schon  für  den  Stadt- 
und  Landkreis,  geschweige  für  den  Regierungsbezirk,  für  die  Pro- 
vinz und  für  den  Staat  verhält  es  sich  ganz  anders.  Hier  sind 
nach  den  Bedürfnissen  der  Neuzeit  die  grossen  Berufsschichten 
im  öffentlichen  Recht  kammerlich  zu  verselbständigen  ,  einesteils 
um  ihre  gemeinsamen  Interessen  sowohl  für  sich  selbst  wahrzu- 
nehmen ,    als  mit    allen  Volksgliederungen    verfassungs-    und  ver- 
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waltungsrechtlich  zu  den  Universal-Gemeinschaften  des  Staates  und 
des  Kommunalwesens  sich  zusammenzuschliessen.  Die  höhere 
Differenzierung  und  Reintegrierung  des  öffentlichen  Rechtes  stellt 
sich  bei  der  steigenden  Mannigfaltigkeit  des  staatlichen  und  des 
kommunalen  Lebensinhaltes  mit  Notwendigkeit  ein  und  bezeichnet 
einen  Fortschritt,  zu  welchem  freilich  nur  die  ersten  Anläufe  schon 
gemacht  sind.  Ohne  diesen  Fortschritt  wird  die  Entbureaukrati- 
sierung  des  volkswirtschaftlichen  Berufslebens  nicht  erreicht  werden. 

Giebt  es  denn  nicht  bereits  ein  Gebilde,  welches  mit  den 
vorhandenen  und  im  Anzug  befindlichen  Gebilden  des  Wirtschafts- 
kammerwesens eins  oder  doch  sehr  nahe  verwandt  ist?  Dies 
führt  auf  das  Verhältnis  der  Wirtschaftskammer  zur  Innung, 
nicht  zur  Innung  der  älteren  Zeit,  auch  nicht  zur  fakultativen 
Innung  des  §  97  ff.  der  deutschen  Gewerbeordnung,  sondern  zu  der 
obligatorischen  Fachgenossenschaft,  wie  solche 
mit  dem  v.  Berlepsc/i  sehen  Entwürfe  nach  Oesterreichs  Vorgang 
auch  im  Deutschen  Reich  Eingang  finden  soll.  Was  ist  die  obli- 
gate Fachgenossenschaft,  wenn  man  derselben  allen  altzünftlerischen 
Antiquitätsflitter  abstreift,  welchen  reaktionäre  Zunftbestrebungen 
der  Handwerkertage  derselben  immer  noch  so  geschäftig  umzuhängen 
suchen?  Sie  ist  für  einzelne  Fächer  jedes  Berufshauptzweiges 
dasselbe,  was  die  Kammer  für  den  Berufshauptzweig  ist,  ein  fach- 
liches Zentralorgan,  eine  Fachkammer.  Zunächst  für  das  moderne 
Gewerbe  bestimmt,  wäre  diese  Fachkammer  auch  fähig,  wenig- 
stens in  einzelnen  Gegenden ,  wo  sich  Körnerbau ,  Viehzucht, 
Gärtnerei  ,  Wein-  und  anderer  Handelspflanzenbau  kompakt  von 
einander  abheben,  den  Kreis-  und  Landes-Landwirtschaftskammern 
an  die  Seite  zu  treten  und  als  Unterlage  gegliederten  Verfassungs- 
aufbaues zu  dienen.  Die  Gesamtheit  aller  Fachgenossenschaften 
würde  nur  eine  weitere  innere  Gliederung  des  wirtschaftlichen 
Hauptkammerwesens  darstellen.  Den  Unterbau  solcher  Innungen 
braucht  die  wirtschaftliche  Kammerorganisation  für  ihre  innere 
Gliederung  nicht  voraus  abzuweisen.  Die  Innung  oder  obligate 
Fachgenossenschaft  ist  Geist  vom  Geiste  der  wirtschaftskammer- 
lichen  Berufskörperschaft,  brauchbares  Material  des  Aufbaues 
der  letzteren. 

Nach  allem  Vorstehenden  kann  und  soll  der  wirtschaftliche 
Kammerverband  weder  die  individuelle  und  erwerbsgesellschaft- 
liche  Privatunternehmung,  noch  die  freiwillige  und  zwangsweise 
Wirtschaftsgenossenschaft,    noch    die    wirtschaftseinheitliche  Seite 
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der  Kommunal-  und  der  Staatsgemeinschaft  ersetzen  oder  ver- 
drängen. Derselbe  hat  lediglich  den  grossen  volkswirtschaftlichen 
Berufsgruppen  eine  selbständige  Zentralstellung  im 
ö  f  f  e  ntlichen  Recht  undLeben  zu  verschaffen  und  zwar 
so,  dass  die  Berufskörperschaften  nur  als  Glieder  des  ganzen  Volks- 
organismus neben  allen  anderen  grossen  Gruppen ,  wie  neben 
sämtlichen  durch  das  allgemeine  Stimmrecht  der  erwachsenen 
Männer  zur  Vertretung  kommenden  Elementargruppen  des  gei- 
stigen wie  des  wirtschaftlichen  Volkslebens  Geltung  erlangen. 

Nachdem  nachgewiesen  ist,  was  dem  Wirkungskreis  der  Wirt- 
schaftskammern nicht  angehört,  sondern  in  den  wirtschaftlichen 
Wirkungskreis  anderer  Gemeinschaften  hineinfällt,  ist  es  nun  be- 
deutend leichter  geworden  ,  den  Wirkungskreis  der  Wirtschafts- 
kammern auch  positiv  zu  bestimmen. 

Man  wird  hiebei  freilich  nicht  von  der  Bezeichnung  »I  n- 
teressenvertretung«  ausgehen  dürfen.  Diese  Bezeichnung 
wird  sich  alsbald  als  unzulänglich  und  als  irreführend  erweisen. 
Man  wird  mit  mehr  Erfolg  den  Weg  gehen,  aus  den  erfahrungs- 
mässig  bereits  gegebenen  Thatsachen  wirtschaftskammerlichen 
Wirkens  den  Vollinhalt  der  wirtschaftskammerlichen  Bestimmung 
zu  erschliessen. 

Die  Wirtschaftskammern  sind  zwar  nur  erst  in  Primitivrudi- 
menten angesetzt  und  teilweise  erst  im  Begriff  zum  geschicht- 
lichen Durchbruch  zu  kommen ;  dies  hindert ,  den  wirtschafts- 
kammerHchen  Wirkungskreis  voUinhaltlich  aus  der  Erfahrung  zu 
abstrahieren.  Die  wirtschaftskammerlichen  Gebilde  des  positiven 
Rechtes  und  der  schwebenden  Organisationsprojekte  stehen  ferner 
noch  unter  dem  Einfluss  einseitiger  Bestrebungen  zünftlerischer 
und  agrarischer  Art;  dies  hindert,  ihren  Begriff  richtig  der  Wirk- 
lichkeit zu  entnehmen.  Allein  ,  wenn  man  nur  darauf  ausgeht, 
diesen  Begriff  so  zu  fassen,  dass  in  letzterem  alle  schon  heraus- 
gebildeten Thätigkeitsäusserungen  ungezwungen  und  harmonisch 
sich  zusammenfügen  und  wenn  man  weiter  das  fernhält,  was  den 
schon  erörterten  anderen  Gattungen  wirtschaftlicher  Gemeinschaft 
zugehört ,  so  wird  man  das  Richtige  zu  treffen  hoffen  dürfen. 
Dieser  Gang  der  Untersuchung  führt  aber  zu  dem  Ergebnis:  die 
Wirtschaftskammer  jeder  Gattung  ist  körperschaftliches  Zentral- 
organ der  Berufshauptschichten  der  Volkswirtschaft  teils  für  die 
zentrale  Selbsterledigung  der  berufsgemein- 
samen Angelegenheiten  in  Selbstleitung ,    Selbstsatzung 
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und  Selbstverwaltung ,  was  den  autonomen  Wirkungskreis 
ausfüllt ,  teils  für  die  zentrale  verfassungs-  und  verwaltungs- 
mässige  VVechselverknüpfung  und  Wechselwirkung  mit  dem  Staat, 
dem  Gemeindewesen,  den  nichtwirtschaftlichen  Berufsorganisationen, 
was  eine  Reihe  von  Funktionen  ergiebt,  welche  zusammen  der 
Kürze  wegen  als  politischer  Wirkungskreis  der  Wirtschafts- 
kammern bezeichnet  werden  mögen.  In  beiden,  im  automen  und  im 
politischen  Wirkungskreis  treten  zwei  Richtungen  hervor :  eine 
nach  aussen  gerichtete  Thätigkeit,  gegenüber  dem  übrigen  Volks- 
leben, d.  h.  äussereVertretung  im  engeren  Sinn  d.  W. 
und  eine  über  die  eigentliche  Interessenvertretung  hinausgehende 
autonome  und  politische  Wirksamkeit,  für  welche  eine  noch  nicht 
verbrauchte  positive  Bezeichnung  schwer  zu  finden  ist ,  so  dass 
ich  vom  nichtvertretungsmässigen  Teil  des  autonomen 
und  des  politischen  Wirkungskreises  der  Wirtschaftskammern 
reden  könnte. 

Man  nimmt  nun  sofort  Kammer-Funktionen  wahr,  welche 
dem  ganzen  übrigen  Wirkungskreis,  allen  besonderen  Funktionen 
des  autonomen  und  des  politischen,  des  vertretungsmässigen  und 
des  nicht  vertretungsmässigen  Wirkungskreises  zur  Voraus- 
setzung dienen.  Solche  Thätigkeitsäusserungen  liegen  vor  in 
der  statistischen  Ermittelung  der  Zustände  des  Berufs- 
zweiges und  seiner  Angehörigen ,  in  der  Einziehung  von  W  ü  n- 
sehen  und  Beschwerden,  in  der  Einforderung  von  Gut- 
achten, in  der  Vernehmung  von  Sachverständigen,  in 
der  Anstellung  von  Enqueten,  in  der  Abfassung  und  Ver- 
öffentlichung von  Berichten  u.  dgl.  Das  alles  ist  Bedürfnis 
nicht  bloss  für  die  zugewiesene  Miterfüllung  staatlicher  ,  kommu- 
naler ,  erziehlicher  u.  a.  Aufgaben ,  sondern  die  Grundlage  auch 
für  die  Ausfüllung  des  selbständiden  Wirkungskreises.  Solche 
Befugnisse  sind  den  Wirtschaftskammern  wirklich  mehr  oder  we- 
niger vollständig  zugewiesen  oder  allgemein  zugedacht. 

Die  übrigen  Funktionen  der  W'irtschaftskammern  gehen  wirk- 
lich in  die  zwei  grossen  Hauptzweige  der  korporativ  zentralen 
Selbstverwaltung  und  der  korporativ  zentralen  Mitwirkung  in  und 
für  Staat,  Gemeinde,  Schule,  Kunstpflege  u.   dgl.  auseinander. 

Der  selbständige  Wirkungskreis  der  Kammern 
steht  also  zunächst  zur  Betrachtung.  Da  sind  nun  in  der  That 
zwei  Hauptgattungen  von  Thätigkeitsäusserungen  wahrzunehmen : 
die  Funktionen  der  »Vertretung«   im  eigentlichen  Sinne,  d.  h.  der 
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selbständigen  Reaktion  nach  aussen  und  die  Funktionen  der  nicht- 
vertretungsmässigen  inneren  Verwaltung ,  die  Aufgaben  förder- 
lichen Beeinflussens  der  dem  Berufe  zugehörigen  Unternehmungen, 
der  freiwilligen  und  zwangsweisen  Wirtschaftsgenossenschaften, 
der   gemeinschaftlichen  Wirtschaftsveranstaltungen,    der   Vereine. 

Die  selbständige  Reaktion  nach  aussen  oder  die  autonome 
Vertretung  äussert  sich  in  Anregungen,  Beschwerden, 
Vorstellungen,  Petitionen,  Adressen,  Einga- 
ben, Veröffentlichungen,  um  auf  die  Staats-  und  Kom- 
munalbehörden ,  auf  die  Staats-  und  Kommunalvertretungskörper 
und  auf  die  öffentHche  Meinung  im  Sinn  und  Interesse  der  zu- 
gehörigen Berufshauptschichte  der  Volkswirtschaft  einzuwirken. 
Diesen  nach  aussen  gerichteten  Zweig  berufskörperschaftlicher 
öffentlicher  Selbstverwaltung  findet  man  schon  mehr  oder  weniger 
entwickelt.  Die  andere  innere  Hauptabteilung  der  kammerlich 
vollzogenen  berufskörperschaftlichen  Selbstverwaltung  sieht  wenig- 
stens einige  ihrer  Aufgaben  schon  entwickelt  oder  hat  sie  erst 
Bildungsansätze  (Primitivrudimente)  aufzuweisen.  Zu  erwähnen 
sind  hier  namentlich  folgende  Funktionen,  welche  von  den  Kam- 
mern unter  oder  ohne  Oberaufsicht  der  Staats-  und  der  Gemeinde- 
behörden vollzogen  werden  sollen. 

Einmal  die  disziplinare  Einwirkung  auf  die  Angehörigen 
der  Berufskörperschaften.  Der  v.  Bei-lepsc/ische  Entwurf  wenig- 
stens stellt  die  durch  die  handwerkskammerlich  beaufsichtigten 
Innungen  oder  s.  g.  Fachgenossenschaften  zu  übende  »Pflege  des 
Gemeingeistes ,  sowie  die  Aufrechterhaltung  und  Stärkung  der 
Standesehre  unter  den  Genossen«  obenan.  Dies  wird  zwar  in 
der  Hauptsache  als  eine  für  unsere  Zeit  unpraktische  Verbeugung 
vor  dem  altzünftlerischen  Geiste  anzusehen  sein;  denn  die  Pflege 
des  Gemeingeistes  ,  sowie  der  Standesehre  wird  in  der  Haupt- 
sache nur  als  mittelbare  Wirkung  moderner  Berufskörperschaft 
erstrebt  werden  dürfen.  Immerhin  wird  die  disziplinare  Abwand- 
lung der  Pflichtversäumnis  des  Lehrherrn  gegenüber  dem  Lehrling, 
wie  der  v.  Berlepsc/tschQ  Entwurf  sie  vorsieht  (vgl.  v.  Jahrg.  S.  469), 
sehr  wohl  anerkannt  werden  können.  Die  kammerliche  Disziplinar- 
aufsicht über  alle  Angestellten  der  der  Berufskörperschaft  zur 
Aufsicht  unterstehenden  sonderkörperschaftlichen  Institute,  der 
sämtlichen  von  letzterer  geförderten  und  unterstützten  Bildungs- 
und Wirtschaftsanstalten  (Versicherungsanstalten,  Kreditanstalten, 
Effekten- ,  Waren-  und  Landesprodukten-Börsen) ,   ist   teils  schon 
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eingeräumt ,     teils    gefordert    und    passt    durchaus    auch    in    die 
neue  Zeit. 

Eine  zweite  Reihe  ineinandergreifender  Aufgaben  der  nicht 
vertretungsmässigen  Autonomie  besteht  in  der  Pflege  des  tech- 
nischen Fortschrittes  durch  Schriften,  durch  Veranstaltung 
von  Vorträgen^  durch  Beiträge  an  gemeinnützige  Vereine,  durch 
Veranlassung  und  Uebervvachung  der  Fach-  und  Fortbildungs- 
schulen und  ihres  Besuches  ,  durch  Leitung  und  Uebervvachung 
des  gewerblichen  Lehrlings-  und  Prüfungswesens,  durch  Prämien- 
verteilung. 

Eine  dritte  Funktionenreihe  der  autonom  inneren  Verwal- 
tung ist  in  ihrer  Weiterentwicklung  zwar  noch  nicht  näher  ab- 
zusehen, besitzt  aber  doch  schon  Ansätze;  man  könnte  sie,  wenn 
das  Wort  im  allgemeinen  Sprachgebrauch  nicht  einen  täglich 
vageren  Sinn  anzunehmen  drohen  würde  ,  die  sozialpoli- 
tische Funktionenreihe  nennen.  Zu  erwähnen  sind  haupt- 
sächlich: die  Beilegung  kontraktlicher  Streitigkeiten  zwischen  Ar- 
beitgebern und  Arbeitnehmern  ,  Lehrherren  und  Lehrlingen ,  die 
Schlichtung  der  Lohnkämpfe  zur  Verhütung  und  zur  Beilegung  der 
Arbeitsausstände  und  der  Arbeitseinstellungen  und  Verwandtes. 
Die  Sorge  für  das  Herbergswesen,  weiter  für  den  Arbeitsnach- 
weis, für  die  Beseitigung  der  missbräuchlichen  »Lehrlingszüchterei« 
finden  sich  im  v.  Berlepsc/ischtn  Entwurf  als  handwerkskammer- 
liche Aufgaben  angeführt.  Es  ist  aber  anzunehmen,  dass  die  Wirt- 
schaftskammern jeder  Gattung  bei  diesen  Funktionen  bloss  mit- 
zuwirken und  in  den  betreffenden  Lokal-  und  Zentraleinrichtungen 
mit  Gemeinde,  Land,  Reich  und  etwaigen  »Wirtschaftsräten«  bis 
zum  Reichs-Volkswirtschaftsrat  hinauf  bloss  Hand  in  Hand  zu 
gehen  hätten.  Der  ganze  »sozialpolitische«  Funktionenkreis  führt 
später  für  die  Organisation  zur  Frage  der  Einrichtung  von  Ar- 
beitnehmervertretungen   zur  Seite    der  Arbeitgeber- Vertretungen. 

Ein  vierter  Funktionskreis  der  berufskörperschaftlichen 
Selbstverwaltung  scheint  sich  für  die  Kammern  in  Beziehung  auf  die 
freiwilligen,  namentlich  aber  die  zwangsverbindlichen  allgemeinen 
Wirtschaftsgenossenschaften:  im  Versicherungswesen, 
Kreditwesen  u.  s.  w.  bilden  zu  sollen.  Unser  grösster  praktischer 
Agrarpolitiker,  Buchenberger ,  hält  diese  Entwickelung  für  wahr- 
scheinlich und  wünschenswert.  Die  Beteiligung  der  Kammer  als 
zentralen  Körperschaftsorgans  wird  jedoch  auch  hier  mehr  in  An- 
regungen, Kontrollen,  Streitschlichtungen,  Ernennungen  oder  Be- 
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stätigungen,  Satzungsgenehmigungen,  Taxationsbeihilfen,  Grün- 
dungsunterstützungen nebst  der  übertragenen  Vollzieliung  der 
Staats-  und  Gemeinde-Aufsicht  zu  besehen  haben. 

Den  Funktionen  berufsgemeinschaftUcher  Selbstverwaltung 
steht  der  zweite  Halbbereich  des  wirtschaftskam- 
merlichen  Wirkungskreises  gegenüber.  Es  ist  schwer, 
für  den  reichen  Inhalt  des  letzteren  einen  unmissverständlich  zu- 
treffenden Namen  zu  finden.  Man  könnte  unter  Anwendung 
einer  Unterscheidung  der  kommunalkörperschaftlichen  Funktionen 
an  die  Bezeichnung  des  »übertragenen«  gegenüber  dem  »selbstän- 
digen« oder  Selbstverwaltungs- Wirkungskreis  denken.  Allein  ein 
grobes  Missverständnis  Hesse  sich  dabei  nicht  leicht  ausschliessen. 
Die  Bezeichnung  würde  den  Schein  erwecken,  als  ob  dieser  zweite 
Hauptbereich  wirtschaftskammerlicher  Funktionen  als  willkürlicher, 
nicht  nach  der  eigensten  geschichtsgegebenen  Stellung  zugewie- 
sener Wirkungskreis  innerhalb  des  öffentlichen  Lebens  anzusehen 
wäre.  Dieser  Schein  wäre  ein  falscher.  Die  missverständliche 
Ansicht  wird  mit  der  Zurückdrängung  des  staatlich-kommunalen 
Bureaukratismus  immer  unzutreffender  werden.  Die  Wirtschafts- 
kammern sind  gleich  den  Vertretungsorganen  aller  nichtwirtschaft- 
lichen Berufskörperschaften  berufen  und  ihrem  eigensten  Wesen 
nach  dazu  angethan,  ihrerseits  in  den  Verfassungs-  und  Verwal- 
tungsorganismus anderer  Gemeinschaften  des  öffentlichen  Rechtes, 
namentlich  des  Staates  und  der  Kommunalkörperschaften  glied- 
lich einzutreten.  Demnach  wird  es  nicht  verfehlt  sein,  der  zweiten 
Halbscheid  des  wirtschaftskammerlichen  Wirkungskreises  den  Na- 
men des  politischen  Wirkungskreises  im  Gegensatz  zum 
autonomen  Wirkungskreis  zu  geben.  Denn  das  gemeinsame  Merk- 
mal dieser  anderen  Kammerfunktionen  ist  dies ,  dass  darin  die 
Wirtschaftskammern  als  Glieder  des  öffentlichrechtlichen  Gesamt- 
organismus der  Nation  Verwendung  finden;  letzterer  aber  ist  in 
seiner  Ganzheit  und  Einheit  der  Staat.  Heisst  man  die  fraglichen 
Funktionen  die  politischen,  so  darf  man  nur  nicht  vergessen,  dass 
darin  auch  die  gesamte  Kammerthätigkeit,  welche  im  Kommunal- 
wesen, im  öffentlichen  Bildungswesen  u.  s.  w.  stattfindet,  in  den 
Begriff  des  politischen  Wirkungskreises  der  Kammern  einzu- 
beziehen  ist. 

Der  politische,  d.  h.  derjenige  Wirkungskreis ,  durch 
welchen  die  Kammern  verfassungs-  und  verwaltungsrechtlich  zu 
eingeordneten  Gliedern   des  Zusammenwirkens    mit    anderen  Or- 
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ganismen  des  öffentlichen  Rechtes  werden,  verzweigt  sich  ebenso 
wie  der  autonome  Wirkungskreis  in  zwei  Hauptabteilungen  ,  in 
eine  äussere  Funktionsweise,  namentlich  Berufs-Vertre- 
tung, und  in  einen  Kreis  von  Thätigkeiten ,  in  welchen  die 
Kammern  auf  das  ihnen  zugehörige  Berufsleben  als  Organe  der 
nichtkammerlichen,  der  staatlichen,  kommunalen,  erziehlichen 
Organismen  einwirken.  Diesen  letzteren  Funktionenkreis  kann 
man  als  den  »nichtvertretungsmässigen«  oder  den  »administrativen« 
Wirkungskreis  der  Wirtschaftskammern  bezeichnen.  Im  ersteren 
Funktionskreis  stehen  sie  ausserhalb  ihres  eigensten  Gebietes  als 
Glieder  öffentlichrechtlicher  Organisationen,  welche  mehr  und  auch 
anderes  als  die  wirtschaftliche  Berufskörperschaft  in  sich  befassen, 
im  anderen  Funktionskreis  erweisen  sie  sich  zwar  als  Organ  dieser 
weiteren  Organismen,  aber  doch  nur  in  Bezug  auf  die  in  ihnen 
körperschaftlich  zusammengefasste  Berufsschichte  der  Nation.  Jede 
der  beiden  Hauptabteilungen  auch  des  politischen  Wirkungskreises 
zeigt  heute  schon  mehr  oder  weniger  reiche  Gliederung.  Die 
volle  Entfaltung  beider  ist  als  Grundvoraussetzung  der  Entbureau- 
kratisierung  der  volkswirtschaftlichen  Regierung,  Gesetzgebung 
und  Verwaltung  anzusehen. 

Die  äussere  oder  prinzipale  Hauptabteilung  des  politischen 
Wirkungskreises  der  Wirtschaftskammern  gliedert  sich  selbst  in  i.  e. 
S.  vertretungs  massige  und  in  nichtvertretungs- 
mässige,  in  verfassungsrechtliche  und  in  verwal- 
tungsrechtliche Funktionen. 

Verfassungsrechthcher  Natur  sind  die  Verflechtungen  der 
Wirtschaftskammern  in  die  Thätigkeit  der  allgemeinenVolks- 
Vertretung,  in  die  Gemeindevertretung,  in  die 
Schulräte  u.  s,  w.  Verwaltungsrechtlich  sind  die  Verflechtungen 
in  die  Thätigkeit  der  Behörden  der  staatlich-kommunalen  Land- 
wirtschafts- und  Gewerbepflege.  In  beiderlei  Hinsicht  sind  zwar 
nur  erst  Ansätze  vorhanden ,  aber  eine  reiche  weitere  Entwicke- 
lung  ist  möglich  und  wahrscheinlich ,  im  Interesse  vollständiger 
Volks-  und  Gemeindevertretung  ^) ,  im  Interesse  der  Entbureau- 
kratisierung  der  volkswirtschaftlichen  Verwaltung  sogar  höchst 
wünschenswert.  Die  Wirtschaftskammern  werden  immer  mehr 
die  Fähigkeit  erlangen,  vorzügliche  Bestandteile  einer  vollstän- 
digen  National-    und    Grosskommunalvertretung    und    ebensolche 
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Beiratsbestandteile  des  volkswirtschaftlichen  Behördenorganismus 
zu  liefern.  Die  kammerlichen  Stadt-  und  Kreisgremien  werden 
naturgemäss  dazu  berufen  sein,  in  die  Stadt-  und  Land-Kreistage, 
in  die  kammerlichen  Provinzialgremien ,  in  die  Provinzialtage 
(Landtage)  und  in  Kammer-Wahlkurien  der  letzteren  für  die  Na- 
tionalvertretung eine  verhältnismässige  Anzahl  Vertreter  zu  ent- 
senden. 

Bezüglich  der  Bestellung  zu  Wahlkörpern  für  einen  unter- 
geordneten Teil  der  Sitze  der  Kommunal-  und  der  National- 
vertretung muss  alsbald  einiges  gesagt  werden,  um  Missverständ- 
nissen vorzubeugen.  Dem  noch  allgemein  herrschenden  ver- 
fassungspolitischen Hyperindividualismus  ist 
die  Herbeiziehung  eines  Zusatzes  modern  berufsgemeinschaftlicher 
Vertretung  noch  immer  so  zuwider  und  fast  unfassbar ,  wie  dem 
wirtschaftspolitischen  Individualismus  vor  dreissig  Jahren  jede 
andere  als  die  streng  kapitalistische,  ultraliberale  Anschauung  es 
gewesen  ist.  Man  verwirft  die  Herbeiziehung  der  berufsgemein- 
schaftlichen Kammerorgane  zur  National-  und  zur  Gemeindever- 
tretung als  »Interessenvertretung«  ,  als  »ständische  Reaktion«. 
Allein  Interessenvertretung,  teilweise  die  allerschmutzigste,  ist  auch 
die  Vertretung  der  in  allgemeiner  Volkswahl  oder  in  Zensuswahl 
siegreichen  Koalition  von  Individual-,  Klassen-,  Kirchen-  und  an- 
deren Interessen.  Interessenvertretung  ist  immer.  Es  handelt 
sich  lediglich  darum ,  ob  neben  der  überwiegenden  Vertretung 
der  geistigen,  sittlichen  und  materiellen,  der  geselligen,  politischen 
und  kirchlichen  Individualinteressen ,  welche  in  den  wahlberech- 
tigten erwachsenen  Männern  lebendig  vibrieren,  in  den  um  die 
Wähler  der  allgemeinen  Volkswahl  sich  lagernden  Elementar- 
gruppen der  Gesellschaft  in  buntem  Neben-  und  Durcheinander 
schwingen,  auch  die  gleichartigen  Interessen,  Anschauungen 
und  Bestrebungen  der  grossen  Berufshaupt  schichten  aus  den 
ordentlichen  körperschaftlichen  Organen  der  letzteren  heraus  sich 
in  der  National-  und  Kommunalvertretung  sollen  geltend  machen 
dürfen.  Das  letztere  ist  zu  bejahen.  Nur  so  wird  das  Volk, 
welches  nicht  bloss  als  Individuen-  und  Familienmasse,  sondern  als 
Gliederung  unentbehrlicher  kommunaler  und  nicht  kommunaler, 
wirtschaftlicher  und  nichtwirtschaftlicher  Körperschaften  des  öf- 
fentlichen Rechtes  sich  darstellt,  eine  vollständige  Vertretung 
finden  können.  Verwerflich  wäre  die  Beteiligung  der  Berufs- 
körperschaften nur  unter  der  doppelten  Voraussetzung,  dass  die 
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Volks-  und  die  Kommunalvertretung  nur  aus  Berufskörperschafts- 
Abgeordneten  zu  bestehen  hätte;  denn  die  Interessen,  welche 
in  den  wirtschaftlichen  und  nichtwirtschaftlichen  Berufskörper- 
schaften lebendig  sind,  umschliessen  durchaus  nicht  alle  vertre- 
tungsbedürftigen Interessen,  Gefühle  und  Wünsche  irgend  einer 
Landes-  oder  Orts-Einwohnerschaft.  Die  Vertretung  aus  den  zu 
allgemeinen  Individual-  oder  Volkswahlkörpern  konstituierten  Ele- 
mentargruppen der  National-  und  Ortsgemeinschaft  heraus ,  und 
zwar  die  Vertretung  überwiegend  von  hier  aus  ist  unter  den 
Verhältnissen  der  modernen  Gesellschaftsgliederung  unabweis- 
bar. Nur  ist  sie  dies  nicht  in  ausschliessender  Weise,  eine  Einsicht, 
w^elche  mit  der  Zeit  wahrscheinlich  um  so  eher  durchdringen 
wird  ,  je  mehr  die  einseitige  Klassenvertretung  der  Zensuswahl 
auch  in  der  Kommunalvertretung  immer  mehr  an  Boden  verlieren 
wird,  was  in  Frankreich  und  in  anderen  demokratischen  Republiken, 
in  England,  teilweise  auch  in  Deutschland  (Württemberg)  mehr 
oder  weniger  schon  vollzogen  und  für  andere  Länder  allem  An- 
scheine nach  nur  eine  Frage  der  Zeit  ist.  Die  Beteiligung  der 
Berufskörperschaften  an  den  politisch-kommunalen  Vertretungs- 
körpern ist  auch  keine  Einseitigkeit,  keine  neue  Privilegium-Bil- 
dung,  sobald  auch  sämtliche  nichtwirtschaftlichen  Körperschaften 
an  der  Volksvertretung  beteiligt  werden,  was  ja  unbedingt  zuzu- 
geben und  zu  fordern  ist;  eine  Vertretung  für  alle  Berufs- 
schichten neben  überwiegender  Vertretung  auch  für  die  im  all- 
gemeinen Stimmrecht  vertretenen  Elementargruppen  der  Gesell- 
schaft ist  eben  keine  Privilegiertenvertretung  ^). 

Nach  der  vorstehenden  verfassungspolitischen  Ausführung 
bezüglich  des  äusseren  politischen  Wirkungskreises  der  Wirtschafts- 
kammern rückt  nun  der  nichtvertretungsmässige  po- 
litische Wirkungskreis  derselben  in  das  Gesichtsfeld.  Der  letztere 
umfasst  alle  jene  Verrichtungen,  welche  die  Kammerorgane  im 
allgemeinen  nicht  bloss  im  berufsgemeinschaftlichen  Interesse  für 
die  Volkswirtschaft  und  für  das  volkswirtschafthche  Bildungswesen 
zu  vollziehen  haben. 

Dahin  fallen  folgende  Aufgaben :  Erteilung  von  Ratschlä- 
gen und  Gutachten,  auf  Verlangen  der  Staats- ,  Ge- 
meinde- und  anderer  öffentlicher  Behörden.  Sodann  ordentliche 
und  ausserordentliche  Berichterstattungen  an  die  Be- 
hörden, einjährige  kurze  und  fünfjährige  entwicklungsübersichtliche 
i)  Die  nähere  Begründung  siehe  in  meinen   »Kern-  und  Zeitfragen«. 
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nach  dem  guten  Gedanken  der  v.  Heyden  sc\vQn  Vorlage.  Weiter 
die  Austeilung  der  Staatsbeiträge  und  die  Verwendungs- 
kontrolle bezüglich  der  letzteren.  Ferner  die  Mitwirkung  mit  den 
öffentlichen  Behörden  im  ganzen  Umfang  der  staatlichen  Volks- 
wirt s  c  h  aft  sp  fl  e  g  e  je  für  den  Umkreis  der  betreffenden 
wirtschaftlichen  Berufsgemeinschaft  (Prämierungswesen ,  Ausstel- 
lungswesen, Versuchswesen,  Prüfungswesen,  Fortbildungswesen 
u.  s.  w.).  Hiezu :  die  übertragene  Ausführung  oder  Mitaus- 
führung der  öffentlichen  Wirtschaftspolizei ,  z.  B.  bezüglich  des 
Markt-  und  Börsen- ,  des  Muster-  und  Markenschutzwesens ,  des 
Seuchenschutzes.  Künftig  wohl  namentlich  noch  Mitwirkung  bei 
der  volkswirtschaftlichen  Verwaltung  der  öffentlichen  Kredit-  und 
Versicherungsanstalten.  Auch  Mitwirkung  im  ganzen  Umfang  der 
staatlichen  und  kommunalen  »Sozialpolitik«  zu  Gunsten  der  Lohn- 
arbeiter und  anderer  »kleinen  Leute«.  Dazu  kommen  Kostenbe- 
teiligung, Mitaufsicht,  Ernennung  und  Ernennungsvorschlag,  Be- 
amtenbestätigung, Rechnungsrevision,  Beschwerden-Erledigung, 
Disziplinarentscheidung,  Satzungsentwerfung  und  Satzungsbestä- 
tigung, Stellung  von  technisch  ökonomischen  Sachverständigen 
auf  Ersuchen  der  Gerichte.  Diese  Funktionen  sind  einige  Haupt- 
leistungen aus  dem  grossen  Umkreise  der  inneren  politischen 
Kammerthätigkeit.  In  den  Kreis-,  den  Landes-  und  den  Zentral- 
vereinen der  Landwirtschaft  und  des  Gewerbelebens  ist ,  soferne 
diese  Vereine  mit  der  Staats-  und  Gemeindeverwaltung  zusammen- 
wirken und  Untertützung  aus  öffentlichen  Mitteln  erhalten ,  diese 
Seite  der  politischen  Thätigkeit  der  Wirtschaftskammern  bereits 
aufs  reichste  angesetzt.  Diese  Quasikammern  harren  nur  der 
vollen  Verdichtung  zu  öffentlich-rechtlichen  Volleinrichtungen  un- 
beschadet des  Uebrigbleibens  freier  fachwirtschaftlicher  Vereine. 
Und  so  liegt  die  Einsicht  nahe ,  dass  nur  durch  weitere 
Entfaltung  und  öffentlich-rechtlic  he  Festigung 
des  inneren  politischen  Wirkungskreises  der 
W  i  r  t  s  c  h  af  ts  k  am  m  e  r  n  eine  E  n  t  b  u  r  e  a  u  k  r  ati  s  i  e- 
rung  der  ganzen  volkswirtschaftlichen  Verwal- 
tung in  Staat  und  Gemeinde,  sowie  die  Vermei- 
dung Staats-  und  gemeindekommunistischerFehl- 
bildungen  möglich  wird. 

Der  gesamte  nun  vorgeführte  und  entfaltete  Wirkungskreis 
der  Wirtschaftskammern  ergiebt,  dass  die  Wirtschaftskammern 
als  die  körperschaftlichen  Zentralorgane  autonomer  und  politischer. 
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vertretungsmässiger  und  nicht  vertretungsmässigcr  Gesamt  Wahr- 
nehmung der  Interessen  der  grossen  Berufshauptzweige  der  Volks- 
wirtschaft sich  darstellen. 

Wirft  man  einen  Rückblick  auf  die  Gesamtheit  der  wirt- 
schaftskammerlichen  Funktionen  ,  so  treten  drei  für  die  Lösung 
des  Problems  der  VVirtschaftskammern  wichtige  Wahrnehmungen 
hervor  : 

erstens:  mindestens  die  Vertretungsthätigkeit ,  die  auto- 
nome und  die  politische,  ist  allgemeines  Bedürfnis  für  jede  Haupt- 
berufsschichte und  zwar  vom  Umfang  der  Kreis-Berufsgemeinschaft 
an  bis  zur  Reichs-Berufsgemeinschaft,  die  Kammereinrichtung  ist 
daher  in  professioneller  Gliederung  und  in  territorialer  Stufung 
allgemein  durchzuführen ; 

zweitens:  der  Aufwand  kann,  da  die  Kammern  weder 
die  Privatunternehmung  oder  die  freiwillige  Wirtschaftsgenossen- 
schaft aufzusaugen,  noch  die  öffentlichen  Versicherungs-,  Kredit- 
und  anderen  Zwangs-Sonderverbände  auf  ihre  Rechnung  durch- 
zuführen, sondern  lediglich  auf  Rechnung  der  von  solchen  Anstalten 
Gebrauch  machenden  berufsangehörigen  Privatwirtschaften  zu  be- 
einflussen hätten,  nur  ein  geringer  sein;  der  finanzielle  Bedarf  be- 
schränkt sich  im  wesentlichen  auf  das  ständige  Sekretariat 
und  dessen  Materialbedarf,  auf  Reise- ,  Druck- ,  Portoauslagen, 
sowie  auf  die  Auslagen  für  Fachbildung,  Musteranschaffung,  Aus- 
stellungen, Prämiierung  u.  dergl.  Der  Kammerfinanzbedarf  wird 
daher  ein  drückender  nicht  werden  können. 

drittens:  ein  erheblicher  Teil  des  Aufwandes  wird ,  da 
der  ganze  politische  Wirkungskreis  der  Kammern  im  öffentlichen 
Interesse  auszuüben  ist  und  da  auch  der  autonome  Wirkungskreis 
unentbehrliche  Grundlage  der  politischen  Kammerthätigkeit  ist,  z  u- 
schussweise  ausStaats-  und  Gemeindemitteln  ge- 
deckt werden  sollen  und  da  ferner  die  Kammern  manches  über- 
nehmen werden,  was  sonst  der  Kommunal-  und  Staatsverwaltung 
anheimfiele  und  teihveise  seitdem  schon  anheimfiel,  so  lässt  es 
sich  wenigstens  für  den  Anfang  rechtfertigen ,  die  selbständige 
Besteuerungsbefugnis  der  Kammern  entweder  ganz  zu 
umgehen  oder  auf  ein  niedrigst  gehaltenes  Höchst- 
mas s  zu  beschränken. 

Der  Ueberblick  über  den  Gesamtwirkungskreis  der  Wirt- 
schaftskammern hat,  worüber  nunmehr  kein  Wort  weiter  zu  ver- 
lieren ist,    die  völlige  Unrichtigkeit,  wenigstens  Unzulänglichkeit 
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der  Bezeichnung  :  I  nteressenvertretung«  ergeben.  I.- Ver- 
tretung liegt  ja  a  u  c  h  jeder  Wirtschaftskammer  ob  und  die  auto- 
nome Vertretung  berufsgemeinschaftlicher  Interessen  gegenüber 
den  Behörden,  gegenüber  der  Volksvertretung  und  gegenüber  der 
öffentlichen  Meinung  war  zuerst  ihre  Hauptaufgabe ;  diese  Haupt- 
aufgabe wird  stets  bleiben.  Allein  davon  ist  nicht  die  Rede, 
dass  die  Vertretung,  die  autonome  und  die  politische  ausschliess- 
lich den  Wirkungskreis  der  Wirtschaftskammern  bilde.  Dem 
widerspricht  die  ganze  obige  Auseinanderlegung  des  Funktions- 
kreises der  Wirtschaftskammern.  Will  man  aber  die  Wirtschafts- 
kammern als  Interessenvertretungen  bezeichnen  ,  so  sind  sie  In- 
teressenvertretung nicht  in  schlimmerem  Sinne,  als  es  jede  indi- 
vidualistische oder  Elementargruppen-Vertretung,  sei  es  nach  dem 
Zensussystem ,  sei  es  nach  dem  System  der  allgemeinen  Volks- 
wahl, auch  ist. 

Die  Aufgaben  der  Wirtschaftskammern  sind  offenbar  so  be- 
deutungsschwer für  das  Leben  der  ganzen  modernen  Volks- 
wirtschaft, dass  die  Frage,  o  b  Wirtschaftskammern  allgemein  zu 
errichten  seien,  sich  von  selbst  bejaht. 

III.  Die    Organisation  der  Wirtschaftskammern. 

Wenn  hienach  die  Wirtschaftskammern  überhaupt  und  all- 
gemein zu  errichten  sind ,  so  fragt  es  sich ,  wie  sie  einzu- 
richten sind. 

Die  Grundlage  der  Organisation  besteht  nun  darin  ,  die 
verschiedenen  Berufshauptschichten  von  einander  abzugrenzen, 
sodann  jede  derselben  zu  einer  handlungsfähigen  Körperschaft 
mittelst  Mitgliedschaftszwanges  und  Wahlrechtserteilung  zu  kon- 
stituieren, endlich  aus  den  berufsgemeinschaftlichen  W'ahlkörper- 
schaften  die  Kammern  als  Vertretungskörper  mit  einem  Vorstand, 
sowie  mit  dem  erforderlichen  Dienstpersonal  und  Dienstmaterial 
hervorgehen  zu  lassen. 

Zuerst  die  Berufsabgrenzung!  Bisher  sind  hauptsäch- 
lich nur  Industrie,  Handel  und  Verkehr,  auch  Bergbau,  alle  vier 
zusammen  kammerlich  organisiert  gewesen  (vgl.  Abschnitt  I). 
Daneben  drängen  sich  jetzt  auch  die  Land-  und  Forstwirtschafts- 
kammern hervor.  Man  kann  der  Kürze  wegen  die  ersteren  auch 
Handelskammern,  die  letzteren  Landwirtschafts- 
kammern nennen.  Diese  Grundgliederung  Hesse  sich  weiter 
treiben  und  vielleicht  schreitet  sie  einmal,  was  die  Handelskammern 
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betrifft ,  zur  weiteren  Scheidung  zwischen  I  landeis-  und  Bank- 
betrieb ,  Bergbau,  Industrie  fort  und  selbst  in  Hinsicht  auf  die 
Landwirtschaftskanimern  ist  wenigstens  regional  eine  weitere  Glie- 
derung nach  grossen  Zweigen  der  Landwirtschaft  und  der  Land- 
wirtschaftsindustrie nicht  ausgeschlossen.  Für  die  nächst  absehbare 
Zeit  sind  jedoch  solche  weiteren  Abscheidungen  nicht  in  Aussicht 
zu  nehmen  und  die  Sektionenbildung  innerhalb  der  beiden  Kanimer- 
hauptgattungen  gestattet  im  gegebenen  weitesten  Rahmen  hin- 
reichende Gliederung. 

Dagegen  beginnt  jetzt  schon  nach  dem  Unterschied  und 
Interessengegensatz  zwischen  Grossbetrieb  und  Kleinbetrieb,  Gross- 
besitz und  Kleinbesitz  eine  Scheidung  sich  zu  vollziehen.  Zunächst 
einmal  innerhalb  der  gewerblich-kommerziellen  Vertretung,  indem 
von  den  Handelskammern  besondere  Han  dwerkskammern 
losgelöst  werden  wollen,  wie  in  Preussen  nach  dem  v.  BerlepscJi- 
schen  Projekt  und  neuestens  in  Oesterreich  nach  dem  Hohemvarf  - 
sehen  W.Reformplan.  Es  ist,  wie  bereits  mitgeteilt  worden,  nicht 
unwahrscheinlich,  dass  auch  von  den  Landwirtschaftskammern  be- 
sondere Vertretungen  des  mittleren  und  des  kleineren  Landwirt- 
schaftsbetriebes, wenigstens  was  die  territorial  engsten  oder  un- 
tersten Vertretungskörper  betrifft  ,  sich  ablösen  oder  schon  von 
Anfang  an  abgeschieden  werden  werden.  Dieselben  sollen  hier 
kurzweg  Bauern  k  am  mern  heissen.  Zwischen  Gross-  und 
Kleinbetrieb  ist  die  Interesseneinheit  keine  vollständige,  das  Ver- 
tretungsbedürfnis kein  gleichartiges  und  der  ürganisationsschwer- 
punkt,  welcher  beim  selbstwirtschaftenden  Mittel-  und  Kleinbetrieb 
in  einen  engeren  Kreis  fällt ,  verschieden  gelegen.  Will  man 
keine  der  beiden  Schichten  zum  Herrschafts-  oder  Belastungs- 
schemel für  die  andere  herabdrücken,  so  wird  man  dieselben 
besser  trennen.  Dies  schliesst  weder  aus,  dass  die  Handwerks- 
kammern mit  den  Handeisskammern  in  den  höheren  Stockwer- 
ken des  wirtschaftskammerlichen  Gesamtorganismus  ,  etwa  im 
Regierungsbezirks-  oder  Provinzialverband  unteilbar  oder  kurien- 
weise wieder  zusammenlaufen ,  noch  schliesst  es  aus ,  dass  im 
Elementarbezirk,  als  welchen  wir  den  gewerblichen  uud  landwirt- 
schaftlichen Landkreis-  und  Stadtkreisbezirk  ansehen,  für  ein- 
zelne gemeinsamen  Interessen,  z.  B.  für  das  Fort- 
bildungswesen, die  Fach  s  c  h  u  lun  t  erh  a  1  tu  n  g  Gross- 
und  Kleinbetrieb  zusammengefasst    werden  und 
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dass  Grossindustrielle  und  Grossgrundbesitzer  in  diesen  Elementar- 
bezirken wahlberechtigt  und  wählbar  gemacht  werden. 

Hier  sei  nur  schon  angedeutet,  dass  die  Schwierigkeit,  den 
Pächtern  und  den  Werkführern  mit  ihrer  für  das  Kammerwesen 
unschätzbaren  Kraft  die  richtige  Stellung  im  Kammern-Gesamt- 
organismus zu  geben,  nur  auf  diesem  Wege  eine  einfache  Lösung 
finden  dürfte. 

Die  Organisation  des  Klein-  und  Mittelbesitzes  in  Handwerks- 
und in  Bauernkammern  würde  schon  im  Land-  und  im  Stadtkreis 
an  Stelle  der  jetzigen  Kreisgewerbe-  und  Kreis-Landwirtschafts- 
vereine anheben,  die  Grossbetriebskammern  für  sich  oder  in  Ver- 
knüpfung mit  einem  weiteren  Verbände  der  Kreishandwerks-  und 
der  Kreis-Bauernkammern  erst  etwa  im  Regierungsbezirk  oder 
in  der  Provinz,  sofern  die  regionale  Abgrenzung  der  Kammer- 
bezirke nicht  den  Vorzug  verdienen  sollte. 

Bei  der  angedeuteten  Trennung  der  Bauern-  und  Handwerker- 
kammern von  den  Handels-  und  von  den  Landwirtschaftskammern 
wenigstens  im  Elementarbezirk  würden  auch  die  Schwierigkeiten 
der  Grenzziehung  zwischen  Gross-  und  Kleinbetrieb  wenn  nicht 
ganz  verschwinden,   doch  sehr  viel  leichter  zu  lösen  sein. 

Die  fundamentale  Scheidung  zwischen  Landwirtschaftskammern 
und  Handelskammern ,  Handwerkskammern  und  Bauernkammern 
stellt  sogleich  die  weitere  Frage,  ob  das  Geschiedene  nicht  wieder 
unbeschadet  der  durch  die  Scheidung  gewonnenen  inneren  Glie- 
derung zu  Gesamtvolkswirtschaftskammern,  zu  Kreis-,  Landes-  und 
Reichs  -  »Gesamtwirtschaftsräten«  zusammenzufassen 
wäre.  Der  Anlauf  hiezu  ist  schon  im  J.  1848  von  Mario  in 
Führung  der  Handwerkerbewegung  genommen  worden  und  Fürst 
Bismarck  hat  in  der  schon  erwähnten  Schöpfung  von  1884  den 
erwähnten  Griff  gethan.  Die  Meinung  ist  erlaubt,  dass  diese 
Gesamtwirtschaftsräte  einst  sich  wohl  bewähren  dürften  und  Be- 
deutendes würden  leisten  können.  Einmal  als  Wahlkörper  für 
den  wirtschaftlichen  Teil  der  Berufskörperschaftsvertretung  im 
Staat  und  in  den  grösseren  Kommunalkörpern.  Weiter  als  Basis 
zur  Erhebung  der  beruflichen  Bevölkerungsbewegung  (vgl.  A.  II). 
Sodann  als  Mittel ,  vor  grossen  Entscheidungen  die  auseinander- 
laufenden Grossbetriebs-  und  Kleinbetriebs-,  Gewerbs-  und  Agrar- 
Interessen  zur  allseitigen  Erörterung  und  zur  Ausgleichung  zusam- 
menzuführen. Das  Gesamtgewicht  aller  Gattungen  von  Wirtschafts- 
kammern zusammen  wäre  ein  bedeutendes,  aber  nicht  bloss  zum 
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Antrieb ,  sondern  auch  zur  Mässigung.  Die  Kommunal-  und 
Nationalvertretung ,  welche  eben  weit  mehr  als  wirtschaftliche 
Berufsvertretung  bleiben  und  für  immer  die  Entscheidung  in  der 
Hand  haben  wird ,  könnte  durch  Gesamtwirtschaftsräte  nicht  in 
Schatten  gestellt  werden.  Jede  Ueberhastung  dieser  Weiterbildung 
wird  jedoch  vorsichtig  zu  vermeiden  sein. 

Bei  der  Bildung  der  besonderen  Kammern ,  der  Handels- 
und der  Landwirtschafts- ,  der  Handwerks-  und  der  Bauernkam- 
mern tritt  nun  als  Grundaufgabe  die  Verwandlung  der 
Berufs  schichte  in  die  vertretungsberechtigte 
Berufskörperschaft  hervor.  Diese  »Konstituierung<-<  erfolgt 
durch  das  Recht  und  die  Pflicht  der  Mitgliedschaft. 

Es  sind  drei  Klassen  von  Personen,  welche  hiebei  in  Betracht 
kommen,  wenn  man  die  »öffentlichen  Unternehmungen«  zur  Mit- 
gliedschaft nicht  herbeizieht,  dieselben  vielmehr  durch  den  Staat 
und  durch  die  Gemeinde  als  vertreten  ansieht.  Diese  drei  für 
die  Mitgliedschaft  in  Betracht  kommenden  Klassen  von  Personen 
sind  i)  die  Unternehmer,  2)  die  Personen,  welche  bloss  die  Ar- 
beitskraft hergeben ,  3)  die  Personen ,  welche  dem  betreffenden 
Berufsleben  bloss  ihren  Besitz  leihen,  ohne  an  Verlust  und  Gefahr 
Anteil  zu  nehmen. 

In  erster  Linie  kommen  die  Unternehmer  und  für  die 
Aktien  Unternehmungen  die  Direktoren  der  letzteren  in  Betracht. 
Und  zwar  voll  und  ganz  nur  diejenigen ,  welche  eine  selbst- 
ständige Acker-  und  Gewerbenahrung  haben. 
Die  vollwichtigen  Berufsträger  sind  es ,  auf  welche  der  Schwer- 
punkt zu  liegen  kommen  muss,  nicht  solche,  welche  den  Landbau 
oder  ein  Gewerbe  und  den  Handel  fetzenweise  zum  Nebenerwerb 
treiben.  Der  Begriff  der  selbständigen  Nahrung  lässt  sich ,  wie 
sich  zeigen  wird,  praktisch  durchführen.  Gänzlich  vertretungslos 
brauchen,  wie  ebenfalls  bald  hervortreten  wird,  die  Neben-  und 
Halbbetriebe  darum  nicht  gemacht  zu  werden. 

Es  giebt  nun  zwei  Unterklassen  von  Unternehmern ,  solche, 
welche  bloss  die  Leitung  ausüben ,  wie  Grossgrundbe- 
sitzer mit  Regiebetrieb  und  Grossgeschäftsherren, 
und  solche,  welche  auch  an  der  ausführenden  Arbeit  in  oder  ohne 
Gemeinschaft  mit  den  familienangehörigen  Arbeitskräften  sich  be- 
teiligen:  Bauern,  Pächter,  Handwerker,  Kleinhänd- 
1  e  r.  Beide  Unterklassen  werden  nicht  zusammenzuwerfen  sein 
und  die  Scheidung  beider   ergiebt  sich  schon  dadurch ,    dass  für 
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die  Grossgeschäfte  nicht  schon  ein  Kreisverband ,  sondern  erst 
ein  Regierungsbezirks-  oder  Provinzialverband  funktionell  gefordert 
ist.  Kreislandwirtschafts-  und  Kreisgewerbekammern,  welche  durch 
Fortbildung  der  bisherigen  landwirtschaftlichen  und  gewerblichen 
Kreisvereine  so  leicht  zu  gewinnen  sind,  haben  die  Bauern  und 
die  Handwerker  samt  Pächtern  aufzunehmen  und  aus  ihnen  haben 
dann  weitere  Landeskammerverbände  der  Bauernschaften  und  des 
Handwerkes  hervorzugehen ,  welche  entweder  selbständig  neben 
den  Grossbesitzkammern  des  Regierungsbezirkes  oder  Landes 
oder  als  Kurien  zusammen  mit  landwirtschaftlichen  und  gewerb- 
lichen Grossbetriebskammern  auftreten. 

Als  die  zweite  Klasse  von  Personen,  welche  für  die  Kammer- 
mitgliedschaft in  Betracht  kommen,  stellen  sich  die  bei  den  betreffen- 
den selbständigen  »Nahrungen«  beschäftigten  Bediensteten ,  die 
Wirtschafts-Beamten  und  die  ausführenden  Lohnar- 
beiter dar. 

Ihre  Beteiligung  an  der  Kammerorganisation  ist  eine  vielfach 
auftretende  Forderung,  aber  über  die  Wege  zu  sachgemässer  Er- 
füllung dieser  Aufgabe  findet  sich,  soweit  Verfasser  ds.  Umschau 
halten  konnte,  die  wünschenswerte  Klarheit  nirgends.  Man  wird 
diese  Klarheit  auch  nicht  erlangen ,  wenn  man  weder  Grossbe- 
triebs- und  Kleinbetriebs-Arbeit  auseinanderhält ,  noch  unter- 
scheidet zwischen  den  Gehilfen  der  wirtschaftlich-technischen  Ge- 
schäftsleitung,  den  Verwaltern  und  Werkführern  einer- 
seits und  den  übrigen  Lohnarbeitern,  »Arbeitern«  i.  e.  S.,  noch 
zwischen  den  gelernten  und  den  ungelernten,  s.  g.  gemeinen  »Ar- 
beitern« ,  noch  zwischen  den  Arbeitern,  welche  zur  Familie  des 
Bauern  und  Handwerkers  durch  Verwandtschaft  oder  durch  das 
Gesindeverhältnis  gehören ,  beziehungsweise  auf  Grossgütern  als 
ständige  Taglöhner  sitzen,  und  allen  Arbeitern  andererseits,  welche 
hauswirtschaftlich  jeder  festen  Verknüpfung  mit  dem  Arbeitgeber 
entrückt  sind.  Zur  glücklichen  Lösung  der  Aufgabe  wird  weiter 
dies  gehören,  dass  man  scharf  darauf  sieht,  ob  die  Bediensteten 
als  berufsangehörig,  als  Träger  einer  bestimmten  Fachleistung 
oder  als  Arbeiter  anzusehen  sind,  welche  abwechselnd  in  jedem 
Berufe  thätig  sind ,  daher  an  einem  bestimmten  Beruf  ein  In- 
teresse nicht  haben,  folgerichtig  an  einer  Berufsvertretung  nicht 
zu  beteiligen,  in  ihrem  gemeinsamen  Klasseninteresse  sonstwie 
sicherzustellen  sind.  Alle  genannten  Arbeiterklassen  zusammen 
haben  gewisse,  gemeinsame  Interessen,  ganz  abgesehen  von  dem 
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besonderen  Berufe,  welchem  sie  angehören ,  z.  B.  den  Arbeiter- 
schutz betreffend,  aber  nicht  alle  sind  Berufsarbeiter,  sie  sind 
daher  auch  nichtalle  zur  berufsgemeinschaftlichen 
Vertretung  beizuziehen. 

Eine  eigentümliche  Stellung  im  Kreise  der  Lohnarbeit  nehmen 
die  Wirtschaftsbeamten  oder  VVirtschaftsbediensteten  ein  ;  die 
Werkführer,  Geschäftsführer,  Verwalter  in  der 
Grossindustrie  und  in  der  Grosslandwirtschaft.  Ihnen  wird  nicht 
bloss  durch  Stellvertretung  des  Geschäftsherrn  im  Auftrag  des  letz- 
teren, sondern  auch  innerhalb  der  bäuerlichen  und  handwerklichen 
Kreiskammern,  sowie  etwaigen  Innungs-Verbänden  (Fachgenossen- 
schaftsverbänden) Raum  zu  schaffen  sein ,  namentlich  für  alles 
praktische  Fortbildungswesen,  Fachschulen,  Lehrwerkstätten,  so- 
ferne  hieran,  wie  sich  zeigen  wird,  die  Grossbetriebe  der  betref- 
fenden Berufsgenossenschaften  und  Kammern  quantitativ  und 
qualitativ  das  hervorragendste  Interesse  haben.  Die  technisch 
führende  Arbeiterschichte  ist  wenigstens  für 
die  körperschaft  liehe  Förderung  des  Fachbil- 
dungs-  undLehrwerkstättenwesens  von  hervor- 
ragendster Bedeutung.  Es  kann  in  Frage  kommen,  ob 
nicht  so  weit  zu  gehen  wäre ,  ihnen  in  den  Kreiskammern  auf 
irgend  eine  Weise  einige  Vertreter  zu  sichern. 

Nicht  bloss  die  Klassen  der  Eigentumsbearbeiter,  die  Bauern, 
die  Handwerker,  sowie  auch  die  landwirtschaftlichen  und  sonstigen 
Grossunternehmer ,  die  Pächter  samt  Lohnarbeitern  kommen 
für  Recht  und  Pflicht  der  Mitgliedschaft  in  Betracht,  sondern  auch 
die  Klasse  aller  jener,  welche  bloss  die  Produktions-  und  Betriebs- 
mittel aus  ihrem  Eigentum  stellen ,  ohne  selbst  an  der  leitenden 
und  ausführenden  Arbeit  und  am  Betriebsrisiko  sich  zu  beteiligen, 
die  Betriebsmittel-Besitzer. 

Nun  ist  die  Mitgliedschaft  wesentlich  aus  dem  Gesichtspunkt 
zu  entscheiden  ,  dass  die  Wirtschaftskammer  die  im  selben  wirt- 
schaftlichen Beruf  thätigen  und  unmittelbar  interessierten  Personen 
zu  einer  Körperschaft  zusammenzufassen  hat.  Das  blosse,  vom 
beruflichen  Betriebsgeschick  losgelöste  Betriebsmittel-Eigentum, 
der  Besitz,  muss  daher  in  der  Organisation  hinter  die  eigentlich 
berufsthätigen  Personen  eher  zurücktreten.  Niemand  wird  daran 
denken,  den  Geldgläubiger  oder  auch  nur  den  Vermieter  einer 
handwerklichen  oder  bäuerlichen  Gebäude-  oder  sonstigen  stehen- 
den Einrichtung  in  den  Kammerorganismus  einzufügen.    Man  wird 
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unter  demselben  Gesichtspunkt  es  wohl  vorzuziehen  haben,  dass 
aus  Aktiengeschäften  nicht  der  Verwaltungsratsvorstand,  sondern 
die  technisch-ökonomische  Direktion  herangezogen  werde,  und 
dass  der  gutsfremde  absentistische  Besitzer,  welcher  durch  Beamte 
wirtschaftet,  wenigstens  innerhalb  der  landwirtschaftlichen  Kreis- 
kammer durch  seinen  Direktor  sich  vertreten  lassen  könne  oder 
gar  müsse. 

Beim  landwirtschaftlichen  Pachtbetrieb  wäre  es  fraglich ,  ob 
nicht  der  Pächter  hervor-,  der  Verpächter  zurückzutreten 
hätte.  Eine  Vertretung  der  Verpächter  wird  sich  nur  unter  den 
zwei  Voraussetzungen  rechtfertigen  lassen  ,  einmal  dass  auch  die 
Pächter  gebührend  vertreten  sind  und  dass  zweitens  die  Ver- 
pächter am  landwirtschaftlichen  Betriebe  durch  Gutsverbesserung 
oder  wenigstens  durch  Gutsansässigkeit  Anteil  nehmen.  Dies 
wird  nur  ergeben ,  wenn  die  so  viel  Berufsinteresse ,  Intelligenz 
und  Betriebskapital  repräsentierenden  Pächter  in  den  Bauern- 
kammern volle  Vertretung  gleich  den  Bauern  finden,  die  Mit- 
gliedschaft aber  dem  nichtabsentistischen  Grossgrundbesitz  in  den 
provinziellen  Landwirtschaftskammern  eingeräumt  wird.  Die  Lösung 
jeder  Schwierigkeit  liegt  auch  hier  in  der  Scheidung  der  Klein- 
und  der  Grossbetriebs- Vertretung,  in  der  Selbständigkeit  einer 
aus  den  Kreiskammern  hervorgehenden  bauerschaftlichen  Kurial- 
vertretung  innerhalb  der  Landes-Landwirtschaftskammer  neben 
der  direkt  vom  Grossgrundbesitz  gewählten  Kurie  dieser  letzteren 
Kammer.  Für  die  etwaige  politische  Wahl  in  die  allgemeine 
Volksvertretung  hätten  beide  Kurien  gesonderte  Wahlkörper  zu 
bilden.     Nur  so  ergeben  sich  natürliche  Verhältnisse. 

Der  grosse  Privatforstbesitz  wird  mit  dem  grossen  land- 
wirtschaftlichen Grossgrundbesitz  in  einer  und  derselben  Land- 
wirtschaftskammer, beziehungsweise  Landwirtschaftskammer-Kurie 
zusam.menzufassen  sein.  Der  staatliche  und  körperschaftliche 
Forst-  und  Feldbesitz  dürfte  nach  dem  massgebenden  Grundsatz 
der  Berufsgemeinschaft  in  den  Kammerorganismus  nicht  einzu- 
beziehen  sein,  zumal  da  derselbe  in  Staat  und  Gemeinde  schon 
ausreichende  Vertretung  besitzt. 

Dagegen  ist  die  Heranziehung  bloss  des  vormals  guts- 
herrlichen Grossgrundbesitzes  und  zwar  bloss  für 
reichs-  und  landtägliche  Vertretung ,  wie  das  im  cisleithanischen 
Oesterreich  geschieht,  als  eme  nachzuahmende  und  endgültige 
Lösung    kaum    anzusehen.     In  der  Landwirtschaftskammer    muss 
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jeder  heutige  Grossgutbetrieb  und  Grossgrundbesitz  auch  der 
grossbürgerhche  vertreten  sein.  Soll  der  ehemals  gutsherrliche 
Grundadel  nicht  als  gutsherrliche  Standesschichte,  will  er  vielmehr 
als  konservatives  Element  zur  Volksvertretung  herangezogen  wer- 
den, so  stehen  seine  Sitze  sachgemäss  wo  anders,  nämlich  in  den 
Herrenhäusern,  wofern  diese  Vorzugsstellung  überhaupt  noch  Be- 
rechtigung hat. 

Die  Ziehung  der  Scheidelinie  zwischen  der  Mitglied- 
schaft zu  den  beiderlei  Klein  betriebskammern  und  der  Mitglied- 
schaft zu  den  beiderlei  Gross  betriebskammern  wird  von  vielen 
als  eine  fast  unlösbare  Schwierigkeit  angesehen,  und  doch  ist  dem 
kaum  so. 

Der  V.  Berlepscli  sehe.  Entwurf  für  die  »Fachgenossenschaften« 
(obligatorischen  Innungen)  sieht  vor ,  dass  nicht  nur  alle  vom 
Meister  und  seinen  noch  so  vielen  Gehülfen  manuell  vollzogenen, 
nicht  auf  den  kaufmännischen  Vertrieb  eingerichteten  Werkvor- 
richtungen —  so  wird  der  Begriff  des  »Handwerks«  doch  wohl 
zu  fassen  sein  ?  —  sondern  auch  alle  gewerblichen  Betriebe, 
welche  nicht  mehr  als  20  Gehilfen  beschäftigen ,  in  die  »Fach- 
genossenschaften« und  mittelst  dieser  in  die  Handwerkskammern 
einzubeziehen  sein.  Dies  stellt  die  Masse  aller  Fachbetriebe  in 
die  Innungen  ein ,  wenn  auch  der  Bundesrat  von  der  ihm  zuge- 
dachten Befugnis,  die  massgebende  Gehilienzahl  niedriger  zu  nor- 
mieren, einen  umfassenden  Gebrauch  machen  sollte.  Die  leitende 
Absicht  hiebei  ist ,  dem  Handwerk  die  Kraft  und  Intelligenz  des 
schon  mehr  oder  weniger  industriellen  Klein-  und  Mittelbetriebes 
zur  Verfügung  zu  stellen.  Diese  Absicht  hat  unser  bester  Kenner 
der  Handwerkerbewegung,  Hmnpke,  in  seiner  Schrift  ^)  mit  so  viel 
Geschick  als  Eifer  vertreten  und  auch  den  Namen  der  Gewerbe- 
kammer an  Stelle  der  Handwerkerkammer  in  Vorschlag  gebracht. 
Es  fragt  sich  indessen ,  ob  man  nicht  noch  weiter  gehen  kann 
und  soll,  indem  man  alle  fachgleichen  oder  fachverwandten  Be- 
triebe, auch  die  mittleren  und  grossen  in  die  Kreiskammern  hinein- 
zieht. In  der  That  entspricht  dies  dem  Bedürfnis  des  Lebens. 
Die  Hauptaufgaben,  die  Ordnung  des  LehrHngswesens,  sowie  die 
Pflege  der  Fachbildung  und  der  Fortbildung  sind ,  wie  eben 
Hanipke  resümierend  hervorhebt,  ebenso  im  Interesse  der  grössten 
wie  der  kleinsten  und  der  mittleren  Betriebe  gelegen.  Sämtliche 
Betriebe  ohne  Unterschied  des  Umfanges  können  und  sollen  daher 

i)  Handwerks-  oder  Gewerbekammern? 
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zum  Kreisverband  beigezogen  werden.  Denn  die  gesamte  im 
Kreise  vorhandene  Fach-Intelligenz  und  gewerbliche  Steuerkraft 
kommt  dann  der  Kammerthätigkeit  sach-  und  bedürfnisgemäss 
zu  statten. 

Das  könnte  in  verschiedener  Weise  bewerkstelligt  werden. 
Entweder  nehmen  die  Vertreter  der  nicht  mehr  handwerklichen 
Betriebe  nur  an  der  Verwaltung  des  Lehrlings-,  Fort-  und  Fach- 
bildungswesens Anteil,  erforderlichen  Falles  nur  durch  ihre  Ge- 
schäfts- und  Werkführer,  welche  ein  den  Kleinunternehmern  homo- 
generes Element  darstellen,  oder  ihre  Vertreterin  der  Fachgenossen- 
schaft und  Handwerkskammer  nehmen  am  ganzen  kreiskammer- 
lichen  Wirkungskreis  Anteil.  Unbedingt  wird  freiUch  dafür  zu 
sorgen  sein,  dass  die  Vertretung  der  Grossbetriebe  der  Zahl  nach 
einen  überwuchernden  Einfluss  nicht  erlangen  und  dass  anderer- 
seits die  Grossbetriebe  finanziell  nicht  in  ausbeutender  Weise  heran- 
gezogen werden  können.  Beide  Kautelen  sind  praktisch  ohne 
Schwierigkeit  zu  finden  und  durchzuführen. 

Die  Herbeiziehung  auch  der  Grossbetriebe  zur  Lösung  der 
mit  dem  Mittel-  und  Kleinbetrieb  gemeinsamen  Aufgaben  ist  aber 
nur  im  Kreisverband  angezeigt.  In  die  Handwerkskammern  auch 
für  weitere  Gebietsabteilungen  hätten  die  Ver- 
treter der  Grossbetriebe  nicht  mit  zu  wählen, 
soferne  sie  ja  im  weiteren  Verbände  durch  die  Handelskammern  ihre 
besondere  Berufs-Landesvertretung  finden.  Dagegen  wären,  wenn 
weitere  besondere  Fach  verbände  einzelner  Fachgenossenschaften 
gebildet  werden  würden,  auch  die  Grossbetriebsvertreter,  welche 
in  der  Fachgenossenschaft  stünden,  zu  den  weiteren  Fachverbän- 
den beizuziehen.  Von  einer  das  eigentliche  Handwerk  zurück- 
setzenden Doppelvertretung  wäre  bei  dieser  Lösung  überall  nicht 
die  Rede.  Letztere  ist  wohl  nur  deshalb  bis  jetzt  nicht  vorge- 
schlagen worden,  weil  man  zwischen  Kreis-  und  Landeskammern 
der  Berufsschichten  bis  jetzt  nicht  unterschieden  hat,  obwohl  im 
gewerblichen  und  im  landwirtschaftlichen  Vereinswesen,  die  Schei- 
dung von  Kreis-  und  Zentralvereinen  analog  und  ohne  Ausschlies- 
sung der  Grossunternehmer  längst  besteht. 
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I. 

Dass  eine  v-erlässliche  Handelsstatistik  in  erster  Linie  berufen 
ist ,  der  Handelspolitik  eines  Staates  Führer  und  Rater  zu  sein, 
wird  allseitig  anerkannt.  Bei  allen  grossen  Streitfragen ,  welche 
unser  Jahrhundert  auf  dem  Gebiete  der  Handelspolitik  erstehen 
sah ,  holten  sich  die  kämpfenden  Parteien  ihr  Rüstzeug  aus  der 
Handelsstatistik,  nur  dass  sonderbarerweise  gar  oft  dieselben  sta- 
tistischen Argumente,  welche  die  eine  Partei  zu  ihren  Gunsten  an- 
führte, der  anderen  das  gerade  Gegenteil  bewiesen.  Man  war  sich 
zwar  stets  gewisser  Kardinalfehler  bewusst,  welche  jeder  Handels- 
statistik notwendig  anhaften  mussten ,  man  tröstete  sich  jedoch 
gewöhnlich  mit  dem  weitherzigen  »Gesetz  der  grossen  Zahlen«, 
welches  die  Ungleichheiten  gegenseitig  kompensieren  sollte.  Dies 
Vertrauen  ging  entschieden  zu  weit ,  insbesondere  dann ,  wenn 
Vergleiche  angestellt  wurden,  durch  welche  ja  statistischen  Ziffern 
überhaupt  erst  eine  Seele  eingehaucht  wird.  Infolge  der  viel- 
fachen Abweichungen  und  Veränderungen  in  der  Art  und  Weise 
der  statistischen  Erhebung  konnte  nicht  einmal  ein  Vergleich  der 
Ziffern  für  ein  Land  immer  ein  richtiges  Bild  geben,  um  wie  viel 
weniger  konnte  dies  ein  Vergleich  von  Ziffern  verschiedener  Länder, 
nachdem  jeder  Staat  seine  eigene  Erhebungsmethode  verfolgt  und 
eine  internationale  Regelung  bisher  nicht  einmal  angeregt  wurde. 

Wie  grosse  Differenzen  sich  ergeben  können  ,  sei  durch  fol- 
gende Gegenüberstellungen  der  Werte  für  den  Handelsverkehr 
einzelner  Staaten  untereinander  illustriert.  Es  wurden  hiebei  ab- 
sichtlich   Nachbarländer    gewählt ,    weil    bei    Vorhandensein    von 
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Transitländern  das  Bestimmungs-  oder  Ursprungsland  oft  schwer 
festzustellen  ist,  die  Berechnung  demnach  eine  ungenaue  bleiben 
muss.     Es  bezog: 

n.  d.  deutschen  Stat.        n.  d.  franz.  Stat, 

Deutschland  von  Frankreich        1891 :  261,8  Mill.  M.       287,5 
Frankreich  von  Deutschland        1891 :  238.0      »       »         296,6 

n.  d.  deutschen  Stat.        n.  d.  österr.  Stat. 

Deutschland  V.  Oesterreich-Ung.  1891:   598,9  Mill.  M.       633,1 
Oesterreich-Ung.  v.  Deutschland  1891 :  347,8      »      »         374.2 

n.  d.  deutschen  Stat.         n.  d.  russ.  Stat. 
Deutschland  von  Russland  1891:   580,4  Mill.  M.       620,5 

Russland  von  Deutschland:  1891 :   262,6      »       »         344^0 

n.  d.  deutschen  Stat.      n.  d.  Schweiz.  Stat. 
Deutschland  von  der  Schweiz     1891:    144,9  Mill.  M.        131,2 
Schweiz  von  Deutschland  1891:   184,6      »       »         234,5 

n.  d.  Österreich.  Stat.         n.  d.  ital.  Stat. 

Oesterreich-Ungarn  von  Italien   1891 :  58,0  Mill.  M.  78,6 

Itahen  von  Oesterreich-Ungarn     1891:   79,6      »       »  102,4 

n.  d.  Österreich.  Stat.      n.  d.  Schweiz.  Stat. 

Oesterreich-Ung.  v.  d.  Schweiz    1891 :  39,3  Mill.  M.  29,0 

1892 :  44,5       »       »  29,8 

Schweiz  von  Oesterreich-Ung.     1891:  72,1       »       »  69,4 

1892:  53,2       »       »  54,1 

n.  d.  Österreich.  Stat.  n.  d.  russ.  Stat. 

Oesterreich-Ung.  von  Russland    1891 :  47,4  Mill.  M.  94,0 

Russland  von  Oesterreich-Ung.    1891 :   30,3       »       »  50,2 

n.  d.  französ.  Stat.        n.  d.  Schweiz.  Stat. 
Frankreich  von  der  Schweiz         1891:     85,4  Mill.  M.        100,0 
Schweiz  von  Frankreich  1891 :    193,5       »       »         171,2 

n.   d,  Schweiz.  Stat.       n.  d.  Italien.  Stat. 

Schweiz  von  Itahen  1891:   108,8  Mill.  M.        123,7 

Italien  von  der  Schweiz  J892 :     37,6      »       »  38,1 

Bemerkenswert  ist  hieran  die  Erscheinung,  dass  in  der  Regel 
jedes  Land  nach  seiner  Statistik  die  Einfuhr  in  entsprechendem 
Verhältnis  höher  bewertet  als  die  Ausfuhr;  wir  kommen  hierauf 
noch  zurück. 

Betrachten  wir  zunächst  die  möglichen  Formen ,  in  denen 
sich  ein  äusserer  Handelsverkehr  entwickelt,  so  ergiebt  sich  vor 
allem  eine  Teilung  in  Einfuhr  und  Ausfuhr.  Es  würde  jedoch 
nicht   genügen,    einfach    alle  jene  Warenmengen  zu    registrieren, 
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welche  einerseits  über  die  Grenze  in  das  Land  gelangen,  andrer- 
seits das  Land  verlassen.  Oft  werden  Waren  eingeführt,  welche 
gar  nicht  zum  Verbleiben  im  Lande  bestimmt  sind ,  welche  so- 
gleich wieder  ausgeführt  werden  und  daher  das  Land  nur  tran- 
sitieren.  An  dieser  Durchfuhr  hat  der  Staat  ein  wesentlich  an- 
deres Interesse  als  an  der  Einfuhr ,  welche  dem  Konsum  der 
einheimischen  Bevölkerung  dient ,  also  in  den  »freien  Verkehr« 
des  Inlandes  tritt,  oder  an  der  Ausfuhr,  durch  welche  einheimische 
Produkte  aus  dem  freien  Verkehre  an  das  Ausland  abgegeben 
werden.  Während  bei  dieser  Ein-  und  Ausfuhr  dem  Staate  daran 
liegen  muss,  Menge  und  Wert  der  Waren  zu  ermitteln  und  so  zu 
erfahren,  wie  sich  danach  die  Handels-  und  Zahlungsbilanz  dem 
Auslande  gegenüber  gestaltet,  ist  bei  der  Durchfuhr  der  Wert 
der  transitierenden  Waren  für  diesen  Zweck  belanglos,  und  es 
kann  hiebei  höchstens  der  durch  die  Transportkosten  während 
der  Durchfuhr  erzielte  Mehrwert  der  Waren  als  ein  durch  den 
Aussenhandel  erzielter  wirtschaftlicher  Gewinn  in  Rechnung  ge- 
zogen werden.  Daraus  ergiebt  sich  die  Notwendigkeit,  von  der 
Einfuhr  und  Ausfuhr  in  den ,  resp.  aus  dem  freien  Verkehre  die 
Durchfuhr  statistisch  zu  trennen. 

Ausserdem  giebt  es  noch  eine  Art  von  Warenverkehr^  wel- 
chem gleichfalls  ein  besonderer  Charakter  zukommt,  und  welcher 
zolltechnisch  gewöhnlich  als  Vormerkverkehr  bezeichnet  wird. 
Dazu  gehört  in  erster  Linie  der  in  einzelnen  Ländern  sehr  be- 
deutende Veredlungsverkehr,  wonach  Waren  in  das  Ausland  ge- 
führt oder  aus  dem  Auslande  hereingebracht  werden,  welche  nur 
dazu  bestimmt  sind,  einen  weiteren  Bearbeitungs-  oder  Vered- 
lungsprozess  zu  erfahren,  um  sodann  wieder  in  das  Ursprungsland, 
wo  die  Bearbeitung  oder  Veredlung  nicht  möglich  ist  oder  sich 
nicht  lohnt,  zurückzukehren.  Hier  kann  strikte  genommen  auch 
nur  der  durch  die  Bearbeitung  oder  Veredlung  erzeugte  Mehr- 
wert der  Ware  als  Einfuhr  bezw.  Ausfuhr  gelten.  Eine  zweite 
Gruppe  bildet  der  Verkehr  auf  ungewissen  Verkauf,  als  Markt-, 
Niederlage-,  Losungsverkehr  u.  s.  w.  bezeichnet,  welcher  alle  jene 
Waren  umfasst,  welche  aus  einem  Lande  in  das  andere  auf  Märkte, 
Messen,  in  Niederlagen,  zu  Ausstellungen  u,  dgl.  gebracht  werden, 
um  im  Falle  des  NichtVerkaufes  wieder  zurückgesendet  zu  werden. 
Hievon  kann  natürlicherweise  nur  jener  Teil  der  Waren,  vv^elcher 
effektiv  verkauft  wurde  und  somit  in  den  freien  Verkehr  des  Landes 
getreten  ist,  als  Einfuhr  bezw.  Ausfuhr  zu  betrachten  sein. 

3* 
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Weiter  werden  von  der  statistischen  Erhebung  gewisse  Waren 
vollständig  ausgeschlossen,  besonders  diejenigen,  welche  im  so- 
genannten »kleinern  Grenzverkehr«  inbegriffen  sind.  Durch  den- 
selben werden  den  Bewohnern  eines  bestimmten  Grenzdistriktes 
für  die  Bewirtschaftung  der  von  der  Grenze  durchschnittenen 
Grundstücke,  für  das  auf  die  Weide  getriebene  Vieh,  für  den  ge- 
wöhnlichen Lebensunterhalt  u.  s.  w.  gewisse  Zollerleichterungen 
gewährt.  Der  hierauf  basierte  Verkehr  kann  infolge  seines  lo- 
kalen Charakters  für  die  Statistik  des  Aussenhandels  ausser  Be- 
tracht kommen.  Häufig  werden  jedoch  auch  Waren  ausgenommen, 
welche  für  den  Souverän  des  Landes  und  für  die  fremden  diplo- 
matischen Vertretungen  bestimmt  sind ,  ferner  Kriegsmateriale, 
Monopolsgegenstände  u.  s.  w.  Durch  diese  letzteren  Ausnahmen 
kann  die  Statistik  des  auswärtigen  Handels  unter  Umständen  eine 
starke  Beeinträchtigung  erfahren,  wie  es  z.  B.  in  der  Türkei  der 
Fall  ist.  Daselbst  werden  Waffen  und  Kriegsmaterial ,  Gegen- 
stände für  die  fremden  Diplomaten  und  Konsuln,  für  Schulen  und 
religiöse  Anstalten ,  ferner  landwirtschaftliche  und  industrielle 
Geräte,  Eisenbahn-  und  Fabrikmaterial,  im  ganzen  mehr  als  10 
Prozent  der  Einfuhr,  bei  der  Ausfuhr  hingegen  der  so  wichtige 
Tabak  gar  nicht  berücksichtigt  ^). 

Die  Statistik  einer  Warenkategorie  sollte  unter  allen  Um- 
ständen von  der  übrigen  getrennt  erhoben  werden ,  nämlich  die 
Verkehrsstatistik  der  Edelmetalle  und  Münzen.  Da  dieselben  mehr 
den  Charakter  von  Zahlungsmitteln  als  Waren  tragen ,  sind  sie 
wohl  für  die  gesamte  Zahlungsbilanz  eines  Landes  von  Bedeutung, 
die  Warenbilanz  wird  jedoch  durch  deren  Einbeziehung  em- 
pfindlich gestört.  In  der  That  ist  diese  Trennung  der  Edelmetalle 
und  Münzen  von  den  übrigen  Warengattungen  in  der  offiziellen 
Statistik  der  meisten  europäischen  Länder  (bis  auf  Griechen- 
land, Rumänien,  Spanien  und  Portugal),  seltener  jedoch  in  der  der 
überseeischen  Staaten  durchgeführt. 

Scheidet  man  von  der  gesamten  Einfuhr  und  Ausfuhr,  welche 
man  gewöhnlich  als  Generalhandel  bezeichnet,  die  Durchfuhr,  den 
Veredlungsverkehr,  den  Niederlageverkehr  und  den  Grenzverkehr 
aus,  so  erhält  man  die  Einfuhr  und  Ausfuhr  im  freien  Verkehre, 
welche  man  als  Spezialhandel  der  früheren  gegenüberstellt.  Die 
statistische    Erhebung    des   Generalhandels    ohne    spezielle  Nach- 

i)  Grunzel ,  Die  Handelsbeziehungen  Oesterreich-Ungarns  zu  den  Balkanländern. 
Wien.    1892.    S,  51. 
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Weisung  der  verschiedenen  Verkehrsarten,  ist,  wie  aus  dem  früher 
Gesagten  hervorgeht ,  ohne  besonderen  Wert ,  um  so  wichtiger 
dagegen  erscheint  eine  Statistik  des  die  Volkswirtschaft  eines 
Landes  stark  beeinflussenden  Spezialhandels. 

Werfen  wir  einen  Blick  auf  die  Art  und  Weise,  wie  in  den 
verschiedenen  Ländern  die  Handelsstatistik  zusammengestellt  und 
publiziert  wird ,  so  begegnen  wir  der  buntesten  Mannigfaltigkeit. 
Die  vollendetsten  Nachweisungen  haben  gegenwärtig  unstreitig 
Deutschland,  Oesterreich-Ungarn,  Frankreich,  die  Schweiz  und 
Belgien,  welche  sowohl  Generalhandel  als  auch  Spezialhandel, 
weiter  aber  auch  die  Durchfuhr,  den  Niederlage-  und  Veredlungs- 
verkehr in  allen  Details  zur  Darstellung  bringen.  Auch  andere 
Staaten,  wie  Italien,  Griechenland,  Spanien  u.  s.  w.  trennen  den 
General-  und  den  Spezialhandel.  Ueber  den  Niederlageverkehr 
und  die  Durchfuhr  bringen  auch  mehr  oder  minder  genaue  Nach- 
weisungen die  Vereinigten  Staaten  von  Amerika,  die  Niederlande, 
Russland,  Schweden  und  Norwegen ,  Italien ,  Portugal ,  Egypten. 
Die  Vereinigten  Staaten,  Grossbritannien,  Britisch-Indien,  Egypten, 
Dänemark  spezifizieren  die  Ausfuhr,  je  nachdem  dieselbe  einhei- 
mische Waren  oder  fremdländische  umfasst;  in  letzterem  Falle 
findet  eine  Wiederausfuhr,  also  eine  Art  Durchfuhr  statt.  Spanien 
scheidet  von  der  allgemeinen  Ein-  und  Ausfuhr  die  Wiederein- 
fuhr einheimischer  und  Wiederausfuhr  fremder  Waren  aus.  Portugal 
teilt  die  Einfuhr  a)  für  den  Verbrauch  im  Mutterlande  und  b)  als 
Kolonialhandel  :Einfuhr  fremder,  für  die  Kolonien  bestimmter 
Waren  und  Einfuhr  wieder  ausgeführter  Kolonialprodukte  ,  ganz 
analog  auch  die  Ausfuhr.  Die  Trennung  in  zollpflichtige  und 
zollfreie  Waren,  wie  sie  die  Vereinigten  Staaten,  Russland,  Bul- 
garien u.  s.  w.  vornehmen,  hat  nur  untergeordnete  Bedeutung, 
ebenso  die  spezielle  Nachweisung  der  für  Rechnung  der  Regierung 
ein-  und  ausgeführten  Waren  ,  wie  sie  die  Statistiken  englischer 
und  holländischer  Kolonien  enthalten.  Die  Länder  Ostasiens, 
China,  Korea  und  Japan,  bei  welchen  sich  der  gesamte  auswärtige 
Handelsverkehr  auf  ganz  bestimmte,  dem  fremden  Handel  eröffnete 
»Vertragshäfen«  konzentriert ,  erheben  in  ihrer  Statistik ,  die  in 
China  und  Korea  mit  der  Zollverwaltung  von  europäischen  Be- 
amten gehandhabt  wird,  nur  den  Verkehr  dieser  Häfen ;  dadurch 
ergiebt  sich  von  selbst  eine  Trennung  des  Handels  mit  fremden 
Ländern    (foreign   trade)    und  des  Handels    der  Häfen    unterein- 


3 8  Dr.  Josef  Grunzet: 

ander  (Jiovie  trade).    Der  Landhandel  in  China  und  Korea  bleibt 
unberücksichtigt. 

Einen  überaus  wichtigen  Faktor  jeder  Handelsstatistik  bildet 
die  möglichst  genaue  Nachweisung  der  Länder,  von  welchen  die 
Einfuhren  kommen  und  nach  welchen  die  Ausfuhren  gehen,  also 
der  Herkunfts-  und  Bestimmungsländer.  In  dieser  Beziehung  haften 
den  statistischen  Ausweisen  noch  grosse  Mängel  an.  Die  primi- 
tivste Art  der  Erhebung  ist  die  nach  den  Grenzstrecken ,  über 
welche  die  Einfuhr  und  Ausfuhr  stattgefunden  hat;  in  Oesterreich- 
Ungarn  wurde  dieser  Modus  bis  zum  J.  1890  befolgt.  Eine  we- 
sentlich andere  Bedeutung  hat  jedoch  diese  Trennung  in  der 
russischen  Handelsstatistik,  welche  ausserdem  die  Herkunfts-  und 
Bestimmungsländer  angiebt.  Sie  trennt  nämlich  den  Handels- 
verkehr über  die  europäische  Grenze,  über  die  Grenze  mit  Finn- 
land und  über  die  asiatische  Grenze ;  infolge  des  ganz  verschie- 
denen Charakters  dieser  Handelszweige  ist  eine  Statistik  hierüber 
nicht  ohne  Interesse.  Was  die  spezielle  Aufführung  der  Herkunfts- 
und Bestimmungsländer  betrifft,  so  erscheint  es  natürlich,  dass 
eine  Ware  nur  jenem  Lande  zugeschrieben  werden  soll,  aus  wel- 
chem sie  ursprünglich  stammt  oder  in  welchem  sie  endgiltig  ver- 
bleibt, nicht  aber  einem  Lande,  welches  sie  bloss  transitiert  und 
welches  bei  der  Transaktion  nur  eine  Vermittlerrolle  spielt.  Hier 
ergiebt  sich  jedoch  eine  grosse  Schwierigkeit ,  namentlich  inso- 
weit überseeische  Länder  in  Betracht  kommen.  England  ist  be- 
kanntlich der  Stapelplatz  für  die  wichtigsten  Artikel  des  Kolonial- 
handels. Baumwolle  und  Kaffee  aus  Amerika,  Thee  aus  Ostasien 
werden  nach  England  verfrachtet ,  wo  sie  —  vorderhand  ohne 
weitere  Bestimmung  —  in  den  freien  Verkehr  treten^  um  jedoch 
später  wieder  für  den  Bedarf  der  Kontinentalländer  aus  dem  freien 
Verkehr  reexportiert  und  an  dieselben  abgegeben  zu  werden.  Für 
die  Handelsstatistik  der  Kontinentalländer  ist  der  wirkliche  Ur- 
sprung der  aus  England  bezogenen  Waren  nicht  immer  nach- 
weisbar ,  und  so  figuriert  denn  thatsächlich  Grossbritannien  als 
das  Herkunftsland  für  amerikanische  Baumwolle ,  brasilianischen 
Kaffee ,  chinesischen  Thee  u.  s.  Vv^.  Umgekehrt  richtet  sich  der 
Export  der  überseeischen  Länder  zum  grossen  Teil  nach  Gross- 
britannien ,  ohne  dass  sich  konstatieren  lässt ,  ob  die  dahin  ge- 
langten Waren  daselbst  wirklich  konsumiert  oder  wieder  ans  Aus- 
land abgegeben  wurden.  Dieser  Mangel  lässt  sich  schwer  besei- 
tigen,   weshalb  denn  auch  die    wichtigsten   europäischen  Staaten 
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als  Herkunfts-  und  Bestimmungsländer  jene  bezeichnen,  aus  deren 
Eigenhandel  oder  freien  Verkehre  die  Ware  kommt,  beziehungs- 
weise in  deren  freien  Verkehr  sie  übergeht.  So  kommt  es  bei- 
spielsweise, dass  die  Schweiz  in  der  englischen  Handelsstatistik 
gar  nicht  vorkommt.  Die  meisten  überseeischen  und  viele  kleinere 
europäischen  Staaten  begnügen  sich  jedoch  damit,  das  Land  der 
unmittelbaren  Einfuhr  und  Ausfuhr,  bezw.  Verschiffung  und  Lö- 
schung zu  registrieren.  Spanien  hat  seit  dem  Jahre  1888  auf 
diese  Methode  gleichfalls  zurückgegriffen. 

Als  das  relativ  vollendetste  System  darf  jenes  bezeichnet 
werden ,  welches  durch  Verordnung  vom  12.  Januar  1892  die 
Schweiz  eingeführt  hat'),  danach  gilt  »als  Herkunfts-  oder  Be- 
stimmungsland nicht  mehr  das  Land  des  letzten,  bezw.  nächsten 
Umsatzes  der  ein-  oder  ausgeführten  Ware,  sondern  als  Herkunfts- 
land dasjenige  Land ,  in  welchem  die  eingeführte  Ware  erzeugt 
ist,  und  als  Bestimmungsland  dasjenige,  für  dessen  Verbrauch  die 
ausgeführte  Ware  bestimmt  ist  ....  Wo  dies  (anzugeben)  dem 
Deklaranten  absolut  unmöglich  ist ,  da  soll  das  entfernteste  be- 
kannte Durchgangsland,  bezw.  der  europäische  Zwischenhandels-, 
Ladungs-  oder  Verschiffungsplatz,  unter  Beifügung  des  Wortes 
»transit«  deklariert  werden.  Es  soll  z.  B.  russischer  und  ameri- 
kanischer Weizen  aus  Mannheim  oder  brasilianischer  und  Ken- 
tucky- oder  Virginiatabak  aus  Bremen  nicht  mehr  mit  dem  Her- 
kunftslande Deutschland  deklariert  werden,  sondern  entweder  mit 
Russland,  Vereinigte  Staaten  von  Amerika,  Brasilien  oder,  falls 
diese  Angaben  nicht  möglich  sind,  mit  »Mannheim — transit«, 
»Bremen-transit«. 

In  ähnlicher  Weise  verlangt  die  österreichische  Statistik,  »dass 
als  Land  der  Herkunft  jenes  anzusehen  ,  resp.  anzumelden  sei, 
aus  welchem  die  Ware  oder  der  Gegenstand  ursprünglich  her- 
stammt; ist  dies  der  anmeldenden  Partei  unbekannt,  so  ist  jenes 
Land ,  aus  dessen  Handel  die  Ware  oder  der  Gegenstand  her- 
kommt, und  ist  auch  dieses  nicht  erfassbar,  jenes  Land  anzuführen, 
in  welchem  die  Ware  oder  der  Gegenstand  für  die  Einfuhr  nach 
dem  österreichisch-ungarischen  Zollgebiete  aufgegeben  wurde. 
Als  Land  der  Bestimmung  ist  jenes  anzumelden,  für  dessen  Kon- 
sum die  Ware  oder  der  Gegenstand  zu  dienen  hat ;  ist  dies  dem 
Anmeldenden    unbekannt ,    so    ist    jenes    Land     zu     bezeichnen, 


i)  Schweizerisches  Handelsamtsblatt  Nr.  19  vom  27.  Januar  1892. 
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welches  das  letzte,  dem  Aufgeber  bekannte  Ziel  der  Versendung 
bildet  "■). 

Sehr  störend  auf  das  Gesamtbild,  welches  die  Handelsstatistik 
zu  entwerfen  hat ,  wirkt  die  Anführung  von  Zollausschlüssen  als 
gesonderten  Gebiete  der  Provenienz  und  Destination.  So  zählen 
in  Deutschland  die  Freihafengebiete  von  Hamburg  und  Bremen, 
in  Oesterreich-Ungarn  die  von  Triest  und  Fiume  als  fremde  Ge- 
biete. Wenn  auch  diese  Häfen  ihrerseits  Daten  über  ihren  Han- 
delsverkehr publizieren,  so  sind  dieselben  doch  in  einer  ganz  an- 
deren Art  und  auf  ganz  anderer  Basis  aufgebaut ,  als  dass  sie 
ohne  weiters  in  den  Gesamtrahmen  einbezogen  werden  könnten. 

Wichtig  und  auch  leicht  durchzuführen  ist  die  Trennung  nach 
den  Transportwegen,  d.  h.  der  Nachweis,  in  wie  weit  die  Einfuhr 
und  Ausfuhr  zur  See  und  zu  Lande  erfolgte.  Diese  Trennung 
wird  denn  auch  in  den  meisten  europäischen  Staaten ,  welche 
über  eine  Seeküste  verfügen,  und  auch  bereits  von  einigen  Län- 
dern fremder  Erdteile  (Britisch  Indien:  sea-bor7i  trade  und  trans- 
froiitier  trade)  durchgeführt. 

Es  versteht  sich  von  selbst,  dass  es  jedem  Staate  nicht  nur 
darauf  ankommt,  das  Gesamtergebnis  seines  Aussenhandels,  son- 
dern auch  den  Anteil  zu  ermitteln,  welchen  jede  einzelne  Ware 
an  demselben  genommen  hat.  In  dieser  Beziehung  bietet  jede 
Statistik  ein  anderes  Mosaikbild,  da  der  Bezeichnung  und  Klassi- 
fikation der  Waren  gewöhnlich  die  Zolltarife  der  betreffenden 
Länder  zu  Grunde  liegen.  Während  sich  einzelne  Staaten  mit 
der  Aufzählung  von  ungefähr  200  Spezialnummern  begnügen,  zählt 
beispielsweise  das  amtliche  österreichisch-ungarische  Warenver- 
zeichnis nicht  weniger  als  1309  Nummern.  Ebenso  schwankt 
auch  die  Zahl  und  Art  der  Warenkategorien,  in  welche  die  ein- 
zelnen Artikel  zusammengefasst  werden.  Von  grossem  Wert  ist 
die  Aufstellung  der  grossen  Kategorien  der  Lebensmittel ,  Roh- 
stoffe und  Fabrikate.  So  unterscheidet  Frankreich:  objets  d'ali- 
mentation,  matieres  necessaires  ä  l'industrie  und  objets  fabriques ; 
Russland:  Lebensmittel,  Rohstoffe  und  Halbfabrikate,  Tiere  und 
Fabrikate;  Deutschland  trennt  jene  von  den  19  Warenkategorien, 
bei  welchen  dies  thunlich  erscheint,  in  Rohstoffe  und  Fabrikate. 

Abweichungen  ergeben  sich  weiter  bezüglich  der  Zeiträume, 
auf  welche  sich  die  erhobenen  statistischen  Ziffern  beziehen.    Bei 


i)  Statistik  des    auswärtigen  Handels    des    österreichiscli-ungarischen  Zollgebietes 
im  Jahre  1891.     I.  Band,  S.  VIII. 
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einem  Vergleiche  von  Ziffern  verschiedener  Länder,  welcher  ge- 
wisse Erscheinungen  wirtschaftlicher  Natur  in  ihren  Folgen  auf- 
zeigen oder  dieselben  erklären  soll,  ist  es  notwendig,  vor  allem 
Ziffern  für  ein  und  dieselbe  Zeit  in  Vergleich  zu  stellen.  Der 
natürlichste  und  gewöhnlichste  Zeitabschnitt  zu  diesem  Zwecke 
ist  das  Kalenderjahr,  jedoch  nicht  alle  Staaten  nehmen  dasselbe 
zur  Grundlage  ihrer  statistischen  Erhebungen.  Manche  richten 
sich  nach  einem  willkürlichen  Finanzjahre ,  wie  die  Türkei  (vom 
I.  März  bis  28.  Februar) ,  die  Vereinigten  Staaten  und  Kanada 
(vom  I.Juli  bis  30.  Juni),  Britisch  Indien  (vom  i.  April  bis  31.  März), 
Tunis  (vom   13.  Oktober  bis  12.  Oktober). 

Die  Sammlung  des  Urmaterials  für  die  Handelsstatistik  hat 
in  erster  Linie  die  Mengen  nach  Gewicht ,  Mass  oder  Stückzahl 
der  eingeführten  Waren  zum  Gegenstande.  Die  so  gewonnenen 
Quantitätsziffern  sind  jedoch  nur  bis  zu  einem  gewissen  Grade 
brauchbar,  nämlich  insoweit,  als  es  sich  um  ganz  gleiche  Artikel 
handelt.  Handelt  es  sich  um  eine  Zusammenfassung  mehrerer 
Waren  oder  Warengruppen  ,  so  können  die  einfach  summierten 
Mengen  kein  richtiges  Bild  geben ;  denn  was  würde  eine  Steige- 
rung oder  Minderung  dieser  Summe  beweisen,  wenn  darin  Stein- 
kohlen, Pferde  und  Seidenwaren  inbegriffen  sind,  und  es  doch 
einen  grossen  Unterschied  macht,  ob  die  Zunahme  oder  der  Rück- 
gang in  der  Gesamtziffer  einigen  Meterzentnern  Steinkohle  oder 
Seide  zuzuschreiben  ist !  Es  muss  demnach  ein  allgemein  ver- 
wendbarer Massstab  gefunden  werden;  einen  solchen  bildet  der 
Warenwert. 

Die  Ermittlung  der  Warenwerte  stellt  jedoch  eine  der  Haupt- 
schwierigkeiten  der  Handelsstatistik  dar.  Der  blosse  Marktwert 
genügt  dem  angestrebten  Zwecke  nicht,  da  sich  die  Frachtkosten, 
Kommissions-  und  Versicherungsspesen  u.  s.  w.,  welche  den  Wert 
der  Ware  infolge  ihres  Transportes  nicht  unwesentlich  steigern, 
auf  das  exportierende  und  importierende  Land ,  eventuell  auch 
auf  die  Durchfuhrländer  im  Verhältnis  des  zurückgelegten  Weges 
verteilen.  Jede  Ware  sollte  demnach  streng  genommen  nur  mit 
jenem  Werte  als  Einfuhr  oder  Ausfuhr  in  Berechnung  kommen, 
welchen  sie  zur  Zeit  ihres  Eintrittes,  beziehungsweise  Austrittes 
über  die  Grenze  repräsentriert,  also  mit  ihrem  sogenannten  »Grenz- 
werte« ^).     In  allen  Fällen^    wo  nur  Landgrenzen   zu    berücksich- 

l)  Scheel ,    Die    Berechnung    der  Handelsbilanzen.     Jahrbuch    für    Gesetzgebung, 
Verwaltung  und  Volksw.     Bd.   XHI,  S.  983  ff. 
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tigen  sind,  behält  diese  Auffassung  unzweifelhaft  ihre  Richtigkeit. 
Anders  gestaltet  sich  die  Sachlage,  wenn  ein  Teil  des  Transportes 
der  Ware  auf  den  Seeweg  entfällt,  denn  hiebei  entgeht  die  ganze 
Seefracht  mit  allen  Nebengebühren  der  Wertberechnung  sowohl 
des  importierenden  als  auch  des  exportierenden  Landes.  Mass- 
gebend für  eine  Berechnung  müsste  die  Nationalität  des  Schiffes 
sein ,  und  zwar  hätte  der  durch  die  Seefracht  hervorgebrachte 
Mehrwert  der  Ware  in  umgekehrter  Weise  bei  der  Einfuhr  an 
der  Seegrenze  in  Abzug  und  bei  der  Ausfuhr  auf  Schiffen  der 
nationalen  Flagge  in  Anrechnung  zu  kommen.  In  WirkUch- 
keit  ist  diese  Konstatierung  nicht  leicht  durchführbar  ,  es  unter- 
liegt aber  keinem  Zweifel,  dass  dieses  Moment  die  statistischen 
Ziffern  wesentlich  zu  alterieren  geeignet  ist.  Diese  Ursache  be- 
wirkt beispielsweise  in  Grossbritannien ,  welches  infolge  seiner 
insularen  Lage  jeden  Handelsartikel  durch  Vermittlung  des  See- 
weges und  zum  grössten  Teile  auf  Schiffen  nationaler  Flagge  be- 
zieht, die  Einfuhr  von  vornherein  zu  hoch  und  die  Ausfuhr  zu 
niedrig  berechnet  erscheint ,  ein  Umstand ,  der  bei  Betrachtung 
der  Handelsbilanz  nicht  ausser  Acht  gelassen  werden  sollte. 

Die  Methoden,  welche  in  den  verschiedenen  Staaten  zur  Er- 
mittlung der  Handelswerte  eingeschlagen  werden,  differieren  sehr 
stark.  In  den  Ländern,  in  welchen  ein  reines  Wertzollsystem  be- 
steht, erfolgt  die  Bewertung  nach  den  Deklarationen,  welche  zum 
Zwecke  der  Zollbemessung  vom  Importeur  oder  Exporteur  ge- 
macht werden.  Der  Umstand  ,  dass  diese  Wertdeklaration  in 
allererster  Linie  fiskalischen  Interessen  dient ,  birgt  eine  grosse 
Fehlerquelle  in  sich.  Besteht  nämlich  für  die  ein-  oder  ausgeführte 
Ware  ein  Zoll,  so  hat  natürlicherweise  der  Deklarant  ein  Interesse 
daran ,  den  Wert  möglichst  niedrig  anzusetzen ,  besteht  jedoch 
kein  Zoll,  so  hat  er  wieder  kein  Interesse,  ihn  richtig  anzugeben. 
Dazu  kommt,  dass  das  Wertzollsystem  nicht  einheitlich  gehand- 
habt wird.  Als  Grundlage  der  Verzollung  wird  gewöhnlich  ent- 
weder der  Marktpreis  am  Ausschiffungs- ,  bezw.  Einfuhrorte  ge- 
nommen, wie  in  Bulgarien,  der  Türkei,  Marokko  u.  s.  w. ,  oder 
der  faktische  Verkaufspreis  am  Ursprungs-  oder  Erzeugnisorte  mit 
Hinzurechnung  aller  Fracht-,  Kommissions- und  Assekuranzspesen 
bis  zum  Einfuhrorte  gewählt,  wie  in  Serbien,  den  Republiken 
Süd-Amerikas,  Australien,  Korea  u.  s.  w.  Nicht  immer  wird  je- 
doch der  volle  Wert  verzollt;  in  manchen  Ländern  wird  ein  prozent- 
mässiger  Abzug  vorgenommen,  wie  in    der  Türkei  und  Bulgarien 
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(10  Proz.),  in  Argentinien,  Chile,  Uruguay  (25  Proz.),  so  dass  die 
offiziellen  Handelsdaten  auch  aus  diesem  Grunde  zu  niedrig  ge- 
griffen sind.  Die  fixen  VVerttarife ,  welche  den  Marktwert  der 
wichtigsten  Waren  für  eine  gewisse  Periode  im  vorhinein  fest- 
setzen und  welche  in  Egypten,  Argentinien,  Paraguay  u.  s.  w. 
eingeführt  sind,  erleichtern  wohl  die  Zollmanipulation,  können 
jedoch  naturgemäss  keine  verlässliche  Basis  für  die  Ermittlung 
des  schwankenden  Warenwertes  bieten. 

Auch  in  den  Ländern,  welche  das  zumeist  auf  Gewichtszöllen 
aufgebaute  System  der  spezifischen  Zölle  acceptiert  haben,  herrscht 
keine  einheitliche  Wertberechnung,  ja  in  einem  und  demselben 
Lande  hat  sich  die  Methode  öfters  geändert.  Zunächst  giebt  es 
Staaten,  welche  analog  den  Ländern  mit  Wertzollsystem  die  Waren- 
werte den  entsprechend  vorgeschriebenen  Deklarationen  der  Im- 
porteure und  Exporteure  entnehmen ;  dies  geschieht  beispiels- 
weise in  Grossbritannien ,  den  Vereinigten  Staaten ,  der  Schweiz 
(jedoch  nur  für  die  Ausfuhr),  den  Niederlanden,  Belgien  u,  s.  w. 
Einige  Staaten  lassen  die  Werte  alljährlich  von  den  Behörden 
im  Wege  der  Schätzung  bestimmen ,  wie  Dänemark ,  Schweden, 
Norwegen,  Russland,  Schweiz  (für  die  Einfuhr)  u.  s.  w.  Vervoll- 
kommnet wird  dieses  Verfahren  in  einigen  Staaten  dadurch,  dass 
den  Behörden  zur  Ermittlung  der  jährlichen  Einheitswerte  be- 
sondere Sachverständigen-Kommissionen  beigegeben  sind.  So  be- 
steht in  Frankreich  seit  dem  J.  1847  die  Commission  permanente 
pour  la  fixation  des  valeurs  de  douanes ,  in  Oesterreich-Ungarn 
seit  dem  9.  Juni  1877  die  Permanenzkommission  für  die  Handels- 
werte und  in  Italien  seit  dem  2.  Oktober  1879  die  Commissione 
centrale  dei  valori  por  le  dogane ;  in  Deutschland  hat  das  Han- 
delsamt alljährlich  unter  Zuziehung  von  Sachverständigen  die 
Warenwerte  zu  ermitteln. 

An  dieser  Stelle  mag  einer  Massregel  Erwähnung  gethan 
werden ,  welche  unter  gewissen  Umständen  dem  statistischen 
Zwecke  wohl  dienlich  sein  kann,  nämlich  die  Einführung  einer 
besonderen  statistischen  Gebühr,  wie  sie  beispielsweise  in  Deutsch- 
land und  neuestens  auch  in  Oesterreich-Ungarn  besteht.  Ueber 
die  Gründe  einer  derartigen  Einführung  spricht  sich  die  Einlei- 
tung zur  ersten  Publikation  der  österreichischen  Statistik  fol- 
gendermassen  aus  ^) :    »Diese  Massnahme  entsprang  durchaus  nicht 

i)  Statistik  des    auswärtigen    Handels    des   österreichisch-ungarischen  Zollgebietes 
im  Jahre  1881.     Wien,  1893.     Bd.  I,  S.  VIII. 
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bloss  fiskalischen  Tendenzen,  wie  denn  auch  aus  den  verschieden- 
artigsten Kreisen  die  Anschauung  zum  Ausdrucke  gebracht  wor- 
den war ,  dass  die  Reform  der  Aussenhandelsstatistik  mit  Ein- 
führung einer  besonderen,  von  den  Parteien  zu  tragenden  Gebühr 
für  die  Herstellung  dieser  Statistik  durchzuführen  wäre.  Diese 
Abgabe  —  wenngleich  in  erster  Linie  zur  Deckung  des  nicht 
unbeträchtlichen  Kostenaufwandes  für  die  in  Rede  stehende  Sta- 
tistik bestimmt  —  sollte  eben  in  hervorragender  Weise  auch  dem 
Zwecke  dienen ,  den  Eifer  der  zollamtlichen  Organe  bei  Voll- 
ziehung ihrer  auf  die  Statistik  Bezug  habenden  Agenden ,  sowie 
die  Zuverlässigkeit  der  Angaben  in  den  statistischen  Deklarationen 
selbst  zu  erhöhen ,  indem  den  Erklärungspflichtigen  und  deren 
Vollmachtsträgern  durch  die  Vergebührung  —  zumal  bei  der  Er- 
hebung in  der  Form  des  Stempels  die  Wichtigkeit  der  von  jedem 
Einzelnen  verlangten  Daten  und  die  Verantwortlichkeit  jedes  Ein- 
zelnen für  die  Richtigkeit  und  Vollständigkeit  der  statistischen 
Erklärung  jedesmal  gleichsam  augenfällig  zum  Bevvusstsein  ge- 
bracht wird.« 

So  sehr  nun  auch  die  Wertstatistik  allein  geeignet  ist,  brauch- 
bare Gesamtblilder  des  Handelsverkehres  zu  geben,  so  darf  doch 
bei  detaillierteren  Untersuchungen,  namentlich  dann,  wenn  es  sich 
um  Vergleichung  verschiedener  Zeiträume  handelt,  auch  die  Quan- 
tität nicht  ausser  Acht  gelassen  werden.  Im  Verlaufe  der  Jahre 
ergeben  sich  infolge  von  Krisen  in  einzelnen  Zweigen  der  Volks- 
wirtschaft Veränderungen  im  Preise  der  Waren  ;  bei  einem  blossen 
Vergleiche  der  Warenwerte  könnte  man  leicht  aus  einer  Steige- 
rung oder  Minderung  ganz  falsche  Schlüsse  ziehen ,  wenn  man 
die  Mengenstatistik  nicht  als  Korrektiv  herbeiziehen  würde.  So 
hat  beispielsweise  der  Durchschnittspreis  für  das  Pfund  Baum- 
wolle in  Liverpool  zur  Zeit  der  cotton  famine  während  des  letzten 
amerikanischen  Bürgerkrieges  (1864)  27,68  Pence  für  Mittel-Orleans 
und  21,14  f^ir  Fair  Gollera  erreicht,  um  jedoch  wieder  allmählich 
bis  auf  4,31,  beziehungsweise  3  Pence  im  Jahre  1892  zu  sinken. 
Es  wäre  verfehlt ,  bei  einem  Vergleiche  der  Werte  aus  diesen 
Jahren  auf  diesen  Umstand  nicht  Rücksicht  zu  nehmen.  Speziell 
bei  Betrachtung  der  Handelsbilanz  eines  Landes  zu  verschiedenen 
Zeiten  wird  sich  in  vielen  Fällen  zeigen,  dass  nicht  ein  effektiver 
Handelsstand  oder  eine  effektive  Steigerung  in  der  Ein-  und  Aus- 
fuhr der  Waren,  sondern  geradezu  die  Preisgestaltung  oft  weniger 
Artikel  den  Ausschlag  gegeben  hat.     Bezüglich  Grossbritanniens 
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wurde  mehrfach   nachgewiesen ,    dass    der  Durchschnittspreis  der 
Einfuhr  weniger  gesunken  ist  als  der  der  Ausfuhr  ^). 

Die  Mengenstatistik  empfiehlt  sich  in  erster  Linie  auch  dann, 
wenn  es  sich  um  eine  detaillierte  Darstellung  des  Handelsver- 
kehres zwischen  zwei  Ländern  handelt ,  weil  sich  hierin  sogleich 
der  Grad  der  Uebereinstimmung  in  den  statistischen  Aufzeich- 
nungen der  beiden  Länder  offenbart.  Freilich  muss  man  sich 
in  diesem  Falle  auf  jene  Positionen  beschränken,  welche  in  beiden 
Warenverzeichnissen  gleichartig  sind,  was  allerdings  nur  zu  einem 
geringen  Teile  der  Fall  ist.  Als  Probe  einer  verhältnismässig 
grossen  Uebereinstimmung  statistischer  Daten  seien  hier  einige 
Daten  über  den  Handelsverkehr  zwischen  Deutschland  und  Oester- 
reich-Ungarn  für  das  Jahr  1892  wiedergegeben: 

Einfuhr  von  Oesterreich-Ungarn  nach  Deutschland 

nach  der  deutschen  Statistik     nach  der  Österreich.  Statistik 

Tonnen  Tonnen 

Weizen                                  45  673  80  637 

Roggen                                 34  358  30  224 

Hafer                                    60  749  53 106 

Gerste                                  263  557  271  998 

Mais                                       82  884  80  637 

Malz                                      71 831  77654 

Stück  Stück 

Ochsen                                 24 100  24 107 

Kühe                                     21  165  18  862 

Schweine                            337  916  343  896 

Tonnen  Tonnen 

Braunkohle                      6  701  262  6  687  408 

Einfuhr  von  Deutschland  nach  Oesterreich-Ungarn; 

Tonnen  Tonnen 

Kupfer,  roh  3  145  4  5^4 

Wolle,  roh  und  Abfälle  7  566  6  893 

Kämmlinge  i  172  i  224 

Rindshäute,  grün  u.  gesalzen        6  027  5  628 

»       gekalkte  u.  trocken       3  592  3  161 

Zink,  roh  13452  13982 

Steinkohlen  3  231  196  3  252  918 

Mit  Ausnahme  von  Weizen,  wofür  Deutschland  fast  nur  die 
Hälfte  des  von  Oesterreich-Ungarn  ausgewiesenen  Quantums  er- 


i)  Fuchs,  Die  Handelspolitik  Englands  und  seiner  Kolonien  in  den  letzten  Jahr- 
zehnten.    Leipzig.     1893.     ^'  9'- 
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halten  haben  will,    stellen   die    angeführten  Positionen    keine  ab- 
normen Abweichungen  dar. 

II. 

Die  Frage  der  Handelsbilanz  bildet  seit  jeher  ein  heiss  um- 
strittenes Gebiet  der  internationalen  Handelspolitik ,  ohne  dass 
man  sich  jedoch  über  den  Begriff  selbst,  sowie  die  ihn  zusammen- 
setzenden und  beeinflussenden  Faktoren  bisher  vollständig  klar 
geworden  wäre.  Fast  jedes  allgemeinere  Werk  der  volkswirt- 
schaftlichen Litteratur  beschäftigt  sich  mit  dieser  Frage  und  führt 
aus ,  wie  eine  »günstige«  oder  »ungünstige«  Handelsbilanz  ent- 
stehe ,  wie  sie  zu  befördern  oder  zu  verhüten  sei ,  und  welche 
Einwirkungen  sie  auf  die  Volkswirtschaft  eines  Landes  übe.  Eine 
genauere  Analyse  dessen,  was  unter  »günstiger«  und  »ungünstiger« 
Handelsbilanz  zu  verstehen  sei,  findet  sich  selten.  Wie  fast  überall, 
so  wurde  auch  hier  das  von  einer  Schule  ausgegebene  Schlag- 
wort für  alle  Anhänger  zum  Dogma,  das  einer  Untersuchung  nicht 
mehr  bedürfe. 

Wort  und  Begriff  der  Handelsbilanz  verdanken  ihre  Entstehung 
den  merkantilistischen  Schriftstellern.  Dieselben  gewannen  die 
Vorstellung ,  dass  die  auswärtige  Handelsbewegung  dem  Spiel 
einer  Wage  (balance)  gleiche  ;  falle  die  Einfuhr  mehr  ins  Gewicht, 
so  ziehe  das  Ausland  Vorteile  hieraus,  weise  dagegen  die  Aus- 
fuhr einen  Ueberschuss  auf,  so  stelle  sich  die  Wage  zu  Gunsten 
des  Inlandes.  Aus  dem  Gedanken ,  dass  Geld  das  Wesen  des 
Reichtums  bilde  und  eine  Steigerung  der  Vorräte  an  Bargeld 
zugleich  eine  Hebung  des  Nationalreichtums  bedeute,  deduzierte 
man ,  dass  ein  Staatswesen  bestrebt  sein  müsse ,  aus  dem  Aus- 
lande so  viel  Geld  als  möglich  an  sich  zu  ziehen.  Man  sah  den 
Staat  als  einfachen  Kaufmann  an,  der  um  so  reicher  werde,  je 
mehr  er  verkaufe  und  je  weniger  er  ausgebe.  Deshalb  sollte 
unter  allen  Umständen  die  Herbeiführung  einer  günstigen  Handels- 
bilanz erstrebt  werden ,  mit  anderen  Worten  eine  derartige  Re- 
lung  des  auswärtigen  Handelsverkehrs,  dass  die  Ausfuhr  die  Ein- 
fuhr überrage ,  wodurch  dann  das  Ausland  gezwungen  sei ,  das 
Plus  der  bezogenen  Waren  mit  Geld  zu  bezahlen. 

Auch  in  dem  gewaltigen  Kampfe,  den  die  Systeme  des  Frei- 
handels und  Zollschutzes  in  diesem  Jahrhunderte  gegen  einander 
führten ,  stand  die  Frage  der  Handelsbilanz  im  Vordergrund  der 
Diskussion.     Die  Schutzzöllner    eigneten  sich,    wenn   auch  in  ge- 
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läuterter  Form,  im  ganzen  die  Auffassung  der  Merkantilisten  an 
und  wiesen  insbesondere  darauf  hin,  dass  England  als  Pionier 
des  Freihandels  eine  konstante  Unterbilanz  herbeigeführt  habe, 
wodurch  die  wirtschaftliche  Entfaltung  des  Landes  notwendiger- 
weise einen  Rückschlag  erleiden  müsse.  Die  Freihändler  sahen 
in  dem  freien  Spiel  der  wirtschaftlichen  Entwickelung  die  beste 
Gewähr  für  das  Gedeihen  des  Landes  und  verwarfen  daher  jede 
Einflussnahme  auf  die  Gestaltung  einer  günstigen  Handelsbilanz. 
Der  Handelsverkehr  zwischen  zwei  Ländern  nehme  von  selbst  die 
denselben  erspriesslichsten  Wege.  Man  ging  sogar  —  durch  das 
Beispiel  Englands  verführt  —  so  weit ,  zu  behaupten ,  dass  ein 
Ueberschuss  der  Einfuhr  beweise,  dass  das  Ausland  dem  betref- 
fenden Lande  verschuldet  sei  ^) ,  dass  daher  gerade  eine  so- 
genannte ungünstige  Handelsbilanz  die  Prosperität  eines  Landes 
bedeute. 

Schon  aus  diesem  Widerstreit  geht  hervor ,  dass  über  den 
Begriff  der  Handelsbilanz  keine  Klarheit  herrschte,  vor  allem  ver- 
gass  man,  dass  der  Warenverkehr  ja  nicht  allein  die  Gesamtheit 
der  Wertübertragungen  zwischen  verschiedenen  Ländern  umfasst. 
Man  ist  in  neuerer  Zeit  übereingekommen,  das  Ergebnis  der  Ge- 
samtabrechnung der  zwischen  zwei  Ländern  entstandenen  For- 
derungen und  Verbindlichkeiten  ihre  Zahlungsbilanz  zu  nennen. 
Die  mannigfaltigen  Faktoren,  welche  diese  Zahlungsbilanz  ergeben, 
lassen  sich  alle  auf  drei  Elemente  zurückführen ,  auf  Ware,  Geld 
und  Arbeit. 

Der  grösste  Teil  der  internationalen  Wertübertragungen  ent- 
fällt unstreitig  auf  den  Warenverkehr,  welcher  in  dem  einen  Lande 
als  Export  und  in  dem  korrespondierenden  als  Import  registriert 
wird.  Speziell  auf  diesen  Warenverkehr  mit  und  ohne  Ausschluss 
der  Edelmetallbewegung  hat  man  das  Wort  Handelsbilanz  ange- 
wendet ;  streng  genommen  wäre  die  Bezeichnung :  »Bilanz  des 
Warenverkehres«  angemessener.  Ueber  den  Warenverkehr  mit 
dem  Auslande  geben  die  von  der  Staatsverwaltung  geführten 
statistischen  Ausweise  mehr  oder  minder  zuverlässige  Daten. 
Unter  Umständen  muss  jedoch  auch  auf  andere,  in  der  Statistik 
nicht  zum  Ausdruck  kommende  Verkehrsarten  (persönHche  Ueber- 
tragung,  Schmuggel,  Grenzverkehr)  Rücksicht  genommen  werden. 

In  zweiter  Linie  dient  zur  Begründung  und  Endigung  von 
internationalen  Verbindlichkeiten  der  Verkehr  in  Geld  und  Geld- 


l)  Fawcett,  Freihandel  und  Zollschutz.     Leipzig,  1878.     S.  135  ff. 
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zeichen  ,  welcher  jedoch  in  der  Praxis  mannigfache  Formen  an- 
nimmt. Nur  ein  Teil  desselben  gelangt  in  der  statistisch  erhobenen 
Edelmetallbewegung  zum  Ausdruck;  je  vollkommener  und  organi- 
sierter das  Geldwesen  eines  Landes  ist ,  desto  grössere  Dimen- 
sionen nimmt  der  Umsatz  in  Wertpapieren  an ,  der  statistisch 
nicht  kontrollierbar  ist.  Auch  ist  zu  beobachten ,  dass  durch 
persönliche  Uebertragung  (durch  Reisende,  Arbeiter,  Auswanderer 
u.  s.  w.)  ein  grosser  Teil  über  die  Grenze  geht.  Aber  nicht  nur 
ein  Ueberschuss  des  Warenimportes  über  den  Export  macht 
effektive  Zahlungen  in  Geld  an  das  Ausland  notwendig,  sondern 
auch  die  Amortisierung  und  Verzinsung  im  Auslande  gemachter 
Anlehen,  die  Verzinsung  und  Dividendenzahlung  für  die  fremden 
Kapitalien,  welche  im  Inlande  im  Grundbesitz  oder  in  industriellen 
Unternehmungen  investiert  sind ,  die  Auslagen  für  im  Auslande 
exponierte  diplomatische  und  konsularische  Vertretungen,  Kriegs- 
schiff-Stationen ,  Eisenbahn-  und  Zollämter  u.  s.  w. ,  sowie  die 
gleich  zu  besprechenden  Arbeitsleistungen  des  Auslandes. 

Die  Möglichkeiten,  unter  denen  ein  Land  dem  anderen  eine 
Arbeitsleistung  bieten  kann,  sind  mannigfacher  Art.  Namentlich 
jene  Länder,  welche  wie  England  einen  Teil  des  überseeischen 
Handels  für  andere  vermitteln,  ziehen  daraus  einen  beträchtlichen 
Nutzen  aus  dem  durch  nationale  Schiffe  bewirkten  Transport  und 
aus  den  Kommissionsgebühren,  welche  die  einheimischen  Banken 
in  den  damit  verbundenen  Handelsgeschäften  für  sich  einheben. 
Die  skandinavischen  Länder  begleichen  ihre  Mehreinfuhr  an  Waren 
zum  grossen  Teil  durch  die  Verdienste  ihrer  Rheder.  Geringer, 
wenn  auch  nicht  ganz  ausser  Acht  zu  lassen ,  ist  der  Erwerb, 
welchen  einzelne  Personen ,  wie  beispielsweise  die  itaHenischen 
Erdarbeiter,  im  Auslande  machen    und  ins  Inland  zurückbringen. 

Man  begreift,  dass  dieser  dreifache  internationale  Austausch 
von  Ware,  Geld  und  Arbeitsleistung  nicht  getrennt  erfolgt,  son- 
dern in  vielfacher  Wechselwirkung  steht.  Einen  Wertmesser  für 
den  Stand  der  gesamten  Forderungen  und  Schulden  eines  Landes 
gegen  das  andere  hat  man  in  den  auswärtigen  Wechselkursen 
gefunden,  jedoch  muss  betont  werden,  dass  die  Wechselkurse 
nur  den  momentanen  Stand  aller  liquiden  gegenseitigen  Forde- 
rungen und  Verbindlichkeiten  widergeben,  ohne  Rücksicht  darauf, 
ob  die  einzelnen  in  Betracht  kommenden  Transaktionen  einen 
wirklichen  oder  dauernden  Vorteil  dem  Lande  gewährleisten,  zu 
dessen  Gunsten  die  Wechselkurse  sprechen.    Bereits  Goschen  hat 
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in  einer  klassischen  Schrift  ')  nachgewiesen,  dass  die  Obligationen 
für  ein  im  Auslande  abgeschlossenes  Anlehen  für  das  borgende 
Land  wie  eine  Ausfuhr  und  für  das  darleihende  wie  eine  Einfuhr 
(von  Wertpapieren)  wirken ;  erst  die  später  erfolgenden  Amorti- 
sationen und  Zinszahlungen  üben  einen  ungünstigen  Einfluss  auf 
die  Wechselkurse  aus.  In  diesem  Falle  also  zeigen  dieselben  das 
gerade  Gegenteil  an. 

Während  dieses  Moment  für  die  Zahlungsbilanz  von  Bedeutung 
ist ,  bezieht  sich  speziell  auf  die  Waren-  und  Handelsbilanz  ein 
anderer  Punkt,  welcher  meiner  Ansicht  nach  bisher  zu  wenig  Be- 
achtung gefunden  hat :  nämlich  die  Art  und  Weise,  wie  sich  die 
Waren-Einfuhr  und  Ausfuhr  zusammensetzt.  Es  wird  nicht  schwer 
nachzuweisen  sein,  dass  die  100  Pfund  Sterling,  für  welche  Eng- 
land Baumwollwaren ,  Frankreich  Seidenwaren  und  die  Schweiz 
Uhren  exportiert ,  wirtschaftlich  für  das  betreffende  Land  viel 
höher  anzuschlagen  sind,  als  die  loo  Pfund,  welche  Griechenland 
im  Export  mit  Korinthen  und  Natal  mit  Straussenfedern  verdient, 
trotz  des  gleichen  Handelswertes.  Das  Fabrikat  repräsentiert  im 
allgemeinen  eine  viel  grössere  Summe  von  menschlicher  und 
maschineller  Arbeit  und  bildet  infolge  der  gleichmässigen  Erzeu- 
gung einen  viel  stabileren  Faktor  in  dem  internationalen  Handels- 
verkehr, als  der  von  Ernte  und  sonstigen  Produktionsverhältnissen 
abhängige  und  daher  in  Menge  und  Wert  stark  schwankende 
Rohstoff  oder  Nahrungsstoff.  Andrerseits  weist  die  grosse  Einfuhr 
von  Brotstoffen  und  Rohmaterial  in  der  Regel  auf  eine  dichte 
und  kapitalreiche  Bevölkerung  des  Landes  hin ,  welche  durch 
vielfache  Arbeitsleistung  sehr  wohl  dem  Auslande  eine  Mehr- 
einfuhr bezahlen  kann ,  ohne  dass  darunter  der  Nationalreichtum 
Schaden  litte.  Bei  Betrachtung  einer  Handelsbilanz  muss  dem- 
nach darauf  Rücksicht  genommen  werden. 

Es  entsteht  weiter  die  Frage ,  ob  und  inwieweit  die  Zölle 
einen  Einfluss  auf  die  Zahlungsbilanz  ausüben.  Ausfuhr  und 
Durchfuhrzölle  kommen  ebenso  wie  die  Transportkosten  im  Waren- 
werte zum  Ausdruck,  nicht  so  die  Einfuhrzölle,  wenn  der  Waren- 
wert dem  Grenzwert  entspricht.  Die  Einfuhrzölle  werden  im 
Inlande  vom  Importeur  gezahlt,  eine  direkte  Einwirkung  derselben 
auf  die  internationalen  VVertübertragungen  kommt  daher  nicht  zur 
Geltung,  wohl  aber  eine  indirekte  in  dem  Falle,  als  der  Zoll  die 

i)  Goschen,  Theory  of  Foreign  exchanges.     London,  1861.     Danach  Schraut,  Die 
Lehre  von  den  auswärtigen  Wechselkursen.     Leipzig,   1881. 
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Preise  von  Waren  einer  bestimmten  Provenienz  infolge  beson- 
derer Absatzverhältnisse  auf  ein  niedrigeres  Niveau  als  das  der 
anderen  herabdrückt.  Namentlich  bei  Differentialzöllen  kann  es 
vorkommen,  dass  das  ungünstiger  behandelte  Land,  welches  wegen 
der  Besonderheit  des  Artikels  oder  der  handelspolitischen  Lage 
kein  anderes  Absatzgebiet  finden  kann ,  sich  eine  starke  Preis- 
reduktion gefallen  lassen  muss.  Der  Inländer  wird  dann  zwar  nach 
der  Verzollung  für  diese  Provenienz  den  gleichen  Preis  wie  für 
die  übrigen  bezahlen  müssen ,  das  differentiell  behandelte  Land 
aber  wird  einen  geringeren  Wert  erhalten  und  die  Differenz  kommt 
im  Wege  der  Zolleinnahme  der  Staatskasse  zu  Gute. 

Alle  die  genannten  Momente  gelangen  also  in  dem  Stande 
der  auswärtigen  Wechselkurse  nicht  zum  unmittelbaren  Ausdruck. 

Der  Zusammenhang  zwischen  Zahlungsbilanz  und  Wechsel- 
kursen erstreckt  sich  aber  andrerseits  noch  weiter,  indem  sich 
auch  eine  Wirkung  der  Wechselkurse  auf  die  Zahlungsbilanz  nach- 
weisen lässt.  Bei  einem  ungünstigen  Stande  beispielsweise  der 
Berliner  Wechselkurse  auf  London  steigt  naturgemäss  die  Kauf- 
kraft des  englischen  Geldes  in  Deutschland ,  während  die  des 
deutschen  in  England  sinkt.  Die  Folge  ist ,  dass  hiedurch  die 
Ausfuhr  in  Waren  und  Effekten  aus  Deutschland  nach  England 
stimuliert,  die  aus  England  nach  Deutschland  dagegen  gehemmt 
wird.  Dadurch  wird  die  ungünstige  Zahlungsbilanz  Deutschlands 
in  günstigem  Sinne  beeinflusst.  Diese  nivellierende  Wirkung  der 
Wechselkurse  lässt  sich  auch  künstlich  steigern  und  beschleunigen, 
indem  das  leitende  Bankinstitut  eines  Landes  behufs  Versteifung 
des  Geldmarktes  den  Zinsfuss  erhöht.  Diese  Massregel  wird  in 
doppelter  Richtung  wirksam:  das  Geld  wird  verteuert,  weshalb 
einheimisches  Kapital  im  Lande  bleibt  und  ausländisches  herein- 
strömt, Waren  und  Effekten  hingegen  verbilligen  sich,  so  dass 
eine  stärkere  Ausfuhr  eintreten  wird.  Diese  Bankpolitik,  welche 
namentlich  in  England  befolgt  wird,  ist  jedoch  nicht  auf  alle 
Länder  gleich  anwendbar.  Die  erste  der  obgenannten  Wirkungen 
wird  immer  vorherrschen,  da  die  Waren  nicht  die  leichte  Beweg- 
lichkeit des  Geldes  haben.  Ein  Erfolg  wird  sich  daher  nur  in 
solchen  Ländern  einstellen  ,  welche  einen  weitverzweigten  ,  aber 
zentralisierten ,  hochentwickelten  und  organisierten  Geldverkehr 
besitzen.  In  Ländern  dagegen,  in  denen  die  Zahlungsbilanz  fast 
nur  Warenbilanz  ist,  könnte  eine  derartige  Bankpolitik  durch  die 
plötzlichen  Aenderungen  für  den  Aussenhandel  nur  von  Nachteil 
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sein.  Man  rechnet  viel  zu  wenig  mit  gewissen  Imponderabilien 
—  und  dazu  gehört  beim  Warenhandel  die  Stabilität. 

Nach  diesen  Bemerkungen  wollen  wir  versuchen,  die  Handels- 
bilanzen der  wichtigsten  Länder  einer  kurzen  Analyse  zu  unter- 
werfen. 

Im  Vordergrunde  steht  England  als  der  bedeutendste  Han- 
delsstaat der  Erde.  Gerade  dieses  Land,  welches  gewöhnlich  für 
die  Deutung  und  Wirkung  der  Handelsbilanz  als  Beispiel  geführt 
wurde,  beweist,  dass  sowohl  die  freihändlerischen,  als  auch  die 
schutzzöllnerischen  Argumentationen  nichtig  waren.  Im  Gegensatz 
zum  Freihandel,  welcher  gerade  in  dem  Ueberschusse  der  Einfuhr 
über  die  Ausfuhr  die  Prosperität  eines  Landes  erblickt,  zeigt  sich, 
dass  gerade  in  den  Jahren  wirtschaftlicher  Depression  eine  Stei- 
gerung dieses  Ueberschusses  zu  verzeichnen  ist  ^).  Andrerseits 
muss  den  Lehren  von  der  »ungünstigen«  Handelsbilanz  entgegen- 
gehalten werden,  dass  Grossbritannien  in  den  33  Jahren  (seit  dem 
J.  1855)  für  nahezu  3  MiUiarden  Pfund  Sterhng  mehr  ein-  als  aus- 
geführt hat !  Die  wirtschaftHchen  Folgen  einer  solchen  Kapital- 
abnahme des  Landes  hätten  sich  schon  zeigen  müssen.  Der 
Handelsverkehr  betrug  nämhch  in  Mill.  Pfund  Sterl. : 

Durchschnitt  Einfuhr 
1855—59  169 

1860 — 64  235 

1865—69  286 

1870—74  346 

1875—79  375 

1880—84  408 

1885-89  379 

1890  421 

1891  435 

1892  424 


Durchschnitt 

G( 
Einfuhr 

3ld 

Ausfuhr 

1860—64 

16,14 

14,29 

1865—69 

i6,94 

10,06 

1870—74 

19-52 

16,03 

1875-79 

19,26 

17,62 

1880—84 

10,46 

11,69 

i.usfuV 

ir 

Mehreinfuhr 

139 

30 

180 

56 

230 

56 

290 

56 

257 

118 

298 

109 

287 

92 

328 

92 

309 

126 

291 

133 

diesem 

Ergebnisse 

1.  Pfund 

Sterl. : 

S 

über 

Einfuhr 

Ausfuhr 

10,09 

10,77 

8,04 

7.47 

12,72 

10,92 

I 

3>55 

12,82 

8,41 

8,47 

l)  Fuchs,  Die  Handelspolitik  Englands  und  seiner  Kolonien.    Leipzig,  1893.    S.  97. 


52  Dr.  Josef  Grunzel: 


Durchschnitt 

Gold 
Einfuhr 

Ausfuhr 

S 
Einfuhr 

Ib 

e  r 

Ausfuhr 

1885—89 

13,84 

12,89 

8,02 

8,63 

1890 

23.57 

14,31 

10,39 

10,86 

189I 

30-27 

24,17 

9,31 

13,06 

1892 

21,47 

14,83 

18,75 

14,08 

Zur  Erläuterung  dieser  Handelsbilanz  muss  zunächst  folgendes 
bemerkt  werden.  Der  auswärtige  Handelsverkehr  Grossbritanniens 
wird  infolge  der  insularen  Lage  des  Landes  ausschliesslich  durch 
Schiffe  besorgt ,  und  zwar  zumeist  durch  nationale  Schiffe ,  denn 
auf  die  britische  Flagge  entfallen  gegenwärtig  ungefähr  75  Proz. 
des  gesamten  Schiffsverkehrs  (gegen  etwas  über  50  in  der  Mitte 
dieses  Jahrhunderts).  Nachdem  den  statistischen  Berechnungen 
die  Grenzwerte  zu  Grunde  liegen ,  so  sind,  wohl  bei  der  Einfuhr 
die  Kosten  des  Seetransportes  eingerechnet ,  nicht  aber  bei  der 
Ausfuhr.  Nachdem  dieser  Seetransport  aber  durch  britische 
Schiffe  erfolgt,  also  dem  Lande  selbst  zu  Gute  kommt,  zeigt  es 
sich,  dass  die  Einfuhr  viel  zu  hoch  und  die  Ausfuhr  viel  zu  niedrig 
gegriffen  ist.  Weiter  beeinflussen  die  englische  Zahlungsbilanz 
noch  folgende  Momente  :  die  fremden  Anlehen,  deren  Obligationen 
sich  in  englischen  Händen  befinden,  die  Gewinne  und  Provisionen 
der  Banken  bei  internationalen  Geschäften  ,  die  Verdienste  der 
englischen  Handelsmarine  u.  s.  w. ;  in  ungünstigem  Sinne  wirken 
die  Kapitalien ,  welche  die  englischen  Reisenden  alljährlich  im 
Auslande  verbrauchen.  Bei  Erwägung  aller  Umstände  muss  man 
unfehlbar  zu  dem  Schlüsse  kommen,  dass  trotz  der  scheinbar  un- 
günstigen Handelsbilanz  die  Zahlungsbilanz  Englands  eine  sehr 
günstige  ist,  was  jedoch  nicht  ausschliesst,  dass  eine  Verschiebung 
in  der  Handelsbilanz  selbst  als  günstiges  oder  ungünstiges  Symptom 
gedeutet  werden  kann. 

Ein  sehr  lehrreiches  Bild  gewährt  die  von  Gijfen  publizierte, 
nur  bis  zum  J.  1884  reichende  Berechnung  des  Anteiles,  welcher 
in  der  auswärtigen  Handelsbewegung  auf  die  Warenkategorien 
Nahrungsmittel,  Rohstoffe,  Halbfabrikate  und  Fabrikate  entfällt. 
Danach  kamen  von  der  Netto-Einfuhr  (Brutto-Einfuhr  unter  Abzug 
der  Wiederausfuhr)  in  Mill.  Pfund  Sterl.  auf: 


durchschnitt 

Nahrungsmittel 

Rohstoffe 

Halbfabrikate 

Fabrikate 

1855—59 

56 

69 

12 

9 

1860 — 64 

79 

83 

15 

16 

1865—69 

93 

IOC 

18 

25 

1870—74 

123 

112 

22 

ZI 

1875—79 

155 

96 

24 

43 

1880—84 

167 

105 

24 

48 
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und  von  der  Ausfuhr  in  Mill.   Pfund  Sterl.  auf: 


durchschnitt 

Nahrungsmittel 

Rohstoffe 

Halbfabrikate 

Fabrikate 

1855—59 

6 

4 

20 

86 

1860 — 64 

6 

6 

22 

104 

1865  —  69 

6 

7 

30 

137 

1870-74 

9 

13 

37 

175 

1875—79 

9 

II 

28 

152 

1880—84 

10 

14 

30 

178 

Berücksichtigt  man  den  Umstand ,  dass  sich  per  Kopf  der 
Bevölkerung  gerechnet  die  Einfuhr  der  Jahre  1855  —  59  von  6  Pfd. 
Sterling  auf  mehr  als  ii  in  den  letzten  Jahren  gesteigert  hat,  so 
hat  die  Einfuhr  der  Rohstoffe  und  Halbfabrikate  normal  zuge- 
nommen, die  der  Nahrungsmittel  und  Fabrikate  hat  grössere  Di- 
mensionen angenommen.  Am  bemerkenswertesten  jedoch  ist, 
dass  ungefähr  80  Proz.  der  Einfuhr  auf  Rohstoffe  und  Nahrungs- 
mittel entfallen ,  während  die  Ausfuhr  zu  nahezu  90  Proz.  aus 
Halb-  und  Ganzfabrikaten  besteht.  Damit  stellt  sich  Grossbritan- 
nien als  das  erste  Industrieland  der  Welt  dar.  Der  Durchfuhr- 
handel hat  für  England  gleichfalls  eine  besondere  Bedeutung;  er 
ergiebt  sich  aus  der  Wiederausfuhr,  welche  jährlich  über  60  Mill. 
Pfd.  Sterl.  erreicht ,  und  aus  dem  direkten  Transithandel  (trans- 
shipments),  welcher  jedoch  seit  dem  J.  1872  von  14  Mill.  auf 
10  Mill.  gesunken  ist. 

Für  den  auswärtigen  Handel  Deutschlands  empfiehlt  es  sich, 
nur  die  auf  Grund  der  Reform  vom  20.  Juli  1879  basierten  stati- 
stischen Daten  seit  dem  J.  1880  in  Vergleich  zu  ziehen.  Die 
Werte  für  den  Spezialhandel  sind  in  Mill.  Mark: 


Einfuhr 

Ausfuhr 

Mehreinfuhr 

Mehrausfuhr 

1880 

2844 

2977 

— 

133 

I88I 

2990 

3094 

— 

104 

1882 

3135 

3280 

— 

145 

1883 

3249 

3324 

— 

75 

1884 

3261 

3256 

5 

— 

1885 

2975 

2911 

64 

— 

1886 

2941 

3042 

— 

lOI 

1887 

3186 

3193 

— 

7 

1888 

3429 

3356 

73 

— 

1889 

4087 

3256 

831 

— 

1890 

4273 

3410 

863 

— 

I89I 

4403 

3340 

1063 

— 

1892 

4227 

3150 

1077 

— 
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Aus  dieser  Uebersicht  geht  hervor ,  dass  Deutschland  seit 
dem  J.  1880  unter  die  Länder  mit  passiver  Handelsbilanz  gegangen 
ist.  Die  im  Vergleiche  zu  England  und  Frankreich  verhältnismässig 
geringe  Ein-  und  Ausfuhr  an  Edelmetallen,  neigt  sich  parallel  mit 
der  Warenbilanz  zu  Gunsten  der  Einfuhr,  wie  dies  aus  folgender 
Uebersicht  hervorgeht.     Es  betrugen  in  Mill.  M. : 

Ausfuhr  Mehreinfuhr  Mehrausfuhr 

65  -  57 

66  —  41 

56  —  3 

67  I  — 
56                         21                      — 

149  16  — 

92  5  — 

83  44  — 

164  89  — 

196  12  — 

Obwohl  es  zweifellos  ist ,  dass  die  im  Auslande  plazierten 
deutschen  Kapitalien  die  Zahlungsbilanz  ausgleichen ,  so  haben 
doch  auch  ungünstige  Getreideernten,  sowie  missliche  Produktions- 
verhältnisse in  der  Industrie  dazu  beigetragen,  dass  sich  die  Waren- 
bilanz so  rasch  zu  Gunsten  der  Einfuhr  gestellt  hat.  Sehr  wichtige 
Zweige  des  deutschen  Aussenhandels  bilden  auch  der  Durchfuhr- 
handel und  der  Veredelungsverkehr;  leider  existiert  keine  Be- 
rechnung des  nicht  unbeträchtlichen  Gewinnes,  welchen  Deutsch- 
land aus  diesen  Verkehrsarten  zieht. 

Die  amtliche  Statistik  führt  bei  den  meisten  Warengruppen 
(auch  bei  Nahrungsmitteln)  eine  Trennung  nach  Rohstoffen  und 
Fabrikaten  durch ;  danach  belief  sich  in  Mill.  M,  der  Wert  der 


Einfuhr 

1883 

28 

1884 

25 

1885 

53 

1886 

68 

1887 

77 

1888 

165 

1889 

97 

1890 

127 

I89I 

253 

1892 

208 

Einf 

uhr 

Aus 

fuhr 

Rohstoffe 

Fabrikate 

Rohstoffe 

Fabrikate 

1883 

2173 

1090 

933 

2337 

1884 

2182 

1077 

846 

2357 

1885 

1948 

988 

739 

2120 

1886 

1886 

991 

751 

2233 

1887 

2128 

983 

764 

2370 

1888 

2249 

I02I 

834 

2369 

1889 

2792 

II97 

783 

2382 

1890 

2949 

II96 

844 

2482 

1891 

3018 

II32 

791 

2384 

1892 

2910 

II08 

723 

2227 

Handelsstatistik  und  Handelsbilanz,  55 

Die  starke  Zunahme  in  der  Einfuhr  von  Rohstoffen,  während 
die  Fabrikaten- Ausfuhr  so  ziemHch  stationär  geblieben  ist,  erklärt 
sich  aus  der  oben  angedeuteten  wirtschaftlichen  Depression. 
Charakteristisch  ist  ,  dass  die  Prozentsätze  dieser  beiden  Waren- 
kategorien in  der  Einfuhr  und  Ausfuhr  gegenwärtig  im  umge- 
kehrten Verhältnisse  nahezu  korrespondieren. 

Der  auswärtige  Handel  Frankreichs  vollführte  frühzeitig  den 
Uebergang  zu  einer  konstanten  passiven  Handelsbilanz.  Die 
Handelswerte  werden    in   folgender  Höhe    in  Mill.  Frs.  gegeben : 


Durchschnitt 

Einfuhr 

Ausfuhr 

Mehreinfuhr 

Mehrausfuhr 

1860 — 64 

2298,6 

2402,5 

— 

283,9 

1865—69 

2983.3 

2991,9 

— 

8,6 

1870  —  74 

4013.4 

3984.9 

28,5 

— 

1875-79 

3993.3 

3459,1 

534,2 

— 

1880—84 

4773,2 

3457,6 

1315,6 

— 

1885—89 

4157-3 

3306,8 

850,4 

— 

1890 

4436,9 

3753,5 

683,4 

— 

1891 

4767.9 

3569.7 

1198,2 

— 

1892 

4412,4 

3462,9 

849,5 

— 

Die  grosse  Unterbilanz  der  Jahre  1880 — 84  beruht  auf  einer 
abnormen  Zunahme  der  Einfuhr;  im  übrigen  hält  sich  die  ge- 
samte Handelsbewegung  der  letzten  zwei  Dezennien  so  ziemlich 
auf  gleicher  Höhe.  Hingegen  unterliegt  die  Einfuhr  von  Edel- 
metallen sehr  bedeutenden  Schwankungen,  wie  dies  folgende  Ueber- 
sicht  (in  Mill.  Franks)  veranschaulicht: 


Einfuhr 

Ausfuhr 

Mehreinfuhr 

Mehrausfuhr 

1877 

682,8 

141,2 

541,6 

— 

1878 

543,4 

188,2 

355,2 

— 

1879 

331,8 

423,7 

— 

9i»9 

1880 

295,9 

470,2 

— 

174,3 

I88I 

363.6 

302,1 

61,5 

— 

1882 

411. 5 

349.4 

62,1 

— 

1883 

146,0 

230,8 

— 

84,8 

1884 

328,5 

128,2 

200,3 

— 

1885 

479,4 

338,8 

140,7 

— 

1886 

444,4 

332,4 

112,0 

— 

1887 

271,2 

396,6 

— 

125.4 

1888 

265,2 

301,3 

— 

36,1 

1889 

448,2 

232,1 

216,1 

— 

1890 

256,4 

359,1 

— 

102,7 

I89I 

538,9 

380,8 

158,1 

— 

\ 
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Zieht  man  die  15jährige  Periode  von  1877 — 1891  zusammen, 
so  findet  man,  dass  die  Einfuhr  von  Edelmetallen  die  Ausfuhr  in 
dieser  Zeit  um  1430,7  Mill.  Frs.  übersteigt.  Wie  gering  jedoch 
der  Beitrag  ist,  den  diese  Mehreinfuhr  zur  Ausgleichung  der  pas- 
siven Warenbilanz  liefert,  erhellt  daraus,  dass  die  Mehreinfuhr  in 
Waren  in  derselben  Periode  15  305,8  Mill.  Frs.,  also  mehr  als  das 
Zehnfache  beträgt.  Ansehnliche  Gewinne  wirft  auch  der  Transit- 
handel und  der  Veredelungsverkehr  ab.  Im  J.  1891  wurden  im 
Transit  Waren  für  561,4  Mill.  Frs.  und  Edelmetalle  für  40,1  Mill. 
expediert.  Im  Veredelungsverkehr  wurden  Rohstoffe  für  83,4  Mill. 
Frs.  in  Verarbeitung  genommen  (matieres  premieres  mises  en  oeuvre), 
und  verarbeitete  Erzeugnisse  für  152  Mill.  Frs.  reexportiert  (pro- 
duits  manufactures  reexportes) ;  man  kann  —  bei  Berücksichtigung 
auch  der  früheren  Jahre  —  sagen,  dass  der  französische  Verede- 
lungsverkehr den  Wert  der  eingeführten  Rohstoffe  nahezu  ver- 
doppelt, der  Gewinn  also  dem  Einfuhrwerte  der  Rohstoffe  ziem- 
Uch  gleichkommt. 

Was  den  Anteil  der  einzelnen  Warenkategorien  betrifft ,  so 
dominieren  in  der  Ausfuhr  die  Fabrikate,  in  der  Einfuhr  jedoch 
nicht  wie  in  England  die  Lebensmittel,  sondern  die  industriellen  Roh- 
stoffe.   Die  französische  Statistik  hierüber  ist  in  Mill.  Frs.  folgende  : 

Einfuhr 


Nahrungsmittel 

Industrielle  Rohstoffe 

Fabrikate 

1880 

2017,3 

2416,7 

599.2 

I88I 

1742,6 

2437.3 

683.5 

1882 

1670,7 

2376,0 

775.1 

1883 

1638,2 

2397,7 

768,4 

1884 

1438,4 

2208,4 

696,7 

1885 

1455.3 

2022,8 

610,3 

1886 

1540,7 

2082,4 

585,0 

1887 

1423.0 

2014,4 

588,6 

1888 

1507,0 

2021,2 

578,8 

1889 

1441,2 

2262,5 

613,2 

1890 

1445.1 

2341,7 

650,1 

I89I 

1652,1 

2419.5 

695,9 

A 

u  s  f  u  h  r 

1880 

834,9 

793.1 

1839.9 

I88I 

887,3 

800,1 

1894,1 

1882 

878,8 

807.3 

i88S,3 

1883 

849,4 

751.6 

1850,9 

1884 

783,4 

759.1 

1690,0 

1885 

749.8 

707.4 

1630,9 

1886 

731.2 

773.0 

1744,6 

1887 

703,0 

805,0 

1738,5 

1888 

726,7 

813.4 

1706,6 

1889 

837,5 

940,6 

1925.1 

1890 

855;4 

899,0 

1999,1 

I89I 

808.8 

834.7 

1926,2 
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Auch  in  dieser  Hinsicht  hat  die  französische  Volkswirtschaft 
weder  einen  ausgesprochenen  Fortschritt  noch  Rückschritt  zu 
verzeichnen.  Trotz  der  hohen  industriellen  Entwickelung  des 
Landes  behaupten  doch  auch  die  Naturprodukte,  besonders  Weine 
und  Südfrüchte,  ihren  Rang  in  der  Ausfuhrliste. 

Die  Schweiz  nimmt  erst  seit  dem  J.  1885  eine  Erhebung  der 
Werte  des  auswärtigen  Handels  vor.  Danach  stellte  sich  in  Mill. 
Franks : 


Einfuhr 

Ausfuhr 

Mehreinfuhr 

1885 

756,3 

665,7 

90,6 

1886 

799.2 

667,4 

131.8 

1887 

837,0 

671,1 

165,9 

1888 

827,1 

673.1 

154,0 

1889 

906,6 

695.3 

211,3 

i8go 

953.4 

703.5 

249.9 

1891 

932,4 

671,9 

260,5 

1892 

870,6 

657,6 

213,0 

Das  Passivsaldo  im  Warenverkehre  nimmt  demnach  stetig 
zu.  Im  Edelmetallverkehre  sind  nur  die  gemünzten  Metalle 
speziell  ausgewiesen ,  die  sonstigen  von  der  Schweizer  Industrie 
hauptsächlich  benötigten  Mengen  an  ungemünzten  sind  in  der 
Warenstatistik  mit  inbegriffen.  Danach  betrug  in  den  letzten 
Jahren  in  Mill.  Franks 

Edle  Metalle,  gemünzt 
Edle  Metalle,  nicht  gemünzt 

Zu  berücksichtigen  bleibt  ferner,  dass  der  Durchfuhrhandel 
und  der  Veredlungsverkehr  (mit  Deutschland  und  Oesterreich- 
Ungarn)  sehr  bedeutend  ist.  Am  stärksten  fällt  jedoch  bei  der 
Beurteilung  der  schweizerischen  Zahlungsbilanz  der  Gewinn  ins 
Gewicht ,  welchen  das  Land  aus  dem  Fremdenverkehre  erzielt. 
Neuestens  hat  man  es  versucht,  durch  private  Erhebungen  und 
Schätzungen  die  jährlichen  Einnahmen  der  Hotelindustrie  zu  er- 
mitteln; man  ist  zu  der  respektablen  Summe  von  Gy  Mill.  Franks 
gelangt  *),  womit  die  Bedeutung  der  früher  unbeachteten  Faktoren 
der  internationalen  Zahlungsbilanz  schlagend  erwiesen  ist. 


Einfuhr 

Ausfuhr 

Viehrein 

I89I 

49.9 

32,0 

17,9 

1892 

43.2 

30,4 

12,8 

I89I 

27.4 

II.5 

15.9 

1892 

24,9 

10,9 

14,0 

i)  Jahresbericht  pro  1892  des  österr.-ungar.  General-Konsulates  in  Zürich.    Han- 
delsmuseum, Jahrg.  1893.  Kommerzielle  Berichte,  S.  393, 
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Während  die  Einfuhr  zumeist  aus  Nahrungsmitteln  und  Roh- 
stoffen besteht  ,  kommen  von  der  Ausfuhr  mehr  als  drei  Viertel 
auf  Fabrikate.  Interessant  ist  es,  dass  die  Schweizer  infolge  des 
Kohlenmangels  und  der  schwierigen  Kommunikation  ihre  Thätig- 
keit  gerade  auf  jene  Industriezweige  konzentriert  haben,  die  einen 
leichten  und  billigen  Rohstoff  benötigen  und  bei  denen  die  Vol- 
lendung in  der  Verarbeitung  meist  den  Preis  bestimmt;  so  erklärt 
sich  die  grosse  Ausdehnung  in  der  Fabrikation  von  Uhren ,  von 
feinen  Seiden-  und  Baumwollwaren,  Bijouterien  u.  s.  w. 

Ein  eklatantes  Beispiel  dafür,  dass  eine  passive  Warenbilanz 
allein  noch  keinen  Rückschluss  auf  eine  ungünstige  wirtschaftliche 
Entwickelung  erlaubt,  Hefert  Belgien,  das  seit  seiner  Unab- 
hängigkeitserklärung kein  Aktivsaldo  zu  verzeichnen  hat  und 
trotzdem  in  dieser  Zeit  einen  beispiellosen  Aufschwung  genommen 
hat.    Der  Warenhandel  stellte  sich  folsfendermassen  in  Mill.  Frs. : 


Durchschnitt 

Einfuhr 

Ausfuhr 

Mehreinfuhr 

1831—40 

180 

128 

52 

1841 — 50 

217 

167 

50 

1851—60 

379 

351 

28 

1861 — 70 

742 

597 

145 

1871—80 

1413 

1098 

315 

1881—85 

1512 

1392 

210 

1886 

1335 

1182 

153 

1887 

1432 

1241 

191 

1888 

1534 

1244 

290 

1889 

1556 

1459 

97 

1890 

1672 

1437 

235 

1891 

1800 

1519 

281 

Zum  grossen  Teil  wird  der  Ueberschuss  der  Einfuhr  durch 
die  Erträgnisse  des  bedeutenden  Durchfuhrverkehres  paralysiert, 
welcher  über  Antwerpen  nach  dem  nördlichen  Frankreich  und 
den  Rheinlanden  geht;  im  J.  1891  bezifferte  sich  der  Durchfuhr- 
verkehr auf  1328  Mill.  Frs.  Die  Einfuhr  setzt  sich  aus  Nahrungs- 
mitteln und  Rohstoffen  zusammen ,  im  Jahre  1891  wurden  allein 
für  420  Mill.  Frs.  Getreide  und  für  188  Mill.  rohe  Spinnstoffe 
importiert ;  die  Ausfuhr  umfasst  zumeist  die  Erzeugnisse  der  hoch- 
entwickelten Metall-,  Glas-  und  Textilindustrie. 

In  noch  viel  höherem  Masse  als  in  Belgien  gestaltet  sich  der 
Aussenhandel  als  Zwischenhandel  in  den  Niederlanden, 
welche  noch  den  alten  Rang  unter  den  bedeutendsten  Handels- 
staaten behaupten.    So  erklärt  sich  auch  hier  die  passive  Waren- 
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bilanz.     Die  Einfuhr  in  den  und  die  Ausfuhr  aus  dem  freien  Ver- 
kehr stellte  sich  in  Mill.  Gulden : 


Einfuhr 

Ausfuhr 

Mehreinfuhr 

1880 

828,0 

624,7 

203,3 

I88I 

910,6 

682,4 

228,2 

1882 

979.5 

747,4 

232,1 

1883 

1041,8 

683,4 

358-4 

1884 

1112,8 

838,2 

274,6 

1885 

1073.0 

889,3 

183,7 

1886 

1073.0 

947,3 

126,6 

1887 

II33.5 

991.5 

142,0 

1888 

1262,1 

1096,9 

165,2 

1889 

1245.3 

1094,1 

151,2 

1890 

1299,7 

1087,5 

2X2,2 

I89I 

1356,1 

1140,5 

215,6 

Die  Hauptartikel  des  holländischen  Aussenhandels  bilden 
Produkte  überseeischer  Länder ,  das  Land  selbst  hat  weder  in 
landwirtschaftlichen  noch  in  industriellen  Erzeugnissen  einen  nam- 
haften Export  zu  verzeichnen,  da  die  Produktion  zumeist  nicht 
einmal  den  heimischen  Bedarf  zu  decken  vermag. 

Im  Gegensatz  zu  den  bisher  genannten  Völkern  gehört  O  e  s  t  e  r- 
r  eich- Ungarn  zu  den  Ländern,  welche  in  der  Regel  mit  einem 
Aktivsaldo  in  der  Warenbilanz  das  Rechnungsjahr  abschliessen. 
Die  Einfuhr  und  Ausfuhr  belief  sich  in  Mill.  Gulden: 


Einfuhr 

Ausfuhr 

Mehreinfuhr 

Mehrausfuhr 

1854-58 

246,4 

235,5 

10,9 

— 

1859-63 

229,3 

268,6 

— 

39.3 

1864—68 

282,2 

366.7 

— 

84,5 

1869—73 

517,7 

422,5 

95,2 

— 

1874-78 

563,7 

594,0 

— 

30,3 

1879-83 

618,2 

724,7 

— 

106,5 

1884—88 

562,3 

692,8 

— 

130,5 

1889 

589,2 

766,2 

— 

177,0 

1890 

610,7 

771,4 

— 

160,7 

T89I 

618,3 

787,6 

— 

169,3 

1892 

627,2 

723.6 

— 

95,4 

Die  Handelsbewegung  in  Edelmetallen  ist  eine  sehr  schwan- 
kende, da  dieselbe  in  hohem  Grade  von  Massregeln  rein  finan- 
zieller Natur  beeinflusst  wurde.  Hervorgehoben  zu  werden  ver- 
dient jedoch  die  Thatsache ,  dass  das  Jahr  der  grössten  Mehr- 
einfuhr   in    Waren    zugleich    das    der    grössten    Mehrausfuhr    in 
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Edelmetallen  ist;  im  Jahre  1872  betrug  die  erstere  225,7  Mill., 
die  letztere  29,6  Mill.  Gulden,  also  sogar  mehr  als  im  Jahre  1866 
(237  Mill,),  dem  Jahre  der  Kriegsentschädigung.  Die  summari- 
schen Ziffern  für  Edelmetalle   und  Münzen   sind  in  Mill.  Gulden  : 


Einfuhr 

Ausfuhr 

Mehreinfuhr 

Mehrausfuhr 

1855-59 

35>o 

24,7 

10,3 

— 

1860 — 64 

26,9 

35.7 

— 

8,8 

1865—69 

29.7 

35;3 

— 

5,6 

1870—74 

39.6 

41,2 

— 

1,6 

1875—79 

39'7 

18,1 

21,6 

— 

1880—84 

25,1 

18.3 

6,8 

— 

1885—89 

I7;4 

7>3 

10,1 

— 

1890 

43.5 

8,7 

34,8 

— 

I89I 

39-6 

11.3 

28,3 

~ 

1892 

84,0 

17-9 

66,1 

— 

Ausser  durch  den  Warenhandel  im  freien  Verkehr  wird  die 
österreichische  Zahlungsbilanz  noch  durch  andere  Verkehrsarten 
günstig  beeinflusst.  Infolge  seiner  Lage  hat  auch  der  Transit- 
handel eine  grosse  Bedeutung  erlangt ;  im  Jahre  1891  wurden 
Waren  für  325,8  Mill.  Gulden  transitiert.  Ferner  wertete  der 
Veredlungsverkehr  in  der  Einfuhr  20,7  MilL,  in  der  Ausfuhr  da- 
gegen 33,9  Mill.  Gulden,  Diese  für  die  Zahlungsbilanz  günstigen 
Momente  werden  jedoch  durch  die  bedeutende  Verschuldung  dem 
Auslande  gegenüber  im  Gleichgewicht  gehalten. 

Bezüglich  der  Warenkategorien  lässt  sich  feststellen,  dass  in 
der  Ausfuhr  die  Nahrungsmittel ,  in  der  Einfuhr  dagegen  die 
Fabrikate  überwiegen.  Im  Jahre  1891  entfielen  im  freien  Ver- 
kehre auf  die 

Genussmittel         Hilfsstoffe  für  die  Industrie         Fabrikate 
Einfuhr 

98,2  230,3  284,4  Mill.  Gulden 

Ausfuhr 
190,5  193,9  402,2        »  » 

Es  darf  jedoch  nicht  übersehen  werden,  dass  sich  diese  Ziffern 
auf  die  Gesamtmonarchie  beziehen  und  dass  in  Wirklichkeit  ebenso, 
wie  die  ungarische  Reichshälfte  vorwiegend  Agrikulturstaat  ist, 
die  österreichische  als  Industriestaat  gezählt  werden  muss. 

Die  statistischen  Daten  für  den  auswärtigen  Handel  R  u  s  s  - 
1  a  n  d  s  zeigen  deutlich,  welche  Schwankungen  ein  Land  mit  vor- 
wiegend   agrikoler  Produktion    und  Exportfähigkeit  je    nach  den 


Handelssiatisiik  und  Handelsbilanz. 


6i 


Ernteverhältnissen    zu    erleiden    hat.     Im  Spezialhandel    betrugen 
in  Mill.  Rubel : 

Ausfuhr 

527.9 
618,2 
627,8 

498.7 
506,4 
617,8 

640,3 

589-9 
538,6 
488,5 
623,0 

793.9 
766,0 

705,1 
720,9 

Immerhin  ist  in  den  letzten  Jahren  im  Warenhandel  ein 
starkes  Aktivsaldo  erzielt  worden ,  indem  durch  scharfe  zollpoli- 
tische Massregeln  die  Einfuhr  verringert  wurde.  Es  kann  jedoch 
keinem  Zweifel  unterliegen,  dass  so  plötzliche  Unterbindungen 
der  auswärtigen  Handelsbeziehungen  indirekt  auch  auf  die  Ausfuhr 
und  das  gesamte  wirtschaftliche  Leben  wirken  müssen.  Die 
Zinsenzahlung  für  die  auswärtigen  Kapitalien ,  die  Russland  in 
öffentlichen  Anlehen  und  privaten  Unternehmungen  besitzt,  der 
jährliche  Geldabfluss  ,  welchen  der  russische  Adel  ins  Ausland 
mitnimmt  u.  s.  w. ,  erklären  übrigens ,  dass  die  Zahlungsbilanz 
trotz  der  günstigen  Warenbilanz  so  ungünstig  ist,  wie  sie  in  den 
Wechselkursen  thatsächlich  zum  Ausdruck  kommt. 

Die  Verteilung  des  auswärtigen  Handelsverkehres  auf  Waren- 
kategorien zeigt  folgende  Uebersicht  (in  Mill.  Rubel): 
Lebensmittel  und  Tiere         Rohstoffe  und  Halbfabrikate 
Einfuhr 


Einfuhr 

1877 

321,0 

1878 

595.6 

1879 

587.7 

1880 

622,8 

I88I 

517.7 

1882 

566,8 

1883 

562,2 

1884 

536,9 

1885 

435.4 

1886 

426,5 

1887 

399.6 

1888 

386,1 

1889 

437,0 

1890 

416,1 

I89I 

379-3 

ehreinfuhr 

Mehreinfuhr 

— 

206,9 

— 

182,6 

— 

40,1 

124,1 

— 

II-3 

— 

— 

51.0 

— 

78,1 

— 

53,0 

— 

103,2 

— 

62,0 

— 

223,4 

— 

407,8 

— 

329.0 

— 

289,0 

— 

341.6 

Fabrikate 


1889 
1890 
1891 

1888 
1889 
1890 
1891 


80,5 

241.5 

84-7 

269,0 

87,0 

250,8 

79.3 

221,2 

A 

la  s  f  uh  r 

515.7 

246,9 

445.9 

288,1 

404.8 

272,4 

440,4 

248,4 

68,7 
83.3 
78,3 
78,8 

31.3 
32.0 

28,0 

32,2 
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Verwirrend  wirkt  in  dieser  offiziellen  Zusammenstellung  die 
Nichttrennung  der  Rohstoffe  von  den  Halbfabrikaten,  da  zweifel- 
los in  der  Einfuhr  eine  grössere  Quote  auf  Halbfabrikate  entfällt 
als  in  der  Ausfuhr  und  die  Halbfabrikate  den  thatsächlichen  Ver- 
hältnissen entsprechend  eher  zu  den  Fabrikaten  geschlagen  wer- 
den sollten. 

Die  beiden  Staaten  der  skandinavischen  Halbinsel  verzeichnen 
alljährlich  einen  bedeutenden  Ueberschuss  der  Einfuhr  über  die 
Ausfuhr.  Der  Aussenhandel  Schwedens  betrug  nämlich  in 
Mill.  Kronen: 


Einfuhr 

Ausfuhr 

Mehreinfuhr 

1880 

271,4 

236,4 

35»o 

I88I 

282,3 

225,0 

57,3 

1882 

293-3 

253,7 

39»6 

1883 

328,0 

256,4 

71,6 

1884 

320,2 

238,6 

81,6 

1885 

336,8 

246,2 

89,6 

1886 

296,0 

228,2 

67,8 

1887 

290,7 

246,6 

44,1 

1888 

322,5 

281,6 

40,9 

1889 

372,4 

281,6 

90,8 

1890 

376,1 

304,4 

71,7 

eutend 

niedriger  sind    d 

le    Ziffern   für 

No  r  we  g  e 

onen: 

Einfuhr 

Ausfuhr 

Mehreinfuhr 

1880 

149,0 

105,9 

43,1 

1881 

163,2 

119,1 

44,1 

1882 

157.4 

119,9 

37,5 

1883 

158,2 

113,0 

45,2 

1884 

156,2 

109,6 

46,6 

1885 

141,4 

97,8 

43,6 

1886 

131,2 

98,9 

32,3 

1887 

128,9 

101,8 

27,1 

1888 

152,7 

116,6 

36,1 

1889 

191,4 

125,5 

65.9 

1890 

208,3 

124,4 

83,9 

Infolge  ihrer  natürlichen  Lage  und  BeschafTenheit  haben  die 
genannten  beiden  Länder  keine  derartige  landwirtschaftliche  oder 
industrielle  Produktion  aufzuweisen ,  welche  die  Importe  mit  Ex- 
porten bezahlt  machen  könnte.  Das  Gros  des  Ausfuhrhandels 
bilden  Holz  und  Fische  in  sehr  grossen  Quantitäten.  Schweden 
und  Norwegen   verfügen  jedoch  über    einen  Faktor ,    welcher  es 
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ermöglicht  ,  dass  die  Warenbilanz  passiv  bleibt  ,  ohne  dass  da- 
runter die  internationale  Zahlungsbilanz  Schaden  leidet.  Sie  be- 
sitzen eine  im  Verhältnis  kolossale  Handelsmarine,  welche  einem 
grossen  Teile  der  Bevölkerung  aus  dem  Seehandel  Erwerb  schafft. 
Teilweise  kommt  derselbe  in  der  Mehreinfuhr  in  Edelmetallen 
zum  Ausdruck ,  gewöhnlich  aber  ist  die  Uebertragung  statistisch 
nicht  kontrollierbar. 

Eine  ähnliche  Erscheinung  lässt  sich  auch  bei  Dänemark 
konstatieren,  nur  dass  die  Ausfuhr  nicht  von  der  Forstwirtschaft 
und  Fischerei,  sondern  in  erster  Linie  von  der  Viehzucht  geliefert 
wird  (Butter,  Eier,  Hornvieh,  Schweine).  Der  Aussenhandel  stellte 
sich  (in  Mill.  Kronen)  folgendermassen : 


Einfuhr 

Ausfuhr 

Mehreinfuhr 

1880 

207,6 

176,8 

30,8 

I88I 

224,1 

162,4 

61,7 

1882 

225,6 

160,5 

65,1 

1883 

225,1 

166,5 

58,6 

1884 

245,8 

150,0 

95.8 

1885 

222,9 

136,0 

86,9 

1886 

187,6 

146,8 

40,8 

1887 

221,4 

158-5 

62,9 

1888 

244,9 

163,2 

81,7 

1889 

304;3 

209,3 

95.0 

1890 

307.0 

233.8 

73.2 

I89I 

334,6 

249,0 

85,6 

lien  hat  den  s 

tatistischen.; 

\usweisen  zufolge 

gleichfalls 

Ital 

passive  Handelsbilanz    aufzuweisen,    welche   sich   in    den    letzten 
Jahren  noch  verschlechtert  hat.     Es  betrugen  in  Mill.  Lire : 


Einfuhr 

Ausfuhr 

Mehreinfuhr 

1880 

1186,8 

1104,1 

82,7 

I88I 

1239,7 

1165,5 

74,2 

1882 

1227,0 

I151.8 

75-2 

1883 

1287,5 

1187,7 

99-8 

1884 

1318,8 

1070,9 

247-9 

1885 

1459,9 

950,8 

509,1 

1886 

1458,2 

1028,2 

430,0 

1887 

1604,4 

1005,1 

599.3 

1888 

1174,6 

891,9 

282,7 

1889 

1391.2 

950,6 

440,6 

1890 

1319.6 

895,9 

423,7 

I89I 

1126,6 

876,8 

249-8 

1892 

1170,3 

957,9 

212,4 
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Der   Verkehr    in    Edelmetallen    ändert    an    diesem    Ergebnis 
nicht  viel,  denn  es  betrug  hierin  in  Mill.  Lire  : 


1891 
1802 


Einfuhr  Ausfuhr  Mehrausfuhr 

54,3  62,7  7,4 

44,0  53,9  9,9 

Für  die  Gesamtbilanz  kommen  noch  verschiedene  Umstände 
in  Betracht.  Ungünstig  wirkt  die  Verschuldung  dem  Auslande 
gegenüber,  günstig  dagegen  der  ausgedehnte  Fremdenverkehr, 
welcher  viel  Geld  ins  Land  bringt,  die  periodische  Auswanderung 
von  Arbeitern ,  Händlern  u.  s.  w. ,  welche  mit  ihrem  Verdienst 
wieder  in  die  Heimat  zurückkehren ,  ferner  der  Zwischenhandel, 
welcher  über  Genua  nach  der  Schweiz  und  Süddeutschland  geht 
und  namentlich  durch  die  Eröffnung  des  Suezkanals  und  den  Bau 
der  Gotthardbahn  an  Bedeutung  gewonnen  hat. 

Was  die  Zusammensetzung  der  Einfuhr  und  Ausfuhr  anbe- 
langt, so  werden  namentlich  die  den  südHchen  Ländern  eigenen 
Produkte  :  Südfrüchte,  Oel,  Wein  und  Seide  exportiert  und  hiefür 
Getreide  und  industrielle  Erzeugnisse  aller  Art  importiert. 

In  ähnlicher  Weise  gestaltet  sich  der  Aussenhandel  der  pyre- 
näischen  Halbinsel,  indem  Spanien  und  Portugal  ihre  Importe  zu- 
meist mit  Wein  und  Südfrüchten  bezahlen.  Im  spanischen  Aussen- 
handel hält  sich  mit  vielfachen  Schwankungen  die  Einfuhr  und 
Ausfuhr  so  ziemlich  das  Gleichgewicht,  wie  folgende  Uebersicht  (in 
Mill.  Pesetas)  zeigt: 

Ausfuhr 

637-2 
664,4 

758,3 
712,2 

616,8 
688,2 

724,7 

717,6 

758,8 

826,9 

868,0 

847,4 

Infolge  unrichtiger  Wertbemessung,  indem  die  Einfuhrartikel 
trotz  sinkender  Preise  behufs  Verzollung  zu  den  alten  Preissätzen 
in  Anrechnung  kommen,  ferner  infolge  der  Einbeziehung  der  Edel- 


Einfuhr 

1880 

622,7 

I88I 

640,1 

1882 

775.7 

1883 

844,2 

1884 

734,5 

1885 

737,6 

1886 

792,3 

1887 

791,2 

1888 

713,3 

1889 

782,0 

1890 

851,2 

I89I 

758,1 

ehreinfuhr 

Mehrausfuhr 

— 

14,5 

— 

24,3 

17.4 

— 

132,0 

— 

117,7 

— 

49,4 

— 

67,6 

— 

73,6 

— 

— 

45,5 

— 

44,9 

— 

16,8 

— 

89,3 
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metalle  ')    erscheint    das    von    der  Statistik    entworfene  Bild    des 
Aussenhandels  nicht  als  vollständig  richtig. 

Mit  einer  überaus  grossen  Unterbilanz  schlicsst  alljährlich  die 
portugiesische  Handelsstatistik.  Das  Verhältnis  ist  in  Mill. 
Milreis  folgendes: 


Einfuhr 

Ausfuhr 

Mehreinfuhr 

1880 

35>o 

24,7 

10,3 

I88I 

36,4 

20,8 

15,6 

1882 

37,1 

25,2 

11,9 

1883 

35,2 

23,3 

11,9 

1884 

35,3 

21,9 

13,4 

1885 

36,9 

23,5 

13,4 

1886 

46,7 

26,1 

20,6 

1887 

42,2 

21,2 

21,0 

1888 

44,8 

24,1 

20,7 

1889 

52,3 

25,3 

27,0 

1890 

58,8 

32,1 

26,7 

Hiezu  muss  bemerkt  werden,  dass  zunächst  die  Edelmetall- 
bewegung mit  inbegriffen  ist  und  dass  die  riesige  Mehreinfuhr 
thatsächhch  nur  auf  einen  ähnhchen  Fehler  der  Wertdeklaration 
wie  in  England  zurückzuführen  ist.  Der  auswärtige  Handel  Por- 
tugals ist  vorwiegend  Seehandel,  die  Warenausfuhr  kommt  ohne 
die  Seefracht,  die  Wareneinfuhr  mit  derselben  in  Berechnung,  es 
ist  also  die  Ausfuhr  in  Wirklichkeit  grösser ,  die  Einfuhr  jedoch 
kleiner.  Unberücksichtigt  bleibt  ferner  der  ansehnliche  im  Kolo- 
nialhandel erzielte  Gewinn. 

Aus  der  Handelsbilanz  der  B  al  k  an  Staaten  gewisse  Rück- 
schlüsse zu  ziehen,  bleibt  sehr  gewagt,  da  die  statistischen  Aufzeich- 
nungen vollkommen  unzuverlässig  sind.  Die  grösste  Fehlerquelle 
bildet  das  Wertzollsystem,  welches  die  Wertstatistik  mit  fiskalischen 
Interessen  in  allzu  innigen  Kontakt  bringt.  Bei  der  Einfuhr  wird 
dadurch,  dass  dieselbe  höheren  Zollsätzen  unterliegt,  eine  schärfere 
Kontrolle  geübt,  als  bei  der  Ausfuhr,  welche  dem  Fiskus  nichts 
oder  wenig  abwirft,  so  dass  die  Einfuhr  höher  bemessen  erscheint. 
Die  Handelsbilanz  erscheint  daher  fast  immer  stark  passiv.  Der 
Export  umfasst  hauptsächlich  Produkte  der  südlichen  Zone,  ferner 
Tiere  und  tierische  Produkte. 

Der    mächtige    wirtschaftliche    Aufschwung,    durch    welchen 


i)  Gwinner ,    Die  Handelspolitik  Spaniens  in  den  letzten  Jahrzehnten.     Schriften 
des  Vereins  für  Sozialpolitik,  Bd.  LI,  3,  S.  91. 
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die  Verein.  Staaten  von  Amerika  in  wenigen  Dezennien  zu 
dem  Range  des  zweiten  Industrie-  und  Handelsstaates  der  Welt 
emporstiegen,  spiegelt  sich  in  der  Statistik  des  Warenverkehres 
deutlich  wieder.  Der  Aussenhandel  ergab  in  Mill.  Dollars  fol- 
gende Werte: 


Durchschnitt 

Einfuhr 

Ausfuhr 

Mehreinfuhr 

Mehrausfuhr 

1845—49 

128,7 

130,2 

— 

1,5 

1850—54 

230,6 

188,2 

42,4 

— 

1855—59 

302,3 

271,8 

30,5 

— 

1860 — 64 

278,4 

221,3 

57,1 

— 

1865—69 

368,9 

275,5 

93.4 

— 

1870—74 

558,4 

477,7 

80,7 

— 

1875—79 

465,6 

612,3 

— 

146,7 

1880—84 

689,2 

810,6 

— 

121,4 

1885—89 

674,9 

715,3 

— 

40,4 

1890 

789,3 

857.8 

— 

68,5 

1891 

844,9 

884,5 

— 

39/6 

1892 

827,4 

1030,3 

— 

202,9 

Vor  allem  muss  jedoch  auf  die  offizielle  Wertberechnung 
zurückgegangen  werden.  Dem  Exportwerte  liegt  der  Marktpreis 
der  Waren  in  den  Vereinigten  Staaten  mit  Einschluss  der  bis  zum 
wirklichen  Exporte  aus  einem  Hafen  erwachsenen  Kosten,  dem 
Importwerte  der  Marktpreis  des  betreffenden  Bezugslandes  — 
also  ohne  die  Seefracht  bis  Amerika  -  zu  Grunde.  Ausserdem 
ist  in  letzterer  Beziehung  eine  zweifache  Aenderung  eingetreten; 
bis  zum  I.  Juli  1883  wurden  zum  Marktpreis  auch  alle  Transport- 
und  Emballagekosten  bis  zum  Exporthafen  eingerechnet ,  seit 
diesem  Zeitpunkt  fielen  sie  weg;  vom  i.  August  1891  werden  aber 
wieder  jene  Kosten  berücksichtigt,  wie  sie  im  Ursprungslande 
selbst  »aus  dem  Zurechtmachen  und  der  Verpackung  der  Ware 
für  den  Transport  nach  den  Vereinigten  Staaten  erwachsen  mögen.« 
Daraus  geht  hervor,  dass  die  Einfuhrwerte  zu  niedrig  gestellt  sind. 
Der  ausgedehnte  Landhandel  mit  dem  Westen  Amerikas  ist  sta- 
tistisch nicht  ausgewiesen.  Der  ziemlich  starke  Verkehr  in  Edel- 
metall schliesst  in  der  Regel  zu  Gunsten  des  Exportes.  Wichtige 
Faktoren  der  Zahlungsbilanz  der  Vereinigten  Staaten  sind  ferner 
die  Frachtverdienste  der  amerikanischen  Schiffahrt  und  die  durch 
Auswanderer  vermittelte  Kapitalübertragung.  Was  die  Zusam- 
mensetzung des  Warenverkehres  anbelangt,  so  vollzieht  sich  auch 
gegenwärtig  noch  ein  Austausch  zwischen  Getreide  und  Roh- 
produkten   auf  Seiten   Amerikas    und  Industrie-Erzeugnissen    auf 
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Seiten  Europas.     Die    industrielle  Emanzipation   der    neuen  Welt 
macht  jedoch  täglich  neue  Fortschritte. 

Die  Staaten  des  mittleren  und  südlichen  Amerika ,  unter 
welchen  Brasilien  und  Argentinien  in  kommerzieller  Hinsicht  am 
meisten  hervorragen,  bilden  infolge  des  vorherrschenden  VVertzoU- 
systems  und  der  verfallenen  finanziellen  Verhältnisse  zu  wenig  An- 
haltspunkte für  eine  zuverlässige  Kalkulation  über  Handels-  und 
Zahlungsbilanz.  Ebenso  verfügen  auch  die  meisten  aller  übrigen 
unabhängigen  und  kolonialen  Ländergebiete  der  Welt  über  keine 
annähernd  richtige  Handelsstatistik,  indem  in  derselben  gewöhn- 
lich nur  eine  Seite  ihres  Handelsverkehres  (Vertragshäfen !)  zur 
Darstellung  gelangt. 


WESEN,  BEGRIFF  UND  EINTEILUNG 

DER  VERSICHERUNG  VOM   ÖKONOMISCHEN 

STANDPUNKTE. 

VON 

Dr.  OTTO  FRHR.  v.  BOENIGK. 


Von  der  umfangreichen  vorliegenden  Litteratur  ist  nur  ein 
sehr  geringer  Teil  ernst-wissenschaftlichen  Untersuchungen  gewid- 
met und  in  diesen  wenigen  Monographien  erfahren,  wie  Th.  Saski  ') 
mit  Recht  hervorhebt,  die  einzelnen  Anstalten  eine  zu  eingehende 
Behandlung  auf  Kosten  des  Raumes  für  Betrachtungen  über  die 
Versicherung  und  das  Versicherungswesen  im  allgemeinen.  Es 
herrscht  daher  in  der  Wissenschaft  grosse  Unklarheit  bezüglich 
eines  Gegenstandes,  der  mehr  und  mehr,  besonders  seit  den 
deutschen  Arbeiterversicherungs-Gesetzen,  an  Wichtigkeit  zunimmt. 
Der  Grund  für  diese  mangelhafte  Erforschung  liegt  einerseits  wohl 
in  dem  verhältnismässig  geringen  Alter  der  Versicherung  in  ihren 
heutigen  Dimensionen,  andererseits  darin,  dass  die  Versicherung, 
als  ein  Feld  »latenter  Produktion«  weniger  sichtbar  ,  auch  weniger 
zur  Betrachtung  herausfordert. 

Ich  möchte  nun  einmal  vom  rein  ökonomischen  Standpunkt 
aus,  also  ohne  Berücksichtigung  der  juristischen,  das  Bild  viel- 
leicht ganz  verändernden  Seiten ,  das  Wesen  der  Versicherung 
untersuchen  und  glaube,  dies  am  besten  dadurch  thun  zu  können, 
dass  ich  kurz  die  wichtigsten  bisherigen  Theorien  darstelle  und 
prüfe,  dann  die  Ergebnisse  dieser  Prüfung  zu  einem  Bilde  zusam- 
menzufassen suche.  Dabei  kann  sich  ein  irgend  sicheres  Ergebnis 
naturgemäss  nur  herausstellen ,  wenn  man  sein  Augenmerk  aus- 
schliesslich auf  Dinge    richtet ,    bei  denen    sich  das  zu    suchende 


I)  Die  Volkswirtschaft!.  Bedeutung  des  Versicherungswesens.    Leipzig,  1865.    p.  15. 
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Versicherungselement  entweder  ganz  rein  darstellt ,  oder  doch 
bedeutend  prävaliert,  während  andere  Erscheinungen,  bei  denen 
die  Versicherung  etwas  rein  Accessorisches  ist,  ausser  Betracht 
bleiben  müssen  ').  —  Auch  muss  vorweg  auf  den  Umstand  hin- 
gewiesen werden,  dass  die  Versicherung  eine  durchaus  historische 
Kategorie  ist.  Ueberhaupt  scheint  mir  die  politisch  ökonomische 
Wissenschaft  das  historische  Moment  wenigstens  in  der  Termi- 
nologie noch  zu  wenig  zu  beachten.    Allenthalben  begegnet  man 

Definitionen,     wie    »Kapital    ist «    und    kann    konstatieren, 

dass  die  verschiedenen  Bücher  auch  die  verschiedenen  Begriffs- 
bestimmungen aufweisen.  Eine  solche  dogmatische  Methode  ist 
aber  in  der  Nationalökonomie  unangebracht,  denn  die  einzelnen, 
erklärungsbedürftigen  Termini  unterscheiden  sich  ihrem  Wesen 
nach  sehr  von  mathematischen  Dingen.  Ein  Quadrat  ist  heute 
wie  vor  und  nach  1000  Jahren  ein  gleichseitiges  Rechteck,  wirt- 
schaftliche Begriffe  aber  sind  dem  Wechsel  der  Zeiten  in  hohem 
Masse  unterworfen.  So  zeigt  sich  bei  der  Versicherung  der  Um- 
stand, dass  sie  in  einer  kommunistischen  Wirtschaftsordnung  nicht 
vorkommen  kann  ^),  sondern  nur  in  der  privatwirtschaftlichen ;  ja 
sogar  im  alten  Polizeistaat,  der  doch  nicht  so  gar  weit  hinter  uns 
Hegt,  ist  an  eine  irgend  bedeutendere  Stellung  der  Versicherung 
nicht  zu  denken. 

Nach  diesen  Vorbemerkungen  darf  ich  mich  zur  Besprechung 
der  fraglichen  Theorien  wenden  ;  sie  sind  in  folgenden  Büchern 
niedergelegt : 

I.  Ludivig  Elster ,  Die  Lebensversicherung  in  Deutschland. 
Jena,  1880. 

II.  Adolf  Wagner,  Art.:  Versicherungswesen  in  Schönberg's 
Handbuch  der  politischen  Oekonomie.    III.  Aufl.    Tübingen,  1891. 

III.  Edm.  Abotit ,  (Les  questions  d'argent.)  L'assurance. 
Paris,   1865. 

IV.  Emanuel  Herrmann,  Theorie  der  Versicherung.  IL  Aufl. 
Graz,  1869. 

V.  Albert  Schäffle,  Gesellschaftl.  System  der  menschlichen  Wirt- 
schaft.    Tübingen,  1867. 

VI.  Reinhold  Schlink.  Die  Natur  der  Versicherung.  (Leipziger 
Dissertation.)     Würzburg   1887. 


1)  Näheres  bei  K.  Knies :  Das  Geld.     Berlin,  1876.     p.  118  sq. 

2)  Vgl.  Boenigk  in  Ehrenzweig's  Assekuranz- Jahrbuch  XV.    Wien,  1894,  III,  p.  4  sq. 
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VII.  Karl  Knies ,  Politische  Oekonomie  vom  geschichtlichen 
Standpunkt.     Neue  Auflage.     Braunschweig,   1883.     p.  177  sq. 

VIII.  Max  Gebauer,  Sogenannte  Lebensversicherung  (Breslauer 
Dissertation).     Jena,  1893. 

I.  Ludzvig  Elster  ■•)  geht,  um  den  Gegenstand  seiner  Arbeit, 
die  Lebensversicherung,  von  den  andern  Zweigen  abzugrenzen, 
auf  das  Wesen  der  Versicherung  im  allgemeinen  ein  und  gelangt 
zu  folgenden  Unterscheidungsmerkmalen: 

a)  Da  jede  Versicherung  das  Vorhandensein  einer  wirtschaft- 
lichen »Gefahr«  in  sich  voraussetze  und  in  diesem  Worte  der 
Begriff  der  Vermeidbarkeit  des  drohenden  Ereignisses  liege ,  so 
könne  ökonomisch  die  Todesfall- Versicherung  nicht  als  Versiche- 
rung betrachtet  werden,  denn  der  Tod  ist  unvermeidlich. 

b)  Da  bei  jeder  Versicherung  ein  wirtschaftlicher  Schaden 
vorliege  oder  als  vorliegend  gedacht  sei,  so  sei  die  Todesfall- 
Versicherung  wiederum  keine  Versicherung,  denn  der  Tod  ist 
nicht  unbedingt  immer  ein  die  wirtschaftliche  Existenz  schädi- 
gendes Ereignis  (z.  B.  der  Tod  eines  Erwerbsunfähigen!).  »Wie 
ein  jedes  Gut  im  Verlaufe  der  Jahre  sich  abnutzt  und  seine  Guts- 
eigenschaft mehr  und  mehr  verliert,  so  auch  das  Leben  des 
Menschen.  Das  in  diesem  allmählichen,  aber  notwendigen  Unter- 
gange Hegende  periculum  ist  keine  Gefahr  im  Sinne  des  Asse- 
kurranzrechtes  ^) ;  eine  solche  liegt  nur  vor,  wenn  ein  Gegenstand 
von  ihr  betroffen  werden  musste,  wenn  das  bestimmte  Vermö- 


i)  Besonders  p.  24.  28.  31.  —  Auch  in  Hildebrands  Jahrbücliern  1882,  p.  390 
festgehalten ,  ferner  in  den  Artikeln  in  Frhr.  v.  Stengels  Wörterbuch  des  Verwal- 
tungsrechts. 

2)  Es  ist  falsch,  dass  die  Amortisation,  d.  h.  die  allmählige,  den  Gütern  inhärente 
Eigenschaft  der  Entwertung  nicht  Gegenstand  der  Versicherung  bilden  könne.  Herr- 
mann widerspricht  daher  ohne  Grund  p.  87  seinem  p.  27  ausgesprochenen  Prinzip, 
dass  alle  Störungen  versicherungsfähig  seien.  Freilich  dürfte  nicht  von  vornherein 
z.B.  bei  der  Feuer-Versicherung  eo  ipso  die  gleichzeitige  Versicherung  der  natürlichen 
Entwertung  zu  präsumieren  sein,  aber  nach  ausdrücklicher  Uebereinkunft  ist  sie  sicher- 
lich ausführbar.  Daher  kann  die  Abnutzung  kein  der  Lebensversicherung  allein  an- 
gehöriges Merkmal  sein,  ist  also  für  Einteilungen  {Herrmann  p.  86.  87)  unbrauchbar. 
Der  Irrtum  von  Elster  und  Herrmann  ist  aui  den  verfehlten  Standpunkt  zurückzu- 
führen ,  als  ob  das  Leben  selbst  das  Versicherungs-Objekt  wäre  (wie  bei  der  Feuer- 
versicherung das  Haus),  und  damit  auch  die  Abnutzung  desselben,  während  doch 
immer  nur  der  resultierende  Vermögensschaden  der  Ausgangspunkt  sein  kann. 

Vgl.  Wagner  in  Schönberg  p.  945,  worin  er  von  der  Versicherung  gegen  Schäden 
aus  der  Verschlechterung  von  Sachen  spricht. 
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gensobjekt  von  eben  dieser   Gefahr  unberührt  bleiben  konnte.« 

Ohne  die  Ungewissheit,  ob  (incertus  an)  ')  das  fragHche  Er- 
eignis wirkHch  eintritt,  kennt  E.  keine  Versicherung ,  und  da  er 
es  für  »mehr  oder  weniger  unmöglich«  hält,  die  beiden  Haupt- 
zweige unter  eine  gemeinsame,  nach  aussen  abgeschlossene  Defi- 
nition zu  bringen ,  so  sieht  er  sich  zum  Zweck  genügender  Be- 
griffsbestimmung gezwungen ,  nur  diejenigen  fraglichen  Fälle  als 
Versicherung  anzusehen ,  bei  denen  die  Formel  lautet :  incertus 
an;  dagegen  diejenigen  auszuschliessen ,  die  sich  mit:  certus  an, 
incertus  quando  oder  quomodo  oder  quando  et  quomodo  formu- 
lieren lassen.     Danach  definiert  er  »ungefähr  derart«^): 

»Durch  die  Versicherung  werden  die  nachteiligen  Folgen, 
welche,  durch  ein  zufälliges  ,  unvorhergesehenes  Ereignis  hervor- 
gerufen,  eine  Person  in  ihrem  Vermögen  schädigen,  beseitigt 
oder  wenigstens  vermindert  ^). 

Hiernach  wäre  die  Versicherung  auf  den  Todesfall  keine 
Versicherung  ,  dagegen  die  dieser  sehr  ähnliche  auf  den  Nicht- 
Erlebensfall. Verdeutliche  ich  mir  diese  Trennung  an  einem  Beispiel, 
so  würde  ein  Vertrag,  laut  welchem  meine  Hinterbliebenen  nach 
meinem  Tode  von  dem  Versicherer  eine  Summe  erhalten  sollen, 
nicht  in  den  fraglichen  Begriff  hineinfallen ;  dagegen  ein  Vertrag, 
nach  welchem  der  Versicherer  den  Meinigen  in  dem  Falle  Zahlung 
zu  leisten  hat,  dass  ich  vor  meinem  vollendeten  70.  Lebensjahre 
sterbe,  —  ein  solcher  Vertrag  würde  als  Versicherung  zu  be- 
trachten sein.     Das  scheint  mir  aber  eine  zu  gew^agte  Trennung. 

Sicherlich  nimmt  die  Lebensversicherung  eine  besondere 
Stellung  ein  *)  und  unterscheidet  sich  fundamentaler  von  den  an- 
deren Branchen,  als  diese  untereinander,  aber  ihre  Eigentümlich- 
keiten sind  mehr  technischer,  weniger  wirtschaftlicher  Natur  oder 
jedenfalls  nicht  von  unüberbrückbarer  Verschiedenheit.  Der  Haupt- 
unterschied ist  dieser:  Hat  z.  B.  jemand  eine  Todesfallversiche- 
rung auf  10  000  M.  genommen,  so  erhalten  seine  Erben  ganz  be- 
stimmt eben  gerade  10  000  M. ;  hat  er  aber  ein  Haus  mit  10  000  M. 


i)  Die  masculine  Form  der  Termini  erklärt  sich  woh!  aus  Benvenuto  Straccha 
(de  assecurationibus  Amsterdam  1658)  »incertus,  fortuitus,  casus«.  —  Vgl,  die  Aus- 
führungen über  diese  Formeln  bei   Wagner  in  Schönberg  p.   947  und  Elster  1.  c. 

2)  p.  6.  —    Wagner  rügt  diese  Einschränkung. 

3)  Dieser  Satz  spricht  übrigens  nur  von  den  Funktionen  der  Versicherung,  nicht 
davon,  was  Versicherung  ist. 

4)  Wagner,  Staat  und  Versicherung.      Tübingen,   1881,  p.   36. 
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versichert,  so  ist  damit  über  die  Höhe  der  eventuellen  Auszahlung 
noch  nichts  bekannt,  sondern  die  Summe  kommt  erstens  über- 
haupt erst  in  Frage,  wenn  das  Ereignis  faktisch  eintreten  sollte, 
und  in  diesem  Falle  auch  nur  dann,  wenn  nicht  nur  ein  »Partial- 
schaden«, sondern  ein  »Totalschaden«  vorliegt,  d.  h.  wenn  nicht 
nur  einzelne  Teile  des  Hauses,  sondern  das  ganze  Haus  vernichtet 
wird.  Das  Unterscheidungsmoment  ist  also  die  Vorausfixierung 
der  für  die  spätere  eventuelle  Auszahlung  festgesetzten  Summe. 
Das  aber  greift  wesentlich  in  mehr  technisches  Gebiet  über,  wäh- 
rend die  rein  ökonomische  Grundlage :  die  Gefahr,  die  Unsicher- 
heit im  Hinblick  auf  eine  materielle  Schädigung ,  wie  dies  das 
in  allen  angegebenen  Formeln  vorkommende  Wort  »incertus« 
darthut,  allen  Branchen  gemeinsam  ist  ^).  —  Sollte  nun  jenes 
abweichende  Merkmal  von  so  einschneidender  Bedeutung  sein, 
dass  sich  die  völlige  Scheidung  in  Elsters  Sinne  rechtfertigte, 
oder  sollte  nicht  das  einigende  Prinzip  wichtiger  sein,  schwerer 
in  die  Wagschale  fallen,  welches  Elster  ja  selbst  durch  den  Fun- 
damentalsatz   anerkennt:    »ohne    Gefahr   keine  Versicherung«?^). 

Vor  allem  aber  scheint  die  Theorie  daran  zu  leiden ,  dass 
sie  das  Leben  selbst  als  versicherungsfähig  betrachtet.  Weder 
das  Feuer,  noch  das  Leben  soll  die  Versicherung  beeinflussen, 
es  handelt  sich  bei  ihr  nur  um  den  mit  dem  gefürchteten  Ereignis 
verbundenen  möglichen  Vermögensverlust ,  nicht  um  das  Ver- 
sicherungsereignis ^),  sondern  um  die  Folgen  desselben.  —  Aber 
auch  die  Folgen  werden  von  der  Versicherung  nur  in  beschränktem 
Umfange  berührt,  denn  nur  materielle,  substantielle  Verluste  am 
Besitzstand ,    nicht  aber    ideale  Güter  können  in  Frage   kommen. 

Weshalb  wendet  man  sich  überhaupt  an  eine  Versicherungs- 
anstalt? Weil  man  als  Einzelner  durchaus  nicht  mit  irgend 
welcher  Bestimmtheit  die  Kapitalansammlung ,  welche  sich  bis 
zum  eventuellen  Eintritt  des  Schadens  vollendet  haben  muss,  be- 
werkstelligen kann. 

Daraus  folgt  aber  dann,  dass  nicht  alle  wirtschaftlichen,  d.  h. 
konkreten  Güter  versicherungsfähig  sind,  sondern  von  diesen  nur 
die  Fungibilia.      Wagner  drückt  dies  ebenfalls  aus.     Er  sagt,  die 

i)  cf.    Wagner,  a.  a.  O.,  p.  947. 

2)  p.  24.  —  cf.  hierzu   Wagner   1.  c.    p.  945    sq.    und  H.  Say ,    Dictionaire  de 
l'econ.   pol.   I.      Paris,   1852,  p.  86. 

3)  cf.    W.    Gallus :    Grundlagen    des    gesamten    Versicherungs- Wesens.     Leipzig, 
1874.  p.  4. 
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Gefahr  bestehe  darin ,  dass  man  infolge  irgend  eines  Ereignisses 
einen  ökonomischen,  dem  Werte  nach  schätzbaren  Nachteil  erleide  '). 
—  Ein  alter  Familiensitz  hat  für  den  Inhaber  einen  sehr  hohen 
Wert,  aber  dieser  rein  subjektive  Wert  ist  in  Geld  gar  nicht  aus- 
drückbar,  weil  für  jenen  Besitzer  ein  Wert  massgebend  ist,  der 
ganz  ausser  Zusammenhang  mit  dem  Verkehr  steht.  Kein  Ver- 
sicherer darf  sich  daher  auf  eine  höhere  als  die  verkehrsmässige 
Bewertung  einlassen. 

Wagner  bemängelt  an  obiger  Definition  auch  noch,  dass  sie 
selbst  jede  Reservefondsbildung  einer  Einzelwirtschaft  mit  umfasse, 
also  zu  weit  sei.  Ferner  sei  jene  Auffassung  aus  juristischen 
Grundsätzen  hervorgegangen,  welche  mit  wirtschaftlichen  vermengt 
seien  ^). 

Die  noch  schwebende  Frage  ,  ob  sich  in  der  That  eine  ge- 
meinsame, nach  aussen  abgeschlossene  Definition  nicht  für  beide 
Zweige  finden  lasse,  bleibe,  da  sie  sich  im  Folgenden  selbst  be- 
antworten wird ,  ausser  Betrachtung,  und  ich  wende  mich  gleich 
der  Lehre  zu ,  welche ,  wenn  auch  nicht  ganz  einwandfrei ,  sich 
doch  als  die  am  besten  konsolidierte  erweist. 

Adolf  Wagner  leugnet  die  Unmöglichkeit  einer  gemeinsamen 
Begriffsbestimmung  und  definiert : 

»Versicherung  im  wirtschaftlichen  Sinne  ist  diejenige  wirt- 
schaftliche Einrichtung,  welche  die  nachteiligen  Folgen  einzelner, 


i)  1,  c.  p.  944. 

2)  In  Hildebrands  Jahrbüchern  N.  F.  II,  p.  166.  Vgl.  dazu  die  Zusammenstel- 
lung der  juristischen  Ansichten  in  der  Einleitung  von  Elster's  Buch.  —  Die  Neigung 
zur  rechtlichen  Seite  zeigt  vielfach  die  übereinstimmende  Litteratur.  Elster's  Ansicht 
teilen  z.  B.  Lal>and  in  der  Festschrift  für  Thöl,  Strassburg,  1879,  p.  23  und  in  Goldschmidt's 
Zeitschrift  für  Handelsrecht  XIX,  p.  645 ;  Hinricks  in  Goldschmidt  XX,  p.  341 ;  Adler 
in  Hausers  Zeitschrift  für  Reichs-  und  Landesrecht  II,  1875,  P-  4'';  ^^f>  Ueber  einige 
Fragen  aus  dem  Gebiete  der  Lebensversicherung  (Diss),  Giessen,  1881;  Dresdener 
Erkenntnis  von  1866  in  Goldschmidt  XIII,  p.  51.  Weitere  Nachweise  in  den 
Lehrbüchern,  z.  B.  Stobbe,  Privatrecht  III,  Berlin,  1878,  p.  362;  Loejiing ,  Verwal- 
tungsrecht. Leipzig,  1884,  p.  671.  Ebenso  meist  die  englische  und  amerikanische 
Litteratur  und  Rechtsprechung ;  vielfach  auch  in  Frankreich,  worüber  genauer  König 
in  Endemanns  Handbuch  des  Deutschen  Handelsrechts  III,  Leipzig,   1885,  p.  778. 

Gegen  Elster  z.  B.  Malsz ,  Zeitschrift  für  Versicherungsrecht  II ,  p.  129 ;  Stau- 
dinger ^  Lehre  vom  Versicherungsvertrag.  Erlangen,  1858;  Goldschmidt,  Handbuch 
des  Handelsrechts  I,  2.  Aufl.,  1873,  P-   5^3 ;  auch  in  seiner  Zeitschrift  XXIII,  p.  179. 

Rein  juristisch  die  Auffassung,  wonach  nur  die  Verträge  mit  fester  Prämie  (Aktien- 
Prinzip)  Versicherung  seien,  dagegen  Bütoiv,  Versicherung  auf  Gegenseitigkeit  (Diss.). 
Berlin,   1883,  p.  36.  —   Dort  und  bei  Elster,  p.  23,  Litteraturangaben, 
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für  den  Betroffenen  zufälliger ,  daher  auch  im  einzelnen 
Falle  ihres  Eintretens  unvorhergesehener  Ereignisse  für  das  Ver- 
mögen einer  Person  dadurch  beseitigt  oder  wenigstens  vermindert, 
dass  sie  dieselben  auf  eine  Reihe  von  Fällen  verteilt, 
in  denen  die  gleiche  Gefahr  droht ,  aber  nicht  (oder  wenigstens 
jetzt  nicht  oder  noch  nicht)  wirklich  eintritt«  '). 

Was  zunächst  die  Fassung  betrifft,  so  ist  der  Ausdruck  »zu- 
fälliger, unvorhergesehener«  Ereignisse  ungenau,  da  z.  B.  der  Tod 
an  sich  nichts  absolut  Zufälliges  oder  Unvorhergesehenes  ist; 
vorsichtiger  wäre  zu  sagen:  »in  wenigstens  einer  Beziehung  zu- 
fälliger .  .  .«  2).  —  Ferner  wird  der  Einzelschaden  nicht  nur,  wie 
es  hier  ausgedrückt  ist,  auf  eine  Reihe  von  Fällen  verteilt,  welche 
von  der  gleichen  Gefahr  bedroht,  aber  nicht  betroffen  werden, 
sondern  der  Betroffene  hat  gleichfalls  seine  Jahresprämie  zu  ent- 
richten ^),  auf  ihn  wird  also  der  Schaden  mit  verteilt,  wenigstens 
bei  dem  heut  allgemein  üblich  gewordenen  System  der  Voraus- 
bezahlung der  Prämien.  Die  Weglassung  des  Nachsatzes  »aber 
nicht  wirklich  eintritt«  würde  diesen  Fehler  verbessern  und 
zugleich  den  lapsus  linguae  in  Wegfall  bringen,  wonach  eine 
drohende  Gefahr  eintreten  soll.  Eine  Gefahr,  die  droht,  ist  schon 
eingetreten,  so  ist  nur  fraglich,  ob  das  gefürchtete  Ereignis  eintritt. 

Ferner  ist  in  dem  Begriff  ein  wesentlicher  Faktor  der  Ver- 
sicherung ausser  Acht  gelassen  worden:  die  Zukunft.  Daher 
trifft  der  Vorwurf  einer  zu  weiten  Begriffsbestimmung ,  den  W. 
gegen  Elster  erhebt,  ihn  selbst,  denn  Brandbettel,  Notkredit  etc. 
fallen  mit  unter  seine  Definition.  Auch  hier  stehen  einzelne 
Betroffene  einer  grossen  Zahl  gleich  bedrohter  ,  aber  nicht  be- 
troffener Fälle  gegenüber,  auch  hier  treten  diese  für  jene  auf  dem 
Wege  der  Verteilung  mit  in  die  Lücke.  Und  doch  liegt  keine 
Versicherung  vor  und  zwar  deshalb  nicht,  weil  das  Ereignis,  gegen 
dessen  nachteilige  Folgen  man  sich  wendet,  in  der  Vergangenheit 
hegt  und  die  Folgen  schon  eingetreten  sind. 

Freilich  ist  das  Wort  Zukunft  hier  in  etwas  modifizierter  Form 


l)  In  Schönberg  p.  942  (951),  auch  in  Hildebrands  Jahrbüchern  N.  F.  II,  p.  167, 
separat  erschienen:  Staat  und  Versicherung.  Tübingen,  1881 ;  aus  der  Tübinger 
Zeitschrift. 

2}  »Bei  der  Versicherung  muss  es  wenigstens  ein  Moment  der  Ungewissheit 
geben.«      Wagner  in  Schönberg,  p,   947. 

3)  Bisher  meines  Wissens  nur  von  Knies,  Kredit  II,  Berlin  1879,  bemerkt,  aber 
von  Niemand  berücksichtigt. 
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zu  verstehen,  wie  zahlreiche  praktische  Falle  der  See-Versicherung 
beweisen  ^).  Ein  auf  der  Reise  befindliches  Schiff  wird  versichert, 
aber  wer  weiss  ,  ob  es  nicht  schon  untergegangen  ist  ?  —  Da 
nun,  wie  wir  sahen,  nicht  das  Feuer,  Leben  etc.  die  Dinge  sind, 
gegen  die  man  sich  versichert,  sondern  die  vermögensschädlichen 
Folgen  jener  Ereignisse,  so  muss  der  zu  suchende  Grundsatz  etwa 
lauten :  »Die  vermögensschädlichen  F'olgen  der  Versicherungs- 
Ereignisse  müssen  in  der  Zukunft  liegen.«  Hiernach  rechtfertigt 
sich  aber  die  Versicherung  auch  dann,  wenn  das  Ereignis  schon 
in  der  Vergangenheit  liegt,  —  natürlich  unter  der  Voraussetzung, 
dass  die  Kontrahenten  die  vollendete  Thatsache  nicht  kannten.  — 
Wie  wichtig  dies  so  übersehene  Moment  der  Zukunft  ist^  zeigen 
die  Irrtümer,  in  welche  besonders  Herrmann  geriet.  Bei  Wagner 
ist  es  wohl  mehr  aus  Versehen  weggeblieben  und  liesse  sich  leicht 
einschieben. 

Wesentlicher  aber  muss  ich  Wagner  gegenüber  folgende 
Punkte  hervorheben. 

Der  gewöhnliche  Sprachgebrauch  versteht  unter  Versicherung 
etwa  die  Abschliessung  einer  vertragsähnlichen  Abmachung  mit 
einer  modernen  Versicherungsanstalt;  sind  dagegen  beide  Teile 
Privatpersonen,  so  gebraucht  man  jene  Bezeichnung  nicht,  wie 
diese  Verschiedenheit  in  der  Gegenüberstellung  der  Worte  »Alters- 
versicherung« und  »Altenteil«  (Leibgedinge)  hervortritt.  Daher 
musste  W.  sich  nach  einer  anderen  Begrenzung  des  Begriffs  Ver- 
sicherung umsehen  und  stellt  im  Gegensatz  zu  jener  vulgären  An- 
schauung die  Ansicht  auf,  dass  alle  Einzelverträge  prinzipiell 
auszuscheiden  seien  ,  und  die  Versicherung  nur  als  Gesamtheit 
aufzufassen  sei, 

»Wirtschaftlich  nachteilige  Ereignisse,  deren  Eintritt  im  ein- 
zelnen Falle  dem  Zufall  unterworfen  ist,  müssen  in  einer  solchen 
Anzahl  als  mögliche  Fälle  vereinigt  werden,  dass  nach  erfahrungs- 
mässiger  Wahrscheinlichkeit  die  Anzahl  der  Fälle  des  wirklichen 
Eintritts  des  Ereignisses  hinlänglich  sicher  berechnet  werden 
kann«  ^).    Das  ist  für   Wagner  das  Wesentliche  der  Versicherung. 

Eine  ähnliche  Stellung  vertreten  ,  wenn  vielfach  auch  nur 
unklar  empfunden,  z.  B.  Say,  Stein,  (Schäffle),  Wirth  ^),  als  Gegner 


i)  y.  Weskett,  Theorie  und  Praxis  der  Assekuranzen  II.    Lübeck,  1782,  p.  250  sq. 
zu  vergleichen.  "^ 

2)  Staat  und  Versicherung,     p.   35. 

3)  cf.  Zitate  in  Herrmann,  p.   12  — 16. 
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sind  bisher  nur  (soweit  mir  bekannt)  Herrinann  ^)  und  Elster  ^) 
hervorgetreten,  allein  Ad.  Wagner  hält  sich  nicht  mit  Unrecht  als 
von  den  beiden  Erstgenannten  für  nicht  widerlegt  ^).  Der 
einzige  Einwand  bestand  bei  ihnen  darin,  dass  die  Selbst- Ver- 
sicherung alle  Merkmale  der  Versicherung  vorweise ,  aber  in 
die  Definition  nicht  passe;  nun  erklärte  aber  daraufhin  Ad. 
Wagner  ausdrücklich,  dass  Versicherung  »streng  genommen  erst 
dann«  vorliege ,  wenn  die  Zahl  der  Verträge  und  Risiken  so 
gross  ist,  »dass  sich  nach  erfahrungsmässiger  WahrscheinHch- 
keit  im  Durchschnitt  des  der  Berechnung  zu  Grunde  Hegenden, 
entsprechend  lang  anzunehmenden  Zeitraumes  die  günstigen  und 
ungünstigen  Fälle  ausgleichen,  d.  h.  die  Prämien  sämtHcher 
Fälle  die  Verluste  der  ungünstigen  decken«*).  Danach  Hegt  für 
W.  eine  Versicherung  bei  der  sog.  »Selbst-Versicherung«  eben 
vor,  sofern  die  in  dem  Zitat  genannte  Bedingung  erfüllt,  sie 
liegt  nicht  vor,  wenn  die  Bedingung  nicht  erfüllt  ist  ^). 

Gegen  W.  sprechen  freilich  seine  eigenen  Worte:  »Auch  die 
eigene  Ansammlung  eines  Kapitals  aus  ersparten  Einkommens- 
teilen im  Betrage  der  Versicherungsprämien  ist  ökonomisch  der- 
selbe Prozess,  wie  die  Erwerbung  eines  Kapitals  durch  Versiche- 
rung mittels  Zahlung  von  Prämien  gleicher  Höhe  in  der  Lebens- 
versicherung« ®).  Hier  Hesse  sich  zwar,  wenn  man  die  einzelnen 
Sparperioden  als  Fälle  auffasst,  eine  Ausgleichung  notdürftig  noch 
konstruieren ,  aber  ich  fürchte ,  mit  einem  solchen  Zugeständnis 
von  Seiten  Wagner's  ist  die  scharfe  Grenze  zwischen  Selbst-Ver- 
sicherung und  Sparen,  die  oben  gewonnen  ist,  wieder  verwischt. 
Es  werden  hier  wirtschaftliche  Vorgänge  nach  äusserlichen  Dingen 
getrennt ,  denn ,  wenn  die  beregten  Aufsparungen  nicht  unter- 
brochen werden,  wenn  also  das  Sparziel  erreicht  wird,  so  läge 
eine  Ausgleichung  verschiedener  Fälle ,  also  eine  Versicherung 
vor ;  ist  dagegen  durch  irgend  welche  Hindernisse  die  Erreichung 


1)  p.  i6. 

2)  p.   6. 

3)  Staat  und  Versicherung,     p.  34. 

4)  ibid.  p.  35.  Hier  trifft  Wagner  das  richtig,  was  ich  oben  an  den  Schluss- 
worten seiner  Definition  beanstandete,     cf.  in  Schönberg,  p.  943. 

5)  In  dem  von  Herrmann  und  Elster  für  ihre  Ansicht  zitierten  Aufsatz  über  die 
Vorsorge-  und  Versorge-Anstalten  von  R.  Mohl  aus  der  Deutschen  Vierteljahrsschrift 
kann  ich  nichts  Bezügliches  finden. 

6)  In  Schönberg  p.  958. 
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des  Sparziels  vereitelt  worden ,  so  könnte  keine  Ausgleichung, 
also  auch  keine  Versicherung  vorliegen  ^). 

Aber  auch  ganz  abgesehen  hiervon  ergiebt  sich  aus  der 
Frage  nach  der  Zweckbestimmung  der  Versicherung,  dass  diese 
in  der  schon  im  Wort  selbst  liegenden  Sicherstellung  gegen  die 
nachteiligen  Folgen  besteht ,  welche  ein  mögliches  zukünftiges 
Ereignis  mit  sich  führt  oder  doch  mit  sich  führen  kann.  Ob  man 
diesen  Zweck  nun  durch  die  Vereinigung  mit  vielen  gleichartig 
Bedrohten  erreicht,  oder  durch  Abmachung  mit  einer  Privatperson, 
ist  m.  E.  für  die  Beurteilung  des  Seins  unserer  Vorlage  gleich- 
giltig,  da  beide  Methoden  zum  Ziele  führen^),  so  wichtig  die 
Vergesellschaftung  und  Ausgleichung  auch  innerhalb  des  Rahmens 
der  Versicherung  sich  erweisen  mag. 

Man  denke  z.  B.  an  das  Transportgeschäft,  das  in  Einzel- 
verträgen zwar  denkbar,  aber  total  unrentabel  sein  dürfte.  Trotz- 
dem können  wir  wohl  bei  jedem  einzelnen  Falle  von  einem  Trans- 
portgeschäft sprechen  und  wir  dürfen  nicht  behaupten,  dass  die 
durch  den  Grossbetrieb  hervorgerufene  Rentabilität  und  die  durch 
die  herbeigeführte  totale  Umwälzung  überhaupt  eine  Vorbedingung 
eines  jeden  Transportgeschäftes  sei.  Der  Unterschied  dürfte  nur 
ein  gradueller,  jedenfalls  kein  prinzipieller  sein. 

Auch  die  Geschichte  steht  mir  zur  Seite.  Ob  Reatz  ^)  Recht 
hat,  wenn  er  das  in  dem  portugiesischen  Seegesetz  von  1375  vor- 
kommende Wort  »seguramga«  ,  das  die  »See-sicher-Erklärung« 
der  Schiffe  durch  Staatsbeamte  bezeichnet,  sich  später  von  dieser 
Bedeutung  emanzipieren  und  zu  der  heutigen  Bedeutung  der  Ver- 
sicherung übergehen  lässt,  ob  ScJtaube  *)  in  seinem  Widerspruch 
nun  endgiltig  Recht  behält  —  das  wird  sich  heut  schwer  ent- 
scheiden lassen.  Wäre  die  Thatsache  richtig,  so  bliebe  die  Frage 
noch  offen,  wie  man  die  vor  einer  gesetzlichen  Kodifikation  sicher- 
lich schon  vorhandenen  fraglichen  Abschlüsse  bezeichnete.  Auf- 
fällig ist  auch  die  von  Endemajin  ^)  vorgewiesene  Thatsache,  dass 
Benvenutus  StraccJia  in  seinem  ca.  1650  erschienenen  Büchlein 
de  assecurationibus  dieses  Titelwort  erst  als  neu  bezeichnet  und 
umständlich    zu    rechtfertisren    sucht.     Da  nun    in  den    genossen- 


i)  cf,  hierzu   Wagner  in  Hildebrand's  Jahrbüchern  1.  c.  p.  166. 

2)  cf.  Herrmann  p.  36. 

3)  Geschichte  des  Seerechts.   I.     Leipzig,  1870.    p.   55. 

4)  Jahrbücher  für  Nationalökonomie  1893,  erstes  Heft, 

5)  In  Goldschmidt's  Zeitschrift  IX,  Erlangen  1866,  p.   303. 
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schaftlichen  Kreisen  immer  von  Brandkassen,  Kuhgilden,  Sterbe- 
laden etc.,  nie  aber  von  Versicherung  oder  dergl.  gesprochen 
wird,  so  kann  der  fragliche  Terminus  nur  in  der  Seeversicherung 
seinen  Ursprung  finden,  denn  entweder  hat  ihn  Straccka,  der  über 
Seeversicherung  schrieb,  erfunden,  oder  die  Praxis  hat  ihn  unter  den 
Seefahrern  entstehen  lassen.  Nun  ist  aber  gerade  die  Seeversiche- 
rung der  Zweig,  in  welchem  auch  heute  noch  Einzelverträge  vor- 
kommen ,  mithin  dürfte  historisch  betrachtet  das  von  Wagner  in 
den  Vordergrund  gestellte  Moment  der  Vereinigung  vieler  Einzel- 
verträge als  conditio  sine  qua  non  nicht  ganz  unanfechtbar  sein, 
denn  es  ist  kein  Grund  vorhanden,  die  Verhältnisse  als  im  Laufe 
der  Zeit  so  verändert  zu  betrachten ,  dass  auch  der  Begriff  der 
Versicherung  einer  Revision  bedürfe  —  alle  früheren  Merkmale 
sind  ja  noch  heute  zu  finden.  Das  verschwindende  Zurücktreten 
der  Einzelfälle  am  Ende  des  19.  Jahrhunderts  ist  doch  kein  positiv 
prinzipielles  Argument. 

Auch  ist  zu  bedenken,  dass  das  Wort  »Versicherung«  zu 
den  Wörtern  gehört,  die  in  zweifacher  Bedeutung  gebraucht  wer- 
den ,  wie  z.  B.  Verpfändung ,  Verteilung.  Sie  bezeichnen  alle 
einerseits  einen  Vorgang,  andererseits  einen  Zustand.  »Ich  ver- 
pfände, versichere,  verteile«  —  deutet  auf  den  Vorgang,  während 
z.  B.  das  Subjekt  des  Satzes  :  »Die  Verteilung  der  Güter  in  diesem 
Lande  ist  eine  günstige«  ,  einen  Zustand,  nicht  einen  Vorgang 
bezeichnet.  —  Danach  zerfällt  die  Betrachtung  der  Versicherung 
in  zwei  Teile  und  diese  Zweiteilung  verlangt  Berücksichtigung  in 
der  Definition,  Wagner  aber  spricht  in  seinem  Begriff  nur  von 
der  Versicherung  als  einem  Zustand  (»Einrichtung«).  Die  aus- 
schliesslich ökonomisch-verallgemeinernde  Stellung  ^)  Wagner  ?, 
scheint  mir  hier  nicht  am  Platze ,  denn  da  das  ganze  Versiche- 
rungswesen doch  für  die  grosse  Zahl  der  Versicherten  da  ist,  darf 
man  sich  wohl  nicht  auf  den  einseitigen  Standpunkt  dessen  stellen, 
der  die  verschiedenen  Einzelfälle  vereinigt,  des  Versicherers  ^^).  — 
Lehrreich  ist  hierfür  ein  Blick  auf  die  Geschichte  unserer  Wissen- 
schaft: Die  Merkantilisten  stellten  ihre  Beobachtungen  vom  Stand- 
punkt der  Industrie  aus  an  und  in  späterer  Epoche  des  Handels, 
die  Physiokraten  aber  blickten  immer  auf  die  Gewerbe  der  Stofif- 


1)  Das  rügt  auch  Dehniel  in  Ehrenzweig's  Assekuranz-Jahrbuch  X,   1889,  II,  p.  76. 

2)  Dieselbe  Stellung  auch  Goldsckniidt,  Handelsrecht  I,    2.  Aufl.  1875,   P-   S^S- 
M.  E.  vom  rechtlichen  Standpunkt  unhaltbar. 
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gewinnung.  Dagegen  betont  dann  A.  Sviith,  dass  den  Industriellen, 
Kaufleuten,  Rohproduzenten  allen  gemeinsam  das  Bedürfnis  der 
Konsumtion  sei  und  dass  hier  die  Volkswirtschaft  einzusetzen 
habe,   nicht  wie  vordem,  in  der  Produktion. 

Uebrigens  ist  der  scheinbar  diametrale  Gegensatz  der  Wagjier- 
sehen  Ansicht  und  der  meinigen  nur  scheinbar  so  bedeutend, 
denn  Wagtiers  Betonung  der  Allgemeinheit  deckt  sich  in  der 
Praxis  —  da  Einzelverträge  nur  noch  minimal  sind  —  so  ziem- 
lich mit  meiner  Entgegnung. 

III.  Die  dritte  zu  besprechende  Theorie,  an  sich  zwar  wenig 
haltbar,  aber  wegen  ihres  Einflusses  auf  die  spätere  deutsche  Litte- 
ratur  nicht  unwichtig,  rührt  von  Edm.  Aboiit  her,  der  in  seinem, 
mehr  den  Charakter  geistreicher  Essays  tragenden  Ausführungen 
ganz  unbewusst  auf  dem  Wagner  entgegengesetzten,  aber  gleichfalls 
einseitigen  Standpunkt  steht,  die  Versicherung  als  einen  Vorgang 
anzusehen.  —  Einige  Zitate  mögen  seine  Auffassung  beleuchten. 

»La  plus  belle  assurance  serait  celle,  qui  empecherait  l'incendie 
de  devorer  les  maisons,  la  tempete,  de  jeter  les  navires  ä  la  cote  .  . . 
Cette  assurance-lä,  ou  plutot  cette  providence  terrestre,  c'est  le 
progres  materiel ,  la  victoire  de  l'homme  sur  les  elements«  ^). 
»Tous  les  progres  de  l'alimentation,  de  l'hygiene  et  de  la  medi- 
cine  ont  pour  but  d'assurer  l'homme  et  les  animaux  contre  la 
mort  prematuree.«  ^).  »Mais  on  ne  pourra  jamais  le  supprimer 
tout  ä  fait  .  .  ,  Donc  il  faudra  toujours  fonder  des  assurances  repa- 
ratrices  ä  cote  des  assurances  preventives«  ^). 

Zwar  ist  A.  nach  der  Wendung:  assurance  »ou  plutot«  pro- 
vidence seiner  Sache  nicht  ganz  sicher,  gebraucht  vielmehr  seine 
Einteilung  nur  vergleichungsweise  ,  aber  sie  muss  doch  genauer 
betrachet  werden. 

Sein  Oberbegriff"  ist :   assurances,  diese  teilt  er  ein  in 

i)  ass.  preventives,  z.  B.  Blitzableiter,  Feuerlöschwesen ; 

2)  ass.  reparatrices ;  das  sind  bei  ihm  die  Geschäfte  der  mo- 
dernen Versicherungsanstalten.  Tiefere  Abgrenzungen  nimmt 
A.  nicht  vor, 

Ein  Begriff,  welcher  jene  beiden  Gruppen  umfasst,  muss  aber, 
wenn  er  nicht  ohne  Sinn  sein  soll ,  notwendig  auch  alle  Mass- 
nahmen mit  ergreifen,  welche  gegen  die  das  menschliche  Besitztum 
bedrohenden  Gefahren  gerichtet  sind ;  daher  fallen  mit  unter  den 
Begriff  die  Verpfändung  und  das  Sparen.     Wo   aber  können  die 

i)  p.  59.  2)  p.  62.  3)  p.  63. 
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eingereiht  werden?  In  der  Gruppe  i  nicht,  denn  sie  treten  erst 
in  Wirksamkeit ,  wenn  der  gefürchtete  Schaden  längst  vollendet 
ist;  in  Gruppe  2  aber  auch  nicht,  da  sie  mit  unseren  modernen 
Versicherungsanstalten  nichts  zu  thun  haben. 

Ferner  befinden  sich  unter  den  assurances  preventives  auch 
solche ,  welche  den  Schaden  eintreten  lassen ,  oder  besser  das 
schädigende  Ereignis  ,  aber  den  Schädigungsprozess  aufhalten, 
unterdrücken,  so  die  Feuerlöschung.  Bei  diesen  kann  aber  doch 
von  preventives  ')  nicht  gut  gesprochen  werden  ,  und  die  erste 
Gruppe  müsste  daher  in  zwei  Gruppen  zerlegt  werden,  wie  das 
Herrmann  erkannt  und  durchgeführt  hat. 

IV.  Emanuel  Hermaitn  glaubt  Ordnung  und  System  unserer 
Materie  durch  Gliederung  nach  ihren  Entwickelungsstadien  zu  er- 
reichen ,  »je  nach  dem  Grade ,  in  welchem  sie  das  Prinzip  der 
Versicherung  vollkommen  oder  weniger  vollkommen  zur  Ausfüh- 
rung bringen«  ^).  So  gelangt  er,  ausgehend  von  dem  Grund- 
prinzip der  Massnahmen  zur  Bewältigung  ungünstiger  Umstände  ^) 
zu  folgendem  Ergebnis. 

Die  Massnahmen  zur  Bewältigung  ungünstiger  Umstände  zer- 
teilt er  in  drei  Teile : 

i)  Meidungen:  Massregeln,  welche  das  Eintreten  des  Ver- 
sicherungs-Ereignisses überhaupt  unmöglich  oder  doch  weniger 
wahrscheinlich  machen  sollen,  z.  B.  Blitzableiter,  Sicherheits- Ven- 
tilation u.  s.  w. 


1)  Präventives  sind  zwar  alle  »assurances«  Abouts,  aber  doch  nicht  in  dem  Sinne 
dieses  Wortes  als  Unterscheidungsmerkmal ;  also  preventiv  sind  alle  in  Bezug  auf  den 
Schaden,  aber  nicht  alle  in  Bezug  auf  das  Ereignis. 

2)  p.  84. 

3)  p.  80.  Wiedemann  in  Ehrenzweig  X,  III,  8.  »Drei  Arten  der  Verteidigung 
giebt  es,  die  man  zum  Schutze  gegen  einen  tückischen  Gegner  zur  Anwendung  bringen 
kann ;  in  erster  Reihe  mag  man  bestrebt  sein ,  durch  stete  Wachsamkeit  gegen  den 
drohenden  Ueberfall  auf  der  Hut  zu  sein ;  ist  der  Feind  gleichwohl  eingebrochen,  so 
stellt  man  sich  ihm  mutig  gegenüber  und  wirft  ihn  aus  dem  Hause ;  dann  erst  kommt 
man  dazu  ,  die  Wunden  ,  die  er  geschlagen  ,  zu  verbinden  und  zu  heilen.  (^  —  Hier 
erhellt  auch  der  Fehler  von  Oskar  Lemcke  (Katechismus  der  Versicherung.  Leipzig,  1890. 
p.  12):  >Die  Lebensversicherung  allein  wirkt  produktiv,  die  anderen  Branchen  kon- 
servieren nur«.  —  In  Wahrheit  konservieren  nur  Meidung  und  Unterdrückung,  die 
Versicherung  soll  aber  im  Gegenteil  den  nicht  konservierten  Besitz  ersetzen.  Ob  dieser 
nicht  konserviert  werden  konnte,  oder  ob  der  Besitzer  ihn  wegen  unverhältnismässiger 
Kosten  nicht  konservieren  wollte,   ist  gleichgiltig. 

Vgl.  hierzu  Wagner  in  Schönberg  p.  958.  Die  Versicherung  ist  natürlich ,  und 
zwar  jeder  Zweig,  auch  produktiv. 
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2)  Unterdrückungen,  welche  die  Vergrösserung  einer 
sich  vollziehenden  Schädigung,  das  Anwachsen  eines  Partialscha- 
dens zu  einem  Totalschaden  verhindern  sollen,  z.  B.  Feuerlöschwesen . 

3)  Kompensationen  oder  Versicherungen. 
»Nur  tritt  die  Kompensation  in  regelmässigen  Störungsfällen,  die 
Versicherung  in  unregelmässigen  Störungsfällen  ein  und  könnte 
man  sie  daher  die  Kompensation  des  Zufalls  (d.  h.  der 
zufälligen  Störungen)  nennen.«  —  Hier  ist  der  Schaden  vollendet, 
nun  tritt  Kompensation  ein. 

»Das  Prinzip  der  Versicherung  ist  innig  verwandt  mit  einem 
Prinzipe,  das  der  Mechanik  schon  viele  grosse  Dienste  geleistet 
hat,  der  Kompensation,  nämlich  der  Ausgleichung  des  Fehlenden 
oder  Ueberschüssigen  .  .  .  Und  dieses  Prinzip  des  Schwungrades, 
zu  sammeln,  wo  sich  kleine  Ueberschüsse  zeigen,  ist  es  nicht  der 
ganzen  Oekonomie  eigen,  wirken  nicht  die  Spekulation,  der  Ver- 
kehr, der  Haushalt,  die  Unternehmung  ganz  in  demselben  Sinne  ?*  ^) 
Diese  Kompensation  teilt  Heri'viann  in  folgende  Stufen  der  Voll- 
kommenheit, mit  welcher  die  Kompensation  erreicht  wird : 

A.  durch  Verschaffung  der  Mittel  zur  Anschaffung  der  kom- 
pensierenden Mittel ;  so  die  Auszahlung  von  Geld  für  Beschaffung 
von  Kalk  zum  Wiederaufbau  des  zerstörten  Hauses.  Hierhin  gehören 

a)  der  Bettel, 

b)  der  Notkredit, 

c)  das  Sparen, 

d)  das  Versicherungs-Glückspiel, 
worunter//!  die  einschlägigen  Geschäfte  der  Versicherungsanstalten 
etc.  versteht, 

e)  die  Spezial-Reserve-Fonds. 

B.  Durch  Surrogat  des  zerstörten  Gutes ,  so  der  Gebrauch 
ausrangierter  Maschinen  in  Notfällen. 

C.  Durch  ein  Pare,  so  die  Sekunda  beim  Wechsel,  wenn  die 
Prima  verloren  ist. 

Alle  drei  Zweige  fasst  //.,  wie  gesagt,  zusammen  in  der  Be- 
zeichnung »Massnahmen  zur  Bewältigung  ungünstiger  Umstände«, 
ein  Begriff,    der    sonach  den    »assurances«  von  About  analog  ist. 

Charakteristisch  ist  folgende  Stelle:  »Es  wäre  eine  arge  Selbst- 
täuschung ,  wollten  die  praktischen  Assekuranz-Männer  in  der 
Meinung  verharren  ,  dass  ihre  Geschäfte  die  einzige  praktische 
Ausführuugsart  des  Prinzips  der  Versicherung  seien ,    denn ,   was 

I)  p.  81. 

Zeitschrift  für  die  ges.  Staatswissensch.  1895.  I.  O 
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man  gegenwärtig  Versicherung  nennt ,  ist  nur  eine  der  vollkom- 
mensten, aber  auch  der  kompliziertesten  Versicherungsarten.  .  .  . 
Zur  Versicherung  dienen  die  verschiedenartigsten  Sicherstellungs- 
und Reservefonds  der  Unternehmungen,  der  Metallbarschatz  der 
Banken ,  die  Kautionen ,  Pfänder ,  Reservetruppen  .  .  . ,  Versiche- 
rungsschlösser, Pendel  und  Schwungräder  u.  dgl.  mehr«  ^).  »An- 
lass  zur  Versicherung  geben  alle  Zufälle,  welche  eine  Störung  in 
die  Ordnung  unserer  Wirtschaft  bringen«  ^). 

Also  auch  hier  zeigt  sich  ein  gewisses  Hinübergehen  auf  tech- 
nisches Gebiet;  nach  dem  bei  Wagner  Gesagten  kann  ich  mich 
hier  kurz  fassen. 

Bei  H.  zeigt  es  sich,  zu  welchen  Schlüssen  es  führt,  wenn 
man  das  Moment  der  Sicherstellung  in  Bezug  auf  die  zukünf- 
tigen Folgen  eines  Ereignisses  nicht  scharf  im  Auge  behält; 
sonst  hätte  ihm  der  Unterschied  zwischen  der  Versicherung  und 
z.  B.  dem  Bettel  sicher  ins  Auge  fallen  müssen.  Beim  Bettel 
u.  s.  w.,  wo  das  Ereignis  in  der  Vergange  nhe  it  liegt,  kann  von 
Versicherung  unmöglich  die  Rede  sein  ^).  Da  nun  aber  der  Bettel 
gleichfalls  Kompensation  des  Zufalls  anwendet ,  so  ist  es  klar, 
dass  nicht  jede  Kompensation  eine  Versicherung  ist  und  damit 
ist  die  Theorie  gefallen. 

V.  Aus  einer  Reihe  kurzer  Charakteristiken  von  geringerer 
Abweichung  von  einander  greife  ich  als  Typus  die  Darstellung 
von  Albert  Schäffle  heraus. 

»Zahlreiche  wirtschaftliche  Thätigkeiten,  die  man  zusammen  als 
Wirtschaft lichenSchutz  bezeichnen  kann,  werden  getroffen, 
um  die  Folgen  der  Unfälle,  den  Schaden,  abzuwenden.  Hierzu 
gehören  Magazine,  Dämme,  Blitzableiter,  Leistung  der  Polizei, 
der  Wächter,  Hüter.«  »Immer  aber  wird  den  äusseren  Zufällen 
ein  weiterer  Spielraum  übrig  bleiben.  Ein  grosser  Teil  derselben 
ist  unabwendbar.  Ihnen  gegenüber  wird  der  Mensch  darauf  ge- 
führt, die  für  das  Vermögen  der  Einzelwirtschaft  und  der  Einzel- 
Unternehmung  weniger  fühlbar  zu  machen,  durch  Verteilung  auf 
Viele  im  Wege  der  Versicherung  und  Entschädigung  *). 

1)  p.  8l.  Dagegen  ist  für  Herrmann  die  beliebte  Verteilung  einer  grossen  Gütermenge 
auf  viele  Schiffe,  wie  sie  schon  bei  Plutarch  erwähnt  wird,  keine  Versicherung,  im  Gegen- 
teil mache  diese  Art  der  Risikenteilung  die  Versicherung  geradezu  überflüssig,     p.   lo. 

2)  p.  27. 

3)  Lewis,  Lehrbuch  des  Versicherungsrechts.  Stuttgart,  1889,  p.  30,  berücksichtigt 
dies  Moment,  bemerkt  aber  bei  andern  den  Fehler  nicht. 

4)  Gesellsch. System  der  menschlichen  Wirtschaft.     Tübingen,  1867,  p.  117. 
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Dieser  Einteilung  der  »Vorkehrungen  gegen  Schäden«  oder 
dergleichen  in 

a)  Abwendbares  =   Schutz,  und 

b)  Unabwendbares   =   Versicherung  und  Entschädigung 

ist  schon  Herrinann  ^)  entgegen  getreten,  da  man  sich  auch  gegen 
Abwendbares  versichern  und  gegen  Unabwendbares  schützen 
könne.  So  der  Landmann,  der,  statt  sein  Häuschen  mit  Ziegel- 
dachung  zu  schützen,  es  lieber  mit  Stroh  gedeckt  lässt  und  ver- 
sichert, da  es  vielleicht  unrentabler  wäre,  das  Haus  zu  schützen 
(Intensitäts-Gesetz). 

VI.  Au{ Herrinamis  Schultern  sieht  Reinhold Schlink.  »Allein 
Meidung  und  Unterdrückung  reichen  nicht  aus  ,  den  Menschen 
vor  den  nachteiligen  Folgen  des  Zufalls  zu  bewahren.  Wenn  das 
Unglück  wirklich  eintritt,  gilt  es  Vorkehrungen  zu  treffen,  welche 
die  Folgen  des  Unglücks  für  den  Betroffenen  aufheben.  Solche 
Vorkehrungen  haben  die  Tendenz ,  die  wirtschaftliche  Existenz 
des  Menschen  zu  sichern ,  man  wird  sie  unter  dem  Namen  Ver- 
sicherung zusammenfassen  können.  Jeder  Sparprozess,  jede  Re- 
servefonds-Bildung, jede  Abschreibung  hat  diesen  Zweck.  So  ist 
jede  gesellschaftliche  Vereinigung  gegen  die  Unglücksfälle  der 
Mitglieder,  jede  Wohlthätigkeitsanstalt  eine  Versicherung. 

Die  hier  markant  hervortretende  Missachtung  des  Zukunfts- 
prinzips erfordert  nach  den  früheren  Ausführungen  kein  weiteres 
Eingehen;  es  sei  nur  darauf  hingewiesen,  dass  es  ein  Nonsens 
wäre,  Vorkehrungen,  welche  die  Folgen  eines  bereits  eingetretenen 
Ereignisses  aufheben  sollen,  Versicherung  zu  nennen. 

VII.  Genauer,  aber  im  Prinzip  übereinstimmend  ist  die  Ein- 
teilung ,  welche  Karl  Knies  ^)  vorgenommen  hat ;  danach  kann 
man  der  »Zerstörungsarbeit« 

,  C  a)  durch  rein  »negative«  Handlungen  ausweichen,    oder 
I )  < 
^  b)  sich  durch  besondere  Massnahmen  zu  sichern  suchen. 

Ist  die  Zerstörungsarbeit  jedoch  schon  im  Gange,  so  handelt  es 

sich  darum 

,  ^  a)  seine  Andauer  zu  unterdrücken,  oder 

^  b)  seine  Ausbreitung  zu  hemmen. 
Wo  aber  schliesslich    diese  zwei  bezw.  vier  Methoden  unan- 


1)  p.  91  und  95. 

2)  Die   politische   Oekonomie   vom    geschichtlichen    Standpunkt.     Neue  Auflage. 
Braunschweig,  1883,  p.  177  sq. 

6* 
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wendbar  (Hagel,  Seesturm),  oder  nur  mit  fraglichem  Erfolge  an- 
wendbar bezw.  unrentabel  wären,  da  tritt  als  die  dritte  Art 

3)  die  Versicherung  ein. 

Wo  aber ,  fragt  man  dann ,  bleibt  das  Pfandwesen  ?  Unter 
I  und  2  kann  es  nicht  gehören,  fällt  es  jedoch  unter  Gruppe  3, 
so  kann  ich  auf  meine  Ausführungen  bei  Herrmann  etc.  verweisen. 

VIII.  Ueber  Max  Gebauer  siehe  weiter  unten. 

Nach  der  Betrachtung  der  obigen  Theorien  lassen  sich  als 
Resultat  etwa  folgende  Grundsätze  feststellen : 

i)  Unter  Versicherung  bezeichnet  man  nicht  nur  einen  Zu- 
stand ,  sondern  auch  einen  Vorgang ,  die  Kompensation  ist  ihr 
also  nicht  inhärent ,  sondern  bezeichnet  nur  ein  Mittel  zu  ihrer 
gedeihlichen  Durchführung,  berührt  daher  mehr  die  technische  Seite. 

2)  Das   »Versicherungs-Ereignis« 

a.  muss  möglich,  darf  nicht  unmöglich  sein  ; 

b.  muss  bei  Abschluss  der  Versicherung  in  der  Zukunft  lie- 
gen (mit  oben  gemachter  Einschränkung). 

3)  Es  ist  notwendig,  dass  bei  Abschluss  der  Versicherung 
die  Möglichkeit  vorliegt,  dass  das  Versicherungs-Ereignis  für  den 
Versicherten  Schaden  im  Gefolge  haben  kann.  Dagegen  ist  es 
nicht  unbedingt  erforderlich  ,  dass  es  Schaden  bringen  muss; 
wenn  nun  in  der  Praxis  der  Lebens-Versicherung  auf  das  even- 
tuelle Eintreten  eines  dem  Ereignisse  folgenden  Schadens  kein 
Gewicht  gelegt  wird  und  die  Auszahlung  der  »Entschädigungs- 
summe« nach  Eintritt  des  Todes  etc.  eo  ipso  und  zwar  nur  nach 
Massgabe  des  Vertrages  erfolgt,  so  hat  das  darin  seinen  Grund, 
weil  man  oft  bei  Abschluss  des  Vertrages  den  Tod  eines  Menschen 
als  erwerbstörend  ansehen  muss ,  während  später  die  Verhält- 
nisse den  Betreffenden  entbehrlich  machen.  Wollte  man  ein- 
wenden ,  dass  man  dem  Wesen  der  Versicherung  gemäss  nichts 
auszahlen  solle,  so  ist  zu  erwidern ,  dass  dies  in  der  Praxis  sich 
nicht  durchführen  Hesse,  dass  es  ferner  —  weil  ökonomisch  durch- 
aus ohne  Einwand  —  gar  nicht  nötig  ist,  im  Gegenteil  der  Volks- 
wirtschaft der  jetzige  Zustand  nur  erwünscht  sein  kann. 

Wenden  wir  uns  nach  diesen  vorausgeschickten  Sätzen  der 
Aufgabe  zu,  das  Arbeitsgebiet  der  Versicherung  aus  den  anderen 
Massnahmen  auszuscheiden,  welche  sich  gegen  schädigende  Er- 
eignisse wenden,  so  bemerke  ich,  dass  ich  die  Massnahmen  zur  Be- 
wältigung ungünstiger  Umstände  Herrniann  ?,  als   »wirtschaftlichen 
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Schutz«  bezeichnen  möchte.     Dieser  zerfällt  mir  in  drei  Gruppen 

I.  Meidunsren  )      -i-rr 

^^    ^^  ,  ,  ^  wie  bei  Herrtnann. 

II.  Unterdrückungen    ^ 

In  letzterer  Gruppe  kann  es  sich  natürlich  nur  um  solche  zerstör- 
bare Güter  handeln ,  deren  Zerstörung  sich  in  einem  auf  eine 
längere  oder  kürzere  Spanne  Zeit  ausgedehnten  Zerstörungsprozess 
vollzieht  (Entwertungsprozess  ')).  So  kann  man  z.  B.  den  Tod 
nicht  unterdrücken  und  den  damit  verbundenen  Schaden,  weil  er 
zugleich  mit  seinem  Eintritt  auch  vollendet  ist,  wohl  aber  z.  B. 
eine  Krankheit. 

In  beiden  Gruppen  kommen  an  sich  auch  »ideale«  Schäden 
wie  die  an  Schönheit,  Moral  etc.  in  Frage ,  aber  natürlich  nur, 
wenn  es  sich  dabei  um  wirtschaftliche  Schädigung  handelt. 

III.  Vorsorge  für  Ersatz.  Diese  Massregeln  lassen  das 
schädigende  Ereignis  eintreten  und  sich  vollenden,  erst  dann  wird 
die  Wirkung   sichtbar. 

Diese  Gruppe  steht  in  einiger  Wechselwirkung  zu  den  sub  I 
und  II  genannten,  da  doch  einzelne  Zweige  der  Vers,  neben  ihrem 
Hauptzweck  noch  Meidung  und  Unterdrückung  in  Arbeit  setzen  ; 
z.  B.  die  Feuerversicherung  durch  Verbesserung  der  Bautechnik, 
der  Feuersicherheit,  der  Löschverhältnisse.  Dienen  doch  alle  drei 
Gruppen  demselben  Ziele ,  wie  dies  Herrmann  auch  richtig  er- 
kennt ;  doch  wäre  sein  Ausdruck  »Konkurrenten«  der  Vers,  wohl 
besser  durch  »Bundesgenossen«  zu  ersetzen  ^). 

Andererseits  macht  Wagner  ^)  darauf  aufmerksam,  dass  Mass- 
nahmen der  dritten  Gruppe,  der  Vorsorge  für  Ersatz,  die  Zahl  der 
Meidungen  und  Unterdrückungen  vermindert,  indem  sie  z.  B.  den 
Hausbesitzern  eine  Bedienung  zusichert,  welche  unverhältnismässig 
billiger,  rentabler  ist,  als  etwa  nötige  Reparaturen  und  Anschaffung 
von  Unterdrückungswerkzeugen.  Auch  mögen  wohl  die  Ersatz- 
vorkehrungen durch  Verleitung  zu  grösserer  Sorglosigkeit  und 
Fahrlässigkeit  die  Meidungen  vermindern.  Manchmal  hört  man 
ja  sogar  sagen^  dass  ein  Brand  oft  wirtschaftlich  wünschenswert 
sei,  da  er  zu  grösserer  Meidung  und  häufigerer  Versicherung  die 
Nachbarn  anreizt. 

Die  verschiedenen  Versicherungszweige  haben  hierbei  ver- 
schiedene Beziehungen   zu  Meidung  und  Unterdrückung.     Bei  den 


i)  cf.   Gallus,   Grundlagen  der  Versicherung.     Leipzig,  1874,  p.  16. 

2)  Mitteilungen  für  die  öffentlichen  Feuerversicherungs- Anstalten,  XI,  p.  105. 

3)  In  Schönberg,  §  9. 
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einen,  so  der  Hagel-  und  der  Erlebensfallversicherung  ^)  ist  eine 
nennenswerte  Einwirkung  auf  das  Versicherungsereignis  ausge- 
schlossen, während  bei  anderen  der  Versicherer  ganz  unbedingt 
dasselbe  herbeiführen  kann. 

Wagner  ^)  und  Herrinami  ')  stellen  die  Gruppen  als  Intensi- 
tätsgruppen, die  Meidung  als  die  vollkommenste,  die  Vorsorge  für 
Ersatz  als  die  unvollkommenste  dar.  Aboiit  *)  nennt  sogar  ge- 
radezu die  Feuerversicherung  »un  pis-aller,  mais  utile  et  conso- 
lant.«  —  Die  Folgerung  hieraus  ist,  dass  Meidung  und  Unterdrück- 
ung begünstigt,  dass  sie  ein  Maximum  werden,  während  die  Vor- 
sorge für  Ersatz,  da  sie  ja  den  nationalen  Verlust  des  Gutes  de  facto 
nicht  ersetzen  kann,    mehr  und  mehr  ein  Minimum  werden  müsse. 

Diese  Folgerung  wird  jedoch  sehr  tangiert  durch  das  Intensi- 
tätsgesetz. Wagner  schreibt  hierzu  :  »Hier  tritt  ein  allgemeines, 
nationalökonomisches  Prinzip  hervor,  das  zuerst  durch  von  Thünens 
klassische  Untersuchungen  über  die  Relativität  des  Wertes  der 
Ackerbausysteme  in  einem  besonders  wichtigen  Spezialfall  er- 
kannt, dann  unter  anderem  auch  beim  Wegebau,  namentlich  beim 
Eisenbahnbau  (»extensives«  und  »intensives«  Bausystem)  aufge- 
deckt wurde,  aber  noch  eine  viel  weitere,  ganz  generelle  Bedeu- 
tung beansprucht.« 

Jenes  Gesetz,  wonach  gewissermassen  das  grosse  Flussystem 
der  Vorrichtungen  zur  Befriedigung  des  Sicherheits-Bedürfnisses 
sich  je  nach  Stärke  gliedert  in  Ströme,  Flüsse,  Bäche  und  Rinn- 
sale, hat  auch  bestimmend  auf  die  Wahl  einer  der  drei  Versiche- 
rungsgruppen einzuwirken.  Das  Streben  der  Volkswirtschaft  wird 
auch  hier  daraufgerichtet  sein  müssen,  mehr  und  mehr  die  Hinder- 
nisse der  Rentabilität  für  das  intensivste  System  zu  beseitigen 
und  man  kann  wohl  sagen  ,  dass  diese  Tendenz  gegenwärtig 
herrscht.  Herrniaitn  ^)  fühlt  dies  auch,  indem  ihm  »die  Meidung 
allmählich  die  Oberhand  zu  gewinnen«  scheint  und  Horace  Say  **) 
behauptet  es  direkt:  »Je  mehr  der  Mensch  in  der  Kunst,  die 
Kräfte  der  Natur  und  ihre  eigene  Arbeit  nutzbar  zu  machen, 
fortschreitet,  desto  mehr  vermindern  sich  die  ungewissen  Glücks- 
und Unglücksfälle.«  —  Wenn  man  aber  im  Auge  behält,  dass 
neue    Erfindungen    auch    neue    Gefahren    hervorrufen    können,  — 


i)  cf.  F.  Becker-Laurich,  Die  wirtschaftlichen  Unternehmungsformen  in  ihrer  An- 
wendbarkeit auf  das  Versicherungswesen.    Dissert,    Jena,  1883,  p.  10.  —  Wagner,  p.  956. 
2)  In  Schönberg.  3)  p.  81.  4)  p.  60.  5)  p.  95.  6)  p.  86 
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»mit  der  Kultur  wächst  die  Menge  zerstörbaren  Gutes  und  wachsen 
die  Anlässe  der  Zerstörung«  ^)  — ,  man  denke  an  die  Erfindung 
der  Streichhölzer,  dann  wird  man  die  Verminderung  jener  Zufälle 
nur  in  sehr  beschränktem  Masse  zugeben  können. 

Doch  dieser  abschweifenden  Aeusserungen  genug;  ich  kehre 
zu  der  begonnenen  Aufgabe  zurück,  das  ganze  grosse  Gebiet  der 
Massnahmen  zur  Abwehr  eines  Schadens  zu  zergliedern,  um  das 
Versicherungswesen  herauszuschälen.  Dass  dies  nicht  ganz  leicht 
ist,  sahen  wir  daran,  dass  Elster  es  überhaupt  für  unmöglich  hält 
und  sehen  wir  nunmehr  wieder  an  einer  neuen  Publikation, 
deren  Ergebnisse  auch  ich  eine  Zeit  lang  als  die  einzige  »Lö- 
sung«  ansah. 

Max  Gebauer,  der  sich  gleich  Elster  vor  dem  Dilemma  sieht, 
entweder  die  Lebensversicherung  auszuscheiden  oder  keine  Ab- 
grenzung gegen  das  Sparwesen  zu  gewinnen,  glaubt  einen  rich- 
tigen Ausweg  dadurch  gefunden  zu  haben ,  dass  er,  gestützt  auf 
philosophische  Erwägungen,  das  ganze,  grosse  Gebiet  der  Mei- 
dungen, Unterdrückungen  und  Ersatzvorkehrungen  zusammen  als 
Versicherungswesen  bezeichnet.  Er  wählt  also  die  letzte  Mög- 
lichkeit der  Alternative,  d.  h.  er  giebt  es  auf,  eine  Abgrenzung 
gegen  das  Sparwesen  zu  gewinnen  und  seine  sogleich  mitzutei- 
lende Einteilung  zeigt  eine  enge  Verbindung  mit  demselben. 

Es  ist  nun  gewiss  zuzugeben ,  dass  sich  zahlreiche  Analo- 
gien der  Versicherungszweige  in  Meidung  und  Unterdrückung 
zeigen ,  und  die  Litteratur  ist  von  dieser  Bemerkung  auch  we- 
sentlich beeinflusst,  wie  es  besonders  markant  in  der  Rede  des 
Abg.  Barth  auf  dem  Kongress  deutscher  Volkswirte  in  Königs- 
berg 1883  zum  Ausdruck  kommt  ^) ;  aber  die  unten  folgenden 
Erwägungen  mögen  dem  Leser  das  Urteil  überlassen,  ob  eine 
engere  Abgrenzung  wohl  in  befriedigender  Weise  erreichbar  ist. 
Hier  zunächst  Gebauers  Einteilung  der  Vorkehrungen  für 
Ersatz,  der  dritten  grossen  Gruppe : 

A.  Versicherungen,  bei  denen  der  Versicherte  bei  Abschluss 
des  Vertrages  Ersatzwerte  erhält : 

i)  es  besteht  Rückgabepflicht  dieser  Ersatzgegenstände,  z.  B. 
Pfand,  Kaution ; 


1)  Emminghaus  im  Handwörterbuch  der  Staatswiss.  III.    Jena,  1892,  art. :  Feuer- 
Versicherung.  —  cf.  hierzu  die  Magdeburger  Denkschrift.    1883,  p.  16. 

2)  Verstaatlichung    des  Versicherungswesens.     Stenographischer   Bericht.     Berlin. 
1883.    p.  6. 
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2)  diese  Pflicht  fehlt  z.  B.  bei  der  Assekuranz-Quote  im 
Kapitalzins  '). 

B.  Versicherungen,  bei  denen  der  Versicherte  Ersatzwerte  gibt : 
i)  das    fr.  Ereignis    braucht    nicht   einzutreten  z.  B.    bei  der 
Hagel- ,    Feuer- ,     Kranken-Versicherung    (Schadens-Versicherung 
xat'  e^oxi^v). 

a)  durch  Vergesellschaftung  mit   einer  Reihe   gleicher   »Fälle« ; 
ß)  in  Einzelfällen. 

2)  Spar- Wesen  : 

a)  durch  Vergesellschaftung,    so    die    moderne    Todesfall- Ver- 
sicherung ; 

ß)  in  Einzelfällen ;  Privat-Sparen. 

3)  Renten-Wesen  : 

a)  durch  Vergesellschaftung,  z.  B.  bei  den  Leibrenten-Versiche- 
rungsanstalten ; 

ß)  in  Einzelfällen,  so  das  bäuerliche  Leibgedinge. 

Diese  Auffassung,  das  ganze  grosse  Gebiet  als  Versicherung 
zu  bezeichnen ,  bildet  zwar  einen  Ausweg  aus  allen  Schwierig- 
keiten, aber  schon  die  philosophische  Begründung  des  Verfassers 
Hess  mich  erkennen,  dass  ihr  vielleicht  ein  philosophischer  Wert, 
ein  ökonomischer  dagegen  weniger  beizulegen  ist,  dass  es  ein 
Durchhauen,  aber  keine  Lösung  des  Knotens  sei,  und  dass  eine 
Definition  eine  Eindämmung  geben  müsse,  nicht  eine  Ausuferung, 
welche  erst  dann  aufhört,  weiter  zu  gehen,  wenn  sich  irgend 
welche  Dämme  finden  ,  welche  aber  einen  ganz  anderen  Fluss 
einzudämmen  bestimmt  waren.  Die  Wissenschaft  braucht  schlechter- 
dings eine  genaue  Begrenzung  dessen ,  was  ihr  bei  dem  Worte 
Versicherung  vorschwebt.  Was  in  dieser  Lehre  aber  vorliegt, 
wäre  eher  eine  Bestimmung  dessen ,  was  die  Wissenschaft  mit 
»latente  Produktion«  bezeichnet.  Diese  aber  kann  mit  Versiche- 
rung durchaus  nicht  identifiziert  werden. 

Ich  trete  nun  an  meine  Aufgabe,  das  Arbeitsfeld  der  Ver- 
sicherung aus  jener  Fülle  von  Erscheinungen  markant  abzustecken 
und  benutze  hierzu  eine  mehr  negative  Methode,  d.  h.  ich  werde. 
Schritt  für  Schritt  vordringend,  immer  einzelne  Zweige  ausschei- 
dend, den  Kreis  immer  enger  ziehen,  bis  ich  schhesslich  ein  Gebiet 
umschlossen  finde  ,  das  unserer  Vorstellung  von  dem  Versiche- 
rungswesen entspricht.     Zum  besseren  Verständnis  bitte  ich,  auf 


1)  Hierüber  Knies,  Kredit  II,  p.  919, 
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der  am  Schlüsse  beigefügten  tabellarischen  Uebersicht  die  all- 
mähliche Einengung  zu  verfolgen. 

i)  Jede  Versicherung  beruht  auf  einem  Vertrage  oder  einem 
vertragsähnlichen  Verhältnis,  irgend  einer  festgesetzten  Beziehung 
zweier  Wirtschafts-Subjekte.  Eine  Versicherung,  welche  ein  ein- 
zelnes Wirtschafts-Subjekt  vornimmt,  ist  ein  ökonomischer  Nonsens, 
denn  tritt  das  Ereignis,  bezw.  der  Schaden  ein,  so  ist  jenes  ein- 
zelne Wirtschafts- Subjekt  doch  um  den  betreffenden  Schaden 
ärmer,  auch  wenn  er  sich  durch  Reservierungen  aller  Art  darauf 
vorbereitet  hat. 

Dieses  Vertragsmoment  bezeichnet  die  Versicherung  in  ihrer 
Eigenschaft  als  Vorgang,  und  in  der  Rechts-,  wie  in  der  Staats- 
wissenschaft ist  jene  Beziehung  zweier  Wirtschaftssubjekte  zu 
einander  unerlässliche  Bedingung,  aber  in  ersterer  Disziplin  ge- 
nügt das  Vertragsmoment  schon  für  das  Vorliegen  der  Versiche- 
rung, während  die  Volkswirtschaft  noch  die  genügende  Garantie 
für  die  Erfüllung  der  Vertragsbedingungen  voraussetzt;  wo  diese 
Sicherheit  fehlt,  kennt  sie  auch  keine  Versicherung.  —  Mit  diesem 
Satze  scheidet  aus  unserem  Gesichtskreis  schon  eine  grosse  Menge 
von  Erscheinungen  aus  :  die  Meidungen  und  Unterdrückungen,  da 
sie  durchaus  nicht  prinzipiell  einer  Beziehung  zweier  Beteiligter 
bedürfen,  aber  ausserdem  noch  alle  Arten  des  privaten  Sparens 
und  der  Reserve-Fonds-Bildung ,    so    die  sog.  Selbstversicherung. 

2)  Derjenige,  welcher  durch  jenen  Akt  ökonomische  Sicher- 
heit erlangt  hat,  der  Versicherte  ,  muss  für  die  Uebernahme  des 
Risikos  durch  den  anderen,  den  Versicherer,  an  denselben  etwas 
zahlen,  sofern  nichts  anderes  verabredet,  bezw.  gesetzlich  (Unfall- 
versicherung im  Deutschen  Reich)  bestimmt  ist.  Im  kommuni- 
stischen Staate  fiele  diese  Zahlung  fort  und  so  erscheint  die 
deutsche  Reichs-Unfall-Versicherung  mit  ihren  Zuschüssen  aus 
der  Reichskasse  als  ein  Kompromiss  zwischen  Kommunismus  und 
Individuahsmus. 

Dieser  Satz  scheidet  die  in  Gebauers  Einteilung  sub  A  be- 
zeichneten Massnahmen,  vor  allem  das  Pfandwesen  aus,  und  es 
bleibt  uns  nur  noch  übrig,  auch  das  Sparwesen,  wie  es  bei  grossen 
öffentlichen  Sparkassen  betrieben  wird,  als  nicht  in  unser  Gebiet 
gehörig  nachzuweisen. 

3)  Wir  wissen  beim  Sparen  ganz  genau,  wieviel  wir  besitzen ; 
nie  aber  wissen  wir  bei  der  Versicherung,  wie  sich  nach  Erledi- 
gung des  Verhältnisses  die  Summe  der  aus  demselben  entspringen- 
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den  Einnahmen  zu  der  Summe  der  fraglichen  Ausgaben  verhalten 
werden.  So  wissen  wir  nicht,  ob  am  Schluss  unserer  laufenden 
Feuerversicherungs-Periode  wir  mehr  an  die  Anstalt,  oder  die 
Anstalt  mehr  an  uns  gezahlt  haben  wird ;  ebenso  bei  der 
Todesfall- Versicherung.  Ja ,  sogar  bei  der  Alters-Versicherung, 
welche  dem  Sparwesen  doch  am  nächsten  kommt,  zeigt  sich  ganz 
markant  dieses  Unterscheidungs-Moment,  welches  bei  keiner  der 
anderen  Vorkehrungen  vorfindlich  ist.  Dies  Moment  ist  neben 
dem  Zukunfts-Moment  das  wichtigste  in  dem  ganzen  System  und 
die  Anführung  desselben  allein  genügt  schon,  um  die  Versiche- 
rung völlig  klar  und  rein  darzustellen. 

Zu  den  sub  2  und  3  bezeichneten  Punkten  sei  noch  folgendes 
hinzugefügt :  Die  Versicherung,  welche  den  Zweck  hat,  eventuellen 
Vermögensschaden  zu  beseitigen,  kann  diesen  Zweck  selten  ganz 
vollkommen  erreichen :  der  Versicherte  oder  dessen  Helfer  muss 
die  Sicherheit  erst  gegen  ein  Entgelt  erkaufen  ^) ,  und  nur  dann 
bleibt  eine  solche  Zahlung  aus,  wenn  in  einem  auf  Gegenseitigkeit 
beruhenden  kleinen  Verbände  ^^  ausnahmsweise  kein  Schadens- 
fall eingetreten  ist ,  also  auch  nichts  zu  repartieren  war.  Das 
Wesen  besteht  hierbei  darin,  dass  der  Schutzbedürftige  gegen 
eine  grosse  Unsicherheit  eine  etwaige  kleinere  (Prämienverlust) 
vertauscht,  eine  Umkehrung  des  alten  Satzes,  dass  der  Verkäufer 
einer  Ware  lieber  einen  kleinen  Gewinn  wahrnehmen  wird ,  als 
gar  keinen. 

Diese  Auswechselung  der  Unsicherheit  führt  hier  zu  der  von 
Alfred  de  Courcy  *)  verfochtenen  und  von  Herrniann  in  Deutsch- 
land popularisierten  Lehre,  wonach  die  Versicherung  ein  Glücks- 
spiel sei,  und  Schlink  sagt  direkt,  dass  man  gegen  das  Spiel  des 
Zufalls  ein  anderes  Spiel  in  Anwendung  bringe  —  das  der  Ver- 
sicherung. Soweit  diese  Beobachtung  eine  Konsequenz  obiger 
Sätze  ist ,  haben  die  genannten  Autoren  Recht ,  nur  darf  man 
sich  nicht  verleiten  lassen  ,  dies  Moment  als  das  Essentielle  der 
Versicherung  zu  bezeichnen. 

Nach  diesen  Erörterungen  erscheint  es  mir  klar,  dass  die  in 
den    drei   Sätzen    gekennzeichneten  Erscheinungen    das  Versiche- 


i)  Aehnlich   Wagner  in  Schönberg,  Anm.   21. 

2)  Früher  waren  solche  Verbände  wohl  nicht  so  gar  selten.  Ein  interessanter 
Fall  ist  der  von  Fichte's  Sohn  in  der  Lebensbeschreibung  seines  Vaters  mitgeteilte 
Verband  einiger  Berliner  Professoren  vor  dem  preussischen  Befreiungskriege. 

3)  Les  lois  du  hazard.     Paris,  1862. 
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rungswesen  wissenschaftlich  sehr  wohl  »definieren«,  nur  gebe  ich 
zu,  dass  eine  Definition  schwierig  herzustellen  ist,  allein  sie  ist, 
wenn  man  nur  das  Richtige  erkannt  hat,  auch  nicht  nötig.  Ich 
glaube,  dass  man  bei  Beachtung  der  drei  aufgestellten  Merkmale 
jederzeit  unschwer  die  Versicherung  wird  erkennen  können  und 
dass  es  nicht  dringend  geboten  ist,  die  durch  obiges  Ausschlies- 
sungsverfahren erhaltenen  Schlüsse  in  positive  Worte  zu  kleiden. 

Wenden  wir  uns  nun  der  Frage  nach  der  sachgemässen  Ein- 
teilung des  so  gewonnenen  Versicherungsfeldes  zu,  so  sei  zuerst 
wieder  ein  Blick  auf  die  bisherigen  Vorschläge  geworfen.  Max 
Gebatiers  Einteilung  dagegen  bleibt  von  vornherein  hier  deshalb 
ausser  Betracht,  weil  er  ja  keine  prinzipielle  Scheidung  des  Spar- 
wesens vorgenommen  hat,  also  etwas  ganz  anderes  einteilen  will, 
als  das  von  mir  als  Versicherung  bezeichnete  Gebiet. 

Oft  findet  man  eine  einfache  Zweiteilung  ^)  in  i)  Real-  oder 
Sachversicherung  und  2)  Personalversicherung ,  d.  h.  Todesfall-, 
Kranken- ,  Unfall- ,  Alters-  etc.  Versicherung.  Diese  Einteilung 
wird  sich  im   Verlaufe  von  selbst  erledigen. 

Der  wichtigste  Versuch  rührt  von  Adolph  Wagner  her;  er 
teilt  ein  in : 

I.  Sach-,    Real-,    Schadens-Versicherung. 

A.  Feuer- Versicherung ;  a)  Immobiliar-Versicherung ,  b)  Mo- 
biliar- (Fahrhabe)  Versicherung ; 

B.  Transport-Versicherung  :  a)  »See- Versicherung«,  b)  Land- 
(»Transport»)  Versicherung; 

C.  Hagel- Versicherung ;  D.  Vieh- Versicherung ;  E.  Glas-Ver- 
sicherung. 

II.  Vermögenswert-Versicherung. 

A,  Hypotheken-Versicherung;    B.  Kursverlust- Versicherung. 

III.  Lebens-,  Menschen-,  Personal-Versiche- 
rung, »genauer  gesagt :  Versicherungen  in  Bezug  auf  Ereignisse 
im  menschlichen  Leben«. 

A.  Lebens- Versicherung  im  engeren  Sinne :  a)  Todesfall-Ver- 
sicherung, b)  Erlebensfall-Versicherung ; 

B.  Kranken-Versicherung  ;  C.  Unfall-Versicherung  ;  D.  Invalidi- 
täts-Versicherung ;  E.  Alters-Versicherung ;  F.  Witwen-  und  Waisen- 
Versicherung. 

IV.  Rück-Versicherung^). 

1)  z.  B.  ^öi-/fr-Rostock  in  Hirth's  Annalen  des  deutschen  Reiches,  1875.  p.  888. 

2)  Natürhch    sollen    damit  nur  die    wichtigsten  Zweige    genannt    sein.     Die  ver- 
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Dass  hier  ein  Zweig  von  dem  schädigenden  Ereignis  (Feuer- 
versicherung), der  andere  von  dem  zerstörten  Objekt  (Glas-Ver- 
sicherung) u.  s.  w.  benannt  wird,  ist  ein  häufig  gerügter,  unaus- 
rottbarer Fehler  der  Praxis  ^).  —  Auszusetzen  an  Wagners  Ein- 
teilung habe  ich  folgendes: 

Die  Rück- Versicherung  darf  durchaus  nicht  als  besonderer 
Zweig  betrachtet  werden,  sondern  sie  ist  wirtschaftlich  genau  so 
zu  beurteilen  wie  die  Zweige ,  deren  Geschäfte  sie  besorgt.  An 
diese  schliesst  sie  sich  eng  an,  ist  eigenthch  nur  eine  neue  Auf- 
lage, eine  Verstärkung  der  direkten  Zweige  ^).  Ebenso  wenig  wie 
das  Wechsel-Indossieren  die  zu  Grunde  liegende  Geldsumme  oder 
auch  nur  den  Wechsel  selbst  verdoppelt,  sondern  wie  es  nur  eine 
übertragende  Funktion  hat,  ebenso  ist  auch  die  Rück-Versicherung 
nichts  von  den  direkt  arbeitenden  Branchen  Verschiedenes;  sie 
ist  eine  Versicherung  der  Versicherung  und  zwar  bei  der  Feuer- 
branche eben  eine  Versicherung  der  Feuerversicherung,  und  das 
ist  eben  nur  wieder  eine  Feuerversicherung,  da  das  schädigende 
Ereignis  für  direkte  und  indirekte  Geschäfte  identisch  ist.  Dass 
die  Rück-Versicherung  volkswirtschaftlich  heilsam  wirkt ,  ist 
zweifellos ,  aber  das  Wesen  derselben  zeigt  kein  anderes  Mo- 
ment als  die  anderen  Zweige :  daher  müssen  auch  die  techni- 
schen Grundlagen  wesentlich  die  gleichen  sein,  und  es  muss  diese 
Gruppe  mithin  in  die  drei  ihr  koordinierten  Gruppen  verteilt  wer- 
den, in  ihr  aufgehen. 

Ebenso  muss  auch  die  Gruppe  der  Vermögenswert- Versiche- 
rung aufgehen  in  der  der  Schadens-Versicherungen ,  also  der 
ersten  Gruppe,  da  jene  sich  doch  immer  auf  ein  wirtschaftliches 
Gut ,  einen  greifbaren  Wertgegenstand  beziehen  müssen ,  zum 
mindesten  auf  Geld,  das  doch  auch  ein  wirtschaftliches  Gut  und 
nicht  bloss  ein  fingiertes  W ertauf bewahrungs-Mittel  ist.  Wenn 
Ad.  Wagner  ^)  sagt,  er  beziehe  sich  hierbei  auf  Verluste,  welche 
unabhängig  von  der  Zerstörung  oder  Beschädigung  der  Substanz 
einer  Sache  eintreten^  so  ist  das  doch  immerhin  kein  Grund  zu 
einer  gesonderten  Stellung  im   ökonomischen  Sinne.     Denn  öko- 

schiedensten  und  oft  eigentümlichsten  Arten  bei  Max  Wirth,  Geschichte  der  Handels- 
krisen.    Frankfurt  a.  M.     1858. 

i)  z.  B.  Gallus,  p.  II.  89  ;    Wagiier  in  Schönberg,  p.  944  ;  Emminghaus,  1,  c.  sub  i). 

2)  Ebenso  die  Contra- Versicherung ,  bei  welcher  der  Versicherte  sich  bei  einer 
zweiten  Gesellschaft  gegen  die  etwaige  Insolvenz  seiner  ersten  Gesellschaft  versichert. 
(Spanien !) 

3)  In  Schönberg,  p.  945. 
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nomisch  ist  der  Schaden  massgebend,  nicht  der  Grund  des  Scha- 
dens,  und  daher  kann  dieser  auch  nicht  das  Kriterium  zu  einer 
solchen  Einteihmg  abgeben. 

Drittens  müssen  die  überbleibenden  Gruppen  der  Real-  und 
Personalversicherung  sich  in  anderer  Weise  in  deren  Besitzstand 
teilen.  —  Da  bei  der  Lebens- Versicherung  auf  Todesfall  der  Ver- 
sicherer bestimmt  die  Summe  kennt ,  die  später  zur  Auszahlung 
gelangen  muss,  so  berechnet  er  nach  der  Absterbe-Ordnung 
(eventuell  noch  unter  Berücksichtigung  der  individuellen  Verhält- 
nisse) die  durchschnittliche,  die  wahrscheinliche  Lebensdauer  und 
kann  nun  durch  einfache  Division  (abgesehen  von  den  durch  die 
Prämien-Reserve  bedingten  besonderen  Rechnungen)  genau  die 
jährlich  zu  leistenden  Prämien  berechnen ,  welche  schliesslich  die 
versicherte  Summe  ergeben  müssen.  In  diesem  Sinne  verrichtet 
daher  die  Anstalt  die  Funktionen  einer  Sparkasse  und  entfernt 
sich  wesentlich  von  der  Ungewissheit  und  dem  von  de  Coiircy 
behaupteten  Spiel-Charakter.  —  Anders  z.  B.  bei  der  Feuer- 
Versicherung.  Hier  ist  das  Eintreten  des  bezüglichen  Ereignisses 
fraglich ,  und  selbst  wenn  es  eintritt ,  so  kann  der  Umfang  des 
Schadens  doch  ein  sehr  verschiedener  sein.  Der  Versicherer  hat 
also  gar  keine  Anhaltspunkte  und  es  ist  hier  keine  Analogie, 
keine  Spareinrichtung  vorhanden.  Dieser  grossen  Verschiedenheit 
muss  in  einer  Einteilung  Rechnung  getragen  werden. 

Daher  empfiehlt  sich  folgende  Zweiteilung,  welche  sich  aber 
von  der  oben  zitierten,  häufig  gebrauchten  Einteilung  wesentlich 
unterscheidet,  wie  wir  sehen  werden  : 

i)  Versicherungen  mit  Sparcharakter,  z.  B.  Todesfall- Ver- 
sicherung. 

2)  Versicherungen  ohne  Sparcharakter,  z.  B.  Feuer-,  See-, 
Vermögenswert-,  aber  auch  Kranken-  und  Unfall-Versicherung  '). 

Für  erstere  Gruppe  ist  aber  die  Bezeichnung  »Lebens-Ver- 
sicherung« unzulässig,  denn,  wenn  auch  heute  wirklich  keine  Ver- 
sicherung mit  Spar-Charakter  besteht,  welche  keine  sog.  Personal- 
Versicherung,  sondern  vielmehr  eine  Real-Versicherung  ist,  so  ist 
ein  solcher  Fall  doch  sehr  wohl  denkbar  2).   —  Auch  ist  in  keinem 


1)  Gallus,  p.  8  spricht  von  Schäden- Versicherungen  und  Summen-Versicherungen. 

2)  Wenn  Gebauer  die  in  der  ersten  Gruppe  bezeichneten  Zweige  »Garantie- 
sparkassen« nennt,  so  scheint  mir  der  Ausdruck  nicht  passend,  denn  das  Versicherungs- 
Element  ist  stärker,  als  das  Spar-Element.  Ersteres  wird  durch  das  Wort  Garantie  zu 
schwach,  letzteres  durch  die  Bezeichnung  als  Sparkassen  zu  stark  betont. 
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Falle  Schäden-  oder  Schadens-Versicherung  für  bestimmte  Gruppen 
wissenschaftlich  empfehlenswert,  da  ohne  Schadensmoment  über- 
haupt jede  Versicherung  ausgeschlossen  ist. 

Zur  Orientierung  beigedruckte  Tabelle !  Dabei  betone  ich 
nochmals,  dass  die  Versicherung  auch  in  Verbindung  mit  anderen 
Dingen  auftreten ,  oft  eine  Begleiterscheinung  bilden ,  z.  B.  beim 
Terminhandel  ^),  allein  dort  sind  eben  die  gezeichneten  Merkmale 
rein  sekundärer  Natur. 

Wirtschaftlicher  Schutz,  alias  »Latente  Produktion« 

■  \.  IL  HL 

Meidungen  Unterdrückungen  Vorsorge  für  Ersatz 

Eine  weitere  Einteilung  von  I  u.  II  bei  K.  Knies  \ 

_  g_ 

Der  Sicherheitsnehmer  (»Versicherte«)  Der  Sicherheitsgeber  (»Versicherer«) 

erhält  Ersatzwerte.  erhält  Ersatzwerte. 

I.  2. 

Sparwesen  Versicherungswesen 

-^  -.^ 

Versicherungen  mit  Spar-Charakter,  Versicherungen  ohne  Spar-Charakter,  z.   B. 

z.  B.  Versicherung  auf  Todesfall,  Feuer-,   Unfall-,  Invaliditäts-,  See- 

Erlebensfall,  Alter.  Versicherung  ^). 


1)  cf.   Wagner  in  Schönberg,  p.  945.  —  Barth,  1.  c. 

2)  Diese  beiden  Gruppen  a  und  ß  weiter  zu  zerteilen,  bleibt  unbenommen.    Frei- 
lich scheint  mir  ein  befriedigendes  Unterscheidungsmoment  kaum  findbar. 


DIE  HANDELSPOLITISCHEN  ANSCHAUUNGEN 
HEINRICH  V.  THÜNEN's. 

VON 

Dr.   iuris  C.  JULIUS  C.  HÄNTZSCHE 

IN  DRESDEN. 


Wenige  Jahre ,  bevor  Friedrich  List  in  seinem  »Nationalen 
System  der  politischen  Oekonomie«  die  vielfach  verstreuten  Keime 
der  Schutztheorie  ausbildete  und  zu  einem  gewaltigen  System 
vereinigte,  erschien  1826  der  erste  Band  eines  für  die  Nationalöko- 
nomie nicht  minder  bedeutenden  Werkes,  des  »Isolierten  Staates« 
von  Heinrich  von  Thiaien ,  welchem  1850  der  erste  und  1863, 
also  nach  dem  Tode  des  Verfassers,  der  zweite  Teil  des  zweiten 
Bandes  folgten.  Während  nun  Lisfs  Werk  vornehmlich  in  han- 
delspolitischer Beziehung  das  Interesse  wachruft,  sind  es  in  ThüJien'^ 
Werk  die  geistvollen  Untersuchungen  über  die  Wechselbeziehungen 
der  einzelnen  landwirtschaftlichen  Produktionsarten  zu  ihrem  Markte, 
über  Grundrente  und  Arbeitslohn ,  hauptsächlich  aber  das  der 
Mehrzahl  dieser  Untersuchungen  zu  Grunde  liegende  Gesetz,  dass 
Preis  und  Produktion  landwirtschaftlicher  Produkte  durch  die  Ent- 
fernung ihres  Produktionsortes  von  ihrem  Markte  bestimmt  werden, 
welche  dessen  Ruf  begründeten.  Vieles  und  Wertvolles  ist  da- 
rüber geschrieben  worden.  Wenig  beachtet  und  teilweise  ganz 
übersehen  worden  sind  dagegen  die  handelspolitischen  Unter- 
suchungen Thünens ,  welche  vornemlich  im  zweiten  Teile  des 
zweiten  Bandes  seines  Werkes  einen  beträchtlichen  Raum  ein- 
nehmen. Ausgehend  von  dem  oben  angeführten,  von  Röscher 
sogenannten  Transportkostengesetz  entwickelt  Thünen  handels- 
politische Anschauungen,  welche,  wie  Röscher  in  seiner  Geschichte 
der  Nationalökonomie  in  Deutschland  sagt ,  »ein  grossartiges 
Ganzes ,    nahe    verwandt   mit    dem   gleichzeitigen  Systeme  Lisfs, 
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obschon  auf  völlig  selbständigem  Wege  gewonnen«  bilden.  Aus 
diesen  Gründen  möchte  es  sich  wohl  der  Mühe  verlohnen ,  die 
handelspolitischen  Anschauungen  Thüneris  einer  eingehenden  Dar- 
stellung und  Betrachtung  zu  würdigen,  was  wir  in  Nachfolgendem 
versuchen  wollen. 

Den  Ausgangspunkt  sämtlicher  Untersuchungen  Thünens 
bildet  die  Landwirtschaft  als  Grundfaktor  des  gesamten  Wirt- 
schaftslebens. Daher  beziehen  sich  auch  zuweilen  seine  allge- 
meinen Abstraktionen  auf  Beispiele,  die  dem  engeren  Gebiete  der 
Landwirtschaft  angehören,  wie  aus  Folgendem  ersichtlich  ist. 

Auf  Seite  83  ff.  der  zweiten  Abteilung  des  zweiten  Bandes 
des  Isolierten  Staates  führt  Thünen  die  Wirkungen  des  freien 
Kornhandels  an  dem  Beispiele  zweier  ungleich  fruchtbarer  iso- 
lierter Staaten  A  und  Q ,  welche  durch  einen  Fluss  miteinander 
verbunden  sind,  vor.  Bei  völliger  gegenseitiger  Absperrung  stellte 
sich  der  Preis  des  Berliner  Scheffels  Roggen  in  der  Hauptstadt 
des  w^eniger  fruchtbaren  Staates  A  auf  1,5  Thlr.,  in  der  Hauptstadt 
des  fruchtbareren  Staates  Q  auf  i  Thlr.  Die  Transportkosten  von 
Q  nach  A  werden  zu  0,1  Thlr.  per  Scheffel  angenommen.  Bei 
Eröffnung  freien  Handelsverkehrs  ergiebt  sich  naturgemäss  eine 
Zufuhr  des  billigeren  Getreides  von  Q  nach  A  zum  Preise  von 
1,1  Thlr.  pro  Scheffel.  Durch  die  Ausfuhr  wird  aber  in  Q  der 
Preis  des  Getreides  gesteigert.  Nachdem  Thünen  noch  angenom- 
men,  dass  der  Mittelpreis  des  Roggens  sich  in  Q  auf  1,2,  in  A 
auf  1,3  Thlr.  festgesetzt,  folgert  er,  dass  der  Ackerbau  sich  im 
Staate  A  auf  die  unmittelbar  bei  der  Hauptstadt  gelegene  Gegend 
beschränken  werde,  aus  welcher  das  Getreide  zu  1,3  Thlr.  nach 
der  Stadt  geliefert  werden  kann. 

Da  nun  Thüneyi  ferner  angenommen,  dass  beide  Staaten,  Q 
mit  einer  kulturfähigeren,  d.  h.  fruchtbareren  Boden  besitzenden, 
A  mit  einer  weniger  kulturfähigen  Wildnis  umgeben  sei,  schliesst 
er  ganz  richtig  weiter,  dass  durch  die  Steigerung  des  Roggen- 
preises sich  der  Getreidebau  in  Q  erweitern  werde,  insbesondere 
infolge  der  Besiedelung  und  Urbarmachung  der  kulturfähigen  Wild- 
nis von  Q  durch  die  den  Ackerbau  aufgebenden  und  auswan- 
dernden Bewohner  der  entfernteren  Gegenden  von  A.  Durch 
Einführung  der  absoluten  Handelsfreiheit  verliert  also  der  Staat 
A  an  Bevölkerung,  Kapital  und  Landrente  zu  Gunsten  des  Staates  Q. 
Nachdem  dies  geschehen,  d.  h.  nachdem,  wie  angenommen,  der 
Mittelpreis  des  Roggens  die  Höhe  von  1,2,  in  A  die  von  1,3  Thlr. 
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erreicht  hat,  hört  der  Getreidehandel  zwischen  beiden  Staaten  auf. 

Der  Wert  des  Beispiels  ist  nur  ein  relativer.  Denn  es  wäre 
sehr  übereilt,  daraus  den  Schluss  zu  ziehen,  Thilnen  sei  ein  Gegner 
des  freien  Getreidehandels.  Dass  das  Gegenteil  der  Fall  ist, 
werden  wir  weiter  unten  bei  Erörterung  seiner  Humustheorie 
darlegen.  Die  Gesichtspunkte ,  unter  denen  wir  das  angeführte 
Beispiel  richtig  beurteilen  können ,  sind  folgende.  Reine  Acker- 
bauländer kommen  in  der  Praxis  gar  nicht  vor.  Folglich  be- 
schränkt sich  der  Handel  nicht  allein  auf  Austausch  von  Ackerbau- 
erzeugnissen, sondern  auch  vieler  anderer  Produkte,  und  zwar  ist 
ersterer  nicht  ausschlaggebend  für  den  Wohlstand  eines  Volkes. 
Ferner  sind  erfahrungsgemäss  die  Bewohner  wenig  fruchtbarer 
Länder  stets  früh  darauf  bedacht,  sich  für  die  Kargheit  der  Natur 
durch  Aufsuchung  und  Nutzung  anderer  Erwerbsquellen  schadlos 
zu  halten.  Das  angeführte  Beispiel  wäre  also  von  geringem  Be- 
lang, wenn  nicht  Thiinen  in  Anknüpfung  an  dasselbe  allgemeine 
Wahrheiten  von  hoher  Bedeutung  entwickelte. 

Indem  er  nun  die  also  gewonnenen  Resultate  mit  den  Argu- 
menten des  absoluten  Freihandels  vergleicht,  gelangt  er  zur  Unter- 
scheidung des  kosmopolitischen  und  nationalen  Standpunktes  in 
der  Handelspolitik  gleich  Friedrich  List.  Der  Regent  von  A 
vertritt  jenen,  sofern  er  behufs  Wahrung  seiner  politischen  Macht 
und  Unabhängigkeit  die  Korneinfuhr  verbietet  oder  doch  mit 
Schutzzöllen  belastet.  Der  einzelne  Unterthan  dagegen,  wenig- 
stens unter  den  grossen  Massen  des  wenig  begüterten  Volkes, 
kennt  kein  grösseres  Glück ,  als  das  des  materiellen  Wohlbefin- 
dens ,  welches  ihm  in  grösstmöglichem  Masse  durch  die  Ueber- 
siedelung  von  A  nach  Q  gewährleistet  wird.  Denn  hier  winkt 
ihm  vermöge  des  fruchtbareren  Bodens  bei  gleichem  Aufwand 
von  Kapital  und  Arbeit  ein  verhältnismässig  höherer  Gewinn,  als 
in  A.  Die  möglichste  Wirtschaftlichkeit  des  Handelns  ist  das 
ideale  Ziel  der  wirtschaftenden  Menschheit.  Der  kosmopolitische 
Standpunkt  also ,  welcher  mit  dem  allgemein  menschlichen  zu- 
sammenfällt, steht  in  offenbarem  Widerspruch  mit  dem  nationalen. 

Den  letzteren  hält  auch  ThÜJten  gleich  List  für  den  vorläufig 
gebotenen,  nicht  etwa,  wie  er  auf  S.  89  bis  91  trefflich  ausführt, 
weil  die  materiellen  Interessen  des  Einzelnen  »ein  unrichtiges 
oder  verfehltes  Ziel  verfolgen,  sondern  —  weil  die  Staaten  noch 
in  einer  falschen,  vernunftwidrigen  Stellung  zu  einander  stehen.« 
Leider  vermissen  wir  bei    Thüneti  eine  weitere  Erörterung  dieses 

Zeitschrift  für  die  ges.  Staatswissensch.   1895.   i.  7 
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Punktes  ,  wie  sie  bei  List  zur  Theorie  der  produktiven  Kräfte 
fuhrt.  Auch  verfährt  er  insofern  nicht  ganz  richtig,  als  er  die 
Staatsgewalt  allein  als  Vertreterin  des  nationalen  Standpunktes  zu 
streng  vom  Volke  trennt  als  Träger  des  kosmopolitischen  Stand- 
punktes. Das  Volk  ist  doch  in  Kulturstaaten  stets  von  unmittel- 
barem oder  doch  mittelbarem  Einfluss  auf  die  Zusammensetzung 
und  die  Massnahmen  der  Staatsgewalt. 

Sehr  richtig  führt  er  weiter  aus,  dass  der  ursprüngliche  Zweck 
einer  nationalen  Handelspolitik,  der  Schutz  der  heimischen  Volks- 
wirtschaft vor  ausländischer  Konkurrenz ,  unter  den  bestehenden 
Verhältnissen  gewöhnlich  dahin  ausartet,  den  Wohlstand  anderer 
Staaten  zu  Gunsten  des  eigenen  Staates  zu  schwächen.  In  der 
That  verfolgten  das  Merkantilsystem ,  Napoleon  I.  Kontinental- 
system und  verfolgen  noch  in  unseren  Tagen  die  Zollkriege  der 
einzelnen  Staaten  diese  Politik.  Handeln  aber  alle  Staaten  nach 
diesem  Prinzip,  so  liegt  die  Gefahr  nahe,  dass  jeglicher  Handel 
und  Verkehr  der  Staaten  untereinander  aufhört.  Abhilfe  dagegen 
können  augenblicklich  nur  Handelsverträge  schaffen.  Während 
nun  List  in  seinem  System  Handelsunionen  und  Handelsverträge 
einer  näheren  Erörterung  würdigt,  indem  er  letztere  nur  insofern 
empfiehlt,  als  sie  wechselseitige  Vorteile  gewähren,  erbHckt  der 
idealere  Thünen  in  der  Hinwegräumung  der  dargelegten  Miss- 
stände das  entscheidende  Heilmittel.  Die  Ursache  derselben  findet 
er  nun  »in  der  Furcht,  dass  durch  Erhöhung  des  Reichtums  und 
der  Macht  des  andern  Staats  die  Unabhängigkeit  des  eigenen 
Staats  bedroht  wird«.  Die  Beseitigung  derselben  soll  durch  Er- 
richtung eines  »Europäischen  Gerichtshofes« ,  welcher  alle  Strei- 
tigkeiten der  Fürsten  und  Völker  untereinander  auf  friedlichem 
Wege  schlichtet ,  erfolgen.  Dieser  Gedanke  ist  nahe  verwandt 
mit  Lisfs  Endzweck,  der  »Einigung  der  Nationen  unter  dem  Rechts- 
gesetz zur  Universal-Union«.  Indessen  macht  List  das  Zustande- 
kommen der  letzteren  von  dem  Umstände  abhängig,  dass  mög- 
lichst viele  Nationen  an  einem  bestimmten  Zeitpunkt  eine  gleich- 
massige  Höhe  der  Kultur  und  Macht  erreicht  haben.  Jedenfalls 
ist  dieser  Punkt  von  List  klarer  erfasst  und  genauer  ausgeführt, 
als  von  Thünen,  denn  dieser  übersieht  ganz ,  dass  ein  aus  wirt- 
schaftlich und  politisch  ungleich  starken  Nationen  zusammenge- 
setzter Gerichtshof  überhaupt  ein  Unding  ist. 

So  haben  wir  denn  dieselben  grundlegenden  handelspoliti- 
schen Anschauungen  bei    Thünen  gefunden ,  welche  dem  Schutz- 
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System  Lisfs  7,u  Grunde  liegen,  freilich  nicht  so  erschöpfend  aus- 
geführt und  begründet ,  wie  bei  diesem.  Anders  verhält  es  sich 
mit  den  Erörterungen  über  den  Handel  mit  Rohprodukten,  ins- 
besondere den  Kornhandel  und  den  Einfluss  der  Industrie  auf  die 
Landwirtschaft. 

Was  jenen  betrifft,  so  ist  Thüneti  entschieden  für  die  Freiheit 
desselben  gleich  seinem  Zeitgenossen  List.  Während  nun  dieser 
seinen  Standpunkt  vornemlich  dadurch  begründet,  dass  die  in- 
ländische Agrikultur  nur  durch  die  heimische  Industrie  nachhaltig 
gehoben  werden  kann  und  durch  die  Ausschliessung  fremder  Roh- 
stoffe die  freie  Entwicklung  der  heimischen  Industrie  begrenzt 
und  somit  geschädigt  wird,  geht  TJiilnen,  nachdem  er  diesen  Punkt 
in  gleicher  Weise  erörtert,  weiter,  indem  er  die  Vorteile  darlegt, 
welche  durch  freien  Getreidehandel  der  eigenen  Agrikultur  er- 
wachsen. 

Zunächst  erörtert  er  auf  Seite  321  fif.  des  ersten  Bandes  des 
Isolierten  Staates  die  Folgen,  welche  nach  stattgefundenem  freien 
Verkehr  das  Verbot  der  Einfuhr  von  gewissen  Rohstoffen  für  den 
ausschliessenden  und  den  ausgeschlossenen  Staat  haben  kann. 
Die  Prämissen  des  gebrauchten  Beispiels  sind  folgende : 

Dl)  Die  Zentralstadt  mit  einem  Kreis  um  die  Stadt  herum, 
der   1 5  Meilen  im  Halbmesser  hat,  bilde  einen  eigenen  Staat  A ; 

2)  der  übrige  Teil  der  Ebene,  und  zwar  in  der  Ausdehnung  ^), 
wie  wir  diese  bisher  betrachtet  haben,  bilde  einen  zweiten  Staat  B, 
den  wir  im  Gegensatz  zu  dem  ersten  den  ärmeren  Staat  nennen 
wollen ; 

3)  jeder  Staat  sorge  nur  für  sein  eigenes  Interesse,  selbst 
dann,  wenn  der  eigene  Vorteil  auf  Kosten  des  anderen  Staates 
zu  erreichen  ist.« 

Die  bisherige  Handelsfreiheit  wird  durch  ein  Einfuhrverbot 
des  Staates  A  auf  Flachs  und  Leinwand  beschränkt.  Die  natür- 
liche Folge  hiervon  ist,  dass  die  Bewohner  von  A,  welche  bisher 
Flachs  und  Leinwand  von  B  bezogen  ,  zum  Anbau  von  Flachs 
innerhalb  ihres  Gebietes  gezwungen  werden  behufs  Gewinnung 
von  Leinwand.  Nun  giebt  aber  der  Boden  von  A  wegen  seiner 
geringeren   Entfernung    von    der  Zentralstadt    eine    höhere  Land- 


i)  Der  Staat  A  würde  also  ungefähr  die  Kreise  der  Garten-,  Wald-  und  Frucht- 
wechselwirtschaft,  der  Staat  B  die  der  Koppelwirtschaft,  des  Dreifeldersystems  und 
der  Viehzucht  umfassen. 

7* 
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rente,  als  das  von  der  Stadt  entferntere  Gebiet  von  B.,  in  welchem 
bisher  der  Flachs  gebaut  wurde.  Infolge  des  Einfuhrverbotes 
muss  also  der  Preis  der  Leinwand  in  A  steigen.  Durch  den  Anbau 
von  Flachs  in  Gegenden,  wo  bisher  Getreide  gebaut  wurde,  ent- 
steht aber  auch  in  A  Mangel  an  Getreide.  Somit  müsste  der 
Preis  des  Getreides  steigen,  und  zwar  so  hoch,  dass  der  bisher 
Flachs  bauende  Kreis  von  B  zum  Kornbau  übergehen  und  A  mit 
Getreide  versorgen  kann.  Die  Folge  hiervon  wäre  Verarmung 
und  Auswanderung  der  arbeitenden  Klassen  von  A.  Indessen 
dies  kann  nicht  eintreten.  Im  Gegenteil  müssen  die  Getreide- 
preise in  A  fallen.  Denn  da  der  Arbeitslohn  weder  gestiegen, 
noch  gefallen,  die  Leinwand  aber,  ein  notwendiges  Lebensbe- 
dürfnis, im  Preise  gestiegen,  so  müssen  die  übrigen  notwendigen 
Lebensbedürfnisse ,  unter  diesen  vornehmlich  das  Getreide ,  im 
Preise  sinken.  Die  früher  Flachsbau  treibende  Gegend  von  B, 
welche  denselben  mit  Aufhören  des  Absatzes  aufgeben  musste, 
kann  aber  auch  wegen  des  Sinkens  der  Getreidepreise  in  A  nicht 
zum  Kornbau ,  noch  zur  Kultur  anderer  Handelsgewächse  über- 
gehen. Die  Bewohner  derselben  müssen  auswandern  und  einen 
anderen  Erwerb  suchen,  während  der  bisher  bebaute  Boden  der 
Viehzucht  überlassen  werden  muss.  Mit  dem  Verschwinden  der 
Leinwandindustrie  in  B  verschwinden  die  mit  derselben  zusammen- 
hängenden Industriezweige ,  deren  Sitz  die  Zentralstadt  gewesen. 
Die  schliessliche  Folge  ist  also : 

»i)  dass  in  dem  ärmeren  Staat  B  der  die  Flachskultur  be- 
treibende Distrikt  mit  allen  vom  Flachsbau  lebenden  Menschen 
verschwindet, 

2)  dass  die  Stadt  des  reichen  Staats  A  alle  Fabrikanten,  Hand- 
werker u.  s.  w.,  die  bisher  für  diesen  Distrikt  arbeiteten,  verliert, 
und  also  an  Grösse,  Reichtum  und  Bevölkerung  abnimmt.« 

Dieser  letzte  Schluss  erscheint  uns  indessen  durchaus  un- 
motiviert. Denn  wenn  auch  die  in  Verbindung  mit  der  Lein- 
wandindustrie stehenden  Industriezweige  ihren  Absatz  an  B  ver- 
lieren ,  so  gewinnen  sie  ihn  doch  durch  die  im  eigenen  Lande 
erstandene  Leinwandindustrie  wieder.  Dagegen  ist  der  Schluss 
gestattet,  dass  mit  dem  Fallen  der  Getreidepreise  in  A  die  Grund- 
rente verringert  wird.  Denn  um  überhaupt  die  Bevölkerung  mit 
Getreide  hinreichend  zu  versorgen  ,  und  dasselbe  zu  den  niedri- 
geren Preisen  abgeben  zu  können,  ist  eine  intensivere  Produktion 
erforderlich.     Diese    aber    erfordert    wiederum    Kapital ,    so    dass 
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unter  den  gegebenen  Umständen  die  Verringerung  der  Landrente 
eine  stetige  bleibt. 

Die  allgemeinen  Nutzanwendungen  aus  diesem  Beispiele  sind 
mannigfacher  Art.  Die  wichtigste  im  gegebenen  Falle  scheint 
uns  die,  dass  der  Handel  mit  Rohprodukten  von  jeder  künst- 
lichen Hemmung  befreit  sein  muss,  da  er  sich  alsdann  nach  natürlichen 
Gesetzen  zu  gleichem  Vorteil  für  alle  Nationen  gestaltet,  indem  jede 
Nation  diejenigen  Produkte  anbaut,  deren  sie  am  meisten  bedarf 
und  deren  Anbau  zugleich  die  grösstmögliche  Grundrente  abgiebt. 

Auf  Seite  235  ff,  des  zweiten  Teiles  des  zweiten  Bandes 
charakterisiert  TJiünen  ferner  den  seiner  Zeit  in  Deutschland  herr- 
schenden landwirtschaftlichen  Notstand  als  Ueberproduktion.  Be- 
weis hierfür  ist  der  abnorm  niedrige  Preis  des  Getreides.  Der 
Preis  einer  Ware  ist  aber  der  Gradmesser  ihrer  Produktion.  Fällt 
der  Preis  unter  die  Produktionskosten,  so  findet  Ueberproduktion 
statt,  steigt  er  dagegen  über  die  Produktionskosten,  so  ist  die  Nach- 
frage grösser,  als  das  Angebot.  Während  in  letzterem  Falle  eine  in- 
tensivere Produktion  erforderlich  ist ,  muss  in  ersterem  die  Pro- 
duktion möglichst  soweit  eingeschränkt  werden ,  dass  Angebot 
und  Nachfrage  sich  decken.  Hier  ist  es  völlig  verkehrt ,  wenn 
die  Regierungen  durch  Schutzzölle  die  Ueberproduktion  fördern, 
anstatt  die  Landwirte  über  das  alleinige  Rettungsmittel,  Vermin- 
derung der  Produktion,  zu  belehren. 

Eine  Beurteilung  der  landwirtschaftlichen  Verhältnisse  Deutsch- 
lands zu  Thünens,  Lebzeiten  Hegt  uns  fern.  Indessen  möchten 
wir  darauf  aufmerksam  machen,  dass  ein  abnorm  niedriger  Ge- 
treidepreis kein  absoluter  Beweis  für  eine  landwirtschaftliche  Ueber- 
produktion sein  kann.  Befangen  von  dem  SmitJC sc\v&xv  Grundsatz, 
dass  der  Preis  einer  Ware  die  Höhe  ihrer  Produktion  bestimmt, 
widerspricht  sich  Tliünen  hier  selbst.  Denn  aus  dem  von  uns 
oben  S.  99  ff.  dargestellten  Beispiele  Thünejis  geht  deutlich  her- 
vor, dass  der  Preis  des  Getreides  auch  bei  Ueberproduktion  die 
Neigung  zum  Sinken  haben  kann. 

Nehmen  wir  indessen  Tliiinens  Prämissen  anstandslos  an,  so 
erscheinen  uns  die  Folgerungen  wesentlich  richtig,  wenngleich 
die  Möglichkeit  nicht  ausgeschlossen  erscheint,  dass  durch  fort- 
gesetzte Ueberproduktion,  sofern  der  Boden  nicht  dadurch  ruiniert 
wird,  der  Preis  soweit  sinkt,  dass  das  Getreide  mit  dem  Auslande 
wirksam  zu  konkurrieren  vermag.  Hierdurch  entsteht  aber  eine 
beträchtliche    Ausfuhr ,     welche    den    inländischen    Getreidepreis 
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wiederum  hebt.  Ferner  ist  in  Betracht  zu  ziehen,  dass  eine  land- 
wirtschaftliche Ueberproduktion  auf  die  Entwickelung  und  Aus- 
breitung der  heimischen  Industrie  von  Einfluss  sein  kann.  Wir 
möchten  fast  behaupten,  dass  ein  Notstand  in  einem  Produktions- 
zweige in  einem  anormalen  Grössenverhältnis  seiner  Produktion 
zu  der  der  übrigen  Produktionszweige  besteht,  da  ja  dieselben 
sich  in  einer  engen  wechselseitigen  Abhängigkeit  befinden.  Hierin 
liegt  also  das  Wesen  der  Ueberproduktion  und  dieselbe  sollte 
unserer  Meinung  nach  stets  in  der  Weise  ausgeglichen  werden,  dass 
der  in  der  entsprechenden  Höhe  der  Produktion  zurückgebliebene 
Produktionszweig  sich  bestrebt,  durch  intensivere  Thätigkeit  die 
Harmonie  wiederherzustellen.  Im  gegebenen  Falle  muss  also  die 
Industrie  bestrebt  sein ,  durch  intensivere  Produktion  die  land- 
wirtschaftliche Ueberproduktion  zu  konsumieren.  Auf  solche  Weise 
allein  scheint  uns  eine  Möglichkeit  der  stetigen  Fortentwickelung 
der  Volkswirtschaft  und  Kultur  gegeben ,  während  bei  der  von 
TJiünen  empfohlenen  Methode  unfehlbar  ein  gewisser  Rückschritt 
erfolgen  muss,  der  ebenso  durch  vielfache  Krisen  geht,  wie  die 
Ausführung  der  von  uns  aufgestellten  Norm. 

Sehr  gut  führt  Thi'men  auf  Seite  238  aus ,  wie  bei  Absper- 
rung der  Zufuhr  durch  Schutzzölle  die  niedrigen  Getreidepreise 
nicht  steigen,  dagegen  sinken  dieselben  in  den  Korn  ausführenden 
Ländern.  Infolgedessen  müssen  die  Zölle  in  dem  sperrenden 
Staate  erhöht  werden.  In  dieser  Weise  geht  es  fort ,  bis  der 
Boden  des  sperrenden  Staates  vermöge  des  intensiveren  Korn- 
baues erschöpft  ist  und  der  Staat  zu  einer  bedeutend  höheren 
Korneinfuhr  gezwungen  ist,  als  er  vor  der  Sperrung  brauchte. 

Im  Anschlüsse  hieran  untersucht  er  die  Gründe,  welche  die 
Regierungen  bewegen,  die  Einführung  fremden  Kornes  zu  hindern. 
Zunächst  massgebend  ist  die  Ansicht  Adam  Smith's,  dass  die 
landwirtschaftliche  Arbeit  lohnender  sei,  als  die  industrielle,  weil 
die  Natur  mitarbeite.  Hierzu  ist  indessen  zu  bemerken,  dass  der 
rohe  Boden  an  und  für  sich  keinen  Wert  besitzt,  ausgenommen 
in  der  Nähe  grosser  Städte ,  wo  Dünger  wohlfeil  ist.  Der  land- 
wirtschaftliche Wert  des  Bodens  beruht  auf  dem  Humusgehalt  des- 
selben. Bei  grösserer  oder  geringerer  Menge  desselben  steigt 
oder  fällt  der  Wert  des  Bodens.  Durch  den  Landbau  nun  wird 
stets  eine  gewisse  Quantität  des  Humusgehaltes  dem  Boden  ent- 
zogen. Mit  dem  Korn  also,  welches  ein  Staat  ausführt,  wird  zu- 
gleich   ein    Teil    seines    Humuskapitals    ausgeführt,    welcher    dem 
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Staate,  in  welchen  das  Korn  eingeführt  wird,  durch  die  Konsum- 
tion zuteil  wird.  Nun  ist  aber  der  Wert  des  Humus  von  der  Höhe 
des  Kornpreises  abhängig,  in  fruchtbareren  Ländern  also  niedrigerer, 
als  in  weniger  fruchtbaren.  Für  diese  ist  demnach  das  für  frem- 
des Getreide  ausgegebene  Geld  nicht  verloren.  Denn  ihnen  ver- 
bleibt nach  erfolgter  Konsumtion  der  Humus  zur  Verbesserung 
ihrer  eigenen  landwirtschaftlichen  Produktion.  Anders  verhält  es 
sich  mit  der  Einführung  fremder  Manufakturen,  nach  deren  Kon- 
sumtion für  die  heimische  Volkswirtschaft  nichts  gewonnen  ist. 
So  trägt  denn  der  freie  Getreidehandel  zur  Förderung  und  Er- 
haltung der  Grundlage  der  heimischen  Landwirtschaft,  des  Humus- 
kapitals bei ,  während  durch  Prohibition  der  Getreidezufuhr  das 
Humuskapital  des  prohibierenden  Staates  aufgezehrt  werden  kann. 

Vorzüglich  sind  die  Ausführungen  Thünens  über  das  Ver- 
hältnis der  Industrie  zur  Landwirtschaft.  Ausgehend  von  der  Er- 
fahrung, dass  durch  das  Entstehen  einer  Stadt  die  Landrente  im 
Umkreise,  aus  welchem  die  Stadt  ihren  Bedarf  an  Lebensmitteln 
und  Rohprodukten  bezieht,  gesteigert  wird,  gelangt  er  zu  der 
Frage,  ob  nicht  schon  das  Anlegen  einer  Fabrik  auf  einem  Gute 
eine  Erhöhung  der  Landrente  bewirke,  und  beantwortet  dieselbe 
an  der  Hand  verschiedener  Beispiele. 

Zunächst  nimmt  er  auf  Seite  93  fif.  an ,  der  Besitzer  eines 
Gutes  A  lege  eine  Branntweinbrennerei  an,  deren  Bedarf  an  Holz 
und  Kartoffeln  das  Gut  allein  nicht  zu  liefern  vermag.  Von  dem 
guten  Willen  des  nächsten  Gutsnachbars  B  hängt  es  nun  ab,  ob 
er  sein  überflüssiges  Holz,  wie  bisher,  nach  der  benachbarten 
Stadt  oder  an  A  verkauft.  Thut  er  das  Letztere,  so  steht  es 
immer  noch  in  seinem  Belieben,  ob  er  das  Holz  für  den  bisherigen 
städtischen  Marktpreis  an  A  ablässt.  Gesetzt,  der  Holzbedarf  von  A 
würde  durch  B  nicht  vollständig  befriedigt  und  ersterer  würde 
genötigt,  seinen  Bedarf  von  dem  V2  Meile  entfernter  wohnenden 
Gutsbesitzer  C  zu  beziehen,  in  B  und  C  aber  wäre  der  bisherige 
von  dem  städtischen  Markt  bestimmte  Holzpreis  4  Thlr.  und  die 
Transportkosten  von  C  nach  A  betrügen  i  Thlr.,  von  B  nach  A 
'/2  Thlr.  pro  Faden.  Folglich  muss  A  bei  Bezug  des  Holzes 
von  C  5  Thlr.  pro  Faden  zahlen.  Dadurch  wird  aber  der  Holz- 
wert des  Gutes  B  von  4  auf  4V2  Thlr.  erhöht.  Da  beim  Bezug 
der  Kartofifeln  ein  Aehnliches  der  Fall  ist,  so  steigt  also  die  Land- 
rente des  nächbtgelegenen  Gutes  B  durch  Anlegung  der  Brennerei 
in  A.     Selbst  in  dem  Falle  ,    dass  der  Holz-  und  Kartofifelbedarf 
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von  A  durch  B  allein  befriedigt  wird  ,  wird  eine  Erhöhung  der 
Landrente  von  B  insofern  bewirkt,  als  die  Entziehung  des  von  B 
bisher  der  Stadt  gelieferten  Holzes  dieselbe  nötigt,  den  Ausfall 
aus  weiterer  Entfernung  zu  beziehen,  was  unausbleiblich  eine  Er- 
höhung des  bisherigen  städtischen  Marktpreises  für  Holz  und  gleich- 
zeitig hiermit  eine  Erhöhung  des  Holzwertes  von  B  bewirkt. 

Aehnlich  verhält  es  sich,  wenn  der  Brennereibesitzer  seinen 
ganzen  Bedarf  an  Rohprodukten  auf  eigenen  Gütern  anbaut.  Das 
von  diesen  bisher  der  benachbarten  Stadt  gelieferte  Holz  wird 
derselben  nunmehr  entzogen.  Dies  bewirkt  Erhöhung  des  städti- 
schen Holzpreises ,  mithin  des  Holzwertes  auf  den  Gütern  des 
Brennereibesitzers.  So  kann  es  geschehen,  dass  das  Gewerbe  nur 
einen  geringen  Gewinn  abwirft.  Denn  der  Gutsbesitzer  ist  genötigt, 
das  von  seiner  Brennerei  konsumierte  Holz  derselben  in  der  Höhe 
seines  Wertes  zu  berechnen.  Dies  darf  aber  kein  Grund  sein,  die 
Brennerei  aufzugeben,  so  lange  dieselbe  mit  den  Gütern  zusammen 
mehr  einbringt,  als  vorher  die  Güter  allein  einbrachten. 

Eine  Spezialisierung  des  soeben  behandelten  Falles  führt  uns 
Thünen  in  dem  zweiten  Beispiele  auf  Seite  96  vor  Augen.  Ein 
Gutsbesitzer,  welcher  bisher  eine  kleine  Stadt  aus  seinem  Walde 
mit  Holz  versorgte,  legt  auf  seinem  Gute  eine  Glashütte  an.  Der 
Preis  des  Holzes  war  im  Walde  3  Thlr.,  in  der  Stadt  mit  den 
Transportkosten  4  Thlr.  pro  Faden.  Durch  die  Glashütte  wird 
der  Holzzuwachs  des  Waldes  von  1000  Faden  jährlich  nach  Ab- 
zug aller  Kosten  zu  3V2  Thlr.  pro  Faden  konsumiert.  Da  die 
Stadt  nun  aber  gezwungen  ist,  ihren  Holzbedarf  aus  weiterer  Ferne 
zu  beziehen,  so  steige  der  Marktpreis  daselbst  auf  5  Thlr.  So- 
mit   steigt    auch    der  Holzwert    im  Walde    des    Gutsbesitzers    auf 

4  Thlr.,  was,  da  die  Glashütte  das  Holz  zu  3V2  Thlr.  konsumiert, 
für  den  Gutsbesitzer  einen  Schaden  von  500  Thlr.  bedeuten  würde. 
Statt  nun  aber  etwa  die  Glashütte  eingehen  zu  lassen,  was  einem 
weiteren  Verlust  von  500  Thlr.  Landrente  gleichkommen  würde, 
soll  der  Gutsbesitzer  lieber  den  Betrieb  seiner  Glashütte  soweit 
einschränken,  dass  er  aus  seinem  Walde  in  dem  Masse  Holz  zum 
Verkaufe  nach  der  Stadt  erübrigt,  dass  der  Verkaufspreis  des- 
selben im  Walde  3V2  Thlr.  pro  Faden  bleibt.  Denn  in  diesem 
Falle  braucht  das  Holz  der  Glashütte  nur  zu  4  Thlr.  angerechnet 
zu  werden,  während  der  städtische  Marktpreis  zwischen  4V2   und 

5  Thlr.  schwankt.  Hierdurch  ist  aber  dem  Gutsbesitzer  eine,  wenn 
auch  geringe,  so  doch  dauernde  Erhöhung  der  Landrente  zugesichert. 
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Auf  Seite  97  fährt  nun  Tliünen  fort:  »Die  Frage,  ob  die  An- 
legung oder  das  Eingehen  einer  Fabrik  den  Nationalreichtum  ver- 
mehrt oder  vermindert,  wird  also  keineswegs  durch  das  einfache 
Rechenexempel,  ob  diese  Fabrik  die  Waren  wohlfeiler  oder  etwas 
teurer,  als  das  Ausland,  liefern  könne,  entschieden,  sondern  fordert 
zu  ihrer  Lösung  die  Kenntnis  und  Erwägung  des  Einflusses,  den 
die  Gegenwart  dieser  Fabrik  auf  die  Kultur  des  Bodens,  Kapital- 
gewinn, Arbeitslohn  und  Betrag  der  Abgaben   ausübt«. 

Aus  den  angeführten  Beispielen,  an  deren  theoretischer  Rich- 
tigkeit jede  Kritik  scheitern  muss,  folgt  zunächst  mit  zwingender 
Notwendigkeit,  dass  die  Pflanzung  einer  Industrie  eine  Erhöhung 
der  Landrente  bewirkt.  Indessen  nicht  nur  in  der  einen  Hinsicht, 
weil  sie  durch  Bearbeitung  von  Rohprodukten  den  Marktpreis  der- 
selben steigert,  sondern  auch  weil  infolge  der  durch  die  Industrie 
bedingten  Bevölkerungsvermehrung  die  Nachfrage  und  somit  der 
Preis  von  Lebensmitteln  steigt.  Steigen  aber  die  Lebensmittel 
im  Preise,  so  muss  der  Arbeitslohn  steigen,  ebenso  der  Kapital- 
zins. Denn  die  Produkte  einer  in  ihren  Anfängen  stehenden  In- 
dustrie finden  raschen  Absatz ,  weil  die  Nachfrage  noch  grösser 
ist ,  als  das  Angebot.  Es  macht  sich  eine  Vergrösserung  und 
Erweiterung  des  industriellen  Betriebes  erforderlich.  Dazu  ist 
Kapital  nötig.  Ebenso  aber  bedarf  die  Landwirtschaft,  um  der 
wachsenden  Industrie  und  Bevölkerungsmenge  hinreichend  Roh- 
stofie  und  Lebensmittel  zu  liefern ,  des  Kapitals  zu  intensiverer 
Produktion.  Es  entsteht  eine  grosse  Nachfrage  nach  Kapital, 
welche  den  Kapitalzins  steigert. 

Während  nun,  führt  Thünen  weiter  aus,  die  Höhe  der  Land- 
rente stetig  bleibt,  weil  Grund  und  Boden  sich  nicht  vermehren 
lassen,  gehen  Arbeitslohn  und  Kapitalgewinn  infolge  der  Ver- 
mehrung von  Arbeit  und  Kapital  zurück. 

Thünen  scheint  uns  hier  zu  übersehen,  dass  die  Vermehrung 
von  Arbeit  und  Kapital  von  der  Vermehrung  der  Bevölkerung 
und  der  Produktion  abhängt.  Steigt  die  Bevölkerungszahl  rascher, 
als  die  Produktion,  so  wird  der  Arbeitslohn  vermöge  des  grösseren 
Angebotes  von  Arbeit  sinken,  der  Kapitalzins  aber  wird  steigen, 
weil  der  Arbeitslohn  gesunken  ist  und  das  Kapital  sich  nicht  ver- 
mehrt hat.  Steigt  dagegen  die  Produktion  rascher,  als  die  Be- 
völkerungszahl, so  wird  der  Arbeitslohn  vermöge  des  geringeren 
Angebotes  von  Arbeit  steigen,  der  Kapitalzins  aber  sinken,  weil 
der  Arbeitslohn  gestiegen  ist  und  das  Kapital  sich  vermehrt  hat. 
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Steigen  dagegen  Bevölkerung  und  Produktion  gleichmässig ,  so 
werden  Arbeitslohn  und  Kapitalzins  gleichmässig  steigen,  weil 
Arbeit  und  Kapital  sich  gleichmässig  vermehren  und  verbessern. 
Aus  diesen  Gesichtspunkten  wird  die  Behauptung  Thünens,  dass 
Arbeitslohn  und  Kapitalzins  sich  mit  der  Vermehrung  von  Arbeit 
und  Kapital  verringern,  hinfällig.  Was  die  Behauptung  anbetrifft, 
dass  eine  Erhöhung  der  Landrente  stetig  bleibt,  weil  Grund  und 
Boden  sich  nicht  vermehren  lassen,  so  ist  sie  dahin  zu  modifi- 
zieren ,  dass  dieselbe  nur  erhalten  bleiben  kann ,  wenn  die  Be- 
dingungen, aus  welchen  die  Erhöhung  der  Landrante  hervorge- 
gangen ist,  nicht  wieder  aufgehoben  oder  zum  Nachteile  der 
Landwirtschaft  verändert  werden,  z.  B.  durch  eine  verkehrte  Han- 
delspolitik. Thünen  führt  uns  ja  selbst  in  dem  Seite  99  bis  100 
dargestellten  Beispiele  aus ,  wie  durch  eine  verkehrte  Handels- 
politik die  Grundrente  eines  Staates  verringert  werden  kann. 

Aus  dem  Einflüsse  der  Industrie  auf  die  Landwirtschaft 
folgert  TJiünen,  dass  es  im  Interesse  der  Landwirtschaft  liege,  die 
Entwickelung  der  Industrie  zu  fördern.  Dies  kann  seitens  des 
Staates  nur  durch  Zölle  auf  fremde  Fabrikate  geschehen.  Die 
heimische  Industrie  soll  indessen  nur  insoweit  vor  ausländischer 
Konkurrenz  geschützt  werden ,  als  sie ,  wie  Thünen  in  einem  in 
seiner  Biographie  Seite  255  enthaltenen  Briefe  sagt,  dem  Lande 
naturgemäss  ist,   d.  h.  in  der  Folge  ohne  Schutz  bestehen  kann. 

Auch  seine  Ansichten  über  Zölle,  wiewohl  nicht  so  ausführ- 
lich erörtert,  wie  bei  List ,  mit  welchem  Thünen  in  handelspoliti- 
scher Beziehung,  wie  wir  gesehen  haben,  ausserordentlich  überein- 
stimmt, verdienen  eine  eingehende  Würdigung.  Bei  Erörterung 
der  Frage ,  ob  Zölle  oder  Abgaben  am  wenigsten  nachteilig  auf 
den  Wohlstand  einer  Nation  wirken ,  gelangt  Thünen  wiederum 
zu  dem  Widerspruch  des  nationalen  und  kosmopolitischen  Stand- 
punktes. Während  es  dem  Regenten  darauf  ankommt,  Wohlstand 
und  Glück  möglichst  weiter  Kreise  seiner  Unterthanen  zu  mehren 
behufs  Hebung  der  nationalen  Macht,  sind  die  Unterthanen  von 
dem  Wunsche  beseelt,  möglichst  viele  Konsumtionsartikel  mög- 
lichst billig  zu  kaufen.  Aus  diesem  Grunde  geschieht  es ,  dass 
in  Ländern  mit  Anfängen  einer  Industrie  die  in  kurzsichtiger  Ver- 
kennung benutzte  Gelegenheit ,  die  Produkte  derselben  im  Aus- 
lande billiger  zu  kaufen ,  als  daheim ,  die  heimische  Industrie 
ruiniert.  Die  Folgen  einer  solchen  Politik  legt  Thünen  in  seinem 
Isolierten  Staat,  im  zweiten  Teil  des  zweiten  Bandes  auf  Seite  80, 
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in  treffender  Kürze  dar.  Mit  dem  Verschwinden  der  Industrie 
und  der  dadurch  bedingten  Bevölkerungsabnahme  verschwinden 
die  kleinen  Städte  und  die  höhere  Landrentc  in  deren  Umgebung. 
Mit  den  von  diesen  Städten  bisher  gezahlten  Abgaben  wird,  so- 
fern der  Staatshaushalt  sich  nicht  vermindert,  die  Landwirtschaft 
belastet.  Viele  Produkte  der  Landwirtschaft,  welche  der  Industrie 
erst  ihren  Wert  verdanken ,  z.  B.  Torf,  werden  fast  wertlos  mit 
Verschwinden  derselben.  Endlich  gerät  der  Staat  in  wirtschaft- 
liche Abhängigkeit  vom  Auslande,  was  bei  einer  künstlichen  Sper- 
rung durch  Krieg  zu  Mangel  und  Armut  führt.  Zölle ,  natürlich 
nur  auf  Manufakturen,  können  also  nicht  nachteilig,  sondern  sogar 
sehr  fördernd  auf  den  Nationalreichtum  wirken.  Am  anderen 
Orte  (Biographie,  Seite  256)  betont  TJühien  die  Vorzüge,  welche 
die  Schutzzölle  besitzen :  zunächst  vermögen  sie ,  eine  gemein- 
schädliche Konsumtion  zu  verhindern  oder  doch  zu  erschweren, 
ferner  können  sie  einem  augenblicklich  bedrängten  Geschäftszweige 
aufhelfen. 

Im  allgemeinen  dienen  sie  als  Sporn  zu  erhöhter  Produktion. 
In  seinen  Ausführungen  auf  Seite  100  ff.  begründet  Thünen  dies, 
indem  er  darlegt ,  wie  die  Zollherabsetzung  eines  beliebten  Kon- 
sumtionsartikels, z.  B.  des  Zuckers,  auf  die  Produktionskraft  eines 
Volkes  erschlaffend  wirken  kann.  (Denn  zu  einer  erhöhten  Thä- 
tigkeit  kann  der  Mensch  nur  bewogen  werden,  »wenn  er  durch 
den  Lohn  für  dieselbe  sich  etwas  verschaffen  kann,  bei  welchem 
durch  die  Freude  am  Genuss  desselben  in  seinen  Augen  die  Mühe 
der  erhöhten  Thätigkeit  überwiegt.«)  Infolge  der  Zollherabsetzung 
tritt  eine  umfangreichere  Konsumtion  des  betreffenden  Artikels, 
in  diesem  Falle  des  Zuckers,  ein.  Die  hierdurch  bedingte  erhöhte 
Ausgabe  kann  in  folgender  Weise  bestritten  werden:  entweder 
aus  den  bisherigen  jährlichen  Ueberschüssen  des  Volkes  oder 
durch  Beschränkung  seiner  Ausgaben  für  andere  Konsumtions- 
artikel. In  ersterem  Falle  wird  der  Nationalreichtum  geschwächt, 
indem  das  angesammelte  Kapital  des  Volkes ,  welches  zur  Er- 
weiterung und  Verbesserung  der  Produktion  hätte  dienen  können, 
infolge  einer  in  ihren  Wirkungen  unfruchtbaren  Konsumtion  auf- 
gezehrt wird.  In  letzterem  Falle  tritt  unserer  Ansicht  nach  gleich- 
falls eine  Schädigung  der  Volkswirtschaft  insofern  ein,  als  durch 
die  Beschränkung  der  Ausgabe  für  andere  Konsumtionsmittel  die 
von  deren  Produktion  lebenden  Volksklassen  in  ihrem  Erwerbe 
geschädigt  werden. 
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Behufs  weiterer  Erörterung  der  Frage  über  die  Zweckmässig- 
keit einer  solchen  Zollherabsetzung  untersucht  Thünen,  inwieweit 
der  Mensch  zu  einer  erhöhten  Thätigkeit  bewogen  werden  kann. 
Dies  geschieht  nun,  »wenn  er  durch  den  Lohn  für  dieselbe  sich 
Etwas  verschaffen  kann,  bei  welchem  die  Freude  am  Genuss  des- 
selben in  seinen  Augen  die  Mühe  der  erhöhten  Thätigkeit  über- 
wiegt«. Steht  also  der  Arbeitslohn  im  richtigen  Verhältnis  zu 
dem  Preise  der  Lebensbedürfnisse  im  allgemeinen,  sowie  der  ed- 
leren im  besonderen ,  so  kann  die  Zollherabsetzung  des  Zuckers 
eine  erhöhte  Thätigkeit  des  Volkes  herbeiführen  und  die  erhöhte 
Konsumtion  dem  Nationalvermögen  keinerlei  Schaden  zufügen. 
Immerhin  bleibt  aber  noch  die  Frage  offen,  ob  die  erhöhte  Thä- 
tigkeit zu  der  erhöhten  Konsumtion  in  richtigem  Verhältnis  steht. 
Ist  nun  aber  der  Arbeitslohn  verhältnismässig  niedriger,  als  der 
Preis  der  Konsumtionsmittel ,  so  wird  nach  Thünen  der  Mensch 
seine  Arbeit  auf  Erlangung  des  Notwendigsten  beschränken. 

Diese  Deduktionen,  nur  gegründet  auf  die  natürliche  Trägheit 
des  Menschen ,  erscheinen  uns  überaus  anfechtbar.  Betrachten 
wir  nur  den  günstigsten  Fall,  für  welchen  Thünen  eine  Erhöhung 
der  menschlichen  Thätigkeit  infolge  der  Zollherabsetzung  für 
möglich ,  wenn  auch  nicht  absolut  notwendig  hält ,  so  müssen 
wir,  wenn  wir  konsequent  das  Gesetz  der  menschlichen  Trägheit 
zum  Prinzip  nehmen  wollen,  zu  dem  Resultat  gelangen,  dass  infolge 
der  Zollherabsetzung  von  Zucker  die  menschliche  Arbeit  beschränkt 
wird,  da  ja  bereits  die  Preise  der  notwendigen  Lebensmittel  zum 
Arbeitslohne  in  richtigem  Verhältnisse  standen.  Dasselbe  findet 
natürlich  statt ,  wenn  der  Arbeitslohn  höher  und  nach  Thünen?, 
Meinung ,  auch  wenn  der  Arbeitslohn  niedriger  ist  im  Verhältnis 
zu  dem  Preise  der  Konsumtionsmittel.  Also  würde  die  mensch- 
liche Thätigkeit  überhaupt  gar  nicht  erhöht  werden  können,  da 
ja  nach  dem  Gesetze  der  menschlichen  Trägheit  der  Mensch  nur 
soviel  arbeitet,  als  ihn  die  Beschaffung  der  notwendigsten  Lebens- 
mittel kostet. 

Thünen  hat  unserer  Ansicht  nach  in  der  ganzen  Untersuchung, 
welche  darauf  hinausläuft ,  zu  zeigen ,  dass  die  Zollherabsetzung 
eines  beliebten  Konsumtionsmittels  auch  belebend  auf  die  Thä- 
tigkeit eines  Volkes  wirken  kann,  ein  Moment  gänzlich  über 
sehen,  mit  dessen  Hilfe  wir  allerdings  zu  einem  entgegengesetzten, 
aber  fest  präzisierten  Resultate  gelangen.  Die  Erfahrung  lehrt 
uns  nämlich ,  dass  der  Mensch  sich   derjenigen  Dinge,  deren  Ge- 
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nuss  ihm  zur  Gewohnheit  geworden  ist ,  sehr  schwer  entschlägt 
und  dass  er  im  allgemeinen  bestrebt  ist,  möglichst  viel  zu  ge- 
niessen.  Ist  nun  der  Arbeitslohn  im  Verhältnis  zum  Preise  der 
Konsumtionsmittel  ein  hoher,  so  wird  das  Volk  seine  Konsumtion 
sowohl  relativ  wie  absolut  ausdehnen,  soweit  es  die  Höhe  des 
Arbeitslohnes  gestattet,  dem  Gesetze  der  menschlichen  Trägheit 
zufolge  würde  es  aber  seine  Thätigkeit  nicht  ausdehnen ,  zumal 
durch  die  Zollherabsetzung  eines  so  beliebten  Konsumtionsmittels, 
wie  des  Zuckers ,  die  Konsumtion  noch  mehr  erleichtert  wird, 
Aehnlich  verhält  es  sich,  wenn  die  Höhe  des  Arbeitslohnes  in 
richtigem  Verhältnis  zum  Preise  der  Konsumtionsmittel  steht.  Hier 
wird  durch  die  Herabsetzung  des  Zolles  auf  Zucker  entweder  eine 
erhöhte  Konsumtion  dieses  oder  anderer  beliebter  Konsumtions- 
mittel oder  eine  Erweiterung  der  Konsumtion  auf  neue  Gebrauchs- 
artikel hervorgerufen.  In  den  ersten  beiden  Fällen  kann  eine  Er- 
höhung der  Thätigkeit  ausgeschlossen  sein,  während  in  letzterem 
Falle ,  sofern  die  neuen  Gebrauchsartikel  allgemeines  Bedürfnis 
werden,  eine  erhöhte  Thätigkeit  eintritt.  Steht  endlich  der  Ar- 
beitslohn in  zu  niedrigem  Verhältnis  zum  Preise  der  Konsumtions- 
mittel ,  so  tritt  eine  Beschränkung  der  menschlichen  Thätigkeit 
doch  nur  insofern  ein ,  als  der  Mensch  darauf  bedacht  ist ,  den 
Genuss  der  ihm  durch  Gewohnheit  zum  notwendigsten  Bedürfnis 
gewordenen  Konsumtionsmittel  zu  erhalten.  Ist  das  Missverhältnis 
zwischen  Arbeitslohn  und  Preis  der  Konsumtionsmittel  kein  allzu- 
grosses,  so  kann  dasselbe  sogar  als  Sporn  zu  erhöhter  Thätigkeit 
dienen,  vermöge  des  menschlichen  Strebens  nach  möglichst  exten- 
sivem und  intensivem  Genuss.  Eine  Zollherabsetzung  eines  be- 
liebten Konsumtionsmittels  kann  in  solchem  Falle  nur  erschlaffend 
wirken.  Was  bezwecken  aber  überhaupt  die  Zölle  ?  Nicht  so- 
wohl als  Staatseinnahme  oder  als  Mittel ,  um  staatlich  eine  un- 
gesunde Konsumtion  zu  hindern,  dienen  sie,  als  insbesondere,  um 
das  Volk  zur  Arbeit  zu  erziehen,  zu  möglichst  vollständiger  und 
intensiver  Produktion.  Im  gegebenen  Falle  bezweckt  also  ein  hoher 
Einfuhrzoll  auf  Zucker  hauptsächlich  die  Pflanzung  einer  eigenen 
Zuckerindustrie.  Denn,  wenn  ein  so  beliebtes  und  notwendiges 
Konsumtionsmittel,  wie  der  Zucker,  mit  einem  so  hohen  Einfuhr- 
zoll belegt  wird ,  dass  dessen  fernerer  Bezug  aus  dem  Auslande 
weiteren  Kreisen  des  Volkes  unmöglich  gemacht  wird,  so  ist  es 
gezwungen ,  auf  Mittel  und  Wege  zu  sinnen ,  sich  denselben  im 
eigenen  Lande  zu  produzieren. 
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Die  Förderung  der  menschlichen  Thätigkeit  wird  durch  die 
Entwickelung  der  Industrie  und  regen  Weltverkehr  erreicht.  Denn 
während  erstere  die  Völker  nicht  nur  in  materieller,  sondern  auch 
intellektueller  und  moraHscher  Beziehung  fördert,  bildet  letzterer 
das  Mittel  zu  möglichst  allgemeiner  Verbreitung  dieser  Wirkungen. 

Die  hohe  Bedeutung  der  Eisenbahnen  für  den  Weltverkehr 
und  die  Hebung  des  nationalen  Wohlstandes  weiss  JJiünen  voll  und 
ganz  zu  würdigen,  gleich  seinem  Zeitgenossen  List.  Insbesondere 
ist  er  der  Ansicht,  dass  durch  die  Ausbreitung  der  Eisenbahnen 
die  Kriegsgefahr  zwischen  den  einzelnen  Völkern  beschränkt  werde, 
um  schliesslich  infolge  der  verursachten  innigen  wirtschaftlichen 
Verbindung  der  Völker  miteinander  gänzlich  zu  verschwinden. 
In  der  That  haben  auch  die  Kriege  Dank  den  Eisenbahnen  wenn 
auch  nicht  an  Zahl,  so  doch  an  Zeitdauer  bedeutend  abgenommen. 
Denn  erstens  ermöglichen  die  Eisenbahnen  ein  rascheres  Operieren 
der  Truppen  und  zweitens  würde  ein  langer  Krieg  den  von  den 
Eisenbahnen  zum  grössten  Teil  abhängigen  Wohlstand  beider 
kriegführenden  Staaten  mehr  oder  minder  zu  Grunde  richten. 

Gehen  wir  nun  nach  Darlegung  der  Thünenschen  Anschau- 
ungen zur  allgemeinen  Betrachtung  derselben  über ,  so  haben 
wir  dieser  vier  Punkte  zu  Grunde  zu  legen ,  mit  Hilfe  welcher 
wir  allein  ein  objektives  Urteil  über  das  von  uns  Dargelegte  er- 
langen können. 

Das  Erste ,  was  wir  zu  berücksichtigen  haben ,  ist  die  That- 
sache,  dass  Thünen  die  Landwirtschaft  zum  Ausgangspunkt  seiner 
sämtlichen  Untersuchungen  gemacht  hat.  Sie  alle  gehen  auf  die- 
selbe zurück  und  alle  gewonnenen  Resultate  werden  wiederum  in 
ihrer  Beziehung  zur  Landwirtschaft  untersucht.  Letztere,  welche 
Thünen  sein  ganzes  Leben  lang  theoretisch  und  praktisch  studiert, 
bildet  das  Feld ,  innerhalb  dessen  er  das  Bedeutendste  geleistet. 
Von  Industrie  und  Handel  besass  indessen  Thünen  keine  prak- 
tischen Anschauungen.  Ihm  fehlte  in  dem  kleinen,  fast  ausschliess- 
lich Ackerbau  treibenden  Mecklenburg  die  Gelegenheit  hierzu. 
Dies  ist  der  zweite  Punkt ,  den  wir  zu  berücksichtigen  haben. 
Hierzu  kommt  als  dritter  die  Eigentümlichkeit  der  Ihünen'schen 
Untersuchungsmethode,  welche  die  einzelnen  Momente  eines  ge- 
dachten volkswirtschaftlichen  Prozesses  gesondert  betrachtet,  um 
sie  dann  in  ihrer  verschiedenen  Zusammensetzung  zu  ergründen 
und  die  hieraus  abstrahierten  Resultate  mit  den  Erscheinungen 
des    praktischen  Lebens  zu    vergleichen.     Endlich    haben    wir  die 
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Reihenfolge ,  in  welcher  die  77iünen  sehen  Arbeiten  erschienen 
sind ,  in  Betracht  zu  ziehen.  Während  der  erste  Band  des  Iso- 
lierten Staates  1826,  in  zweiter  Auflage  1842,  der  erste  Teil  des 
zweiten  Bandes  1850  vom  Verfasser  herausgegeben  wurden,  er- 
schien der  zweite  Teil  des  zweiten  Bandes,  in  welchem  vornehm- 
lich die  handelspolitischen  Anschauungen  niedergelegt  sind,  sowie 
die  Biographie,  lange  nach  dem  Tode  des  Verfassers,  1863  und 
1868,  also  zu  einer  Zeit,  da  durch  die  Verbreitung  der  Eisen- 
bahnen, den  Aufschwung  der  Industrie,  des  Handels  u.  a.  m.  die 
volkswirtschaftlichen  Verhältnisse  eine  durchgreifende  Umgestaltung 
bereits  erhalten  hatten. 

Wird  schon  hierdurch  unser  Urteil  ausserordentlich  beschränkt 
und  erschwert,  so  geschieht  dies  in  noch  höherem  Masse  infolge 
der  Beobachtung  eines  rein  äusserlichen ,  aber  äusserst  schwer- 
wiegenden Mangels.  Die  ThUfteji  sehen  Arbeiten  sind  vielfach 
schwerfällig  stilisiert,  ja  es  finden  sich  in  denselben  zuweilen  grobe 
grammatikalische  Fehler  vor,  welche  wahrscheinlich  einer  nach- 
lässigen Redaktion  beizumessen  sind.  So  sind  denn  gerade  die 
handelspolitischen  Erörterungen  Thüneris  vielfach  so  wenig  durch- 
sichtig gehalten  ,  dass  man  ihnen  verschiedene  widersprechende 
Deutungen  entnehmen  kann.  Hat  ja  selbst  Röscher  in  seiner  Ge- 
schichte der  Nationalökonomie  in  Deutschland  bei  Gelegenheit 
der  Erörterung  von  Thünens  handelspolitischen  Anschauungen 
nicht  umhin  gekonnt,  den  doppelten  Sinn,  welcher  zuweilen  aus 
denselben  sich  ergiebt ,  anzuerkennen,  wenn  er  auf  S.  898  sagt: 
»Allerdings  lässt  es  sich  sehr  verallgemeinern,  wenn  Thünen  ernst- 
lich davor  warnt,  bei  einem  durch  Ueberproduktion  drückend  ge- 
wordenen Kornpreise  den  Landmann  durch  Kornzölle  u.  s.  w.  über 
das  einzige  wahre  Heilmittel ,  Verminderung  des  Anbaues ,  zu 
täuschen.«  Ein  unklarer  Stil  gestattet  aber  in  gewissem  Grade 
den  Schluss  auf  Unklarheit  und  Unsicherheit  der  Anschauung. 
In  der  angezogenen  Stelle  spricht  sich  Thünen  energisch  für  die 
Freiheit  des  Kornhandels  aus,  während  er  an  einer  anderen  Stelle 
unter  der  Ueberschrift  »Wirkung  des  freien  Kornhandels  zwischen 
Ländern  mit  Boden  von  ungleicher  Fruchtbarkeit«  gerade  das 
Gegenteil  vertritt.  Freilich  lässt  sich  aus  dem  Verfolge  seiner 
Erörterungen  entnehmen  ,  dass  er  am  angeführten  Orte  über  die 
Wirkungen  des  freien  Handels  überhaupt  spricht.  Aber  warum 
dann  die  den  Inhalt  beschränkende  Ueberschrift.?  Bei  Gelegen- 
heit der  Erörterung  des  landwirtschaftlichen  Notstandes  in  Deutsch- 
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land  macht  er  ferner  die  Höhe  der  Produktion  von  der  Höhe 
des  Preises  abhängig,  aus  einem  an  einer  anderen  Stelle  gebrauchten 
Beispiele  ergiebt  sich  aber  deutlich,  dass  dieses  Gesetz  nicht  für 
alle  Verhältnisse  von  absoluter  Giltigkeit  ist. 

Daher  ist  es  nicht  zu  verwundern,  dass  die  handelspolitischen 
Anschauungen  Thünens ,  sofern  sie  überhaupt  beachtet  worden 
sind,  die  denkbar  verschiedenste  Beurteilung  gefunden  haben.  So 
hat  Düliring  dieselben  in  seiner  Kritischen  Geschichte  der  National- 
ökonomie unserer  Ansicht  nach  etwas  zu  absprechend  beurteilt. 
Er  sagt  auf  S.  319  von  Thünen:  »Er  hatte  eben  nur  da  einen 
freieren  Blick  zu  thun  vermocht ,  wo  ihm ,  wie  in  der  Landwirt- 
schaft, alle  Verhältnisse  unmittelbar  vor  Augen  lagen.  Im  Uebrigen 
sehen  wir  ihn  stets  von  seiner  Lektüre  abhängig  und  treffen  na- 
mentlich im  späteren  Teil  seines  Lebens  auf  die  unzweideutigsten 
Beurkundungen  der  Unsicherheit,  ja  bisweilen  der  völligen  Rück- 
läufigkeit seiner  volkswirtschaftlichen,  sozialen  und  allgemein  philo- 
sophischen Urteile,  Hierzu  kam  die  Beengtheit  der  kleinstaat- 
lichen und  ungeachtet  des  liberalen  Strebens  doch  noch  immer 
feudal  gefärbten  Anschauungsweise.«  Und  weiter:  »Uebrigens 
sind  es  auch  nicht  allein  solche  Ansichten,  wie  die  in  der  ange- 
führten Biographie  (S.  256)  in  einem  wohlüberlegten  und  sozusagen 
denkschriftlichen  Briefe  ausgesprochenen,  sondern  auch  die  spä- 
teren rein  wissenschaftlichen  Untersuchungen ,  welche  uns  das 
Schwankende  der  handelspolitischen  Vorstellungen  Thünen  s,  ja 
streng  genommen  den  Mangel  einer  entschiedenen  Ueberzeugung 
biossiegen.«  Dühi'ing  anerkennt  also  im  allgemeinen  das  vielfach 
Schwankende  der  handelspolitischen  Anschauungen  Thünen' s  und 
begründet  dasselbe  mit  seiner  praktischen  Unkenntnis  der  Industrie 
und  des  grossen  Handels.  Immerhin  bleibt  Thüneri  das  Verdienst, 
die  Wechselbeziehungen  zwischen  Industrie  und  Landwirtschaft 
und  den  mächtigen  Einfluss  der  ersteren  auf  die  Gestaltung  der 
letzteren  bis  zu  einem  gewissen  Grade  erkannt  zu  haben.  Daher 
ist  das  Urteil  Dühring'a  unserer  Ansicht  nach  nicht  vollständig 
gerecht,  wenn  er  auf  S.  325  ff.  sagt:  »Der  Urheber  der  Idee  ') 
hat  nämlich  die  Rückwirkungen  einer  hochentwickelten  Industrie 
auf  den  Zustand  der  Landwirtschaft  vernachlässigt,  um  nicht  zu 
zu  sagen ,  ausser  Betracht  gelassen.  Sein  Heimatsstaat  war  für 
nachhaltigere  Wahrnehmungen  dieser  Art  kein  glücklich  gelegener 
Standpunkt  gewesen  und  so  erklärt  es  sich,  dass  der  in  der  feu- 

i)  des  isolierten  Staates. 
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dalcn  Sphäre  atmende  Denker  die  Bahnen  seines  grossen  Zeit- 
genossen nirgend  betreten  und  von  dem,  was  Friedrich  List  für 
die  Gestaltung  des  Ackerbaues  zur  Hauptsache  machte ,  auch 
nicht  einmal  eine  entfernte  Vorstellung  gefasst  hat.«  Abgesehen 
von  den  speziellen  Untersuchungen  Thünen's  auf  S.  93  und  235  ff. 
des  zweiten  Teiles  des  zweiten  Bandes  verweisen  wir  hier  noch 
besonders  auf  die  Untersuchungen  in  S.  321  ff.  des  ersten  Bandes, 
Aus  dem  daselbst  angewendeten  Beispiele  ergiebt  sich  klar  und 
deutlich,  dass  die  Beschränkung  der  Einfuhr  von  gewissen  Roh- 
stoffen sowohl  der  Industrie  wie  dem  Ackerbau  des  prohibierenden 
Staates  schädlich  ist.  Die  Prämissen  sind ,  was  hier  besonders 
ins  Gewicht  fällt,  in  dem  herangezogenen  Beispiel  scharf  bestimmt. 
Aber  während  dieses  Beispiel  nur  von  negativer  Bedeutung  ist, 
geht  Thünen  auf  S.  93  ff.  des  zweiten  Teiles  vom  zweiten  Bande 
zur  positiven  Betrachtung  über.  Er  untersucht  daselbst,  wie  wir 
gesehen  haben,  den  Einfiuss,  welchen  das  Entstehen  einer  Industrie 
auf  die  Erhöhung  der  Landrente  ausübt.  Da  diese  Erörterungen 
in  einen  späteren  Teil  seines  Lebens  fallen ,  so  geht  daraus  un- 
zweifelhaft hervor,  dass  Thüneii's  Anschauungen  über  diesen  Ge- 
genstand mit  der  Zeit  an  Klarheit  gewannen.  Trotzdem  glauben 
wir,  dass  diese  Untersuchungen  nur  anregend  zu  wirken  und  erst 
erweitert  und  fortgeführt  zu  bedeutsamen  Resultaten  zu  führen 
vermögen.  Denn  erstens  unterlässt  es  ThüJieii,  die  Wirkungen  zu 
untersuchen,  welche  durch  das  Vorhandensein  einer  aufgeblühten 
Industrie  dem  Ackerbau  zu  Teil  werden.  Er  beschränkt  sich,  wie 
es  bei  dem  Mangel  einer  umfassenden  praktischen  Kenntnis  der 
Industrie  natürlich  ist,  darauf,  dieselben  beim  Entstehen  gewisser 
Industriezweige,  und  zwar  solcher,  welche  mit  dem  Betriebe  der 
Landwirtschaft  in  innigem  Konnex  stehen,  zu  beobachten.  Ferner 
kommt  er  in  seinen  Beispielen  nie  über  die  Abhängigkeit  der  land- 
wirtschaftlichen Preise  von  einem  lokalen  Markte  hinweg  und  dehnt 
seine  Untersuchungen  nie  dahin  aus,  wie  sich  die  Verhältnisse  bei 
Vorhandensein  verschiedener  Märkte  und  unter  Einwirkung  des 
auswärtigen  Handels  gestalten. 

Freilich  hat  er  auch  nur  den  unmittelbaren  materiellen  Ein- 
fiuss der  Industrie  auf  die  Landwirtschaft  beobachtet  und  darge- 
stellt, während  die  mächtigen  Wirkungen  der  Industrie  auf  Handel, 
Verkehr,  Intelligenz ,  Zivilisation  von  Thünen  gänzlich  unbeachtet 
worden  sind.  Allerdings  kannte  er  die  Industrie  nicht  aus  prak- 
tischer Anschauung  und  so  gelangt  er  denn  in  seinen  Untersuch- 
zeitschrift für  die  ges.  Staats wissensch.  1893.  1.  O 
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iingen  nirgends  zur  klaren  Erkenntnis  der  produktiven  Kräfte, 
welche  sein  in  Industrie  und  Handel  unendlich  erfahrenerer  Zeit- 
genosse Friedrich  List  so  trefflich  erörtert.  Ohne  Ahnung  der- 
selben war  indessen  Thünen  nicht,  wie  seine  Untersuchungen,  in- 
wiefern die  menschliche  Thätigkeit  gefördert  werden  könne,  auf 
S.  loo  ff.  im  zweiten  Teile  des  zweiten  Bandes  seines  Werkes  be- 
weisen. Unmittelbar  daran  schliessen  sich  die  Erörterungen  über 
die  Eisenbahnen,  welche  Thünen  als  ein  äusserst  geeignetes  Mittel 
hierfür  anerkennt.  Dieselben  setzen  die  Völker  nicht  nur  in  innige 
wirtschaftliche  Verbindung,  sie  reizen  zu  neuen  Verbindungen  an, 
zur  intelligenteren  Betreibung  der  Geschäfte  u.  s.  w.  Allerdings 
finden  wir  an  anderen  Orten  Aeusserungen ,  die  unverkennbar 
darauf  hinweisen,  dass  Thünen  die  Erkenntnis  der  produktiven 
Kräfte  völlig  fremd  geblieben.  Wenn  er  z.  B.  bei  Erörterung  des 
Getreidehandels  sagt ,  dass  bei  Einführung  fremden  Kornes  dem 
Lande  nach  erfolgter  Konsumtion  der  Humus  zu  erneuter  Pro- 
duktion  verbleibe,  während  bei  Einführung  fremder  Manufakturen 
nach  deren  Konsumtion  nichts  verbleibe,  so  ist  das  Beweis  genug ; 
denn  Thünen  verkennt  ganz,  dass  durch  Einführung  fremder  Manu- 
fakturen die  Produktionskraft  gleichfalls  gefördert  werden  kann. 
Eine  Manufaktureneinfuhr  kann  überhaupt  nur  in  zwei  Fällen  statt- 
finden :  entweder,  wenn  das  Land,  in  welches  importiert  wird, 
noch  gar  keine  Industrie  besitzt,  oder  eine  solche  vorhanden  ist, 
die  qualitativ  noch  nicht  so  gut  produziert,  wie  das  Ausland.  In 
beiden  Fällen  wird,  sofern  die  Bevölkerung  intelligent  ist  und  die 
übrigen  Vorbedingungen  zur  Pflanzung  einer  Industrie  im  Lande 
vorhanden  sind,  die  Einführung  fremder  Manufakturen  zur  eigenen 
Produktion  anreizen  und  anleiten  beziehentlich  zur  Verbesserung 
derselben. 

Das  Gleiche,  was  von  dem  Verhältnis  der  Industrie  zur  Land- 
wirtschaft gilt,  kann  auch  von  Thünen^  Ansichten  über  Schutz- 
zölle gesagt  werden.  Thünen  befürwortet  Schutzzölle  nur  für 
Manufakturen.  Seine  Begründung  stützt  sich,  wie  bei  List,  auf 
das  Verhältnis  der  Industrie  zur  Landwirtschaft.  Da  aber  Letzteres, 
wie  wir  gesehen  haben,  nicht  umfassend  von  Thünen  untersucht 
wurde ,  konnten  seine  Untersuchungen  nicht  zu  fest  präzisierten 
Resultaten  in  Bezug  auf  die  Schutzzölle  führen.  Dass  auch  in 
dieser  Beziehung  Thünen  s  Anschauungen  keine  absolut  klare  sind, 
beweist  der  Umstand,  dass  zu  einer  Zeit,  wo  der  deutsche  Zoll- 
verein seinen  Aufschwung  genommen,  Thünen  industrielle  Schutzzölle 
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für  Mecklenburg  gegen  Berlin  und  Hamburg  für  notwendig  erachtete. 

Am  höchsten  sind  unserer  Ansicht  nach  TliünerCs  Ausfüh- 
rungen über  den  Kornhandel  zu  stellen.  Hier  erhebt  er  sich  über 
List,  denn  in  Bezug  auf  diesen  Punkt  ist  er  jenem  an  praktischer 
Erfahrung  ebenbürtig,  wenn  nicht  überlegen.  List  motiviert  die 
Freiheit  des  Kornhandels  einseitig  aus  dem  Verhältnis  der  Land- 
wirtschaft zur  Industrie.  Indessen  er  übersieht  hierbei,  dass  nicht 
jedes  Land  Industrieland  ist,  und  dass  in  Ländern  mit  Anfängen 
einer  Industrie  die  Landwirtschaft  keinen  sonderlichen  Rückhalt 
an  jener  besitzt.  Ein  vorwiegend  Ackerbau  treibendes  Land  ist 
nun  Mecklenburg.  Naturgemäss  musste  TJiünen  zu  der  Frage 
gelangen,  wie  sich  in  solchen  Ländern  der  Getreidehandel  gestalte. 
Die  Untersuchungen  zur  Beantwortung  dieser  Frage  führten  ihn 
zur  Humus-Theorie  behufs  Begründung  der  Freiheit  des  Korn- 
handels. Am  anderen  Orte  legt  er  aber,  wie  wir  schon  oben  ge- 
zeigt haben,  die  nachteiligen  Folgen  des  freien  Kornhandels  zwi- 
schen Ländern  von  ungleich  fruchtbarem  Boden  dar.  Wenngleich 
wir  oben  nachzuweisen  gesucht  haben,  dass  es  sich  dort  um  den 
Handel  im  allgemeinen  gehandelt,  so  ist  doch  noch  der  Schluss 
gestattet,  dass  Tliihien  hierbei  den  Kornhandel  im  Besonderen  im 
Auge  gehabt.  Hiermit  wäre  aber  ein  unlösHcher  Widerspruch  ge- 
geben. Eine  absolute  Sicherheit  und  Klarheit  der  Anschauung  lässt 
sich  also  auch  hier  aus  den  angeführten  Gründen  nicht  nachweisen. 

Fassen  wir  nun  das  Endergebnis  unserer  Betrachtung  zu- 
sammen, so  finden  wir  zunächst  DüJiring's,  Ansicht  über  das  Schwan- 
kende in  Thünens  handelspolitischen  Anschauungen  völlig  be- 
stätigt. Aus  diesem  Grunde  lässt  sich  selbst  über  die  den  Ge- 
treide- und  Rohproduktenhandel  betreffenden  Ansichten,  wiewohl 
sie  geistvoll  und  unserer  Anschauung  nach  richtig  begründet  sind, 
kein  festes  Urteil  fällen.  Ferner  finden  wir  bestätigt,  dass  Thünen's 
Untersuchungen  über  das  Verhältnis  der  Industrie  zur  Landwirt- 
schaft bei  weitem  nicht  von  so  hohem  Belang  sind  ,  als  es 
den  Anschein  hat ,  vornehmlich  wegen  seiner  praktischen  Un- 
kenntnis der  Industrie.  Immerhin  bleiben  gerade  aus  diesem 
Grunde  die  Untersuchungen  Thünens  wertvoll^  da  sie  auf  rein 
theoretischem  Wege  zu  Resultaten  geführt  haben ,  die  den  Lisf- 
schen  Anschauungen  geradezu  entsprechen.  Deshalb  verlohnt  es 
sich  wohl  der  Mühe,  seine  handelspolitischen  Anschauungen  der 
Beachtung  zu  würdigen,  die  ihnen  bisher  nur  in  geringem  Masse 
zu  Teil  eeworden.  8* 
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ERSTER    HAUPTTEIL. 
Die  äusseren  Beziehungen  zv/ischen  souveränen  Staaten. 

A.  Allgemeine   Staatsverträge. 

16.  November  1887  tt  ,  , 

Internationaler  Vertrag  vom — zur    Unterdrückung  des 

14.  Februar  1893 

Branntweinhandels  unter  den  Nordseefischern  auf  hoher  See. 

Deutsches  Reich.  Bekanntmachung  vom  29.  Januar  1894,  betr.  Vereinbarung  er- 
leichternder Vorschriften  für  den  wechselseitigen  Verkehr  zwischen  den 
Eisenbahnen  Deutschlands ,  der  Niederlande ,  Oesterreichs  und  Ungarns,  sowie 
der  Schweiz,  und  für  den  wechselseitigen  Verkehr  zwischen  den  Eisenbahnen  Deutsch- 
lands und  der  Schweiz,  rücksichtlich  der  nach  dem  internationalen  Uebereinkommen 
über  den  Eisenbahnfrachtverkehr  vom  14.  Oktober  1890  von  der  Beförderung  aus- 
geschlossenen oder  bedingungsweise  zugelassenen  Gegenstände. 

B.  Verträge  zwischen  einzelnen  Staaten. 

Uebereinkommen  vom  13.  April  1892  zwischen  dem  Deutschen  Reich  und  der 
Schzveiz,  betreffend  den  gegenseitigen  Patent-,  Muster-  und  Marken  schütz. 

Handels-  und  Schiffahrtsvertrag  zwischen  Deutschland  und  Russ- 
land. —  Artikel  i.  Die  Angehörigen  eines  der  beiden  vertragschliessenden  Teile, 
welche  sich  in  dem  Gebiete  des  anderen  Teiles  niedergelassen  haben  oder  sich  dort 
vorübergehend  aufhalten,  sollen  dort  im  Handels-  und  Gewerbebetriebe  die  nämlichen 
Rechte  geniessen  und  keinen  höheren  oder  anderen  Abgaben  unterworfen  werden, 
als  die  Inländer.  Sie  sollen  in  dem  Gebiete  des  anderen  Teiles  in  jeder  Hinsicht 
dieselben  Rechte,  Privilegien,  Freiheiten,  Begünstigungen  und  Befreiungen  haben,  wie 
die  Angehörigen  des  meistbegünstigten  Landes.  —  Artikel  5.  Die  vertragschliessenden 
Teile  verpflichten  sich  ,  den  gegenseitigen  Verkehr  zwischen  beiden  Ländern  durch 
keinerlei  Einfuhr-  oder  Ausfuhrverbote  zu  hemmen ,  auch  die  freie 
Durchfuhr  zu  gestatten ,  soweit  es  sich  nicht  um  Wege  handelt,  die  der 
Durchfuhr  verschlossen  sind  oder  sein  werden.  —  Schluss- 
bestimmungen: zu  Artikel  19.  Die  vertragschliessenden  Teile  werden  einander 
im  Eisenbahntarifwesen,  insbesondere  durch  Herstellung  direkter  Frachttarife, 
thunlichst  unterstützen.  Namentlich  sollen  solche  direkte  Frachttarife  nach  den  deut- 
schen Häfen  Danzig  (Neufahrwasser),   Königsberg   (Pillau)  und  Memel  zur  Vermittlung 
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sowohl  der  Ausfuhr  aus  als  der  Einfuhr  nach  Russland  den  Bedürfnissen  des  Handels 
entsprechend  eingeführt  werden.  Zugleich  sollen  die  Frachtsätze  für  die  im  russischen 
Eisenbahntarif  zum  Getreide  gerechneten  Artikel,  sowie  für  Flachs  und  Hanf  von  den 
russischen  Aufgabestationen  bis  zu  den  oben  erwähnten  Häfen  nach  denjenigen  Be- 
stimmungen gebildet  und  unter  die  am  Transport  beteiligten  deutschen  und  russischen 
Bahnen  verteilt  werden ,  welche  für  die  nach  den  Häfen  L  i  b  a  u  und  R  i  g  a  u  füh- 
renden russischen  Eisenbahnen  jetzt  in  Kraft  sind  oder  in  Kraft  treten  werden.  Die 
ausser  den  Frachtsätzen  erhobenen  Zuschläge  (Nebengebühren)  sollen  in  gleicherweise 
gebildet  werden. 

Handelskonvention  vom  i8.  (6.)  Mai  1894  zwischen  Oesterrelch-Utigarn 
und  Rtdssland.  —  Art.  I.  Die  vertragschliessenden  Teile  verpflichten  sich  gegenseitig, 
keinerlei  Abgabenermässigung,  Vorrecht,  Begünstigung  oder  Befreiung  welcher  Art 
immer  den  Angehörigen  oder  Erzeugnissen  irgend  eines  anderen  Staates  in  Betreff 
der  Zollgebühren  bei  der  Ein-  oder  Ausfuhr  zu  Lande  oder  zu  Meer,  der  Einfuhr-, 
Ausfuhr-  oder  sonstigen  Abgaben  zuzugestehen ,  die  nicht  auch,  und  zwar  sofort  und 
bedingungslos  auf  die  Angehörigen  und  gleichartigen  Erzeugnisse  ihrer  Gebiete  aus- 
gedehnt würden,  da  es  der  Wille  der  vertragschliessenden  Teile  ist,  dass  in  Betreff 
alles  dessen,  was  sich  auf  Einfuhr,  Ausfuhr,  Durchfuhr,  Lagerung,  Wiederausfuhr,  ört- 
liche Abgaben ,  Vermittlung ,  Zollgebühren  und  Zollförmlichkeiten ,  sowie  ferner  auf 
Ausübung  von  Handel  und  Gewerbe ,  auf  vSchiffahrt  und  auf  Erwerbung  und  Besitz 
von  Eigentum  aller  Art  bezieht,  die  Oesterreicher  und  Ungarn  in  Russland  und  die 
Russen  in  der  österreichisch-ungarischen  Monarchie  die  Behandlung  auf  dem  Fusse 
der  meistbegünstigten  Nation  geniessen  sollen.  —  Art.  2.  Die  österreichisch-unga- 
rische Monarchie  verpflichtet  sich,  von  der  Einfuhr  russischer  Cerealien  nach 
Oesterreich-Ungarn  während  der  ganzen  Dauer  der  gegenwärtigen  Konvention  keine 
anderen  noch  höheren  Zölle  zu  erheben,  als  jene,  welche  in  dem  zur  Zeit  des  Kon- 
ventionsabschlusses in  Kraft  stehenden  allgemeinen  österreichisch-ungarischen  Zolltarife 
(Klasse  VI,  Nummer  23,  23  bis,  24  und  26)  vorgeschrieben  sind.  —  Russland  ver- 
pflichtet sich ,  von  den  in  der  Tarifanlage  A  zum  Handels-  und  Schiffahrtsvertrage 
vom  10.  Februar/29.  Januar  1894  zwischen  Russland  und  dem  Deutschen  Reiche  ent- 
haltenen Artikeln  bei  deren  Einfuhr  aus  der  österreichisch-ungarischen  Monarchie  nach 
Russland  während  der  ganzen  Dauer  der  gegenwärtigen  Konvention  keine  anderen 
noch  höheren  Zölle  zu  erheben,  als  jene,  welche  in  der  Tarifanlage  A  vorgeschrieben 
sind.  —  Art.  3.  Die  Bestimmungen  der  gegenwärtigen  Konvention  berühren  nicht: 
I)  Die  Verpflichtungen,  welche  einem  der  vertragschliessenden  Teile  zufolge  einer 
Zolleinigung  auferlegt  werden,  insbesondere  die  Begünstigungen,  welche  von  der  öster- 
reichisch-ungarischen Monarchie  aus  diesem  Titel  dem  Fürstentum  Liechtenstein,  dann 
Bosnien  und  der  Herzegowina  gewährt  werden;  2)  die  Begünstigungen, 
welche  anderen  angrenzenden  Staaten  zur  Erleichterung  des  örtlichen  Verkehres  inner- 
halb einer  Grenzzone  bis  zu  15  km  Breite  gegenwärtig  gewährt  sind  oder  in  Zukunft 
gewährt  werden  sollten ;  3)  die  Zollerleichterungen,  welche  in  der  österreichisch-unga- 
rischen Monarchie  auf  die  auf  dem  Fusse  der  Meistbegünstigung  behandelten  Staaten 
nicht  anwendbar  sind,  insbesondere :  Die  Zollerleichterung ,  welche  rumänisches 
Rohpetrol  eum  dortiger  Erzeugung  auf  Grund  des  allgemeinen  österreichisch- 
ungarischen Zolltarifes  bei  der  Einfuhr  in  die  österreichisch-ungarische  Monarchie  bis 
zu  einer  Maximalmenge  von  200000  q  per  Jahr  geniesst,  insolange  diese  Erleichte- 
nmg  sich  ausschliesslich  auf  Rumänien  bezieht;  ferner  die  Zollerleichterungen,  welche 
seitens  der  österreichisch-ungarischen  Monarchie  an  Serbien  in  Gemässheit  des  Punktes  III 
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der  Anlage  C  zum  Vertrage  vom  9.  August  1892  für  serbisches  Getreide  und 
andere  serbische  landwirtschaftliche  Produkte  bei  der  Einfuhr  in  das  österreichisch- 
ungarische  Zollgebiet  eingeräumt  sind ;  dann  die  Zollerleichterungen ,  welche  für  die 
Einfuhr  von  italienischen  Weinen  dortiger  Erzeugung  in  die  Österreich-ungarische  Mo- 
narchie zugestanden  sind,  insofern  diese  Erleichterungen  sich  ausschliesslich  auf  Italien 
beziehen ;  endlich  die  Zollerleichterungen,  welche  seitens  der  österreichisch-ungarischen 
Monarchie  gegenüber  Italien  und  der  Schweiz  in  Gemässheit  der  Verträge  vom 
6.  und  10.  Dezember  1891  für  gewisse  Artikel  lokalen  Ursprunges  eingeräumt  sind, 
insofern  die  betreffenden  Erleichterungen  sich  ausschliesslich  auf  Italien,  bezw.  auf  die 
Schweiz  erstrecken ,  und  die  Einlassung  dieser  Artikel  die  in  den  betreffenden  Ver- 
trägen vereinbarten  Bedingungen  und  Mengen  nicht  überschreitet;  4)  (ähnlich  wie  im 
deutsch-russischen  Vertrage) ,  die  Begünstigungen  ,  welche  für  die  Einfuhr  oder  Aus- 
fuhr den  Bewohnern  des  Gouvernements  Archangel  sowie  für  die  nördlichen  und 
östlichen  Küsten  des  asiatischen  Russlands  (Sibirien)  gegenwärtig  gewährt  sind  oder 
in  Zukunft  gewährt  werden  sollten.  Es  ist  ausserdem  wohl  verstanden,  dass  die  Be- 
stimmungen des  Artikels  i  der  gegenwärtigen  Konvention  weder  auf  die  besonderen 
Abmachungen  des  Vertrages  zwischen  Russland  und  Schweden  und  Norwegen  vom 
26.  April/15,  ^^''•i  1838,  noch  auf  diejenigen  Vereinbarungen  Anwendung  finden  sollen, 
welche  die  Handelsbeziehungen  mit  den  angrenzenden  Staaten  und  Ländern  Asiens 
regeln  oder  regeln  werden.  Diese  Abmachungen  dürfen  in  keinem  Falle  angerufen 
werden ,  um  die  Handels-  und  SchifTahrtsverhältnisse ,  wie  sie  zwischen  den  beiden 
vertragschliessenden  Teilen  durch  den  Vertrag  vom  2./14.  September  1860  und  durch 
die  gegenwärtige  Konvention  hergestellt  sind ,  abzuändern.  —  Art.  4.  Die  gegen- 
wärtige Konvention  ist  bestimmt,  an  Stelle  der  einschlägigen  Bestimmungen,  insbeson- 
dere der  Artikel  XII  und  XX  des  Handels-  und  Schififahrtsvertrages  vom  2./14.  Sep- 
tember 1860  zu  treten.  Insofern  die  Bestimmungen  des  letzteren  Vertrages  durch  die 
gegenwärtige  Konvention  nicht  berührt  werden,  bleiben  dieselben  bis  zu  einer  Revision, 
über  welche  sich  die  hohen  vertragschliessenden  Teile  binnen  kürzerer  oder  weiterer 
Frist  verständigen  werden,  in  Kraft.  —  Art.  5.  Die  gegenwärtige  Konvention  erstreckt 
sich  auch  auf  die  Länder,  welche  den  Zollgebieten  der  zwei  vertragschliessenden  Teile 
angehören.  Dieselbe  wird  am  13./1.  Juli  1894  in  Kraft  treten  und  bis  zum  31. /18.  De- 
zember 1903   in   Geltung  bleiben. 

Koloni  al  vertrage:  zwischen  Deutschla7id  und  Grossbritannien  i)  Das 
Abkommen  vom  15.  November  1893,  betreffend  die  Abgrenzung  der  beiderseitigen  In- 
teressensphären in  den  vom  Golf  von  Guinea  nach  dem  Innern  sich  erstreckenden  Ge- 
bieten. —  Art.  I.  Das  betreffende  Abkommen  vom  Jahre  1886  hatte  vereinbart, 
dass  die  Grenzlinie  bis  zu  einem  am  Benuefluss  im  Osten  und  in  der  unmittelbaren 
Nähe  der  Stadt  Yola  zu  bestimmenden  Punkt  laufen  sollte,  welcher  sich  nach  vorgenom- 
mener Untersuchung  praktisch  als  geeignet  zur  Festsetzung  der  Grenze  herausstellen 
würde.  In  Ausführung  dieser  Bestimmung  wird  dieser  Punkt  nunmehr,  wie  folgt,  festgelegt: 
von  dem  Endpunkte  der  in  dem  Abkommen  vom  Jahre  1885  vereinbarten  Grenzlinie, 
welche  am  rechten  Ufer  des  Alt-Calabar-  oder  Cross-Flusses  ungefähr  auf  dem  9"  8' 
östlicher  Länge  von  Greenwich  belegen  und  auf  der  englischen  Admiralitätskarte  als 
»Rapids«  bezeichnet  ist,  folgt  die  Grenze  einer  geraden  Linie,  welche  auf  den  Mittel- 
punkt der  heutigen  Stadt  Yola  zuläuft.  Von  diesem  Mittelpunkt  aus  wird  eine  Richt- 
linie nach  einem  am  linken  Ufer  des  Benueflusses  gelegenen  Punkt  gezogen,  welcher 
fünf  Kilometer  unterhalb  des  Mittelpunkts  der  Haupteinmündung  des  Flusses  Faro 
liegt.    Von  dem  letztgenannten  Punkte  aus  soll  südlich   des  Benueflusses  die  Peripherie 
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eines  Kreises,  dessen  Mittelpunkt  mit  demjenigen  der  heutigen  Stadt  Yola  zusammen- 
fällt und  dessen  Radius  die  vorerwähnte  Richtlinie  bildet,  beschrieben  und  bis  dahin 
fortgesetzt  werden ,  wo  sie  die  vom  Alt-Calabar-  oder  Cross-Fluss  gezogene  gerade 
Linie  trifft.  —  An  diesem  Treffpunkt  biegt  die  Grenze  von  jener  Linie  ab  und  folgt 
der  Peripherie  des  Kreises  bis  zu  dem  Punkt,  wo  dieselbe  den  Benuefluss  erreicht. 
Dieser  Punkt  am  Benuefluss  soll  von  nun  an  als  der  Punkt  im  Osten  und  in  unmittel- 
barer Nähe  der  Stadt  Yola  betrachtet  werden,  dessen  Festlegung  in  dem  Abkommen 
vom  Jahr  1886  vorbehalten  war.  —  Artikel  2.  Die  im  vorhergehenden  Artikel  be- 
stimmte Grenze  soll  nach  Norden  hin  in  folgender  Weise  fortgesetzt  werden :  Von 
dem  im  vorigen  Artikel  festgelegten  Punkt  am  linken  Ufer  des  Benueflusses  wird  eine 
Linie  gezogen,  welche  den  Fluss  überschreitend  in  gerader  Richtung  zu  dem  Schnitt- 
punkt des  13.  Grades  östhcher  Länge  von  Greenwich  mit  dem  10.  Grade  nördlicher 
Breite  läuft.  Von  diesem  Punkt  wird  die  Grenzlinie  in  gerader  Richtung  nach  einem 
Punkt  am  Südufer  des  Tschadsees  weitergeführt,  welcher  35  Minuten  östlich  von  dem 
Meridian  des  Mittelpunktes  der  Stadt  Kuka  belegen  ist;  dies  entspricht  der  Entfer- 
nung zwischen  dem  Meridian  von  Kuka  und  dem  14.  Grade  östlicher  Länge  von 
Greenwich  nach  der  von  Kiepert  in  dem  Deutschen  Kolonialatlas  von  1892  veröffent- 
lichten Karte.  Für  den  Fall,  dass  künftige  Aufnahmen  ergeben,  dass  die  vorerwähnte 
Festlegung  des  Punktes  der  britischen  Interessensphäre  einen  geringeren  Teil  des  Ufers  des 
Tschadsees  zuweist ,  als  die  erwähnte  Karte  angiebt ,  soll  zur  Abhilfe  des  Mangels 
möglichst  bald  im  Wege  beiderseitiger  Uebereinkunft  ein  neuer  Endpunkt  festgesetzt 
werden,  welcher  soweit  als  möglich  mit  dem  gegenwärtig  bezeichneten  übereinstimmt. 
Bis  eine  solche  Vereinbarung  zu  stände  gekommen  ist ,  soll  der  Punkt  am  Südufer 
des  Tschadsees,  welcher  35  Minuten  östlich  des  Meridians  des  Mittelpunkts  der  Stadt 
Kuka  belegen  ist,  als  Endpunkt  gelten.  —  Artikel  3.  Bei  allen  Teilen  der  in  diesem 
und  in  den  voraufgegangenen  Abkommen  bezeichneten  Grenzlinie  können  Berich- 
tigungen durch  Vereinbarung  der  beiden  Mächte  getroffen  werden.  —  Artikel  4.  Die 
Gebiete  östlich  der  in  dem  gegenwärtigen  und  den  voraufgegangenen  Abkommen  be- 
zeichneten Grenzlinie  sollen  in  die  deutsche,  die  Gebiete  westlich  der  Linie  sollen  in 
die  englische  Interessensphäre  fallen.  Dabei  wird  vereinbart,  dass  der  Einfluss  Deutsch- 
lands Grossbritannien  gegenüber  sich  nicht  östlich  über  das  Flussgebiet  des  Schari 
hinaus  ausdehnen  soll  und  dass  die  Gebie'e  Darfur ,  Kordofan  und  Bahr-el-Ghazal, 
wie  sie  in  der  im  Oktober  1891  von  Justus  Perthes  veröffentlichten  Karte  verzeichnet 
sind,  von  der  deutschen  Interessensphäre  selbst  dann  ausgeschlossen  sein  sollen,  wenn 
sich  herausstellt ,  dass  Nebenflüsse  des  Schariflusses  innerhalb  der  vorerwähnten  Ge- 
biete belegen  sind.  —  Artikel  5.  Die  beiden  Mächte  übernehmen  hinsichtlich  der 
erweiterten  Interessensphären ,  wie  sie  in  diesem  Abkommen  bezeichnet  sind ,  eine 
gleiche  Verpflichtung,  wie  sie  in  den  früheren,  oben  erwähnten  Abkommen  hinsicht- 
lich der  beiderseitigen  Interessensphären  übernommen  ist ,  nämlich  sie  kommen 
folgender  Weise  überein  :  Jede  der  beiden  Mächte  wird  sich  jeglicher  Einwirkung  in 
der  Interessensphäre  der  andern  enthalten  ,  und  keine  Macht  wird  in  der  Interessen- 
sphäre der  andern  Erwerbungen  machen ,  Verträge  schliessen ,  Souveränetätsrechte 
oder  Protektorate  übernehmen  oder  den  Einfluss  der  andern  hindern  oder  streitig 
machen.  —  Artikel  6.  Grossbritannien  erkennt  seine  Verpflichtung  an,  auf  die  seiner 
Souveränetät  oder  seinem  Protektorat  unterliegenden  Gewässer  des  Niger  und  seiner 
Nebenflüsse  die  auf  die  Freiheit  der  Schiffahrt  bezüglichen  Bestimmungen  anzuwenden, 
welche  in  den  Artikeln  26 ,  27 ,  28 ,  29 ,  30  und  33  der  Generalakte  der  Berliner 
Konferenz  vom  26.  Februar   1885   enthalten   sind.     Deutschland  erkennt  an,   seinerseits 


Gesetze  und   Verordnungen  der  Jahre  i8(jji  und  18^4.  12 1 

durch  den  Art.  32  derselben  Akte  an  jene  Bestimmungen  für  denjenigen  Teil  der  ge- 
dachten Gewässer  gebunden  zu  sein,  welcher  seiner  Aufsicht  unterliegt.  —  2)  Das 
Abkommen  vom  14.  April  1893,  dahin  lautend  :  Das  in  Art.  IV,  2  des  deutsch-eng- 
lischen Abkommens  vom  i.  Juli  1890  erwähnte  »obere  Ende«  des  Rio  del  Rey 
Krieks  wird  an  dem  Punkte  festgesetzt,  wo  die  auf  der  deutschen  Admiralitätskarte 
von  1889/90  mit  Uriifian  und  Ikankan  bezeichneten  Wasserarme  am  Nordwestende 
der  westlich  von  Oron  gelegenen  Insel  zusammentreflfen.  Von  diesem  oberen  Ende 
des  Rio  del  Rey  bis  zum  Meere,  das  heisst  bis  zu  dem  auf  der  gedachten  Karte  mit 
West  Huk  bezeichneten  Vorsprung,  soll  das  rechte  Ufer  des  Rio  del  Rey-Wasserlaufs 
die  Grenze  zwischen  dem  Oil  Rivers  Protektorate  und  der  Kolonie  von  Kamerun 
bilden.  Die  deutsche  Kolonialverwaltung  verpflichtet  sich  ,  nicht  zu  gestatten  ,  dass 
auf  dem  rechten  Ufer  des  Rio  del  Rey  Krieks  bezw.  Wasserlaufs  irgendwelche  Han- 
delsniederlassungen bestehen  oder  errichtet  werden.  Ebenso  übernimmt  die  Verwal- 
tung des  Oil  Rivers  Protektorats  die  Verpflichtung,  nicht  zu  erlauben,  dass  auf  dem 
westlichen  Ufer  der  Bakassey-Halbinsel  vom  ersten  Kriek  unterhalb  Arsibonsdorf  bis 
zum  Meere  und  ostwärts  von  diesem  Ufer  bis  zum  Rio  del  Rey  irgendwelche  Handels- 
niederlassungen bestehen  oder  errichtet  werden.  —  3)  Das  Abkommen  vom  25.  Juli 
1893  über  die  Abgrenzung  der  beiderseitigen  Interessensphären  in  Ost- 
afrika vom  indischen  Ozean  bis  zur  Nordseite  des  Kilimandscharo:  §  i.  An  der 
Küste  soll  die  Grenzlinie  beginnen  am  Hochwasserstand  des  Ras  Jimbo  und  von  dort 
soll  sie  in  gerader  Linie  bis  zu  dem  Punkt  laufen,  wo  30  40'  40,3"  südlicher  Breite 
(nach  astronomischer  Bestimmung)  das  Ostufer  des  Jipe-Sees  schneidet.  Indes  soll 
die  Grenze  an  der  Küste  folgende  Abänderung  erfahren :  sie  soll  vom  Indischen  Ozean 
dem  nördlichen  Ufer  des  Jimbo-Creeks  entlang  laufen  ,  so  dass  der  Strand  in  die 
englische  Interessensphäre  fällt,  bis  zur  östlichsten  Ausmündung  des  Ngobwe  Ndogo, 
soll  dann  dem  östlichen  Ufer  des  Ngobwe  folgen  bis  zu  seinem  Ende  und  von  dort 
bis  zu  dem  Punkt,  wo  die  oben  beschriebene  gerade  Linie  zwischen  Ras  Jimbo  und 
Jipe-See  die  Ufererhöhung  von  Jassini  triff"t,  fortgeführt  werden.  §  2.  Von  dem  im 
§  I  gekennzeichneten  Punkt  am  Jipe-See  soll  die  Grenzlinie  dem  Ostufer  des  Jipe- 
Sees  folgen ,  dann  um  das  Nordufer  des  Sees  herumgehen ,  den  Lumi-Fluss  über- 
schreitend ,  dem  nördlichen  Wasserstand  des  Rufu-Flusses ,  beziehentlich  des  Rufu- 
Sumpfes  entlang  gehen  bis  zu  einem  Punkt,  welcher  eine  englische  Meile  östlich  von 
der  Deutschen  Strasse  liegt ,  die  von  der  Marangu-Station  an  die  Küste  geht.  Von 
hier  soll  sie  zu  der  höchsten  Spitze  vom  Dschala-Hügel  gemäss  der  Einzeichnung  in 
beigefügter  Karte  laufen.  Sodann  soll  die  Grenzlinie  den  Dschala-See  in  zwei  gleiche 
Teile  schneiden.  Von  der  Nordseite  des  Dschala-Sees  an  soll  die  Grenzlinie  in  der 
Entfernung  von  einer  englischen  IVIeile  westlich  von  der  in  beiliegender  Karte  einge- 
zeichneten Wegeroute  bis  zur  geographischen  Breite  des  sogenannten  Useri-Lagers 
laufen  und  von  da  ab  in  einer  Entfernung  von  einem  Kilometer  südwestlich  dieser  auf 
der  beigefügten  Karte  bis  Laitokitok  laufenden  Wegeroute  bis  zu  dem  Punkt,  wo  sie 
den  Ngare  Longei    (Rongei)  durchschneidet,  fortgeführt  werden. 

Abkommen  zwischen  Deutschland  und  Frankreich  vom  15.  März  1S94,  be- 
treffend die  Abgrenzung  des  Schutzgebiets  von  Kamerun  und  der  Kolonie  des  fran- 
zösischen Kongo,  sowie  über  die  Festsetzung  der  deutschen  und  französischen  In- 
teressensphäre im  Gebiete  des  Tschadsees. 

Grossbritannien's  Beitritt  für  Britisch-Betschuanaland  zu  dem  Süd- 
afrikanischen Zollverein.  Laut  Proklamation  des  Gouverneurs  der  Kap- 
kolonie in  der  »Cape  of  Good  Hope  Government  Gazette«   ist   der  unter  der  unmittel- 
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baren  Verwaltung  des  Oberkommissars  stehende  Teil  des  Betschuana-Schutzgebietes 
der  von  den  Regierungen  der  Kapkolonie  und  des  Oranje-Freistaates  geschlossenen 
Züllvereinigung  beigetreten. 


ZWEITER  HAUPTTEIL. 

Die  innere  Verfassung  und  Verwaltung  der  souveränen 

Staaten. 

A)  Verfassungswesen  und  Verwaltungsorganisation. 

Baden.  Landesh.  V.O.  vom  Februar  1893  ;  Bildung  eines  Landesgewerbe- 
rates zum  Zweck  der  Beratung  der  obersten  Staatsbehörde  in  gewerblichen  Ange- 
legenheiten und  zur  Vertretung  der  Interessen  des  Gewerbestandes  überhaupt  beim 
Ministerium  des  Innern.  Dem  Landes-Gewerberat  liegt  ob  :  l)  die  Beratung  der  ihm 
von  der  Staatsverwaltung  in  Bezug  auf  die  Förderung  des  Gewerbes  im  allgemeinen 
und  in  Bezug  auf  das  gewerbliche  Unterrichts-  und  Bildungswesen  vorgelegten  Fragen, 
insbesondere  auch  in  Betreff  der  Verwendung  der  im  Staatsbudget  hierfür  vorgesehenen 
Mittel;  2)  die  Begutachtung  der  sich  auf  das  Gewerbewesen  beziehenden  Gesetze, 
Verordnungen  und  sonstigen  behördlichen  Anordnungen  allgemeiner  Art;  3)  die  Ein- 
bringung von  Vorschlägen  und  Anträgen  im  Interesse  des  Gewerbes ;  4)  die  Auf- 
stellung von  Vorschlagslisten  für  die  Ernennung  ausserordentlicher  Mitglieder  des  Ge- 
werbeschulrats aus  dem  Gewerbestand.  Der  Landes-Gewerberat  setzt  sich  zusammen 
aus :  l)  je  einem  Vertreter  der  Gauverbände  der  Gewerbevereine  und  des  Badischen 
Kunstgewerbevereins ;  2)  je  einem  Vertreter  der  Handelskammern  und  der  diesen  gleich- 
stehenden Handelsgenossenschaften;  3)  zwei  Vertretern  der  im  Lande  bestehenden 
Innungen ;  4)  vier  Vertretern  des  Arbeiterstandes,  die  aus  der  Zahl 
der  Beisitzer  der  Gewerbegerichte  oder  den  Vorständen  grösserer  Kranken- 
kassen zu  nehmen  sind;  5)  einer  Anzahl  vom  Ministerium  des  Innern  ernannter, 
auf  dem  Gebiet  des  Gewerbevvesens  sachverständiger  Persönlichkeiten,  die  ein  Drittel 
der  gewählten  Mitglieder  nicht  übersteigen  soll.  Anderen,  als  den  vorgenannten,  ge- 
werblichen Vereinigungen  kann  das  Ministerium  des  Innern  eine  Vertretung  im  Landes- 
Gewerberat  einräumen,  vi'enn  sie  eine  entsprechende  Zahl  von  Mitgliedern  umfassen, 
und  es  soll  von  dieser  Befugnis  jedenfalls  dann  Gebrauch  gemacht  werden ,  wenn 
sich  auf  Grund  des  Gesetzes  vom  22.  Jimi  1892  G  e  w  e  r  b  e  k  a  m  m  e  n  bilden.  Den 
Vorsitz  im  Landes-Gewerberat  führt  der  Präsident  des  Ministeriums  des  Innern,  bezw. 
der  von  ihm  jeweils  für  die  Dauer  einer  Tagung  ernannte  Stellvertreter.  Die  übrigen 
mit  der  Bearbeitung  gewerblicher  Angelegenheiten  betrauten  Beamten  des  Ministe- 
riums des  Innern  ,  sowie  diejenigen  der  Fabrikinspektion  ,  des  Gewerbeschulrats  und 
der  Landes-Gewerbehalle  werden  zu  den  Verhandlungen  des  Landes-Gewerberats  mit 
beratender  Stimme  beigezogen  ,  soweit  deren  Beteiligung  für  zweckmässig  erachtet 
wird.  Der  Landes-Gewerberat  tritt  auf  Anordnung  des  Ministeriums  des  Innern  regel- 
mässig, und  zwar  mindestens  einmal  im  Jahre,  sowie  dann  zusammen,  wenn  seine 
Einberufung  von  einem  Drittel  seiner  Mitglieder,  unter  Bezeichnung 
bestimmter  Beratungsgegenstände,  beantragt  wird. 

Bayern.  Kgl.  V.O.  vom  8.  Okt  ,  betr.  die  Bildung  von  Aerztekammern 
und   von  ärztlichen  ßezirksvereinen. 
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Preussen.     Errichtung    von    Landwirtschaftskammern    s.  XI  A. 

Preussen.  Gesetz  v.  29.  Juni  1893,  betr.  Aenderung  des  Wahl  verfahrens 
(Erhaltung  des  Wahlrechts  der  durch  die  neuen  Steuergesetze  steuerfrei  gewordenen 
Kleinzensiten).  —  §1.  Für  die  Wahlen  zum  Hause  der  Abgeordnelen  werden  die 
Urwähler  nach  Massgabe  der  von  ihnen  zu  entrichtenden  direkten  Staats-,  Gemeinde-, 
Kreis- ,  Bezirks-  und  Provinzialsteuern  in  drei  Abteilungen  geteilt ,  und  zwar  in  der 
Art,  dass  auf  jede  Abteilung  ein  Drittteil  der  Gesamtsumme  der  Steuerbeträge  aller 
Urwähler  fällt.  Für  jede  nicht  zur  Staatseinkommensteuer  veranlagte  Person  ist  an 
Stelle  dieser  Steuer  ein  Betrag  von  drei  Mark  zum  Ansatz  zu  bringen.  —  §  2.  Ur- 
wähler, welche  zu  einer  Staatssteuer  nicht  veranlagt  sind,  wählen  in  der  dritten  Ab- 
teilung. Verringert  sich  infolge  dessen  die  auf  die  erste  und  zweite  Abteilung  ent- 
fallende Gesanitsteuersumme,  so  findet  die  Bildung  dieser  Abteiinngen  in  der  Art  statt, 
dass  von  der  übrig  bleibenden  Summe  auf  die  erste  und  zweite  Abteilung  je  die 
Hälfte  entfällt.  —  §  3.  Wo  direkte  Gemeindesteuern  nicht  erhohen  werden ,  treten 
an  deren  Stelle  die  vom  Staate  veranlagte  Grund-,  Gebäude-  und  Gewerbesteuer.  — 
§  4.  Auch  in  Gemeinden,  welche  in  mehrere  Urwahlbezirke  geteilt  sind,  wird  für 
jeden  Urwahlbezirk  eine  besondere  Abteilungsliste  gebildet.  —  §  5.  In  den  Stadt- 
und  Landgemeinden,  in  welchen  die  Bildung  der  Wählerabteilungen  für  die  Wahlen 
zur  Gemeindevertretung  nach  dem  Massstabe  direkter  Steuern  stattfindet,  werden  diese 
Abteilungen  fortan  allgemein  in  der  durch  die  §§  i  bis  3  für  die  Wahlen  zum  Hause 
der  Abgeordneten  vorgeschriebenen  Weise  gebildet  Unberührt  bleiben  die  Bestim- 
mungen der  Gemeinddeverfassungsgesetze,  nach  denen  die  Ausübung  des  Wahlrechts 
an  die  Entrichtung    bestimmter  Steuersätze    geknüpft  ist  oder    geknüpft  werden  kann. 

Belgien.  Aenderung  der  Titel  IV  bis  X  der  Wahlordnung  (infolge  der 
Erweiterung  des  Wahlrechtes  —  allgemeines,  ein-,  zwei- und  dreifaches  Wahlrecht — ) 
mit  Begünstigung  der  Minoritätenvertretung:  Die  Kandidaturen  (Gesamtlisten  für  alle 
auf  einen  Wahlkreis  entfallenden  Sitze  ,  oder  Teillisten  oder  Einzelnamen)  sind  nach 
Artikel  163  mindestens  10  Tage  vor  der  Wahl  bei  den  Wahlbehörden  anzumelden. 
Bemerkenswert  ist  die  Einrichtung  des  Stimmzettels  nach  dem  neuen  Wahlverfahren 
(vgl.  Art.  168  und  das  im  Anhang  zur  neuen  Wahlordnung  abgebildete  P'ormular 
eines  W'ahlzettels). 

Belgien.  Zehn  Gesetze  vom  7.  Sept.  1893  zur  Abänderung  der  belgi- 
schen Verfassung.  Darunter  dasjenige  über  das  allgemeine,  aber 
nicht  gleicheWahlrecht.  Hienach  ist  in  Belgien  künftig  mit  einer  Stimme 
wahlberechtigt  jeder  25  Jahre  alte  Belgier,  welcher  mindestens  i  Jahr  in  derselben 
Gemeinde  ansässig  gewesen  ist.  Einige  Kategorien  von  Wählern  haben  weiter  eine 
einfache,  andere  eine  zweifache  Zusatzstimme  (vote  siipplcmentaire),  —  Um  eine 
einzige  Zusatzstimme  zu  besitzen,  ist  erforderlich  entweder,  dass  man  35  Jahre 
alt,  verheiratet  oder  Witwer  mit  gesetzlicher  Nachkommenschaft  sei  und  dem  Staate 
mindestens  5  Frks.  personelle  Wohn-  oder  Gebäudesteuer  bezahle,  oder  dass  man 
25  Jahre  alt  sei  und  im  Besitz  eines  Immobiliarvermögens  von  mindestens  100  Franks 
belg.  Rente  beim  Staatsschuldbuch  oder  bei  der  Sparkasse  sich  befinde.  Zwei  Zu- 
satzstimmen (Bildungszensus)  gebühren  einmal  den  Inhabern  eines  Diploms 
des  höheren  Unterrichtes  oder  des  Besuchszeugnisses  für  einen  vollständigen  höheren 
Mittelschulkurs,  weiter  den  Inhabern  eines  öffentlichen  Amtes  oder  eines  Privatdienstes, 
woferne  diese  Berufsstellungen  mindestens  die  Kenntnisse  eines  höheren  Mittelschul- 
unterrichtes voraussetzen,  worüber  ein  besonderes  Gesetz  das  Nähere  bestimmt.  — 
Niemand  kann  mehr  als  drei   Stimmen  führen. 
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Frankreich.     Errichtung  von  Einigungsämtern  s.  unter  VII. 
Italien.     Errichtung  von  Arbeitsschiedsgerichten  {probt  viri)  s.  unter  VII. 

B)  Materielles  Verwaltungsrecht. 
I.  Auswärtige  Verwaltung  —   —   -  . 

II.  Zivilliste,  Pensionswesen  u.  s.   w.   —  —   — . 

III.  Kirche,  Schule,  Kunst  und  Wissenschaft  —    —   — . 

IV.  Kriegswesen  (vgl.  Justizgesetzgebung). 

Deutsches  Riich.  Gesetz,  betreffend  die  Friedenspräsenzstärke  des  deutschen  Heeres, 
vom  3.  August  1893.  —  Artikel  i.  §  i.  Die  Friedenspräsenzstärke  des  deutschen 
Heeres  an  Gemeinen,  Gefreiten  und  Obergefreiten  wird  für  die  Zeit  vom  i.  Oktober 
1893  bis  31.  März  1899  auf  479  229  Mann  als  Jahresdurchschnittsstärke  festgestellt. 
An  derselben  sind  die  Bundesstaaten  mit  eigener  Militärverwaltung  nach  Massgabe 
der  Bevölkerungsziffer  beteiligt.  Die  Einjährig-Freiwilligen  kommen  auf  die  Friedens- 
präsenzstärke nicht  in  Anrechnung.  Die  Stellen  der  Unteroffiziere  unterliegen  in  gleicher 
Weise  wie  die  der  Offiziere,  Aerzte  und  Beamten  der  Feststellung  durch  den  Reichs- 
haushalts-Etat.  In  offenen  Unteroffizierstellen  dürfen  Gemeine  nicht  verpflegt  werden. 
—  §  2.  Vom  I.  Oktober  1893  ^  werden  die  Infanterie  in  538  Bataillone  und  173 
Halbbataillone,  die  Kavallerie  in  465  Eskadrons  ,  die  Feldartillerie  in  494  Batterien, 
die  Fussartillerie  in  37  Bataillone,  die  Pioniere  in  23  Bataillone,  die  Eisenbahntruppen 
in  7  Bataillone,  der  Train  in  21  Bataillone  formiert.  —  Artikel  IL  Für  die  Zeit  vom 
I.  Oktober  1893  bis  zum  31.  März  1899  treten  bezüglich  der  Dienstpflicht  folgende 
Bestimmungen  in  Kraft:  §  i.  Während  der  Dauer  der  Dienstpflicht  im  stehenden 
Heere  sind  die  Mannschaften  der  Kavallerie  und  der  reitenden  Feldartillerie  die  ersten 
drei,  alle  übrigen  Mannschaften  die  ersten  zwei  Jahre  zum  ununterbrochenen  Dienst 
bei  den  Fahnen  verpflichtet.  Im  Falle  notwendiger  Verstärkungen  können  auf  An- 
ordnung des  Kaisers  die  nach  der  Bestimmung  des  ersten  Absatzes  zu  entlassenden 
Mannschaften  im  aktiven  Dienst  zurückbehalten  werden.  Eine  solche  Zurückbehaltung 
zählt  für  eine  Uebung,  in  sinngemässer  Anwendung  des  letzten  Absatzes  des  g  6  des 
Gesetzes,  betreffend  die  Verpflichtung  zum  Kriegsdienst,  vom  9.  November  1867.  — 
§  2.  Mannschaften,  welche  nach  einer  zweijährigen  aktiven  Dienstzeit  entlassen  worden 
sind  (§  i),  kann  im  ersten  Jahre  nach  ihrer  Entlassung  die  Erlaubnis  zur  Auswan- 
derung auch  in  der  Zeit,  in  welcher  sie  zum  aktiven  Dienst  nicht  einberufen  sind, 
verweigert  werden.  Die  Bestimmung  des  §  60 ,  Ziffer  3  des  Reichs-Militärgesetzes 
vom  2.  Mai  1874  findet  auf  die  nach  zweijähriger  aktiver  Dienstzeit  entlassenen  Mann- 
schaften keine  Anwendung.  Auch  bedürfen  diese  Mannschaften  keiner  militärischen 
Genehmigung  zum  Wechsel  des  Aufenthalts.  —  §  3.  Mannschaften  der  Kavallerie 
und  der  reitenden  Feldartillerie,  welche  im  stehenden  Heere  drei  Jahre  aktiv  gedient 
haben,  dienen  in  der  Landwehr  ersten  Aufgebots  nur  drei  Jahre. 

Deutsches  Reich.  Gesetz  v.  28.  Mai  1894,  betr.  den  .Schutz  der  B  rieft  au- 
b  e  n  und  den  Brieftaubenverkehr  im  Kriege.  —  §  i.  Die  Vorschriften  der  Landes- 
gesetze, nach  welchen  das  Recht,  Tauben  zu  halten,  beschränkt  ist,  und  nach  welchen 
im  Freien  betroffene  Tauben  der  freien  Zueignung  oder  der  Tötung  unterliegen,  finden 
auf  Militärbrieftauben  keine  Anwendung.  —  §  2.  Insoweit  auf  Grund  landesgesetz- 
licher Bestimmungen  Sperrzeiten  für  den  Taubenflug  bestehen  ,  finden  dieselben  auf 
die  Reiseflüge  der  Militärbrieftauben  keine  Anwendung.  Die  Sperrzeiten  dürfen  für 
Militärbrieftauben  nur  einen  zusammenhängenden  Zeitraum  von  höchstens  je  zehn 
Tagen  im  Frühjahr    und   Herbst    umfassen.     Sind    längere  als    zehntägige  Sperrzeiten 
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eingeführt,  so  gelten  für  Militärbrieftauben  immer  nur  die  ersten  zehn  Tage.  —  §  3- 
Als  Militärbrieftauben  im  Sinne  dieses  Gesetzes  gelten  Brieftauben,  welche  der  Militär- 
(Marine-)Verwaltung  gehören  oder  derselben  gemäss  den  von  ihr  erlassenen  Vor- 
schriften zur  Verfügung  gestellt  und  welche  mit  dem  vorgeschriebenen  Stempel  ver- 
sehen sind.  Privatpersonen  gehörige  Militärbrieftauben  geniessen  den  Schulz  dieses 
Gesetzes  erst  dann ,  wenn  in  ortsüblicher  Weise  bekannt  gemacht  worden  ist ,  dass 
der  Züchter  seine  Tauben  der  Militärverwaltung  zur  Verfügung  gestellt  hat.  —  §  4. 
Für  den  Fall  eines  Krieges  kann  durch  Kaiserliche  Verordnung  bestimmt  werden,  dass 
alle  gesetzlichen  Vorschriften  ,  welche  das  Tölen  und  Einfangen  fremder  Tauben  ge- 
statten, für  das  Reichsgebiet  oder  einzelne  Teile  desselben  ausser  Kraft  treten,  sowie 
dass  die  Verwendung  von  Tauben  zur  Beförderung  von  Nachrichten  ohne  Genehmigung 
der  Militärbehörde  mit  Gefängnis  bis  zu  drei  Monaten  zu  bestrafen  ist. 

Frankreich.  Gesetz  vom  30.  Juli  1893,  betr.  die  Organisation  der  Kolonial- 
armee.    Dienst  für  Franzosen  nur  freiwillig. 

V.  Justizgesetzgebung. 

Deutsches  Reich.  Gesetz  v.  3.  Juli  1893  g^g^"  den  Verrat  militärischer 
Geheimnisse.  —  §  i.  Wer  vorsätzlich  Schriften ,  Zeichnungen  oder  andere  Ge- 
genstände, deren  Geheimhaltung  im  Interesse  der  Landesverteidigung  erforderlich  ist, 
in  den  Besitz  oder  zur  Kenntnis  eines  anderen  gelangen  lässt ,  wird ,  wenn  er  weiss, 
dass  dadurch  die  Sicherheit  des  Deutschen  Reichs  gefährdet  wird,  mit  Zuchthaus  nicht 
unter  zwei  Jahren  bestraft,  neben  welchem  auf  Geldstrafe  bis  zu  fünfzehntausend  Mark 
erkannt  werden  kann.  —  §  2.  Wer  ausser  dem  Falle  des  §  i  vorsätzlich  und  rechts- 
widrig Gegenstände  der  daselbst  bezeichneten  Art  in  den  Besitz  oder  zur  Kenntnis 
eines  anderen  gelangen  lässt ,  wird  mit  Gefängnis  oder  mit  Festungshaft  bis  zu  fünf 
Jahren  bestraft.  Neben  der  Freiheitsstrafe  kann  auf  Geldstrafe  bis  zu  fünftausend 
Mark  erkannt  werden.  Der  Versuch  ist  strafbar.  -  §  3.  Wer  vorsätzlich  den  Besitz 
oder  die  Kenntnis  von  Gegenständen  der  im  §  i  bezeichneten  Art  in  der  Absicht  sich 
verschafft  ,  davon  zu  einer  die  Sicherheit  des  Deutschen  Reichs  gefährdenden  Mittei- 
lung an  andere  Gebrauch  zu  machen,  wird  mit  Zuchthaus  bis  zu  zehn  Jahren  bestraft, 
neben  welchem  auf  Geldstrafe  bis  zu  zehntausend  Mark  erkannt  werden  kann.  — - 
§  4.  Wer  ohne  die  vorbezeichnete  Absicht  vorsätzlich  und  rechtswidrig  den  Besitz 
oder  die  Kenntnis  von  Gegenständen  der  im  §  i  bezeichneten  Art  sich  verschafft, 
wird  mit  Gefängnis  bis  zu  drei  Jahren  oder  mit  Festungshaft  von  gleicher  Dauer  be- 
straft. Neben  der  Freiheitsstrafe  kann  auf  Geldstrafe  bis  zu  fünftausend  Mark  erkannt 
werden.  Sind  mildernde  Umstände  vorhanden,  so  kann  ausschliesslich  auf  die  Geld- 
strafe erkannt  werden.  Der  Versuch  ist  strafbar.  —  §  7.  Wer  aus  Fahrlässigkeit 
Gegenstände  der  im  §  i  bezeichneten  Art,  die  ihm  amtlich  anvertraut  oder  kraft  seines 
Amtes  oder  eines  von  amtlicher  Seite  erteilten  Auftrages  zugänglich  sind,  in  einer  die 
Sicherheit  des  Deutschen  Reichs  gefährdenden  Weise  in  den  Besitz  oder  zur  Kenntnis 
eines  anderen  gelangen  lässt,  wird  mit  Gefängnis  oder  Festungshaft  bis  zu  drei  Jahren 
oder  mit  Geldstrafe  bis  zu  dreitausend  Mark  bestraft  Neben  der  Freiheitsstrafe  kann 
auf  Geldstrafe  bis  zu  dreitausend  Mark  erkannt  werden.  —  §  8.  Wer  den  von  der 
Militärbehörde  erlassenen,  an  Ort  und  Stelle  erkennbar  gemachten  Anordnungen  zu- 
wider Befestigungsanlagen  ,  Anstalten  des  Heeres  oder  der  Marine ,  Kriegsschiffe, 
Kriegsfahrzeuge  oder  militärische  Versuchs-  oder  Uebungsplätze  betritt  ,  wird 
mit  Geldstrafe  bis  zu  einhundertfünfzig  Mark  oder  mit  Haft  bestraft.  --  §  9.  Wer 
von  dem  Vorhaben  eines  der  in  den  §§  I  und  3  vorgesehenen  Verbrechen  zu  einer 
Zeit,  in  welcher  die  Verhütung  des  Verbrechens  möglich  ist,   glaubhafte  Kenntnis  er- 
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hält  und  es  unterlässt,  hiervon  der  Behörde  zur  rechten  Zeit  Anzeige  zu  machen,  ist, 
wenn  das  Verbrechen  oder  ein  strafbarer  Versuch  desselben  begangen  worden  ist,  mit 
Gefängnis  zu  bestrafen.  —  §  lo.  Die  Bestimmungen  im  §  4  Absatz  2  Nr.  2  des 
Strafgesetzbuchs  für  das  Deutsche  Reich  finden  auch  auf  die  in  den  §§  i,  3,  5 
dieses  Gesetzes  vorgesehenen  Verbrechen  und  Vergehen  Anwendung. 

§  II.  Die  §§  89,  90  des  Strafgesetzbuchs  erhalten  folgende  Fassung  :  §  89.  Ein 
Deutscher,  welcher  vorsätzlich  während  eines  gegen  das  Deutsche  Reich  ausgebrochenen 
Krieges  einer  feindlichen  Macht  Vorschub  leistet  oder  der  Kriegsmacht  des  Deutschen 
Reichs  oder  der  Bundesgenossen  desselben  Nachteil  zufügt,  wird  wegen  Landesverrats 
mit  Zuchthaus  bis  zu  zehn  Jahren  oder  mit  Festungshaft  von  gleicher  Dauer  bestraft. 
Sind  mildernde  Umstände  vorhanden,  so  tritt  Festungshaft  bis  zu  zehn  Jahren  ein 
Neben  der  Festungshaft  kann  auf  Verlust  der  bekleideten  öffentlichen  Aemter,  sowie 
der  aus  öffentlichen  Wahlen  hervorgegangenen  Rechte  erkannt  werden.  —  §  90. 
Lebenslängliche  Zuchthausstrafe  tritt  im  Falle  des  §  89  ein,  wenn  der  Thäter  i)  Fest- 
ungen, Pässe,  besetzte  Plätze  oder  andere  Verteidigungsposten,  imgleichen  Teile  oder 
Angehörige  der  deutschen  oder  einer  verbündeten  Kriegsmacht  in  feindliche  Gewalt 
bringt ;  2)  Festungswerke,  Schiffe  oder  Fahrzeuge  der  Kriegsmarine,  öffentliche  Gelder, 
Vorräte  von  Waffen ,  Schiessbedarf  oder  andere  Kriegsbedürfnisse ,  sowie  Brücken, 
Eisenbahnen,  Telegraphen  und  Transportmittel  in  feindliche  Gewalt  bringt  oder  zum 
Vorteil  des  Feindes  zerstört  oder  unbrauchbar  macht ;  3)  dem  Feinde  Mannschaften 
zuführt  oder  Angehörige  der  deutschen  oder  einer  verbündeten  Kriegsmacht  verleitet, 
zum  Feinde  überzugehen  ;  4)  Operationspläne  oder  Pläne  von  Festungen  oder  festen 
Stellungen  dem  Feinde  mitteilt;  5)  dem  Feinde  als  Spion  dient  oder  feindliche  Spione 
aufnimmt,  verbirgt,  oder  ihnen  Beistand  leistet,  oder  6)  einen  Aufstand  unter  Ange- 
hörigen der  deutschen  oder  einer  verbündeten  Kriegsmacht  erregt.  —  In  minder 
schweren  Fällen  kann  auf  Zuchthaus  nicht  unter  zehn  Jahren  erkannt  werden.  Sind 
mildernde  Umstände  vorhanden,  so  tritt  Festungshaft  nicht  unter  fünf  Jahren  ein. 
Neben  der  Festungshaft  kann  auf  Verlust  der  bekleideten  öffentlichen  Aemter,  sowie 
der  aus  öffentlichen  Wahlen  hervorgegangenen  Rechte  erkannt  werden. 

Deutsches  Reich.  Gesetz  vom  26.  März  1893,  betr.  die  Abänderung  des  §  69 
des  Strafgesetzbuchs  für  das  Deutsche  Reich 

Deutsches  Reich.  Gesetz  vom  19.  Juni  1893 ,  betreffend  Ergänzung  der  Bestim- 
mungen über  den  Wucher: 

Artikel  I.  In  dem  Strafgesetzbuch  werden  die  §§  302  a  und  302  d  folgender- 
massen  abgeändert ,  und  werden  hinter  dem  §  302  d  folgender  §  302  e  und  in  dem 
§  367  hinter  Nr.  367  hinter  Nr.  15  folgende  Nr.  16  eingestellt:  §  302a,  Wer  unter 
Ausbeutung  der  Notlage,  des  Leichtsinns  oder  der  Unerfahrenheit  eines  anderen  mit 
Bezug  auf  ein  Darlehen  oder  auf  die  Stundung  einer  Geldforderung  oder  auf  ein  an 
deres  zweiseitiges  Rechtsgeschäft,  welches  denselben  wirtschaftlichen  Zwecken  dienen 
soll ,  sich  oder  einem  Dritten  Vermögensvorteile  versprechen  oder  gewähren  lässt, 
welche  den  üblichen  Zinsfuss  dergestalt  überschreiten,  dass  nach  den  Umständen  des 
Falles  die  Vermögensvorteile  in  auffälligem  Missverhältnis  zu  der  Leistung  stehen, 
wird  wegen  Wuchers  mit  Gefängnis  bis  zu  sechs  Monaten  und  zugleich  mit  Geldstrafe 
bis  zu  dreilausend  Mark  bestraft.  Auch  kann  auf  Verlust  der  bürgerlichen  Ehren- 
rechte erkannt  werden.  —  §  302  d.  Wer  den  Wucher  (§§  302  a  bis  302  c)  gewerbs- 
oder  gewohnheitsmässig  betreibt,  wird  mit  Gefängnis  nicht  unter  drei  Monaten  und 
zugleich  mit  Geldstrafe  von  einhundertfünfzig  bis  zu  fünfzehntausend  Mark  bestraft. 
Auch  ist    auf  Verlust    der    bürgerlichen  Ehrenrechte    zu    erkennen.   —   §   302  e.    Die- 
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selbe  Strafe  (302  d)  trifTt  denjenigen,  welcher  mit  Bezug  auf  ein  Rechtsgeschäft  anderer 
als  der  im  §  302  a  bezeichneten  Art  gewerbs-  oder  gewohnheitsmässig  unter  Aus- 
beutung der  Notlage,  des  Leichtsinns  oder  der  Unerfahrenhtit  eines  anderen  sich  oder 
einem  Dritten  Vermögensvorteile  versprechen  oder  gewähren  lässt,  welche  don  Wert 
der  Leistung  dergestalt  überschreiten,  dass  nach  den  Umständen  des  Falles  die  Ver- 
mögensvorteile in  auffälligem  Missverhältnis  zu  der  Leistung  stehen.  —  §  367.  16  : 
wer  den  über  das  Abhalten  von  öffentlichen  Versteigerungen  und  über  das  Veral)folgen 
geistiger  Getränke  vor  und  bei  öffentlichen  Versteigerungen  erlassenen  polizeilichen 
Anordnungen  zuwiderhandelt. 

Artikel  IL  In  dem  Gesetze ,  betreßend  den  Wucher ,  vom  24.  Mai  1880  wird 
der  Artikel  3  im  ersten  Absatz  und  im  ersten  Satz  des  zweiten  Absatzes  folgender- 
massen  abgeändert  und  wird  folgender  Artikel  4  eingestellt:  Artikel  3.  Verträge, 
welche  gegen  die  Vorschriften  der  §§  302  a,  302  b,  3026  des  Strafgesetzbuchs  Ver- 
stössen, sind  ungiltig.  Sämtliche  von  dem  Schuldner  oder  für  ihn  geleisteten  Ver- 
mögensvorteile (§§  302  a,  302  e)  müssen  zurückgewährt  und  vom  Tage  des  Empfanges 
an  verzinst  werden  ....  Artikel  4.  Wer  aus  dem  Betriebe  von  Geld-  und  Kredit- 
geschäften ein  Gewerbe  macht ,  hat  die  Rechnung  des  Geschäftsjahres  für  jeden, 
welcher  ein  Geschäft  der  bezeichneten  Art  mit  ihm  abgeschlossen  hat  und  daraus  sein 
Schuldner  geworden  ist,  abzuschliessen  und  dem  Schuldner  binnen  drei  Monaten  nach 
Schluss  des  Jahres  einen  schriftlichen  Auszug  dieser  Rechnung  mitzuteilen,  der  ausser 
dem  Ergebnis  derselben  auch  erkennen  lässt,  wie  solches  erwachsen  ist  —  Wer  sich 
dieser  Verpflichtung  vorsätzlich  entzieht,  wird  mit  Geldstrafe  bis  zu  fünfhundert  Mark 
oder  mit  Haft  bestraft  und  verliert  den  Anspruch  auf  die  Zinsen  für  das  verflossene 
Jahr  hinsichtlich  der  Geschäfte,  welche  in  den  Rechnungsauszug  aufzunehmen  waren. 
—  Die  vorstehenden  Bestimmungen  finden  keine  Anwendung;  i)  wenn  das  Schuld- 
verhältnis auf  nur  Einem  während  des  abgelaufenen  Geschäftsjahres  abgeschlossenen 
Rechtsgeschäfte  beruht ,  über  dessen  Entstehung  und  Ergebnis  dem  Schuldner  eine 
schriftliche  Mitteilung  behändigt  ist;  2)  auf  öffentliche  Banken,  Notenbanken,  Boden- 
kreditinstitute und  Hypothekenbanken  auf  Aktien  ,  auf  öffentliche  Leihanstalten  ,  auf 
Spar-  und  Darleihinstitute  öffentlicher  Korporationen  und  auf  eingetragene  Genossen- 
schaften ,  soweit  es  sich  bei  den  eingetragenen  Genossenschaften  um  den  Geschäfts- 
verkehr mit  den  Mitgliedern  handelt ;  3)  auf  den  Geschäftsverkehr  zwischen  Kauf- 
leuten,  deren  Firma  in  das  Handelsregister  eingetragen  ist. 

Artikel  III,  Der  Absatz  3  Satz  i  des  §  35  der  Gewerbeordnung  erhält  folgende 
veränderte  Fassung:  Dasselbe  gilt  von  der  gewerbsmässigen  Besorgung  fremder  Rechts- 
angelegenheiten und  bei  Behörden  wahrzunehmender  Geschäfte,  insbesondere  der  Ab- 
fassung der  darauf  bezüglichen  schriftlichen  Aufsätze  ,  von  dem  gewerbsmässigen  Be- 
triebe der  Viehverstellung  (Viehpacht),  des  Viehhandels  und  des  Handels  mit  länd- 
lichen Grundstücken ,  von  dem  Geschäfte  der  gewerbsmässigen  Vermittelunsagenten 
für  Immobiliarverträge ,  Darlehen  und  Heiraten ,  von  dem  Geschäfte  eines  Gesinde- 
vermieters und  eines  Stellenvermittlers,   sowie  vom   Geschäfte    eines  Auktionators. 

Deutsches  Reich.  Gesetz v.  16.  Mai  1894,  betr.  die  Abzahlungsgeschäfte.  — 
§  I.  Hat  bei  dem  Verkauf  einer  dem  Käufer  übergebenen  beweglichen  Sache,  deren 
Kaufpreis  in  Teilzahlungen  berichtigt  werden  soll,  der  Verkäufer  sich  das  Recht  vor- 
behalten, wegen  Nichterfüllung  der  dem  Käufer  obliegenden  Verpflichtungen  von  dem 
Vertrage  zurückzutreten,  so  ist  im  Falle  dieses  Rücktritts  jeder  Teil  verpflichtet,  dem 
anderen  Teil  die  empfangenen  Leistungen  zurückzugewähren.  Eine  entgegenstehende 
Vereinbarung  ist  nichtig.     Dem  Vorbehalte  des  Rücktrittsrechts  steht  es  gleich,  wenn 
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der  Verkäufer  wegen  Nichterfüllung  der  dem  Käufer  obliegenden  Verpflichtungen 
kraft  Geseties  die  Auflösung  des  Vertrages  verlangen  kann.  —  §  4.  Eine  wegen 
Nichterfüllung  der  dem  Käufer  obliegenden  Verpflichtungen  verwirkte  Vertragsstrafe 
kann,  wenn  sie  unverhältnismässig  hoch  ist,  auf  Antrag  des  Käufers  durch  Urteil  auf 
den  angemessenen  Betrag  herabgesetzt  werden.  Die  Herabsetzung  einer  entrichteten 
Strafe  ist  ausgeschlossen.  ...  —  §  6.  Die  Vorschriften  der  §§  i  ff.  finden  auf  Ver- 
träge ,  welche  darauf  abzielen ,  die  Zwecke  eines  Abzahlungsgeschäfts  (§  i)  in  einer 
anderen  Rechtsform,  insbesondere  durch  mietweise  Ueberlassung  der  Sache 
zu  erreichen,  entsprechende  Anwendung,  gleichviel  ob  dem  Empfänger  der  Sache  ein 
Recht,  später  deren  Eigentum  zu  erwerben,  eingeräumt  ist  oder  nicht.  —  §  7.  Wer 
Lotterielose,  Inhaberpapiere  mit  Prämien  (Gesetz  vom  8.  Juni  1871)  oder  Bezugs-  oder 
Anteilscheine  auf  solche  Lose  oder  Inhaberpapiere  gegen  Teilzahlungen  verkauft  oder 
durch  sonstige  auf  die  gleichen  Zwecke  abzielende  Verträge  veräussert,  wird  mit  Geld- 
strafe bis  zu  fünfhundert  Mark  bestraft.  Es  begründet  keinen  Unterschied  ,  ob  die 
Uebergabe  des  Papiers  vor  oder  nach  der  Zahlung  des  Preises  erfolgt.  —  §  8.  Die 
Bestimmungen  dieses  Gesetzes  finden  keine  Anwendung,  wenn  der  Empfänger  der 
Ware  als  Kaufmann  in  das  Handelsregister  eingetragen  ist. 

Deutsches  Reich.  Gesetz  vom  9.  Mai  1894 ,  betr.  die  Abänderung  des  §  41  der 
Konkursordnung.  Die  Nr.  4  des  §  41  der  Konkursordnung  erhält  folgende 
veränderte  Fassung :  4.  Vermieter  in  Ansehung  der  eingebrachten  Sachen,  sofern 
die  Sachen  sich  noch  auf  dem  Grundstücke  befinden ,  wegen  des  laufenden  und  des 
für  das  letzte  Jahr  vor  der  Eröffnung  des  Verfahrens  rückständigen  Zinses ,  sowie 
wegen  anderer  Forderungen  aus  dem  Mietverhältnisse,  jedoch  mit  der  Einschränkung, 
dass  dem  Vermieter,  soweit  er  eine  solche  Forderung  infolge  der  Kündigung  des  Ver- 
walters (§  17  Nr.  i)  geltend  machen  kann,  wegen  dieser  Forderung  der  Anspruch 
auf  abgesonderte  Befriedigung  nicht  zusteht. 

Deutsches  Reich.  Gesetz  vom  18.  Juli  1894  ,  betreffend  die  Ausführung  des  Ge- 
setzes über  den  Orden  der  Gesellschaft  Jesu:  Zulassung  der  Redemptoristen 
und  der  Priester  vom  heiligen  Geiste. 

Grossh.  Hessen.  Gesetz  v.  10.  Mai ,  betr.  Grundeigentum  und  Hypo- 
thekenwesen in  der  Provinz  Rheinhessen. 

Preussen.  Gesetz  vom  19.  April  1894,  betr.  den  Handel  mit  Anteilen  und  Ab- 
schnitten von  Losen  zu  Privatlotterien  und  Ausspielungen.  —  Einziger  Paragraph; 
Wer  gewerbsmässig  geringere  als  die  genehmigten  Anteile  oder  Abschnitte  von  Losen 
zu  Privatlotterien  und  Ausspielungen  ,  oder  Urkunden ,  durch  welche  solche  Anteile 
oder  Abschnitte  zum  Eigentum  oder  zum  Gewinnbezuge  übertragen  werden,  feilbietet 
oder  veräussert,  wird  mit  einer  Geldstrafe  von  einhundert  bis  zu  eintausend  fünfhundert 
Mark  bestraft.  Dieselbe  Strafe  trifft  denjenigen ,  welcher  ein  solches  Geschäft  als 
Mittelsperson  befördert. 

Preussen.  Gesetz  vom  14.  Juli  1893  1  t)etr.  die  im  Geltungsbereich  des  R  h  e  i- 
nischenRechts  ausserhalb  des  vormaligen  Herzogtums  Berg  bestehenden  Pfand- 
schaften, sowie  die  Abänderung  und  Ergänzung  des  Gesetzes  vom  12.  April  1888 
über  das  Grundbuchwesen  und  die  Zwangsvollstreckung  in  das  un- 
bewegliche Vermögen   im  Geltungsbereich   des  Rheinischen  Rechts. 

Belgien.  Gesetz  vom  23.  Juni  1894 ,  betr.  Gegenseitigkeitsgesell- 
schaften (socictes  mutualistes). 

Frantireich.    Novelle  vom  4.  August  zum  Aktiengesetz  vom  24.  Juli  1867. 
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Frankreich.     Gesetz  vom    17.  Juni  1893 ,    zur  Anwendung    des  Artikels  2151  des 
Code  civil  auf  privilgierte  Forderungen. 
VI.  Polizeigesetzgebung. 

A)  Sicherheits-  und  Sittenpolizei  (vgl.  Justizgesetzgebung). 
Frankreich.     Fremdenaufenthalts-  Gesetz  vom  8.  August  1893. 

B)  Gesundheitspolizei  und  Veterinärpolizei: 

Deutsches  Reich.  Novelle  vom  i.  Mai  1894  zum  Reichsgesetz  über  die  Abwehr 
und  Unterdrückung  von  Viehseuchen.  —  Art.  i.  Die  §§  4  und  17  des  Gesetzes 
vom  23.  Juni  1880  werden  durch  folgende  Bestimmungen  ersetzt :  §  4.  Dem  Reichs- 
kanzler liegt  ob ,  die  Ausführung  dieses  Gesetzes  und  der  auf  Grund  desselben  er- 
lassenen Anordnungen  zu  überwachen.  —  Tritt  die  Seuche  in  einem  für  den  inlän- 
dischen Viehbestand  bedrohlichen  Umfange  im  Auslande  auf,  so  hat  der  Reichskanzler 
die  Regierungen  der  beteiligten  Bundesstaaten  zur  Anordnung  und  einheitlichen  Durch- 
führung der  nach  Massgabe  dieses  Gesetzes  erforderlichen  Abwehrmassregeln  zu  ver- 
anlassen. — ■  Tritt  die  Seuche  in  einer  solchen  Gegend  des  Reichsgebietes  oder  in 
einer  solchen  Ausdehnung  auf ,  dass  von  den  zu  ergreifenden  Massregeln  notwendig 
die  Gebiete  mehrerer  Bundesstaaten  betroffen  werden  müssen,  so  hat  der  Reichskanzler 
oder  ein  von  ihm  bestellter  Reichskommissar  für  Herstellung  und  Erhaltung  der  Ein- 
heit in  den  seitens  der  Landesbehörden  zu  treffenden  oder  getroffenen  Massregeln  zu 
sorgen  und  zu  diesem  Behuf  das  Erforderliche  anzuordnen,  nötigenfalls  auch  die  Be- 
hörden der  beteiligten  Bundesstaaten  unmittelbar  mit  Weisungen  zu  versehen.  — 
§  17.  Alle  Vieh-  und  Pferdemärkte,  sowie  auch  öffentliche  Schlachthäuser  sollen  durch 
beamtete  Tierärzte  beaufsichtigt  werden.  Dieselbe  Massregel  kann  auch  auf  die  von 
Unternehmern  behufs  öffentlichen  Verkaufs  in  öffentlichen  oder  privaten  Räumlich- 
keiten zusammengebrachten  Viehbestände,  auf  die  zu  Zuchtzwecken  öffentlich  aufge- 
stellten männlichen  Zuchttiere ,  auf  öffentliche  Tierschauen  und  auf  die  durch  obrig- 
keitliche Anordnung  veranlassten  Zusammenziehungen  von  Pferde-  und  Viehbeständen, 
sowie  auf  Gastställe,  private  Schlachthäuser  und  Ställe  von  Viehhändlern  ausgedehnt 
werden.  Der  Thierarzt  ist  verpflichtet,  alle  von  ihm  auf  dem  Markte  oder  unter  den 
vorbezeichneten  Pferde-  und  Viehbeständen  beobachteten  Fälle  übertragbarer  Seuchen 
oder  seuchenverdächtiger  Erscheinungen  sogleich  zur  Keimtnis  der  Polizeibehörde  zu 
bringen  und  nach  sofortiger  Untersuchung  des  Falles  die  Anordnung  der  erforder- 
lichen polizeilichen  Schutzmassregeln  zu  beantragen.  Liegt  Gefahr  im  Verzuge ,  so 
ist  der  Tierarzt  befugt  ,  schon  vor  polizeilichem  Einschreiten  die  Absonderung  und 
Bewachung  der  erkrankten  und  der  verdächtigen  Tiere  anzuordnen.  —  §  10  des  bis- 
herigen Seuchengesetzes  lautet  künftig  wie  folgt :  Die  Seuchen ,  auf  welche  sich  die 
Anzeigepflicht  (§  9)  erstreckt,  sind  folgende:  i)  der  Milzbrand;  2)  die  Tollwut;  3)  der 
Rotz  (Wurm)  der  Pferde ,  Esel ,  Maultiere  und  Maulesel ;  4)  die  Maul-  und  Klauen- 
seuche des  Rindviehs,  der  Schafe,  Ziegen  und  Schweine;  5)  die  Lungenseuche  des 
Rindviehs;  6)  die  Pockenseuche  der  Schafe;  7)  die  Beschälseuche  der  Pferde  und  der 
Bläschenausschlag  der  Pferde  und  des  Rindviehs;  8)  die  Räude  der  Pferde,  Esel, 
Maultiere,  Maulesel  und  der  Schafe.  Der  Reichskanzler  ist  befugt,  die  Anzeigepflicht 
vorübergehend  auch  für  andere  Seuchen  einzuführen.  —  Hinter  §  54  des  Gesetzes 
wird  eingeschaltet:  cc.  Maul-  und  Klauenseuche.  §  44a.  Ist  der  Ausbruch  der  Maul- 
und  Klauenseuche  festgestellt,  so  kann  das  Weggeben  von  Milch  aus  einem  Seuchen- 
gehöfte ,  einer  der  Sperre  unterworfenen  Ortschaft ,  Feldmark  oder  einem  sonstigen 
Sperrgebiete  (§  22  Absatz  i)  verboten  oder  an  die  Bedingung  geknüpft  werden,  dass 
die  Milch  vorher  abgekocht  wird.  Das  Weggeben  ungekochter  Milch  aus  Sammel- 
Zeitschrift  für  die  ges.  Staats'.vissensch.  1895.   1.  Q 
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molkereien  kann  in  Zeiten  der  Seuchengefahr  und  für  die  Dauer  derselben  verboten 
werden.  Ist  einer  der  beteiligten  Viehbestände  unter  Sperre  gestellt,  so  darf  die  Milch 
nur  nach  erfolgter  Abkochung  weggegeben  werden. 

Die  §§  57 — 63  des  Seuchengesetzes  sind  dahin  abgeändert:  4)  Entschädi- 
gung für  getötete,  oder  nach  Vornahme  einer  polizeilich  angeordneten  Impfung  ein- 
gangene  Tiere :  §  57.  Für  die  auf  polizeiliche  Anordnung  getöteten  oder  nach  dieser 
Anordnung  gefallenen  ,  sowie  für  diejenigen  Tiere,  welche  infolge  einer  gemäss  §  45 
polizeilich  angeordneten  Impfung  eingehen,  muss  vorbehaltlich  der  in  diesem  Gesetze 
bezeichneten  Ausnahmen  eine  Entschädigung  gewährt  werden.  —  §  58.  Die  Bestim- 
mung darüber:  i)  von  wem  die  Entschädigung  zu  gewähren  und  wie  dieselbe  aufzu- 
bringen ist,  2)  wie  die  Entschädigung  im  einzelnen  Falle  zu  ermitteln  und  festzustellen 
ist,  sind  von  den  Einzelstaaten  zu  treffen.  —  Die  in  dieser  Hinsicht  in  den  Einzel- 
staaten bereits  bestehenden  Vorschriften  bleiben  unberührt.  Insoweit  solche  Vor- 
schriften nicht  entgegenstehen,  sind  die  Landesregierungen  befugt,  zu  bestimmen,  dass 
die  Entschädigung  für  getötete  Pferde  und  Rinder  bis  zum  Eintritt  einer  anderweiten 
landesverfassungsmässigen  Regelung  durch  Beiträge  der  Besitzer  von  Pferden  und 
Rindvieh  nach  Massgabe  der  über  die  Verteilung  und  Erhebung  der  Beiträge  von  der 
Landesregierung  zu  treffenden  näheren  Anordnung  aufgebracht  werden.  In  allen  Fällen 
sollen  jedoch  die  Vorschriften  der  §§  58  bis  64  dieses  Gesetzes  dabei  massgebend 
sein.  —  §  59-  Als  Entschädigung  soll  der  gemeine  Wert  des  Tieres  gewährt  werden, 
ohne  Rücksicht  auf  den  Minderwert ,  welchen  das  Tier  dadurch  erlitten  hat,  dass  es 
von  der  Seuche  ergriffen ,  oder  der  Impfung  unterworfen  worden  ist.  Bei  den  mit 
Rotzkrankheit  behafteten  Tieren  hat  jedoch  die  Entschädigung  drei  Viertel,  bei  dem 
mit  der  Lungenseuche  behafteten  Rindvieh  ,  sowie  bei  den  nach  Ausführung  einer 
gemäss  §  45  polizeilich  angeordneten  Impfung  eingegangenen  Tieren  vier  Fünftel  des 
so  berechneten  Wertes  zu  betragen.  —  Auf  die  zu  leistende  Entschädigung  werden 
angerechnet :  i)  die  aus  Privatverträgen  zahlbare  Versicherungssumme ,  und  zwar  bei 
Rotz  zu  drei  Viertel,  bei  Lungenseuche  zu  vier  Fünftel,  in  allen  anderen  Fällen  zum 
vollen  Betrage ;  2)  der  Wert  derjenigen  Teile  des  getöteten  Tieres,  welche  dem  Be- 
sitzer nach  Massgabe  der  polizeilichen  Anordnungen  zur  Verfügung  bleiben.  —  §  60. 
Die  zu  leistende  Entschädigung  wird  ,  sofern  ein  anderer  Berechtigter  nicht  bekannt 
ist,  demjenigen  gezahlt,  in  dessen  Gewahrsam  oder  Obhut  sich  das  Tier  zur  Zeit  der 
Tötung  befand.  Mit  dieser  Zahlung  ist  jeder  Entschädigungsanspruch  Dritter  erloschen. 
—  §  61.  Keine  Entschädigung  wird  gewährt :  l)  für  Tiere  ,  welche  dem  Reich ,  den 
Einzelstaaten  oder  zu  den  landesherrlichen  Gestüten  gehören;  2)  für  Tiere,  welche, 
der  Vorschrift  des  §  6  zuwider,  mit  der  Krankheit  behaftet  in  das  Reichsgebiet  ein- 
geführt sind;  3)  für  Tiere,  bei  welchen  nach  ihrer  Einführung  in  das  Reichsgebiet 
innerhalb  90  Tagen  die  Rotzkrankheit  oder  innerhalb  180  Tagen  die  Lungenseuche 
festgestellt  wird,  wenn  nicht  der  Nachweis  erbracht  wird,  dass  die  Ansteckung  der 
Tiere  erst  nach  Einführung  derselben  in  das  Reich.sgebiet  stattgefunden  hat.  —  §  62. 
Die  Gewährung  einer  Entschädigung  kann  versagt  werden :  i)  für  Tiere ,  welche  mit 
einer  ihrer  Art  oder  dem  Grade  nach  unheilbaren  und  unbedingt  tötlichen  Krankheit, 
mit  Ausnahme  jedoch  des  Rotzes  und  der  Lungenseuche  behaftet  waren ;  2)  für  das 
in  Schlachtviehhöfen  oder  in  öffentlichen  Schlachthäusern  aufgestellte,  auf  polizeiliche 
Anordnung  geschlachtete  oder  getötete  Schlachtvieh  ;  3)  für  Hunde  und  Katzen,  welche 
aus  Anlass  der  Tollwut  getötet  sind 

Ungarn.  Gesetz  vom  30.  Juni  1893  in  18  Paragraphen,  betr.  das  Verbot  der 
Erzeugung    und  Inverkehrsetzung    von    K  u  n  s  t  w  e  i  n  e  n.   —   §1.    Es    ist    verboten, 
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Kunstvvein  zu  erzeugen  oder  zu  fabrizieren ,  sowie  derartigen  Wein  in  welcher  Weise 
immer  in  Verkehr  zu  bringen.  Ebenso  ist  es  verboten,  die  zur  Erzeugung  oder  Fabri- 
kation von  Kunstwein  dienenden  Stoffe  zu  diesem  Zwecke  und  unter  diesem  Titel 
auf  dem  Gebiete  der  Länder  der  ungarischen  Krone  anzukündigen  ,  oder  zu  eben 
diesem  Zwecke  und  unter  diesem  Titel  auf  dem  Gebiete  der  Länder  der  ungarischen 
Krone  in  Verkehr  zu  bringen.  —  §  2.  Als  Kunstwein  ist  jener  Wein  zu  betrachten : 
a)  welcher  nicht  ausschliesslich  aus  Trauben ,  beziehungsweise  Traubenmost 
bereitet  wird ;  b)  welchem  ausser  raffiniertem  Sprit  oder  Kognak  Wasser,  oder  welche 
andere  Stoffe  immer  beigemischt  werden.  Ein  solcher  Wein ,  welcher  im  Wege  der, 
den  Prinzipien  rationeller  Kellermanipulation  entsprechenden  Verbesserung  des  aus 
Trauben  bereiteten  natürlichen  Mostes  hergestellt  wird,  kann  als  Kunstwein  nicht  be- 
trachtet werden.  Der  Handelsminister  bestimmt  im  Einverständnisse  mit  dem  Acker- 
bauminister im  Verordnungswege,  was  unter  rationeller  Manipulation  und  Verbesserung 
des  Mostes  zu  verstehen  ist.  Die  in  dieser  Richtung  hinausgegebene  Verordnung,  so- 
wie eine  jede  Modifikation  derselben  ist  dem  Reichstage  nachträglich  anzuzeigen.  — 
§  4.  Es  ist  verboten,  Wein  mit  der  Bezeichnung  einer  solchen  Gegend  in  Verkehr  zu 
bringen,  wo  der  Wein  nicht  gewachsen  ist,  beziehungsweise  Wein,  welcher  dem  Cha- 
rakter der  Gegend  nicht  entspricht.  Es  ist  ferner  verboten,  den  Wein  mit  der  Bezeich- 
nung einer  solchen  Rebengattung  in  Verkehr  zu  bringen  ,  aus  welcher  derselbe  nicht 
erzeugt  wurde.  Im  Falle  der  Vermischung  von  Weinen ,  die  in  verschiedenen  Ge- 
genden gewachsen  sind  oder  aus  verschiedenen  Rebengattungen  erzeugt  wurden,  kann 
der  so  vermischte  Wein  als  von  einer  solchen  Gegend  stammend  bezw.  als  von  einer 
solchen  Rebengattung  erzeugt  bezeichnet  werden ,  deren  überwiegender  Weingattung 
derselbe  thatsächlich  entspricht.  Der  Handelsminister  stellt  im  Einverständnis  mit  dem 
Ackerbauminister  die  Einteilung  der  Weingegenden  im  Verordnungswege  fest.  — 
§  II,  Zur  Prüfung  beanstandeter  Weine  werden  beeidete  »ständige  Kommissionen« 
durch  die  beiden  Ministerien  eingesetzt.  —  §  12.  Wenn  der  Wein  mittelst  Urteils  als 
Kunstwein  erklärt  worden  ist,  ist  derselbe  auf  Kosten  der  verurteilten  Partei  zu  dena- 
turieren und  letzterer  behufs  Verwendung  zu  Industriezwecken  zurückzugeben ,  oder 
gemäss  den  Urteilen  der  Behörden  zu  den,  von  Seite  der  aburteilenden  Behörden  zu 
bezeichnenden  Wohlthätigkeitszwecken  zu  verwenden.  Wenn  jedoch  der  mittelst  Urteils 
als  Kunstwein  erklärte  Wein  im  ganzen  oder  zum  Teile  nicht  mehr  vorgefunden  wer- 
den sollte,  hat  die  verurteilte  Partei  den  von  .Seite  der  Fachkommission  bei  Gele- 
genheit der  Untersuchung  festzustellenden  Wert  des  Weines  oder  des  fehlenden  Teiles 
desselben  zu  Gunsten  des  betreffenden  Gemeinde-Armenfondes  zu  bezahlen.  —  §  14. 
Ausser  den  Geldstrafen  für  die  gesetzwidrige  Kunstweinerzeugung  ist  noch  für  die 
ganze  Menge  des  als  Kunstwein  erklärten  Weines  (Absatz  2 ,  §  12)  die  nach  dem 
Naturwein  obkommende  staatliche  Weingetränkesteuer  (in  Kroatien-.Slavonien  die  Wein- 
schanksteuer)  zu  entrichten.  —  §  15.  Die  auf  die  Erzeugung ,  Fabrikation  oder  In- 
verkehrsetzung  von  gesundheitsschädlichen  oder  gefährlichen  Getränken  oder  Genuss- 
artikeln Bezug  habenden  bestehenden  Gesetze,  Verordnungen  und  Vorschriften  werden 
durch  das  gegenwärtige  Gesetz  nicht  berührt.  —  §  16.  Die  Bestimmungen  des  gegen- 
wärtigen Gesetzes  sind  auch  auf  die  auf  dem  Gebiete  der  Länder  der  ungarischen 
Krone  in  Verkehr  gebrachten  ausländischen  Kunstweine  auch  in  dem  Falle  in  An- 
wendung zu  bringen,  wenn  dieselben  als  solche  bezeichnet  sind. 

Frankreich.  Gesetz  vom  25.  Juli  1894  gegen  die  Weinverfälschung 
durch  Zusatz  von  Alkohol  und  Wasser.  Art.  i.  Der  Art.  i  des  Gesetzes  vom 
5.  Mai   1855   erhält    folgenden  Zusatz:     »Wenn  in    den  in  Art,    i,    Abs.   i  und   2   des 
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Gesetzes  vom  27.  März  1851  vorgesehenen  Fällen  es  sich  um  Wein  mit  Zusatz  von 
Wasser  handelt ,  so  finden  die  im  Art.  423  des  Strafgesetzbuchs  und  des  Gesetzes 
vom  27.  März  1851  festgesetzten  Strafen  auch  dann  Anwendung,  wenn  die  Verfälschung 
durch  Zusatz  von  Wasser  dem  Käufer  oder  Konsumenten  bekannt  sein  sollte.« 

VII.  Sozialpolitik  und  Armenwesen. 

Deutsches  Reich.  Bekanntmachungen  vom  27.  April  1893 ,  betr.  die  Beschäfti- 
gung von  Arb  eiterinnen  und  jugendlichen  Arbeitern  in  Ziege- 
leien. —  Bekanntmachung  vom  8.  Juli  1893,  betr.  die  Einrichtung  und  den  Betrieb 
von  Anlagen  zur  Anfertigung  von  Zündhölzern  unter  Verwendung  von  weissem 
Phosphor.  —  Bekanntmachung  vom  8.  Juli  1893 1  betr.  die  Einrichtung  und  den 
Betrieb  der  zur  Anfertigung  von  C  i  g  a  r  r  e  n  bestimmten  Anlagen ,  anwendbar  auf 
alle  Anlagen  ,  in  welchen  zur  Herstellung  von  Cigarren  erforderliche  Verrichtungen 
vorgenommen  werden  ,  sofern  in  den  Anlagen  Personen  beschäftigt  werden ,  welche 
nicht  zu   den  Familiengliedern   des  Unternehmers  gehören. 

Deutsches  Reich.  Bekanntmachung  vom  8.  Juli  1893  ,  betr.  die  Einrichtung  und 
den  Betrieb  der  Bleifarben-   und   Bleizuckerfabriken. 

Deutsches  Reich.  Gesetz  vom  12.  März  1894,  betr.  die  Aenderung  des  Gesetzes 
über  den   Unterstützungswohnsitz  und  die  Ergänzung  des  Strafgesetzbuchs : 

Artikel  1,  Das  Gesetz  über  den  Unterstützungswohnsitz  vom  6.  Juni  1870 
wird  in  nachstehender  Weise  abgeändert :  I.  Im  §  10  und  §  22  ist  an  Stelle  der  Worte  : 
i^nach  zurückgelegtem  vierundzwanzigsten  Lebensjahre«  zu  setzen:  »nach  zurückge- 
legtem achtzehnten  Lebensjahre«.  —  II.  Der  §  29  erhält  folgende  Fassung:  Wenn 
Personen ,  welche  gegen  Lohn  oder  Gehalt  in  einem  Dienst-  oder  Arbeitsverhältnis 
stehen,  oder  deren  ihren  Unterstützungswohnsitz  teilende  Angehörige,  oder  wenn  Lehr- 
linge am  Dienst-  oder  Arbeitsort  erkranken,  so  hat  der  Ortsarmenverband  dieses  Orts 
die  Verpflichtung,  den  Erkrankten  die  erforderliche  Kur  und  Verpflegung  zu  gewähren. 
Ein  Anspruch  auf  Erstattung  der  entstehenden  Kur-  und  Verpflegungskosten,  beziehungs- 
weise auf  Uebernahme  des  Hilfsbedürftigen  gegen  einen  anderen  Armenverband  er- 
wächst in  diesen  Fällen  nur ,  wenn  die  Krankenpflege  länger  als  dreizehn  Wochen 
fortgesetzt  wurde ,  und  nur  für  den  über  diese  Frist  hinausgehenden  Zeitraum.  Dem 
zur  Unterstützung  an  sich  verpflichteten  Armenverband  muss  spätestens  sieben  Tage 
vor  Ablauf  des  dreizehnwöchentlichen  Zeitraums  Nachricht  von  der  Erkrankung  ge- 
geben werden ,  widrigenfalls  die  Erstattung  der  Kosten  erst  von  dem  ,  sieben  Tage 
nach  dem  Eingang  der  Nachricht  beginnenden  Zeitraum  an  gefordert  werden  kann. 
Die  Bestimmungen  der  Absätze  2  und  3  finden  keine  Anwendung,  wenn  das  Dienst- 
oder Arbeitsverhältnis ,  durch  welches  der  Aufenthalt  am  Dienst-  oder  Arbeitsorte 
bedingt  wurde  ,  nach  seiner  Natur  oder  im  voraus  durch  Vertrag  auf  einen  Zeitraum 
von  einer  Woche  oder  weniger  beschränkt  ist.  Schwangerschaft  an  sich  ist  nicht  als 
eine  Krankheit  im  .Sinne  der  vorstehenden  Bestimmung  anzusehen.  —  III.  i)  Im  §  30 
Absatz  I  Litt,  b  Zeile  i  ist  statt  der  Worte:  »wenn  der  Unterstützte  keinen  Unter- 
stützungswohnsitz hat«  zu  setzen:  »wenn  ein  Unterstützungswohnsitz  des  Unterstützten 
nicht  zu  ermitteln  ist«.  2)  Zwischen  die  Absätze  i  und  2  des  §  30  ist  folgender 
neuer  Absatz  einzuschieben:  >, Der  Beweis,  dass  ein  Unterstützungswohnsitz  des  Unter- 
stützten nicht  zu  ermitteln  gewesen  ist ,  gilt  schon  dann  als  erbracht ,  wenn  der  die 
Erstattung  fordernde  Armenverband  dargelegt  hat,  dass  er  alle  diejenigen  Erhebungen 
vorgenommen  hat,  welche  nach  Lage  der  Verhältnisse  als  geeignet  zur  Ermittelung 
eines  Unterstützungswohnsitzes  anzusehen  waren.  Wird  nach  der  Erstattung  ein  Uuter- 
stützungswohnsitz  des  Unterstützten    nachträglich  ermittelt ,    so  ist  der  Armenverband, 
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welcher  die  Erstattung  vorgenommen  hat,  berechtigt,  von  dem  Armenverband  des 
Unterstiitzungswohnsitzes  für  die  gewährte  Unterstützung  und  für  die  durch  nachträg- 
liche Ermittelungen  entstandenen  Kosten  Ersatz  zu  beanspruchen  «  —  IV.  In  das 
Gesetz  wird  aufgenommen  :  §  30  a.  Erstattungs-  und  Ersatzansprüche,  welche  auf  Grund 
dieses  Gesetzes  erhoben  werden ,  verjähren  in  zwei  Jahren  vom  Ablauf  desjenigen 
Jahres  ab ,  in  welchem  der  Anspruch  entstanden  ist.  —  V.  In  das  Gesetz  wird  auf- 
genommen :  §  32  a.  Soweit  nach  Bestimmung  der  Landesgesetze  einzelne  Zweige  der 
öffentlichen  Armenpflege  den  Landarmenverbänden  übertragen  sind ,  gehen  auf  diese 
die  Rechte  und  Pflichten  der  Ortsarmenverbände  über. 

A  r  t  i  k  e  1  2,  In  den  §  361  des  Strafgesetzbuchs  wird  hinter  Nummer  9  folgende 
Nummer  10  eingestellt:  »10)  wer,  obschon  er  in  der  Lage  ist,  diejenigen,  zu  deren 
Ernährung  er  verpflichtet  ist,  zu  unterhalten,  sich  der  Unterhaltspflicht  trotz  der  Auf- 
forderung der  zuständigen  Behörde  derart  entzieht,  dass  durch  Vermittelung  der  Be- 
hörde fremde  Hilfe  in  Anspruch  genommen  werden  muss;-»:  Ferner  ist  in  dem  letzten 
Absatz  des  Paragraph  361  des  Strafgesetzbuchs  des  Deutsehen  Reiches  Zeile  2  von 
unten  hinter   »9«   zu  setzen  :    »und  lO«. 

Deutsches  Reich.  Bekanntmachung  vom  i.  März  1894  betr.  die  I  n  v  a  1  i  d  i- 
t  ä  t  s  -  und  Altersversicherung  von  Hausgewerbetreibenden  der 
Textilindustrie:  I.  Die  Versicherungspflicht  nach  §  i  des  Gesetzes,  betreffend 
die  Invaliditäts-  und  Altersversicherung,  vom  22.  Juni  1889  wird  auf  solche  selbstän- 
dige Gewerbetreibende  (Hausgewerbetreibende)  erstreckt,  welche  in  eigenen  Betriebs- 
stätten im  Auftrage  und  für  Rechnung  anderer  Gewerbetreibenden  (Fabrikanten,  Fabrik- 
kaufleute, Handelsleute)  mit  Weberei  und  Wirkerei  beschäftigt  werden,  und 
zwar  auch  dann,  wenn  diese  Hausgewerbetreibenden  die  Roh-  oder  Hilfsstoffe  selbst 
beschaffen  ,  und  auch  für  die  Zeit ,  während  welcher  sie  vorübergehend  für  eigene 
Rechnung  arbeiten.  Zur  Wirkerei  gehört  auch  die  Maschinenstrickerei.  —  2.  Die 
Versicherung  erfolgt  bei  derjenigen  Versicherungsanstalt,  in  deren  Bezirk  sich  der  Be- 
triebssitz des  Hausgewerbetreibenden  befindet.  Die  Lohnklasse,  in  welcher  die  Ver- 
sicherung erfolgt,  bestimmt  sich  nach  den  Vorschriften  des  §  22  des  Gesetzes.  Dies 
gilt  auch  für  diejenige  Zeit ,  während  welcher  der  Hausgewerbetreibende  für  eigene 
Rechnung  arbeitet.  —  3.  Die  Hausgewerbetreibenden  haben  die  Beiträge  für  ihre 
eigene  Versicherung  selbst  dadurch  zu  entrichten ,  dass  sie  die  den  schuldigen  Bei- 
trägen entsprechenden  Marken  in  ihre  Quittungskarten  einkleben.  —  4.  Die  von  den 
Hausgewerbetreibenden  für  sich  und  ihr  Hilfspersonal  verwendeten  Marken  sind  so- 
fort nach  erfolgter  Einklebung  zu  entwerten.  —  6.  Die  Fabrikanten  u.  s.  w.  sind  ver- 
pflichtet, den  für  ihre  Rechnung  arbeitenden  Hausgewerbetreibenden  bei  der  Abrech- 
nung die  Hälfte  desjenigen  Betrages  für  Beitragsmarken  zu  erstatten,  welcher  auf  die 
zur  Herstellung  der  Arbeit  durch  einen  Arbeiter  im  Durchschnitt  annähernd  erforder- 
liche Zeitdauer  entfällt.  —  8.  Die  Hausgewerbetreibenden  können  mit  den  Fabrikanten 
u.  s.  w.  vereinbaren,  dass  letztere  bei  der  Abrechnung  die  Hälfte  desjenigen  Betrages 
zu  erstatten  haben ,  welchen  die  Hausgewerbetreibenden  für  sich  und  die  von  ihnen 
beschäftigten  versicherungspflichtigen  Hilfspersonen  für  Beitragsmarken  thatsächlich 
entrichtet  haben.  Ist  der  Hausgewerbetreibende  von  mehreren  Fabrikanten  u.  s.  w. 
beschäftigt,  so  hat  sich  eine  solche  Vereinbarung  auch  darauf  zu  erstrecken,  wie  der 
von  ihnen  zu  erstattende  Gesamtbetrag  auf  die  einzelnen  Fabrikanten  u.  s.  w.  zu  ver- 
teilen ist.  —  9.  Die  Fabrikanten  u.  s.  w.  sind  berechtigt  ,  die  Verpflichtungen  des 
Arbeitgebers  für  ihre  Hausgewerbetreibenden  und  die  von  denselben  beschäftigten 
versicherungspflichtigen  Hilfspersonen    ganz   oder    zum  Teil  selbst  zu    übernehmen.   — 
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lo.  Die  Hausgewerbetreibenden  sind  in  den  Fällen  der  Ziffern  8  und  9  verpflichtet, 
über  die  Dauer  ihrer  Beschäftigung  für  eigene  Rechnung  und  über  die  von  ihnen  im 
Gewerbebetriebe  beschäftigten  versicherungspflichtigen  Hilfspersonen  Verzeichnisse  zu 
führen ,  aus  welchen  sich  insbesondere  die  Dauer  der  Beschäftigung  der  letzteren  er- 
giebt.  Sie  haben  diese  Verzeichnisse  den  sie  beschäftigenden  Fabrikanten  u.  s.  w. 
auf  Verlangen  zur  Prüfung  vorzulegen.  —  11.  Für  die  Dauer  vorübergehender  Be- 
schäftigung für  eigene  Rechnung  haben  die  Hausgewerbetreibenden  den  vollen  Beitrag 
für  ihre  Person ,  bezw.  den  halben  Beitrag  für  ihre  Hilfspersonen  selbst  zu  tragen. 
Die  Einrechnung  des  von  dem  Arbeitgeber  den  Hausgewerbetreibenden  zu  erstattenden 
Betrags  in  den  Arbeitsverdienst  ist  unzulässig  und  ohne  rechtliche  Wirkung.  —  13.  So- 
weit im  Vorstehenden  keine  besonderen  Bestimmungen  getroffen  sind,  erfolgt  die  Er- 
hebung der  Beiträge  für  die  Hausgewerbetreibenden  nach  den  für  die  Durchführung 
der  Invaliditäts-  und  Altersversicherung  erlassenen  allgemeinen  Vorschriften. 

Grossh.  Hessen.  Gesetz  vom  i.  Juli ,  betr.  die  polizeiliche  Beaufsichtigung  von 
Mietwohnungen  und  Schlafstellen,  in  18  Artikeln. 

Belgien.  Eine  Novelle  vom  27.  Juni  1894  zu  den  Gesetzen  vom  16.  März  1865 
und  I.  Juli  1869  errichtet  im  Anschluss  an  die  Altersversorgungskasse 
eine  Lebensve  rsicherungskasse.  Höchstbetrag  der  Versicherung  5000  Fr., 
welche  beim  Verfall  bei  der  Altersversicherungskasse  auch  in  Rentenbezüge  verwandelt 
werden  können. 

Frankreich.  Gesetz  über  die  unentgeltliche  Krankenpflege  vom  15.  Juli  1893.  — 
ErsterTitel:  Organisation  derKrankenpflege.  Art.  I.  Jeder  kranke 
Franzose  erhält  ,  wenn  er  mittellos  ist,  von  der  Gemeinde ,  dem  Departement 
oder  dem  Staat,  je  nach  seinem  Unterstützungswohnsitz,  kostenlose  Krankenpflege  ent- 
weder in  seiner  Wohnung  oder,  wenn  dort  eine  zweckmässige  Pflege  ausgeschlossen 
ist,  in  einem  Spital.  Wöchnerinnen  stehen  den  Kranken  gleich.  Kranke  Ausländer 
sind  im  Fall  der  Mittellosigkeit  ebenso  zu  behandeln  wie  die  Franzosen ,  sofern  die 
Staatsregierung  mit  ihrem  Heimatsstaat  einen  Vertrag  über  die  gegenseitige  Unter- 
stützung der  Staatsangehörigen  geschlossen  hat.  —  Art.  4.  In  jedem  Departement 
wird  unter  dem  Vorsitz  des  Präfekten  und  nach  den  Bestimmungen ,  welche  dieses 
Gesetz  vorschreibt ,  eine  Verwaltung  der  unentgeltlichen  Krankenpflege  für  mittellose 
Kranke  eingerichtet.  —  Zweiter  Titel.  Unterstützungswohnsitz.  Art.  6. 
Der  Unterstützungswohnsitz  wird  erworben :  i.  Durch  einen  einjährigen  Aufenthalt  in 
einer  Gemeinde,  der  nach  erlangter  Grossjährigkeit  oder  geschehener  Grossjährigkeits- 
erklärung  begonnen  ist ;  2.  durch  Abstammung ;  3.  durch  Eheschliessung.  —  Art.  7. 
Der  Unterstützungswohnsitz  geht  verloren :  durch  ununterbrochene  einjährige  Abwesen- 
heit nach  erlangter  Volljährigkeit  und  nach  erfolgter  Volljährigkeitserklärung.  — 
Art.  8.  Hat  der  mittellose  Kranke  in  keiner  Gemeinde  den  Unterslützungswohnsitz,  so 
fällt  die  Krankenpflege  dem  Departement  zur  Last,  in  welchem  er  den  Unterstützungs- 
wohnsitz erworben  hat.  Hat  der  Kranke  weder  in  einer  Gemeinde  noch  in  einem 
Departement  seinen  Wohnsitz,  so  liegt  die  Krankenpflege  dem  Staate  ob.  —  Art.  9. 
Die  auf  öffentliche  Kosten  erzogenen  Kinder  (enfants  assistes)  haben  ihren  Unter- 
stützungswohnsitz  in  dem  Departement,  in  dessen  Fürsorge  sie  stehen,  bis  sie  einen 
anderen  Unterstützungswohnsitz  erwerben.  —  Dritter  Titel.  Pflegeverwal- 
tung und  Pflegeliste.  Art.  10.  In  jeder  Gemeinde  nimmt  ein  Pflegamt  die 
Verwaltung  der  Krankenpflege  wahr.  —  Art.  12.  Der  Verwaltungsausschuss  des  Pfleg- 
amts tritt  auf  Einladung  seines  Vorsitzenden  mindestens  viermal  im  Jahre  zusammen. 
Einen  Monat    vor  der    regelmässigen  Sitzung   des  Gemeinderats    stellt    der   Ausschuss 
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eine  Liste  derjenigen  Personen  auf,  welche  in  der  Gemeinde  ihren  Unterstützungs- 
wohnsitz und  deshalb  im  Erkrankungsfalle  auf  Krankenpflege  Anspruch  haben;  einen 
Monat  vor  jeder  der  drei  anderen  Sitzungen  unterwirft  er  diese  Liste  einer  Prüfung. 
Der  Arzt  der  Pflegeverwaltung  oder  ein  Vertreter  der  Aerzte ,  ferner  der  Gemeinde- 
einnehmer und  einer  der  vom  Unterpräfekten  bezeichneten  r6partiteurs  können  mit 
beratender  Stimme  an  der  Sitzung  teilnehmen.  —  Art.  13.  Die  Krankenpflegeliste  muss 
alle  diejenigen  mit  Namen  aufführen,  welche  auf  unentgeltliche  Pflege  Anspruch  haben, 
selbst  wenn  sie  Mitglieder  einer  und  derselben  Familie  sind.  —  Art.  14.  Die  Liste 
wird  vom  Gemeinderat  festgestellt,  der  über  sie  in  geheimer  Sitzung  berät;  sie  wird 
im  Sekretariat  der  Mairie  niedergelegt.  Der  Maire  bringt  die  Niederlegung  durch  An- 
schlag an  den  üblichen  Stellen  zur  allgemeinen  Kenntnis.  —  Art.  15.  Eine  Abschrift 
der  Liste  und  des  Verhandlungsprotokolls  ,  in  welchem  die  Erfüllung  der  im  vorigen 
Artikel  vorgeschriebenen  Formalitäten  konstatiert  ist,  wird  gleichzeitig  dem  Unterprä- 
fäkten  des  Arrondissements  zugestellt.  —  Art.  16  ff.  Während  einer  Frist  von  20  Tagen 
gerechnet  von  der  geschehenen  Niederlegung,  können  Reklamationen  auf  Eintragung 
oder  Streichung  von  jedem  Einwohner  oder  Steuerpflichtigen  erhoben  werden.  — 
Art.  20.  Bei  vorkommenden  Unfällen  oder  akuten  Erkrankungen  fällt  die  Kranken- 
pflege der  Personen,  welche  nicht  in  der  Gemeinde,  wo  sich  der  Unfall  oder  die  Er- 
krankung ereignet,  den  Unterstützungswohnsitz  haben,  dieser  Gemeinde  zur  Last,  und 
zwar  unter  den  im  folgenden  Artikel  enthaltenen  Bedingungen ,  wenn  kein  Spital  in 
der  Gemeinde  besteht.  ])ie  Zulassung  zur  Krankenpflege  wird  für  diese  Kranken 
durch  den  Maire  ausgesprochen,  der  sofort  dem  Präfekten  Anzeige  macht,  und  in  ge- 
heimer Sitzung  in  der  nächsten  Versammlung  dem  Gemeinderat  Bericht  erstattet.  — 
Art.  21.  Die  von  der  Gemeinde  gemäss  des  vorigen  Artikels  vorgeschossenen  Ausgaben 
werden  ,  ausgenommen  für  die  ersten  10  Verpflegungstage  ,  vom  Departement  nach 
einem  regelmässigen  Satz  erstattet,  der  entsprechend  dem  Tarif,  welchen  der  General- 
arzt aufgestellt  halte,  bestimmt  wird.  Hat  das  Departement  die  Krankenpflege  ge- 
währt, so  kann  es  seinen  Ersatzanspruch  gegen  jeden  Verpflichteten  geltend  machen. 
Hat  der  Verpflegte  seinen  Unterstützungswohnsitz  in  einem  anderen  Departement,  so 
wird  der  Ersatzanspruch  gegen  dieses  erhoben,  doch  steht  es  letzterem  frei,  seiner- 
seits jeden  Verpflichteten  in  Anspruch  zu  nehmen.  —  VierterTitel.  Leistun- 
gen der  Hospitäler.  Art.  24.  Der  Verpflegungssatz,  welchen  die  Gemeinden, 
die  Departements  oder  der  vStaat  für  Kranke,  die  in  den  Spitälern  aufgenommen  sind, 
an  diese  zu  bezahlen  haben,  wird  auf  Vorschlag  der  Verwaltungskoramissionen  dieser 
Anstalten  und  nach  Begutachtung  des  Generalrats  des  Departements  durch  Erlass  des 
Präfekten  festgestellt,  doch  darf  der  aufgestellte  Verpflegungssatz  nicht  unter  die  Hälfte 
desjenigen  Selbstkostensatzes  heruntergehen,  der  sich  nach  dem  Durchschnitt  der  letzten 
fünf  Jahre  herausstellt.  —  Fünfter  Titel.  Aufwand,  Mittel  und  Deck- 
ung. Art.  26.  Die  Ausgaben  der  Krankenpflegeverwaltung  scheiden  sich  in  ordent- 
liche und  ausserordentliche  Ausgaben.  Die  ordentlichen  Ausgaben  umfassen : 
I.  Die  Honorare  der  Aerzte ,  Wundärzte  und  Hebammen  der  Verwaltung  der  Haus- 
krankenpflege, 2.  die  Heilmittel  und  Instrumente,  3.  die  Kosten  für  Verpflegung  der 
Kranken  im  Spital.  Diese  Ausgaben  sind  obligatorisch.  Sie  werden  von  den  Ge- 
meinden, dem  Departement  und  dem  Staat  getragen  nach  den  in  Artt.  27 ,  28  und 
29  festgesetzten  Regeln.  Die  ausserordentlichen  Kosten  umfassen  die  Kosten  der 
Vergrösserung  und  des  Baues  von  Spitälern,  Zu  diesen  Ausgaben  wird  der  Staat 
durch  Subventionen  innerhalb  der  bewilligten  Kredite  beitragen.  Jedes  Jahr  wird 
zu  diesem  Zweck    eine  Summe    ins  Budget  eingestellt    werden.  —  Art.  27.    Die  Ge- 
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meinden,  in  denen  die  besondern  Einkünfte  der  Krankenpflege  und  die  gewöhnlichen 
Eingänge,  soweit  sie  im  Budget  stehen,  nicht  zur  Deckung  der  Kosten  der  Kranken- 
pflege-Verwaltung ausreichen,  werden  ermächtigt,  Zuschlagcentimes  zu  den 
vier  direkten  Steuern  oder Okt roigebühren  zu  erheben,  um 
sich  den  fehlenden  Betrag  der  notwendigen  Einkünfte  zu  verschaffen.  Die  bewilligten 
Oktroigebühren  unterliegen  der  Genehmigung  der  vorgesetzten  Aufsichtsbehörde  ent- 
sprechend den  Bestimmungen  des  Art.  137  des  Gesetzes  vom  5.  April  1884.  Der 
Teil,  welchen  die  Gemeinden  gezwungen  sein  werden  durch  Zuschlagscentimes  aufzu- 
bringen oder  durch  Oktroigebühren ,  darf  nicht  kleiner  sein  als  20  Proz.  und  nicht 
mehr  als  90  Proz.  der  zu  deckenden  Ausgabe ,  entsprechend  der  dem  Gesetz  ange- 
fügten Tabelle  A.  —  Art.  28.  Ausser  den  Kosten,  welche  den  Departements  ohnehin 
nach  den  vorstehenden  Artikeln  zur  Last  fallen,  sind  sie  verpflichtet,  den  Gemeinden 
welche  zur  Erhebung  von  Zuschlagscentimes  oder  von  Oktroigebühren  greifen  mussten, 
Subventionen  zu  zahlen,  die  um  so  grösser  sein  sollen,  je  geringer  ihr  Centimeertrag 
ist.  Doch  dürfen  die  Subventionen  nicht  80  Proz.  überschreiten  und  nicht  geringer 
sein  als  10  Proz.  des  Ertrages  der  Zuschlagscentimes  oder  der  Oktroigebühren,  ent- 
sprechend der  oben  erwähnten  Tabelle  A.  Reichen  die  besonderen  Einkünfte  der 
Krankenpflegeverwaltung  und  die  ordentlichen  Eingänge  des  Budgets  nicht  aus ,  so 
sind  die  Departements  befugt ,  Zuschlagscentimes  zu  den  vier  direkten  Steuern  nach 
Massgabe  der  Erfordernisse  des  gegenwärtigen  Gesetzes  zu  bewilligen.  —  Art.  29. 
Der  Staat  trägt  zu  den  Ausgaben  der  Departements  für  die  Krankenfürsorge  durch 
Subventionen  an  dieDepartements  bei  nach  einem  Verhältnis,  welches 
zwischen  10  und  70  Proz.  ihrer  gesamten  Ausgaben  schwankt,  soweit 
sie  durch  Zuschlagscentimes  gedeckt  werden  und  das  berechnet  wird  nach  dem  um- 
gekehrten Verhältnis  des  Ertrags  des  Departementszuschlags  auf  den  Quadratkilometer 
entsprechend  der  Tabelle  B ,  welche  diesem  Gesetz  beigefügt  ist.  Der  Staat  ist  im 
übrigen  belastet :  i.  mit  den  Ausgaben,  welche  durch  Behandlung  derjenigen  Kranken, 
die  keinen  Unterstützungswohnsitz  haben ,  verursacht  sind ,  2.  mit  den  Verwaltungs- 
kosten ,  welche  die  Aufi"ührung  dieses  Gesetzes  erheischt.  —  Sechster  Titel. 
Allgemeine  Bestimmungen  (Art.  30 — 36). 

Tafel  A  (s.  folgende  Seite)  dient  zur  Bestimmung  des  Anteils  am  Fehlbetrag, 
welche  die  Gemeinden  mittels  ausserordentlicher  Einnahmen  (Zuschlagscentimes  und 
Oktroigebühren)  zu  decken  haben ,  sowie  zur  Bestimmung  der  Höhe  derjenigen  Bei- 
hilfe, welche  ihnen  in  Rücksicht  auf  den  Ertrag  eines  Zuschlagscentime  für  die  un- 
entgeltliche Krankenpflege  bewilligt  werden  muss. 

Tafel  B  (s.  folgende  Seite)  dient  zur  Bestimmung  der  Höhe  der  Beihilfe,  welche 
der  Staat  den  Departements  für  ihren  Anteil  an  den  Kosten  der  Krankenpflege  in 
Rücksicht  auf  den  Ertrag  bewilligen  muss,  welchen  der  Zuschlagscentime  des  Departe- 
ments pro  Quadratkilometer  ergiebt. 

Frankreich.  Gesetz  vom  27,  Dezember  1892,  betreffend  das  fakultative 
Sühne-  und  Schieds-Verfahren  in  Gesamtstreitigkeiten  zwi- 
schen Arbeitgebern  und  Arbeitern  oder  Angestellten  (16  Ar- 
tikel); Artikel  i,  Arbeitgeber,  Arbeiter  oder  Angestellte,  zwischen  denen  eine  Strei- 
tigkeit entstanden  ist,  welche  eine  Gesamtheit  von  Personen  angeht  und  Arbeitsver- 
hältnisse betrifft ,  können  die  sie  trennenden  Fragen  einer  Sühnekommission  oder 
falls  eine  Verständigung  in  dieser  Kommission  nicht  zu  stände  kommt,  einem  Schieds- 
gericht unterbreiten. 
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Grossbrttannien.  Zusatzgesetz  vom  5.  Dez.  1893  zum  Gesetz  von  1882  über  den 
Vermögensschutz  der  Ehefrauen  (married  women's  Property). 

Grosshritannien.  Gesetz  vom  27.  Juli  1893  über  das  Einschreiten  des  Handels- 
amtes, betr.  die  Tagesarbeit  im  Eisenbahnbetrieb. 

Grossh-itannien.  Gesetz  vom  27.  Juli  1893,  betr.  die  Verbesserung  desFriendly 
S 0 cieties  Act  von  1875. 

Italien.  Gesetz  vom  15.  Juni  1893,  betr.  die  Einsetzung  von  »Probi- 
V  i  r  i «  (in  46  Artikeln).  —  Art.  i.  In  denjenigen  Plätzen  ,  wo  Fabriken  oder  indu- 
strielle Unternehmungen  bestehen ,  können  für  einen  bestimmten  Industriezweig  oder 
für  Gruppen  verwandter  Industrien  Probi-viri  zur  Schlichtung  der  Streitigkeiten,  die 
beim  Betriebe  dieser  Industrien  zwischen  den  Unternehmern  und  den  Arbeitern  oder 
Lehrlingen,  oder  auch  zwischen  den  Arbeitern ,  bezüglich  des  Verhältnisses  zwischen 
Arbeitern  und  Lehrlingen    entstehen ,    errichtet    werden.  —  Art.  2.    Jedes    Kollegium 


12  8  Ueber sieht  über  die   Verträge, 

wird  durch  königliches  Dekret  errichtet  auf  Vorschlag  des  Justizministers,  sowie 
des  Ministers  für  Ackerbau,  Industrie  und  Handel ,  nach  Anhörung  der  Handelskam- 
mern, der  gesetzlich  anerkannten  Arbeitervereinigungen  und  derjenigen  Gemeinderäte, 
in  deren  Gebiet  die  Errichtung  des  Kollegiums  fällt.  —  Art.  3.  Das  Kollegium  setzt 
sich  aus  einem  Präsidenten  und  aus  nicht  weniger  als  zehn  und  nicht  mehr  als  zwanzig 
Beisitzern  zusammen.  Da  wo  die  Listen  mehr  als  fünfhundert  eingeschriebene  Wähler 
aufweisen ,  darf  ein  stellvertretender  Präsident  ernannt  werden.  Der  Präsident  und 
eventuell  sein  Stellvertreter  werden  auf  Vorschlag  des  Ministers  für  Ackerbau,  Industrie 
und  Handel  durch  königliches  Dekret  ernannt.  Sie  können  gewählt  werden  unter 
den  richterlichen  Beamten  und  unter  denen,  die  nach  Massgabe  der  Gesetze  zu  Frie- 
densrichtern (conciliatori)  ernannt  werden  können ,  vorausgesetzt,  dass  sie  nicht  unter 
die  Bestimmungen  des  Art.  14  fallen.  Die  Beisitzer  des  Kollegiums  werden  in  ge- 
trennten Sitzungen,  zur  Hälfte  von  den  Industriellen  und  zur  Hälfte  von  den  Arbeitern 
unter  den  Wahlkandidaten  der  respektiven  Klasse  gewählt.  —  Art.  4.  In  jedem  Kolle- 
gium wird  ein  Einigungsamt  (ufficio  di  conciliazione)  und  ein  Gewerbe- 
gericht  (giuria)  konstituiert.  Das  Einigungsamt  besteht  aus  mindestens  zwei  Bei- 
sitzern, einem  Industriellen  und  einem  Arbeiter ;  präsidiert  wird  es  durch  den  Präsidenten 
des  Kollegiums  oder  je  nach  dem  Turnus  durch  einen  der  Vizepräsidenten,  davon 
einer  unter  den  Industriellen ,  der  andere  unter  den  Arbeitern  nach  dem  im  Art.  23 
festgesetzten  Modus  gewählt  wird.  Das  Gevverbegericht  setzt  sich  zusammen  aus  dem 
Präsidenten  und  in  seiner  Abwesenheit  oder  Behinderung  aus  seinem  Stellvertreter, 
wo  ein  solcher  vorhanden  ist,  und  aus  vier  Beisitzern,  2  Industriellen  und  2  Arbeitern. 
—  Art.  8.  Das  Einigungsamt  kann  zur  friedlichen  Beilegung  angegangen  werden  in 
den  Streitigkeiten  ,  die  betreffen :  a)  die  vereinbarten  oder  zu  vereinbarenden  Löhne, 
b)  den  Gewinnst  der  ausgeführten  oder  in  Ausführung  begriffenen  Arbeit  und  den 
Lohn  für  die  geleisteten  Arbeitstage,  c)  die  festgesetzten  oder  festzusetzenden  Arbeits- 
stunden, d)  die  Befolgung  der  speziellen  Arbeitsabmachungen,  e)  die  Unvollkommen- 
heiten  der  Arbeit,  f)  die  Vergütung  für  die  Wechsel  in  der  Qualität  des  Rohmate- 
rials und  in  den  Arbeitsbedingungen,  g)  die  vom  Arbeiter  verursachten  Schäden  an 
der  Fabrik  gehörigen  Gegenständen,  oder  die  von  diesem  im  Dienste  des  Industriellen 
erlittenen  Leibesschäden ,  h)  die  Schadloshaltung  wegen  Verlassens  der  Fabrik,  oder 
nach  Ablauf  des  vereinbarten  Kündigungstermins,  i)  die  Auflösung  des  Arbeits-  oder 
Lehrvertrages,  und  im  allgemeinen  alle  Zwistigkeiten,  welche  Abmachungen  betreffend 
den  Arbeitskontrakt  oder  die  Lehrzeit  berühren  ,  zwischen  Industriellen  und  Werk- 
führern und  Arbeitern  oder  Lehrlingen  ,  oder  welche  disziplinare  Uebertretungen  be- 
treffen. —  Art.  9.  Das  Gewerbegericht  ist  zuständig,  diejenigen  Streitigkeiten  zu  ent- 
scheiden, die  nicht  den  Wert  von  200  Lire  überschreiten  und  die  betreffen  :  a)  die 
vereinbarten  Löhne ,  b)  die  vereinbarten  Arbeitsstunden  und  alle  unter  b,  d,  e,  f,  g, 
h,  i  bezeichneten  Punkte.  —  Art.  14.  Zum  Zweck  der  Wahl  derProbi-viri 
werden  2  Wählerlisten  angefertigt.  Die  eine  enthält  die  Namen  der  Industriellen, 
die  andere  die  der  Werkführer  und  der  Arbeiter  der  Industrie,  für  die  das  Kollegium 
eingesetzt  wird.  —  Art.  15.  In  den  Listen  der  Industriellen  sowie  der  Arbeiter  sind 
Frauen  einbegriffen.  Für  die  minderjährigen  Fabrikbesitzer,  die  sich  nicht  in  der 
Lage  befinden,  dem  Art.  9  des  Handelsrechtes  nachzukommen,  werden  diejenigen 
Personen  eingeschrieben,  die  sie  in  der  Ausübung  der  Industrie  vertreten.  Bei  den 
Aktiengesellschaften  werden  die  Direktoren  eingeschrieben ,  bei  den  Kommanditge- 
sellschaften und  Genossenschaften  die  verantwortlichen  Mitglieder,  bei  juristischen  Per- 
sonen resp.    den   für    ihre  Rechnung    geführten    industriellen  Etablissements  die  Ver- 
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Walter  und  Direktoren  der  Etablissements,  ohne  Rücksicht  auf  die  darin  beschäftij^te 
Arbeiterzahl.  —  Die  Arbeiter  können  in  die  Liste  nur  aufgenommen  werden, 
falls  sie  ihren  Beruf  mindestens  schon  ein  Jahr  ausüben  und  seit  6  Monaten  im 
Gebiete  des  Kollegiums  wohnen.  —  Art.  16.  Die  in  dem  vorhergehenden  Artikel 
bezeichneten  Personen  sind  wahlberechtigt  a)  wenn  sie  das  21,  Lebensjahr 
zurückgelegt  haben  ,  b)  wenn  sie  Staatsbürger  sind  und  sich  im  Besitz  der  bürger- 
lichen Rechte  befinden.  —  Art.  18.  Wählbar  sind  alle  eingetragenen  Wähler, 
sobald  sie  das  25.  Jahr  erreicht,  lesen  und  schreiben  können,  ein  Jahr  mindestens 
schon  das  Gewerbe  betreiben,  das  sie  im  Augenblick  der  Wahl  ausüben,  seit  einem 
Jahr  im  Gebiete  des  Kollegiums  wohnhaft  sind  und  sich  in  keinem  der  Fälle  be- 
finden, die  in  den  Art.  5 — 7  und  8  Nr.  2,  3  und  4  des  Gesetzes  vom  8.  Juni  1874, 
Nr.  1937,  abgeändert  durch  den  Art.  32  des  königlichen  Dekrets  vom  i.  Dezember 
1889,  Nr.  6503,  vorgesehen  sind.  —  Art.  18.  Wählbar  sind  auch,  bis  zum  vierten 
Teil  der  betreffenden  Mitgliederklasse,  diejenigen,  die  die  Industrie  oder  das  Ge- 
werbe nicht  mehr  ausüben,  falls  sie  die  sonst  im  vorgehenden  Artikel  als  notwendig 
bezeichneten  Fähigkeiten  besitzen.  —  Art.  23.  Die  Industriellen  wählen  unter  den 
Gewählten  der  Arbeiterklasse  mit  geheimer  Stimmabgabe  einen  Vizepräsidenten.  Ein 
Gleiches  thun  die  Arbeiter  mit  den  gewählten  Industriellen.  Die  Industriellen  wählen 
sodann  in  geheimer  Wahl  unter  den  Gewählten  ihrer  Klasse  die  Hälfte  der  Mit- 
glieder für  das  Einigungsamt  und  zwei  Beisitzer  für  das  Gewerbegericht.  Ein  Gleiches 
thun  die  Arbeiter  unter  den  Gewählten  ihres  Standes.  Die  verschiedenen  Aemter 
müssen  mindestens  alle  6  Monate  neu  besetzt  werden.  —  Art.  27.  Die  Wähler 
bleiben  4  Jahre  in  ihrem  Amte.  Doch  erneut  sich  das  Kollegium  zur  Hälfte  alle 
2  Jahre,  sowohl  unter  den  Industriellen  wie  bei  den  Arbeitern. 

Schiueizerische  Eidgenossenschaft.  Nachtragsgesetz  vom  22.  Dez.  1892,  betr.  die 
Arbeitszeit  bei  dem  Betrieb  der  Eisenbahnen:  Ausdehnung  des  Gesetzes  vom 
27.  Juni   1890  auf  Telegraphen  Verwaltung    und  Telephonbetrieb. 

VIII.  Autorrechts-,  Zeichen-  und  Markenschutz. 

Deutsches  Reich.  Gesetz  vom  12,  Mai  1894  zum  Schutz  der  Warenbe- 
zeichnungen. —  §  I.  Wer  in  seinem  Geschäftsbetriebe  zur  Unterscheidung 
seiner  Waren  von  den  Waren  anderer  eines  Warenzeichens  sich  bedienen  will,  kann 
dieses  Zeichen  zur  Eintragung  in  die  Zeichenrolle  anmelden.  —  §  2.  Die 
Zeichenrolle  wird  bei  dem  Patentamt  geführt.  Die  Anmeldung  eines  Warenzeichens 
hat  schriftlich  bei  dem  Patentamt  zu  erfolgen.  Jeder  Anmeldung  muss  die  Be- 
zeichnung des  Geschäftsbetriebes,  in  welchem  das  Zeichen  verwendet  werden  soll, 
ein  Verzeichnis  der  Waren ,  für  welche  es  bestimmt  ist ,  sowie  eine  deutliche  Dar- 
stellung und  soweit  erforderlich,  eine  Beschreibung  des  Zeichens  beigefügt  sein.  Das 
Patentamt  erlässt  Bestimmungen  über  die  sonstigen  Erfordernisse  der  Anmeldung. 
Für  jedes  Zeichen  ist  bei  der  Anmeldung  eine  Gebühr  von  dreissig  Mark  zu  ent- 
richten. —  §  7.  Das  durch  die  Anmeldung  oder  Eintragung  eines  Warenzeichens 
begründete  Recht  geht  auf  die  Erben  über  und  kann  durch  Vertrag  oder  durch  Ver- 
fügung von  Todes  wegen  auf  andere  übertragen  werden.  Das  Recht  kann  jedoch 
nur  mit  dem  Geschäftsbetriebe ,  zu  welchem  das  Warenzeichen  gehört ,  auf  einen 
anderen  übergehen.  Der  Uebergang  wird  auf  Antrag  des  Rechtsnachfolgers  in  der 
Zeichenrolle  vermerkt,  sofern  die  Einwilligung  des  Berechtigten  in  beweisender  Form 
beigebracht  wird.  Ist  der  Berechtigte  verstorben,  so  ist  der  Nachweis  der  Rechts- 
nachfolge zu  führen.  —  §§  14  ff.  Strafen  bis  5000  M. 
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ScJnoeizerische  Eidgenossenschaft.     Nachtragsgesetz    vom    23.    März    1893 ,    zum 
Patentgesetz  vom  29.  Juni  1888. 

IX.  Wasserrecht  —  —  — . 

X.  Agrargesetzgebung  und  innere  Kolonisation. 
XI.  Volkswirtschaftspflege. 

A)  Landwirtschaft, 
Preussen.  Gesetz  vom  30.  Juni  1894  über  die  Landwirtschaftskam- 
mern. —  §  I.  Zum  Zwecke  der  korporativen  Organisation  des  landwirtschaftlichen 
Berufsstandes  können  durch  Königliche  Verordnung  nach  Anhörung  des  Provinzial- 
Landtages  Landwirtschaftskammern  errichtet  werden ,  welche  in  der  Regel  das  Ge- 
biet einer  Provinz  umfassen.  Im  Bedürfnisfalle  können  für  eine  Provinz  mehrere 
Landwirtschaftskammern  errichtet  werden.  —  §  2.  Die  Landwirtschaftskammern 
haben  die  Bestimmung,  die  Gesamtinteressen  der  Land-  und  Forstwirtschaft  ihres 
Bezirkes  wahrzunehmen,  zu  diesem  Behufe  alle  auf  die  Hebung  der  Lage  des  länd- 
lichen Grundbesitzes  abzielenden  Einrichtungen,  insbesondere  die  weitere  korporative 
Organisation  des  Berufsstandes  der  Landwirte ,  zu  fördern.  Auch  haben  sie  das 
Recht,  selbständige  Anträge  zu  stellen.  —  Die  Landwirtschaftskammern  haben  ferner 
die  Verwaltungsbehörden  bei  allen  die  Land-  und  Forstwirtschaft  betreffenden  Fragen 
durch  thatsächliche  Mitteilungen  und  Erstattung  von  Gutachten  zu  unterstützen.  Sie 
haben  nicht  nur  über  solche  Massregeln  der  Gesetzgebung  und  Verwaltung  sich  zu 
äussern,  welche  die  allgemeinen  Interessen  der  Landwirtschaft  oder  die  besonderen 
landwirtschaftlichen  Interessen  der  beteiligten  Bezirke  berühren ,  sondern  auch  bei 
allen  Massnahmen  mitzuwirken,  welche  die  Organisation  des  ländlichen  Kredits  und 
sonstige  gemeinsame  Aufgaben  betreffen.  —  Die  Landwirtschaftskammern  haben 
ausserdem  den  technischen  Fortschritt  der  Landwirtschaft  durch  zweckentsprechende 
Einrichtungen  zu  fördern.  Zu  diesem  Zwecke  sind  sie  namentlich  befugt ,  die  An- 
stalten, das  gesamte  Vermögen,  sowie  die  Rechte  und  Pflichten  der  bestehenden 
landwirtschaftlichen  Zenlralvereine  auf  deren  Antrag  zur  bestimmungsmässigen  Ver- 
wendung und  Verwaltung  zu  übernehmen  und  mit  deren  bisherigen  lokalen  Glie- 
derungen ihrerseits  in  organischen  Verband  zu  treten  ,  sowie  sonstige  Vereine  und 
Genossenschaften ,  welche  die  Förderung  der  landwirtschaftlichen  Verhältnisse  zum 
Zwecke  haben ,  in  der  Ausführung  ihrer  Aufgaben  zu  unterstützen.  —  Den  Land- 
wirtschaftskammern wird  nach  Massgabe  der  für  die  Börsen  und  Märkte  zu  erlas- 
senden Bestimmungen  eine  Mitwirkung  bei  der  Verwaltung  und  den  Preisnotierungen 
der  Produktenbörsen,  sowie  der  Märkte,  insbesondere  der  Viehmärkte,  übertragen. 
—  §  3.  Die  Errichtung  einer  Landwirtschaftskammer  erfolgt  durch  Königliche  Ver- 
ordnung auf  Grund  von  Satzungen ,  welche  den  Vorschriften  dieses  Gesetzes  ent- 
sprechen. Aenderungen  der  Satzungen  bedürfen,  soweit  die  Königliche  Verordnung 
nicht  etwas  anderes  bestimmt,  der  Königlichen  Genehmigung,  Die  Satzungen,  sowie 
Aenderungen  derselben  sind  durch  den  Staatsanzeiger  zu  veröffentlichen.  Die  Land- 
wirtschaftskammer hat  als  ersten  Gegenstand  ihrer  sachlichen  Verhandlungen  die 
Satzungen  durchzuberaten.  —  §  4.  Die  Satzungen  müssen  innerhalb  der  durch  dieses 
Gesetz  gegebenen  Vorschriften  Bestimmungen  enthalten  über  :  i)  den  Sitz  der  Land- 
wirtschaftskammer ;  2)  das  nach  dem  Grundsteuerreinertrage  anzugebende  Mindest- 
mass des  zum  passiven  Wahlrecht  berechtigenden  Grundbesitzes ;  3)  die  Zahl  der 
Mitglieder  und  ihre  Verteilung  auf  die  Wahlkreise ;  4)  die  Reihenfolge  des  Aus- 
scheidens der  Mitglieder;  5)  die  für  die  Beschlussfähigkeit  erforderliche  Zahl  der 
Mitglieder ;  6)  die  Wahl  und  die  Zusammensetzung  des  Vorstandes  ,  die  Befugnisse 
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des  Vorstandes  und  des  Vorsitzenden ;  7)  die  Form  für  die  Legitimation  des  Vor- 
standes und  seiner  Mitglieder ;  8)  die  Voraussetzungen  und  die  Form  für  die  Zusam- 
menberufung der  Landwirtschaftskammer ;  9)  die  Bezeichnung  der  Gegenstände, 
welche  der  Beschlussfassung  der  Landwirtschaftskammer  vorbehalten  bleiben ;  10)  die 
Form  der  Bekanntmachungen ;  11)  das  Verfahren  bei  Aenderungen  der  Satzungen.  — 
§  5.  Die  Mitglieder  der  Landwirtschaftskammern  werden  gewählt.  Voraussetzung 
des  passiven  Wahlrechts  ist  die  Angehörigkeit  zu  einem  deutschen  Bundesstaate  und 
ein  Alter  von  mindestens  30  Jahren.  —  Vom  Wahlrecht  sind  ausgeschlossen;  i)  Per- 
sonen ,  welche  nicht  im  Besitze  der  bürgerlichen  Ehrenrechte  sind ;  2)  Personen, 
über  deren  Vermögen  der  Konkurs  eröffnet  ist,  oder  deren  Grundstücke  der  Zwangs- 
versteigerung oder  Zwangsverwaltung  unterliegen.  —  §  6.  Wählbar  zu  Mitgliedern 
der  Landwirtschaftskammern  sind  unter  den  im  §  5  bezeichneten  Voraussetzungen : 
i)  die  Eigentümer,  Nutzniesser  und  Pächter  land-  oder  forstwirtschaftlich  genutzter 
Grundstücke,  deren  Grundbesitz  oder  Pachtung  im  Bezirke  der  Landwirtschafts- 
kammer wenigstens  den  Umfang  einer  selbständigen  Ackernahrung  hat  oder,  für  den 
Fall  rein  forstwirtschaftlicher  Benutzung,  zu  einem  jährlichen  Grundsteuer-Reinertrage 
von  mindestens  150  Mark  veranlagt  ist,  sowie  deren  gesetzliche  Vertreter  und  Be- 
vollmächtigte ;  2)  im  Bezirke  der  Landwirtschaftskammer  wohnende  Personen,  welche 

a.  nach  Nr.   i   als  Eigentümer,  Nutzniesser  oder  Pächter  wählbar  gewesen  sind,  oder 

b.  mindestens  zehn  Jahre  als  Vorstandsmitglieder  oder  Beamte  von  landwirtschaft- 
lichen und  zweckverwandten  Vereinen ,  landwirtschaftlichen  Genossenschaften  und 
Kreditinstituten  thätig  sind,  oder  welchen  c)  wegen  ihrer  Verdienste  um  die  Land- 
wirtschaft von  der  Landwirtschaftskammer  die  Wählbarkeit  beigelegt  ist.  —  §  7. 
Wahlbezirke  sind  in  der  Regel  die  Landkreise  ;  durch  die  Satzungen  können  mehrere 
Kreise  zu  einem  Wahlbezirke  vereinigt  werden.  Ebenso  können  Stadtkreise  behufs 
der  Wahl  mit  benachbarten  Landkreisen  zu  einem  Wahlbezirke  vereinigt  werden. 
In  jedem  Wahlbezirke  sind  in  der  Regel  zwei  Mitglieder  zu  wählen.  —  §  8.  Die 
Wahl  erfolgt  durch  Kreistage.  Die  Kreistagsmitglieder  aus  dem  Wahlverbande  der 
Städte  nehmen  nur  insoweit  an  der  Wahl  Teil ,  als  sie  nach  §  6  wählbar  sind ; 
Ausnahmen  von  dieser  Beschränkung  können  durch  die  Satzungen  bezüglich  solcher 
Städte  zugelassen  werden ,  deren  Einwohner  überwiegend  Landwirtschaft  treiben. 
Falls  Stadtkreise  mit  Landkreisen  zu  einem  Wahlbezirk  vereinigt  werden,  wird  die 
Zahl  der  den  Stadtkreisen  zukommenden  Wahlmänner  nach  Verhältnis  des  Grund- 
steuerreinertrages der  Stadt-  und  Landkreise  des  Wahlbezirks  durch  die  Satzungen 
bestimmt.  Die  Wahlmänner  der  Stadtkreise  werden  von  der  Gemeindevertretung 
aus  der  Zahl  der  nach  §  6  wählbaren  Einwohner  der  Stadtkreise  gewählt.  Die 
Wahl  geschieht  unter  Leitung  des  Landrats  nach  absoluter  Stimmenmehrheit;  bei 
Stimmengleichheit  entscheidet  das  durch  den  Vorsitzenden  zu  ziehende  Los.  Ergiebt 
ein  Wahlgang  nicht  die  absolute  Mehrheit ,  so  findet  eine  Stichwahl  zwischen  den- 
jenigen Beiden  statt,  welche  die  meisten  Stimmen  erhalten  haben.  Das  Nähere  be- 
stimmt eine  von  dem  Minister  zu  erlassende  Wahlordnung.  —  §  9-  Die  Landwirt- 
schaftskammern können  eine  Aenderung  des  Wahlverfahrens  (§  8)  auf  folgender 
Grundlage  beschliessen :  i)  Das  aktive  Wahlrecht  steht  Eigentümern ,  Nutzniessern 
und  Pächtern  eines  zum  passiven  Wahlrecht  berechtigenden  ländlichen  Grundbesitzes 
unter  den  Voraussetzungen  des  §  5  mit  der  Massgabe  zu,  dass  das  erforderliche 
Alter  23  Jahre  beträgt.  2)  Das  Wahlrecht  stuft  sich  nach  dem  Grundsteuerreiner- 
trage  ab.  3)  Die  Wahl  ist  indirekt.  4)  Das  Wahlrecht  kann  auch  an  Eigentümer 
oder  Pächter  von  kleinerem  als    dem   nach  Ziffer   i    angegebenen  Grundbesitze  ver- 
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liehen  werden.  Die  auf  Grund  dieses  Paragraphen  beschlossenen  Satzungsverände- 
rungen bedürfen  der  Königlichen  Genehmigung.  —  §  lo.  Das  Ergebnis  der  Mit- 
gliederwahl ist  von  dem  Wahlvorstande  der  Landwirtschaftskammer  unter  Beifügung 
des  Wahlprotokolls  mitzuteilen.  Einsprüche  gegen  die  Wahl  werden  von  der  Land- 
wirtschaftskammer endgültig  entschieden.  —  §  H-  Die  Mitglieder  der  Landwirt- 
schaftskammern werden  auf  sechs  Jahre  gewählt.  Alle  drei  Jahre  scheiden  die  Ver- 
treter der  Hälfte  der  Wahlbezirke  nach  einer  durch  die  Satzungen  festzusetzenden 
Reihenfolge  aus,  Ist  die  Zahl  der  Wahlbezirke  eine  ungerade,  so  scheidet  das  erste 
Mal  die  grössere  Zahl  aus.  Die  ausscheidenden  Mitglieder  sind  wieder  wählbar  und 
bleiben  so  lange  in  ihrer  Stellung,  bis  eine  Neuwahl  stattgefunden  hat.  Scheidet 
ein  Mitglied  durch  den  Tod  oder  aus  sonstigen  Gründen  aus ,  so  hat  eine  Ersatz- 
wahl für  den  Rest  der  Wahlperiode  stattzufinden  ,  sofern  dieser  Rest  mindestens 
ein  volles  Jahr  beträgt.  —  §  12.  Jeder  in  der  Person  eines  Mitgliedes  eintretende 
Umstand,  welcher  dasselbe  ,  wenn  er  vor  der  Wahl  vorhanden  gewesen  wäre ,  von 
der  Wählbarkeit  ausgeschlossen  haben  würde,  hat  das  Erlöschen  der  Mitgliedschaft 
zur  Folge.  Die  Landwirtschaftskammer  kann  ein  Mitglied ,  gegen  welches  ein  ge- 
richtliches Strafverfahren  eröffnet  wird,  bis  nach  Abschluss  desselben  von  seiner 
Stellung  vorläufig  entheben.  Für  diesen  Beschluss  sind  wenigstens  zwei  Dritteile 
der  Stimmen  erforderlich.  Gegen  die  Beschlüsse  der  Landwirtschaftskammer  steht 
den  Betroffenen  die  Beschwerde  an  den  Provinzialrat  zu,  dessen  Entscheidung  end- 
gültig ist.  Die  Beschwerde  hat  keine  aufschiebende  Wirkung.  —  §  13.  Alle  drei 
Jahre  wählt  die  Landwirtschaftskammer  einen  Vorsitzenden  und  dessen  Stellvertreter. 
Diese  bilden  mit  mindestens  drei  weiteren  gewählten  Mitgliedern  den  Vorstand.  Für 
diese  weiteren  Mitglieder  werden  für  Fälle  ihrer  dauernden  oder  vorübergehenden 
Verhinderung  Stellvertreter  gewählt.  Ihre  Zahl  und  die  Reihenfolge  der  Einberufung 
im  Vertretungsfalle  ist  durch  die  Satzungen  festzusetzen.  —  §  14.  Die  Landwirt- 
schaftskammern sind  berechtigt,  sich  bis  zu  einem  Zehntel  ihrer  Mitgliederzahl  durch 
Zuwahl  von  Sachverständigen  und  um  die  Landwirtschaft  verdienten  Personen  zu 
ergänzen.  Denselben  steht  das  Recht  zu,  an  den  Sitzungen  mit  beratender  Stimme 
teilzunehmen.  —  §  15.  Die  Landwirtschaftskammer  ist  berechtigt,  einzelne  Aus- 
schüsse aus  ihrer  Mitte  zu  bilden  und  mit  besonderen,  regelmässigen  oder  vorüber- 
gehenden Aufgaben  zu  betrauen.  Diese  Ausschüsse  haben  ihrerseits  das  Recht,  sich 
bis  zu  einer  von  der  Landwirtschaftskamraer  festzusetzenden  Zahl  durch  Nichtmit- 
glieder  der  Kammer  zu  ergänzen.  Sie  fassen  ihre  Beschlüsse  selbständig,  dieselben 
sind  aber ,  soweit  bie  Landwirtschaftskammer  den  Ausschüssen  nicht  bestimmte 
selbständige  Aufgaben  zugewiesen  hat,  der  Landwirtschaftskammer  oder  dem  Vor- 
stande zur  Bestätigung  vorzulegen.  —  §  16.  Die  Mitglieder  versehen  ihr  Amt  un- 
entgeltlich. Doch  kann  ihnen  eine  den  baren  Auslagen  für  die  Teilnahme  an  den 
Sitzungen  entsprechende  Entschädigung  durch  Beschluss  der  Landwirtschaftskammer 
gewährt  werden,  auch  ist  bei  Ausführung  besonderer  Aufträge  die  Gewährung  einer 
Entschädigung  zulässig.  —  §  17.  Der  Geschäftsgang  der  Landwirtschaftskammer 
wird  in  einer  von  ihr  festzusetzenden  und  zu  veröffentlichenden  Geschäftsordnung 
geregelt.  Die  Sitzungen  der  Landwirtschaftskammer  sind  öffentlich.  Gegenstände, 
welche  sich  nach  Bestimmung  der  Landwirtschaftskammer  zur  öffentlichen  Beratung 
nicht  eignen ,  sowie  diejenigen ,  welche  von  der  Staatsregierung  unter  Beding  der 
Geheimhaltung  mitgeteilt  werden ,  sind  in  geheimer  Sitzung  zu  behandeln.  Ueber 
die  Verhandlungen  werden  Protokolle  geführt ,  welche  innerhalb  vier  Wochen  dem 
Minister  abschriftlich  einzusenden  sind.    Die  Tage  der  Sitzungen  der  Landwirtschafts- 
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kammer  und  des  Vorstandes  sind  rechtzeitig  dem  Minister  und  dem  Oberpräsidenten 
mitzuteilen.  Die  Vertreter  der  Staatsregierung  sind  jederzeit  zum  Worte  zu  ver- 
statten. —  §  18.  Die  der  Landvvirtschaftskammer  für  ihren  gesamten  Geschäftsum- 
fang  entstehenden  Kosten  werden  von  ihr,  soweit  sie  nicht  durch  anderweitige  Ein- 
nahmen ,  insbesondere  durch  Staatszuschüsse  gedeckt  werden ,  auf  diejenigen  Be- 
sitzungen ,  welche  den  im  §  6  Ziffer  i  enthaltenen  Bedingungen  entsprechen  ,  nach 
dem  Massstab  ihres  mit  Wegfall  der  Thalerbruchteile  abzurundenden  Grundsteuer- 
reinertrages verteilt ,  von  den  Gemeinden  und  Gutsbezirken  auf  Anweisung  des 
Regierungspräsidenten  erhoben  und  durch  Vermittlung  der  Kreis-  (Steuer-)  Kassen 
an  die  Landwirtschaftskammern  abgeführt.  —  Sofern  es  sich  um  die  Kosten  solcher 
Einrichtungen  oder  Massnahmen  handelt,  welche  in  besonders  hervorragendem  oder 
in  besonders  geringem  Masse  einzelnen  Wahlbezirken  zu  Gute  kommen,  kann  die 
Landwirtschaftskammer  auf  Antrag  der  Mehrheit  der  Vertreter  der  betreffenden  Be- 
zirke eine  Mehr-  oder  Minderbelastung  dieser  Bezirke  eintreten  lassen.  Derartige 
Beschlüsse  bedürfen  der  Genehmigung  des  Ministers.  —  Die  Beitragspfiicht  für  die 
Landwirtschaftskammer  ist  den  gemeinen  öffentlichen  Lasten  gleichzuachten.  Rück- 
ständige Beiträge  werden  in  derselben  Weise  wie  Gemeindeabgaben  eingezogen.  — 
Die  Beschwerde  gegen  die  eingeforderten  Beiträge  ist  innerhalb  zwei  Wochen  nach 
der  Zahlungsaufforderung  an  den  Vorstand  der  Landwirtschaftskammer  zu  richten, 
der  über  dieselbe  beschliesst.  Gegen  den  Beschluss  findet  innerhalb  zwei  Wochen 
nach  der  Zustellung  die  Klage,  in  dem  Bezirke  der  Landwirtschaftskammer  für  die 
Provinz  Brandenburg  beim  Bezirksausschusse  zu  Potsdam,  in  den  Bezirken  der  übrigen 
Landwirtschaftskammern  bei  dem  Bezirksausschusse  desjenigen  Bezirkes  statt,  in  dem 
die  Landwirtschaftskammer  ihren  Sitz  hat.  Gegen  das  Endurteil  des  Bezirksaus- 
schusses ist  nur  das  Rechtsmittel  der  Revision  zulässig.  Die  Beschwerde  hat  keine 
aufschiebende  Wirkung.  —  Wird  auf  Grund  des  §  9  Ziffer  4  das  Wahlrecht  auch 
an  Eigentümer  und  Pächter  von  kleinerem,  als  dem  nach  Ziffer  i  angegebenen  Grund- 
besitze verliehen,  so  muss  dementsprechend  gleichzeitig  auch  die  Beitragsflicht  auf 
die  betreffenden  Besitzungen  ausgedehnt  werden.  —  §  19.  Die  Landwirtschaftskammer 
hat  jährlich  einen  Etat  aufzustellen,  öffentlich  bekannt  zu  machen  und  dem  Minister 
vorzulegen.  Die  Umlagen  dürfen  ein  halbes  Prozent  des  Grundsteuerreinertrages  in 
der  Regel  nicht  übersteigen.  Nur  in  ausserordentlichen  Fällen  kann  mit  Genehmi- 
gung des  Ministers  eine  Erhöhung  vorgenommen  werden.  Ihr  Kassen-  und  Rech- 
nungswesen ordnen  die  Landwirtschaftskammern  selbständig.  ■ —  §  20.  Die  Land- 
wirtschaftskammer hat  die  rechtliche  Stellung  einer  Korporation,  —  §  21.  Alljährlich 
einmal,  und  zwar  bis  zum  i.  Mai,  haben  die  Landwirtschaftskammern  dem  Minister 
über  die  Lage  der  Landwirtschaft  ihres  Bezirkes  zu  berichten.  Von  fünf  zu  fünf 
Jahren  haben  sie  einen  umfassenden  Bericht  über  die  gesamten  landwirtschaftlichen 
Zustände  ihres  Bezirks  an  den  Minister  zu  erstatten.  Alle  Berichte  an  die  Zentral- 
behörden sind  durch  den  Oberpräsidenten  vorzulegen.  —  §  22.  Auf  den  Antrag  des 
Staatsministeriums  kann  eine  Landwirtschaftskammer  durch  Königliche  Verordnung 
aufgelöst  werden.  Es  sind  sodann  Neuwahlen  anzuordnen ,  welche  innerhalb  drei 
Monaten,  vom  Tage  der  Auflösung  an,  erfolgen  müssen.  Die  neu  gewählte  Land- 
wirtschaftskammer ist  innerhalb  sechs  Monaten  nach  erfolgter  Auflösung  zu  berufen. 
Ueber  die  zwischenzeitliche  Geschäftsführung  und  Vermögensverwaltung  der  Land- 
wirtschaftskammer trifft  der  Minister  die  erforderlichen  Anordnungen.  —  §  24.  Für 
die  Hohenzollern'schen  Lande  tritt  überall,  wo  in  diesem  Gesetze  von  Grundsteuer- 
reinertrag die  Rede  ist,   an  dessen  Stelle  das  Grundsteuerkapital  nach  näherer  Be- 
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Stimmung  des  Ministers.  Desgleichen  tritt  an  Stelle  des  Oberpräsidenten  der  Re- 
gierungspräsident, des  Provinzialrats  der  Bezirksausschuss,  des  Kreises  der  Oberamts- 
bezirk, des  Kreistages  die  Amtsversammlung  und  an  Stelle  des  Landrats  der  Ober- 
amtmann. 

Württemberg.  Gesetz  vom  1 5.  Juni  1893,  betr.  das  landwirtschaftliche 
Nachbarrecht. 

Belgien.  Novelle  zum  Gesetz  vom  15.  April  1884,  betr.  landwirtschaft- 
liche Darlehen  durch  Darlehenkassen  (comptoirs)  und  landwirtschaftliche  Darlehens- 
genossenschaften. 

B)  Gewerbe,  Handel,    Transportwesen.    —  Geld-,    Mass- 
und Gewichtswesen. 

Deutsches  Reich.  Gesetz  vom  26.  April  1893 ,  betr.  die  Abänderung  der 
Mass-  und  Gewichtsordnung.  Die  Artikel  i,  2,  3  und  5  der  Mass-  und 
Gewichtsordnung  erhalten  veränderte  Fassung:  Artikel  i.  Das  Meter  und  das  Kilo- 
gramm sind  die  Grundlagen  des  Masses  und  Gewichtes.  Das  Meter  ist  die  Einheit 
des  Längenmasses.  Es  wird  dargestellt  durch  den  bei  der  Temperatur  des  schmel- 
zenden Eises  gemessenen  Abstand  der  Endstriche  auf  demjenigen  Massstab,  welcher 
von  der  Internationalen  Generalkonferenz  für  Mass  und  Gewicht  als  internationales 
Prototyp  des  Meter  anerkannt  worden  und  bei  dem  Internationalen  Mass-  und  Ge- 
wichtsbureau niedergelegt  ist.  Das  Kilogramm  ist  die  Einheit  des  Gewichtes.  Es 
wird  dargestellt  durch  die  Masse  desjenigen  Gewichtsstückes ,  welches  durch  die 
Internationale  Generalkonferenz  für  Mass  und  Gewicht  als  internationales  Prototyp 
des  Kilogramm  anerkannt  worden  und  bei  dem  Internationalen  Mass-  und  Gewichts- 
bureau niedergelegt  ist.  —  Art.  5.  Als  Urgewicht  gilt  dasjenige  von  dem  Prototyp 
des  Kilogramm  (Art.  i  Abs.  3)  abgeleitete  Gewichtsstück  aus  Platin-Iridium,  welches 
durch  die  Internationale  Generalkonferenz  für  Mass  und  Gewicht  dem  Deutschen 
Reich  als  nationales  Prototyp  überwiesen  worden  ist.  Dasselbe  wird  von  der  Nor- 
mal-Aichungskommission  aufbewahrt. 

Oesterreich.  Gesetz  vom  27.  Dezember  1893,  betr.  die  Unterstützung  der 
Handelsmarine:  Gewährung  von  Betriebszuschüssen  (Jahreszuschüssen  für  15 
Jahre,  per  Tonne)  im  Betrag  von  6  fl.  für  Dampfer  aus  Eisen  und  Stahl,  4  fl.  50  kr. 
für  Segelschiffe  aus  Eisen  und  Stahl ,  3  fl.  für  Segelschiffe  aus  Holz  oder  von  ge- 
mischter Konstruktion,  weiter  von  Reisezuschüssen  per  Tonne  5  kr.  für  je  100  See- 
meilen Fahrt,  ferner  von  zeitweiligen  Steuererlassen. 

Frankreich.     Gesetz  vom  30,  Januar  1893  über  die  Handelsmarine. 

Frankreich.  Gesetz  vom  25.  Januar  1893,  betr.  Erhöhung  des  zulässigen 
Höchstbetrages  des  Notenumlaufes  der  Bank  von  Frank  reich  von  3  V2 
auf  4  Milliarden  Franks. 

XII.    Finanzwesen. 

A)  Direkte  Besteuerung. 

Deutsches  Reich.  Gesetz  vom  37.  April  1894,  wegen  Veränderung  des  Gesetzes 
betreffend  die  Erhebung  von  Reichsstempelabgaben  vom  i.  Juli  1881  bis 
29.  Mai  1885.     Giltig  vom  i.  Mai  1894. 

Preussen.  Drei  Gesetze  vom  14.  Juli  1893;  i)  Gesetz  wegen  »Aufhe- 
bung direkter  Staatssteuern«  (»Ueberweisungsgesetz«),  2)  Ergän- 
zungssteuergesetz, 3)  Kommunalabgabengetetz'). 

i)  Die  Ergänzungssteuer ,    besser   die    die  a.    Personal-Einkommen- 
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a)  Ueberweisungsgesetz:  §1.  Behufs  Erleichterung  und  anderweitiger 
Regelung  der  öffentlichen  Lasten  der  Gemeinden  (Gutsbezirke)  werden  die  fol- 
genden   direkten  Staatssteuern    gegenüber    der  Staatskasse    ausser  Hebung    gesetzt : 

1)  die  Grund-  und  Gebäudesteuer,  2)  die  Gewerbe-  und  Betriebssteuer.  —  §  2. 
Ferner  werden  ausser  Hebung  gesetzt:  i)  die  von  den  Bergwerken  in  den  älteren 
rechtsrheinischen  Landesteilen  zu  entrichtende  Aufsichtssteuer  und  Bergwerksabgabe; 

2)  die  in  den  übri-gen  Landesteilen  zu  entrichtende  Bergwerksabgabe.  —  §  3.  Die 
Vorschriften  der  in  den  §§  i  und  2  bezeichneten  Gesetze  bleiben ,  soweit  nicht  in 
dem  gegenwärtigen  Gesetze  und  in  dem  Kommunalabgabengesetze  Abweichendes 
bestimmt  ist,  in  Kraft.  Die  Veranlagung  und  Verwaltung  der  Grund-,  Gebäude-  und 
Gewerbesteuer  wird ,  soweit  nicht  in  dem  gegenwärtigen  Gesetze  Abweichendes  be- 
stimmt ist ,  unter  Aufrechterhaltung  der  dieserhalb  bestehenden  gesetzlichen  Ein- 
richtungen vom  Staate  für  die  Zwecke  der  kommunalen  Besteuerung  ausgeführt. 

—  §  14-  Die  Kosten  der  Veranlagung  und  Verwaltung  der  Steuern  werden,  soweit 
sie  nicht  durch  die  den  Gemeinden  hierbei  übertragenen  Geschäfte  entstehen,  aus 
der  Staatskasse  bestritten.  .  .  Sofern  im  Bereiche  der  Katasterverwaltung  die  Aus- 
führung von  Neumessungen  ganzer  Gemarkungen  oder  grösserer  Teile  von  solchen 
seitens  einer  Gemeinde  oder  der  beteiligten  Grundbesitzer  beantragt  wird,  oder  vor- 
zugsweise der  Gemeinde  oder  den  beteiligten  Grundbesitzern  zum  Vorteile  gereicht, 
kann  die  Ausführung  nach  Bestimmung  des  Finanzministers  von  der  Entrichtung 
eines,  seitens  der  Gemeinde  oder  der  beteiligten  Grundbesitzer  zu  leistenden  Bei- 
trages zu  den  Kosten  der  Neumessung  abhängig  gemacht  werden.  —  §  16.  Durch 
Königliche  Verordnung  kann  den  Gemeinden  und  selbständigen  Gutsbezirken  die 
Verpflichtung  auferlegt  werden,  in  ihren  Bezirken  die  Elementarerhebung  der  sämt- 
lichen direkten  Staatssteuern,  der  Domänen-,  Rentenbank-  und  Grundsteuerentschä- 
digungs-Renten ,  sowie  die  Abführung  der  erhobenen  Beträge  an  die  zuständigen 
Staatskassen  ohne  Vergütung  zu  bewirken.  —  §  i8-  Die  auf  Grund  der  §§  i  bis  4 
des  Grundsteuerentschädigungsgesetzes  vom  21.  Mai  1861  und  der  §§  i,  15  des  Ge- 
setzes vom  II.  Februar  1870  für  die  Aufhebung  von  G  r  un  d  s  t  e  u  e  r  b  e  f  r  e  i- 
u  n  g  e  n  und  Grundsteuerbevorzugungen  geleisteten  Entschädigungen  sind 
nach  Massgabe  der  folgenden  Bestimmungen  an  die  Staatskasse  zurückzuerstatten. 
Hierbei  ist,  soweit  die  Entschädigung  durch  Erlass  von  Domänenabgaben  oder  Do- 
mänenamortisationsrenten stattgefunden  hat,  das  zu  erstattende  Entschädigungskapital 
nach   dem  zwanzigfachen  Betrage  der  erlassenen  Abgabe  bezw.  Rente  zu  berechnen. 

—  §  19.  Die  Rückerstattung  (§  18)  bleibt  ausgeschlossen  bezüglich  derjenigen  Güter 
und  Grundstücke,  welche  nach  erfolgter  Entschädigung  durch  lästiges  (entgeltliches) 
Rechtsgeschäft  veräussert  worden  sind.  —  §  20.  Diejenigen  Städte,  welche  gemäss 
§  7  des  Gesetzes  vom  21.  Mai  1861  entschädigt  worden  sind,  haben  die  empfangene 
Entschädigung  an  die  Staatskasse  zurückzuerstatten.  Sofern  die  einer  Stadtgemeinde 
überwiesene  Entschädigungssumme  auf  die  einzelnen  Besitzer  der  Grundstücke  in 
der  städtischen  Feldmark  verteilt  worden  ist,  haben  diese  nach  Massgabe  der  §§  18, 
19  die  Rückerstattung  an  die  Staatskasse  zu  bewirken.   —  §21.  Solchen  Gemeinden, 

Steuer  ergänzende  Vermögenssteuer  ist  in  ihrer  Art  neu,  wenigstens 
für  die  deutsche  Steuerentwickelung,  das  Kommunalabgabenwesen  aller  Wahrschein- 
lichkeit nach  epochemachend.  Daher  werden  diese  beiden  Gesetze  in  allem  wesent- 
lichen hier  wiedergegeben,  das  Kommunalabgabengesetz  auch  mit  Rücksicht  auf  die 
Arbeit  von  Adickes  in  unserem  Jahrgang  1894,   S.  410  ff.,   583  ff. 

Zeitschrift  für  die  ges.  Staatswissensch.   1895.  1.  lO 
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welche  die  Grundsteuerentschädigung  zu  gemeinnützigen ,  keine  entsprechende  Ver- 
zinsung gewährenden  Einrichtungen  verwendet  haben,  kann  die  Rückerstattung  durch 
den  Finanzminister  ganz  oder  teilweise  erlassen  werden.  —  §  23.  Die  zurückzuer- 
stattenden Kapitalien  sind  seitens  der  Pflichtigen  vom  i.  April  1895  ab  mit  3V2 
vom  Hundert  zu  verzinsen.  Die  Feststellung  der  zurückzuerstattenden  Kapitalien 
gebührt  dem  Finanzminister.  —  §  27.  Die  sämtlichen ,  behufs  Rückerstattung  von 
Kapitalien  nebst  Zinsen  (§§  18  —  25)  im  Laufe  eines  jeden  Rechnungsjahres  gezahlten 
Beträge  werden  zum  Zwecke  der  Tilgung  von  Staatsschulden  durch  Rück- 
kauf eines  entsprechenden  Betrages  von  Schulddokumenten  der  Staatsschuldentilgungs- 
kasse überwiesen,  —  §  28.  Das  Gesetz,  betr.  Ueberweisung  von  Beiträgen,  welche 
aus  landwirtschaftlichen  Zöllen  eingehen,  an  die  Kommunal- 
verbände, vom  14.  Mai  1885  tritt  ausser  Kraft').  Soweit  die  Kreise  bis  zum 
21.  April  1895  die  ihnen  für  das  Rechnungsjahr  1894/95  zu  überweisenden  Summen 
noch  nicht  empfangen  oder  über  die  Verwendung  dieser  Summen  noch  keine  end- 
gültige Entscheidung  getroffen  haben,  kommen  die  Vorschriften  jenes  Gesetzes  auch 
ferner  zur  Anwendung.  —  §  29.  Die  Bestimmungen  der  §§  i — 27  finden  auf  die 
Hohenzollern'schen  Lande  keine  Anwendung.  Die  Umgestaltung  des  Systems  der 
direkten  Steuern  in  diesen  Landen  bleibt  einem  besonderen  Gesetze  vorbehalten. 
Bis  zum  Erlasse  eines  solchen  Gesetzes  wird  für  die  Hohenzollernschen  Lande  vom 
I.  April  1896  ab  ein  fester  Jahresbetrag  von  62  020  Mark  aus  der  Staatskasse 
überwiesen. 

b)    Die    die    Einkommenssteuer    ergänzende    Vermöge  ns- 
s  t  e  u  er  (gesetzlich  s.  g.  Ergänzungssteuer). 

L  Steuerpflicht  §  2  f.)  —  II.  Massstab  der  Besteuerung: 

I .  Steuerbares  Verinögen  : 
§  4.  Der  Besteuerung  unterliegt  das  gesamte  bewegliche  und  unbe- 
wegliche Vermögen  nachAbzug  der  Schulden  (§8).  —  Erstens: 
Als  steuerbares  Vermögen  im  Sinne  dieses  Gesetzes  gelten  insbesondere  :  l)  Grund- 
stücke (TJegenschaften  und  Gebäude)  nebst  allem  Zubehör,  Bergwerkseigentum,  Niess- 
brauchs-  und  andere  selbständige  Rechte  und  Gerechtigkeiten,  welche  einen  in  Geld 
schätzbaren  Wert  haben  ;  2)  das  dem  Betriebe  der  Land-  oder  Forstwirtschaft,  ein- 
schliesslich der  Viehzucht ,  des  Wein- ,  Obst-  und  Gartenbaues ,  dem  Betriebe  des 
Bergbaues  oder  eines  Gewerbes  dienende  Anlage-  und  Betriebskapital  (§  6) ;  3)  das 
sonstige  Kapitalvermögen  (§  7).  —  Zweitens:  Von  der  Besteuerung  sind  jedoch 
ausgeschlossen:  i)  die  ausserhalb  Preussens  belegenen  Grundstücke;  2)  das  dem 
Betriebe  der  Land-  oder  Forstwirtschaft,  des  Bergbaues  oder  eines  stehenden  Ge- 
werbes ausserhalb  Preussens  dienende  Anlage-  und  Betriebskapital.  —  Drittens: 
Als  steuerbares  Vermögen  im  Sinne  dieses  Gesetzes  gelten  nicht:  Möbel, 
Hausrat  und  andere  bewegliche  körperliche  Sachen,  insofern 
dieselben  nicht  als  Zubehör  eines  Grundstücks  oder  als  Bestandteil  eines  Anlage- 
und  Betriebskapitals  anzusehen  sind.  —  §  5-  Behufs  der  Steuerveranlagung  werden 
hinzugerechnet:  i)  die  zu  einer  Fideikommisstiftung  gehörigen  Vermögen  oder  Ver- 
mögensteile dem  jeweiligen  Fideikommissbesitzer ;  2)  das  zu  einer  ungeteilten  Nach- 
lassmasse gehörige  Vermögen  den  Erben  nach  Verhältnis  ihres  Erbteils ;  3)  die  zum 
Anlage-  und  Betriebskapital  einer  nicht  gemäss  §  i  Nr.  4,  5  des  Einkommensteuer- 
gesetzes der  Einkommensteuer    unterliegenden  Erwerbsgesellschaft    gehörigen  Werte 

i)  Aufhebung  der  s.  g.  tex  Huene. 
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den  einzelnen  Teilhabern  nach  Massgabe  ihres  Anteils ;  4)  dem  Haushaltungs vor- 
stände das  Vermögen  derjenigen  Haushaltungsangehörigen,  deren  Einkommen  ihm 
gemäss  §  11  des  Einkommensteuergesetzes  bei  der  Veranlagung  zur  Einkommensteuer 
hinzuzurechnen  ist.  —  §  7.  Das  sonstige  Kapitalvermögen  umfasst :  a)  ver- 
zinsliche und  unverzinsliche ,  verbriefte  und  unverbriefte  Kapitalforderungen  jeder 
Art  einschliesslich  des  Wertes  von  Aktien  und  Anteilscheinen,  Kommanditanteilen, 
Kuxen,  Geschäftsguthaben  bei  Genossenschaften,  Geschäftsanteilen  und  anderen  Ge- 
sellschaftseinlagen ;  b)  bares  Geld  deutscher  Währung ,  fremde  Geldsorten ,  Bank- 
noten und  Kassenscheine ,  mit  Ausschluss  der  aus  den  laufenden  Jahreseinkünften 
des  Steuerpflichtigen  (§  7  des  Einkommensteuergesetzes)  vorhandenen  Bestände,  sowie 
Gold  und  Silber  in  Barren ,  insoweit  die  Werte  zu  a  und  b  nicht  als  Teile  eines 
Anlage-  und  Betriebskapitals  (§  6)  anzusehen  sind ;  c)  den  Kapitalwert  der  Rechte 
auf  Apanagen,  Renten,  Leibrenten,  Altenteilsbezüge  und  auf  andere  periodische  geld- 
werte Hebungen,  welche  dem  Steuerpflichtigen  auf  seine  Lebenszeit  oder  auf  die 
Lebenszeit  eines  anderen,  auf  unbestimmte  Zeit  oder  auf  die  Dauer  von  mindestens 
zehn  Jahren  entweder  vertragsmässig  als  Gegenleistung  für  die  Hingabe  von  Vermö- 
genswerten oder  aus  letztwilligen  Verfügungen  oder  Familienstiftungen  oder  vermöge 
hausgesetzlicher  Bestimmung  zustehen.  Die  Bestimmung  zu  c  findet  keine  Anwen- 
dung auf  Ansprüche  an  Witwen-,  Waisen-  und  Pensionskassen ,  auf  Ansprüche  aus 
einer  Kranken-  oder  Unfall-  oder  der  gesetzlichen  Invaliditäts-  und  Altersversiche- 
rung, auf  Pensionen ,  welche  mit  Rücksicht  auf  ein  früheres  Arbeits-  oder  Dienst- 
verhältnis gezahlt  werden  ,  sowie  auf  Renten ,  welche  in  letztwilligen  Verfügungen 
Personen  zugewendet  sind,  die  zum  Hausstande  des  Erblassers  gehört  und  in  einem 
Dienstverhältnis  zu  demselben  gestanden  haben.  • —  §  8.  Von  dem  Aktivvermögen 
sind  in  Abzug  zu  bringen  i)  die  dinglichen  und  persönlichen  Kapitalschulden  des 
Steuerpflichtigen  mit  Ausschluss  derjenigen  Verbindlichkeiten,  welche  zur  Bestreitung 
der  laufenden  Haushaltungskosten  eingegangen  sind  (Haushaltungsschulden),  2)  der 
Kapitalwert  der  vom  Steuerpflichtigen  oder  aus  einer  Fideikommissstiftung  zu  ent- 
richtenden Apanagen,  Renten,  Altenteile  und  sonstigen  periodischen,  geldwerten 
Leistungen,  auf  welche  die  Voraussetzungen  im  §  7  zu  c  Absatz  i  zutreffen,  inso- 
weit diese  Verbindlichkeiten  (Nr.  i  und  2)  nicht  auf  Vermögensteilen  haften,  welche 
bei  der  Veranlagung  ausser  Betracht  zu  lassen  sind  (§  4). 
2.  Wertbestimtnung  (§§  9 — 16). 
§  9.  Bei  Berechnung  und  Schätzung  des  steuerbaren  Vermögens  wird  der  Be- 
stand und  gemeine  Wert  der  einzelnen  Teile  desselben  zur  Zeit  der  Veranlagung 
(Vermögensanzeige)  zu  Grunde  gelegt,  soweit  nicht  im  Nachstehenden  etwas  anderes 
bestimmt  ist.  —  Behufs  Ermittelung  des  Kapitalwertes  von  Niessbrauchs- 
rechten,  Apanagen,  Renten,  Leibrenten,  Altenteilsbezü- 
gen und  anderen  periodischen  Nutzungen  und  Leistungen  ist ,  sofern 
nicht  der  im  §  5  Nr.  i  vorgesehene  Fall  vorliegt ,  der  Geldwert  der  einjährigen 
Nutzung  oder  Leistung  nach  Massgabe  der  folgenden  Vorschriften  zu  Grunde  zu 
legen :  I.  Bei  immerwährenden  Nutzungen  und  Leistungen  wird  das  25fache  des 
einjährigen  Betrages  ,  bei  Nutzungen  und  Leistungen  von  unbestimmter  Dauer,  falls 
nicht  die  Vorschriften  unter  II  und  III  Anwendung  finden ,  oder  anderweite, 
die  längste  Dauer  begrenzende  Umstände  nachgewiesen  werden,  das  i2V2fache  des 
einjährigen  Betrages  als  Kapitalwert  angenommen.  IL  Ist  das  Recht  auf  die  Lebens- 
zeit des  Berechtigten  oder  einer  anderen  Person  beschränkt ,  so  bestimmt  sich  der 
Kapitalwert  nach   dem  zur  Zeit    der  Veranlagung  (Vermögensanzeige)   erreichten  Le- 
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bensaltcT    der  Person ,    bei  deren  Tode    das  Recht    erlischt ,    und    wird    bei    einem 

Lebensalter  derselben 

von     I  5  Jahren  oder  weniger  auf  das         i  8  fache 
über  15  Jahren  bis  zu  25  Jahre  auf  das   17       » 

»25  »         »      »    35        »        »        ^     16        » 

»35  »         »      »    45        =.        ,        »     14 

»     45  .         .      »    55        »        .        »     12        » 

»55  .         .      »    65        .        >>        »       8V2    » 

»        65  V  >:.         »      75  >,  »  »  5  » 

»75         "        ^<     »   80       *       »       »      3       » 

»     80  »   auf  das 2        » 

der  einjährigen  Nutzung  oder  Leistung  angenommen.  —  III.  Ist  die  Dauer  des 
Rechts  von  der  Lebenszeit  mehrerer  Personen  dergestalt  abhängig,  dass  beim  Tode 
der  zuerst  versterbenden  die  Nutzung  oder  Leistung  erlischt,  so  ist  für  die  nach  der 
Bestimmung  zu  II  vorzunehmende  Wertermittelung  das  Lebensalter  der  ältesten  Person 
massgebend.  Wenn  das  Bezugsrecht  bis  zum  Tode  der  letztversterbenden  Person 
fortdauert,  erfolgt  die  Berechnung  nach  dem  Lebensalter  der  jüngsten  Person.  — 
IV.  Der  Kapitalwert  der  auf  bestimmte  Zeit  eingeschränkten  Nutzungen  oder  Leist- 
ungen ist  für  den  Zeitpunkt  der  Veranlagung  (Vermögensanzeige)  unter  Zugrunde- 
legung eines  vierprozentigen  Zinsfusses  nach  der  dem  Gesetz  beigefügten  Hilfstabelle 
zu  ermitteln.  Ist  jedoch  die  Dauer  des  Rechts  noch  ausserdem  durch  die  Lebens- 
zeit einer  oder  mehrerer  Personen  bedingt,  so  darf  der  nach  den  Bestimmungen  zu 
II  und  III  zu  berechnende  Kapitalwert  nicht  überschritten  werden.  —  V.  Bei 
Nutzungen  oder  Leistungen,  welche  ihrem  Betrage  oder  ihrem  Geldwerte  nach  nicht 
feststehen ,  wird  der  Geldwert  des  im  letzten  Leistungsjahre  entrichteten  Betrages, 
und  wenn  eine  volle  Jahresleistung  noch  nicht  stattgefunden  hat,  der  Geldwert  des 
mutmasslich  für  das  laufende  Jahr  zu  entrichtenden  Betrages  zu  Grunde  gelegt.  — 
§  14.  Vom  Kapitalwert  unverzinslicher  befristeter  Forderungen  und  Schulden 
werden  für  die  Zeit  bis  zur  Fälligkeit  vier  Prozent  Jahreszinsen  in  Abzug  gebracht. 
—  §  15.  Noch  nicht  fällige  Ansprüche  aus  Lebens-,  Kapital-  und  Renten- 
versicherungen kommen  mit  zwei  Dritteln  der  Summe  der  eingezahlten  Prä- 
mien oder  Kapitalbeiträge,  falls  aber  der  Betrag  nachgewiesen  wird,  für  welchen 
die  Versicherungsanstalt  die  Police  zurückkaufen  würde,  mit  diesem  Rückkaufswerte 
in  Anrechnung. 

3.  Besteuerungsgrenze. 

§  17.  Zur  Ergänzungssteuer  werden  nicht  herangezogen  :  i)  diejenigen  Personen, 
deren  steuerbares  Vermögen  den  Gesamtwert  von  6000  M.  nicht  übersteigt ;  2)  die- 
jenigen Personen ,  deren  nach  Massgabe  des  Einkommensteuergesetzes  zu  berech- 
nendes Jahreseinkommen  den  Betrag  von  900  Mark  nicht  übersteigt ,  insofern  der 
Gesamtwert  ihres  steuerbaren  Vermögens  nicht  mehr  als  20  000  Mark  beträgt ; 
3)  weibliche  Personen,  welche  minderjährige  Familienangehörige  zu  unterhalten  haben, 
vaterlose  minderjährige  Waisen  und  Erwerbsunfähige,  insofern  das  steuerbare  Ver- 
mögen der  bezeichneten  Personen  den  Betrag  von  20  000  Mark  und  das  nach  Mass- 
gabe des  Einkommensteuergesetzes  zu  berechnende  Jahreseinkommen  derselben  den 
Betrag  von  1200  Mark  nicht  übersteigt. 

III.  Steuersätze. 
I .    Steuertarif. 

§  18.    Die  Ergänzungssteuer  beträgt  bei  einem  steuerbaren  Vermögen  von 
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und  steigt  bei  höherem  Vermögen  bis    einschliesslich  200  000  Mark   für  jede  ange- 
fangenen 10  000  Mark  um  je  5  Mark.  —  Bei  Vermögen  von  mehr  als  200  000  Mark 
einschliesslich  220  000  Mark    beträgt  die  Steuer    100  Mark  und    steigt  bei  höherem 
Vermögen  für  jede  angefangenen  20  000  Mark  um  je   10  Mark. 
2.  Berücksichtigung  besonderer   Verhältnisse. 

§  19.  Personen,  deren  Vermögen  32000  Mark  nicht  übersteigt,  werden,  wenn 
sie  nicht  zur  Einkommensteuer  veranlagt  sind,  mit  höchstens  drei  Mark  jährlich, 
wenn  sie  zu  den  ersten  vier  Stufen  derselben  veranlagt  sind ,  höchstens  mit  einem 
um  zwei  Mark  unter  der  von  ihnen  zu  zahlenden  Einkommensteuer  verbleibenden 
Betrage  zur  Ergänzungssteuer  herangezogen.  Steuerpflichtigen ,  welchen  auf  Grund 
des  §  19  des  Einkommensteuergesetzes  eine  Ermässigung  der  Einkommensteuer  ge- 
währt wird,  kann  bei  der  Veranlagung  auch  eine  Ermässigung  der  Ergänzungssteuer 
um  höchstens  zwei  Stufen  gewährt  werden  ,  sofern  das  steuerpflichtige  Vermögen 
nicht  mehr  als   52  000  Mark  beträgt. 

IV.  Vera  n  1  a  g  u  n  g. 

1.  Ort  und  Vorbereitung  der   Veranlagung. 

§  21.  Die  Personenstandsaufnahme  (§21  des  Einkommensteuergesetzes)  bildet 
zugleich  die   Grundlage  für  die  Veranlagung  der  Ergänzungssteuer. 

2.  Veranlagungsverfahren  (§§  22 — 23). 

§  22.  Die  Veranlagung  der  Steuerpflichtigen  erfolgt  gleichzeitig  mit  der  Ver- 
anlagung der  Einkommensteuer  durch  die  gemäss  §§33,  34,  50  des  Einkommen- 
steuergesetzes gebildete  Veranlagungskommission.  —  §23.  Für  jeden  Veranlagungs- 
bezirk wird  ein  Schätzungsausschuss  gebildet,  zu  welchem  gehören  der  Vorsitzende 
oder  der  von  demselben  zu  bezeichnende  Stellvertreter  und  mindestens  vier  Mit- 
glieder, von  welchen  zwei  ständige  durch  die  Regierung  ernannt,  die  übrigen  aus 
der  Zahl  der  gewählten  Mitglieder  (stellvertretenden  Mitglieder)  der  Veranlagungs- 
kommission durch  dieselbe  abgeordnet  werden.  Die  Zahl  der  Mitglieder  bestimmt 
der  Finanzminister.  —  §  24.  Der  Schätzungsausschuss  hat  die  behufs  Veranlagung 
der  Steuerpflichtigen  erforderlichen  Wertermittelungen  vorzunehmen.  Der  Ausschuss 
erhält  zu  diesem  Zwecke  Kenntnis  von  allen  durch  den  Vorsitzenden  der  Veranla- 
gungskommission gesammelten  Nachrichten,  den  behufs  Veranlagung  zur  Einkommen- 
steuer eingereichten  Steuererklärungen ,  den  auf  letztere  bezüglichen  Schriftstücken, 
sowie  dem  Ergebnis  der  Einkommensteuerveranlagung ,  und  ist  befugt ,  Auskunfts- 
personen zu  vernehmen  oder  mit  beratender  Stimme  bei  seinen  Verhandlungen  zu- 
zuziehen. Die  Geschäftsordnung  des  Schätzungsausschusses  wird  durch  den  Finanz- 
minister festgestellt.  —  §  25.  Sämtliche  Staats-  und  Kommunalbehörden  und  Beamte 
mit  Ausnahme  der  Notare ,  haben  die  Einsicht  aller  die  Vermögensverhältnisse  der 
Steuerpflichtigen  betreffenden  Bücher,    Akten,    Urkunden  u.  s.  w.  zu  gestatten  und 
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auf  Ersuchen  Abschriften  aus  denselben  zu  erteilen ,  sofern  nicht  besondere  gesetz- 
liche Bestimmungen  oder  dienstliche  Rücksichten  entgegenstehen.  Die  Einsicht  der 
Bücher,  Akten  u.  s.  w.  der  Sparkassen  ist  nicht  gestattet.  —  §  28,  Der  Vorsitzende 
der  "Veranlagungskommission  hat  nach  Einholung  des  Gutachtens  des  Schätzungs- 
ausschusses das  nach  seinem  Ermessen  für  jeden  Steuerpflichtigen  zutreffende  Ver- 
mögen ,  getrennt  nach  den  verschiedenen  Bestandteilen  in  die  Nachweisung  oder 
Steuerliste  einzutragen,  den  nach  Vorschrift  dieses  Gesetzes  zu  entrichtenden  Steuer- 
satz vorzuschlagen  und  die  Verhandlungen  der  Veranlagungskommission  zur  Beschluss- 
fassung vorzulegen.  —  §  29.  Die  Veranlagungskommission  unterwirft  die  Gutachten 
des  Schätzungsausschusses ,  die  eingegangenen  Vermögensanzeigen  und  die  Nach- 
weisungen einer  genauen  Prüfung.  Hierbei  hat  sie  das  Recht,  von  den  nach  §  24 
dem  Schätzungsausschusse  und  nach  §25  Abs.  3 — 5  dem  Vorsitzenden  zustehenden 
Hilfsmitteln  auch  ihrerseits  Gebrauch  zu  machen  und  sonstige  zur  Feststellung  er- 
heblicher Thatsachen  erforderliche  Ermittelungen  vorzunehmen.  —  §  30.  Werden 
die  Angaben  einer  Vermögensanzeige  über  Grösse  und  Wert  steuerbaren  Vermögens 
durch  die  Veranlagungskommission  oder  deren  Vorsitzenden  beanstandet,  so  ist  dem 
Steuerpflichtigen  mitzuteilen ,  auf  welche  Vermögensteile  oder  Werte  die  Beanstan- 
dung sich  bezieht.  Soweit  es  sich  um  thatsächliche  Angaben  handelt,  sind  zugleich 
die  Gründe  der  Beanstandung  mitzuteilen.  Mit  der  Mitteilung  ist  die  Aufforderung 
zu  verbinden ,  sich  binnen  einer  bestimmten  Frist  über  die  beanstandeten  Angaben 
zu  erklären.  Erst  wenn  der  Steuerpflichtige  dies  unterlässt,  oder  wenn  die  Be- 
denken gegen  die  Richtigkeit  der  Vermögensanzeige  nicht  gehoben  werden,  ist  die 
Kommission  bei  Schätzung  des  Vermögens  auch  an  die  thatsächlichen  Angaben  des 
Steuerpflichtigen  nicht  gebunden.  —  §  31-  Die  Kommission  setzt  den  nach  ihrem 
Ermessen  zutreffenden  Steuersatz  auf  Grund  der  stattgehabten  Ermittelungen  fest. 
3.  Rechtsmittel. 

a.  Berufung  (§  33 — 35).  —  b.  Beschwerde  von  der  Berufungskommission  an 
das  O.V.Gericht  (§  36).  Ist  mit  Bezug  auf  die  Veranlagung  desselben  Pflichtigen 
sowohl  wegen  der  Einkommensteuer  als  auch  wegen  der  Ergänzungssteuer  Beschwerde 
eingelegt,  so  kann  das  Oberverwaltungsgericht  diese  Rechtsmittel  in  einem  Verfahren 
erörtern  und  entscheiden.  Im  Uebrigen  finden  auf  die  Beschwerden  und  auf  das 
Verfahren  zum  Zwecke  der  Entscheidung  derselben  die  §§  44 — 49  des  Einkommen- 
steuergesetzes Anwendung. 

V.  Veranlagungsperiode  und  Veränderung  der  veranlag- 
ten Steuer  innerhalb  derselben  (§§  37 — 41).  —  §  37.  Die  Veranlagung 
der  Ergänzungssteuer  erfolgt  für  eine  Periode  von  drei  Steuerjahren,  zum  ersten  Male 
jedoch  für  die  Zeit  vom  i.  April  1895  bis  zum  31.  März  1896.  —  §  38,  Tritt  im 
Laufe  eines  Steuerjahres  eine  Vermehrung  des  steuerbaren  Vermögens  infolge  Erb- 
oder Fideikommissanfalles,  Abteilungs-  oder  Ueberlassungsvertrages  zwischen  Eltern 
und  Kindern ,  Schenkung  oder  Verheiratung  ein ,  so  ist  der  Erwerber  entsprechend 
der  Vermehrung  seines  Vermögens  anderweit  zur  Ergänzungssteuer  zu  veranlagen 
und  zur  Entrichtung  derselben  von  dem  Beginne  des  auf  den  Vermögenszuwachs 
folgenden  Monats  ab  verpflichtet.  —  §  39.  Wird  nachgewiesen,  dass  im  Laufe  eines 
Steuerjahres  infolge  Wegfalles  eines  Vermögensteiles  der  Gesamtwert  des  steuer- 
baren Vermögens  eines  Pflichtigen  um  mehr  als  den  viertenTeil  vermindert 
worden  ist,  oder  dass  der  wegfallende  Teil  des  Vermögens  anderweit  zur  Ergänzungs- 
steuer herangezogen  wird,  so  kann  vom  Beginn  des  auf  den  Eintritt  der  Vermögens- 
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Verminderung  folgenden  Monats  ab  die  Ermässigung    der  Ergänzungssteuer  auf  den 
dem  verbliebenen  Vermögen  entsprechenden  Steuersatz  beansprucht  werden. 

VI.  Steuererhebung.  §  42.  Die  Ergänzungssteuer  wird  gleichzeitig  mit 
der  Einkommensteuer  erhoben. 

VII.  Strafbestimmung.  §  43.  Defraudation :  10  bis  25  facher  Betrag  der 
Jahressteuer,  um  welche  der  Staat  verkürzt  worden  ist  oder  verkürzt  werden  sollte, 
mindestens  aber  mit  einer  Geldstrafe  von  hundert  Mark. 

VIII.  Schlussbestimmungen.  §  45.  Die  Gemeinden  (Gutsbezirke) 
tragen  die  Kosten  für  die  bei  der  Veranlagung  der  Ergänzungssteuer  ihnen  übertra- 
genen Geschäfte.  Im  Uebrigen  fallen  die  Kosten  der  Veranlagung  und  Erhebung 
der  Staatskasse  zur  Last,  —  §  48.  Uebersteigt  das  Veranlagungssoll  des 
Jahres  1895/96  den  Betrag  von  35  000  000  Mark  um  mehr  als  5  Prozent,  so  findet 
in  dem  Verhältnis  des  Mehrbetrages  zu  der  genannten  Summe  eine  Herabsetzung 
der  sämtlichen  im  §  18  bestimmten  Steuersätze  statt.  Diese  Herabsetzung  wird  in 
angemessener  Abrundung  durch  Königliche  Verordnung  festgestellt.  Die  in  der 
letzteren  bestimmten  Sätze  sind  für  das  Steuerjahr  1895/96  und  die  folgenden  Jahre 
massgebend.  In  gleicher  Weise  findet,  wenn  das  Veranlagungssoll  des  Jahres  1895/96 
hinter  dem  Betrage  von  35  000  000  Mark  um  mehr  als  5  Prozent  zurückbleibt,  eine 
entsprechende  Erhöhung  der  im  §  18  dieses  Gesetzes  bestimmten  Steuersätze  statt, 
insoweit  der  Ausfall  nicht  durch  einen  Mehrertrag  der  Einkommensteuer  für  das  Jahr 
1895/96  über  die  Summe  von  135  000  000  Mark  und  durch  die  Zinsen  der  im  §  49 
bezeichneten  Ueberschüsse  gedeckt  wird.  Diese  Erhöhung  wird  durch  Königliche 
Verordnung  für  die  Folgezeit  wieder  ausser  Kraft  gesetzt  ,  wenn  das  Veranlagungs- 
soll der  Ergänzungssteuer  den  Betrag  von  35  000  000  Mark  zuzüglich  einer  Steige- 
rung von  4  Prozent  für  jedes  auf  1895/96  folgende  Steuerjahr  erreicht.  —  §  49. 
Uebersteigt  die  Einnahme  an  Einkommensteuer  für  das  Jahr  1892/93  den  Betrag  von 
80  000  000  Mark,  und  für  die  folgenden  Jahre  einen  um  je  4  Prozent  erhöhten  Be- 
trag, so  sind  die  Ueberschüsse  und  deren  Zinsen  bis  zum  Etatsjahr  1894/95  einschliess- 
lich zu  einem  besonderen  ,  von  dem  Finanzminister  zu  verwaltenden  Fonds  abzu- 
führen, soweit  darüber  nicht  durch  Gesetz  anderweit  Verfügung  getroffen  ist.  Soweit 
die  mit  3V2  Prozent  zu  berechnenden  Zinsen  dieses  Fonds  nach  dem  Bestände  vom 
I.April  1895  zu  dem  im  §  48  Absatz  3  dieses  Gesetzes  bezeichneten  Zwecke  keine 
Verwendung  finden ,  ist  über  dieselben  zu  Beihilfen  für  Volksschulbauten  oder  zu 
anderweiten  Beihilfen  an  unvermögende  Schulverbände  durch  den  Staatshaushalts- 
Etat  Bestimmung  zu  treffen.  Der  Fonds  selbst  ist  am  i.  April  1895  zu  den  allge- 
meinen Staatsfonds  zu  vereinnahmen.  —  §  51.  Bei  der  Verteilung  und  Aufbringung 
öffentlicher  Lasten  nach  dem  Massstabe  direkter  Staatssteuern  kommt  die  Ergän- 
zungssteuer nicht  in  Ansatz. 

c)  Kommunalabgabengesetz. 
Teil  I.     Gemeindeabgaben. 

Erster  Titel.     Allgemeine  Bestimmungen: 

§  I.  Die  Gemeinden  sind  berechtigt,  zur  Deckung  ihrer  Ausgaben  und  Bedürf- 
nisse nach  Massgabe  der  Bestimmungen  dieses  Gesetzes  Gebühren  und  Beiträge, 
indirekte  und  direkte  Steuern  zu  erheben,  sowie  Naturaldienste  zu  fordern.  —  §  2. 
Die  Gemeinden  dürfen  von  der  Befugnis,  Steuern  zu  erheben,  nur  insoweit  Gebrauch 
machen  ,  als  die  sonstigen  Einnahmen  ,  insbesondere  aus  dem  Gemeindevermögen, 
aus  Gebühren  ,  Beiträgen  und  vom  Staate  oder  von  weiteren  Kommunalverbänden 
den  Gemeinden  überwiesenen  Mitteln  zur  Deckung  ihrer  Ausgaben  nicht  ausreichen. 
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Auf  Hunde-  und  Lustbarkeits- ,  sowie  auf  ähnliche ,  durch  besondere  Rücksichten 
gebotene  Steuern  findet  diese  Bestimmung  keine  Anwendung.  Durch  direkte  Steuern 
darf  nur  der  Bedarf  aufgebracht  werden,  welcher  nach  Abzug  des  Aufkommens  der 
indirekten  Steuern  von  dem  gesamten  Steuerbedarfe  verbleibt.  —  §  3.  Gewerbliche 
Unternehmungen  der  Gemeinden  sind  grundsätzlich  so  zu  verwalten,  dass  durch  die 
Einnahmen  mindestens  die  gesamten  durch  die  Unternehmung  der  Gemeinde  er- 
wachsenden Ausgaben,  einschliesslich  der  Verzinsung  und  der  Tilgung  des  Anlage- 
kapitals, aufgebracht  werden.  Ein  Ausnahme  ist  zulässig,  sofern  die  Unternehmung 
zugleich  einem  öffentlichen  Interesse  dient,  welches  anderenfalls  nicht  befriedigt  wird. 

Zweiter  Titel.     Gebühren  und  Beiträge. 

§  4.  Die  Gemeinden  können  für  die  Benutzung  der  von  ihnen  im  öffentlichen 
Interesse  unterhaltenen  Veranstaltungen  (Anlagen,  Anstalten  und  Einrichtungen)  be- 
sondere Vergütungen  (Gebühren)  erheben.  Die  Erhebung  von  Ge- 
bühren hat  zu  erfolgen,  wenn  die  Veranstaltung  einzelnen  Gemeindeangehörigen  oder 
einzelnen  Klassen  von  solchen  vorzugsweise  zum  Vorteile  gereicht  und  soweit  die 
Ausgleichung  nicht  durch  Beiträge  (§  9)  oder  eine  Mehr-  oder  Minderbelastung 
(§  20)  erfolgt.  Die  Gebührensätze  sind  in  der  Regel  so  zu  bemessen,  dass  die  Ver- 
waltungs-  und  Unterhaltungskosten  der  Veranstaltung,  einschliesslich  der  Ausgaben 
für  die  Verzinsung  und  Tilgung  des  aufgewendeten  Kapitals ,  gedeckt  werden,  — 
Besteht  e,ine  Verpflichtung  zur  Benutzung  einer  Veranstaltung  für  alle  Gemeinde- 
angehörigen oder  für  einzelne  Klassen  derselben ,  oder  sind  die  Genannten  auf  die 
Benutzung  der  Veranstaltung  angewiesen ,  so  ist  unter  Berücksichtigung  des  öffent- 
lichen Interesses,  welchem  die  Veranstaltung  dient  und  der  den  einzelnen  gewährten 
besonderen  Vorteile  eine  entsprechende  Ermässigung  der  Gebührensätze  gestattet ; 
auch  kann  in  Fällen  dieser  Art  die  Erhebung  von  Gebühren  unterbleiben.  —  Auf 
Unterrichts-  und  Bildungsanstalten,  auf  Krankenhäuser,  Heil-  und  Pflegeanstalten, 
sowie  auf  vorzugsweise  den  Bedürfnissen  der  unbemittelten  Volksklassen  dienende 
Veranstaltungen  finden  vorstehende  Bestimmungen  (Absatz  2  und  3)  keine  Anwen- 
dung. Jedoch  muss  für  den  Besuch  der  von  den  Gemeinden  unterhaltenen  höheren 
Lehranstalten  und  Fachschulen  ein  angemessenes  Schulgeld  erhoben  werden.  — 
Andere  Abweichungen  von  der  im  Absatz  2  vorgeschriebenen  Bemessung  der  Ge- 
bühren sind  nur  aus  besonderen  Gründen  gestattet.  —  Ein  Zwang  zur  Erhebung 
von  Chaussee-,  Wege-,  Pflaster-  und  Brückengeldern  findet  nicht  statt.  —  §  5.  Die 
bestehenden  Vorschriften  über  die  Verleihung  des  Rechts  auf  Erhebung  von  Chaussee-, 
Wege-,  Pflaster-,  Brücken-,  Fähr-,  Hafen-,  Schleussengeldern  und  von  anderen  der- 
artigen Verkehrsabgaben,  sowie  über  die  Feststellung  der  Tarife  für  solche  werden 
durch  dieses  Gesetz  nicht  berührt.  —  §  6.  Die  Gemeinden ,  Amtsbezirke ,  Aemter 
und  Landbürgermeistereien  sind  berechtigt,  für  die  Genehmigung  und  Beaufsichtigung 
von  Neubauten,  Umbauten  und  anderen  baulichen  Herstellungen,  sowie  für  die  ord- 
nungs-  und  feuerpolizeiliche  Beaufsichtigung  von  Messen  und  Märkten,  von  Musik- 
aufführungen, Schaustellungen,  theatralischen  Vorstellungen  und  sonstigen  Lustbar- 
keiten Gebühren  zu  erheben.  Die  Erhebung  von  Lustbarkeitssteuern  schliesst  die 
Erhebung  von  Gebühren  für  die  Beaufsichtigung  der  Lustbarkeit  aus.  Im  übrigen 
bewendet  es  hinsichtlich  der  Befugnis  der  Gemeinden,  für  einzelne  Handlungen  ihrer 
Organe  Gebühren  (Verwaltungsgebühren)  zu  erheben  ,  bei  den  bestehenden  Bestim- 
mungen. Die  Gebühren  müssen  so  bemessen  werden ,  dass  deren  Aufkommen  die 
Kosten  des  bezüglichen  Verwaltungszweiges  nicht  übersteigt.  —  §  7.  Gebühren  sind 
im  Voraus  nach  festen  Normen  oder  Sätzen  zu   bestimmen.     Eine  Berücksichtigung 
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Unbemittelter  ist  nicht  ausgeschlossen.  —  §  8.  Die  Festsetzung  von  Gebühren  be- 
darf in  den  Fällen  des  §  4  Absatz  3  und  5  und  des  §  6  der  Genehmigung.  Das 
Erfordernis  der  Genehmigung  des  Schulgeldes  durch  die  Schulaufsichtsbehürde  bleibt 
unberührt.  —  §  9.  Die  Gemeinden  können  behufs  Deckung  der  Kosten  für  Her- 
stellung und  Unterhaltung  von  Veranstaltungen,  welche  durch  das  öffentliche  Interesse 
erfordert  werden,  von  denjenigen  Grundeigentümern  und  Gewerbetreibenden,  denen 
hierdurch  besondere  wirtschaftliche  Vorteile  erwachsen,  Beiträge  zu  den  Kosten  der 
Veranstaltungen  erheben.  Die  Beiträge  sind  nach  den  Vorteilen  zu  bemessen.  Bei- 
träge müssen  in  der  Regel  erhoben  werden ,  wenn  anderenfalls  die  Kosten,  ein- 
schliesslich der  Ausgaben  für  die  Verzinsung  und  Tilgung  des  aufgewendeten  Kapitals, 
durch  Steuern  aufzubringen  sein  würden.  —  Der  Plan  der  Veranstaltung  ist  nebst 
einem  Nachweise  der  Kosten  offen  zu  legen.  Der  Beschluss  der  Gemeinde  wegen 
Erhebung  von  Beiträgen  ist  unter  der  Angabe  ,  wo  und  während  welcher  Zeit  Plan 
nebst  Kostennachweis  zur  Einsicht  offen  liegen,  in  ortsüblicher  Weise  mit  dem  Be- 
merken bekannt  zu  machen,  dass  Einwendungen  gegen  den  Beschluss  binnen  einer 
bestimmt  zu  bezeichnenden  Frist  von  mindestens  4  Wochen  bei  dem  Gemeinde- 
vorstande anzubringen  seien.  Handelt  es  sich  um  eine  Veranstaltung,  welche  nur 
einzelne  Grundeigentümer  oder  Gewerbetreibende  betrifft ,  so  genügt  an  Stelle  der 
Bekanntmachung  eine  Mitteilung  an  die  Beteihgten.  Der  Beschluss  bedarf  der  Ge- 
nehmigung. Zu  diesem  Behufe  hat  der  Gemeindevorstand  den  Beschluss  nebst  den 
dazu  gehörigen  Vorverhandlungen  und  der  Anzeige,  ob  und  welche  Einwendungen 
innerhalb  der  gestellten  Frist  erhoben  sind ,  der  zuständigen  Behörde  einzureichen. 
Der  Beschluss  der  zuständigen  Behörde  ist  in  gleicher  Weise  zur  Kenntnis  der  Be- 
teiligten zu  bringen,  wie  der  Beschluss  der  Gemeinde  bekannt  gemacht  worden  ist. 
Gegen  den  Beschluss  der  zuständigen  Behörde  steht  den  Beteiligten  die  Beschwerde 
offen.  —  §  10.  Die  Vorschriften  des  Gesetzes,  betreffend  die  Anlegung  und  Verän- 
derung von  Strassen  und  Plätzen  in  Städten  und  ländlichen  Ortschaften,  vom  2.  Juli 
1875  (Gesetz-Samml.  S.  561)  bleiben  mit  der  Massgabe  in  Kraft,  dass  die  im  §  15 
daselbst  vorgesehenen  Beiträge  nach  einem  anderen,  als  dem  dort  angegebenen  Mass- 
stabe, insbesondere  auch  nach  der  bebauungsfähigen  Fläche,  bemessen  werden  dürfen. 
—  §  II.  Die  Vorschriften  des  Gesetzes ,  betreffend  die  Erhebung  von  Marktstands- 
geld, vom  26.  April  1872  bleiben  unberührt.  Ebenso  behält  es  bei  den  Bestimmungen  der 
Gesetze  über  die  Errichtung  öffentlicher  Schlachthäuser  vom  18.  März  1868  (Gesetz- 
Samml.  S.  277)  und  9.  März  1881  sein  Bewenden.  Jedoch  dürfen  für  die  Schlacht- 
hausbenutzung Gebühren  bis  zu  einer  solchen  Höhe  erhoben  werden ,  dass  durch 
ihr  jährliches  Aufkommen  die  Kosten  der  Unterhaltung  der  Anlage  und  des  Be- 
triebes, sowie  ein  Betrag  von  8  Prozent  des  Anlagekapitals  und  der  etwa  gezahlten 
Entschädigungssumme  gedeckt  werden.  In  denjenigen  Städten,  in  denen  Verbrauchs- 
steuern auf  Fleisch  zur  Erhebung  kommen,  dürfen  die  Benutzungsgebühren  nur  bis 
zu  einer  solchen  Höhe  erhoben  werden,  dass  durch  ihr  jährliches  Aufkommen  ausser 
den  Unterhaltungs-  und  Betriebskosten  ein  Betrag  von  5  Prozent  des  Anlagekapitals 
und  der  Entschädigungssumme  gedeckt  wird.  Die  Gebühren  für  die  Untersuchung 
des  nicht  in  öffentlichen  Schlachthäusern  ausgeschlachteten  Fleisches  (Artikel  i  §  2 
Nr.  2  und  3  des  Gesetzes  vom  9.  März  1861)  können  in  einer  den  Gebühren  für 
die  Schlachthausbenutzung  entsprechenden  Höhe  bemessen  werden.  —  §12.  In  Bade- 
orten, klimatischen  und  sonstigen  Kurorten  können  die  Gemeinden  für  die  Herstel- 
lung und  Unterhaltung  ihrer  zu  Kurzwecken  getroffenen  Veranstaltungen  Vergütungen 
(Kurtaxen)  erheben. 
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Dritter  Titel.     Gemeindesteuern. 

Erster  Abschnitt.  Indirekte  Genie'mdcsteuern.  §  1 3.  Die  Gemeinden  sind 
zur  Erhebung  indirekter  Steuern  innerhalb  der  durch  die  Reichsgesetze  gezogenen 
Grenzen  befugt.  Den  Gemeinden  sind  Vereinbarungen  mit  den  Beteiligten  gestattet,  wonach 
der  Jahresbetrag  der  zu  entrichtenden  indirekten  Steuern  für  mehrere  Jahre  im  voraus  fest 
bestimmt  wird.  Die  Vereinbarungen  bedürfen  der  Genehmigung,  ^  §  14.  Steuern 
auf  den  Verbrauch  von  Fleisch,  Getreide,  Mehl,  Backwerk,  Kartoffeln  und  Brenn- 
stoffen aller  Art  dürfen  nicht  neu  eingeführt  oder  in  ihren  Sätzen  erhöht  werden. 
Die  Einführung  einer  Wildpret-  und  Geflügelsteuer  ist  jedoch  auch  in  den  früher 
nicht  mahl-  und  schlachtsteuerpflichtigen  Gemeinden  zulässig.  Die  Steuersätze  können 
abweichend  von  den  Vorschriften  des  Erlasses  vom  24.  April  1848  bemessen  werden. 
Wegen  Forterhebung  der  Schlachtsteuer  bewendet  es  bei  den  Bestimmungen  des 
Gesetzes  vom  25.  Mai  1873.  —  §  15.  Die  Besteuerung  von  Lustbarkeiten,  einschliess- 
lich musikalischer  und  deklamatorischer  Vorträge ,  sowie  von  Schaustellungen  um- 
herziehender Künstler  ist  den  Gemeinden  gestattet.  —  §  16.  Die  Gemeinden  sind 
befugt,  das  Halten  von  Hunden  zu  besteuern  (§  93).  Die  in  dieser  Beziehung  zur 
Zeit  bestehenden  gesetzlichen  Vorschriften  werden  aufgehoben.  —  §  17.  Die  be- 
stehenden Vorschriften  über  die  Verwendung  des  Aufkommens  indirekter  Steuern 
für  bestimmte  Zwecke  (Kosten  der  Armenpflege  u.  s.  w.)  werden  aufgehoben.  — 
§  18.  Die  Einführung  neuer  und  die  Veränderung  bestehender  indirekter  Gemeinde- 
steuern kann  nur  durch  Steuer  Ordnungen  erfolgen.  Die  Steuerordnungen 
bedürfen  der  Genehmigung.  —  §  19.  Wegen  der  Befreiung  der  Militär- 
speiseeimichtungen  und  ähnlicher  Militäranstalten  von  de\i  Verbrauchssteuern  be- 
wendet es  bei  den  bestehenden  Bestimmungen. 

Zweiter  Abschnitt.     Direkte  Gemeindesteuern. 

I.  Allgemeine  Bestimmungen,  §  20.  Die  direkten  Gemeindesteuern 
sind  auf  alle  der  Besteuerung  unterworfenen  Pflichtigen  nach  festen  und  gleichmäs- 
sigen  Grundsätzen  zu  verteilen.  Handelt  es  sich  um  Veranstaltungen ,  welche  in 
besonders  hervorragendem  oder  geringem  Masse  einem  Teile  des  Gemeindebezirks 
oder  einer  Klasse  von  Gemeindeangehörigen  zu  Statten  kommen ,  und  werden  Bei- 
träge nach  §§  9  und  10  nicht  erhoben ,  so  kann  die  Gemeinde  eine  entsprechende 
Mehr-  oder  Minderbelastung  dieses  Teiles  des  Gemeindebezirks  oder  dieser  Klasse 
von  Gemeindeangehörigen  beschliessen.  Bei  der  Abmessung  der  Mehr-  und  Minder- 
belastung ist  namentlich  der  zur  Herstellung  und  Unterhaltung  der  Veranstaltungen  erfor- 
derliche Bedarf  nach  Abzug  des  etwaigen  Ertrages  in  Betracht  zu  ziehen.  Der  Beschluss 
bedarf  der  Genehmigung.  —  §  21.  Die  auf  besonderem  Rechtstitel  beruhenden  Be- 
freiungen einzelner  Grundstücke  von  Gemeindesteuern  bleiben  in  ihrem  bisherigen 
Umfange  fortbestehen.  Die  Gemeinden  sind  jedoch  berechtigt ,  diese  Befreiungen 
durch  Zahlung  des  zwanzigfachen  Jahreswertes  derselben  nach  dem  Durchschnitt 
der  letzten  drei  Jahre  vor  dem  I.  April  desjenigen  Rechnungsjahres,  in  welchem 
die  Ablösung  beschlossen  wird,  abzulösen.  Steht  ein  anderer  Entschädigungsmass- 
stab fest,  so  hat  es  hierbei  sein  Bewenden.  —  §  22.  Vorschriften,  welche  eine  Be- 
freiung von  Gewerbesteuer  in  sich  schliessen ,  finden  auf  Gewerbe ,  welche  nach 
Verkündigung  dieses  Gesetzes  in  Betrieb  gesetzt  werden ,  keine  Anwendung.  Die 
Gemeinden  sind  berechtigt ,  die  bestehenden  Befreiungen  durch  Zahlung  des  13  Vg- 
fachen  Jahreswertes  derselben  nach  dem  Durchschnitt  der  letzten  drei  Jahre  vor  dem 
I.  April  desjenigen  Rechnungsjahres ,  in  welchem  die  Ablösung  beschlossen  wird, 
abzulösen.     Steht  ein  anderer  Entschädigungsmassstab  fest ,    so  hat  es    hierbei  sein 
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Bewenden.  —  §  23.  Die  direkten  Gemeindesteuern  können  vom  Grundbesitz  und 
Gewerbebetrieb  (Realsteuern),  sowie  vom  Einkommen  der  Steuerpflichtigen 
(Einkommensteuer)  erhoben  werden.  —  Die  Einkommensteuer  kann  zum 
Teil  durch  Aufwandssteuern  ersetzt  werden.  Aufwandssteuern  dürfen  grundsätzlich 
die  geringeren  Einkommen  nicht  verhältnismässig  höher  als  die  grösseren  belasten. 
—  Miets-  und  Wohnungssteuern  dürfen  niclit  neu  eingeführt 
werden.  Die  bestehenden  Miets-  und  Wohnungssteuern  sind  auf  ihre  Ueberein- 
stimmung  mit  den  vorstehenden  Besteucrungsgrundsätzen  und  den  sonstigen  Bestim- 
mungen dieses  Gesetzes  zu  prüfen.  Sic  bedürfen  erneuter,  an  die  Zustimmung  der 
Minister  des  Innern  und  der  Finanzen  gebundener  Genehmigung  und  treten  ausser 
Kraft,  wenn  die  Genehmigung  nicht  bis  zum  i.  April  1898  erfolgt  ist.  —  Die  Ein- 
führung neuer  und  die  Veränderung  bestehender  direkter  Gemeindesteuern ,  welche 
nicht  in  Prozenten  der  vom  Staate  veranlagten  Steuern  erhoben  werden ,  kann  nur 
durch  Steue  rordnungen  erfolgen.  Die  Steuerordnungen  bedürfen  der  Ge- 
nehmigung. 

II,  Besondere  Bestimmungen,      i.  Realsteuern. 

a)  Realsteueni  vom  Grundbesitz.  §  24.  Den  Steuern  vom  Grundbesitz  sind  die 
in  der  Gemeinde  belegenen  bebauten  und  unbebauten  Grundstücke  unterworfen,  mit 
bestimmten  Ausnahmen  (a — k).  Alle  sonstigen  nicht  auf  einem  besonderen  Rechts- 
titel beruhenden  Befreiungen  (§  21),  insbesondere  auch  diejenigen  der  Dienstgrund- 
stücke und  Dienstwohnungen  der  Beamten ,  sind  aufgehoben.  —  o  25.  Den  Ge- 
meinden ist  die  Einführung  besonderer  Steuern  vom  Grundbesitz 
gestattet.  Die  Umlegung  kann  insbesondere  erfolgen  nach  dem  Reinertrage  bezw. 
Nutzungswerte  eines  oder  mehrerer  Jahre,  nach  dem  Pacht-,  beziehungsweise  Miets- 
werte oder  dem  gemeinen  Werte  der  Grundstücke  und  Gebäude,  nach  den  in  der 
Gemeinde  stattfindenden  Abstufungen  des  Grundbesitzes  oder  nach  einer  Verbindung 
mehrerer  dieser  Massstäbe.  —  §  26.  Sind  besondere  Steuern  vom  Grundbesitz  nicht 
eingeführt ,  so  erfolgt  die  Besteuerung  in  Prozenten  der  vom  Staate  veranlagten 
Grund-  und  Gebäudesteuern.  —  §  27.  Die  Steuern  vom  Grundbesitz  sind  nach 
gleichen  Normen  und  Sätzen  zu  verteilen.  Liegenschaften,  welche  durch  die  Fest- 
setzung von  Baufluchtlinien  in  ihrem  Werte  erhöht  worden  sind 
(Bauplätze),  können  nach  Massgabe  dieses  höheren  Wertes  zu  einer  höheren  Steuer 
als  die  übrigen  Liegenschaften  herangezogen  werden.  Diese  Besteuerung  muss  durch 
Steuerordnung  geregelt  werden. 

b)  Realsteuern  vom  Gewerbebetrieb.  §  28.  Den  Gewerbesteuern  unterliegen  in 
den  Gemeinden,  in  denen  der  Betrieb  stattfindet,  i)  die  nach  dem  Gewerbesteuer- 
gesetz vom  24.  Juni  1S91  zu  veranlagenden  stehenden  Gewerbe;  2)  die  landwirt- 
schaftlichen Branntweinbrennereien ;  3)  der  Bergbau ;  4)  die  gewerbsmässige  Ge- 
winnung von  Bernstein,  Ausbeutung  von  Torfstichen,  von  Sand-,  Kies-,  Lehm,  Mergel-, 
Thon-  und  dergleichen  Gruben,  von  Stein-,  Schiefer-,  Kalk-,  Kreide-  und  dergleichen 
Brüchen;  5)  die  Gewerbebetriebe  kommunaler  und  anderer  öffentlicher  Verbände; 
6)  die  Gewerbebetriebe  des  Staates  und  der  Reichsbank.  Diejenigen  zu  Nr.  2  bis 
6  bezeichneten  Betriebe,  bei  denen  weder  der  jährliche  Ertrag  1 500  Mark,  noch  das 
Anlage-  und  Betriebskapital  3000  Mark  erreicht,  ingleichen  die  nach  §  3  Nr.  4  des 
Gewerbesteuergesetzes  vom  24.  Juni  1891  steuerfreien  Gewerbebetriebe  der  Kommu- 
nalverbände bleiben  von  der  Gewerbesteuer  befreit.  Auf  die  Betriebssteuer  findet 
diese  Bestimmung  keine  Anwendung.  Der  Betrieb  der  Staatseisenbahnen  und  der 
der  Eisenbahnabgabe    unterliegenden    Privateisenbahnen  ist    gewerbesteuerfrei.     Der 
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Gewerbebetrieb  im  Umherziehen  ist  der  Gewerbesteuer  in  den  Gemeinden  nicht  unter- 
worfen. —  ^  29.  Den  Gemeinden  ist  die  Einführung  besonderer  Gewerbe- 
steuern gestattet.  Die  Gewerbesteuern  können  namentlich  bemessen  werden  nach 
dem  Ertrage  des  letzten  Jahres  oder  einer  Reihe  von  Jahren,  nach  dem  Werte  des 
Anlagekapitals  oder  des  Anlage-  und  Betriebskapitals  ,  nach  sonstigen  Merkmalen 
für  den  Umfang  des  Betriebes  oder  nach  einer  Verbindung  mehrerer  dieser  Mass- 
stäbe. —  §  30.  Sind  besondere  Gewerbesteuern  nicht  eingeführt,  so  erfolgt  die  Be- 
steuerung in  Prozenten  der  vom  Staate  veranlagten  Gewerbesteuer. 
Die  auf  Grund  der  Einlegung  von  Rechtsmitteln  erfolgte  Erhöhung  oder  Ermässi- 
gung der  veranlagten  Gewerbesteuer  zieht  die  entsprechende  Abänderung  der  Ver- 
anlagung zur  Gemeindesteuer  nach  sich.  Die  Veranlagung  hat  sich  auf  sämtliche 
Gewerbebetriebe,  einschliesslich  des  Bergbaues,  zu  erstrecken,  welche  der  Gemeinde- 
besteuerung unterliegen  {§§3,  4  des  Gesetzes  wegen  Aufhebung  direkter  Stäats- 
steuern).  —  §  31.  Eine  verschiedene  Abstufung  der  Gewerbesteuersätze  und  Prozente 
ist  zulässig:  i)  wenn  die  einzelnen  Gewerbearten  in  verschiedenem  Masse  von  den 
Veranstaltungen  der  Gemeinde  Vorteil  ziehen  oder  der  Gemeinde  Kosten  verursachen, 
und  soweit  die  Ausgleichung  nicht  nach  §§  4,  9,  10  oder  20  erfolgt;  2)  wenn  die 
gewerblichen  Gebäude  in  stärkerem  Verhältnis  zur  Gebäudesteuer  herangezogen 
werden,  als  es  auf  Grundlage  der  staatlichen  Gebäudesteuer  der  Fall  sein  würde, 
oder  wenn  die  gewerblich  benutzten  Räume  einer  Mietssteuer  unterliegen.  Die  ver- 
schiedene Abstufung  bedarf  der  Genehmigung,  —  §  32.  Erstreckt  sich  ein  Gewerbe- 
betrieb über  mehrere  Gemeindebezirke,  so  hat  für  den  Fall  der  Erhebung  von  Pro- 
zenten der  veranlagten  Gewerbesteuer  der  zuständige  Steuerausschuss  auch  für  die 
im  §  28  Nr,  2  bis  6  bezeichneten  Betriebe  die  Zerlegung  des  Gesamtsteuersatzes 
in  die  auf  die  einzelnen  Gemeinden  entfallenden  Teilbeträge  zu  bewirken  (§  38  des 
Gewerbesteuergesetzes  vom  24.  Juni  1891).  Werden  besondere  Gewerbesteuern  um- 
gelegt, so  hat  die  Veranlagung  nur  nach  Massgabe  des  in  der  Gemeinde  belegenen 
Teiles  des  Gewerbebetriebes  zu  erfolgen,  bei  besonderen  Gewerbesteuern  nach  dem 
Ertrage  unter  sinngemässer  Anwendung  der  in  den  §§  47 ,  48  dieses  Gesetzes  ge- 
troflfenen  Bestimmungen. 

2.  Gemeindeeinkommensteuer. 

a)  Steuerpflicht.  §  33.  Der  Gemeindeeinkommensteuer  sind  unterworfen:  i)  die- 
jenigen Personen ,  welche  in  der  Gemeinde  einen  Wohnsitz  (§  i  des  Einkommen- 
steuergesetzes vom  24.  Juni  1891)  haben,  hinsichtlich  ihres  gesamten  innerhalb  und 
ausserhalb  des  Preussischen  Staatsgebietes  gewonnenen  Einkommens  ,  insoweit  das- 
selbe nicht  von  der  Besteuerung  freizulassen  ist ;  2)  diejenigen  Personen ,  welche 
in  der  Gemeinde  ,  ohne  in  derselben  einen  Wohnsitz  zu  haben  ,  Grundvermögen, 
Handels-  oder  gewerbliche  Anlagen ,  einschliesslich  der  Bergwerke ,  haben ,  Handel 
oder  Gewerbe  oder  ausserhalb  einer  Gewerkschaft  Bergbau  betreiben  oder  als  Ge- 
sellschafter an  dem  Unternehmen  einer  Gesellschaft  mit  beschränkter  Haftung  be- 
teiligt sind,  hinsichtlich  des  ihnen  aus  diesen  Quellen  in  der  Gemeinde  zufliessenden 
Einkommens  ;  3)  Aktiengesellschaften  ,  Kommanditgesellschaften  auf  Aktien ,  Berg- 
gewerkschaften ,  eingetragene  Genossenschaften ,  deren  Geschäftsbetrieb  über  den 
Kreis  ihrer  Mitglieder  hinausgeht  (insbesondere  Konsumvereine  mit  offenem  Laden) 
und  juristische  Personen  (auch  Gemeinden  und  weitere  Kommunal  verbände),  welche 
in  der  Gemeinde  Grundvermögen,  Handels-  oder  gewerbliche  Anlagen,  einschliess- 
lich der  Bergwerke  ,  haben  ,  Handel  oder  Gewerbe ,  einschliesslich  des  Bergbaues, 
betreiben  oder    als  Gesellschafter    an    dem  Unternehmen    einer  Gesellschaft  mit  be- 
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schränkter  Haftung  beteiligt  sind,  hinsichtlich  des  ihnen  aus  diesen  Quellen  in  der 
Gemeinde  zufliessenden  Einkommens.  Hat  eine  Veranlagung  zur  Staatseinkommen- 
steuer stattgefunden ,  so  erfasst  die  Gemeindeeinkommensteuer  das  hierbei  veran- 
lagte Einkommen,  vorbehaltlich  der  Bestimmung  im  §  16  Absatz  3  a.  a.  O.  ;  4)  der 
Staatsfiskus  bezüglich  seines  Einkommens  aus  den  von  ihm  betriebenen  Eisenbahn-, 
Bergbau-  und  sonstigen  gewerblichen  Unternehmungen  ,  sowie  aus  Domänen  und 
Forsten.  —  Jeder  steuerpflichtige  Grunstückskomplex  und  jede  steuerpflichtige  Unter- 
nehmung des  Staatsfiskus  gilt  in  Beziehung  auf  die  Steuerpflicht  als  selbständige 
Person.  Die  gesamten  Staats-  und  für  Rechnung  des  Staates  verwalteten  Eisen- 
bahnen sind  als  Eine  steuerpflichtige  Unternehmung  anzusehen.  Im  übrigen  setzt 
die  zuständige  obere  Verwaltungsbehörde  fest ,  was  als  selbständige  Bergbau-  oder 
sonstige  gewerbliche  Unternehmung  des  Staatsfiskus  zu  betrachten  ist.  —  Neuan- 
ziehende können ,  auch  wenn  sie  in  der  Gemeinde  keinen  Wohnsitz  haben ,  gleich 
den  übrigen  Gemeindeeinwohnern  zur  Steuer  herangezogen  werden,  sofern  ihr  Auf- 
enthalt die  Dauer  von  drei  Monaten  übersteigt.  —  §  36.  Gemeindesteuern  vom  Ein- 
kommen dürfen,  unbeschadet  der  Vorschrift  im  §  23  Absatz  2  und  der  Bestim- 
mungen über  die  Veranlagung  von  Teileinkommen  (§§  49  bis  51) ,  nur  auf  Grund 
der  Veranlagung  zur  Staatseinkommensteuer  und  in  der  Regel  nur  in  der  Form  von 
Zuschlägen  erhoben  werden.  Diese  Zuschläge  müssen  gleichmässig  sein.  Zuschläge 
zur  Ergänzungssteuer  sind  unzulässig.  Ist  das  gemeindesteuerpflich- 
tige Einkommen  ganz  oder  zum  Teil  zur  Staatseinkommfensteuer  nicht  veranlagt, 
so  ist  der  dem  Zuschlage  zu  Grunde  zu  legende  Steuersatz,  sofern  sich  aus  den 
§§  44  bis  46  nicht  ein  anderes  ergiebt,  nach  den  für  die  Veranlagung  der  Staats- 
einkommensteuer geltenden  Vorschriften  zu  ermitteln.  —  §  37.  Besondere  Gemeinde- 
einkommensteuern sind  nur  aus  besonderen  Gründen  gestattet  und  bedürfen  der  Ge- 
nehmigung. Die  bei  der  Veranlagung  zur  Staatseinkommensteuer  erfolgte  Feststel- 
lung des  Einkommens  und  die  Stufen  des  Steuertarifs  der  Staatseinkoramensteuer  dürfen 
nicht  abgeändert  werden.  Veränderungen  der  Sätze  des  Steuertarifs  sind  nur  mit  der  Mass- 
gabe zulässig ,  dass  der  Prozentsatz  der  Besteuerung  des  Einkommens  bei  den  un- 
teren Stufen  nicht  höher  sein  darf,  als  bei  den  oberen  Stufen,  und  dass  das  im  Tarif 
der  Staatseinkommensteuer  enthaltene  Steigerungsverhältnis  der  Sätze  nicht  zu  Un- 
gunsten der  oberen  Stufen  geändert  werden  darf.  —  §  38.  Steuerpflichtige  mit  einem 
Einkommen  von  nicht  mehr  als  900  Mark  werden ,  sofern  in  den  Steuerordnungen 
(§§  23  Absatz  5,  37)  nicht  abweichende  Bestimmungen  getroffen  sind,  zu  der  Ein- 
kommensteuer nach  Massgabe  folgender  Steuersätze  veranlagt:  i)  bei  einem  Ein- 
kommen von  nicht  mehr  als  420  Mark  nach  einem  Steuersatze  von  ^5  vom  Hundert 
des  steuerpflichtigen  Einkommens  bis  zum  Höchstbetrage  des  Steuersatzes  von  1,20  M. ; 
2)  bei  einem  Einkommen  von  mehr  als  420  Mark  bis  einschliesslich  660  Mark  nach 
einem  Steuersatze  von  2,40  Mark ;  3)  bei  einem  Einkommen  von  mehr  als  600  Mark 
nach  einem  Steuersatze  von  4  Mark.  Steuerpflichtige  mit  einem  Einkommen  von 
nicht  mehr  als  900  Mark  können  durch  Gemeindebeschluss,  wenn  die  Deckung  des 
Bedarfs  der  Gemeinde  ohnehin  gesichert  ist,  von  der  Beitragspflicht  entbunden  oder 
mit  einem  geringeren  Prozentsatze  herangezogen  werden.  Der  Beschluss  bedarf  der 
Genehmigung.  Ihre  Freilassung  muss  erfolgen,  sofern  sie  im  Wege  der  öffentlichen 
Armenpflege  fortlaufende  Unterstützung  erhalten.  —  §  39.  Die  Gemeinde  kann  be- 
schliessen ,  Ausländer  undAngehörige  anderer  Bundesstaaten, 
welche  in  der  Gemeinde  einen  Wohnsitz ,  aber  nicht  des  Erwerbes  wegen 
haben,  auf  die  Dauer  von  höchstens  drei  Jahren  zu  der  Gemeinde- 
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einkommensteuer  nicht  oder  nur  mit  einem  ermässigten  Prozentsatze  heranzuziehen. 
Der  Beschluss  bedarf  der  Genehmigung. 

b)  Berechnung  des  steuerpflichtigen  Einkommens  der  fiskalischen  Domänen,  Staats- 
und Privatbahnen  (§  44 — 46). 

c)  Vermeidung  von  Doppelbesteuerung  (§  47 — 52). 

3.  Verpflichtung  der  Betriebsgemeinden  zurLeistung  von 
Zuschüssen. 

§  53-  Wenn  einer  Gemeinde,  welcher  ein  Besteuerungsrecht  nach  §  35  nicht 
zusteht ,  durch  den  in  einer  anderen  Gemeinde  stattfindenden  Betrieb  von  Berg-, 
Hütten-  oder  Salzwerken ,  Fabriken  oder  Eisenbahnen  nachweisbar  Mehrausgaben 
für  Zwecke  des  öffentlichen  Volksschulwesens  oder  der  öffent- 
lichen Armenpflege  erwachsen ,  welche  im  Verhältnisse  zu  den  ohne  diese 
Betriebe  für  die  erwähnten  Zwecke  notwendigen  Gemeindeausgaben  einen  erheblichen 
Umfang  erreichen  und  eine  Ueberbürdung  der  Steuerpflichtigen  herbeizuführen  ge- 
eignet sind,  so  ist  eine  solche  Gemeinde  berechtigt,  von  der  Betriebsgemeinde 
einen  angemessenen  Zuschuss  zu  verlangen.  Bei  der  Bemessung 
desselben  sind  neben  der  Höhe  der  Mehrausgaben  auch  die  nachweisbar  der  Ge- 
meinde erwachsenden  Vorteile  zu  berücksichtigen.  Die  Zuschüsse  der  Betriebsge- 
meinde dürfen  in  keinem  Falle  mehr  als  die  Hälfte  der  gesamten  in  der  Betriebs- 
gemeinde von  den  betreff'enden  Betrieben  zu  erhebenden  direkten  Gemeindesteuern 
betragen.  —  Liegt  der  Betrieb  in  einem  Gutsbezirk,  so  richtet  sich  der  Anspruch 
gegen  den  Gewerbetreibenden ;  der  Zuschuss  darf  in  diesem  Falle  den  vollen  Satz 
der  staatlich  veranlagten  Gewerbesteuer  nicht  übersteigen.  —  Ueber  den  Anspruch 
beschliesst  in  den  Fällen  ,  in  welchen  keine  Einigung  der  Beteiligten  erfolgt ,  der 
Kreisausschuss ,  soweit  die  Stadt  Berlin  oder  andere  Stadtgemeinden  beteiligt  sind, 
der  Bezirksausschuss.  Gegen  den  Beschluss  findet  innerhalb  zwei  Wochen  der  An- 
trag auf  mündliche  Verhandlung  im  Verwaltungsstreitverfahren  statt.  Zutreffenden- 
falls kommen  die  Bestimmungen  des  §  58  des  Gesetzes  über  die  allgemeine  Landes- 
verwaltung vom  30.  Juli  1883  (Gesetz-Samml.  S.  195)  dahin  zur  Anwendung,  dass 
auch  in  den  Fällen,  in  welchen  die  Stadt  Berlin  beteiligt  ist,  der  Minister  des  Innern 
den  Bezirksausschuss  bestimmt,  welcher  zu  beschliessen  hat. 

4.  Verteilung  des  Steuerbedarfs  auf  die  verschiedenen 
Steuerarten. 

§  54.  Die  vomStaate  veranlagten  Realsteuern  sind  in  der  Regel 
mindestens  zu  dem  gleichen  und  höchstens  zu  einem  um  die  Hälfte  höheren 
Prozentsatze  zur  Kommunalsteuer  heranzuziehen ,  als  Zuschläge  zur  Staats- 
einkommensteuer erhoben  werden.  —  So  lange  die  Realsteuern  100  Prozent 
nicht  übersteigen,  ist  die  Freilassung  der  Einkommensteuer  oder  die  Heranziehung 
derselben  mit  einem  geringeren  als  dem  im  ersten  Absätze  bezeichneten  Prozent- 
satze zulässig.  —  Werden  mehr  als  1 50  Prozent  der  staatlich  veranlagten  Realsteuern 
erhoben  und  ist  die  Staatseinkommensteuer  mit  150  Prozent  belastet,  so  können  von 
dem  Mehrbetrage  für  jedes  Prozent  der  staatlich  veranlagten  Realsteuern  2  Prozent 
der  Staatseinkommensteuer  erhoben  werden.  Mehr  als  200  Prozent  der  Realsteuern 
dürfen  in  der  Regel  nicht  erhoben  werden.  —  §  55.  Zuschläge  über  den  vollen 
Satz  der  Staatseinkommensteuer  hinaus,  sowie  Abweichungen  von  den  im  §  54  ent- 
haltenen Vorschriften  bedürfen  der  Genehmigung ;  die  Abweichungen  sind  nur  aus 
besonderen  Gründen  zu  gestatten.  —  §  56.  Zur  Deckung  des  durch  Realsteuern 
aufzubringenden  Steuerbedarfs  sind  die  veranlagten  Grund-,  Gebäude-  und  Gewerbe- 
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steuern  in  der  Regel  mit  dem  gleichen  Prozentsatze  heranzuziehen.  Geniessen  jedoch 
die  Grund-  (Haus-)  Besitzer  oder  Gewerbetreibenden  von  Veranstaltungen  der  Ge- 
meinde besondere  Vorteile  oder  verursachen  sie  der  Gemeinde  besondere  Kosten, 
so  ist,  sofern  die  Ausgleichung  nicht  nach  t:§  4,  9,  10,  oder  20  erfolgt,  der  durch  die 
Realsteuern  aufzubringende  Steuerbedarf  (ij§  54,  55)  auf  die  Steuern  vom  Grund- 
(Haus-)  Besitz  und  Gewerbebetrieb ,  in  Prozenten  der  veranlagten  Realsteuern  be- 
rechnet, anderweitig  entsprechend  unterzuverteilen ,  jedoch  mit  der  Massgabe,  dass 
Grund-  und  Gebäudesteuer  höchstens  doppelt  so  stark  herangezogen  werden,  wie 
die  Gewerbesteuer  und  umgekehrt.  Ausnahmen  können  aus  besonderen  Gründen 
von  den  Ministern  des  Innern  und  der  Finanzen  zugelassen  werden.  Vorstehende 
Bestimmungen  finden  sinngemässe  Anwendung  auf  die  Heranziehung  der  Grundsteuer 
im  Verhältnis  zur  Gebäudesteuer.  Die  Unterverteilung  (Absatz  2  und  4)  bedarf  der 
Genehmigung.  —  §  57.  Bei  der  Verteilung  des  Steuerbedarfs  (§§  54,  55,  56)  ist 
das  Aufkommen  besonderer  Gemeindesteuern  (§  23  Absatz  2,  §§25,  29,  37)  je 
nach  ihrer  Einrichtung  und  Beschaffenheit  auf  denjenigen  Teil  des  Steuerbedarfs  zu 
verrechnen ,  welcher  durch  Prozente  der  entsprechenden ,  vom  Staate  veranlagten 
Steuer  aufzubringen  ist.  Mietssteuern  von  gewerblich  benutzten  Räumen  sind  auf 
die  Gewerbesteuer  zu  verrechnen.  —  §  58.  Die  Bestimmungen  der  §§  54  ,  56  und 
57  finden  auf  die  Steuern  von  Bauplätzen  (§  27  Absatz  2)  keine  Anwendung.  Zu- 
schläge zu  der  Betriebssteuer,  die  100  Proz.  übersteigen,  bedürfen  der  Genehmigung. 

5.  Zeitliche  Begrenzung  der  Steuerpflicht  (§  60). 

6.  Veranlagung  und  Erhebung  (§§  61   bis  67). 
Vierter  Titel.     Naturaldienste. 

§  68.  Die  Steuerpflichtigen  können  durch  Gemeindebeschluss  zu  Naturaldiensten 
(Hand-  und  Spanndiensten )  herangezogen  werden.  Spanndienste  sind  von  den  Grund- 
besitzern nach  dem  Verhältnis  der  Anzahl  der  Zugtiere,  welche  die  Bewirtschaftung 
ihres  im  Gemeindebezirk  belegenen  Grundbesitzes  erfordert,  Handdienste  von  sämt- 
lichen Steuerpflichtigen  gleichheitlich  zu  leisten.  Ob  und  inwieweit  hierbei  den  ge- 
spannhaltenden Grundbesitzern  die  ihnen  obliegenden  Spanndienste  auf  das  Mass 
der  auf  sie  entfallenden  Handdienste  anzurechnen  sind  ,  bestimmt  sich  nach  den 
hierüber  getroffenen  vertragsmässigen  oder  statutarischen  Festsetzungen  oder  dem 
Herkommen.  Im  Zweifelsfalle  wird  vermutet,  dass  die  gespannhaltenden  Grundbe- 
sitzer nur  bei  solchen  Arbeiten,  bei  welchen  zugleich  Spanndienste  vorkommen,  von 
den  Handdiensten  befreit  sind.  Abweichungen  von  diesen  Bestimmungen,  inbeson- 
dere die  Heranziehung  von  anderen  gespannhaltenden  Steuerpflichtigen  zu  Spann- 
diensten ,  bedürfen  der  Genehmigung.  —  Die  Dienste  können  mit  Ausnahme  von 
Notfällen  durch  taugliche  Stellvertreter  abgeleistet  werden.  —  Die  Gemeinde  kann 
gestatten,  dass  an  Stelle  des  Naturaldienstes  ein  angemessener  Geldbeitrag  geleistet 
wird.  —  Die  gemäss  §  38  dieses  Gesetzes  von  den  Gemeindeabgaben  ganz  oder 
teilweise  freigelassenen  Steuerpflichtigen  können  nach  Massgabe  der  Bestimmung  des 
Absatzes  2  zu  Naturaldiensten  herangezogen  werden.  —  Die  in  §§  40,  41,  42  auf- 
geführten Personen  sind  von  Naturaldiensten,  soweit  diese  nicht  auf  den  ihnen  ge- 
hörigen Grundstücken  lasten,  befreit ;  untere  Kirchendiener  insoweit,  als  ihnen  diese 
Befreiung  seither  rechtsgültig  zustand. 

Fünfter  Titel.     Rechtsmittel  (§g  69  bis  76). 

Sechster  Titel.     Aufsicht. 

§  77.  Für  die  Erteilung  der  in  diesem  Gesetze  vorbehaltenen  Genehmigungen 
ist  nach  Massgabe    der    folgenden  Bestimmungen    bei  Stadtgemeinden    der  Bezirks- 
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ausbchuss ,  bei  Landgemeinden  der  Kreisausschuss  zuständig.  Gegen  den  auf  Be- 
schwerde ergehenden  Beschluss  —  bei  Stadtgemeinden  des  Provinzialrats  ,  bei 
Landgemeinden  des  Bezirksausschusses  —  steht  dem  Vorsitzenden  dieser  Be- 
hörde aus  Gründen  des  öffentlichen  Interesses  die  Einlegung  der  weiteren  Be- 
schwerde an  die  Minister  des  Innern  und  der  Finanzen  zu.  Die  Genehmigung 
von  Gemeindebeschlüssen  ,  durch  welche  a)  besondere  direkte  oder  indirekte  Ge- 
meindesteuern neu  eingeführt  oder  in  ihren  Grundsätzen  verändert,  b)  Abweichungen 
von  den  im  §  54  vorgeschriebenen  Verteilungsregeln,  c)  Zuschläge  über  den  vollen 
Satz  der  Staatseinkommensteuer  hinaus  (§  55)  angeordnet  werden,  bedarf  der  Zu- 
stimmung der  Minister  des  Innern  und  der  Finanzen.  Den  Ministern  ist  gestattet, 
die  Erteilung  der  Zustimmung  auf  die  ihnen  untergeordneten  Aufsichtsbehörden  höherer 
Instanz  zu  übertragen. 

Siebenter  Titel.     Strafen  (^§  79- 82). 

Achter  Titel.  Nachforderungen  und  Verjährungen.  (§83 
bis  88  . 

Neunter  Titel.  Kosten  und  Zwangsvollstreckung  (§  89  f.). 
Teil  II.     Kreis-  und  Provinzialsteuern. 

§  91.  Die  bestehenden  Vorschriften  über  die  Aufbringung  der  Kreis-  und  Pro- 
vinzialsteuern bleiben  mit  folgenden  Massgaben  unberührt:  l)  Wie  den  Städten, 
bleibt  auch  den  Landgemeinden  die  Beschlussfassung  darüber  vorbehalten,  in  welcher 
Weise  ihre  Anteile  an  den  Kreissteuern  aufgebracht  werden  sollen.  2)  Bei  der  Ver- 
teilung der  Kreissteuern  sind  die  Grund- ,  Gebäude-  und  die  Gewerbesteuer  der 
Klassen  I  und  II  in  der  Regel  mit  dem  gleichen  Betrage  desjenigen  Prozentsatzes 
heranzuziehen ,  mit  welchem  die  Staatseinkommensteuer  belastet  wird.  Mit  Geneh- 
migung des  Bezirksausschusses  kann  der  Betrag,  mit  welchem  die  Realsteuern  heran- 
zuziehen sind  ,  bis  auf  das  Anderthalbfache  jenes  Prozentsatzes  erhöht  oder  bis  auf 
die  Hälfte  desselben  herabgesetzt  werden.  Die  zur  Ausführung  der  vorstehenden 
Bestimmungen  erforderlichen  Beschlüsse  der  Kreistage  und  Bezirksausschüsse  können 
bereits  innerhalb  eines  Jahres  vor  dem  Inkrafttreten  des  gegenwärtigen  Gesetzes 
gefasst  werden.  Mit  dem  bezeichneten  Zeitpunkte  treten  Massstäbe  für  die  Vertei- 
lung der  Kreisabgaben,  welche  den  Bestimmungen  dieses  Gesetzes  nicht  entsprechen 
oder  die   darnach    erforderliche   Genehmigung   nicht    erhalten    haben ,    ausser  Kraft. 

3)  Die  Mehr-  oder  Minderbelastung  einzelner  Kreisteile  mit  Kreissteuern  und  ein- 
zelner Kreise  mit  Provinzialsteuern  darf  auch  nach  einem  anderen  Massstabe ,  als 
nach  Quoten  der  Kreissteuern    beziehungsweise  der   direkten  Staatssteuern  erfolgen. 

4)  Insoweit  juristische  Personen,  Gesellschaften  u.  s.  w.  zur  Entrichtung  der  in  Kreisen 
oder  Provinzen  vom  Einkommen  zu  erhebenden  Steuern  verpflichtet  sind  oder  phy- 
sische Personen  in  verschiedenen  Kreisen  beziehungsweise  Provinzen  solchen  Steuern 
unterliegen,  kommen  bei  Veranlagung  der  Pflichtigen  die  die  Gemeindeeinkommen- 
steuer betreffenden  Vorschriften  dieses  Gesetzes  sinnentsprechend  zur  Anwendung. 
—  Die  auf  Grund  der  Einlegung  von  Rechtsmitteln  erfolgte  Erhöhung  oder  Ermäs- 
sigung der  der  Verteilung  von  Kreis-  und  Provinzialsteuern  zu  Grunde  gelegten 
Staatssteuersätze  zieht  die  entsprechende  Abänderung  der  Veranlagung  zu  den  Kreis- 
beziehungsweise Provinzialsteuern  nach  sich.  ~  §  93.  Die  Kreise  sind  befugt,  das 
Halten  von  Hunden  zu  besteuern.  Die  Steuer  darf  jährlich  5  Mark  für  den  Hund 
nicht  übersteigen.  Sie  ist  durch  Steuerordnung  zu  regeln.  Die  Steuerordnung  be- 
darf   der  Genehmigung    des    Bezirksausschusses.     Die  Erhebung    einer    Hundesteuer 
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seitens  der  Kreise    berührt  das  Recht    der  Gemeinden    zur  Besteuerung    der  Hunde 
nicht  (§   i6). 

Elsass-Lothringen.  Gesetz  vom  6.  Mai  1893,  betr.  die  Gewerbesteuer- 
einschätzung in  23  Paragraphen:  Nachdem  durchschnittlichen  Reinertrag  (§2) 
nach  20  Stufen,  20te :  40  000  bis  50  000  Jahresertrag,  für  je  weitere  10  000  Mark  eine 
weitere  Stufe.  Gesetzliche  Anhaltspunkte  der  Schätzung:  Zahl  der  Gehilfen  und  Ar- 
beiter, die  verwendeten  Betriebsräume  und  Betriebsmittel.  Einsteuerungsorgane :  Kreis- 
und  Bezirkskommissionen,  Revisionskommissionen  und  Kommission  der  Landesschätzer 
(letztere  zur   »Erzielung  einer  gleichmässigen  Einschätzung«). 

Württemberg.  Gesetz  vom  14.  April  1893,  betr.  die  Erhebung  eines  Zuschla- 
ges zur  Liegenschaftsaccise  für  Gemeinden,  im  Höchstbetrag  von  80  Pf. 
für  je  100  M.  des  der  staatlichen  Liegenschaftsaccise  unterliegenden  Kaufpreises  oder 
des  Wertes  der  denselben  vertretenden  Gegenleistung. 

Württemberg.  Gesetz  vom  28.  April  1893,  betr.  die  Abstufung  der  Malz- 
steuer. Für  Brauereien,  welche  per  Jahr  höchstens  100  000  Kilo  (2000  Ztr.)  Malz 
verbrauchen,  wird  der  Steuersatz  für  die  ersten  50  000  Kilo  (1000  Ztr.)  um  den  zehnten 
Teil  ermässigt. 

Württemberg.  Gesetz  betr.  die  Steuerfreiheit  neu  bestockter  Wein- 
berge, vom  29.   März  1893. 

Oesterreich.  Gesetz  vom  24.  März  1893 ,  betr.  eine  Abänderung  des  Gesetzes 
vom  14.  April  1855,  betr.  Abänderung  der  Erwerbs-  undEinkommensteuer- 
gesetze  ,  in  Bezug  auf  Erwerbs-  und  Wirtschafts  g  e  n  o  s  s  e  n  s  c  h  a  ft  e  n  und  Vor- 
schusskassen. 

Belgien.    Gesetz  vom   18.  Juli,  Abänderung  der   Personalsteuergesetze. 

Russland,  Einführung  einer  degressiven  Quotitätssteuer  auf  den 
Wohnmietwert  im  Betrag  von  10  Prozent  abwärts.  (Genehmigung  durch  ükas 
vom  24. — 26.  Mai  1893.)  —  Die  Steuer  ist  abgestuft  nach  fünf  Ortsklassen: 
I.  Klasse  Moskau  und  Petersburg  ;  2.  Klasse  Warschau,  Wilna,  Kasan,  Kiew,  Kischenew, 
Odessa,  Riga,  Rostow  (a,  D.),  Saratow  und  Charkow ;  3.  Klasse  Astrachan,  Archangel 
u.  s.  w. ;  4.  Klasse  14t  Wohnorte;  5.  Klasse  sonstige  Orte.  —  Es  ist  eine  stell- 
vertretende Einkommenssteuer.  (Nach  dem  Bull,  de  Stat.) 
B)  Indirekte  Steuern: 

Deutsches  Reich,  Gesetz  vom  14.  April  1894 ,  betr.  die  Abänderung  des  Zoll- 
tarifgesetzes vom  15.  Juli  1879  (Aufhebung  desIdentitätsnachweises) 
gütig  vom  I.  Mai  1894. 

Portugal.     Branntweinsteuer-Gesetz  vom  21.  Juli  1893. 

Ruzsland,  Verstaatlichung  des  Spirituosenverkaufs  in  den 
vier  östlichen  Gouvernements  durch  Gesetz  vom  6.  Juni  1894  in  den 
Gouvernements  Perm ,  Ufa ,  Orenburg  und  Ssamara  in  Wirksamkeit  gesetzt.  —  Dem 
Finanzminister  ist  anheimgegeben :  a.  die  Bestimmung  der  Preise,  zu  welchen  die  zur 
Zeit  der  Einführung  des  Kron-Spirituosenverkaufs  verbliebenen  Spiritus-  und  Brannt- 
weinvorräte in  den  Engroslagern  und  Detail-Verkaufsstellen  der  genannten  Gouverne- 
ments von  der  Krone  übernomm.en  werden ,  sowie  die  Bedingungen  für  die  von  der 
Krone  dort  in  Kommission  zu  übernehmenden  Schnapsfabrikate,  mit  dem  Vorbehalt, 
dass  im  Falle  der  Unzufriedenheit  der  Branntweinhändler  mit  diesen  Preisen  oder  Be- 
dingungen ihnen  die  erforderliche  Frist  für  die  Ausfuhr  der  Vorräte  aus  dem  Bereich 
des  Kron-Verkaufrayons  gewährt  und  dass  die  Vorräte  bis  zu  dieser  Ausfuhr  unter 
Accisekontrolle  gestellt  werden;  b.  die  Beschaffung  des  erforderlichen  Spirituosen- 
Zeitschrift  für  die  ges.  .Staatswissensch.  1895    I  II 
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quantums  auf  dem  Oekonomiewege  für  den  Beginn  des  Kronverkaufs ,  wenn  solches 
notwendig  erscheint;  c,  die  im  Einvernehmen  mit  dem  Reichskontrolleur  vorzuneh- 
mende Festsetzung  der  Normalverluste  des  Kronspiritus  und  -Branntweins ,  bei  ihrer 
Rektifikation,  Abfüllung,  ihrem  Transport  und  ihrer  Aufbewahrung,  sowie  des  Modus 
der  Rechnungsführung  und  Abrechnung  der  Krons-Getränkeoperation  und  der  Abfüh- 
rung der  Gelder  an  die  Renteien  und  d.  die  Gestattung  in  Ausnahmefällen,  in  Ab- 
weichung von  dem  Art.  28  des  Reglements  über  den  Kron-Spirituosen verkauf,  des 
Verkaufs  auf  kaltem  Wege  rektifizierten  Branntweins  und  Spiritus.  —  Die  Fabri- 
kanten, welche  den  von  ihnen  produzierten  Spiritus,  Branntwein  und  die  Schnaps- 
fabrikate nicht  der  Krone  abgetreten  haben,  können  diese  Waren  unter  Beobachtung 
der  bezüglich  des  Transports  durch  den  Rayon  des  Kron-Spirituosenverkaufs  vom 
Finanzminister  erlassenen  Regeln  aus  dem  Bereich  desselben  ausführen.  —  Die  Einfuhr 
von  Spiritus,  Branntwein  und  Schnapsfabrikaten  in  den  Rayon  des  Kron-Spirituosen- 
verkaufs seitens  Privatpersonen  zu  eigenem  Gebrauch  in  Quantitäten,  die  Vio  Wedro 
übersteigen,  ist  verboten.  —  Der  Transittransport  von  Spiritus,  Branntwein  und  Schnaps- 
fabrikaten über  den  Rayon  des  Kron-Spirituosenverkaufs  ist  unter  Beobachtung  der 
soeben  angeführten  Regeln  gestattet.  —  Die  Ausfuhr  von  Spiritus  und  von  Fabri- 
katen aus  demselben  ins  Ausland  erfolgt  auf  Grund  der  im  Accisesteuerstatut  dar- 
gelegten Regeln,  wobei  die  accisefreien  Abzüge  für  den  ausgeführten  Spiritus  in  bar 
ausgezahlt  werden. 

Die  Spirituosenproduktion:  Die  Branntweinbrennerei  (in 
den  Branntweinbrennereien  und  in  Hefebranntweinbrennereien),  sowie  die  Brau  e  r  e  i 
von  Bier,  Porter  und  Meth  und  die  Anfertigung  ven  Dünnbier  (braga)  erfolgt  in  den  Privat- 
fabriken auf  den  im  Accisestatut  angegebenen  Grundlagen  mit  nachstehenden  Ausnahmen  : 
1)  Die  Erhöhung  der  Jahresproduktion  auf  den  Branntweinbrennereien  und  Hefebranntwein- 
brennereien über  die  höchste  Jahreserbrennung  einer  der  drei  letzten  Brennereiperioden  bis 
zur  Herausgabe  dieses  Gesetzes,  die  Wiederaufnahme  der  Brennerei  in  denjenigen  Brenne- 
reien, die  während  derselben  drei  Perioden  ausser  Thätigkeit  gewesen,  sowie  die  Eröffnung 
neuer  Branntweinbrennereien  ist  nicht  anders  zulässig  als  mit  Genehmigung  des  Finanz- 
ministers nach  Einvernehmen  mit  dem  Minister  der  Landwirtschaft  und  der  Reichs- 
domänen ;  2)  die  den  Branntweinbrennereibesitzern  zukommenden  accisefreien  Abzüge 
werden  in  bar  ausgezahlt.  Der  Modus  der  Auszahlung  dieser  wird  durch  eine  vom 
Finanzminister  nach  Einvernehmen  mit  dem  Reichskontrolleur  herauszugebenden  In- 
struktion festgestellt.  —  Die  Reinigung  des  Spiritus  durch  Destillation,  sowie  die  An- 
fertigung von  Schnapsfabrikaten  erfolgt  in  Privat-  und  Kronfabriken.  —  Die  Beding- 
ungen der  Reinigung  mittelst  Destillation,  sowie  die  Anfertigung  von  Schnapsfabrikaten 
in  den  Privatfabriken  auf  Bestellungen  der  Krone  werden  vom  Finanzminister  bestimmt. 
Die  Reinigung  durch  Destillation  und  die  Anfertigung  von  Schnapsfabrikaten  auf 
den  Privatfabriken  zum  Zwecke  der  Ausfuhr  von  rektifiziertem  Spiritus ,  Brannt- 
wein und  Schnapsfabrikaten  aus  dem  Rayon  des  Kron-Spirituosenverkaufs  unterliegt 
den  im  Accisesteuer-Statut  dargelegten  Regeln.  —  Die  Privat-Schnapsfabriken  er- 
werben den  Spiritus  zur  Anfertigung  der  Schnapsfabrikate  ausschliesslich  von  der 
Krone  zu  den  von  dem  Finanzminister  festgesetzten  Preisen.  —  Die  Geldzahlung  für 
den  von  der  Krone  zur  Anfertigung  der  Schnapsfabrikate  erworbenen  Spiritus  kann 
Rubel  für  Rubel  gegen  Unterpfand  von  zinstragenden  Papieren,  die  zur  Annahme  bei 
Stundung  der  Branntweinaccise  zu  den  von  dem  Finanzminister  festgestellten  Preisen 
zulässig  sind ,  gestundet  werden.  Die  gestundete  Summe  darf  nicht  später  als  am 
letzten  Tage    des    Rechnungsjahres    bezahlt    werden.  —   Die  Produktionsbedingungen 
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auf  den  Kron-Rektifikationsanstalten  und  Schnapsfabriken  werden  vom  Finanzminister 
festgestellt,  —  Die  Herstellung  von  Branntwein  aus  dem  durch  Destillation  gereinigten 
Spiritus,  sowie  die  Abfüllung  des  Branntweins  in  Glasgefässe  zur  Versorgung  der  Spiritus- 
und  Branntwein-Verkaufsstellen  erfolgt  in  den  Kron-Lagern ,  die  auf  Anordnung  des 
Dirigierenden  der  Acciseverwaltung  eröffnet  werden.  Im  Bedarfsfalle  werden  zum  Ab- 
füllen des  Branntweins  in  Gefässe  besondere  Abfüllungspunkte  eröönet. 

Der  Verkauf  von  Spirituosen:  Der  Verkauf  von  Spiritus,  Brannt- 
wein und  Branntweinfabrikaten  findet  in  Kronanstalten  und  ebenso  auch  in  pri- 
vaten Anstalten  statt ,  deren  Besitzer  von  der  Krone  mit  dem  Verkaufe  betraut  sind. 
—  Der  gereinigte  Branntwein  und  Branntweinfabrikate  derjenigen  Fabriken  ,  die  sich 
ausserhalb  des  Rayons  des  Kron-Branntweinverkaufs  befinden,  ferner  die  Erzeugnisse 
der  privaten  Fabriken  dieses  Rayons  und  die  ausländischen  werden  von  der  Kron- 
verwaltung unter  Bedingungen  ,  die  vom  Finanzminister  festgesetzt  werden ,  auf  dem 
Kommissionswege  in  den  Handel  gebracht.  Auf  demselben  Wege  kann  der  Verkauf 
von  Bier,  Porter,  Dünnbier,  Meth  und  Traubenweinen  im  Gebiet  des  Kron-Spirituosen- 
verkaufes  zugelassen  werden.  —  In  Bezug  auf  den  Verkauf  von  Bier,  Porter,  Dünnbier, 
Meth  und  Tra  ubenweinen  in  privaten  Anstalten  werden  die  Bestimmungen  des  Accise- 
reglements  beobachtet,  doch  mit  den  in  diesem  Gesetze  dargelegten  Ausnahmen.  — 
Es  giebt  folgende  Orte  zum  Spirituosenverkauf:  i)  staatliche:  a.  Niederlagen  (Art.  15) 
und  b)  Branntweinbuden ;  2)  private :  a.  Engroslager  für  Bier  ,  Meth  und  Russischen 
Traubenwein ;  b.  Traktieranstalten  (Art.  5  und  6  des  Traktiergewerbe-Reglements)  ; 
c.  Bierbuden;  d.  Keller  zum  Verkaufe  russischer  Traubenweine;  e.  Weinkeller  und 
f.  temporäre  Ausstellungen  für  den  Verkauf  von  Bier,  Meth  und  russischem  Trauben- 
wein. —  Die  staatlichen  Branntweinbuden  werden  nach  Uebereinkunft  des  Dirigie- 
renden der  Acciseverwaltung  mit  dem  Gouverneur  eröffnet.  Falls  diese  beiden  nicht 
übereinkommen  ,  so  wird  die  Entscheidung  vom  Finanzminister  in  Vereinbarung  mit 
dem  Minister  des  Innern  gefällt.  —  Auf  die  im  Art.  21  angegebene  Weise  werden 
eröffnet :  Engrosniederlagen  für  Bier ,  Meth  und  russische  Traubenweine ,  Bierbuden, 
Keller  zum  Verkaufe  russischer  Traubenweine  ,  Weinkeller  in  den  Städten  und  die 
zeitweiligen  Ausstellungen  zum  Verkaufe  von  Bier ,  Meth  und  russischen  Trauben- 
weinen. Weinkeller  ausserhalb  der  städtischen  Ansiedelungen  können  nur  unter  jedes- 
maliger besonderer  Erlaubnis  des  Finanzministers  eröffnet  werden. 

Serbien.  Gesetz  vom  5./17.  August  1893,  betreffend  Staatsmonopole  auf  Zünd- 
hölzer ,  Petroleum ,  Cigarettenpapier  und  Alkohol.  Art.  i.  Der  Staat  hat  das  aus- 
schliessliche Recht ,  folgende  Artikel :  Petroleum  ,  Zündhölzer ,  Cigarettenpapier  und. 
aus  stärke-  und  zuckerhaltigen  Stoffen  gewonnenen  Alkohol  einzuführen ,  zu  verar- 
beiten oder  selbst  zu  verfertigen,  im  grossen  zu  verkaufen  und  bei  den  einzelnen  Ar- 
tikeln die  Preise  auch  für  den  Kleinverkauf  festzusetzen  —  Art.  2.  Das  Verarbei- 
tungs-  und  Verkaufsrecht  wird  der  Staat  für  jeden  einzelnen  der  angeführten  Monopol- 
gegenstände dann  auszuüben  beginnen,  wenn  alle  Vorbereitungen  für  die  vollkommene 
Ausübung  dieses  Rechtes  vollständig  beendet  sein  werden.  Das  Einfuhrrecht  aller 
Monopolartikel  übt  der  Staat  aus,  sobald  dieses  Gesetz  ins  Leben  tritt.  Solange  der 
Staat  nicht  alle  vorhergehenden  Vorbereitungen  für  die  eigene  Produktion  des  Al- 
kohols und  der  Zündhölzer  ausführt,  wird  derselbe  diese  Gegenstände  ankaufen  und 
die  Verkaufspreise  dafür  nach  dem  Kostenpreise  mit  Hinzurechnung  der  Monopoltaxe 
bestimmen.  —  Art.  7.  Der  Verwaltung  der  Staatsmonopole  wird  die  Verfertigung 
und  der  Druck  aller  Arten  monopolisierten  Papiers,  der  Post-,  Gebühr-  und  der  Schank- 
marken  übertragen.     Den  Verkauf   des    monopolisierten  Papiers  wird    die  Verwaltung 
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der  Staatsmonopole  ausführen,  während  sie  die  Markenverfertigung  nur  leiten  und  die 
fertiggestellten  nach  Bedarf  den  betreffenden  Ministerien  übergeben  und  die  letzteren 
mit  dem  vollen  Werte  der  herausgegebenen  Marken  belasten  wird.  —  Art.  14.  Der 
staatliche  Verkaufspreis  besteht  aus:  i)  dem  staatlichen  Ankaufspreis  jedes  Artikels; 
2)  der  Monopoltaxe,  welche  wenigstens  so  gross  sein  muss  wie:  a.  der  bisherige  Zoll, 
b.  die  Obrtsteuer  ,  c.  die  Uebertragung ,  d.  die  Versicherung  und  e.  die  bisherige 
Troscharina  oder  Regalsteuer.  Dieser  Preis  darf  indessen  in  keinem  Falle  so  hoch  sein, 
dass  er  den  Verbrauch  dieser  Gegenstände  erschwert  oder  verringert.  —  Art.  15. 
Der  Zoll,  die  Obrtsteuer,  die  Troscharina  und  alle  Staatsabgabrn  werden,  sobald  für 
die  einzelnen  Monopolartikel  der  Monopolpreis  festgesetzt  sein  wird,  nicht  mehr  ent- 
richtet werden. 

Serbien.  Inkrafttreten  des  Alkoholmonopols.  Eine  auf  Grund  des  §  18  des  Ge- 
setzes vom  5.  August  1893  erlassene  Königl.  Verordnung  vom  11./23.  Okt  dess.  J. 
lautet:  I.  Das  Monopol  auf  Alkohol,  welcher  aus  stärkehaltigen  Stoffen  und  aus 
Melasse  gewonnen  wird ,  tritt  am  15.  Oktober  d.  J.  ins  Leben.  —  II.  Die  Einfuhr 
von  Alkohol  aus  dem  Auslande  ist  Privatpersonen  durchaus  verboten.  Alkohol  aus 
dem  Auslande  einzuführen,  ist  ausschliessliches  Recht  der  Staatsmonopolverwaltung. 
—  III.  Die  Fabrikation  von  Alkohol  ist  der  Staatsmonopolverwaltung  und  nur  den- 
jenigen Privatunternehmern  gestattet ,  welche  von  der  Staatsmonopolverwaltung  die 
Erlaubnis  erhalten,  unter  ihrer  Kontrolle  und  nach  den  vorgeschriebenen  Bestimmungen 
Alkohol  zu  erzeugen.  —  IV.  Die  Monopolgebühr  für  Alkohol  beträgt  1,17  Franken 
in  Gold  für  1  kg. 


DRITTER   HAUPTTEIL. 
Kolonien : 

Internationale  Kolonialverträge  (vgl.   i.  Hauptteil). 

Die  deutschen  Schutzgebiete  im  Reichshaushalts-Etat  pro  1894/95  be- 
laufen sich: 

i)  für  das  ostafrikanische  Schutzgebiet  auf  5  520  000  Mark ;  2)  für  das  Schutz- 
gebiet von  Kamerun  auf  610  000  Mark ;  3)  für  das  Schutzgebiet  von  Togo  auf 
186  000  Mark,  4)  für  das  südwestafrikanische  Schutzgebiet  auf  i  027  000  Mark. 

Neu-Gui7iea.  Ausprägung  von  Kolonial  münzen  in  Schrot  und  Korn  der 
deutschen  Reichsmünzen.  Die  Gold-,  Silber-  und  Bronzemünzen  tragen  auf  der  einen 
Seite  das  Bild  eines  Paradiesvogels,  auf  der  anderen  die  Umschrift  »Neu-Guinea-Kom- 
pagnie«  sowie  die  Wertbezeichnung  und  das  Jahr  der  Prägung.  Die  Kupfermünzen 
auf  der  einen  Seite  die  Inschrift  »Neu-Guinea-Kompagnie«,  auf  der  anderen  die  Wert- 
bezeichnung und  das  Jahr  der  Prägung.  —  Goldmünzen  werden  im  Betrage  bis  zu 
100  000  Mark  ,  Silbermünzen  im  Betrage  bis  zu  400  000  Mark  ,  Bronzemünzen  und 
Kupfermünzen  zusammen  bis  zu  50000  Mark  geprägt.  (D.  Kol.Bl.) 
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— e.  Das  neueste  Zoll-  und  Handelsgesetz  der  Ver.  Staaten,  in  Kraft  seit  28. 
August  1894,  betr.  Zucker  e  infuhr  und  Trusts. —  Dieses  Gesetz  hat 
die  prohibitionsartigen  Zölle  des  M.  Kinley-T  arifes  zwar  bedeutend 
ermässigt,  aber  auch  der  neue  Tarif  ist  mit  seinen  Zöllen  von  20  bis 
50  Proz.  des  Wertes  und  mit  entsprechend  hohen  Gewichtszöllen  noch 
immer  protektionistisch  genug.  —  Aus  dem  Gesetz  sind  zwei  Bestim- 
mungen besonders  anzuführen,  diejenige  über  die  Retorsion  der 
auswärtigen  Zuckerexportprämien  und  diejenige  über  ameri- 
kanische Trusts.  —  i)  Gruppe  E  des  Tarifes,  §  182:  Zucker. 
Von  dem  am  i.  Oktober  1890  in  Kraft  getretenen  »Gesetz  zur  Ver- 
minderung der  Regierungseinkünfte,  zur  Ausgleichung  der  Zölle  und  zu 
anderen  Zwecken«  werden  diejenigen  Paragraphen  aufgehoben,  welche 
die  Erteilung  von  Erlaubnisscheinen  zur  Herstellung  von  Zucker,  sowie 
die  Zahlung  einer  Prämie  an  die  Produzenten  von  Zucker  aus  Rüben, 
Sorghum  oder  Zuckerrohr,  innerhalb  des  Gebietes  der  Vereinigten 
Staaten  gewachsen,  oder  aus  Ahornsaft,  in  den  Vereinigten  Staaten  ge- 
wonnen, betreffen,  und  die  Ausgabe  von  Erlaubnisscheinen  zur  Zucker- 
gewinnung, sowie  die  Zahlung  einer  Prämie  für  die  Herstellung  von 
Zucker  irgend  einer  Art ,  wie  in  dem  erwähnten  Gesetz  vorgesehen, 
soll  hinfort  ungesetzlich  sein.  Aller  Zucker  und  Zuckersatz,  Syrup  von 
Zuckerrohr-  und  Zuckerrübensaft,  Melade,  konzentrierte  Melade ,  ver- 
dickte und  konzentrierte  Melasse,  vom  Wert  40  Proz.  Aller  Zucker 
über  Nr.  16  Holl.  Standard  in  Farbe  und  aller  entfärbte  Zucker,  zu- 
sätzlich zu  dem  erst  erwähnten  Zoll  von  40  Proz.  vom  Wert,  Pfund 
Vs  Cent.  Aller  Zucker,  Zuckersatz,  Syrup  von  Zuckerrohr-  oder  Zucker- 
rübensaft, Melade,  konzentrierte  Melade,  verdickte  und  konzentrierte 
Melasse,  welche  Provenienz  oder  Erzeugnis  eines  Landes  sind,  welches 
zu  der  Zeit,  als  diese  Artikel  von  dort  ausgeführt  wurden,  direkt  oder 
indirekt  eine  Ausfuhrprämie  darauf  bezahlte ,  zusätzlich  zu  den  vor- 
erwähnten Sätzen,  Pfund  Vio  Cent.  —  Der  Importeur  von  Zucker,  der 
Erzeugnis  eines  Landes  ist ,  dessen  Regierung  solche  direkte  oder  in- 
direkte Prämie  zahlt,  soll  von  der  Entrichtung  dieses  zusätzlichen  Zolles 
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in  Gemässheit  der  vom  Schatzsekretär  zu  erlassenden  Vorschriften  be- 
freit werden ,  falls  der  Importeur  eine  Bescheinigung  der  be- 
treffenden Regierung  vorlegt,  dass  über  die  von  den  ver- 
wendeten Rüben  oder  dem  verarbeiteten  Zuckerrohr  erhobene  Steuer 
hinaus  keine  indirekte  Prämie  auf  den  betreffenden 
Zucker  gewährt  worden  ist,  und  dass  keine  direkte  Prämie  bezahlt 
worden  ist  oder  bezahlt  werden  wird.  Die  hierin  getroffenen  Bestim- 
mungen sollen  nicht  so  ausgelegt  werden,  als  würden  dadurch  die  Be- 
stimmungen des  zwischen  den  Vereinigten  Staaten  und  dem  König  der 
Hawaii-Inseln  am  30.  Januar  1875  abgeschlossenen  Reziprozitätsver- 
trages oder  die  Bestimmungen  irgend  einer  Akte  des  Kongresses,  die 
zur  Ausführung  desselben  erlassen  worden  ist,  aufgehoben  oder  irgend- 
wie beeinträchtigt  oder  berührt  werden.  —  Melasse,  die  über  40  und 
nicht  über  56  Grade  Polarisation  zeigt,  Gallone  2  Cents,  bei  mehr  als 
56  Grad  Polarisation,  Gallone  4  Cents.  Kandiszucker  und  alles  Zucker- 
werk (confectionery),  ganz  oder  teilweise  aus  Zucker  bestehend,  sowie 
Zucker,  welcher  nach  dem  Raffinieren  gefärbt  oder  irgendwie  verfälscht 
worden  ist,  vom  Wert  35  Proz.  Glykose  oder  Traubenzucker,  vom 
Wert  15  Proz.     Saccharin,  vom  Wert  25  Proz. 

2)  Abschnitt  73  (106).  Verbindungen,  Konspirationen, 
Trusts,  Uebe  reinkommen  oderVerträge  werden  hiermit 
als  dem  öffentlichen  Wohl  zuwiderlaufend  und  deshalb  als  gesetzwidrig 
und  nichtig  erklärt,  wenn  dieselben  zwischen  zwei  oder  mehreren  Per- 
sonen oder  Korporationen  hergestellt  oder  eingegangen  werden ,  von 
denen  jede  einzelne  sich  mit  der  Einfuhr  von  ausländischen  Artikeln 
in  die  Vereinigten  Staaten  beschäftigt,  und  wenn  solche  Verbindung 
oder  Konspiration  oder  solcher  Trust,  solche  Vereinbarung  oder  solcher 
Vertrag  den  Zweck  haben  ,  den  gesetzlichen  Handel  oder  die  freie 
Konkurrenz  im  gesetzlichen  Handel  zu  beschränken  oder  den  Markt- 
preis eines  oder  mehrerer  eingeführter  oder  einzuführender  Artikel  oder 
eines  Fabrikats,  zu  welchem  die  einzuführenden  Artikel  zu  verwenden 
sind,  in  irgend  einem  Teile  der  Vereinigten  Staaten  zu  erhöhen.  Jede 
Person  ,  welche  sich  mit  der  Einfuhr  solcher  Artikel  oder  Waren  aus 
einem  fremden  Lande  in  die  Vereinigten  Staaten  im  Widerspruch  mit 
diesem  Gesetzabschnitt  beschäftigt  oder  beschäftigen  wird,  oder  die 
sich  mit  einer  anderen  Person  verbündet  und  mit  derselben  in  diesem 
Sinne  konspiriert,  macht  sich  eines  Vergehens  schuldig  und  ist  nach 
Ueberführung  durch  ein  Gericht  der  Vereinigten  Staaten  mit  einer  Geld- 
busse von  100  bis  5000  Dollars  und  ausserdem,  nach  dem  Ermessen 
des  Gerichts,  mit  Gefängnis  von  3  Monaten  bis  12  Monaten  zu  bestrafen. 


— e.  Zahl,  Art,   Grösse  und  Geschwindigkeit  der  modernen  Seeschiffe. 
Ueber  die  Zahl,    Art  und  Grösse  der  Seeschiffe   mögen  nachstehende. 
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dem  Register  von   1892/ 1893    des  Bureau  »Veritas«    entnommenen  An- 
gaben in  tabellarischer  Uebersicht  dienen: 

Zahl  der  7  V1I   H 

Dampfer  Totaler  ^^     1      -u  Totaler 

T  ..     j  -i  T-  .Segler über  ™ 

Lander  über   100  lonnen-  r     v  ionnen- 

Netto-Reg-  gehalt  ^^  '     ™  gehalt 

England 5  588  15  606  232  9  506  3  602  546 

Deutschland 765  773  521  i  444  676492 

Frankreich 482  477  489  I  524  268  554 

Amerika 421  427806  3  428  1466963 

Spanien 355  286933  1085  184484 

Norwegen 478  241  619  3  357  1390690 

Italien 213  200449  i  943  560159 

Niederlande 196  202406  672  173  145 

Russland 322  145  597  2166  461  201 

Dänemark .  217  113  711  864  156585 

Oesterreich 116  106  561  269  loi  415 

Griechenland loi  78194  1317  280144 

Japan 143  76  860  100  26  505 

Brasilien 180  77  286  276  60  793 

zus.  m,  kleineren  Staaten  i.  ganzen  12333  9342288  3"  158  10110233 

Das  Register  von  1882/83  ^^'i^^  7301  Dampfschiffe  mit  zusammen 
8404932  Tonnen  und  48488  Segelschiffe  mit  zusammen  13739970 
Tonnen  auf.  Es  hat  also  die  Zahl  der  Dampfer  wieder  erheblich  zu- 
genommen, die  der  Segler  in  ähnlichem  Masse  abgenommen,  während 
die  Tonnenzahl  sich  nicht  in  gleichem  Verhältnisse  geändert  hat.  Es 
sind  nämlich  vorzugsweise  viel  kleinere  Dampfer  und  grosse  Segler  neu 
gebaut  worden,  dagegen  namentlich  kleinere  Segler  eingegangen.  Indem 
aber  durch  die  rascheren  Reisen  der  Dampfer  eine  Anzahl  ihrer  Tonnen 
etwa  die  dreifache  Bedeutung  einer  gleichen  Anzahl  von  Segelschiffs- 
tonnen hat,  so  ist  die  Leistungsfähigkeit  der  gesamten  jetzigen  Flotte 
eine  wesentlich  höhere,  als  aus  der  einfachen  Vermehrung  der  Tonnen- 
zahl sich  ergiebt.  —  Wichtiger  als  die  Vermehrung  der  Zahl  und  des 
Tonnengehaltes  ist  die  Vergrösserung  der  Schiffsge  fasse 
und  die  Erhöhung  der  Dampfergeschwindigkeit;  beides  drückt  sich  in 
der  Erbauung  der  sog.  Schnelldampfer  aus.  Durch  den  Wettbewerb 
der  grossen  Gesellschaften  für  Personenbeförderung,  namentlich  über 
den  Atlantischen  Ozean ,  sind  die  Anforderungen  und  Leistungen  hin- 
sichtlich der  Schnelligkeit,  Sicherheit  und  Bequemlichkeit  in  den  letzten 
IG  Jahren  ungemein  gestiegen.  Indem  nun  schon  eine  massige  Stei- 
gerung der  Schiffsgeschwindigkeit  eine  sehr  bedeutende  Vergrösserung 
der  Maschinen  und  namentlich  der  Kohlenräume  bedingt,  so  wird  hie- 
durch  ebenso  wie  durch  die  erhöhte  Anforderung  an  Bequemlichkeit 
aller  Art  das  Raumbedürfnis  der  Personendampfer  wachsen.  Es  sind 
deshalb  die  denselben  Zwecken  dienenden  Dampfer  in  der  letzteren 
Zeit  in  ihren  äusseren  Abmessungen ,  und  zwar  insbesonders  in  der 
Länge,  viel  grösser  geworden.    Die  Breite  und  die  Tiefe  sind  mit  Rück- 
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sieht  auf  das  Passieren  von  Schleussen,  Dock-Eingängen,  bezw.  auf  die 
Fahrwasserbedürfnisse,  weniger  gewachsen.  Aber  trotzdem  macht  sich 
für  solche  Häfen,  welche  für  Personendampfer  ersten  Ranges  zugäng- 
lich sein  sollen,  nach  allen  Richtungen  die  Erhöhung  der  Ansprüche 
geltend.  Dieselbe  erstreckt  sich  bis  auf  den  Betrieb  der  anschliessenden 
Bahnen,  Post-  und  Zollverwaltungen.  —  Die  Steigerung  der  Geschwin- 
digkeit der  transatlantischen  Postdampfer,  z.  B.  für  die  Reise  von 
Liverpool  bis  New- York,  ergiebt  sich  aus  folgenden  Zahlen: 

„  , ,    ,      T^     .  Fahrtdauer 

Zahl  der  Knoten  „ 

Tage 

•  ■      •      •      8,25-   8,5 15 

•  •     •     •  9>5  13 

....  11,0  —11,5 II 

•  •     •     •  i4>o  9 

•  .     •     •  15.5  8 

.  18,0  — 19,0 6 

Dabei  waren  gegen  das  Jahr  1880,  abgesehen  von  dem  bekannten 
Schiffe  »Great  Eastern«,  die  grössten  Fahrzeuge  etwa  130  m  lang  mit 
5 — 6000  Gewichtstonnen  Deplacement  und  etwa  3 — 4000  Pferdekräften. 

Aus  der  nachstehenden  Tabelle  ergeben  sich  dagegen  die  wesent- 
lichsten Verhältnisse  einiger  in  letzter  Zeit  gebauten  Schnelldampfer 
verschiedener  Länder. 


Jahr 

1840 
1850 
1860 
1870 
1880 
j8qo 


w 

Abmessungen 

i 

■d  c 

ü  ^ 

Name  des 
Schiffes 

Ort  der 
Werft 

(U     Ö 

Q 

Leistung  in  i 
Pferdekräft 

J=  "-g 

Land 

'5 
n 

11^ 

•d 

Meter 

t. 

t 

»Lahn« 

1887 

Glasgow 

136,55 

i4,88'6,7o 

7  70p    9  500 

175 

»Havel« 

1890 

Stettin 

141,12 

15,806,78 

8  900  12  770 

246 

«  Spree  v't 

1890 

dto. 

141,12 

15,80 

6,75 

8  900  12  770 

243 

Deutschland   [ 

;)Augusta  Viktoria« 

1889 

dto. 

140,2  I 

17,07 

6,95 

9  500  12  280 

247 

«Columbia« 

1889 

Liverpool 

141,10 

17,07 

6,70 

9  500  13  680 

288 

»Normannia« 

1890 

Glasgow 

152,00 

17,50 

6,76 

10  500  16  250 

305 

»Fürst  Bismarck« 

I89I 

Stettin 

153.10 

17,54 

7,01 

IG  500ji6  400 

287 

»Majestic« 

1890 

Belfast 

172,21 

17,68 

7,30 

12  000  17  000 

316 

England  .   .    : 

»Teutonic« 

1889 

dto. 

172,21 

17,68 

7,30 

1 2  000  I  7  000 

316 

»  City  of  New- York  « 

1888 

Clydebank 

160,72 

19,26 

7.47 

13  000 18 100 

382 

»City  of  Paris« 

1889 

dto. 

160,72 

19,26 

7.47 

13  ooo;i8  350 

382 

Frankreich .   . 

»La  Touraine< 

1891 

St.  Nazaire 

157,45 

17,05 

7,20 

II  675 

II  500 

— 

Aus  den  für  diese  einzelnen  Schiffe  angegebenen  maschinellen  Einzel- 
heiten sei  noch  angeführt,  dass  der  kleinste  dieser  Dampfer,  die  »Lahn«, 
2361  "i  m*  Heizfläche  und  81  •  2  m^  Rostfläche,  dagegen  die  »Touraine« 
4669-6  und  I20-I  m  "  Heiz- und  Rostfläche  besitzt.  Alle  diese  Dampfer 
durchlaufen  den  Ozean  mit  einer  durchschnittlichen  Fahrgeschwindig- 
keit von  18  bis  19  Knoten  oder  33  bis  35  km  in  der  Stunde,  also  ab- 
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gesehen  von  den  stets  etwas  höheren  CJeschwindigkeiten  der  Probe- 
fahrt. Voraussichtlich  werden  sie  demnächst  von  den  zwei  noch  im 
Bau  befindHchen  Dampfern  der  Cunard-Linie  um  i  bis  2  Knoten  über- 
troffen werden.  Ein  in  Schichau  bei  Elbing  im  Jahre  1890  gebautes 
Zweischrauben-Torpedoboot  erreichte  sogar  die  Geschwindigkeit  von 
26,55  Knoten.  —  Die  grosse  Steigerung  der  Geschwindigkeit,  ohne  ent- 
sprechenden Mehrverbrauch  an  Kohlen,  verdanken  alle  diese  Schnell- 
dampfer im  wesentlichen  dem  dreifachen  Verbund-  oder 
Expansionssystem  und  durch  dieses  der  grösstmöglichsten  Aus- 
nützung der  Dampfspannung.  Der  Dampf  tritt  nämlich  mit  der  hohen 
Spannung  von  10  bis  12,6  Atmosphären  in  den  ersten  oder  Hochdruck- 
zylinder und  wird  mit  Hilfe  der  Expansion  und  schliesslichen  Konden- 
sation mit  nur  sehr  geringem  Verluste  ausgenützt.  Ein  wesentliches 
Mittel  zur  Erhöhung  der  Leistung  der  Schiffskessel  ist  ferner  die  Ver- 
stärkung des  Schornsteinzuges  durch  Zuführung  von  Pressluft  unter  die 
Roste,  den  sogenannten  Unter  wind.  Durch  diese  Verbesserungen  ist 
der  bei  guten  zweifachen  Expansionsmaschinen  erzielte  Kohlenverbrauch 
von  I  kg  pro  Stunde  und  indizierte  Pferdekraft  jetzt  auf  0,75  kg  herunter- 
gebracht. —  Die  Schiffsschrauben  haben  hinsichtlich  ihrer  Halt- 
barkeit und  Leichtigkeit  namentlich  durch  die  Verbindung  eines  Stahl- 
kernes mit  einem  Ueberzuge  von  Delta-Metall  gewonnen ,  wobei  die 
Vorteile  der  bisherigen  Stahlgussflügel  und  Manganbronzeflügel  ver- 
einigt sind.  In  ihrer  Anordnung  ist  namentlich  das  Zweischraubensy- 
stem von  Bedeutung  geworden,  welches  in  Verbindung  mit  einer  ge- 
teilten Maschine  den  grossen  Schiffen  eine  erhöhte  Manövrierfähigkeit 
und  Sicherheit  im  Falle  von  Beschädigungen  erteilt.  Die  Anwendung 
von  drei  Schrauben,  welche  für  kleine  Dampfer  bereits  im  Jahre  1882 
stattfand,  ist  neuerdings  auch  für  grössere  Dampfer  eingeführt  und  ver- 
spricht gute  Erfolge.  —  Weiter  sei  hier  erwähnt,  dass  die  Kosten 
eines  grösseren  Handels-Schnelldampfers  jetzt  etwa  6  Mill.  M.  betragen, 
dass  aber  die  eines  fertig  armierten  und  ausgerüsteten  Kriegskreuzers 
über  8  Millionen  steigen.  —  Die  grösste  Zahl  der  Schnell- 
dampfer, sowie  überhaupt  der  Seedampfer  besitzt  der  Norddeutsche 
Lloyd  in  Bremen.  Derselbe  arbeitet  zur  Zeit  mit  einem  Kapital 
von  83  Millionen  Mark  und  einem  Personale  von  8000  Mann.  Er  be- 
sitzt 47  transatlantische  Dampfer  mit  einem  Raumgehalt  von  174850 
Registertonnen  und  einer  Maschinenstärke  von  183832  Pferdekräften. 
Ausserdem  hat  er  28  kleinere,  für  die  Fahrt  nach  England,  für  die 
Unterweser  u.  s.  f.  dienende  Dampfer  mit  15506  Registertonnen  Raum 
und  12432  Pferdekräften  Maschinenstärke,  sowie  77  Schleppkähne  mit 
15  756  Registertonnen  Raum.  Der  Norddeutsche  Lloyd  allein  befördert 
ebensoviel  Postsachen,  als  sämtliche  englische  Dampferlinien  zusammen, 
und  steht  ebenso  in  der  Beförderung  von  Personen  allen  anderen  Ge- 
sellschaften voran.     Mit  der  Hamburgisch-Amerikanischen  Gesellschaft 
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zusammen  hat  er  etwa  ebensoviel,  nämlich  rund  183000  Personen  in 
einem  Jahre  nach  Amerika  befördert ,  wie  die  sämtlichen  englischen 
Linien  einerseits  und  die  Linien  aller  anderen  Staaten  andererseits. 
Seine  transatlantischen  Dampfer  haben  im  Jahre  1891  zusammen  einen 
Weg  von  2726790  Seemeilen  gemacht,  welche  Länge  rund  dem  126- 
fachen  Erdumfange  gleichkommt.      (Fortschr.  f.  Ingenieurwissensch.) 


— e.    Goldgewinnung   in    Sibirien.     (St.   Petersburger    Zeitung    vom 

24.  Juni 
^ — ^,.1894.      Bis  zum  Jahre  1848  war  Russland  der  Hauptproduzent 

für  Gold  auf  der  ganzen  Erde ;  die  Goldausbeute  Russlands  erreichte 
1360  Pud  im  Jahre.  Im  Jahre  1892  entfielen  von  der  gesamten  Gold- 
ausbeute (12000  Pud)  25,5  Proz,  auf  Australien,  25  Proz.  auf  Amerika, 
21  Proz.  auf  Russland,  16,5  Proz.  auf  Afrika  und  12  Proz.  auf  alle  übrigen 
Länder.  Was  speziell  Russland  betritft,  so  wurde  bis  zum  Jahre  1830 
die  grösste  Menge  Gold  in  den  Goldgruben  des  Ural  gewonnen,  später 
hat  Sibirien  die  grösste  Bedeutung  erhalten.  Im  Jahre  1892  entfielen 
auf  den  Ural  28,7  Proz.  (7  54  Pud)  von  der  gesamten  Goldausbeute  Russ- 
lands, auf  West-Sibirien  10,7  Proz.  (281  Pud),  Ost-Sibirien  42,7  Proz. 
(1123  Pud),  das  Uebrige  auf  das  Amur-  und  Küstengebiet  mit  ca. 
467  Pud.  In  ganz  Sibirien  wurden  im  letzten  Jahrzehnt  durchschnitt- 
lich im  Jahre  1512  Pud  Gold  ausgebeutet  im  Wertbetrage  von  27  Mill. 
Rubel;  die  Zahl  der  Goldgruben  wächst  beständig:  im  Jahre  1881  exi- 
stierten 600  Goldgruben,  die  von  Privatpersonen  ausgebeutet  wurden, 
im  Jahre  1891  war  die  Zahl  der  Goldgruben  auf  ungefähr  900  gestiegen. 
Aber  ganz  besonders  markant  wird  die  Bedeutung  der  Goldgewinnung 
in  Sibirien  charajcterisiert  bei  Vergleichung  derselben  mit  anderen  In- 
dustriezweigen in  diesem  Lande.  Nach  den  Angaben  des  Departements 
für  Handel  und  Manufakturen  wurden  in  Sibirien  im  Jahre  1890  insge- 
samt 1628  Fabriken  und  Etablissements  gezählt,  aufweichen  nur  10650 
Arbeiter  bescliäftigt  waren.  In  den  Goldgruben  Sibiriens  finden  all- 
jährlich bis  100 000  Personen  Erwerb,  und  ausserdem  sind  zur  Aus- 
führung der  Arbeiten  noch  bis  zu  35000  Haupt  Vieh  nötig.  Die  für 
eine  so  bedeutende  Anzahl  von  Arbeitern  und  Vieh  erforderliche  Menge 
von  Lebensmitteln  und  Futter  (Brot,  Heu,  Hafer)  wird  von  der  Be- 
völkerung geliefert ;  dank  der  beständigen  Nachfrage  nach  landwirt- 
schaftlichen Produkten  hat  der  Ackerbau  in  Sibirien  bedeutend  zuge- 
nommen. Von  der  Goldgewinnung  hängt  auch  in  gewissem  Grade  der 
örtliche  Handel  ab,  der  reiche  Nahrung  findet  in  den  Bedürfnissen  der 
in  den  Goldgruben  beschäftigten  Arbeiter.  Mit  dem  Bau  der  Sibirischen 
Eisenbahn  muss  die  Goldgewinnung  in  Sibirien  noch  grössere  Bedeu- 
tung erhalten.  Gegenwärtig  entwickelt  sich  die  Goldgewinnung  nur  in 
den  Bezirken,  wo  der  Boden  bedeutenden  Goldgehalt  hat,  während  in 
anderen  goldhaltigen  Ländern  auch  solche  Bezirke  ausgebeutet  werden, 
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die  weniger  goklreich  sind.  Wenn  daher  in  Sibirien  die  Beförderung 
der  notwendigen  Arbeiter  und  Geräte  erleichtert  und  verbilligt  ist,  wird 
es  möglich  sein,  auch  die  goldhaltigen  Flächen  auszubeuten,  welche  sich 
nicht  durch  besonderen  Reichtum  auszeichnen,  und  demnach  muss  die 
Edelmetallausbeute  in  Sibirien  in  Zukunft  zweifellos  zunehmen. 

Etwas  über  das  Herkomtnen  der  deutschen  Studenten.  —  Unter  den 
12630  reichsangehörigen  Studierenden,  welche  im  Durchschnitte  der 
zehn  Studiensemester  von  Michaelis  1886  bis  dahin  1891  auf  preussischen 
Universitäten  vorhanden  waren,  befanden  sich  3  244,  deren  Väter  selbst 
eine  Hochschulbildung  genossen  hatten.  Mehr  als  der  vierte  Teil  aller 
Studenten  stammt  also  aus  Schichten  der  Gesellschaft,  in  denen  von 
akademischer  Familienüberlieferung  gesprochen  werden  kann;  fast  drei 
Viertel  aber  kommen  aus  nicht  akademisch  gebildeten  Kreisen  und 
dürfen,  wenn  man  das  Bild  brauchen  will,  als  Bluterneuerung  für  die 
eine  Hochschulbildung  voraussetzenden  Berufsschichten  und  Berufs- 
thätigkeiten  angesehen  werden.  Ob  das  Eine  oder  das  Andere  für  das 
Gemeinwohl  das  Vorteilhaftere,  ob  das  gegenwärtige  Zahlenverhältnis 
zwischen  Beiden  gut  oder  nicht  gut  sei,  ist  hier  nicht  zu  erörtern. 
Interessant  aber  ist  die  Thatsache  an  sich,  und  mehr  noch,  wenn  man 
sie  durch  die  einzelnen  Fakultäten  verfolgt.  Da  ergiebt  sich  dann 
manche  Abweichung  von  dem  oben  angegebenen  Verhältnisse;  denn 
im  Durchschnitte  der  genannten  Semester  hatten  Hochschulbildung  die 
Väter  von 

709  :=:  27,67  Proz.  der  2562  evangelischen  Theologen, 

22  =     3,79  «  ■»       58 1  katholischen              » 

873  =  37,18  »  »  2348  Juristen, 

83 1  =  23,94  »  ^'  348 1  Mediziner, 

809  =  22,06  »  »  3668  Angehörigen  der  philosophischen  Fakultät, 

327  =  20,16  »  \b2.2.  Philologen  und  Historiker  insbesondere 

230  =  31,38  -  1076  Mathematiker  und  Naturwissenschaftler. 

Am  meisten  steht  also  die  juristische  Fakultät  und  damit  die  künftige 
Beamten-  und  Richterwelt  unter  dem  Einflüsse  akademischer  Familien- 
tradition und  dessen,  was  damit  zusammenhängt.  Der  grössten  Zufuhr 
frischen  Blutes  erfreut  sich  dagegen  die  kathoHsche  Theologie,  und  es 
scheint,  dass  die  gebildetsten  Schichten  der  katholischen  Bevölkerung 
ihre  Söhne  nicht  gern  dem  geistlichen  Berufe  zuführen.  Die  jungen 
evangelischen  Theologen  stammen  zwar,  nächst  den  Juristen,  am  zahl- 
reichsten aus  Kreisen  mit  Hochschulbildung ;  es  ist  dies  aber  vornehm- 
lich eine  Folge  der  oft  beobachteten  Thatsache,  dass  Söhne  gern  dem 
Berufe  des  Vaters  folgen,  und  477  von  obigen  70Q  evangelischen  Theo- 
logen sind  Söhne  von  GeistHchen;  werden  diese  ausgeschieden,  so 
bleiben  als  vergleichsfähig  mit  den  3,79  Proz.  der  katholischen  Theo- 
logen nur  11,12  Proz.  der  evangelischen  Theologen,  deren  Väter  anderen 
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als  geistlichen  Kreisen  mit  Hochschulbildung  angehörten.  Die  Medi- 
ziner kommen,  ihrem  Herkommen  aus  akademisch  oder  nicht  akademisch 
gebildeten  Kreisen  nach ,  dem  Gesamtdurchschnitte  aller  Fakultäten 
ziemlich  nahe ;  Philologen  und  Mathematiker  zählen  merklich  weniger 
an  solchen,  deren  Väter  Hochschulbildung  besassen.  Den  Berufsgruppen 
nach  stammten 

aus  der  Berufsgruppe : 
der  Land-   u.  Forstwirtschaft 
des  Bergbaues  u.  d.  Industrie 
des  Handels  und  Verkehrs 
der  häuslichen  Dienste 
der  Hof-,  Staats-,  Gemeinde- 

etc.  Verwaltung  etc.  1255  124  859        1094  578         269 

darunter : 
Heer  und  Flotte  18  2  66  36  24  1 3 

eigentl.  Hof- U.Staatsdienst  etc.  216  37  481  311  176  90 

Kirche  und  Gottesdienst  488  6  74  1 70  81  32 

Erziehung  und  Unterricht  49 1  70  I  56  306  249  92 

Gesundheitspflege  29  6  69  255  28  28 

Schriftstellerei  6  I  10  10  II  2 

Musik,  Theater  etc.  723693 

der  unbestimmten  Berufe  171  40  272  338  158         129 


die  evang. 
Theologen 

die  kath. 
Theologen 

die  Ju- 
risten 

die  Medi- 
ziner 

die  Phi- 
lologen 

d  Mathe 
matiker 

362 

166 

360 

443 

160 

113 

405 

160 

343 

621 

340 

284 

363 

89 

514 

974 

382 

279 

6 

2 

— 

I 

4 

2 

zusammen       2562  581        2348        3471         1622      1076 

(Zeitschr.  des  K.  pr.  stat,  B.  1894.  II.) 


Die  Wohlstandsverteilung  in  Preussen  nach  den  Ergebnissen  der  Ein- 
konwiensteuerv  er  anlagung.  —  Betrachtet  man  diese  Ergebnisse  nach 
Landesteilen,«  sowie  nach  Stadt  und  Land,  so  ergiebt  sich 
begreiflicherweise  eine  grosse  Ueberlegenheit  der  Städte  und  des  Westens, 
sowie  ein  besonders  weites  Zurückbleiben  des  Nordostens,  der  Provinzen 
Ost-  und  Westpreussen ,  Pommern  und  Posen.  Während  die  Städte 
nach  den  Steuerlisten  für  1893/94  11,94  Millionen  Einwohner,  d.  i.  gegen 
40  Proz.  der  Gesamtzahl  nachwiesen,  zählte  man  unter  den  physischen 
Personen  Censiten  mit  einem  ermittelten  (nicht  veranlagten)  Einkommen 


in  den 

Proz.  der 

auf  dem 

Proz.  der 

Städten 

Einwohner 

Lande 

Einwohner 

von  über       900  bis     3  000  M. 

I  204  589 

10,09 

955872 

5.27 

»       »       3  000     "       9  500    » 

193  821 

1,62 

69775 

0,38 

»       »       9  500     x^   100  000    -> 

44862 

0,38 

9270 

0,05 

»       '■   100  000  M 

1284 

0,01 

295 

0,002 

I  444  566 

12,10 

I  035  2  12 

5-70 

—  Obwohl  also  die  Bevölkerung  des  platten  Landes  rund  um  die  Hälfte 
grösser  war  als  die  städtische,  blieb  sie  in  allen  Einkommensklassen 
ziffermässig  weit  hinter  der  städtischen  zurück,  und  zwar  namentlich  in 
den  höchsten.    Denn  während  die  »massigen  <  Einkommen  von  900  bis 
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3000  M.  auf  dem  Lande  noch  reichlich  vier  Fünftel  so  zahlreich  sind 
wie  in  den  Städten,  kommen  die  »mittleren  bis  guten«  von  3000  bis 
9500  dort  nur  wenig  über  ein  Drittel  und  die  »grossen^  von  9500  bis 
IOC 000,  sowie  die  »sehr  grossen«  von  mehr  als  100 000  M.  nur  wenig 
über  ein  Fünftel  so  oft  auf  dem  Lande  vor  wie  in  den  Städten.  Noch 
auffälliger  wird  der  Gegensatz,  wenn  man  die  Verschiedenheit  der  Be- 
völkerungsziffer in  Betracht  zieht.  Es  zeigt  sich  dann  u.  a.,  dass  in  den 
Städten  die  Personen  mit  »grossem  Einkommen«  verhältnismässig  ge- 
nau so  häufig  sind  wie  auf  dem  Lande  diejenigen  mit  mittlerem  bis 
gutem,  nämlich  mit  0,38  Proz.  der  Seelenzahl.  Von  besonderem  In- 
teresse ist  noch  die  Verteilung  der  i  579  Personen  mit  »sehr  grossem« 
Einkommen.     Es  kamen  davon 

auf  das  platte  Land  des  Nordostens 21 

»       »  »  s^       der  Provinzen  Brandenburg,  Schlesien   und  Sachsen      .      .     169 

»       »    übrige  Land 105 

»    den  Stadtkreis  Berlin 472 

»    die  Städte^.des  Nordostens 32 

»       »         »       von  Brandenburg,  Schlesien  und  Sachsen 204 

»       »    übrigen  Städte 576 

—  Berlin  allein  zählte  hiernach  viel  mehr  »sehr  grosse«  Einkommen 
als  die  sieben  östlichen  Provinzen  sonst  zusammen  mit  einer  etwa  zehn- 
mal so  grossen  Bevölkerung.  Auf  den  Nordosten,  der  weit  über  ein 
Fünftel  der  Einwohner  des  Staates  enthält,  kommt  von  den  »sehr 
grossen«  Einkommen  nur  etwa  ein  Dreissigstel.  —  Was  den  Anteil  der 
einzelnen  Provinzen,  sowie  der  städtischen  und  ländlichen  Bezirke  an 
dem  Bestände  von  Censiten  mit  »massigem«,  »mittlerem  bis  gutem« 
und  »grossem«  Einkommen  betrifft,  so  betrugen  in  Prozenten  der  Seelen- 
zahl die  Censiten  mit  Einkommen 

in  den  städtischen  Bezirken  in  den  ländlichen  Bezirken 

von  über   von  über    von  über  von  über   von  über    von  über 

900  3000  9500  900         3000  9500 

bis  bis  bis  bis  bis  bis 

3000         9500         100  000  3000         9500         100  000 

M.  M.  M.  AL  M.  M. 

in  Ostpreussen  6,60  1,33  0,19  2,64         0,20  0,02 

f   Westpreussen  6,08  1,37  0,1 7  2,67         0,25  0,02 

im  Stadtkreise   Berlin     16,51  2,01  0,71  —  —  — 

in  Brandenburg  9,20  1,43  0,29  6,22  0,57  0,1  o 

»  Pommern  8,08  1,46  0,24  3,67  0,30  0,05 

»  Posen  6,59  1,28  0.15  2,53         0,15  0,03 

»   Schlesien  7,69  1,54  0,28  3,52         0,27  0,05 

»   Sachsen  9,33  1,51  0,33  5,30         0,62  0,11 

»  Schleswig-Holstein      11,61  1,73  0,26  6,45  0,75  0,07 

»   Hannover  9,72  1,76  0,32  5,58         0,52  0,04 

»   Westfalen  11,18  1,38  0,28  9,53         0,43  0,05 

»  Hessen-Nassau  10,10  2,60  0,73  4,81         0,28  0,03 

»  Rheinland  9,79  1,50  0,39  8,00         0,40  0,05      . 
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Bezüglich  der  Städte  zeigen  diese  Ziffern  eine  ziemlich  regelmässige 
Zunahme  des  Anteiles  aller  steuerkräftigen  Klassen,  je  weiter  man  nach 
Westen  geht;  die  besonders  günstigen  Ziffern  von  Hessen-Nassau 
erklären  sich  durch  den  Einfluss  der  Stadt  Frankfurt  a.  M.  Viel 
grösser  ist  noch  der  Abstand  des  Ostens  gegen  den  Westen  auf  dem 
Lande ;  in  Westfalen  und  Rheinland  sind  die  »massigen«  und  »mittleren 
bis  guten«  Einkommen  bis  zum  Zwei-  und  Dreifachen  häufiger  als  im 
ländlichen  Nordosten.  Schleswig-Holstein  und  Sachsen  machen  sich 
besonders  durch  die  für  das  Land  sehr  starke,  den  Städten  gegenüber 
allerdings  noch  sehr  niedrige  Anzahl  »mittlerer  bis  guter«  und  »grosser« 
Einkommen  bemerkbar,  welche  der  hier  vorherrschenden  sozialen  Misch- 
ung zwischen  einem  nicht  zu  ausgedehnten,  aber  verhältnismässig  wohl- 
habenden Grossgrundbesitz  und  einer  zahlreichen  Grossbauerschaft  ent- 
spricht. Bemerkenswert  ist  ferner  besonders  noch  die  Verteilung  der 
»grossen«  Einkommen  auf  dem  Lande.  iVIan  könnte  geneigt  sein,  ge- 
rade diese  vorzugsweise  in  dem  »aristokratisch«  gegliederten  Osten  zu 
suchen ;  thatsächlich  sind  sie  aber  am  häufigsten  in  Sachsen,  in  Bran- 
denburg, wo  die  Berliner  Vororte  einwirken  mögen,  endlich  in  Schles- 
wig-Holstein. Selbst  Schlesien  enthält  im  Verhältnis  nicht  mehr  solcher 
Einkommen  als  die  bäuerlichen  und  kleinbäuerlichen  Gebiete  Rheinland 
und  Westfalen,  in  denen  allerdings  die  dort  vielfach  verbreitete  länd- 
liche Industrie  einen  erheblichen  Anteil  an  jenen  Einkommen  haben 
wird.  Am  weitesten  bleiben  auch  hier  Ost-  und  Westpreussen,  nächst- 
dem  Posen  und  Hessen-Nassau  zurück.  —  Bei  Würdigung  dieser  Ziffern 
darf  nun  zwar  nicht  vergessen  werden,  dass  dasselbe  Einkommen  bei- 
spielsweise in  Ostpreussen  auf  dem  Lande  weit  grösseren  Wert  hat  als 
in  Berlin,  dass  ferner  zahlreiche  ländliche  Grundbesitzer  in  städtischen 
Bezirken  veranlagt  sein  mögen ,  während  allerdings  auch  umgekehrt 
zahlreiche  auf  dem  Lande  veranlagte  Einkommen  ganz  oder  teilweise 
aus  industrieller  Thätigkeit  entspringen.  Im  allgemeinen  wird  aber 
nicht  viel  an  dem  Ergebnisse  zu  ändern  sein,  dass  die  städtische  Be- 
völkerung, obschon  sie  von  der  ländlichen  in  ihrer  Gesamtzahl  um 
mehr  als  die  Hälfte  übertroffen  wird ,  weit  mehr ,  im  Verhältnis  zur 
Bevölkerung  sogar  mehr  als  doppelt  so  viel  einkommensteuerfähige  Ein- 
kommen als  die  ländliche  aufweist,  und  dass  dieses  Uebergewicht  fast 
in  geometrischer  Progression  anwächst,  in  je  höhere  Einkommensstufen 
man  hinaufsteigt.  Hieraus  praktische  Folgerungen  nach  der  einen  oder 
anderen  Richtung  abzuleiten,  sei  es  bezüglich  der  Wertschätzung  städti- 
scher und  ländlicher  Erwerbsthätigkeit,  sei  es  für  die  Abwägung  des 
Masses  von  Fürsorge,  deren  beide  bedürftig  erscheinen,  ist  hier  nicht 
der  Ort;  die  Statistik  als  solche  hat  sich  auf  die  Feststellung  der  That- 
sachen  zu  beschränken.  (Ztschr.  d.  K.  pr.  stat.  Bur.  1894.  II.) 

Beantragung  des  Getreide-Monopols  im  Deutschen  Reichstag.     Der  An- 
trag des  Grafen  Kanitz  auf  Einführung  des  Getreide-Monopols  hat  fol- 
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genden  Wortlaut :  Der  Reichstag  wolle  beschliessen  :  den  Herrn  Reichs- 
kanzler zu  ersuchen,  dem  Reichstage  baldigst  einen  Gesetzentwurf  vor- 
zulegen, wonach:  i.  der  Einkauf  und  Verkauf  des  zum  Verbrauch  im 
Zollgebiet  bestimmten  ausländischen  Getreides ,  mit  Einschluss  der 
Mühlenfabrikate,  ausschliesslich  für  Rechnung  des  Reiches  erfolgt;  2.  die 
Verkaufspreise  im  Mindestbetrage  wie  folgt  festgesetzt  werden  :  a)  für 
Weizen  auf  215  M.  pro  Tonne,  b)  für  Roggen  auf  165  M.  pro  Tonne, 
c)  für  Gerste  auf  155  M.  pro  Tonne,  d)  für  Hafer  auf  155  M.  pro  Tonne, 
e)  für  Hülsenfrüchte  auf  185  M.  pro  Tonne,  f)  für  Lupinen  auf  80  M.  pro 
Tonne,  g)  für  Malz  auf  175  M.  pro  Toime,  h)  für  Mais  auf  155  M.  pro 
Tonne,  i)  für  Mehl  und  Mühlenfabrikate:  entsprechend  den  für  das 
Getreide  festgesetzten  Mindestpreisen,  nach  dem  gesetzlich  fixierten 
Ausbeuteverhältnis. 


Beiträge  zur  Statistik  des  Grundeigentums  im  Königreich  Sachsen.  (Von 
Ober-Reg.-R.  Edm.  Stegiich,  Heft  III  und  IV,  Jahrgang  XXXIX,  1893, 
der  Zeitschrift  des  Königl.  Sachs.  Statistischen  Bureaus).  Aus  der  sehr 
sorgfältigen  Untersuchung  Stegiich^  entnehmen  wir  folgende  Daten : 

Das  Einkommen  aus  dem  Gru  n  d  b  e  s  i  t  z  ohne  Abzug  der  Schuldzinsen  betrug 


im  Steuerkreise  (Kreishauptmannschaft) 

im  ganzen'       '"  ^en  Städten 

im  Jahre 

Dresden   Leipzig   Zwickau   Bautzen 

Lande   Dresden   j^^U-J^ 

Chemnitz 

1 

2    1    3   1    4   1    5 

6       7   1    8   j 

9 

Mark 

Mark 

Mark 

Mark 

Mark  i   Mark 

Mark 

Mark 

1875 

62  605  857 

62  764  168 

51  204  722 

31 147737 

207 722 4&4  '21903  696 

15  628  722 

4  523  366 

1878 

65  6713  024 

65  143  666 

59  160  146 

24  3124411)  214  304  l'TT  20  838  060 

16  669  828 

4  568  264 

1882 

68  619  712 

71  919  .532 

62  266  914 

26661849  -iÜ'.MtWdi!,  1-0  794  886 

18  5.50  932 

5  126  275 

1884 

70  496  329 

72  702  901 

63  390  785 

26  659  730  23:)  2 ! '  1 74;.  l'  1  184  000 

20  161  983 

5  757  099 

1886 

72  885  627 

74  6.54  181 

66  210  094 

26  812  824  240.^62  726  22  238  767 

20  917  382 , 

6  630  9.59 

1888 

74  952  261 

76  915  560 

69  030  047 

26554051  1247451919  23  931  779 

21  887  861 

7  706  681 

1890 

80  475  512 

82  260  298 

72  982  139 

27024664  |262742613' 27  010  593 

24  068  133 

9  075  185 

1892 

86  023  816 

86  645  165 

76  .593  802 

27766140 

277028423  29  818  245 

24  501  494 

10  207  519 

Prozentuale  Zunahme  (bez.  ( — )  Abnahme  des  Einkommens  aus  dem  Grundbesitz 


1875178 
1878182 
1882184 
1884186 
1886188 
1888(90 
1890,92 
1875-92 
imjahres- 
durch-  ! 
schnitt    |1 


4,91 
4,48 
2,73 
3.39 
2,83 
7,36 
6,77 
37^40" 


2.20 


3,79 
10,40 
1,09 
2.68 
3.03 
6,95 
5,26 


15,55 
5,24 
1,81 
4,45 
4,26 
5,73 
4,90 


(— )  21,941, 
I  9,66 

0,00 
0..57 
0,97 
1,77 
2,62 


(-) 


3,17 

7,08 
1,65 
.3,14 

2,86 
6,18 
5,36 


■)  4,87 
■)  0,21 
1,87 
4,98 
7,61 
12,86 
10,.54 


38,05 
2,24 


"49,58      |(-)  10,851) 
2,92       (-)    0,641) 


33,36 
1,96 


36,32 
2,13 


6,66 
11,28 
8,68 
8,75 
4,64 
9,96 
1,80 


0,99 
12,21 
12.30 
1.5,18 
16.22 
17,76 
12,48 


.56,77 
3,28 


125,66 
7,39 


I)  Abtrennung    des  Steuerbezirks    Grossenhain    und  Zuschlagung    desselben    zum 
Steuerbezirk  Dresden. 


IV.  LITTERATUR. 


— e.  Wagner ,  Ad. ,  Grundlegung  der  politischen  Oekonomie.  3.  Auflage, 
11.  Teil:  Volkswirtschaft  und  Recht,  besonders  Vermögensrecht, 
in  drei  Büchern  (Lehr-  und  Handbuch  der  pol.  Oekonomie  von  Wagner,  Buchen- 
berger,  Bücher  und  Dietzel,  i.  Hauptabteilung).  Dieser  zweite  Teil  der  allbekannten 
und  allberiihmten  »Grundzüge«  hat  in  dritter  Auflage  erheblich  weniger  Umarbeitung 
imd  Erweiterung  erfahren,  als  der  erste  Teil;  die  Vermehrung  beträgt  gegenüber  der 
2.  Auflage  84  Seiten,  während  der  erste  Teil  in  3.  Auflage  um  582  Seiten  gewachsen 
st.  Dennoch  fehlt  es,  wie  vom  Verfasser  zu  erwarten,  nicht  an  der  Vervollständigung 
der  litterarischen  Zusätze  und  an  weiteren  Ausführungen  —  (über  die  »natürlichen 
Eigentümlichkeiten  der  Zweckkategorien  des  Bodens»  und 
über  die  »Durchführung  von  Gemeineigentum  am  städtischen 
Boden «),  —  Den  sozialistischen  und  bodenbesitzreformerischen  Anschauungen  be- 
züglich des  Eigentums  am  Boden,  auch  am  städtischen  Boden,  steht  diese  dritte  Auf- 
lage etwas  reservierter  als  in  den  beiden  ersten  Auflagen  gegenüber.  Der  volle  Ab- 
schluss  des  2.  Teiles  ist  abgesonderter  Bearbeitung  und  Veröffentlichung  dessen,  was 
der  Herr  Verfassex'  »Inhalt  des  Privateigentums«  nennt,  vorbehalten.  Die  im  ersten 
Teile  der  3.  Auflage  der  Grundlegung  begründete  »Psychologie«  der  V.W.  erweist 
sich  in  diesem  zweiten  Teil  wirklich  fruchtbar. 


— e.  Lamprecht,  Karl,  Deutsche  Geschichte.  4.  Bd.  und  5.  Bd.  i.  Hälfte. 
Berlin,  R.  Gärtner,  1894.  Das  schöne,  auf  sieben  Bände  angelegte  Geschichtswerk 
ist  in  erfreulich  raschem  Fortschreiten  begriffen ;  die  zweite  Hälfte  des  5.  Bandes  wird 
schon  im  Frühjahr  1895  erscheinen.  Das  Buch  ist  nicht  bloss  für  die  historische  Er- 
kenntnis in  breitesten  Schichten  der  Gebildeten  von  hervorragendem  Wert,  sondern 
auch  speziell  für  die  Staatswissenschaft  in  verfassungs-  und  verwal- 
tungsgeschichtlicher Hinsicht.  Das  angelegentliche  Streben  Lamprechfs 
ist  es,  die  wechselseitige  Befruchtung  der  geistigen  und  der  materiellen  Entwicklungs- 
mächte innerhalb  der  deutschen  Geschichte  klar  zu  legen ,  sowie  für  die  Gesamtent- 
faltung der  materiellen  wie  geistigen  Kultur  einheitliche  Grundlagen  und  Fortschritts- 
stufen nachzuweisen.  Das  gelingt  dem  Verfasser  auch  für  die  Verfassungs-  und  Ver- 
waltungsgeschichte meist  in  vorzüglicher  Weise  und  zwar  für  alle  grossen  Hauptstufen 
der  Verfassungsentwickelung ,  wie  für  deren  Unterstufen  (Völkerschaftsstaat ,  Lehens- 
staat, Bürgergemeinwesen  [Städtewesen] ,  Landesstaat ,  soweit  bis  zu  diesem  letzteren 
der  4.  und  5.  Band  bereits  reicht ;  es  ist  nicht  zu  zweifeln,  dass  auch  die  Kulmination 
der  Entwickelung  des  Territorialstaates    weiter    im    konstituellen  Länderstaat   und  der 
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Zusammenschluss  der  Territorien  zum  modernen  National-  oder  Reichsstaatswesen  den- 
selben Wert  erlangen  wird.  Der  speziellen  Staatslehre  kommt  Lamprechfs,  Werk  in 
doppelter  Richtung  fördernd  entgegen.  Einmal  durch  zusammenfassende  Uebersichten 
der  eigentlichen  Verfassungs-  und  Verwaltungsentwicklung  —  meisterhaft  ist  im  4.  Band 
die  Nachweisung  der  Anfange  und  der  landstandsmässigen  Epoche  des  Territorialis- 
mus —  sodann  dadurch,  dass  die  staatliche  Entwickelung  durch  die  begleitenden 
SpezialÜbersichten  über  alle  anderen  nichtstaatlichen  Seiten  der  materiellen  und  gei- 
stigen Entwickelung  des  deutschen  Volkes  greifbar  als  Resultante  der  Gesamtent- 
wickelung unseres  Volkes  sich  darstellt ,  und  zwar  in  überall  plastischer  Darstellung. 
Der  Gewinn  für  die  allgemeine  Staatslehre  ist  daher  ein  bedeutender,  was  diese  Zeit- 
schrift anzuerkennen  und  auszusprechen  verpflichtet  ist. 

Die  Eisetibahnpolitik  Oesterreichs  nach  ihren  finanziellen  Ergebnissen.  Eine  ver- 
gleichende Studie  von  Dr.  jur.  Albert  Eder.  Mit  14  graphischen  Tafeln.  Manz'sche 
k.  und  k.  Hof-Verlags-  und  Universitäts-Buchhandlung.     1894. 

Das  Buch  soll  eine  Generalbilanz  der  staatlichen  österreichischen  Eisenbahnpolitik 
als  Paraphrase  der  offiziellen  Darstellung  sein.  Es  soll  Antwort  geben  auf  die  Fragen, 
welchen  Einfluss  das  Schwanken  dieser  Politik  zwischen  zwei  polaren  Systemen  auf 
den  Staatshaushalt  geübt,  welche  Stelle  der  Staatssäckel  bei  den  verschiedenen  Phasen 
gespielt  habe,  und  was  das  finanzielle  Ergebnis  sei. 

Die  Entvidcklung  des  österreichischen  Eisenbahnwesens  zerfällt  in  vier  Abschnitte. 
In  der  ersten  Periode,  der  Kindheit  des  Eisenbahnwesens,  herrscht  das  reine  Privat- 
bahnsystem ;  der  Staat  ist  finanziell  nicht  engagiert.  Erst  mit  Dekret  vom  Jahre  1841 
wurde  das  Staatsbahnsystem  inauguriert,  doch  bereits  1858  durch  das  System  der 
Privatbahnen  mit  Staatsgarantie  abgelöst,  bis  1877  die  Verstaatlichungsaktion  neuerlich 
aufgenommen  wurde. 

Das  Baukapital  der  Staatsbahnlinien  am  Schlüsse  der  ersten  Staatsbahnperiode 
berechnet  Eder  getrennt  für  die  drei  Hauptgruppen  des  Netzes.  Hiezu  wird,  und  zwar 
in  Beziehung  zur  ganzen  Abhandlung  bemerkt ,  dass  insoweit  die  Ziffernangaben  der 
benützten  offiziellen  Quellen  nicht  ausreichen,  dieselben  durch  immerhin  glaubwürdige 
und  sich  teilweise  auf  anderes  Material  stützende  Schätzungen  ergänzt  sind. 

Bei  der  ersten  Gruppe,  in  welcher  die  nördlichen  und  südöstlichen  Staatsbahnen, 
sowie  die  Bazias'sche  Montanbahn  zusammengefasst  sind  ,  betrugen  die  Anlagekosten 
incl.  Fundus  instructus  Ende  1854 :  fl.  109  760  000.  Das  Erträgnis  dieses  Anlage- 
kapitals war  ein  sehr  gutes  und  sich  in  aufsteigender  Linie  bewegendes;  so  betrug  das- 
selbe z.  B. für  die  südöstlichen  Staatsbahnen  1854: 10.4  Proz.  des  ausgewiesenen  Baukapitals. 
Die  zweite  Gruppe ,  welche  die  merkantil  wichtigste  südliche  Staatsbahn ,  die 
lombardisch-venezianische  Bahn ,  die  Nord-  und  Südtiroler  Bahn  und  die  kroatische 
Linie  umfasst,  repräsentierte  zum  Zeitpunkte  ihrer  Verstaatlichung  (1858)  ein  Anlage- 
kapital von  fl.  221  752  000.  Der  auf  die  südlichen  Staatsbahnen  entfallende  Anteil 
ergab  in  Anbetracht  des  Umstandes  ,  dass  der  Betrieb  noch  nicht  konsolidiert  war, 
eine  ganz  günstige  Verzinsung,  welche  sich  1853  bis  zu  3,95  Proz.  erhob.  Die  lom- 
bardisch-venezianischen Linien  hatten  allerdings  ein  konstantes  Betriebs-Defizit. 

Bei  der  dritten  Gruppe,  den  östlichen  Staatsbahnen,  erscheint  das  Anlagekapital 
mit  fl.  16  335  000  ausgewiesen.  Die  Verzinsung  war  bis  1854  bis  zu  4,6  Proz.  steigend, 
in  den  Jahren  1856/57  dagegen  wurde  ein  negatives  Resultat  erzielt. 

Hienach  ergeben  die  auf  den  gleichen  Zeitpunkt  (i.  Januar  1860)  reduzierten  An- 
lagekapitalien der  Staatsbahnen   die  Summe  von  fl.   376  890  000. 

Zeitachrift  für  die  ges.  Staatswissensch.    1895.  I.  12 
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Nach  Eder  soll  nun  das  »fieberhafte  Streben«  der  Finanzminister  Brück  und 
Baumgarieu ,  sich  mit  einem  Schlage  die  nötigen  Mittel  zur  Durchführung  der  ge- 
träumten Valuta-Regulierung  zu  verschaffen,  der  alleinige  Grund  gewesen  sein,  welcher 
zu  einem  Verkaufe  des  Staatsbahnnetzes  den  Anlass  bot.  Es  hätte  sich  wohl  ver- 
lohnt, bei  diesem  Punkte  etwas  länger  zu  verweilen,  und  nicht  ohne  Anführung  näherer 
Thatsachen  ein  on  dit  als  geschichtlich  erhärtet  hinzustellen.  Allerdings  würde  dies 
an  derThatsache  nichts  geändert  haben,  dass  das  Staatsbahnnetz  bis  1858  an  mehrere 
ausländische  Kapitalisten-Konsortien  u.  s.  w.  die  erste  Gruppe  für  fl.  65  75°°°°  "'^'^ 
die  zweite  Gruppe  für  fl.  85  500  000  (die  dritte  Gruppe  kann  wegen  der  gleichmäs- 
sigen  Aktiv-  und  Passivposten  ausgelassen  werden) ,  zusammen  für  fl.  153  250  000 
verschleudert  wurde.  Das  finanzielle  Facit  der  Veräusserungsaktion  und  damit  der 
ersten  Staatsbahnepoche  ist  daher  ein  effektiver  Schaden  von  fl.  223  540000,  welche 
dem  Staate  als  nicht  fundierte   Schuldenlast   übrig  blieben. 

Das  von  der  Staatsgarantie  favorisierte  Privatkapital  trat  nun  auf  den  Schauplatz, 
und  damit  beginnt  die  Epoche  der  »garantierten  Privatbahnen« ,  über  die  Eder  die 
ganze  Schale  seines  bitteren  Hohnes  ausleert.  Nicht  mit  Unrecht ;  denn  das  zur  Herr- 
schaft gelangte  Manchestertum  legte  damit  den  Grund  zu  einer  nachhaltigen,  bis  in 
die  Jetztzeit  wirkenden  Erkrankung  des  österreichischen  Eisenbahnwesens.  Es  wurden 
Bahnen  gebaut  um  jeden  Preis  und  so  rasch  als  möglich,  vor  allem  aber  garantierte 
Bahnen.  Der  Weizen  des  Gründertums  schoss  hoch  in  die  Halme.  Der  vom  Staate 
zur  Erleichterung  der  Geldbeschaffung  für  die  Bahnbauten  bona  fide  betretene  Weg 
der  Reinertragsgarantie  liess  sich  bereits  nach  kurzer  Zeit  als  geradezu  zum  Ruin 
führend  erkennen.  Bis  1858  waren  20  Proz.,  im  Jahre  1862  schon  40  Proz.  und  1866 
mehr  als  75  Proz.  der  Bahnlinien  ,  welche  die  Staatsgarantie  genossen.  Von  einer 
Rückzahlung  der  gewährten  Subsidien  war  mit  wenigen  Ausnahmen  bald  keine  Rede 
mehr.  Den  Höhepunkt  erreichte  dieses  System  1876 ,  in  welchem  Jahre  der  Staat 
24,7  Millionen  Gulden  Eisenbahnsubventionen  zahlte.  Eder  berechnet  die  auf  diesem 
Wege  auf  Nimmerwiedersehen  bis  Ende  1893  verausgabten  Beträge  mit  485,63  Mill. 
Gulden ,  ohne  die  Kapitalbeschaffungskosten  und  die  Kapitals-  und  Zinsvorschüsse 
aus  diversen  erteilten  Bauvorschüssen  und  Darlehen  mitzuzählen.  Abgesehen  von  der 
enormen  Belastung,  welche  der  Staat  demnach  durch  das  Garantiesystem  erfuhr,  weisen 
die  jährlich  gezahlten  Garantiebeträge  auch  solche  Schwankungen  auf,  dass  dadurch 
eine  geordnete  Finanzwirtschaft  unmöglich  gemacht  wurde. 

Unter  diesen  Umständen  musste  natürlich  die  Wiederaufnahme  des  Staatsbahn- 
systems als  eine  Notwendigkeit  erscheinen.  Die  Aktion  nahm  ihren  Anfang  mit  dem 
Sequestrationsgesetz  von  1877  ^"^^  wurde  durch  die  Einlösung  der  verschiedenen  not- 
leidenden Bahnen  fortgesetzt ,  wodurch  schliesslich  ein  Bahnnetz  geschaffen  wurde, 
dessen  Erträgnisse  weit  hinter  dem  Erfordernis  für  Zinsen  und  Amortisation  des  an- 
gelegten Kapitals  zurückblieb.  Dieses  letztere  wird  nun,  in  Anlehnung  an  die  von 
Eder  als  unrichtig  bezeichnete  staatliche  Berechnungsmethode  in  nachstehender  Weise 
für  Ende  1893  ermittelt:  Der  Gesamtaufwand  für  die  durch  eigene  Bauthätigkeit  ge- 
schaffenen Bahnen  mit  fl.  199  046  518  oder  pro  km  fl.  105  505  ;  für  die  Einlösung  von 
Privatbahnen  fl.  705  128  213  und  für  Investitionen  bei  letzteren  Bahnen  nach  deren 
Verstaatlichung  fl.  36510923,  zusammen  fl.  940691654.  Die  beiden  letzten  Einzel- 
posten zusammengenommen  ergeben  einen  Aufwand  pro  km  von  fl.  167  581,  also  um 
fl.  62076  höher  als  bei  den  vom  Staate  gebauten  Linien,  unter  welchen  sich  u.  a. 
die  kostspielige  Arlbergbahn  befindet.  Ausserdem  werden  noch  einige  Linien  vom 
Staate    auf    eigene    Rechnung    betrieben.     Die    Verzinsung    dieser     Kapitalien     wird 
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nun  für  Ende  des  i.  Abschnittes  dieser  Verstaatlichungsperiode ,  d.  i.  bis  1883 
für  die  dem  Staate  gehörigen  Linien  mit  0,43  Proz.,  für  die  vom  Staate  betriebenen 
Bahnen  mit  1,99  Proz.  ausgewiesen.  1893  betrug  diese  Verzinsung  bei  den  dem  Staate 
gehörigen  Bahnen  und  dem  im  Staatsbetriebe  befindhchen  gesamten  Komplexe,  nach- 
dem sie  1889  ihr  Maximum  mit  2,88  Proz.,  bezw.  2,74  Proz.  erreicht  hatte,  2,52  Proz. 
bezw.  2,33  Proz.  des  aufgewendeten  mittleren  Anlagekapitals  oder  2,2  Proz.  bezw. 
2,07   Proz.  der  investierten  Anlagekosten. 

Nachdem  nun  Verf.  noch  berechnet,  dass  durch  das  Staatsbahnsystem  eine  Ver- 
minderung der  aus  der  Herrschaft  des  Garantiesystems  erwachsenen  Lasten  nicht  er- 
folgt sei,  und  die  durch  die  zweite  Staatsbahnepoche  verlorenen  Zinsen  und  nicht 
bezahlten  Amortisationen  ca.  300  000  000  Gulden  betragen ,  bezeichnet  er  den  finan- 
ziellen Gesamterfolg  der  österreichischen  Eisenbahnpolitik  als  den  Verlust  von  über 
einer  Milliarde  des  Nationalvermögens  imd  gelangt  zu  dem  Schlussergebnis, 
dass  das  Staatsbahnsystem ,  wie  es  in  Oesterreich  eingeleitet  und  exekutiert  worden, 
sich  nicht  nur  unfähig  erweist,  die  Finanzen  zu  entlasten ,  sondern  sogar  eine  Quelle 
stetiger  neuer  Belastungen  bilde. 

Dieses  Schlussergebnis  richtet  sich  direkte  gegen  die  neueste  Eisenbahnpolitik 
Oesterreichs ,  welche  in  temperamentvoller  Weise  an  die  weitere  Durchführung  der 
Verstaatlichungsaktion  und  eine  Entwicklung  des  Lokalbahnnetzes  herantritt.  Eder 
will  nun  gewissermassen  den  Warner  spielen  und  fragt,  indem  er  auf  seine  angebliche 
Generalbilanz  hinweist ,  ohne  jedoch  die  Pläne  der  Regierung  noch  zu  kennen ,  ob 
eine  Fortsetzung  derartiger  kostspieliger  Experimente  zu  verantworten  sei.  Man  wird 
annehmen  können,  die  österreichische  Regierung  werde  diesem  Unkenrufe  keine  höhere 
Bedeutung  zumessen,  als  ihm  thatsächlich  zukommt.  Was  die  Geschichte  der  öster- 
reichischen Eisenbahnpolitik  betrifft ,  so  ist  ja  nicht  zu  leugnen ,  dass  dieselbe  reich 
an  traurigen  und  unglücklichen  Episoden  ist ;  es  lässt  sich  da  auch  gar  nichts  beschö- 
nigen. Das  zweifellose ,  aber  auch  einzige  Verdienst  der  Eder'schen  Schrift  ist  es 
nun,  dass  sie  ein  reiches  und  jedenfalls  mit  grossem  Scharfsinne  und  viel  Mühe  und 
Fleiss  erhobenes  und  gruppiertes  Zahlenmaterial  zur  näheren  Beurteilung  jener  Politik 
bringt.  Dagegen  übersieht  Eder  vollkommen  die  Umstände  ,  welche  es  im  voraus 
ausgeschlossen  scheinen  Hessen,  dass  das  österreichische  Staatsbahnnetz  eine  z.  B.  dem 
preussischen  vergleichbare  Verzinsung  erziele.  Die  Bodenkonfiguration  der  meisten  Kron- 
länder bedingt  ungleich  höhere  Anlagekosten  der  Eisenbahnen ,  als  die  Durchnitts- 
kosten  betragen,  und  die  zurückstehende  industrielle  Entwicklung  der  Monarchie  ver- 
hindert eine  grosse  und  die  Rentabilität  der  Anlage  erzeugende  Verkehrsentwicklung, 
welche  des  weiteren  durch  die  scharfe  Konkurrenz  russischer,  deutscher  und  Schweizer 
Bahnen  beeinträchtigt  wurde.  Dazu  treten  noch  mannigfache  Ereignisse  politischer 
Natur ,  welche  die  wirtschaftliche  Entwicklung  der  Monarchie  verzögerten ,  dieselbe 
finanziell  schwächten  und  in  grössere  Abhängigkeit  von  den  Finanzmächten  brachten. 
Hätte  unter  diesen  Umständen  der  Eisenbahnbau  in  Oesterreich  gänzlich  sistiert  werden 
sollen?  Es  würde  sich  dies  als  Konsequenz  aus  den  Eder'schen  Ausführungen  er- 
geben ,  welche  die  beste  Illustration  zu  dem  von  Referenten  a.  a.  ü.  aufge- 
gestellten  und  vielfach  bestrittenen  Satze  bilden,  dass  der  Schwerpunkt  der  Einwirkung 
der  Eisenbahnen  auf  die  Volkswirtschaft  in  deren  technischen  Funktion  als  verbessertes 
Verkehrsmittel  zu  suchen  sei.  Es  wäre  sonst  die  thatsächliche  und  zweifellos  eingetretene 
Besserung  der  wirtschaftlichen  Verhältnisse  der  Monarchie  einfach  unmöglich  gewesen. 
Eder  übersieht  ferner,  dass  die  schweren  Fehler,  welche  die  österreichische  Eisen- 
bahnpolitik begangen  hat,  sich  erklärlicherweise  auch  nur  durch  neue  Opfer  beheben 
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und  wieder  gut  machen  lassen.  Das  eine  bedingt  das  andere.  Endlich  übersieht  er 
die  Gründe ,  welche  für  die  Tarifpolitik  der  zweiten  Staatsbahnperiode  massgebend 
waren  und  grösstenteils  in  der  notwendigen  Konkurrenz  gegenüber  den  bestehenden 
Privatbahnen  zu  suchen  sind. 

Was  die  Schrift  bringt ,  ist  daher  keineswegs  eine  Generalbilanz ,  sondern  erst 
das  Generalpassivum  der  bisherigen  österreichischen  Eisenbahnpolitik.  Und 
wenn  auch  ohneweiters  zugegeben  werden  muss ,  dass  die  Aktivposten  inkommensu- 
rable Grössen  sind,  sich  ziffermässig  kaum  geben  lassen,  und  mit  der  sog.  »indirekten 
Rentabilität«  ein  arger  Missbrauch  getrieben  wird  ,  so  kann  man  doch  jene  Aktiv- 
posten nicht  gänzlich  negieren  ,  schon  deshalb  nicht,  weil  der  nachträgliche  Beweis 
nicht  zu  erbringen  ist ,  dass  unter  den  gegebenen  ,  zeitweise  besonders  ungünstigen 
Umständen,  Oesterreich  auch  ohne  jene  Opfer  in  den  Besitz  des  heutigen  Eisenbahn- 
netzes, der  heutigen  Staatsbahnen  gelangt  wäre. 

Es  geht  auch  nicht  an,  über  die  Eisenbahnpolitik  Oesterreichs  ein  abschliessendes 
Urteil  zu  fällen,  ohne  gleichzeitig  die  Entwicklung  der  Eisenbahnpolitik  anderer  Länder 
in  Untersuchung  und  Erörterung  zu  ziehen.  Hätte  sich  Eder  verleiten  lassen ,  statt 
einige  kurze  eingestreute  Bemerkungen  über  Russland,  Italien,  Frankreich  und  Preussen 
zu  bringen,  die  Eisenbahnpolitik  und  die  Entwicklung  des  Eisenbahnwesens  wenigstens 
der  wichtigsten  Kulturländer  der  Erde  zu  einem  Vergleiche  heranzuziehen,  so  wäre 
es  seinem  Scharfsinne  wahrscheinlich  gelungen,  die  gemeinsame  Ursache  der  gemein- 
samen Erscheinungen  zu  erkennen  und  dies  hätte  sein  hartes,  anklagendes  Urteil  über 
die  österreichische  Eisenbahnpolitik  wohl  wesentlich  gemildert  und  ihm  den  gerechten 
Vorwurf  der  Einseitigkeit  erspart. 

Der  Wert  des  Buches  wird  aber  insbesondere  auch  dadurch  beeinträchtigt,  dass 
ihm  jedweder  positive  Vorschlag  über  die  nunmehr  einzuschlagenden  und  die  Sünden 
der  Vergangenheit  verbessernden  und  vermeidenden  Wege  fehlt.  Eder  steht  eben 
auf  dem  Standpunkte  unbedingter  Negation.  Er  negiert  immer.  Er  negiert  z.  B.  auch 
dort,  wo  er  sich,  nach  der  Grundidee  seines  Buches  zu  schliessen  ,  notwendigerweise 
in  Uebereinstimmung  mit  den  Anschauungen  anderer  befinden  muss. 

Man  liest  zwischen  den  Zeilen  ordentlich  die  Freude  heraus ,  die  der  Verfasser 
darüber  empfunden  hat ,  so  viele  unangenehme  Dinge  sagen  zu  können.  Geister, 
welche  sich  so  darauf  verstehen  zu  zerlegen  und  zu  zerstören ,  haben  sich  selten  für 
aufbauende,  schaffende  Arbeit  befähigt  erwiesen.  Freiherr  von  W  e  i  c  h  s. 


Ueber  die  Entwicklung  der  australischen  Eisenbahnpolitik  nebst  einer  Einleitung 
über  das  Problem  der  Eisenbahnpolitik  in  Theorie  und  Praxis.  Von  Dr.  Moritz 
Kandt-      Berlin,   1894.     Verlag  von  Hans  Mamroth. 

Auf  Grund  eines  umfangreichen  Materiales  und  des  Studiums  der  reichhaltigen 
einschlägigen  Litteratur,  deren  Anführung  allein  24  Druckseiten  in  Anspruch  nimmt 
schildert  Verf.  in  vorliegender  Arbeit  den  Ursprung  des  Staatsbahnsystems  von  Viktoria. 
Die  Abhandlung  über  die  bisherige  Entwicklung  von  Theorie  und  Praxis  des  Problems 
der  Eisenbahnpolitik ,  welche  in  der  Einleitung  gegeben  wird  und  dem  Vorworte  zu- 
folge denen  dienen  soll,  die  den  Stand  der  Frage  noch  nicht  kennen,  zeugt  von  einer 
mit  Geschick,  Objektivität  und  Verständnis  getroffenen  Auswahl,  und  bildet  eine  Zu- 
sammenstellung der  theoretischen  Ansichten ,  welche  über  diese  Frage  im  Verlaufe 
der  Entwicklung  der  Eisenbahnen  hervorgetreten  sind,  wie  eine  solche  in  so  gedrängter 
Form  bei  gleichzeitiger  Vollständigkeit  bisher  noch  nicht  bestand,  imd  auch  das  In- 
teresse des  mit  der  Sache  Vertrauten  in  Anspruch  nimmt. 
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Diese  Anschauungen  stehen  im  engen  Zusammenhange  teils  mit  den  jeweiligen 
Erkenntnissen  über  das  Wesen  der  Eisenbahnen ,  ihre  Technik  und  Oekonomie,  ihre 
Bedeutung  für  die  Volkswirtschaft,  und  die  sich  daraus  ergebende  Machtstellung,  teils 
mit  den  wechselnden  und  sich  ausgestaltenden  Gnmdanschauungen  über  Staat,  Volks- 
wirtschaft und  deren  gegenseitige  Beziehungen.  Im  Hinblicke  auf  die  Schwierigkeit, 
die  der  Lösung  des  Problems  für  eine  organische,  historische  und  ethische  Auffassung 
des  Staates  und  seinen  Beziehungen  zum  Wirtschaftsleben  entgegenstehen ,  lehnt  es 
Verf.  jedoch  ab,  selbst  eine  für  alle  Zeiten  und  Völker  giltige  Antwort  zu  geben  und 
sucht  eine  Antwort  nur  für  einen  gegebenen  Fall  zu  geben,  unter  Berücksichtigung 
örtlicher  und  zeitlicher  Verschiedenheiten  und  der  organischen  Zusammenhänge. 

Die  ursprüngliche  Ansicht  sah  die  Eisenbahnen  als  Strassen ,  das  Transportge- 
schäft auf  demselben  als  besonderes  Gewerbe  an.  Die  Erfahrung  führte  jedoch  dazu, 
ihnen  den  Charakter  von  Handelsunternehmungen  zuzuerkennen  Dem  entgegen  er- 
blicken andere  in  ihnen  der  Gemeinschaft  dienende  staatliche  Verkehrsgebilde  unter 
eigener  oder  »delegierter«  Verwaltung ,  wieder  andere  bezeichnen  sie  als  ein  Ding 
sui  generis.  Auch  die  Stellung  der  Wissenschaft  der  Nationalökonomie  zur  Frage  der 
Eisenbahnpolitik  ist  je  nach  der  Denkrichtung  verschieden.  Der  orthodoxen  National- 
ökonomie erscheint  es  als  selbstverständlich,  dass  die  Eisenbahnen  der  ungehemmten 
Thätigkeit  der  Privaten  überlassen  bleiben ;  aber  die  Macht  der  Thatsachen  sei  stärker 
gewesen,  die  Anerkennung  des  Monopolcharakters  (nicht  vielmehr  des  öffentlich-recht- 
lichen Charakters  ?)  habe  zur  Forderung  einer  starken  Kontrolle  und  der  Konkurrenz 
durch  den  Staat  geführt,  und  in  weiterer  Folge  seien  die  Eisenbahnen  sogar  der  Post 
zur  Seite  gestellt  worden.  Einen  grundsätzlichen  Umschwung  in  den  Ansichten  habe 
jedoch  erst  die  zur  Herrschaft  gelangte  historische  Schule  herbeigeführt.  Der  erste 
der  die  Frage  der  Eisenbahnpolitik  von  diesem  Standpunkte  auffasse  und  zu  dem  Er- 
gebnisse komme,  dass  die  Walil  des  Systems  von  den  Umständen  abhänge,  sei  Knies 
gewesen;  ihm  folgten  C/öj-^r,  Mohl,  Aucoc,  xmA  2^x<::\^.  Gustav  Co hn  bestreite  dieThun- 
lichkeit  einer  absoluten  Lösung  der  Frage.  Auf  ähnlichem  Standpunkte  stehen  dieVermittler 
zwischen  Freihändlern  und  Sozialisten,  Röscher  und  Sax ;  dagegen  sprechen  sich  mit 
grösserer  Entschiedenheit  für  das  System  der  Staatsbahnen  Ad.  Wagner  und  Schäffle 
aus,  welch  letzterer  jedoch  —  (eine  viel  zu  wenig  gewürdigte  Auffassung,  die  in  der 
Zukunft  noch  einmal  Bedeutung  gewinnen  dürfte)  —  eine  netzweise  administrativ-re- 
präsentative Spezialorganisation  ins  Leben  rufen  will ,  um  die  Nachteile  des  Staats- 
bahnsystems zu  vermeiden.  Verf.  gibt  hierauf  eine  kurze  Schilderung  der  thatsäch- 
lichen  Entwicklung  der  Eisenbahnpolitik  in  den  wichtigsten  Kulturstaaten,  und  gelangt 
zum  Schlüsse ,  dass  jede  praktische  Eisenbahnpolitik  von  dem  Gedanken  ausgehen 
müsse,  die  Eigenart  der  Eisenbahnen  verlange  höchstmögliche  Zentralisation.  Die 
dadurch  entstehenden  Monopolmächte  dürfe  man  jedoch  nicht  sich  selbst  überlassen. 
Zwei  Wege  gebe  es,  um  diese  Mächte  unschädlich  und  dem  Gesamtinteresse  dienst- 
bar zu  machen :  die  Verstaatlichung  oder  die  staatliche  Beaufsichtigung. 

Diese  Einleitung  gewinnt  für  die  Beurteilung  der  Arbeit  umsomehr  Bedeutung, 
als  sie  die  Grundlage  bildet  für  die  darauffolgende  und  den  Hauptgegenstand  dar- 
stellende Erörterung  über  die  australische  Eisenbahnpolitik.  Es  sei  daher  gestattet, 
etwas  näher  darauf  einzugehen.  Gewiss  kann  die  Eisenbahnpolitik  eines  bestimmten 
Landes  nur  im  Zusammenhange  mit  den  gesamten  Verhältnissen  desselben,  insbeson- 
dere seiner  Verfassung  und  Verwaltung  beurteilt  werden ,  aber  deswegen  eine 
Lösung  des  Problems  an  sich  abzuweisen  und  als  unthunlich  hinzustellen ,  erscheint 
denn  doch  nicht    gerechtfertigt  und  zeugt  von  der  Einseitigkeit  rein  historischer  Auf- 
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fassung.  Denn  wie  immer  die  Verfassung  und  Verwaltung  eines  Landes  beschaffen 
sein  mögen ,  so  vermag  dies  an  der  Stellung  und  den  Aufgaben ,  welche  den  Ver- 
kehrsmitteln einerseits  gegenüber  der  Volkswirtschaft,  andrerseits  gegenüber  dem  Staate 
thatsächlich  zukommen  ,  nichts  zu  ändern ;  auch  wenn  die  Grundanschauungen 
über  Volkswirtschaft  und  Staat  selbst  einem  Wechsel  unterliegen.  Auch  ist  das  Problem 
der  Eisenbahnpolitik,  offenbar  entgegen  der  Meinung  des  Verfassers,  mit  der  Ent- 
scheidung in  der  Frage,  ob  »Staatsbahnen  oder  Privatbahnen«,  keineswegs  gelöst. 
Ob  «Staatsbahnen  oder  Privatbahnen«,  dies  ist  nur  eine  Vorfrage.  Er  ist  richtig,  dass 
die  Eigenart  der  Eisenbahnen  eine  Zentralisation  verlangt ;  aber  nicht  nur  aus  tech- 
nischen und  ökonomischen  Gründen.  Dieser  Zentralisationsprozess  ist  eine  Erschei- 
nung und  ein  Kennzeichen  kapitalistischer  Wirtschaft  und  wo  die  Eisenbahnunter- 
nehmen als  solche  keine  genügende  Rentabilität  aufweisen,  da  ist  es  gerade  das 
Kapital,  das  auf  eine  Zentralisation  der  Verkehrsmittel  in  den  Händen  des  Staates 
hindrängt,  weil  es  auf  Grund  der  herrschenden,  unter  den  Fittigen  seiner  Macht  ge- 
wordenen Rechts-,  Wirtschafts-  und  Gesellschaftsordnung  und  auf  Grund  der  herr- 
schenden Anschauungen  über  die  Aufgaben,  und  Stellung  der  Verkehrsmittel  in  der 
Volkswirtschaft  und  im  Staate  hoffen  kann ,  auf  andere  Weise ,  nemlich  durch  staat- 
lichen Bahnbau  und  die  Tarifpolitik  des  Staates  seine  Rechnung  zu  finden  und  diese 
Rechnung  hat  es  thatsächlich  in  den  Staatsbahnländern  gefunden.  Es  ist  also  noch 
eine  zweite  Frage  im  Problem  der  Eisenbahnpolitik  zu  lösen  : 

Welche  Tarifpolitik  hat  in  Staatsbahnländern  befolgt  zu  werden ,  um  den  Inte- 
ressen der  zunächst  betroffenen  Wirtschaften ,  wie  der  steuerzahlenden  Gesamtheit, 
als  auch  den  Forderungen  des  Staatshaushaltes  gerecht  zu  werden  ?  Darüber  wird  die 
historische  Schule  kaum  schon  Aufschluss  geben  können.  In  der  Litteratur  ist  man 
in  dieser  Hinsicht  kaum  über  die  ersten  Andeutungen ,  in  der  Praxis  nicht  über  die 
ersten  Schritte  hinausgekommen.  Und  noch  eine  dritte  Frage:  Welche  Finanzpolitik ? 
Und  noch  eine  vierte  Frage :  Ausgestaltung  des  Eisenbahnnetzes  ? 

Endlich  wäre  noch  zu  bemerken ,  dass  es  das  Verständnis  des  Verfassers  bei 
seinen  Studien  über  Eisenbahnpolitik  wesentlich  erleichtern  würde,  wenn  er  sich  nicht 
auf  das  Sondergebiet  der  Eisenbahnen  beschränken ,  sondern  auch  die  übrigen  Ver- 
kehrsmittel in  den  Kreis  seiner  Betrachtung  ziehen  wollte. 

Australien  ist  infolge  der  Eigenart  und  des  häufig  Sprunghaften  seiner  Entwick- 
lung ,  sowie  der  Vereinigung  demokratischer  und  sozialistischer  Charakterzüge  nicht 
nur  ein  beliebtes  Beobachtungs-  und  Arbeitsfeld  für  die  Nationalökonomie ,  sondern 
es  liefert  auch  für  die  Beurteilung  der  sozialen  Frage  und  für  alle  Gebiete  der  Wis- 
senschaft eine  Fülle  wertvollen  Materiales.  Die  Tliatsache,  dass  in  einem  demokra- 
tischen Staatswesen  ein  Staatsbahnsystem  vorhanden  sei ,  und  dass  trotz  der  engen 
Verbindung  Australiens  mit  dem  Mutterlande  die  Eisenbahnpolitik  eine  ganz  andere 
Entwicklung  genommen  habe ,  wie  in  England  und  Amerika ,  ladet  wahrlich  zu  ein- 
gehender Untersuchung  dieser  Erscheinung  ein.  Verf.  hat  sich  nun  —  über  Anregung 
des  Herrn  Professors  Dr.  Gustav  Cohn  in  Göttingen  —  an  diese  Untersuchung  ge- 
macht und  schildert  im  vorliegenden  i.  Teile  den  Ursprung  des  Staatsbahnsystems  in 
Australien  (bis  1868).  Ein  in  Aussicht  gestellter  2.  Teil  wird  den  Ausbau  des  Staats- 
bahnsystems und  dessen  Verwaltung  bis  zur  Gegenwart  zum  Gegenstande  haben. 

Im  I.  Kapitel  wird  eine  kurze  Geschichte  Australiens  bis  zum  Auftauchen  der 
ersten  Eisenbahnprojekte  (,1846)  gegeben  und  die  Legislative  geschildert,  welche  sich 
späterhin  mit  den  Fragen  des  Eisenbahnbaues  zu  beschäftigen  hatte.  Das  II.  Kapitel 
behandelt    die    Anfänge    des  Eisenbahnbaues    bis    zur     ersten  Eisenbahn  Act  in  New 
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South  Wales  (1849).  ^^  ^'^^  Gesetzgebung  in  Australien  sich  im  allgemeinen  an  jene 
im  Mutterlande  enge  anschloss,  so  war  es  zu  erwarten,  es  werde  sich  auch  die  Eisen- 
bahngesetzgebung in  den  Bahnen  der  englischen  bewegen.  Diese  Erwartung  spricht 
sich  auch  in  einem  Rundschreiben  aus,  das  Gladstone,  der  1846  Staatssekretär  für  die 
Kolonien  war ,  an  die  Regierungen  der  letzteren  richtete.  In  diesem  Rundschreiben 
sucht  er  im  wesentlichen  das  Facit  der  englischen  Eisenbahngesetzgebung  zu  ziehen 
und  sollten  Abweichungen  nur  nach  eingehender  Begründung  wegen  der  Verschieden- 
heit der  Verhältnisse  gestattet  werden.  Zwar  schliesst  sich  das  oben  erwähnte  erste, 
eine  Eisenbahn  inkorporierende  Gesetz  in  den  australischen  Kolonien  noch  dem  mutter- 
ländischen Muster  an ;  aber  diese  Rücksicht  auf  die  Verschiedenheit  der  Verhältnisse 
sollte  bald  dazu  führen,  die  Eisenbahngesetzgebung  aus  den  Geleisen  der  englischen 
zu  lenken,   um  in  dieselben  nicht  wieder  zurückzukehren. 

Im  III.  Kapitel  geht  Verfasser  zur  Besprechung  der  politischen  und  wirtschaft- 
lichen Entwicklung  der  »go-ahead«-Kolonie  Viktoria  über,  welche  von  Anfang  den 
andern  Kolonien  vorangeeilt  ist,  ihnen  zum  Muster  gedient  hat  und  deren  Verhält- 
nisse daher,  wie  insbesondere  die  Entwicklung  der  Eisenbahnpolitik  und  die  Geschichte 
der  Privatbahnen  typisch  für  ganz  Australien  sind.  Diese  letztere  ist  eine  Geschichte 
von  Misserfolgen.  Eisenbahnen  wollte  ein  jeder  haben,  das  Geld  dazu  geben  wollte 
niemand.  Diese  Zurückhaltung  wurde  insbesondere  dadurch  geschaffen,  dass  der 
Kapitalist  des  Mutterlandes  fehlte,  der  von  dem  massigen  Zinse  seines  Kapitals  lebt. 
In  Australien,  wo  damals  ein  Jahresgewinn  von  30—50  Proz.  des  angelegten  Kapi- 
tals als  nichts  aussergewöhnliches  galt,  boten  Eisenbahnunternehmungen  daher  wenig 
Verlockendes.  Die  dadurch  bedingte  Unfähigkeit  der  Privatunternehmungen,  sich  auf 
ihre  eigenen  Kräfte  zu  verlassen,  drängte  zur  Politik  der  Vereinigten  Staaten,  der 
Unterstützung  von  Gesellschaften  durch  Landschenkungen  hin.  Doch  eine  weise 
Landpolitik  hemmte  diesen  Lauf.  An  alle  diese  verschiedenen  Verhältnisse  dachte 
man  in  der  ersten  Begeisterung  nicht,  und  die  ersten  Unternehmungen  traten  mit 
grossem  Selbstbewusstsein  auf.  Uebereinstimmend  zeigte  sich  aber  bald  bei  allen, 
dass  sie  nicht  lebensfähig  waren  und  eine  nach  der  andern  musste  von  der  Regierung 
übernommen  werden.  Eine  einzige  kleine  Vorstadtbahn,  die  »Melbourne  and  Hobson's 
Bay  Railway  Co.«  fristete  ihr  Dasein  bis  zum  Jahre  1878.  Die  übrigen  dagegen,  die 
»Melbourne  Mount  Alexander  and  Murray  River  R.  Co.«,  die  »Geelong  and  Melbourne 
R.  Co.«,  die  »Melbourne  and  Suburban  R.  Co.«,  die  »St.  Kilda  and  Brighton  R.  Co.«, 
die  »Geelong,  Ballerat  and  North  Western  R.  Co.»,  sowie  mehrere  andere  kleine 
Linien  konnten ,  auf  eigene  Kräfte  angewiesen  ,  nicht  gedeihen.  Es  erwies  sich  un- 
möglich ,  die  Eisenbahnpolitik  des  Mutterlandes  nachzuahmen ,  und  selbst  mit  einer 
Unterstützung  durch  den  Staat  innerhalb  der  durch  eine  weise  Politik  gezogenen 
Grenzen ,  welche  den  Eisenbahnbau  nicht  als  Vorwand  für  Landspekulationen  gelten 
lassen  wollte,  erwiesen  sich  Eisenbahnunternehmungen  nicht  als  lebensfähig. 

Was  die  Stellung  betrifft,  welche  die  Regierung  inzwischen  zur  Frage  des  Eisen- 
bahnbaues einnahm ,  so  wurde  von  ihr  1854  eine  Kommission  berufen  ,  welche  Vor- 
schläge erstattete,  dass  die  Kapitalbeschaffung  Aufgabe  der  Regierung,  die  Bahn  Eigen- 
tum des  Staates  sei ,  die  Bauausführung  und  weitere  Verwaltung  jedoch  Privatunter- 
nehmungen übertragen  werden  solle.  1855  wurde  neuerlich  ein  Komitee  zur  Behand- 
lung der  Frage  eingesetzt,  welches  es  als  unstatthaft  erklärte,  einer  zukünftigen  Privat- 
bahn Zinsen  zu  garantieren.  Um  den  Eisenbahnbau  zu  ermöglichen  war  nämlich  wie 
in  Indien  der  Weg  der  staatlichen  Zinsengarantie  betreten  worden ;  doch  hatte  man 
mit  derselben  in  kürzester  Zeit    üble  Erfahrungen    gewonnen.     Ein  1856    eingesetztes 
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Komitee  erklärte  es  als  Aufgabe  der  Regierung  durch  Ausgabe  von  Obligationen 
das  Kapital  für  den  Bau  der  Hauptlinien  zu  beschaffen  und  den  Bau  der  Bahnen  zu 
überwachen.  Aus  allen  diesen  Berichten  ist  ersichtlich ,  dass  eine  Klarheit  über  die 
Stellung  der  Regierung  zu  den  Bahnen  und  den  besten  Weg  zur  Ausführung  der- 
selben nicht  vorhanden  war.  Ende  1856  wurde  das  Parlament  zum  erstenmale  nach 
der  neuen  Verfassung,  dem  »Responsible  Governement«  eröffnet.  Nach  langwierigen 
Debatten  und  im  Anschlüsse  an  die  in  Viktoria  herkömmliche  Wegepolitik  gelangte 
dasselbe  1857  zu  Resolutionen,  deren  Annahme  den  ersten  entscheidenden  Schritt  in 
der  Eisenbahngesetzgebung  Viktorias  bedeuten,  und  in  denen  als  Grundsätze  festge- 
legt werden,  dass  der  Staat  notwendigerweise  mit  dem  Baue  der  Hauptlinien  betraut 
werden  müsse,  die  Verwaltung  und  der  Betrieb  der  fertiggestellten  Bahnen  aber  nicht 
in  den  Händen  der  Regierung  bleiben  dürfe.  Auf  Grund  dieser  Resolutionen  erhielten 
dann  im  gleichen  und  folgenden  Jahre  einige  Gesetze  Sanktion  ,  mit  welchen  die 
Eisenbahnpolitik  Viktorias  eine  wichtige  Wendung  nahm.  Die  Erfahrung ,  die  bis 
1863  mit  der  Staatsbahnverwaltung  während  des  Baues  der  Stammlinien  gemacht 
wurden,  bestätigten  die  Richtigkeit , des  1857  angenommenen  Prinzipes.  Denn  wenn 
einerseits  feststand,  dass  der  Staat  Eigentümer  der  Hauptbahnen  sein  müsse,  so  hatte 
die  Unfähigkeit  der  Staatsbahnverwaltung  zur  Grundlage  für  eine  Verpachtung 
an  Privatgesellschaften  geführt  und  die  Gesetzgebung  von  1863  setzte  die  Regierung 
in  den  Stand,  die  mittlerweile  vollendeten  Bahnen  zu  verpachten. 

Aber  diese  Gesetze  kamen  nicht  zur  Ausführung.  Denn  die  schlechten  Erfah- 
rungen mit  den  Privatbahnen  ,  die  Schwierigkeit  der  Frage  der  Verpachtung ,  ferner 
die  nach  Ueberwindung  der  ersten  Krisis  in  der  Verwaltung  und  den  Finanzen  gün- 
stige Lage  der  Eisenbahnen,  dazu  das  Verlangen  nach  weiterem  Bahnbaue  führten  — 
unter  dem  begünstigenden  Einflüsse  des  allgemeinen  slaatssozialistischen  Charakters 
der  Kolonie  —  dazu ,  dass  mit  dem  Jahre  186S  das  Staatsbahnsystem  thatsächlich 
zur  Herrschaft  gelangte. 

Man  kann  aber  auch  —  welcher  Gesichtspunkt  vom  Verfasser  ganz  übersehen 
wurde  —  ganz  deutlich  aus  dieser  Entwicklung  entnehmen,  wie  dieselbe  zum  grossen 
Teile  durch  das  Interesse  des  Kapitals  herbeigeführt  und  gefördert  wurde ,  und  wie 
sich  diesbezüglich  der  Verlauf  des  ganzen  Prozesses  von  jenem  in  vielen  europäischen 
Kulturstaaten  nicht  wesentlich ,  sondern  nur  darin  unterscheidet ,  dass  er  rascher  und 
mit  Ueberspringen  einiger  Etappen  erfolgte.  Im  Anfange  suchte  das  Privatkapital  sich 
der  Eisenbahn  Unternehmungen  zu  bemächtigen ;  nachdem  es  aber  anderweitige  bessere 
Verwendung  fand  und  auch  die  Hoffnungen  auf  Landspekulationen  fehlschlugen,  zog 
es  sich  zurück  und  suchte  sich  zunächst  nur  Verwaltung  und  Betrieb  der  vom  Staate 
zu  bauenden  Linien  zu  reservieren.  Als  aber  auch  dies  nach  den  gemachten  Erfah- 
rungen keine  genügende  Rentabilität  ergab,  drängte  es  zur  Verstaatlichung,  d.  h.  zur 
Zentralisation  des  Eisenbahnwesens  in  den  Händen  des  Staates  und  verzichtete  auch 
auf  die  kurz  vorher  so  lebhaft  geforderte  Verpachtung.  Es  forderte  nun  vielmehr 
mit  Nachdruck  —  tout  comme  chez  nous  —  den  Bau  einer  grossen  Zahl  von  Bahnen 
durch  den  Staat  —  natürlich  immer  auf  Grund  eines  dringenden  Erfordernisses  der 
»Volkswirtschaft«  ;  —  denn  es  erkannte  nun  seinen  grössten  Vorteil  in  einer  seinen 
Interessen  entsprechenden  Tarifpolitik  auf  den  staatlichen  Bahnen. 

Es  wird  sich  nun  zeigen,  ob  und  wie  die  australischen  Staaten  die  weiteren  Fragen 
der  Eisenbahnpolitik  gelöst  haben.  Hoffentlich  giebt  uns  der  II  Teil  des  Buches 
darüber  Aufschluss. 

Freiherr  von  Weich  s. 
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—  e.  Huber,  F.  S. ,  Die  geschichtliche  Entwickelung  des  modernen  Verkehrs. 
Tübingen.  H.  Laupp.  1893.  —  Besser  vielleicht  als  der  Titel  bezeichnet  das  Vorwort 
die  Aufgabe,  welche  der  Herr  Verfasser  sich  gestellt  hat,  indem  er  seine  Absicht 
dahin  bezeichnet:  »Das  einzige  Ziel  dieser  Untersuchung  besteht  darin,  nach  Mass- 
gabe der  Gesamtentwickelung  die  Wechselwirkung  von  Technik  und  O  r- 
ganisation  in  das  richtige  Verhältnis  zu  setzen,  neue  Gesichtspunkte  aufzustellen 
imd  zu  weiteren  Spezialforschungen  die  Anregung  zu  geben.«  Dieser  Absicht  ent- 
spricht die  Ausführung.  Die  vorliegende  Abhandlung  ist  der  »Teil  eines  demnächst 
erscheinenden  dreibändigen  Werkes ,  in  welchem  der  Verfasser  den  Einfiuss  des  mo- 
dernen Verkehrs  auf  die  Theorie  und  auf  das  Erwerbsleben ,  die  dadurch  bedingte 
Umwälzung  in  den  sozialen,  politischen  und  Produktionsverhältnissen  zur  Darstellung 
bringen«  wird. 

— e.  Seligmann,  Edwin  R.  A.,  Progressive  Taxation  in  Theory  and  Practice 
(America  Economic  Association).  1894.  Der  Hauptwert  dieser  Monographie  liegt  in 
der  eindringenden  dogmengeschichtlichen  Darlegung  der  verschiedenen  Begründungen 
der  Reineinkommensbesteuerung.  Die  Untersuchung  ist  klar  und  scharfsinnig  durch- 
geführt. Zwar  nicht  alle  Ergebnisse  der  Kritik  werden  angenommen  werden  können  ; 
Referent  z.  B.  kann  sich  von  der  Richtigkeit  der  Schlussbemerkung  p.  177  bei  allem 
guten  Willen  zur  Selbsterkenntnis  überzeugen.  Seligmann  entscheidet  sich  schliesslich 
doch  für  die  Rechtfertigung  nach  der  Theorie  der  Leistungsfähigkeit.  Als  praktisch 
anwendbar  in  den  Vereinigten  Staaten  anerkennt  der  Herr  Verfasser  die 
Progressivbesteuerung  zur  Zeit  nur  für  die  Erbschaftsbesteuerung ;  zur  weiteren  Ent- 
wickelung in  der  Zukunft  gehöre  nicht  bloss  die  Reform  des  amerikanischen  Steuer- 
verwaltungswesens, sondern  auch  eine  entschiedene  Zunahme  der  Lust  zur  schuldigen 
Steuerzahlung  bei  den  Amerikanern. 


— e.  V.  Waltershausen ,  A.  Sartorius,  Die  Arbeits-Verfassung  der  eng- 
lischen Kolonien  in  Nordamerika.  Strassburg.  K,  J.  Trübner.  1894.  Der  Herr  Ver- 
fasser kennzeichnet  seine  AuiTassung  in  der  Vorrede  wie  folgt :  » In  dem  Wirtschafts- 
leben von  Kolonien  lassen  sich  .stets  zwei  Richtungen  der  Entwickelung  unterscheiden  ; 
die  Fortsetzung  der  im  Mutterlande  entstandenen  und  geübten  Produktions-  und  Ver- 
kehrsweise, soweit  sie  die  Natur  des  Landes  gestattet,  und  die  Ausbildung  der  Technik, 
des  Betriebes,  der  Güterzirkulation,  welche  der  Eigenart  der  neuen  Ansiedlungen  ent- 
sprungen ist.  Ob  sich  eine  ungehinderte  Bewegung  beider  neben  einander,  auch  wohl 
gegen  einander  vollziehen  kann,  hängt  wesentlich  von  der  Art  der  vom  Heimatsstaate 
befolgten  Kolonialpolitik  ab.  Aus  beiden,  wie  sie  sich  durch  dieselbe  und  trotz  der- 
selben zu  einer  mannigfachen  Kombination  ihrer  einzelnen  Bestandteile  vereinigen, 
wie  sie  in  einander  verwachsen  ,  kann  man  allein  das  Gesamtbild  des  Wirtschafts- 
Systems  begreifen ,  welches  eine  bestimmte  Zeit  darbietet.  In  diesem  Sinne  möchte 
ich  die  nachfolgenden  Ausführungen  über  die  englischen  Kolonien  in  Nordamerika 
verstanden  wissen.  Das  dritte  Viertel  des  achtzehnten  Jahrhunderts,  welches  bei  den 
Detailschilderungen  meist  gemeint  ist,  war  der  Höhepunkt  der  ökonomischen  sozialen 
Entwickelung  der  Niederlassungen  unter  englischer  Herrschaft.« 


— e.  Adler ,  Georg,  Ueber  die  Aufgaben  des  Staates  angesichts  der  Arbeits- 
losigkeit. Tübingen.  H.  Laupp.  1893.  Eine  erweiterte  akademische  Antrittsrede. 
—  Der  Herr  Verfasser    geht  im  Vorwort    davon    aus,    dass    keine  Frage  der  Sozial- 
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Politik,  nach  allgemeiner  Annahme  so  wichtig  sei ,  wie  die  nach  Art  und  Mass  der 
Staatshilfe  bei  Arbeitslosigkeit,  und  keine  »bekanntlich  in  der  wissenschaft- 
lichen Litteratur  bisher  so  vernachlässigt  sei  wie  diese.«  Der  H.  Verfasser 
stellt  als  Mittel  der  Abhilfe  die  obligatorische  Versicherung  gegen 
Arbeitslosigkeit  obenan.  So  »arg  vernachlässigt«  war  übrigens  in  der  »wissen- 
schaftlichen Litteratur«  dieser  Gegenstand  vergleichsweise,  wie  dem  Refe- 
renten erscheint,  nicht. 

—  e.  v.  Bönigk,  Otto,  Grundzüge  zur  yudenfrage.  Soziologisch-ökonomische 
Studie.  Leipzig.  W.  Friedrich.  1894.  —  Die  vorzüglich  geschriebene  Schrift  hält 
treulich  das  Motto  ihres  Vorworts:  »nee  laudare ,  nee  viterperare ;  sed  intellegaret. 
ein.  Unter  drei  möglichen  Lösungen :  Ausweisung  und  Separierung ,  Vernichtung 
»ethnische  Amalgamierung«  wird  nachdrücklichst  und  ausschliesslich  nur 
der  letztere  Weg  empfohlen,  wobei  keineswegs  bloss  den  Juden  unangenehme  Wahr- 
heiten gesagt  und  Zumutungen  gemacht  werden.  Die  ethnologische  Grunderörterung 
(S.  9 — 62)  erscheint  dem  Referenten  besonders  beachtenswert. 


— e.  Ruhland,  G.,  Leitfaden  zur  Einführung  in  das  Studium  der  Agrar- 
politik. Berlin.  Paul  Parey.  1894.  —  Eine  systematische  Einleitung  in  die  Agrar- 
Politik.  Nicht  wie  die  Agrarzustände  waren  und  geworden  sind ,  sondern  aus- 
schliesslich »wie  sie  werden  und  sein  sollen»,  will  der  H.  Verfasser  seinen  Schülern 
und  Lesern  vorführen.  Er  hält  sich  wirklich  strenge  an  sein  Versprechen:  »kein 
trockenes  Gerippe  von  Kategorien  zu  geben ,  sondern  lebendige  Ideen ,  keine  Fülle 
interessanter  Einzelheiten,  sondern  ein  in  grossen  Zügen  gehaltenes  Bild  des  Ganzen, 
das  uns  gerade  heute  mehr  not  thut,  als  alle  Detailforschung.  Wenn  dabei  fast  keine 
Ziffern  und  Zahlen  vorkommen,  so  darf  der  Schüler  die  einzelnen  Sätze  trotzdem  »ge- 
trost nach  Hause  tragen«.  Die  thatsächhchen  Informationen,  auf  welchen  sich  die- 
selben aufbauen,  werden  in  nicht  zu  ferner  Zeit  in  einem  grösseren  Werke  der  Oeffent- 
lichkeit  übergeben  werden.« 

— e.  yastrow,  y.,  Preussisehes  Steuerbuch.  Ein  Wegweiser  durch  die  neuesten 
Steuergesetze  für  jeden  preussischen  Staatsbürger.  Leipzig.  C.  L.  Hirschfeld.  1894. 
Zur  Orientierung  weitester  Kreise  ist  diese  im  Verhältnis  zum  Inhalt  wenig  umfang- 
reiche Schrift  (268  S.,  zur  Hälfte  vom  Anhang  mit  dem  Wortlaut  der  Steuergesetze 
ausgefüllt)  vorzüglich  geeignet:  knapp,  gründlich,  klar,  in  der  Textanordnung  praktisch. 


—  e.  Fuisting,  B.,  Das  preussische  Einkommensteuergesetz  vom  2^.  Juni  i8gi 
und  die  Ausfilhrungsanweisung  vom  j.  August  i8gi ,  mit  Erläuterungen.  Dritte, 
umgearbeitete  Auflage.  Berlin.  C.  Heymann.  1894.  S.  656.  Ein  besonders  em- 
pfehlenswerter Kommentar  zu  dem  empochemachenden  Gesetze.  Auch  steuerwissen- 
schaftlich wird  dieser  Kommentar  von  bedeutendem  Werte  besonders  dadurch  ,  dass 
den  Erläuterungen  zum  Texte  des  Gesetzes  je  eine  Einleitung  vorausgeschickt  ist, 
welche  die  geschichtliche  Entwickelung  des  preussischen  Steuersystems  zum  Gegen- 
stande hat  und  im  Anschluss  hieran  den  Inhalt  des  neuen  Einkommensteuer-Gesetzes 
in  übersichtlicher,  systematischer  Anordnung  zur  Darstellung  bringt. 


Sommerlad,  Tlieo ,  Die  Rheinzölle  im  Mittelalter.  Halle.  C.  A.  Kaemmerer 
u.  Co.  1894.  —  Der  H.  Verfasser  charakterisiert  selbst  und  richtig  im  Vorwort  seine 
Schrift  wie  folgt:  Die  Schrift  will   »im  eng.sten  Anschluss  an  das  Thema  nur  die  Rhein- 
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Zölle,  ihre  Entstehung ,  Entwickeliing  und  Auflösung  und  im  Zusammenhang  damit 
die  Institution  der  mittelalterlichen  Flusszölle  im  allgemeinen  verfolgen ,  nicht 
aber  alle  möglichen  Streiflichter  auf  Waren-  und  Handelsverkehr  ,  Transport- 
verhältnisse, Frachtsätze,  Gestaltung  der  Preise  u.  dergl.  werfen.«  Die  Methode  betr. 
bekennt  sich  Soinvierlad  zu  der  Zahl  derjenigen,  die  bei  der  Behandlung  mittelalter- 
licher Wirtschaftsverhältnisse  der  rechtsgeschichtlichen  Methode  eine  grössere  Berech- 
tigung zuzuschreiben  als  der  historisch -statistischen  Methode.  Denn  wenn  man  be- 
denkt, wie  einseitig  und  oft  unzureichend  trotz  exakter  Pflege  einer  umfassenden  wis- 
senschaftlichen Statistik  in  der  Gegenwart  statistische  Untersuchungen  sind ,  so  dürfte 
man  zugeben ,  dass  auf  dem  Gebiete  der  Wirtschaftsgeschichte  des  Mittelalters ,  wo 
weder  einigermassen  verwendbares  statistisches  Material  noch  überhaupt  Sinn  für  Sta- 
tistik vorhanden  war,  die  zweite  Methode  zu  den  verwegensten  und  gewagtesten  Speku- 
lationen führen  kann.  Wie  er  aus  diesem  Gegensatz  der  Methoden  heraus  in  gar 
manchen  Punkten  zu  anderer  Ansicht  als  Lamprecht  gelange,  so  wisse  er  doch  die 
grossen  Verdienste  des  auf  wirtschaftsgeschichtlichem  Gebiete  hochbedeutenden  For- 
schers vollauf  zu  würdigen  und  habe  die  hier  in  Frage  kommenden  Ergebnisse  seiner 
Arbeiten  dankbar  verwertet. 
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KRITIK  DER  RICARDO-THÜNEN'SCHEN 
GRUNDRENTEN-LEHRE, 

VON 

G.  FLATOW. 


In  Deutschland  und  England  ist  gegenwärtig  noch  als  herr- 
schende Theorie  über  die  Grundrente  diejenige  Lehre  anzusehen, 
deren  erste  Begründung  und  Darstellung  man  meist  dem  Engländer 
David  Ricardo  zuschreibt,  und  die  in  eigenartiger  und  konse- 
quenter Weise  in  Deutschland  durch  JoJiann  Heinrich  v.  Thünen 
weiter  entwickelt  worden  ist.  Man  hat  diese  Lehre  als  eine  der 
grossartigsten  wissenschaftlichen  Entdeckungen  gefeiert,  und  ge- 
lehrte Historiker  der  nationalökonomischen  Litteratur  streiten  über 
den  Anteil,  welcher  Ajiderson ,  West,  Malthus  und  Ricardo  an 
dieser  epochemachenden  Entdeckung  zuzuschreiben  ist.  Berens 
stellt  in  seinem  »Versuch  einer  kritischen  Dogmengeschichte  der 
Grundrenten  die  Ricardo-Thünen'sche  Theorie  als  den  Kulmina- 
tionspunkt der  Entwickelung  dar,  jede  Annäherung  an  diese  Theorie 
ist  ihm  ein  bedeutsamer  Fortschritt  der  Wissenschaft ,  jede  Ent- 
fernung von  derselben  ein  Rückschritt. 

Die  Ricardo-Thünen'sche  Theorie,  die  in  den  meisten  Lehr- 
büchern als  eine  gesicherte,  feststehende  Errungenschaft  der  Wis- 
senschaft dargestellt,  die  auf  den  Lehrstühlen  als  Wahrheit  ver- 
kündet wird,  soll  hier  einer  eingehenden  Prüfung  unterzogen  werden. 

§  I.    Die    Grundrente    als   Ertragsdifferenz 
verschiedener  Grundstücke. 

»Rente«  ist  nach  Ricardo  »derjenige  Teil  des  Erzeugnisses 
der  Erde ,  welcher  dem  Grundherrn  tür  die  Benutzung  der  ur- 
sprünglichen und  unzerstörbaren  Kräfte  des  Bodens  bezahlt  wird.« 
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Die  Rente  in  diesem  Sinne  wird  von  v.  Tliünen  in  Uebereinstim- 
mung  mit  Ricardo  wie  folgt  erklärt  : 

»Die  Landrente  eines  Guts  entspringt  aus  dem  Vorzug,  den 
es  vor  dem  durch  seine  Lage  oder  durch  seinen  Boden  schlech- 
testen Gute,  welches  zur  Befriedigung  des  Bedarfs  noch  Produkte 
hervorbringen  muss,  besitzt.  Der  Wert  dieses  Vorzugs,  in  Geld 
oder  Korn  ausgedrückt,    bezeichnet  die  Grösse    der  Landrente.' 

Dies  ist  die  Quintessenz  der  Ricardo-Thünen'schen  Theorie, 
und  die  Prüfung  derselben  muss  sich  zunächst  auf  diesen  ihren 
Haupt-Lehrsatz  richten. 

Das  charakteristische  Moment,  welches  dabei  mit  der  grössten 
Klarheit  uns  entgegentritt  und  sofort  unsere  Aufmerksamkeit  auf- 
ruft, ist  die  Erklärung  der  Grundrente  aus  der  Vergleichung  ver- 
schiedener Grundflächen  und  ihrer  Erträge.  Es  werden  verschie- 
dene Grundstücke  mit  einander  verglichen,  und  es  wird  die  Dif- 
ferenz ihres  Ertrages,  welche  sich  infolge  der  verschiedenen  Frucht- 
barkeit oder  Lage  bei  gleichem  Kapitals-  und  Arbeitsaufwand 
ergiebt,  als  die  Grundrente  bezeichnet. 

Bei  jedem  Vergleich  besteht  die  erste  und  wichtigste  Auf- 
gabe darin ,  die  zu  vergleichenden  Objekte  genau  festzustellen, 
und  es  ist  im  hohen  Grade  auffallend ,  dass  man  diese  wichtige 
Vorfrage  vernachlässigt  hat.  Nur  Thünen  durfte  von  einer  be- 
sonderen Bestimmung  des  Kreises  der  zu  vergleichenden  Boden- 
flächen Abstand  nehmen,  weil  er  in  seinem  »isolierten  Staat«  von 
vornherein  ein  fest  abgegrenztes  Gebiet  voraussetzt  und  damit 
seine  Betrachtungen  auf  einen  ganz  bestimmten  Kreis  von  Grund- 
stücken beschränkt,  welche  allein  für  ihn  die  Vergleichsobjekte 
bilden  können.  Sollen  aber  die  Verhältnisse  des  Thünen'schen 
Phantasie-Staates  auf  die  Wirklichkeit  übertragen  werden,  so  kann 
man  sich,  wenn  man  die  Grundrente  aus  einer  Vergleichung  ver- 
schiedener Grundstücke  erklären  will,  unmöglich  der  Aufgabe 
entziehen,  zu  bestimmen,  welche  Grundstücke  mit  einander  zu  ver- 
gleichen sind. 

Soll  man  alle  und  nur  die  innerhalb  desselben  Staatsgebietes 
belegenen  Grundstücke  berücksichtigen,  um  das  Vorhandensein 
einer  Grundrente  oder  deren  Höhe  bei  einem  Grundstück  festzu- 
stellen ?  Man  würde  dann  die  Grundrente  eines  Gutes  in  der 
Nähe  von  Warschau  nur  bestimmen  können  ,  wenn  man  die  Er- 
träge des  Grund  und  Bodens  im  ganzen  weiten  Russland,  im  öst- 
lichsten Sibirien    wie    auf   den  Abhängen    des  Kaukasus  u.  s.  w. 
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berücksichtigt,  andererseits  aber  würde  für  eine  Ackerfläche  in 
Monaco  zur  Berechnung  der  Grundrente  nur  das  Miniaturgebiet 
dieses  Fürstentums  zum  Vergleich  herangezogen  werden  dürfen. 
Das  an  der  Grenze  eines  Staates  belegene  Gut  könnte  nach  dieser 
Rechnung  ohne  Rente  sein,  obgleich  das  Nachbargut  auf  anderem 
Staatsgebiet  einen  viel  geringeren  Ertrag  für  dieselbe  Fläche  bei 
gleichem  Kapitals-  und  Arbeits-Aufwand  ergiebt. 

Die  widersinnigen  Resultate,  zu  denen  man  auf  diese  Weise 
gelangt,  zeigen  zur  Genüge,  dass  man  nicht  daran  denken  kann, 
den  Kreis  der  zu  vergleichenden  Grundstücke  nach  den  politischen 
Landesgrenzen  zu  bestimmen.  Die  Grenzen  der  Staaten  fallen 
nur  ausnahmsweise  mit  denen  der  wirtschaftlichen  Gebiete  zu- 
sammen ,  und  nur  durch  künstliche  Mittel  wird  ein  Staatsgebiet 
in  manchen,  nicht  in  allen  Beziehungen  zu  einem  besonderen  Wirt- 
schaftsgebiet gemacht. 

Hier  und  da  lassen  die  Anhänger  der  Ricardo-Thünen'schen 
Theorie  durchblicken,  dass  sie  für  ihre  Erklärung  und  Berechnung 
der  Grundrente  an  solche  Grundflächen  denken,  deren  Produkte 
einen  gemeinschaftlichen  Markt  haben.  Am  klarsten  tritt  dieser 
Gedanke  bei  Thünen  hervor,  der  in  seinem  isolierten  Staat  eine 
einzige  Stadt  als  alleinigen  Markt  aller  in  diesem  Staat  gewon- 
nenen und  nur  der  in  diesem  Staat  erzeugten  Bodenprodukte  an- 
nimmt. Wie  gestaltet  sich  aber  das  Gebiet  eines  gemeinschaft- 
lichen Marktes  in  der  Wirkhchkeit?  Wir  konsumieren  in  Berlin 
russisches  Getreide ,  amerikanisches  Fleisch ,  australische  Wolle, 
ostindischen  Reis,  chinesischen  Thee  u.  s.  w.  Berlin  ist  ein  ge- 
meinschaftlicher Markt  für  Bodenerzeugnisse  aller  fünf  Weltteile, 
dasselbe  gilt  für  ganz  Europa.  Der  Tabak  aus  Cuba,  der  Reis 
aus  Indien,  der  Thee  aus  China,  die  Baumwolle  aus  Nordamerika, 
der  Fleisch-Extrakt  aus  Südamerika  u.  s.  w.  werden  in  ganz  Eu- 
ropa und  darüber  hinaus  gebraucht. 

Die  fortgeschrittene  Technik  des  Verkehrs  hat  an  die  Stelle 
der  vielen  ehemaligen  kleinen  Marktgebiete  den  grossen  Welt- 
markt gesetzt,  die  Bodenproduktionen  aller  Kulturländer  kon- 
kurrieren mit  einander ,  dieselbe  Bevölkerung  verwendet  Boden- 
erzeugnisse aller  Weltteile  und  die  Erzeugnisse  desselben  Bodens 
dienen  zur  Ernährung  und  Kleidung  der  Völker  verschiedenster 
Länder  und  selbst  Erdteile.  Zucker,  Spiritus,  Vieh,  Kartofi'eln 
wandern  aus  Deutschland  in  fremde  Länder;  Getreide,  Baumwolle, 
Wolle,  Vieh  kommt  aus  fremden  Ländern  nach  Deutschland.    Man 
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kann  wohl  verschiedene  Wirtschaftsgebiete  auch  mit  Bezug  auf 
die  Bodenkultur  unterscheiden,  grössere  und  kleinere  Gebiete,  die 
sich  durch  Eigenart  des  Betriebes  und  der  'gewonnenen  Erzeug- 
nisse von  einander  unterscheiden,  gesonderte, Marktgebiete  abergibt 
es  für  die  Erzeugnisse  des  Bodens  nicht.  Gerade  auf  das  Markt- 
gebiet müsste  es  aber  augenscheinlich  bei  dem  Vergleich ,  den 
Ricardo  und  seine  Anhänger  ziehen ,  ankommen.  Ricardo  lehrt, 
dass  der  unfruchtbarste  und  am  ungünstigsten  gelegene  Boden, 
dessen  Bebauung  zur  Ernährung  der  Bevölkerung  noch  notwendig 
oder  wenigstens  noch  möglich  ist,  ohne  dass  Arbeitslohn  oder 
Kapitalzins  zugesetzt  wird,  den  Preis  der  Bodenprodukte  bestimmt, 
und  dass  gerade  deshalb,  weil  der  Preis  sich  nach  dem  unvorteil- 
haftesten Boden  bestimmt ,  dieser  Preis  für  den  besseren  Boden 
einen  Ueberschuss  über  den  auf  diesen  verwendeten  Arbeitslohn 
und  Kapitalzins  ergiebt,  einen  Ueberschuss,  welcher  die  Grund- 
rente bildet.  Es  fragt  sich  also  doch  hierbei  gerade,  welcher  ist 
der  an  Lage  und  Fruchtbarkeit  unvorteilhafteste  Boden ,  dessen 
Produkte  noch  zur  Ernährung  der  Bevölkerung  notwendig  oder 
wenigstens  brauchbar  sind? 

Wenn  ich  für  irgend  ein  Stück  Bodenfläche  in  Deutschland 
die  Frage  beantworten  will,  ob  derselbe  eine  Grundrente  ergiebt 
und  welche,  und  wenn  ich  hierbei  nach  der  Ricardo-Thünen'schen 
Theorie  verfahren  will,  so  müsste  ich  doch  zunächst  das  denkbar 
schlechteste  oder  ungünstigst  gelegene  Stück  Boden  aufsuchen, 
welches  in  irgend  einer  Beziehung  mit  dem  fraglichen  deutschen 
Grundstück,  das  ich  in  Bezug  auf  seine  Grundrente  untersuchen 
will ,  konkurriert.  Liegt  dieses  schlechteste  Stück  Boden ,  das 
dafür  massgebend  sein  soll,  in  Deutschland  oder  in  Russland  oder 
in  Amerika  oder  wo  sonst? 

Wohl  verstanden  ,  die  konkurrierenden  Grundstücke,  welche 
nach  Ricardo  und  Thünen  in  Vergleich  zu  ziehen  sind,  sind  nicht 
bloss  solche,  welche  die  gleichen  Produkte  erzeugen,  sondern  in 
dieser  Beziehung  konkurriert  aller  Boden  mit  einander,  der  über- 
haupt bebaut  wird.  Eine  Bodenfläche  giebt  nach  Ricardo  eine 
Grundrente,  wenn  eine  andere  Bodenfläche  bei  gleichem  Aufwand 
an  Arbeit  und  Kapital  bebaut  wird,  gleichviel  womit,  deren  Pro- 
dukte einen  geringeren  Gesamt-Geld-Ertrag  ergeben.  Damit  ist 
der  Kreis  der  zu  vergleichenden  Grundstücke  noch  viel  weiter, 
noch  unbegrenzter. 

Das  bisher    Ausgeführte  genügt,  um  zunächst  das  Eine  dar- 
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zuthun :  Die  Ricardo-Thüncn'sche  Theorie  erklärt  die  Grundrente 
einer  Bodenfläche  aus  den  Ertragsverhältnissen  einer  anderen 
Bodenfläche,  ohne  jedoch  diese  andere  Bodenfläche,  welche  mass- 
gebend sein  soll,  in  irgend  einer  Weise  zu  bestimmen.  Der  Ri- 
cardo'sche  Satz  ist  eine  Gleichung  mit  zwei  Unbekannten :  Grund- 
rente X  des  Grundstückes  a  =  Ertrag  von  a  —  Ertrag  von  y. 

Die  Gleichung  ist  unlösbar. 

Es  ist  gewiss  auflallend,  dass  so  scharfsinnigen  Forschern, 
wie  Ricardo  und  Thünen  und  so  vielen  ausgezeichneten  Gelehrten, 
die  diesen  beiden  gefolgt  sind,  die  Fundamentlosigkeit  ihrer  Lehre 
entgangen  ist.  Es  scheint ,  dass  eine  an  sich  richtige  thatsäch- 
liche  Beobachtung  zu  einem  Fehlschuss  geführt  hat. 

Von  zwei  Grundstücken,  welche  an  Lage  und  Fruchtbarkeit 
nicht  gleich  sind ,  ergiebt  das  fruchtbarere  und  besser  gelegene 
bei  gleichem  Aufwand  von  Kapital  und  Arbeit  mehr  Ertrag  als 
das  weniger  fruchtbare  und  schlechter  gelegene.  Das  bedarf 
keines  Beweises.  Wenn  nun  der  Preis  der  Bodenprodukte  ein 
solcher  ist,  dass  der  geringere  Ertrag  des  schlechter  gelegenen 
unfruchtbareren  Bodens  genügt,  um  den  üblichen  Zins  und  Lohn 
für  die  auf  diesen  Boden  verwendeten  Kapital-  und  Arbeitsmengen 
zu  decken,  so  muss  dieser  Preis  bei  dem  reicheren  Ertrage  des 
besseren  Bodens  einen  Ueberschuss  ergeben,  welcher  zur  Ver- 
zinsung des  aufgewendeten  Kapitals  und  zur  Löhnung  der  dem 
Grundstück  gewidmeten  Arbeit  nicht  mehr  erforderlich  ist,  einen 
Ueberschuss,  welchen  der  Eigentümer  nicht  dem  Kapital  und  nicht 
der  Arbeit  zu  verdanken  hat,  denn  beides  hat  der  Eigentümer 
des  anderen  Bodens  in  gleicher  Menge  und  Beschafl"enheit  ohne 
solchen  Ueberschuss  verwendet.  Dieser  Ueberschuss  ist  dem 
Boden  selbst  zu  verdanken,  der  ergiebig  genug  ist,  um  mehr  her- 
vorzubringen ,  als  zur  Deckung  von  Kapitalzins  und  Arbeitslohn 
erforderlich  ist.  Das  Vergleichen  verschiedener  Grundstücke  von 
verschiedener  Ertragsfähigkeit  kann  deshalb  unter  Umständen  — 
nämlich  dann,  wenn  der  Ertrag  des  schlechten  Bodens  mindestens 
Kapitalzins  und  Arbeitslohn  deckt  —  zum  Beweise  für  das 
Vorhandensein  einer  Grundrente  dienen ;  der  Fehl- 
schluss  der  Ricardo-Thünen'schen  Theorie  besteht  aber  darin, 
dass  man  aus  Vorstehendem  gefolgert  hat,  diese  Ertragsdifferenz 
sei  die  Ursache  der  Grundrente  oder  die  Grundrente  selbst.  Nicht 
deshalb  bringt  das  eine  Grundstück  eine  Grundrente ,  weil  das 
andere  Grundstück  schlechter  ist,  sondern  es  bringt  die  Grundrente, 
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weil  seine  Erträge  reich  genug  sind,  um  einen  Ueberschuss  über 
Kapitalzins  und  Arbeitslohn  zu  gewähren,  dass  sie  aber  diesen  Ueber- 
schuss gewähren,  erkennt  man  am  leichtesten  bei  der  Vergleichung 
dieser  Erträge  mit   denen  eines    weniger   ergiebigen  Grundstücks. 

Mit  anderen  Worten  :  Die  Ertragsdifferenz  verschiedener  Grund- 
flächen bei  gleichem  Aufwand  von  Kapital  und  Arbeit  ist  unter 
Umständen  ein  Beweis  oder  zum  mindesten  doch  ein  Symptom 
für  das  Vorhandensein  einer  Grundrente  im  angegebenen  Sinne; 
diese  Ertragsdifferenz  zeigt  eben ,  dass  die  besonderen  Eigen- 
schaften eines  Bodens  einen  Zuwachs  zu  dem  sonstigen  auf  Ka- 
pital und  Arbeit  zurückzuführenden  Ertrage  desselben,  also  eine 
Grundrente  ergeben ;  es  ist  aber  ein  Fehlschluss  der  herrschenden 
Theorie,  dass  dieselbe  diese  Ertrags-Differenz  als  die  Ursache 
oder  als  das  eigentliche  Wesen  der  Grundrente  ansieht. 

»Die  Landrente  eines  Gutes  entspringt  aus  dem  Vor- 
zuge u.  s.  w.«  ,  heisst  es  in  der  oben  wiedergegebenen  Thünen'- 
schen  Formulierung  der  Ricardo'schen  Lehre,  und  Ricardo  selbst 
sagt:  >Die  Rente  ist  die  Differenz  zwischen  den  Erzeugnissen, 
die  man  durch  die  Benutzung  zweier  gleicher  Quanta  von  Kapital 
und  Arbeit  erhalten  hat«.  Ganz  abgesehen  von  der  häufig  wieder- 
kehrenden Unklarheit,  nach  welcher  die  Ertragsdifferenz  verschie- 
dener Grundstücke  das  eine  Mal  die  Ursache  der  Grundrente, 
das  andere  Mal  die  Grundrente  selbst  sein  soll,  ist  soviel  aus  dem 
bisher  Ausgeführten  schon  ersichtlich ,  dass  diese  verschiedenen 
Formulierungen  auf  demselben  Irrtum  beruhen,  nämlich  auf  einer 
Verwechselung  des  Wesens  der  Sache  mit  ihrer  äusseren  Erschei- 
nungsform. Die  Ertragsdifferenz  ist  eben  nichts  weiter,  als  eine 
—  nicht  einmal  notwendige  —  äussere  Erscheinungsform  ,  unter 
welcher  das  Vorhandensein  einer  Grundrente  am  deutlichsten  zu 
erkennen  ist,  sie  ist  aber  nicht  die  Ursache  und  ebensowenig  das 
Wesen  der  Grundrente, 

Folgt  man  dieser  Auffassung,  so  wird  man  sich  nicht  mit  der 
unmöglichen  Aufgabe  abquälen  ,  einen  bestimmten  Kreis  der  in 
Betracht  zu  ziehenden  Bodenflächen  abzugrenzen ;  wo  immer  wir 
zur  Vergleichung  geeignete  Bodenflächen  finden ,  wird  die  Ver- 
gleichung uns  darauf  hinweisen ,  dass  Erträge  vorhanden  sind, 
welche  über  die  Deckung  des  Arbeits-  und  Kapitalsaufwandes 
hinausgehen  und  welche  nur  dem  Boden  selbst  und  den  in  ihm 
wirkenden  Kräften  zugeschrieben  werden  können.  Sieht  man  aber 
mit  den  Anhängern  der  herrschenden  Lehre  in  der  Ertragsdifferenz 
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die  Ursache  oder  das  Wesen  der  Grundrente ,  so  ist  man  unab- 
weislich  vor  die  besprochene  unlösbare  Aufgabe  gestellt ,  die  zu 
vergleichenden  Grundstücke,  deren  Ertragsdififerenz  die  Grundrente 
sein  oder  verursachen  soll,  genau  zu  bestimmen. 

Man  wird  dem  bisher  Ausgeführten  vielleicht  Folgendes  ent- 
gegen halten. 

Die  Ermittelung  der  Grundrente  für  ein  bestimmtes  Grundstück 
setzt  auch  nach  der  Ricardo'schen  Lehre  nicht  die  Vergleichung 
bestimmter  Grundstücke  voraus.  Wenn  man  den  Gesamtertrag 
eines  Grundstücks  kennt,  so  kann  man  aus  den  Verhältnissen 
dieses  Grundstücks  selbst  zunächst  bestimmen,  welcher  Teil  des 
Ertrages  auf  Kapitalverzinsung  und  Arbeitslohn  zu  rechnen  ist, 
und  mit  dem  danach  sich  ergebenden  Ueberschuss  hat  man  die 
Grundrente  gefunden.  Die  Ricardo'sche  Theorie,  so  geht  der 
Einwand  weiter,  will  nur  erklären,  auf  welche  Weise  dieser  selbst- 
ständig festgestellte  Ueberschuss,  diese  Grundrente  entstanden  ist. 
Diese  Erklärung  des  vorhandenen  Ueberschusses  wird  in  der  Stei- 
gerung des  Preises  der  Bodenprodukte  gefunden,  und  diese  Preis- 
steigerung wieder  dadurch  erklärt,  dass  der  Preis  durch  die  Ver- 
hältnisse des  unfruchtbarsten  oder  ungünstigst  gelegenen  Bodens 
bestimmt  wird  ,  welcher  bei  gleichem  Aufwand  von  Kapital  und 
Arbeit  den  geringsten  Ertrag  an  Produkten  liefert ,  aber  doch 
noch  bebaut  w^erden  muss  oder  doch  ohne  Verlust  bebaut  wer- 
den kann. 

Der  Einwand  ist  nicht  zutreffend.  Wenn  auch  Ricardos 
Lehre  die  an  sich  in  ihrer  Existenz  und  in  ihrer  Höhe  festzu- 
stellende Rente  eines  Bodens  durch  den  Vergleich  der  Erträge 
dieses  Bodens  mit  den  Erträgen  eines  andern  (der  unter  den  un- 
günstigsten Verhältnissen  bearbeitet  wird)  nur  erklären  wollte, 
so  würde  doch  diese  Erklärung ,  auf  welche  die  ganze  Lehre 
hinausläuft,  nur  dann  einen  Inhalt  haben,  wenn  man  den  zum 
Vergleich  heranzuziehenden  andern  Boden  genau  bestim.men  kann. 
Ist  aber  das  angeblich  massgebende  Stück  Boden  überhaupt  in 
keiner  Weise  auf  der  ganzen  Erde  festzustellen,  so  schwebt  eben 
die  ganze  Erklärung,  die  sich  auf  die  Verhältnisse  dieses  anderen 
Bodens  beruft,  in  der  Luft. 

Wie  notwendig  mit  der  Ricardo'schen  Lehre  eine  bestimmte 
Abgrenzung  des  Kreises  der  in  Vergleichung  zu  ziehenden  Grund- 
stücke verbunden  ist ,  zeigt  sich  aber  ferner  am  klarsten  an 
Ricardos  Darstellung  der  geschichtlichen  Entstehung  der  Grund- 
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rente ,  die  im  innigsten  Zusammenhang  mit  der  Erklärung  der 
Grundrente  als  einer  Ertrags dififerenz  verschiedener  Grundstücke 
steht.  Ricardo  nimmt  an  ,  dass  die  ersten  Ansiedler  zunächst 
das  fruchtbarste  und  am  besten  gelegene  Land  bebauen.  Reicht 
dieses  Land  zur  Ernährung  der  vermehrten  Bevölkerung  nicht 
mehr  aus  ,  so  wird  anderes ,  weniger  fruchtbares  oder  weniger 
günstig  gelegenes  Land  bebaut.  Da  dieses  neue  in  Kultur  ge- 
nommene Land  mit  gleichem  Kapital  und  gleicher  Arbeit  weniger 
Produkte  liefert,  als  das  zuerst  bebaute  Land,  so  steigt  der  Preis 
dieser  Produkte  auf  diejenige  Höhe ,  welche  erforderlich  ist,  um 
den  üblichen  Zins  und  Lohn  für  die  auf  das  letztbebaute  Land 
verwendeten  Kapitalien  und  Arbeitskräfte  abzuwerfen.  Diese 
Preissteigerung  gewährt  dann  dem  Besitzer  des  zuerst  bebauten 
besseren  Bodens  einen  Ueberschuss  über  Arbeitslohn  und  Kapital- 
zins, das  heisst  eine  Rente ;  dasselbe  wiederholt  sich,  wenn  dann 
noch  weiterer  Boden  von  noch  geringerer  Qualität  in  Angriff 
genommen  wird  in  derselben  Weise ,  so  dass  dann  eine  Rente 
auch  für  den  Boden  zweiter  Qualität  gewonnen  wird  und  die  Rente 
des  ersten  Bodens  sich  entsprechend  erhöht  u.  s.  w. 

Bei  dieser  Entwickelungsgeschichte  der  Rente  wird  also  die 
Rente  und  deren  Steigerung  durch  die  Bebauung  immer  schlech- 
teren oder  ungünstiger  gelegenen  Bodens   erklärt. 

Den  Ausführungen  Careys  gegenüber,  welcher  nachgewiesen 
hat,  dass  die  von  Ricardo  angenommene  Geschichte  der  Grund- 
rente mit  den  Thatsachen  nicht  übereinstimmt ,  haben  die  An- 
hänger Ricardo's  diese  geschichtliche  Darstellung  doch  aufrecht 
zu  erhalten  gesucht,  indem  sie  aufstellten,  dass  es  dabei  immer 
nur  auf  den  zur  Zeit  relativ  vorteilhaftesten  Boden  ankomme. 
Natürlich  fallen  damit  alle  von  Ricardo  aus  seiner  geschichtlichen 
DarstelUung  gezogenen  theoretischen  Konsequenzen  zusammen. 
Denn  wenn  man  zugiebt ,  dass  in  einem  Zeitpunkt  der  Boden  a 
der  relativ  vorteilhafteste  ist,  der  deshalb  zuerst  bebaut  wird,  dass 
aber  in  einem  späteren  Zeitpunkt,  in  welchem  mehr  Boden  behufs 
Ernährung  der  vermehrten  Bevölkerung  bebaut  werden  muss, 
a  vielleicht  gar  nicht  mehr  der  alsdann  vorteilhafteste  Boden  ist, 
dass  vielmehr  alsdann  der  neu  herangezogene  Boden  b  bei  den 
eingetretenen  Kulturfortschritten  für  die  Bebauung  vorteilhafter 
sein  kann  als  a ,  so  kann  man  doch  auch  nicht  mehr  die  Kon- 
sequenz aufrecht  erhalten,  dass  der  zuerst  bebaute  Boden  gerade 
eine  Rente  ergeben  muss.    Aber  auch  in  dem  Sinne,  in  welchem 


Kritik  der  Ricardo-  Thimeri! sehen  Grundrenten- Lehre.  199 

Ricardos  Anhängerdessen  Entwickelungsgeschichte  aufgefasst  sehen 
wollen,  ist  dieselbe  thatsächlich  unrichtig,  und  zwar  aus  dem  ein- 
fachen Grunde,  weil  für  die  Wahl  des  ersten  zu  bebauenden  Bo- 
dens nicht  wirtschaftliche  Gründe  allein  entscheidend  sind. 

Es  braucht  indessen  auf  diesen  Punkt  hier  nicht  näher  ein- 
gegangen zu  werden,  weil  selbst  als  Phantasiebild  die  Ricardo'sche 
Darstellung  ohne  eine  bestimmte  Abgrenzung  des  Gebietes,  inner- 
halb dessen  die  Ansiedler  den  zu  bebauenden  Boden  wählen, 
nicht  bestehen  kann.  Wenn  Ricardo  meint,  dass  zunächst  der 
fruchtbarste  und  bestgelegene  Boden  in  Kultur  genommen  wird, 
so  zwingt  uns  doch  dieser  Superlativ  sofort  zu  der  P"rage,  von 
welchen  Flächen,  von  welchen  Bodenstücken  werden  die  frucht- 
barsten und  bestgelegenen  zuerst  bebaut  ?  Der  Anhänger  Ricardo 's, 
antwortet  vielleicht:  die  besten  von  allen  denjenigen  Bodenflächen, 
welche  unserem  Ansiedler  überhaupt  zugänglich  sind.  Welche 
sind  dies  aber?  Sind  der  durch  natürliche  Vermehrung  und  durch 
neue  Zuwanderung  gewachsenen  Bevölkerung  nicht  vielleicht  auch 
viel  weitere  Gebiete  zugänglich,  als  den  ersten  Ansiedlern  ?  viel- 
leicht Gebiete  mit  viel  fruchtbarerem  Boden?  Aber  es  soll  doch 
die  vermehrte  Bevölkerung  lediglich  auf  weniger  fruchtbare  oder 
weniger  günstig  gelegene  Flächen  angewiesen  sein  !  Setzt  nicht 
also  Ricardo's  Phantasiegeschichte,  nach  welcher  bei  wachsender 
Bevölkerung  immer  ungünstigerer  Boden  in  Angriff  genommen 
werden  muss  ,  notwendig  voraus  ,  dass  von  vornherein  ein  ganz 
bestimmt  abgegrenztes  Gebiet  vorhanden  ist,  welches  von  Beginn 
der  Entwickelung  an  den  Ansiedlern  zur  freien  Auswahl  zur  Ver- 
fügung steht,  und  über  welches  hinaus  es  auch  bei  der  fortge- 
schrittensten Entwickelung  ein  weiteres  Vordringen  nicht  giebt? 
Und  wenn  Ricardo  lehrt,  dass  immer  der  schlechteste  noch  in 
Arbeit  zu  nehmende  Boden  massgebend  für  den  Preis  der  Boden- 
produkte ist,  und  dass  sich  danach  und  dadurch  der  Mehrertrag 
der  besseren  Grundstücke  als  Grundrente  ergiebt,  setzt  dies  nicht 
gleichfalls  ein  abgeschlossenes  Gebiet  wie  Thünens  IsoHerten  Staat 
voraus ,  in  welches  auf  keine  Weise  Bodenprodukte  von  irgend 
einer  anderen  Seite  eingeführt  werden  können?  Wir  sehen  dem- 
nach auch  aus  der  Art ,  in  der  sich  Ricardo  die  geschichtliche 
Entwickelung  der  Bodenrente  vorstellt,  und  welche  in  vollem  Ein- 
klang mit  seiner  Ansicht  vom  Wesen  und  den  Ursachen  der  Grund- 
rente steht,  dass  der  ganze  Ricardo'sche  Gedankengang,  wenn  er 
überhaupt    einen    festen  Halt    haben  soll,    immer  notwendig  eine 
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bestimmte  Begrenzung  des  Kreises  der  konkurrierenden  und  zu 
vergleichenden  Grundstücke  voraussetzt.  Weder  Ricardo,  noch 
irgend  einer  der  zahlreichen  Vertreter  seiner  Lehre  hat  es  aber 
jemals  unternommen,  diese  Begrenzung  erkennbar  festzustellen, 
jeder  Versuch  hierzu  würde  sich  auch  sofort  der  Wirklichkeit 
gegenüber  als  unausführbar  erweisen.  Man  bewundert  die  Methode 
V.  Thünens ,  der  in  seinem  »Isolierten  Staat«  zu  Zwecken  der 
Untersuchung  sich  zunächst  Verhältnisse  von  idealer  Einfachheit 
konstruiert ;  diese  Konstruktion  ist  aber  keineswegs  bloss  Sache 
der  Methode,  vielmehr  war  Thünen,  der  die  Ricardo'sche  Theorie 
am  folgerichtigsten  in  streng  logischer  Konsequenz  fortgeführt 
und  durchgebildet  hat,  geradezu  gezwungen,  einen  völlig  isolierten 
Staat  vorauszusetzen,  in  welchem  er  nur  mit  einem  bestimmt  be- 
grenzten Kreis  von  Grundstücken  zu  rechnen  hatte  und  die  ganze 
übrige  Welt  ignorieren  konnte.  Nur  auf  solcher  Basis  war  eine 
wirklich  konsequente  logische  Durchführung  der  Ricardo'schen 
Lehre  möglich. 

Die  thatsächlichen  Verhältnisse,  in  denen  es  keinen  vollkommen 
isolierten  Staat  giebt,  und  in  denen  eine  bestimmte  Abgrenzung 
der  konkurrierenden  Bodenflächen  unmöglich  ist,  machen  die  Be- 
gründung der  Grundrente  aus  den  Ertragsverhältnissen  verschie- 
dener Grundstücke  logisch  unmöglich. 

§  2.    Bestimmung  des  Preises  derBodenprodukte 

durch  die  unter  den  ungünstigsten  Verhältnissen 

verwendeten  Kapitalien  und  Arbeitskräfte. 

Ricardo  hat  die  Grundrente  auch  ohne  Beziehung  auf  ver- 
schiedene Grundstücke  durch  die  Ertragsdifferenzen  der  verschie- 
denen nacheinander  auf  dasselbe  Grundstück  verwendeten  Kapi- 
talien und  Arbeitsmengen  zu  erklären  gesucht.  Der  erhöhte  Be- 
darf an  Bodenprodukten  führt  danach  die  Verwendung  von  neuem 
Kapital  und  von  Mehrarbeit  auf  denselben  Boden  herbei  und  hat 
zwar  eine  absolute  Vermehrung  des  Gesamt-Ertrages  des  Bodens 
zur  Folge ,  aber  nicht  in  gleich  hohem  Masse  wie  Kapital  und 
Arbeit  vermehrt  worden  sind.  Demgemäss  sind  diese  mehr  ver- 
wendeten Kapitalien  und  Arbeitsmengen  weniger  produktiv ,  als 
die  ursprünglich  in  Anwendung  gebrachten.  Der  Preis  aller  Pro- 
dukte bestimmt  sich  aber  nach  den  letztangewendeten  Kapitalien 
und  Arbeitsmengen,  weil  diese  überhaupt  nur  unter  der  Voraus- 
setzung einer  angemessenen  Vergütung  aufgewendet  werden.    Der 
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Preis  nun,  welcher  genügt,  Zins  und  Lohn  der  zuletzt  aufgewen- 
deten, am  wenigsten  produktiven  Kapitalien  und  Arbeitsmengen 
zu  decken,  ergiebt  für  die  ursprünglich  aufgewendeten  produkti- 
veren Kapitalien  u.  s.  w.  einen  Ueberschuss  über  den  Kapital- 
zins und  Arbeitslohn,  welcher  wiederum  die  Grundrente  bildet. 

Die  Grundrente  entsteht  also  in  diesem  Falle  nach  Ricardo 
dadurch,  dass  infolge  der  Verwendung  neuen  Kapitals  und  grösserer 
Arbeitsmenge  unter  ungünstigeren  Verhältnissen  der  Preis  der 
Bodenprodukte  steigt. 

Diese  Erklärung  der  Grundrente,  bei  welcher  nicht  mehr  die 
Vergleichung  verschiedener  Bodenflächen  in  Frage  kommt,  zwingt 
uns,  auf  Ricardos  Erklärung  der  Preise  der  Bodenprodukte  näher 
einzugehen  und  damit  einen  tiefer  liegenden  Irrtum  der  Ricardo'- 
schen  Auffassung  aufzudecken.  Diese  Auffassung  beruht  darauf, 
dass  die  weniger  produktive  Verwendung  von  Kapital  und  Arbeit, 
sei  es  auf  denselben,  sei  es  auf  neuen  zu  bebauenden  Boden,  die 
Ursache  von  Preissteigerungen  der  Bodenprodukte  sein  soll.  Dies 
ist  aber  irrig,  weil  dabei  Ursache  und  Wirkung  verwechselt  werden. 

Nehmen  wir  einmal  an,  dass  trotz  der  gesteigerten  Nachfrage 
nach  Bodenprodukten  infolge  Zunahme  der  Bevölkerung  weder 
neuer,  bisher  unbebauter  Boden  in  Kultur  genommen  wird  (solcher 
ist  vielleicht  gar  nicht  mehr  vorhanden) ,  noch  ein  Mehraufwand 
von  Kapital  und  Arbeit  auf  denselben  Boden  stattfindet  (es  fehlt 
vielleicht  an  Kapital  und  Arbeitskräften) ,  dass  also  weder  mehr 
Boden  noch  derselbe  Boden  intensiver  bebaut  wird ,  und  dass 
demzufolge  ein  Aufwand  von  weniger  produktiven  neuen  Kapi- 
talien und  Arbeitsmengen  überhaupt  nicht  stattfindet :  würde  in 
solchem  Fall ,  in  welchem  also  der  Mehrbedarf  überhaupt  nicht 
befriedigt  werden  kann,  etwa  keine  Steigerung  des  Preises  statt- 
finden? Würde  nicht  in  solchem  P'all,  obgleich  keine  weniger  pro- 
duktive Verwendung  von  Kapital  und  Arbeit  stattfindet,  der  Preis 
der  Bodenprodukte  vielleicht  in  höherem  Grade  steigen,  als  wenn 
bei  intensiverer  W^irtschaft  oder  vermehrtem  Anbau  zwar  weniger 
produktive  Kapitalien  und  Arbeitsmengen  in  Anwendung  kommen, 
aber  doch  die  vermehrte  Nachfrage  dadurch  gedeckt  wird  ?  Kann 
man  also  wirklich  sagen,  dass  die  weniger  produktive  Verwen- 
dung von  Kapital  und  Arbeit  die  Ursache  der  höheren  Preise 
ist?  Wird  man  nicht  richtiger  umgekehrt  folgern,  dass  die  durch 
erhöhte  Nachfrage  entstandene  Preissteigerung  die  Aufwendung 
neuen    Kapitals    und    vermehrter    Arbeitsmengen    auf    denselben 
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oder  andern  Boden  lohnend  macht  und  deshalb  häufig  zur  Folge  hat? 

Offenbar  ist  das  letztere  das  allein  richtige. 

Die  erhöhte  Nachfrage ,  der  stärkere  Mitbewerb  des  ver- 
grösserten  Kreises  der  Konsumenten,  hat  eine  Preissteigerung 
zur  Folge ,  und  gerade  diese  Preissteigerung  bewirkt  eine  Ver- 
mehrung der  Produktion,  sei  es  durch  intensivere  Wirtschaft,  sei 
es  durch  Bebauung  neuen  Bodens.  Die  Preissteigerung  ist  also 
die  Ursache  der  vermehrten  Produktion,  nicht  umgekehrt.  Weil 
der  Preis  auf  eine  solche  Höhe  gestiegen  ist ,  dass  auch  bei  ge- 
ringerem Ertrag  an  Produkten  Kapital  und  Arbeit  noch  lohnend 
verwendet  werden  können,  darum  findet,  wenn  dies  irgend  möglich 
ist,  diese  Verwendung  statt.  Häufig  nimmt  allerdings  dieser 
Kausalnexus  die  Gestalt  an ,  dass  schon  die  bei  der  erhöhten 
Nachfrage  vorausgesehene,  erwartete  Preissteigerung  die  Erwei- 
terung der  Produktion  unter  ungünstigeren  Verhältnissen  hervor- 
ruft. Deshalb,  weil  weniger  produktiv  gearbeitet  wird,  weil  unter 
ungünstigeren  Verhältnissen  Landbau  stattfindet,  zahlt  kein  Mensch 
für  die  Produkte  mehr,  und  der  Landmann  hat  es  nicht  in  der 
Hand,  bei  gleichbleibender  Nachfrage,  dadurch,  dass  er  unter 
ungünstigeren  Verhältnissen  mehr  produziert,  die  Preise  der  Boden- 
produkte zu  steigern,  er  vermag  nur  der  Preissteigerung  mit  ver- 
grösserter  Produktion  zu  folgen. 

Es  ist  also  falsch,  wenn  Ricardo  lehrt,  der  Preis  bestimme 
sich  nach  den  ungünstigsten  Produktionsverhältnissen  dergestalt, 
dass  er  gerade  die  Höhe  erreicht ,  um  Zins  und  Lohn  der  am 
unproduktivsten  aufgewendeten  Kapitalien  und  Arbeitsmengen 
zu  decken. 

Hiermit  fällt  aber  auch  Ricardos,  zweite  ,  oben  dargestellte 
Erklärung  der  Grundrente  aus  der  Differenz  der  Erträge  der  auf 
denselben  Boden  verwendeten  Kapitalien  und  Arbeitsmengen. 
Das  ursprüngliche  Kapital  u,  s.  w.  A  ergiebt  eine  Rente ,  weil 
der  Preis  der  Bodenprodukte  infolge  verstärkter  Nachfrage  zu  der 
Höhe  gestiegen  ist,  dass  der  Ertrag  einen  Ueberschuss  über  Ka- 
pitalzins und  Arbeitslohn  abwirft,  diese  Preiserhöhung,  aus  welcher 
die  Grundrente  entsteht,  ist  aber  nicht  die  Wirkung  der  weniger 
produktiven  Verwendung  eines  Kapitals  u.  s.  w.  B  und  hängt  in 
keiner  Weise  von  dieser  Verwendung  ab,  sondern  kann  nur  unter 
Umständen  solche  Verwendung  zur  Folge  haben ,  auch  dies  ist 
aber  nicht  notwendig. 

Ist  es  richtig ,  dass  die  Grundrente ,  wie  Ricardo  lehrt ,   eine 
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Wirkung  der  Preissteigerung  ist,  so  hat  jede  Preissteigerung  diese 
Wirkung,  aus  welcher  Ursache  sie  immer  entstehen  mag. 

Nehmen  wir  einmal  das  Gegenteil  desjenigen  Falles  an,  den 
Ricardo  zur  Erklärung  der  Grundrente  konstruiert. 

Wenn  die  landwirtschaftliche  Produktion  der  Nachfrage  nur 
gerade  genügt  oder  nicht  vollständig  genügt,  und  wenn  nun  trotz- 
dem aus  irgend  welchen  Gründen  weniger  Boden  bebaut  wird 
als  bisher,  oder  auf  den  bebauten  Boden  weniger  Kapital  und 
Arbeit  verwendet  wird  als  bisher,  oder  wenn  auf  andere  Weise 
die  Menge  der  zur  Ernährung  der  Bevölkerung  dienenden  Pro- 
dukte sich  vermindert ,  die  Produktion  eines  Teils  des  bebauten 
Bodens  durch  Missernten ,  Ueberschwemmung ,  Hagelschlag  ver- 
ringert, die  Einfuhr  von  Nahrungsmitteln  vom  Auslande  verboten 
wird  u.  s.  w. ,  so  kann  der  vorhandenen  Nachfrage  weniger  ge- 
nügt werden  als  vorher ,  und  der  Preis  der  Bodenerzeugnisse 
steigt.  Diese  Preissteigerung  ergiebt  für  diejenigen  Bodenflächen, 
welche  dieselbe  Menge  von  Produkten  liefern  wie  vorher,  einen 
Ueberschuss  über  den  zur  Deckung  von  Kapitalzins  und  Arbeits- 
lohn erforderlichen  Betrag ,  also  eine  Grundrente.  Aus  den  Ri- 
cardo'schen  Lehrsätzen  könnte  man  aber  diese  Grundrente  niemals 
erklären.  Ricardo?^  Bestimmung  des  Preises  durch  die  ungün- 
stigsten Bebauungsverhältnisse  ist  aber  auch  nach  anderer  Richtung 
hin  unzutreffend.     Ricardo  lehrt : 

»Der  fruchtbarste  und  günstigst  gelegene  Boden  wird  zuerst 
angebaut,  und  der  Tauschwert  seines  Ertrages  wird  auf  dieselbe 
Weise  wie  der  Tauschwert  aller  anderen  Güter  bestimmt  durch 
die  Gesamtmenge  verschiedenartiger  Arbeit ,  von  der  ersten  bis 
zur  letzten,  welche  notwendig  ist,  um  denselben  hervor-  und  auf 
den  Markt  zu  bringen.  Sowie  Boden  von  geringerer  Beschaffen- 
heit in  Anbau  genommen  wird,  so  steigt  der  Tauschwert  des  rohen 
Erzeugnisses ,  weil  mehr  Arbeit  zu  dessen  Hervorbringung  er- 
fordert wird.« 

»Der  Tauschwert  aller  Güter,  seien  sie  Erzeugnisse  der  Ge- 
werke,  des  Bergbaues  oder  der  Landwirtschaft,  wird  stets  be- 
stimmt, nicht  durch  die  geringere  Arbeitsmenge,  welche  unter 
höchst  günstigen  und  unter  solchen  Verhältnissen  ,  welche  aus- 
schliesslich von  denjenigen  genossen  werden ,  die  besondere  Ge- 
schicklichkeiten in  hervorbringenden  Geschäften  besitzen,  zu  ihrer 
Hervorbringung  hinreicht,  sondern  durch  die  grössere  Menge  von 
Arbeit,  welche  notwendig  auf  deren  Hervorbringung  von  denjenigen 
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verwendet  wird,  die  keine  solchen  besonderen  Geschicklichkeiten 
besitzen  und  mit  der  Hervorbringung  derselben  unter  den  ungün- 
stigsten Verhältnissen  fortfahren.  Man  versteht  unter  diesen  un- 
günstigsten Verhältnissen  jene,  unter  welchen  der  notwendige 
Bedarf  an  Erzeugnissen  es  gebietet,  die  Hervorbringungsarbeiten 
fortzusetzen.« 

»Der  Grund  also,  warum  die  Roherzeugnisse  im  verglichenen 
Tauschwerte  steigen,  ist  der,  dass  mehr  Arbeit  auf  die  Hervor- 
bringung des  letzten  Teils  davon  verwendet  wird.« 

Der  »verglichene  Tauschwert«  in  diesen  Sätzen  Ricardos  ist 
nichts  anderes  als  der  Preis,  und  es  lässt  sich  Ricardos  Lehre 
somit  dahin  zusammenfassen :  Der  Preis  der  Bodenprodukte  richtet 
sich  nach  den  ungünstigsten  Verhältnissen,  unter  welchen  diese 
Produkte  zur  Deckung  des  Bedarfs  erzeugt  werden  müssen.  Und 
zwar  bestimmen  nach  anderen  Ausführungen  Ricardos  die  unter 
den  ungünstigsten  Verhältnissen  entstehenden  Hervorbringungs- 
kosten  diesen  Preis. 

Diese  Lehren  über  die  Preisbildung  sind  ein  notwendiger 
Bestandteil  der  Ricardo'schen  Grundrentenlehre;  denn  da  nach 
dieser  die  Grundrente  eine  Folge  der  Preissteigerung  über  einen 
bestimmten  Punkt  hinaus  ist,  Ricardo  nun  aber  weiter  diese  Preis- 
steigerung aus  den  Verhältnissen  der  am  ungünstigsten  gelegenen 
oder  unfruchtbarsten  Flächen,  beziehungsweise  der  am  wenigsten 
produktiv  angelegten  Kapitalien  u.  s.  \v.  herleitet,  so  kann  danach 
die  Grundrente  in  der  That  nur  aus  einer  Differenz  des  Ertrages 
der  besseren  und  der  schlechteren  Grundstücke,  der  produktiveren 
und  der  unproduktiveren  Kapitalien  erklärt  werden.  Nur  durch 
Ricardos  Theorie  über  die  Preisbildung  wird  sein  Lehrsatz  ver- 
ständlich, dass  die  Grundrente  »stets  der  Unterschied  zwischen 
den  Reinerträgen  zweier  gleicher  Mengen  von  Kapital  und  Arbeit 
in  ihrer  Anwendung  auf  den  Boden«   ist. 

Es  ist  merkwürdig ,  dass  viele  Nationalökonomen ,  welche 
durchaus  nicht  mehr  auf  Ricardos  Standpunkt  hinsichtlich  der 
Lehre  von  der  Preisbildung  stehen,  die  Ricardo'sche  Grundrenten- 
Theorie  dennoch  billigen.  Dieselben  übersehen  offenbar  den 
innigen  unlöslichen  Zusammenhang  der  beiden  Lehren.  Ricardo 
war  ein  konsequenter  Denker  und  musste  von  seiner  irrigen  Preis- 
bildungstheorie aus  notwendig  zu  seiner  Grundrententheorie  mit 
allen  ihren  Irrtümern  gelangen ;  diesen  Irrtümern  gegenüber  war 
sein  scharfer  Blick  verschleiert,    weil  er  sich  bewusst  war,    dass 
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alles,  was  er  von  der  Grundrente  sagte,  die  notwendige  logische 
Konsequenz  seiner  Preislehre  war.  Unverständlich  ist  es  aber, 
dass  Forscher ,  welche  den  Ausgangspunkt  Ricardo'^  verlassen 
haben,  weil  sie  das  Irrige  der  als  Ausgangspunkt  dienenden  Lehre 
erkannten,  trotzdem  den  weiteren  Weg  wieder  mit  Ricardo  gehen 
wollen,  ohne  zu  sehen,  dass  dieser  weitere  Weg  danach  unmög- 
lich zum  Ziele  führen  kann. 

Eine  Kritik  der  Ricardo'schen  Bodenrenten-Lehre  erfordert 
demnach  ein  genaueres  Eingehen  auf  dessen  Theorie  von  der 
Preisbildung. 

Es  ist  zunächst  einleuchtend,  dass  der  Einfluss,  den  man  den 
Produktionskosten  hinsichtlich  der  Preisbildung  zuschreibt,  sich 
nur  in  der  Bestimmung  der  unteren  Grenze  äussern  kann, 
unter  welche  regelmässig  der  Preis  nicht  sinken  wird.  Man  nimmt 
an,  dass  Kapital  und  Arbeit  sich  von  solchen  Produktionsgelegen- 
heiten abwenden,  bei  welchen  sie  nicht  angemessene  Verzinsung 
und  Löhnung  finden ,  dass  also  demgemäss  auch  die  Bodenpro- 
duktion bei  den  ungünstigsten  Verhältnissen  nur  stattfindet,  wenn 
der  erzielte  Preis  hinreicht ,  diese  Verzinsung  und  Löhnung  zu 
gewähren ,  dass  andernfalls  aber  Kapital  und  Arbeit  von  solcher 
Produktion,  deren  Ergebnis  ihnen  nicht  gerecht  wird,  sich  zurück- 
ziehen. Wenn  wir  dies  einmal  als  richtig  zugeben  wollen ,  so 
wird  danach  der  durch  die  ungünstigsten  Verhältnisse  bedingte 
Preis  sich  immer  nur  als  das  Minimum  bestimmen  lassen  ,  unter 
welches  für  die  Dauer  der  für  die  Erzeugnisse  der  betreftenden 
Art  in  einem  bestimmten  Gebiet  geltende  Preis  nicht  herunter- 
gehen kann ;  in  keiner  Weise  kann  aber  hierdurch  die  obere  Grenze 
bestimmt  werden ,  bis  zu  welcher  der  Preis  sich  erheben  kann. 
Wenn  die  Produktion  auch  bei  der  grössten  möglichen  Ausdeh- 
nung, auch  mit  Zuhilfenahme  der  unfruchtbarsten  und  ungünstigst 
gelegenen  Bodenflächen  und  bei  der  möglichst  gesteigerten  In- 
tensität nicht  im  Stande  ist,  den  Bedarf  zu  decken,  so  wird  der 
Preis  der  Produkte  unzweifelhaft  zu  einer  solchen  Höhe  steigen, 
dass  selbst  bei  den  ungünstigsten  Produktionsverhältnissen  noch 
ein  Ueberschuss  über  die  Produktionskosten  erzielt  wird.  Dem- 
nach sind  die  Produktionskosten  der  ungünstigsten  Verhältnisse 
für  die  obere  Grenze  des  Preises  jedenfalls    nicht  bestimmend. 

Aber  selbst  die  im  Vorstehenden  zunächst  zugegebene  An- 
nahme, dass  die  Produktionskosten  der  ungünstigsten  Verhältnisse 
die  untere  Preisgrenze  bestimmen,  ist  nicht  zutreffend,  weil  es 
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durchaus  nicht  dem  Belieben  des  Produzenten  freigestellt  ist,  Ka- 
pital und  Arbeit  aus  einer  unergiebigen  Produktion  zurückzuziehen. 

Wenn  der  Preis  der  Bodenerzeugnisse  infolge  des  Wachsens 
der  Nachfrage  zu  einer  bestimmten  Höhe  gestiegen  ist,  so  kann 
der  Kapitalist  es  für  vorteilhaft  halten,  neues  Kapital  der  Boden- 
produktion zuzuwenden ,  durch  Verwendung  in  schon  bebaute 
oder  in  bisher  nicht  angebaute  Bodenflächen,  weil  ihm  der  schon 
erreichte  Preis  der  Produkte  eine  genügende  Verzinsung  seines 
Kapitals  verspricht.  Es  kann  auch  der  Gang  der  Verhältnisse, 
selbst  wenn  die  Preissteigerung  noch  nicht  eingetreten  ist,  die 
sichere  Erwartung  einer  solchen  für  eine  absehbare  Zeit  recht- 
fertigen und  dadurch  zu  der  neuen  Kapitalsanlage  ermuntern.  Das 
Kapital  wird  nun  verwendet,  es  werden  Wirtschaftsgebäude  er- 
richtet, Entwässerungs-  und  Bewässerungsanlagen  hergestellt  u.  s.  w. 
Wenn  jetzt  die  Nachfrage  sich  wieder  vermindert,  die  Bevölkerung 
durch  Auswanderung  oder  Epidemien  abnimmt,  oder  wenn  das 
Angebot  sich  vermehrt  infolge  der  vielleicht  massenhaften,  das 
Notwendige  weit  überschreitenden  Ausdehnung  der  Produktion 
oder  infolge  einer  starken  Einfuhr  vom  Ausland,  so  sinkt  natür- 
lich der  Preis  der  Bodenprodukte  wieder  und  zwar  sehr  leicht 
so  weit,  dass  für  die  unter  weniger  günstigen  Verhältnissen  auf- 
gewendeten Kapitalien  sich  nur  noch  eine  sehr  niedrige  Verzinsung 
ergiebt ,  eine  geringere  Verzinsung  als  für  dasselbe  Kapital  in 
jedem  anderen  Produktionszweig  zu  erreichen  ist.  Trotzdem  muss 
diese  ungünstige  Produktion  fortgesetzt  werden,  denn  das  in  den 
Gebäuden  und  Meliorationen  steckende  Kapital  kann  nicht  zurück- 
gezogen werden.  Die  Produktion  wird  fortgesetzt  werden ,  so 
lange  überhaupt  noch  der  erzielte  Preis  irgend  eine ,  wenn  auch 
ganz  geringe  Verzinsung  des  Kapitals  ergiebt,  weil  beim  Einstellen 
der  Produktion  selbst  dieser  geringe  Zins  verloren  gehen  würde. 

Selbst  dies  ist  noch  nicht  die  äusserste  Grenze  der  ungün- 
stigen Produktion.  Der  kleine  Grundbesitzer  ,  der  seine  Scholle 
mit  Hilfe  seiner  Familienangehörigen  bearbeitet,  wird  seine  Pro- 
duktion fortsetzen,  so  lange  der  erzielte  Preis  ihm  nur  eine  einiger- 
massen  angemessene  Vergütung  für  die  aufgewendete  Arbeit  er- 
giebt, selbst  wenn  darüber  hinaus  nichts  für  die  Verzinsung  des 
dauernd  in  den  Boden  gesteckten  Kapitals  übrig  bleibt.  Er  wird 
es  vorziehen,  für  eigene  Rechnung  selbständig  fortzuarbeiten,  an- 
statt sich  mit  den  Seinigen  zu  verdingen,  falls  ihm  hierzu  über- 
haupt   Gelegenheit   geboten    ist.     So    mancher  Eigentümer    mag 
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allerdings  wohl  unter  solchen  Verhältnissen  sein  Anwesen  ver- 
kaufen, um  anderwärts  das  Glück  zu  versuchen,  die  Produktion 
auf  diesem  verkauften  Boden  hört  aber  darum  nicht  auf;  findet 
sich  überhaupt  ein  Käufer,  so  wird  dieser  auch  selbst  unter  den  un- 
günstigsten Verhältnissen  die  Fortsetzung  der  Produktion  versuchen. 

Auch  die  auf  die  Bodenproduktion  verwendete  Arbeitskraft 
kann  nicht  so  leicht,  wie  dies  häufig  angenommen  wird,  zurück- 
gezogen und  anderer  Produktion  zugewendet  werden.  Gerade  in 
den  ungünstigen  Zeiten  der  sinkenden  Preise  finden  solche  Ar- 
beitskräfte nicht  mit  Sicherheit  im  Landbau  Verwertung ;  und 
wie  soll  etwa  die  Familie  des  Halbbüdners,  die  unter  Vereinigung 
der  Kräfte  aller  ihrer  Mitglieder  einschliesslich  der  Kinder,  das 
kleine  Familiengrundstück  gemeinschaftlich  bearbeitet,  diese  Kräfte 
in  anderen  Produktionszweigen  verwerten? 

Es  ist  also  nicht  richtig,  dass  der  Preis  der  Bodenprodukte 
durch  die  unter  den  ungünstigsten  Verhältnissen  verwendete  Ar- 
beits- und  Kapitalsmenge  bestimmt  wird.  Allerdings  haben  die 
Produktionskosten  einen  erheblichen  Einfluss  auf  die  Preisbildung, 
aber  nicht  in  der  Weise,  wie  Ricardo  dies  darstellt,  und  mit  ganz 
bestimmten  von  Ricardo  nicht  bemerkten  Voraussetzungen.  Das 
Nähere  hierüber  gehört  nicht  in  den  Rahmen  dieser  nur  kritischen 
Untersuchung, 

Man  wird  nun  vielleicht  einwenden,  Ricardo  erkläre  ausdrück- 
lich, dass  als  > ungünstigste  Verhältnisse-  diejenigen  zu  verstehen 
seien,  unter  welchen  der  notwendige  Bedarf  an  Erzeugnissen  es 
gebietet,  die  Hervorbringungsarbeiten  fortzusetzen  ;  in  den  hier 
gemachten  Anführungen  sei  aber  von  solchen  Fällen  die  Rede, 
in  welchen  nicht  der  notwendige  Bedarf  an  Erzeugnissen,  sondern 
die  persönlichen  Verhältnisse  der  Grundeigentümer  die  Fortsetzung 
der  Produktion  notwendig  machen. 

Wenn  man  wirklich  die  ungünstigsten  Verhältnisse«  nur  in 
diesem  begrenzten  Sinne  als  massgebend  gelten  lassen  will,  dann 
hat  man  damit  wieder  einmal  als  die  massgebende  Grundlage 
für  die  Bestimmung  der  Grundrente  eine  völlig  unbekannte  und 
unbestimmbare  Grösse  gesetzt,  und  man  baut  die  Lehre  von  der 
Preisbildung  ebenso  in  die  Luft,  wie  dies  mit  der  Lehre  von  der 
Grundrente  nach  der  Darlegung  des  vorhergehenden  Paragraphen 
geschehen  ist.  Es  ist  danach  unmöglich,  in  irgend  einem  Fall 
den    geltenden   Preis    zu    erklären    und    das  Vorhandensein    einer 

Zeitschrift  für  die  ges.  Staatswis.sensch.  1895.  II.  lA 
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Grundrente  oder  gar  deren  Höhe  zu  bestimmen.  Wenn  nicht  die 
ungünstigsten  Verhähnisse,  unter  denen  überhaupt  thatsächhch 
produziert  wird,  sondern  nur  diejenigen  massgebend  sind,  unter 
welchen  notwendiger  Weise  zur  Deckung  des  Bedarfs  produziert 
werden  muss,  so  brauchen  wir  irgend  welche  Merkmale,  an  denen 
wir  die  so  verstandenen  »ungünstigsten^  Verhältnisse  erkennen 
können,  so  muss  uns  erklärt  werden,  woraus  wir  ersehen  sollen, 
ob  eine  Bodenfläche  zur  Deckung  des  notwendigen  Bedarfs  noch 
bebaut  werden  muss  oder  nicht,  und  mit  welchem  Kapitalaufwand 
sie  behufs  Deckung  dieses  Bedarfs  bebaut  werden  muss. 

Zur  Deckung  des  notwendigen  Bedarfs  brauchte  in  Deutsch- 
land bei  der  unbegrenzten  Menge  von  Bodenerzeugnissen,  die  das 
Ausland  unter  gewöhnlichen  Verhältnissen  bereit  ist,  uns  zuzu- 
führen, gar  kein  Boden  bebaut  zu  werden,  will  man  aber  die  Ver- 
hältnisse eines  Landes  geschlossen  für  sich  ansehen  und  von  jeder 
fremden  Zufuhr  absehen,  so  ist  in  Deutschland  die  Bebauung  des 
gesamten  überhaupt  kulturfähigen  Bodens  zur  Deckung  des  Be- 
darfs notwendig  und  sogar  noch  nicht  ausreichend. 

Thatsächlich  kann  man  bei  den  gegenwärtigen  Verkehrs- 
verhältnissen überhaupt  kaum  von  einem  Boden  sagen,  dass  seine 
Bebauung  zur  Deckung  des  Bedarfs  notwendig  sei. 

§  3.    Die   Methode. 

Wenn  in  den  vorhergehenden  Abschnitten  gezeigt  worden 
ist,  dass  die  Ricardo-Thünensche  Theorie  auf  einer  unhaltbaren 
Grundlage  errichtet  ist,  indem  sie  von  einer  irrigen  Auffassung 
über  die  Preisbildung  ausgeht,  dass  dieselbe  Theorie  den  Kausal- 
zusammenhang zwischen  der  Ausdehnung  des  Bodenbaues  und 
dem  Steigen  des  Preises  der  Bodenprodukte  vollständig  verkennt, 
ja  sogar  durch  Umkehrung  von  Ursache  und  Wirkung  in  sein 
Gegenteil  verkehrt,  dass  diese  Theorie  endlich  überhaupt  zu  keiner 
wirklichen  Erklärung  der  Grundrente  gelangt,  indem  sie  dieselbe 
als  Differenz  zweier  Grössen  bezeichnet,  ohne  diese  Grössen  ge- 
nau zu  bestimmen,  so  erscheint  es  so  bedeutsamen,  von  so  vielen 
hervorragenden  Forschern  geteilten  Irrtümern  gegenüber  notwen- 
dig, auch  darüber  Klarheit  zu  gewinnen,  wie  es  möglich  war,  dass 
Ricardo  und  von  Thiinen  zu  solchen  Irrtümern  gelangen  konnten, 
um,  wenn  möglich,  den  von  denselben  betretenen  falschen  Weg 
zu  vermeiden.  Mit  anderen  Worten :  die  Kritik  der  Theorie  be- 
darf zu  ihrer  Ergänzung  einer  Kritik  der  Methode. 
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Es  ist  nun  durchaus  nicht  immer  leicht,  die  Methode  zu  er- 
mitteln, deren  sich  ein  nicht  mehr  unter  den  Lebenden  weilender 
Forscher  bedient  hat,  denn  man  kann  aus  der  Methode  der  Dar- 
stellung der  gefundenen  Resultate  nicht  ohne  weiteres  Rückschlüsse 
darauf  machen,  auf  welchem  Wege  der  betreffende  Forscher  zu 
diesen  Resultaten  gelangt  ist.  Der  Lehrer,  der  uns  die  erkannten 
Lehrsätze  vorträgt,  erklärt  und  beweist,  braucht  uns  nicht  seinen 
eigenen  Studiengang  zu  zeigen,  nicht  zu  sagen,  wie  er  zur  Er- 
kenntnis dieser  Lehrsätze  gelangt  ist.  Wir  würden  auch  über 
Ricardos  Methode  nach  seinen  Schriften  allein  nur  mit  sehr  ge- 
ringer Sicherheit  urteilen  können,  wenn  wir  nicht  durch  die  Kennt- 
nis des  allgemeinen  Standes  der  Wissenschaft  zur  Zeit  als  Ricardo 
seine  Lehre  von  der  Grundrente  veröffentlichte  (18 17)  darüber 
aufgeklärt  würden.  Es  war  die  Jugendzeit  der  nationalökonomi- 
schen Wissenschaft.  Charakteristisch  für  diese  Jugendzeit  der 
Nationalökonomie  ist  aber  nicht  der  Inhalt  dessen,  was  von  ihren 
ersten  Lehrern  vorgetragen  wurde,  sondern  die  Art,  wie  diese 
bedeutenden  Männer  den  Zusammenhang  der  wirtschaftlichen  Dinge 
glaubten  erkennen  zu  können,  die  Methode  oder  richtiger  der 
Mangel  einer  wirklichen  Methode. 

Jede  wirkHche  und  vernünftige  Methode,  welchen  Namen  man 
ihr  auch  geben  mag,  beruht  darauf,  dass  man  von  dem  Bekannten 
ausgehend  das  weite  Gebiet  des  Unbekannten  Schritt  für  Schritt 
zu  gewinnen  sucht.  Die  Volkswirtschaftslehre  ist  aber  in  ihren 
Anfängen  gerade  von  dem  Unbekannten,  nicht  von  dem  Bekannten 
ausgegangen  und  hat  nicht  versucht,  schrittweise  vorwärts  zu 
dringen,  sondern  unternahm  es,  mit  einem  Sprung  das  Endziel 
wirtschaftlicher  Untersuchungen  zu  erreichen. 

Man  ging  nicht  von  den  bekannten,  geschichtlich  festgestellten 
Thatsachen  der  Vergangenheit  und  von  den  noch  besser  durch 
genaue,  liebevolle  Beobachtung  im  einzelnen  festzustellenden  That- 
sachen der  Gegenwart  aus,  sondern  man  glaubte,  um  systematisch 
zu  verfahren,  die  Untersuchung  zunächst  auf  die  denkbar  ein- 
fachsten Verhältnisse  richten  zu  müssen  und  nahm  als  Ausgangs- 
punkt der  Betrachtung  die  einfachsten,  rohsten  Kulturverhältnisse. 

Wenn  Ricardo  die  Entwickelung  des  Tauschwertes  der  wirt- 
schaftlichen Dinge  erklären  will,  so  geht  er  zunächst  nach  dem 
Vorbilde  von  A.  Smith  auf  die  frühesten  Stufen  der  Entwicke- 
lung der  Gesellschaft :   zurück  und  sucht  klar  zu  machen,  warum 
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hier  unter  Umständen  ein  Biber  gegen  zwei  Hirsche  oder  ein 
Hirsch  gegen  zwei  Lachse  getauscht  wurde.  Die  Lehre  von 
der  Grundrente  beginnt  Ricardo  in  seinem  Hauptwerke  nach 
einer  Definition  des  Begriffs  der  Grundrente  mit  den  Worten : 
»Bei  der  ersten  Ansiedelung  auf  einem  Landstriche,  auf  wel- 
chem sich  ein  Ueberfluss  an  reichem  und  fruchtbaren  Boden 
findet  u.  s.   w. 

Gerade  die  einfachsten,  sogenannten  ursprünglichen-  Kultur- 
verhältnisse sind  aber  die  uns  fernliegendsten  und  sind  am  meisten 
unserer  Beobachtung  entzogen.  Was  wusste  denn  Ricardo  von 
dem  wirklichen  Hergang  bei  den  Tauschgeschäften  >auf  den  frühe- 
sten Stufen  der  Entwickelung  der  Gesellschaft?  Woher  wusste 
denn  Ricardo^  wie  sich  die  Verhältnisse  bei  der  ersten  Ansiede- 
lung auf  einem  Landstriche  ;  gestalten  ?  Alles,  was  Ricardo  hier- 
über anführt,  ist  ebenso  wie  die  in  der  ersten  Periode  der  Natio- 
nalökonomie so  häufigeErzählung  vondem  »isoliert wirtschaftenden 
Menschen  in  der  Hauptsache  Produkt  der  Phantasie.  Wenn  Ri- 
cardo das  Wesen  der  Grundrente  untersuchen  will,  so  glaubt  er. 
zunächst  einmal  von  den  ihm  zwar  bekannten  oder  doch  zugäng- 
lichen Verhältnissen  der  Gegenwart  absehen  und  sich  zu  den  ein- 
facheren, aber  unbekannten  Verhältnissen  längst  vergangener  Zeiten 
wenden  zu  müssen.  Den  Hergang  unter  diesen  einfacheren,  aber 
entfernten  Verhältnissen  sucht  er  nun  auf  Grund  vielleicht  weniger 
und  dunkler  Ueberlieferungen  mit  Hilfe  der  Phantasie  zu  kon- 
struieren, und  aus  dem  auf  solche  Weise  geschaffenen  Phantasie- 
bild werden  dann,  weil  es  die  einfachsten  Verhältnisse  darstellen 
soll,  die  Lehren  gezogen,  welche  auf  die  komplizierteren  Verhält- 
nisse der  Gegenwart  anzuwenden  sind.  Wie  wenig  diese  Phanta- 
siebilder mit  der  Wirklichkeit  übereinstimmen,  ist  gerade  gegen- 
über der  Ricardoschen  Darstellung  von  der  thatsächlichen  Ent- 
stehung der  Grundrente  schon  oft  nachgewiesen  worden. 

Ricardo  stand  gewiss  den  praktischen  wirtschaftlichen  Ver- 
hältnissen so  nahe  wie  möglich ;  er  hatte,  als  er  seine  volkswirt- 
schaftlichen Theorien  aufstellte,  eine  sehr  erfolgreiche  Laufbahn 
als  Getreide-  und  Börsen-Spekulant  hinter  sich,  aber  —  wie  man 
es  auch  sonst  oft  genug  beobachten  kann  —  der  »Praktiker«  ist 
häufig  am  wenigsten  qualifiziert,  mit  ruhiger  Objektivität  die  Dinge 
um  sich  her  im  einzelnen  zu  studieren  und  ist  sehr  leicht  geneigt, 
das  Resultat  einzelner  Wahrnehmungen  und  Schlüsse  zu  verall- 
gemeinern.    Weil  der  Vorgang  bei  Entstehung  einer  Grundrente 
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sich  wohl  einmal  so  abgespielt  haben  könnte ,  wie  es  Ricardo 
darstellt,  kommt  er  ohne  weiteres  zu  der  Verallgemeinerung,  der 
Vorgang  habe  sich  immer  so  abgespielt  und  müsse  sich  immer 
so  abspielen.  Kein  Wort  in  Ricardo  s  Ausführungen  weist  darauf 
hin,  dass  er  die  wirklichen  Verhältnisse  bestimmter  Landgüter 
hinsichtlich  der  Grundrente  untersucht  habe ,  keines  seiner  Bei- 
spiele stellt  einen  wirklich  vorhandenen  konkreten  Fall  dar,  sondern 
auch  die  Beispiele  sind  nur  Abstraktionen, 

Es  fehlt  bei  Ricardos  Untersuchungen  eine  solide  Grundlage 
festgestellter  Thatsachen.  Mag  auch  der  Praktiker  eine  genügende 
Kenntnis  der  Verhältnisse  seiner  Zeit  im  allgemeinen  gehabt  haben, 
jedenfalls  hat  er  die  in  Wahrheit  unentbehrliche  Untersuchung 
der  Thatsachen  im  einzelnen  nicht  für  notwendig  gehalten ,  wie 
eben  die  Nationalökonomen  seiner  Zeit  überhaupt  die  Bedeutung 
dieses  durch  Einzel  -  Untersuchung  zu  gewinnenden  Materials 
übersahen. 

Trotz  des  Fehlens  alles  zur  Forschung  notwendigen  that- 
sächlichen  Materials  glaubte  aber  Ricardo,  wie  alle  Apostel  der 
jungen  Wissenschaft,  von  der  selbstgeschaffenen  Phantasie-Basis 
ausgehend,  durch  einfache  logische  Schlussfolgerung,  wie  in  einem 
mathematischen  Exempel,  zu  den  letzten  Schlüssen  gelangen,  die 
Grundrente  in  ihrer  ganzen  Bedeutung  für  die  Volkswirtschaft  und 
in  allen  Wirkungen  erkennen  zu  können. 

Ricardos  Methode  ist  die  völlig  abstrakte  logische  Deduktion, 
jedoch  ohne  feststehenden  unzweifelhaft  sicheren  Ausgangspunkt. 

Von  Thiineiis  berühmtes  Werk :  Der  isolierte  Staat  in  Be- 
ziehung auf  Landwirtschaft  und  Nationalökonomie«  ist  am  meisten 
wegen  der  zur  Anwendung  gekommenen  Methode  bewundert 
worden.  Diese  von  Thünensche  Methode  enthält  zwei  grundver- 
schiedene Elemente,  man  kann  auch  sagen,  von  TJiünen  bedient 
sich  gleichzeitig  in  derselben  Schrift  zwei  ganz  verschiedener 
Methoden. 

Im  ersten  Paragraphen  des  genannten  Werkes  wird  der  von 
der  übrigen  Welt  gänzlich  getrennte  isolierte  Staat  mit  seiner 
einzigen  sehr  grossen  Stadt  in  der  Mitte,  ohne  schiffbaren  Fluss 
und  Kanal,  mit  überall  gleichem,  der  Kultur  fähigen  Boden  be- 
schrieben. Dieser  erste  Paragraph  beginnt  in  höchst  charakteri- 
stischer Weise  mit  den  Worten :  :>Man  denke  sich«  und  bezeichnet 
damit  selbst  den  isolierten  Staat  als  etwas  nur  im  Gedanken, 
nicht  in  der  Wirklichkeit  bestehendes,  als  ein  Phantasiebild.    Dem- 
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nächst  wird  sodann  in  dem  ersten  Abschnitt;  Gestaltung  des 
isolierten  Staates«  in  eingehender  Weise  die  Frage  behandelt,  wie 
sich  in  diesem  gedachten  isoHerten  Staat  die  Verhältnisse  des 
Ackerbaues  gestalten  würden,  und  in  welcher  Weise  sich  daselbst 
eine  Grundrente  entwickeln  müsste. 

In  dem  viel  kürzeren  zweiten  Abschnitt  werden  dann  die 
Verhältnisse  des  isolierten  Staates  mit  der  Wirklichkeit  verglichen ; 
es  wird  dargethan,  in  welchen  Punkten  sich  die  Wirklichkeit  von 
dem  isolierten  Staat  unterscheidet  und  sodann  erörtert,  welchen 
Einfluss  diese  Unterschiede  auf  den  Ackerbau  und  die  Entwicke- 
lung  der  Grundrente  haben  müssen.  Auf  diesem  Wege  gelangt 
von  Thünen  dazu,  die  Regeln  für  die  Verhältnisse  der  Wirklich- 
keit zu  entwickeln. 

Der  Verfasser  des  isolierten  Staates«  konnte  unmöglich  klarer 
zeigen,  dass  er  mit  voller  Absicht  vom  Unbekannten  zum  Bekannten 
zu  gelangen  suchte.  Offenbar  wieder  in  dem  Gedanken,  dass  die 
Untersuchung  bei  den  denkbar  einfachsten  Verhältnissen  beginnen 
müsse,  gab  sich  v.  TJiüiien  nicht  mit  den  in  der  Wirklichkeit  vor- 
handenen einfachsten  Verhältnissen  zufrieden,  griff  auch  nicht  auf 
eine  weit  zurückliegende  Geschichtsperiode  zurück,  sondern  kon- 
struierte sich  einen  Phantasiestaat,  der  allein  dem  Begehren  nach 
den  denkbar  einfachsten  Verhältnissen  in  vollkommener  Weise 
genügen  konnte.  Dieser  Idealstaat  wird  zum  Gegenstand  der 
gründlichsten  Untersuchung  gemacht,  um  mit  Hilfe  der  auf  diese 
Weise  gewonnenen  Resultate  die  Wirklichkeit  und  die  in  der- 
selben sich  offenbarenden  wirtschaftlichen  Gesetze  zu  bestimmen. 
Wenn  man  das  Bestreben,  vom  Unbekannten  zum  Bekannten 
überzugehen,  als  die  Umkehrung  jeder  richtigen  Methode  ansehen 
muss,  dann  wird  man  bekennen,  es  konnte  ein  Fehler  nicht  konse- 
quenter durchgeführt  werden,  als  dies  in  v.  Thünens  Schrift  ge- 
schehen ist.  Dieser  Teil  seiner  Methode  unterscheidet  sich  auch 
nur  durch  die  grössere  Konsequenz  von  der  Methode  Ricardos 
und  anderer  Vorgänger  v.  Thünens. 

Es  ist  schon  an  einer  anderen  Stelle  dieser  Untersuchung 
gezeigt  worden,  in  welchem  innigen  Zusammenhang  diese  Konse- 
quenz in  der  Durchführung  einer  falschen  Methode  mit  der  konse- 
quenten Durchführung  der  Ricardo-Thünenschen  Rententheorie  steht, 
und  dass  eben  die  im  isolierten  Staat<  vorausgesetzte  Begrenzung 
des  in  Betracht  kommenden  Bodens,  welche  in  der  Wirklichkeit 
nicht  existiert,  die  Ricardo-Thünensche  Theorie  erst  möglich  macht. 
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welche  bei  den  unbegrenzten  Verhältnissen  der  Wirklichkeit  gar 
kein  greifbares  Resultat  ergiebt. 

Es  kommt  dabei  noch  ein  Anderes  in  Betracht.  Der  Ver- 
such, die  komplizierten  Verhältnisse  der  gegenwärtigen  Wirklich- 
keit auf  die  einfacheren  Verhältnisse  einer  entlegenen  Vergangen- 
heit oder  auf  die  denkbar  einfachsten  Verhältnisse  eines  Ideal- 
staates zurück  zu  führen,  ist  nur  eine  besondere  Art  der  Analyse 
wirtschaftlicher  Begriffe  und  Verhältnisse  und  führt  wie  einseitige 
Analyse  überhaupt  leicht  zu  Irrtümern.  Die  wirtschaftlichen  Ver- 
hältnisse in  ihrer  komplizierten,  aus  verschiedenartigsten  Elementen 
zusammengesetzten  Gestalt  sind  Gebilde,  die  man  nicht  physi- 
kalischen Verbindungen  verschiedener  Körper  vergleichen  darf, 
die  vielmehr  den  Charakter  chemischer  Verbindungen  haben.  Wenn 
a  und  b  physikalisch  mit  einander  vereinigt  werden,  so  ist  das 
Resultat  immer  nur  a  +  b,  wobei  a  und  b  in  den  verschiedensten 
Quantitätsverhältnissen  zu  einander  stehen  können.  Wenn  dagegen 
a  und  b  in  bestimmtem  quantitativen  Verhältnis  sich  chemisch 
verbinden,  so  entsteht  daraus  ein  dritter,  von  a  und  b  dem  Wesen 
nach  verschiedener  Körper  c;  wenn  das  quantitative  Verhältnis  zwi- 
schen a  und  b  ein  anderes  ist,  so  ergiebt  dies  wieder  einen  anderen 
vollständigen  eigenartigen  Körper  d  u.  s.  w.  So  wie  bei  der  chemi- 
schen Verbindung  verhält  es  sich  bei  den  wirtschaftlichen  Kom- 
binationen, und  die  einseitige  und  zu  weit  getriebene  Analyse, 
welche  die  wirtschaftlichen  Verhältnisse  in  ihre  Elemente  aufzu- 
lösen sucht  (und  dabei  in  neuester  Zeit  vielfach  bis  zu  Haar- 
spalterei kommt),  führt  nur  zu  leicht  zu  dem  Irrtum,  gleichsam 
durch  Addition  alles  dessen,  was  man  bei  der  Untersuchung  der 
Elemente  gefunden  hat,  die  wahre  Beschaffenheit  des  aus  diesen 
Elementen  zusammengesetzten  wirtschaftlichen  Gebildes  erkennen 
zu  wollen.  Dieses  Gebilde  ist  aber  durchaus  selbständig,  eigen- 
artig ;  die  wirtschaftlichen  Elemente  wirken  je  nach  ihrem  quan- 
titativen Verhältnis  in  verschiedener  Weise  auf  einander  ein  und 
bilden  zusammen  ein  Ganzes,  das  man  niemals  aus  dem  Wesen 
der  Elemente  allein  genügend  erkennen  und   erklären  kann. 

Diesen  Irrtum  hat  auch  v.  Thünen  nicht  vermieden.  Im  §  28 
seines  Werkes  giebt  er  vier  Verschiedenheiten  zwischen  den  Ver- 
hältnissen der  Wirklichkeit  und  denen  des  isolierten  Staates  an 
und  er  untersucht  alsdann  hinsichtlich  jeder  dieser  vier  Ver- 
schiedenheiten, welchen  Einfluss  dieselben  für  die  Wirklichkeit 
bezüglich  der  für  den  isolierten  Staat  gefundenen  Resultate  haben. 
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Ganz  abgesehen  davon,  dass  die  von  v.  TJiünen  angeführten  vier 
Verschiedenheiten  nicht  erschöpfend  sind,  übersieht  v.  Thiinen 
auch,  dass  diese  vier  Verschiedenheiten,  da  sie  in  der  WirkHch- 
keit  zusammen  in  einer  Kombination  auftreten ,  anders  wirken, 
als  wenn  jede  derselben  nur  für  sich  betrachtet  wird,  er  übersieht 
überhaupt ,  dass  die  Wirklichkeit  nicht  bloss  eine  Summe  von 
elementaren  Verhältnissen  darstellt,  unter  denen  auch  diejenigen, 
welche  der  isolierte  Staat  bietet,  aufzufinden  sind,  dass  vielmehr 
die  höchst  komplizierten  Verhältnisse  des  wirklichen  Lebens  mit 
den  Verkehrsbeziehungen  aller  Völker,  mit  den  zahlreichen  grossen 
und  kleinen  Städten,  Flüssen,  Kanälen,  Strassen,  Seeverbindungen, 
jetzt  auch  Eisenbahnen  (die  für  v.  Thiinen  allerdings  noch  nicht 
in  Betracht  kamen),  gar  keine  Aehnlichkeit  in  ihrem  Wesen  mit 
den  Verhältnissen  des  isolierten  Staates  aufweisen,  sondern  etwas 
vollständig  Eigenartiges  bilden,  das  für  sich  selbständig  untersucht 
sein  will,  um  erkannt  zu  werden. 

:  So  wie  der  Geometer  mit  Punkten  ohne  Ausdehnung,  mit 
Linien  ohne  Breite  rechnet,  die  doch  beide  in  der  Wirklichkeit 
nicht  zu  finden  sind :  so  dürfen  auch  wir  eine  wirkende  Kraft  von 
allen  Nebenumständen  und  allem  Zufälligen  entkleiden  und  nur 
so  können  wir  erkennen,  welchen  Anteil  sie  an  den  Erscheinungen 
hat,  die  uns  vorliegen?« 

Damit  sucht  v.  Thiinen  sein  Verfahren  zu  rechtfertigen.  Der 
Vergleich  ist  aber  unzutreffend.  Punkte  und  Linien  giebt  es  in 
Wirklichkeit,  es  giebt  Stellen  im  Raum  ohne  Ausdehnung  und 
mit  nur  einer  Ausdehnung,  wenn  sie  auch  für  sich  nicht  sinnlich 
wahrnehmbar  sind.  Ferner:  die  abstrakten  Lehren  der  Mathe- 
matik lassen  sich  unverändert  auf  einen  grossen  Teil  der  Erschei- 
nungen des  Lebens  übertragen  ,  und  sie  bleiben  auch  in  dieser 
Uebertragung  richtig,  weil  sie  eben  dazu  keiner  Aenderung,  keiner 
Umwandlung  bedürfen.  Die  mathematische  Wahrheit,  dass  2X2  =  4, 
lässt  sich  bei  allen  durch  Zahlen  zu  bestimmenden  Verhältnissen 
anwenden,  ohne  in  sich  irgend  eine  Aenderung  zu  erfahren,  und 
behält  deshalb  überall  ihre  unbestreitbare  Geltung.  Ganz  anders 
verhält  es  sich  mit  einem  Phantasiegebilde  wie  der  isolierte  Staat. 
Dasselbe  existiert  in  der  Wirklichkeit  nicht ,  auch  nicht  in  der 
Weise  wie  Punkt  oder  Linie  als  etwas  nur  sinnlich  nicht  wahr- 
nehmbares und  nur  durch  Abstraktion  von  der  Wirklichkeit  abzu- 
lösendes. Der  isolierte  Staat  ist  durch  keine  Abstraktion  von  den 
Verhältnissen  der  Wirklichkeit  zu  gewinnen,  er  ist  nicht  latent  in 
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der  Wirklichkeit  vorhanden  wie  Punkt  und  Linie,  sondern  ist  eine 
vollständig  selbständige  Schöpfung  der  Phantasie.  Es  ist  des- 
halb auch  nicht  möglich,  wie  bei  mathematischen  Abstraktionen 
die  Verhältnisse  des  isolierten  Staates  auf  die  Wirklichkeit  unver- 
ändert zu  übertragen. 

Alle  mathematischen  Begriffe  sind  durch  unser  Denkvermögen 
von  der  sinnlich  wahrnehmbaren  Wirklichkeit  abgezogen,  die  Be- 
griffe :  Punkt,  Linie,  Pläche ,  Kreis,  Körper,  Quadrat,  Dreieck 
u.  s.  w.  sind  alle  auf  diese  Weise  entstanden  und  können  deshalb 
auch  jederzeit  wieder  auf  die  sinnlich  erkennbare  Wirklichkeit 
angewendet  werden.  Der  isolierte  Staat  ist  aber  eine  Kombina- 
tion einer  Anzahl  von  Elementen,  die  im  einzelnen  für  sich  auch 
von  der  Wirklichkeit  abstrahiert  sind  (Stadt,  Fläche,  gleichartiger 
Boden  u.  s.  w.) ,  die  aber  in  ihrer  Verbindung  zum  isolierten 
Staat  ein  willkürliches  Phantasiegebilde  sind ,  wie  das  geflügelte 
Pferd,  der  Greif  und  die  Sphinx.  —  Wenn  jemand  nur  mit  diesen 
der  Wirklichkeit  entnommenen  Begriffen :  Stadt,  Ackerland  u.  s.  w. 
operiert,  so  kann  er  die  damit  gefundenen  Resultate  mit  dem- 
selben Rechte  auf  die  Wirklichkeit  anwenden,  wie  dies  hinsicht- 
lich der  mathematischen  Lehrsätze  geschieht;  wenn  aber  die  be- 
sondere Natur  des  isolierten  Staates ,  der  mit  der  Wirklichkeit 
keinen  Zusammenhang  hat ,  zu  bestimmten  Regeln  führt ,  so  ist 
es  verkehrt,  diese  Regeln  auf  die  Wirklichkeit  anwenden  zu  wollen. 

Es  ist  nach  dem  allen  auch  nicht  richtig,  wenn  v,  TJiüneti 
meint:  ;  Das  Prinzip,  welches  dem  isolierten  Staat  seine  Gestal- 
tung gab  ,  ist  auch  in  der  Wirklichkeit  vorhanden  ,  aber  die  Er- 
scheinungen, die  dasselbe  hier  hervorbringt,  zeigen  sich  in  ver- 
änderten Formen,  weil  zugleich  sehr  viele  andere  Verhältnisse  und 
Umstände  mitwirken.  :  Das  Prinzip  selbst  ist  für  die  Wirklichkeit 
nicht  dasselbe  wie  für  den  isolierten  Staat,  zum  mindesten  fehlt 
jede  Gewähr  dafür,  dass  es  dasselbe  ist. 

In  merkwürdigem  Gegensatz  hierzu  führt  v.  Thünen  ein  an- 
deres Element  in  die  Untersuchung  ein,  welches  der  Wirklichkeit 
selbst  auf  Grund  genauester  Kenntnis  entnommen  ist.  Seine  Be- 
rechnungen über  die  Höhe  der  Produktionskosten  und  der  Trans- 
portkosten, über  die  zu  erzielenden  Preise  u.  s.  w.  stützt  v.  Tliünen 
auf  die  Erfahrungen,  die  er  bei  der  Bewirtschaftung  seines  eigenen 
Gutes  Tellow  in  Mecklenburg  gewonnen  hat.  Mit  grosser  Sorg- 
falt hat  V.  Thünen  alle  in  Betracht  kommenden  einzelnen  Posi- 
tionen ziffermässig    festgestellt  und  er    operiert    hierbei   nicht  mit 
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Phantasieverhältnissen ,  auch  nicht  mit  Abstraktionen ,  sondern 
mit  genau  bekannten  konkreten  Thatsachen.  Die  Angaben,  die 
nach  dieser  Richtung  in  seinem  Buche  zu  finden  sind,  bilden 
dessen  wertvollsten  Teil ;  sie  zeigen ,  wie  man  die  wirklichen 
Verhältnisse  im  einzelnen  untersuchen  soll  und  kann  ,  und 
wie  man  in  der  Lage  ist,  auf  solche  Weise  eine  sichere,  zuver- 
lässige, auf  positiven  Thatsachen  beruhende  Grundlage  für  die  Un- 
tersuchung der  Verhältnisse  des  Landbaues  und  der  Bodenrente 
zu  gewinnen. 

Soll  jedoch  diese  Untersuchung  zu  ebenso  sicheren  und  zu- 
verlässigen Resultaten  führen,  so  wird  man  nach  zwei  Richtungen 
anders  verfahren  müssen  als  v.   Thünen. 

Erstens  darf  man  nicht,  wie  v.  Thüneii  dies  thut,  diese  wert- 
vollen, der  Wirklichkeit  entnommenen  Thatsachen  in  eine  Phan- 
tasie-Kombination, wie  der  isolierte  Staat  es  ist,  übertragen,  denn 
das  damit  gewonnene  Gesamtbild  kann  immer  nur  Wahrheit  und 
Dichtung,  einen  Roman,  ergeben,  aber  kein  zuverlässiges  wis- 
senschaftliches Resultat,  und  die  dabei  gewonnene  Erkenntnis  ist, 
wie  vorhin  gezeigt  worden  ist,  für  die  Wirklichkeit  nicht  verwertbar. 

Zweitens  darf  man  sich  nicht  mit  den  auf  einem  Gute  ge- 
machten Feststellungen  begnügen ,  man  muss  vielmehr  an  mög- 
lichst zahlreichen  Stellen,  unter  den  verschiedenartigsten  Verhält- 
nissen die  gleichen  Beobachtungen  anstellen.  Erst  wenn  man 
dann  bei  gleicher  oder  ähnhcher  Bodenbeschaffenheit  und  Lage 
mit  einer  gewissen  Gleichmässigkeit  gleiche  oder  annähernd  gleiche 
Ergebnisse  gewonnen  hat,  gewährt  dies  eine  annähernde  Sicher- 
heit für  die  Richtigkeit  der  einzelnen  Feststellung  sowie  dafür, 
dass  die  beobachteten  Thatsachen  nicht  zufällige  Erscheinungen, 
sondern  die  Wirkung  regelmässig  wirkender  wirtschaftlicher  Kräfte 
sind ,  und  wenn  man  die  Verschiedenheit  der  thatsächlichen  Er- 
gebnisse bei  verschiedener  Bodenbeschaffenheit  und  Lage  auf 
Grund  solcher  thatsächlicher  Beobachtungen  feststellt,  wird  man 
in  die  Lage  kommen,  die  Gesetze,  nach  denen  die  wirtschaftlichen 
Kräfte  wirken,  erkennen  zu  können. 

Es  ist  V.  Thünens,  Fehler  zu  vermeiden,  dass  wirkliche  Ver- 
hältnisse auf  einen  nur  in  der  Phantasie  existierenden  Idealzustand 
übertragen  werden ,  um  damit  Gesetze  zu  erkennen ,  die  in  der 
WirkHchkeit  Geltung  haben  sollen;  man  darf  ferner  nicht,  wie 
V.  Thünen,  bei  der  Feststellung  der  Thatsachen  für  einen  einzigen 
begrenzten  kleinen  Bodenbezirk  stehen  bleiben.    Gelingt  es  aber 
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dem  Zusammenwirken  aller  derer,  die  bestrebt  sind,  die  wirkliche 
Natur  der  Grundrente  zu  erkennen,  in  derselben  Weise,  wie  v.  Thünen 
dies  bezüglich  seines  Gutes  Tellow  gethan  hat,  die  thatsächlichen 
Verhältnisse  in  allen  Einzelheiten  ziffermässig  für  eine  recht  grosse 
Anzahl  von  landwirtschaftlichen  Betrieben  wahrheitsgemäss  fest- 
zustellen, dann  wird  die  Hoffnung  begründet  sein,  die  wirtschaft- 
lichen Gesetze,  die  bei  Bildung  der  Grundrente  wirken,  mit  Sicher- 
heit zu  erkennen. 


DIE  ABÄNDERRUNG  UND  ERWEITERUNG  DER 
UNFALLVERSICHERUNG  IN  DEUTSCHLAND. 

VON 
Dr.  CARL  HAMPKE. 


I.  Die  Abänderung. 

Als  Deutschland  im  Jahre  1885  mit  dem  Inkrafttreten  des 
Unfallversicherungsgesetzes  vom  6.  Juli  1884  als  erster  Staat  die  Für- 
sorge für  die  arbeitenden  Klassen  auf  das  Gebiet  der  Versiche- 
rung gegen  Betriebsunfälle  ausdehnte  und  zu  diesem  Zwecke  neue 
Organe  ins  Leben  rief,  waren  sich  die  Gesetzgeber  bewusst,  dass 
dieses  Unternehmen ,  weil  ohne  Vorbild ,  ein  gewagtes  war  und 
die  betreffende  Gesetzgebung  nicht  fehlerfrei  sein  m.ochte.  Kann 
man  zweifelhaft  sein ,  ob  es  schon  jetzt ,  nachdem  das  erste 
Unfallversicherungsgesetz  erst  9  Jahre  in  Wirksamkeit,  an  der 
Zeit  ist,  in  eine  Revision  dieser  Gesetzgebung  einzutreten,  so 
glauben  wir  allerdings,  dass  auch  nach  längerer  Zeit  kein  grös- 
seres Material  für  die  Durchsicht  zur  Verfügung  stehen  wird, 
als  in  dem  jetzt  veröfifentlichten  Entwurf  eines  Gesetzes,  betr.  die 
Abänderung  der  Unfallversicherungsgesetze,  niedergelegt  ist,  sofern 
man  nicht  grundlegende  Bestandteile ,  wie  Organisation ,  Auf- 
bringung der  Mittel  etc.  ändern  will. 

Wir  freuen  uns  nun ,  feststellen  zu  können ,  dass  die  im  ge- 
nannten Gesetzentwurf  vorgeschlagenen  Aenderungen,  so  zahlreich 
und  vielseitig  sie  sind ,  grossenteils  unbedeutender  Natur  und 
weniger  Aenderungen  und  Ergänzungen  bedürfen.  Es  ist  dies  ein 
Beweis  dafür,  dass  die  gesetzgebenden  Faktoren  s.  Z.  Gesetze 
geschaffen  haben ,  welche  im  hohen  Masse  dem  Zwecke  ent- 
sprachen, dem  sie  dienen  sollten,  wie  ja  auch  die  deutsche  Unfall- 


Die  Abändefiing  und  Erzveikning  der   Unfallversicherung  etc.       219 

Versicherungsgesetzgebung  für  diejenigen  anderer  Staaten  vorbild- 
lich geworden  ist. 

Wir  sind  also  in  der  Lage ,  den  meisten  Bestimmungen  in 
dem  Gesetzentwürfe,  von  denen  wir  die  wichtigsten  hier  einer 
Gruppierung  und  kurzen  Besprechung  auf  Grund  praktischer  Er- 
fahrung unterziehen  möchten. 

Die  Gruppierung  dürfte  am  besten  diejenigen  Abänderungen 
der  jetzigen  Unfallversicherungsgesetzgebung  zusammenfassen,  die 
eine  Verbesserung  und  Ergänzung  derselben  nach  einer  bestimmten 
Richtung  bezwecken,  und  dabei  diejenigen  Bestimmungen  zuletzt 
bringen ,  welche  unter  diesem  Gesichtspunkte  als  vereinzelte  zu 
keiner  Gruppe  gehören.  Abänderungen,  welche  von  keiner  we- 
sentlichen Bedeutung  sind  ,  haben  wir  der  Uebersichtlichkeit 
halber  fortgelassen. 

A.  Ausdehnung   der  Entschädigungspflicht. 

Der  Entwurf  dehnt  die  Entschädigungspflicht  der  Berufsge- 
nossenschaften etc.  wesentlich  aus  und  zwar 

a)  bestimmt  er  zunächst  in  Art.  I.,  II.,  dass  die  Unfälle  zu  ent- 
schädigen sind  ,  welche  in  häuslichen  und  anderen  Diensten  der 
Betriebsunternehmer  geschehen ,  zu  denen  versicherte  Personen 
neben  der  Beschäftigung  im  Betriebe  von  diesen  oder  ihren  Beauf- 
tragten herangezogen  werden. 

Durch  diese  Bestimmung  verliert  die  Unfallversicherung  ihren 
ursprünglichen  Charakter  als  Versicherung  gegen  Betriebsunfälle 
und  man  könnte  wegen  der  etwaigen  Folgen  der  Ausdehnung 
der  Versicherung  auf  Unfälle  bei  Thätigkeiten  des  gewöhnlichen 
Lebens  zögern ,  ihr  beizustimmen.  Indessen  sind  es  Betriebs- 
arbeiter, die  gegebenen  Falls  entschädigt  werden  sollen,  wenn 
auch  nicht  für  Unfälle  im  Betriebe ,  so  doch  bei  Arbeiten  ,  die 
eng  mit  ihrer  Stellung  als  Arbeitnehmer  eines  Industriellen,  Land- 
wirts etc.  verbunden,  und  deren  Leistung  ihnen  die  Betriebsarbeit 
sichert,  wenn  nicht  erst  ermöglicht.  Insofern  bleibt  also  diese 
Erweiterung  der  Unfallversicherung  noch  in  einem  gewissen  Zu- 
sammenhang mit  der  Betriebsthätigkeit  der  Versicherten,  und  wir 
befürchten  deshalb  nicht,  dass  sie  zu  einem  Präcedenz  für  eine 
Ausdehnung  der  obligatorischen  Unfallversicherung  auf  die  Unfälle 
des  täglichen  Lebens  werden  könne,  die  dem  Ermessen  eines 
jeden  und  dem  Geschäftsbereich  von  Privatversicherungsgesell- 
schaften vorzubehalten  ist. 
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Sie  ist  aber  auch,  wie  sich  in  der  Praxis  herausgestellt,  zu 
einer  zwingenden  Notwendigkeit  geworden.  Wie  die  Motive  zum 
Gesetzentwurf  richtig  ausführeu,  ist  in  vielen  Betrieben  die  Thätig- 
keit  der  Beschäftigten  geradezu  in  eine  gewerbUche  und  eine 
solche  für  die  private  Wirtschaft  des  Arbeitgebers  geteilt  und  wird 
es  stets  als  ungerechtfertigte  Härte  empfunden  und  zur  Unzufrie- 
denheit beitragen,  wenn  die  Folgen  eines  Unfalls  in  letzterer  Thä- 
tigkeit,  der  sich  doch  der  Arbeiter  auf  Geheiss  seines  Brotherrn 
unterzogen  hat  und  nicht  entziehen  konnte,  unentschädigt  bleiben. 
Diese,  wie  auch  die  folgenden  Erweiterungen  der  Entschädigungs- 
pflicht liegen  aber  auch  im  Interesse  der  Unternehmer,  »deren 
zivilrechtliche  Entschädigungspflicht  in  demselben  Masse  zurück- 
tritt ,  wie  der  Kreis  der  zur  öffenthchen  Fürsorge  berechtigten 
Personen  ausgedehnt  und  die  Voraussetzungen  für  das  Eintreten 
dieser  Fürsorge  erleichtert  wird.« 

Durch  jene  Bestimmung  wird  auch  die  Behandlung  vieler  Un- 
fälle vereinfacht  und  zahlreiche  Verhandlungen  vor  den  Schieds- 
gerichten und  dem  Reichsversicherungsamt  vermieden  werden, 
da  sich  Arbeiter,  welche  in  fraglicher  Weise  erwerbsunfähig  ge- 
worden sind,  selten  bei  den  ablehnenden  Bescheiden  der  Berufs- 
genossenschaften beruhigen,  sondern  ihre  vermeintlichen  Ansprüche 
weiter  verfolgen. 

b.  Nach  Artikel  2 ,  I  sollen  Unternehmer  der  unter  §  i  der 
U.V.G.  fallenden  Betriebe,  sofern  ihr  Jahresarbeitsverdienst  zwei- 
tausend Mark  nicht  übersteigt,  berechtigt  sein,  sich  selbst  gegen 
die  Folgen  von  Betriebsunfällen  zu  versichern.  Diese  Berechtigung 
soll  durch  Statut  auf  Unternehmer  mit  einem  höheren  Jahresar- 
beitsverdienst erstreckt  werden  können. 

Während  z.  Z.  dem  Statut  überlassen  bleibt,  Bestimmungen 
über  die  Selbstversicherung  der  Unternehmer  zu  treffen,  soll  die- 
selbe also  künftig  gesetzlich  zugelassen  werden.  Ist  diese  Be- 
stimmung, welche  sämtlichen  kleineren  Unternehmern  das  Recht 
der  Selbstversicherung  in  der  Hoffnung  eines  recht  ausgiebigen 
Gebrauches  sicher  stellen  will,  gutzuheissen,  weil  sich  thatsächlich 
viele  Unternehmer  in  keiner  wirtschaftlich  sicherern  Lage  als  ihre 
Leute  befinden  und  häufig  noch  mehr  wie  diese  der  Unfallgefahr 
ausgesetzt  sind,  so  geht  sie  nach  unserer  Ansicht  noch  nicht  weit 
genug.  Sie  umfasst  nicht  jene  kleinsten  Unternehmer ,  welche 
ihren  Betrieb  allein  oder  nur  mit  Hilfe  der  Ehefrau  versehen  und 
deren  Betriebe    daher   nicht    versicherungspflichtig   sind.     In    der 
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Mühlenindustrie  ist  z.  B.  die  Anzahl  solcher  Unternehmer  keine 
geringe.  Ihre  Selbstversicherung  war  bisher  und  soll  nach  dem 
Gesetzentwurf  auch  künftig  ausgeschlossen  sein ,  da  jene  Unter- 
nehmer ja  keine  versicherungspflichtigen  Personen  beschäftigen, 
obgleich  diese  Selbstversicherung  wohl  noch  notwendiger  wäre 
wie  die,  welche  nunmehr  gesetzlich  berechtigt  sein  soll.  Es  dürfte 
sich  daher  die  Aufnahme  einer  einschläglichen  Bestimmung  in  den 
Gesetzentwurf  empfehlen. 

Aber  so  wohlgemeint  die  Ausdehnung  der  Versicherung  auf  die 
kleinen  Unternehmer  ist ,  so  ist  jedem  ,•  welcher  mit  der  Unfall- 
versicherung zu  thun  gehabt  hat,  bekannt,  dass,  wo  das  Recht 
auf  Selbstversicherung  schon  statutarisch  eingeführt  war ,  doch 
von  ihm  verhältnismässig  sehr  wenig  Gebrauch  gemacht  worden 
ist.  Ist  dies  die  Folge  des  deutschen  Nationalcharakters ,  lieber 
andere  für  sich  sorgen  zu  lassen,  als  selbst  die  dazu  nötigen  Schritte 
zu  thun,  so  kann  derselben  bis  zu  einem  gewissen  Grade  durch  eine 
Anweisung  des  Reichsversicherungsamtes  an  die  Versicherungsor- 
gane, wieder  und  immer  wieder  die  kleinen  Unternehmer  auf  die  Not- 
wendigkeit der  Selbstversicherung  hinzuweisen,  abgeholfen  werden. 
Aber  auch  nur  bis  zu  einem  gewissen  Grade.  Wäre  es  nicht  das  Rich- 
tigste^ bei  der  jetzigen  Revision  der  Unfallversicherungsgesetzgebung 
einfach  den  statutarischen  Zwang  der  Unfallversicherung  gegen  Be- 
triebsunfälle auf  alle  Unternehmer  auszudehnen,  deren  Arbeitseinkom- 
men eine  bestimmte  Höhe  nicht  übersteigt  ?  Nach  §  2  des  landwirt- 
schaftlichen Unfallversicherungsgesetzes  vom  5.  Mai  1886  kann  be- 
kanntlich durch  Statut  die  Versicherungspflicht  auf  Betriebsunterneh- 
mer ausgedehnt  werden,  deren  Jahresverdienst  zweitausend  Mark 
nicht  übersteigt.  Ob  von  dieser  Bestimmung  manche  oder  alle  land- 
wirtschaftlichen Berufsgenossenschaften  Gebrauch  gemacht  haben, 
ist  uns  nicht  bekannt.  Weiter  kann  nach  §  2  des  Bau-Unfallver- 
sicherungsgesetzes vom  II.  Juli  1887  die  Versicherungspflicht  durch 
Statut  auf  Gewerbetreibende  ausgedehnt  werden ,  welche  nicht 
regelmässig  wenigstens  einen  Bahnarbeiter  beschäftigen.  Wie  wir 
noch  sehen  werden,  bestimmt  §  4  des  Entwurfs  eines  Gesetzes 
betr.  Erweiterung  der  Unfallversicherung  <  in  Abs.  2,  dass  durch 
Beschluss  des  Bundesrats  oder  durch  Statut  für  gewisse  Berufs- 
zweige und  Bezirke  bestimmt  werden  kann ,  dass  Betriebsunter- 
nehmer, deren  Jahresarbeitsverdienst  zweitausend  Mark  nicht  über- 
steigt ,  der  Unfallversicherungspflicht  unterliegen.  Einen  Grund, 
welcher   gegen    die   Aufnahme    entsprechender   Bestimmungen  in 
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die  übrigen  Unfallversicherungsgesetze  spricht ,  können  wir  nicht 
einsehen. 

Allerdings  würde  damit  der  bedeutungsvollste  Schritt  auf  dem 
Gebiete  der  zwangsweisen  Unfallversicherung  von  Unternehmern 
gethan,  und  wir  sind  überzeugt ,  dass  sich  infolge  dessen  gegen 
diesen  Vorschlag  gewichtige  Stimmen  erheben  werden.  Die  Ver- 
sicherung könnte  ja  auf  die  Unternehmer  beschränkt  werden,  die 
sich  nicht  bei  einer  Privatgesellschaft  gegen  die  Folgen  von  Un- 
fällen in  dem  Masse  versichert  haben,  das  ihnen  in  der  Versiche- 
rung bei  einer  Berufsgenossenschaft  zuteil  werden  würde.  Weitere 
Konzessionen  möchten  wir  aber  der  Opposition  gegen  unseren 
Vorschlag  nicht  machen,  die  nur  auf  theoretischen  Erwägungen, 
nicht  auf  praktischen  Gesichtspunkten  beruht.  Es  ist  geradezu 
ungerecht,  Unternehmer,  die  sich  in  keiner  Beziehung,  weder  in 
ihrer  Thätigkeit  noch  in  ihrer  wirtschaftlichen  Einsicht  und  Lage, 
von  Arbeitern  unterscheiden,  von  den  Wohlthaten  der  staatlichen 
Unfallversicherung  nur  deshalb  auszuschliessen,  weil  sie  zufälliger 
Weise  einem  Gewerbe  angehören,  das  einesteils  zu  seinem  Be- 
trieb kleinste  selbständige  Arbeitsstätten  erfordert  oder  noch  er- 
laubt ,  anderenteils  nicht  den  Bestimmungen  der  drei  soeben 
genannten  Gesetze  unterworfen  ist.  Verunglücken  diese  Leute, 
so  befinden  sie  sich  jetzt  meistens  in  schlechterer  Lage,  wie  Ar- 
beiter in  gleichem  Falle. 

Wird  die  Einführung  der  Zwangsversicherung  den  Statuten 
überlassen,  so  wird  einer  schädlichen  Generalisierung  hinsichtlich 
ihres  Umfanges  vorgebeugt  und  Sicherheit  dafür  geboten,  dass 
sie  nur  in  wirklich  notwendigen  Fällen  ins  Leben  tritt. 

c.  Nach  Artikel  2 ,  III  kann  durch  Statut  bestimmt  werden, 
dass  und  unter  welchen  Bedingungen  der  Vorstand  berechtigt 
ist,  Organe  und  Beamte  der  Berufsgenossenschaft  gegen  die  bei 
ihrem  Dienstbetriebe  sich  ereignenden  Unfälle  zu  versichern. 
Durch  Statut  kann  ferner  bestimmt  werden,  dass  und  unter  welchen 
Bedingungen  Betriebsunternehmer  oder  der  Vorstand  einer  Be- 
rufsgenossenschaft berechtigt  sind,  nicht  im  Betriebe  beschäftigte, 
aber  die  Betriebsstätte  besuchende  Personen  gegen  die  Folgen 
der  bei  dem  Betriebe  sich  ereignenden  Unfälle  zu  versichern. 

Gegen  die  Bestimmung  in  Abschnitt  i  dürfte  kaum  etwas 
einzuwenden  sein,  es  vielmehr  nur  der  Gerechtigkeit  entsprechen, 
dass  die  Personen  ,  welche  ihre  Arbeitskraft  dieser  staatlichen 
Einrichtung  widmen ,    nicht    selbst    von    ihren   Wohlthaten     aus- 
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geschlossen  bleiben.  Dies  Verfahren  dürfte  auch ,  weil  billiger, 
der  Versicherung  bei  Privatversicherungsgesellschaften,  wie  dies 
jetzt  bei  vielen  Berufsgenossenschaften   üblich,    vorzuziehen  sein. 

Gegen  die  Aufnahme  des  Abschnitts  2  möchten  wir  uns  aber 
ganz  bestimmt  aussprechen ,  und  zwar  aus  den  in  den  Motiven 
des  Gesetzentwurfs  gegen  die  Ausdehnung  der  Versicherung  auf 
Passanten  ,  als  einen  unbestimmten  Kreis  von  Personen ,  geltend 
gemachten  Gründen.  Diese  Versicherung  dürfte  am  besten  den 
Privatversicherungsgesellschaften  überlassen  bleiben,  die  zum  Teil 
sonst  ernstlich  in  ihrem  Bestände  gefährdet  würden. 

d.  Art.  5,  I.  Im  §  6  des  Gesetzes  vom  6.  Juli  1884,  im  §  7 
des  Gesetzes  vom  5.  Mai  1886  und  im  §  13  des  Gesetzes  vom 
13.  Juli  1887  sollen  unter  Ziffer  2,  b  die  Worte:  ;>wenn  dieser 
ihr  einziger  Ernährer  war-;^  durch  die  Worte:  »wenn  dieser  zu 
ihrem  Unterhalt  wesentlich  beigetragen  hat«  ersetzt  werden. 

Wenn  die  Begründung  sagt,  dass  die  bisherige  Vorschrift  in 
der  Praxis  als  eine  zu  weit  gehende  Beschränkung  in  der  Ver- 
sorgung hilfsbedürftiger  Ascendenten  empfunden  worden  sei  und 
auch  für  das  Interesse  der  Unternehmer  insofern  bedenkliche 
Folgen  gehabt  habe,  als  den  hiernach  von  der  Unfallfürsorge  aus- 
geschlossenen Ascendenten  nach  einem  Erkenntnisse  des  Reichs- 
gerichts vom  15.  November  1889  die  aus  den  bürgerlichen  Ge- 
setzen herzuleitenden  Entschädigungsansprüche  erhalten  bleiben, 
so  stimmen  wir  dieser  Ansicht  zu.  Wir  erachten  jedoch  das  nun- 
mehr vorgeschlagene  Kriterium  für  die  Gewährung  der  Ascen- 
dentenrente  als  ein  zu  unbestimmtes  und  würden  vorziehen, 
wenn  diese  Massnahme  von  dem  Beitrag  zum  Unterhalt  in  der 
Höhe  eines  bestimmten  Bruchteils  desselben ,  z.  B.  der  Hälfte, 
abhängig  gemacht  würde. 

II.  Hinter  Ziffer  2,  Buchstaben  b  werden  folgende  Vorschriften 
eingeschoben:  ;>c.  Für  Enkel  und  Geschwister  des  Verstorbenen, 
sofern  derselbe  zu  ihrem  Unterhalt  wesentlich  beigetragen  hat, 
für  Enkel  bis  zum  zurückgelegten  fünfzehnten  Lebensjahre  des 
jüngsten  derselben  und  für  Geschwister  bis  zu  ihrem  Tode  oder 
bis  zum  Wegfall  der  Bedürftigkeit  20  Proz.   des  Arbeitsverdienstes. 

Wenn  mehrere  der  unter  c  benannten  Berechtigten  vorhanden 
sind,  so  wird  die  Rente  den  Enkeln  vor  den  Geschwistern  gewährt.« 

III.  Dem  zweiten  Absatz  sollen  folgende  Worte  hinzugesetzt 
werden : 

»Die  unter  c  bezeichneten  Berechtigten  haben  einen  Anspruch 
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nur,  soweit  für  die  unter  a  und  b  Bezeichneten  der  Höchstbetrag 
der  Rente  nicht  in  Anspruch  genommen  wird.« 

IV.  Zwischen  dem  zweiten  und  dritten  Absatz  ist  der  fol- 
gende neue  Absatz  einzuschieben:  »Wenn  für  die  Höhe  der  Rente 
der  Betrag  des  Arbeitsverdienstes  des  Getöteten  bestimmend, 
dieser  aber  infolge  eines  früher  erlittenen  Betriebsunfalls  geringer 
gewesen  ist,  als  der  vor  diesem  Unfall  bezogene  Lohn,  so  ist  eine 
aus  Anlass  des  Betriebsunfalls  bei  Lebzeiten  bezogene  Rente  zum 
Arbeitsverdienst  bis  zur  Höhe  des  der  früheren  Rentenfeststellung 
zu  Grunde  gelegten  Arbeitsverdienstes  hinzuzurechnen.« 

Den  Bestimmungen  sub  II  und  III  dürfte  nach  ihrer  Begrün- 
dung ^)  zuzustimmen  sein.  Nur  geht  aus  ihr  nicht  hervor,  wes- 
halb abweichend  von  dem  Wortlaute  des  §  6  des  Unfallversiche- 
rungsgesetzes vom  6.  Juli  1884,  die  Rente  an  Enkel  bis  zum  zu- 
rückgelegten fünfzehnten  Lebensjahre  des  jüngsten  dersel- 
ben gewährt  werden  soll.  Da  die  Worte  eine  Bevorzugung  der 
älteren  Enkel  vor  dem  jüngsten  und  vor  den  Kindern  infolge 
Unfalls  Verstorbener  bedeuten ,  so  dürften  sie  unbedenklich  zu 
streichen  sein. 

Dem  Vorschlag  sub  IV  können  wir  uns  ohne  weiteres  an- 
schliessen  und  auf  seine  zutreffende  Begründung  ^)  in  dem  Ent- 
wurf verweisen. 


1)  Die  gleichen  Gesichtspunkte  haben  dazu  geführt,  unter  c  die  Enkel  und  Ge- 
schwister als  entschädigungsberechtigt  neu  aufzunehmen.  Voraussetzung  des  Anspruchs 
soll  auch  hier  nur  sein ,  dass  der  Getötete  zur  Zeit  der  Verletzung  thatsächlich  zum 
Unterhalt  der  Hinterbliebenen  wesentlich  beigetragen  hat,  nicht  dagegen,  dass  der 
Unterhalt  auf  Grund  einer  gesetzlichen  Verpflichtung  gewährt  worden  ist. 

2)  Es  kommt  nicht  selten  vor,  dass  ein  Verletzter,  der  wegen  beschränkter  Erwerbsfähig- 
keit eine  Unfallrente  bezieht,  den  Rest  seiner  Erwerbsfähigkeit  durch  Arbeit  in  einem  ver- 
sicherungspflichtigen Betriebe  gegen  entsprechend  geringeren  Lohn  verwertet.  Wenn  ein 
solcher  Arbeiter  in  diesem  Betriebe  einen  tötlichen  Unfall  erleidet,  so  wird  es  als  Härte  em- 
pfunden, dass  die  Rente  für  die  Hinterbliebenen  sich  nur  nach  dem  letzten,  gemin- 
derten Arbeitsverdienst  berechnet.  In  der  That  liegt  es  in  der  Billigkeit,  dass  die 
von  dem  Getöteten  neben  seinem  wirklichen  Arbeitsverdienst  bezogene  Rente  — 
welche  den  Ersatz  für  den  durch  einen  früheren  Betriebsunfall  eingetretenen  Verlust 
eines  Teils  der  Erwerbsfähigkeit  darstellt  —  bei  der  Entschädigung  der  Hinterblie- 
benen mit  berücksichtigt  wird.  Ein  Bedenken  gegen  die  Durchführung  dieser  Billig- 
keitsforderung besteht  freilich  insofern,  als  die  ältere  Rente  unter  Umständen  von 
einer  anderen  Berufsgenossenschaft  gezahlt  worden  sein  kann,  als  von  derjenigen,  der 
die  Entschädigung  für  den  Todesfall  obliegt.  Die  Leistungen  der  letzteren  werden 
alsdann  gesteigert ,  ohne  dass  sie  hierfür  durch  höhere  Beiträge  einen  Ausgleich  er- 
halten hat.     Dieses  Bedenken  darf  aber  nicht  davon  abhalten ,    den  Hinterbliebenen 
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Wir  möchten  nur  bemerken,  dass  seine  Wirkung  sich  haupt- 
sächlich in  einer  freilich  unbedeutenden  Erhöhung  der  Leistungen 
der  landwirtschaftlichen  Berufsgenossenschaften  bemerkbar  machen 
wird,  da  gerade  die  Landwirtschaft  viele  Arbeiter  zählt,  die  wegen 
eines  Unfalls  in  der  Industrie  nicht  mehr  verwendbar,  Arbeit  auf 
dem  Lande  gesucht  und  gefunden  haben. 

e.  Nach  Artikel  \,  II  soll  in  das  Gesetz  vom  5.  Mai  1886  der 
folgende  Paragraph   eingeschaltet  werden : 

X'§  12a.  Den  unter  §  i  fallenden  Personen,  welche  nach  den 
Bestimmungen  des  Krankenversicherungsgesetzes  gegen  Krankheit 
versichert  sind,  ist  im  Fall  eines  Betriebsunfalls  vom  Beginn  der 
fünften  bis  zum  Ablauf  der  dreizehnten  Woche  nach  dem  Eintritt 
des  Unfalls  ein  Krankengeld  von  mindestens  zwei  Dritteln  des 
bei  der  Berechnung  desselben  zu  Grunde  gelegten  Arbeitslohns 
zu  gewähren.  Die  Differenz  zwischen  diesen  zwei  Dritteln  und 
dem  gesetzlich  oder  statutengemäss  zu  gewährenden  niedrigen 
Krankengeld  ist  der  beteiligten  Krankenkasse  (Gemeinde-Kranken- 
versicherung) von  dem  Unternehmer  desjenigen  Betriebes  zu  er- 
statten, in  welchem  der  Unfall  sich  ereignet  hat. 

Die  gleiche  Bestimmung  wird  in  das  Gesetz  vom  11.  Juli  1887 
als  §  8a  aufgenommen.« 

Diese  Vorschrift  ist  den  Gesetzen  vom  6.  Juli  1884  und  13.  Juli 
1887  entnommen  und  hat  sich  bestens  bewährt.  Die  Gerechtigkeit 
erforderte  ihre  Aufnahme  auch  in  die  übrigen  Unfallversiche- 
rungsgesetze. 

f  Artikel  4,  III  bringt  folgenden  neuen  §  5  a  hinter  §  5  des 
Gesetzes  vom  6,  JuH  1884  in  Vorschlag: 

»Wenn  der  aus  der  Krankenversicherung  erwachsende  An- 
spruch auf  Krankengeld  vor  dem  Beginn  der  vierzehnten  Woche  nach 
Eintritt  eines  Unfalls  fortfällt,  aber  bei  dem  Verletzten  noch  eine 
Beschränkung  der  Erwerbsfähigkeit  fortbesteht,  für  welche  nach 
Ablauf  von  dreizehn  Wochen  seit  dem  Eintritt  des  Unfalls  aus 
der  Unfallversicherung  Schadensersatz  zu  leisten  wäre,  so  soll  dem 


die  als  billig  erkannte  höhere  Entschädigung  zu  gewähren.  Nur  könnte  in  Frage 
kommen,  ob  wegen  der  erwähnten  Mehrleistung  ein  Zurückgreifen  auf  die  zur  Zahlung 
der  früheren  ünfallrente  verpflichtete  Berufsgenossenschaft  zugelassen  werden  soll. 
Von  einem  solchen  mit  grosser  Umständlichkeit  verbundenen  Verfahren  wird  indessen 
wenigstens  einstweilen  abzusehen  sein,  weil  im  grossen  und  ganzen  ein  wechselseitiger 
Ausgleich  der  den  verschiedenen  Trägern  der  Unfallversicherungsgenossenschaften  er- 
wachsenden, überdies  kaum  sehr  bedeutenden  Mehrleistungen  zu  erwarten  ist. 

15* 
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Verletzten  für  die  Dauer  dieses  Zustandes,  jedoch  längstens  bis 
zum  Beginn  der  vierzehnten  Woche  nach  dem  Eintritt  des  Un- 
falls, für  jeden  weiteren  Arbeitstag  eine  weitere  Entschädigung  in 
Höhe  der  Hälfte  des  ortsüblichen  Tagelohns  gewöhnlicher  Tage- 
arbeiter des  Beschäftigungsorts  von  der  Genossenschaft  zu  ge- 
währen sein.  Diese  Entschädigung  ist  von  der  Krankenkasse  dem 
Verletzten  auf  Antrag  vorschussweise  zu  zahlen  und  derselben  von 
der  Genossenschaft  zu  erstatten. 

Als  Beschäftigungsort  gilt  im  Zweifel  diejenige  Gemeinde,  in 
deren  Bezirk  der  Betrieb  gelegen  ist. 

Die  gleichen  Bestimmungen  werden  hinter  §  12  a  des  Gesetzes 
vom  5.  Mai  1886  als  §  12  b  und  hinter  §  10  des  Gesetzes  vom 
13.  Juli  1887  als  §  loa  aufgenommen.  < 

Dieser  Bestimmung  können  wir  voll  und  ganz  beipflichten. 
Durch  sie  soll  vermieden  werden,  dass  ein  durch  Unfall  Verletzter, 
welcher  innerhalb  der  ersten  13  Wochen  nach  dem  Unfall  geheilt 
worden,  aber  noch  mehr  oder  weniger  erwerbsunfähig  ist ,  even- 
tuell bis  zu  seiner  Entschädigung  seitens  der  Berufsgenossenschaft 
der  öffentlichen  Armenpflege  anheimfällt.  Da  die  Anzahl  solcher 
Verletzter  eine  sehr  grosse,  könnte  der  frühere  Beginn  der  Ent- 
schädigungspflicht der  Berufsgenossenschaften  etc.  nicht  nur  von 
prinzipieller,  sondern  auch  von  grosser  finanzieller  Wirkung  sein, 
wenn  nicht  die  Novelle  zum  Krankenversicherungsgesetz  vom 
10.  April  1892  durch  anderweite  Fassung  des  §  20  Vorsorge  ge- 
troffen hätte,  dass  die  Krankenunterstützung  nicht  nur  im  Falle 
der  »Krankheit';  ,  sondern  auch  im  Falle  »der  durch  Krankheit 
herbeigeführten  Erwerbsunfähigkeit«   zu  gewähren  ist. 

Infolgedessen  dürften  die  Fälle,  in  welchen  diese  Bestimmung 
wirksam  wird,  nur  vereinzelte  sein. 

g.  Art.  6,  II.  Im  §  7  des  Gesetzes  vom  6.  Juli  1884  soll 
Absatz  2  folgenden  Zusatz  erhalten : 

»Sind  solche  Angehörige  nicht  vorhanden,  oder  erreichen  deren 
Renten  den  Höchstbetrag  nicht ,  so  ist  dem  Verunglückten  für 
dieselbe  Zeit  eine  Rente  im  Betrage  von  einem  Achtel  des  orts- 
üblichen Tagelohns  gewöhnlicher  Tagearbeiter  desjenigen  Ortes 
zu  zahlen ,    an    welchem  er  zur  Zeit  des  Unfalls   beschäftigt  war. 

Den  gleichen  Zusatz  erhalten  Absatz  2  im  §  8  des  Gesetzes 
vom  5.  Mai  1886  und  Absatz  6  im  §  9  des  Gesetzes  vom 
13.  Juli  1887. <; 

Auch    dieser  Ausdehnung   der    Entschädigungspflicht    dürfte 
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nach  der  Begründung  ^)  zuzustimmen  sein  ,  nur  befürworten  wir 
eine  Berechnung  der  Rente  nach  der  Höhe  der  dem  Verletzten 
gegebenen  Falls  zu  gewährenden  Vollrente. 

Weshalb  der  Entwurf  in  diesem  Falle  von  der  Berechnung 
der  Rente  in  Prozentsätzen  der  Vollrente,  wie  dies  sonst  in  den 
Unfallversicherungsverfahren  der  Fall,  abgeht,  ist  nicht  ersichtlich. 

h.  §  I  b  des  Artikels  i  ,  II  des  Entwurfs  ermächtigt  endlich 
den  Reichskanzler ,  unter  Zustimmung  des  Bundesrats  mit  den 
Regierungen  solcher  Staaten ,  die  für  Arbeiter  u.  s.  w.  eine  der 
deutschen  Unfallversicherung  entsprechende  Fürsorge  durchge- 
führt haben,  im  Falle  der  Gegenseitigkeit  Abkommen  zu  schliessen, 
durch  welche  die  Anwendung  der  Unfallversicherungsgesetze 

i)  auf  Betriebe  im  Inlande,  welche  Bestandteile  eines  aus- 
ländischen Betriebs  darstellen,  ausgeschlossen; 

2)  auf  Betriebe  im  Auslande,  welche  Bestandteile  eines  ver- 
sicherungspflichtigen inländischen  Betriebs  darstellen,  erstreckt  wird. 

Infolge  des  Vorgehens  Deutschlands  haben  auch  die  Regie- 
rungen anderer  Staaten  die  obligatorische  Unfallversicherung  der 
Arbeiter  in  Ervv'ägung  gezogen.  Wenn  auch  bisher  dies  nur  in 
Oesterreich  zu  einem  Ergebnis  geführt  hat,  so  ist  bei  den  segens- 
reichen Folgen  dieser  Einrichtung  und  dem  sozialen  Zuge  der 
Zeit  unzweifelhaft  und  nahe  bevorstehend  ,  dass  die  Arbeiter  in 
sämtHchen  kulturell  vorgeschrittenen  Staaten  gegen  die  Folgen 
von  Unfällen  bei  ihrer  Thätigkeit  sicher  gestellt  werden.  Mit 
diesem  Umstände  rechnet  der  Entwurf  in  der  angeführten  Be- 
stimmung, und  man  wird  sich  mit  ihr  um  so  mehr  einverstanden 
erklären  können ,  als  sie  ausserdem  zur  Vereinfachung  der  Ver- 
waltung beitragen  wird. 

Wenn  auch  vorstehende  Vergrösserung  der  Entschädigungs- 
pflicht der  Berufsgenossenschaften  im  Verhältnis  zu  den  bisher 
von  diesen  zu  leistenden  Zahlungen  nicht  ins  Gewicht  fallen  dürfte, 
so  werden  durch  sie  doch  alle  berechtigten  Forderungen  erfüllt. 
Dem  steht  in  Art.   23   eine    nur    geringe  Einschränkung  der  Zah- 

l)  Durch  die  Unterbringung  eines  Verletzten  im  Krankenhause  macht  aber  die 
Genossenschaft ,  wenn  der  Verletzte  unterstützungsberechtigte  Angehörige  nicht  hat, 
unter  Umständen  nicht  unerhebliche  Ersparnisse.  Andererseits  bedürfen  alleinstehende 
Verletzte  kleiner  Beihilfen  auch  im  Krankenhause ,  besonders  aber  zur  Erleichterung 
des  Rücktritts  in  das  Erwerbsleben.  Es  erscheint  daher  gerechtfertigt,  auch  den  allein- 
stehenden in  ein  Krankenhaus  aufgenommenen  Verletzten  wenigstens  eine  geringe  bare 
Rente  zu   gewähren. 
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lungspflicht  der  Berufsgenossenschaften  gegenüber,  indem  nemlich 
nach  ihm  der  Rentenanspruch  ruhen  soll, 

i)  solange  der  Berechtigte  eine  die  Dauer  von  einem  Monat 
übersteigende  Freiheitsstrafe  verbüsst  oder  so  lange  er  in  einem 
Arbeitshause  oder  einer  Besserungsanstalt  untergebracht  ist ; 

2)  solange  der  Berechtigte  nicht  im  Inlande  wohnt. 

Durch  Beschluss  des  Bundesrats  kann  diese  Bestimmung  für 
bestimmte  Grenzgebiete  oder  für  solche  auswärtige  Staaten,  durch 
deren  Gesetzgebung  deutschen,  durch  einen  Betriebsunfall  ver- 
letzten Arbeitern  eine  entsprechende  Fürsorge  gewährleistet  ist, 
ausser  Kraft  gesetzt  werden. 

Man  wird  diese  Vorschläge  nur  biUigen  können,  ebenso  den 
Inhalt  des  Art.  4,1,  welcher  lautet :  Im  §  5,  Abs.  5  des  Gesetzes 
vom  6.  Juli  1884  werden  die  Worte  :  »für  Erwachsene«  gestrichen. 
Am  Schlüsse  des  Absatz  tritt  folgender  Zusatz  hinzu  : 

Sofern  eine  Rente  auf  Grund  des  für  verletzte  jugendliche 
Personen  besonders  festgesetzten  niedrigeren  ortsüblichen  Tage- 
lohns bemessen  worden  ist ,  ist  dieselbe  vom  vollendeten  sech- 
zehnten Lebensjahre  des  Verletzten  ab  auf  den  nach  dem  Arbeits- 
verdienste Erwachsener  zu  berechnenden  Betrag  zu  erhöhen. 

Die  Bestimmung  ist  dem  §  6  des  landwirtschaftlichen  Unfall- 
versicherungsgesetzes nachgebildet  und  bezweckt ,  dass  jugend- 
liche Verletzte,  deren  Renten  im  Falle  ihrer  völligen  Erwerbsun- 
fähigkeit z.  Z.  meist  höher  als  ihre  früheren  Arbeitsverdienste 
sind  ,  bis  zum  t6.  Lebensjahre  Renten  erhalten  sollen  ,  welchen 
nur  der  ortsübliche  Tagelohn  jugendlicher  Personen  zu  Grunde 
gelegt  ist. 

B.  Vereinfachung   der  Verwaltung. 

Wenden  wir  uns  nunmehr  zu  den  sonstigen  wichtigeren  Ab- 
schnitten des  Gesetzentwurfs ,  betr.  die  Abänderung  der  Unfall- 
versicherungsgesetze ,  so  dürften  zunächst  diejenigen  in  Betracht 
zu  ziehen  sein,  welche  eine  Vereinfachung  der  Verwaltungen  und 
damit  eine  Verbilligung  derselben  bezwecken. 

Hier  sind  in  erster  Reihe  die  Artikel  i,  III,  7,  II  und  39  zu 
erwähnen,  welche,  und  zwar  mit  Recht,  die  bisherige  Trennung 
der  Versicherung  der  gewerblichen  und  landwirtschaftlichen  Ar- 
beiter insofern  aufheben ,  als  die  land-  und  forstwirtschaftlichen 
Nebenbetriebe,  wie  Brennereien,  Brauereien  und  Ziegeleien,  in 
denen  überwiegend  landwirtschaftUche  Arbeiter  beschäftigt  werden, 
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zur  landwirtschaftlichen  Berufsgenossenschaft  und  der  gewerblichen 
Berufsgenossenschaft  land-  und  forstwirtschaftliche  Betriebe  zuzu- 
teilen sind ,  welche  von  den  Mitgliedern  der  ersteren  nebenher 
derart  betrieben  werden,  dass  in  ihnen  überwiegend  die  in 
den  Hauptbetrieben  beschäftigten  gewerblichen  Arbeiter  verwendet 
werden. 

Der  im  Entwurf  gegebenen  Begründung  ^)  dieser  Artikel  haben 
wir  unsererseits  nichts   hinzuzufügen. 

1)  Es  ist  indessen  nicht  zu  verkennen ,  dass  eine  strenge  Aufrechterhaltung  der 
Scheidung  wenigstens  dann  empfindliche  Uebelstände  mit  sich  bringt,  wenn  es  sich 
um  unbedeutende  Nebenbetriebe  handelt.  Landwirtschaftliche  Unternehmer,  die  einen 
kleinen  Nebenbetrieb  vielleicht  nur  zeitweise  mit  einem  Arbeiter  und  einer  geringen 
Wasserkraft  betreiben,  sind  genötigt,  wegen  desselben  neben  der  landwirtschaftlichen 
noch  einer  gewerblichen  Berufsgenossenschaft  anzugehören.  Die  hieraus  erwachsende 
Unbequemlichkeit  kann  sich  zu  einer  schwer  erträglichen  Last  in  den  nicht  seltenen 
Fällen  steigern ,  in  denen  ein  Unternehmer  mehrere  derartige  kleine  Nebenbetriebe 
hat.  Da  diese  zwar  von  der  Landwirtschaft ,  aber  nicht  von  einander  wirtschaftlich 
abhängig  sind,  so  hat  der  Unternehmer  unter  Umständen  einer  ganzen  Reihe  von  Be- 
rufsgenossenschaften als  Mitglied  anzugehören  ,  ihre  Statuten  zu  beobachten  ,  ihnen 
allerhand  Nachweisungen  zu  liefern  u,  s.  w.  Kommt  dann  noch  hinzu ,  dass ,  wie 
fast  regelmässig  der  Fall ,  das  landwirtschaftliche  Fuhrwerk  allen  diesen  Betrieben 
dient ,  und  dass  der  landwirtschaftliche  Betrieb  mit  seinem  Personal  in  den  gewerb- 
lichen Betrieb  eingreift,  so  entstehen  fast  unlösbare  Verwickelungen,  unter  denen  nicht 
nur  der  Unternehmer ,  sondern  auch  der  Entschädigung  suchende  Arbeiter  und  die 
berufsgenossenschaftliche  Verwaltung  leidet.  Für  landwirtschaftliche  Berufsgenossen- 
schaften, die  Beiträge  nach  dem  Grundsteuerfuss  erheben  (§  33  Abs.  i  des  Gesetzes 
vom  5.  Mai  1886)  oder  sonst  nach  Lage  der  Verhältnisse  Wert  darauf  legen  müssen, 
die  Verwaltung  ohne  Gefahrentarif  zu  führen ,  wird  dem  Bedürfnisse  nach  einer  ent- 
sprechenden Heranziehung  der  Nebenbetriebe  durch  Zulassung  von  Zuschlagsbeiträgen 
Rechnung  getragen  werden  können  (vgl.  Art.  39).  Ganz  ohne  Ausgleichungen  dieser 
Art  wird  man  sich  nicht  behelfen  können  ,  wenn  eine  Schädigung  der  rein  landwirt- 
schaftlichen Betriebe  durch  die  Erhöhung  der  Gesamtbelastung ,  die  mit  dem  Hinzu- 
treten gewerblicher  Nebenbetriebe  verbunden  ist,   vermieden  werden  soll. 

Was  schliesslich  die  Unfallverhütung  betrifft ,  so  bietet  deren  Durchführung  und 
Ueberwachung  in  den  vereinzelt  belegenen  ländlichen  Betrieben  für  die  gewerblichen 
Berufsgenossenschaften  besondere  Schwierigkeiten ,  denen  nur  unter  Aufwendung  un- 
verhältnismässiger Kosten  begegnet  werden  kann.  Dagegen  darf  erwartet  werden, 
dass  hier  die  Organe  der  landwirtschaftlichen  Berufsgenossenschaften  eher  in  der  Lage 
sein  werden,  eine  Ueberwachung  in  Verbindung  mit  ihrer  sonstigen  Verwaltungsthätig- 
keit  auszuüben  und  dass  sie  für  diese  Aufgabe  auch  ausreichendes  technisches  Ver- 
ständnis besitzen  werden. 

Ebenso  wie  Betriebe  gewerblicher  Art  bei  überwiegender  Verwendung  landwirt- 
schaftlicher Arbeiter  als  Nebenbetriebe  der  Landwirtschaft,  so  empfiehlt  es  sich  nach 
dem  Vorschlage  im  Art.  7  II  des  Entwurfs,  Betriebe  landwirtschaftlicher  Art  bei  regel- 
mässiger Verwendung  gewerblicher  Arbeiter  als  Nebenbetriebe  des  gewerblichen  Haupt- 
betriebes zuzulassen.     Hierfür  spricht  insbesondere  der  Umstand,    dass  andernfalls  ge- 
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Hierher  gehört  auch  Art.  7,  I,  welcher  bestimmt,  dass,  sofern 
einzelne  dem  Betriebe  zugehörige  Betriebshandlungen,  z.  B.  Auf- 
stellung einer  Maschine,  für  Rechnung  anderer  Unternehmer  ver- 
richtet werden,  die  mit  diesen  Betriebshandlungen  verbundene 
Unfallgefahr  auf  diejenige  Berufsgenossenschaft  übergeht,  welcher 
diese  anderen  Unternehmer  angehören. 

Solche  Betriebshandlungen  kommen  im  gewerblichen  Leben 
sehr  häufig  vor  und  sind  daher  die  bei  ihnen  vorkommenden  Un- 
fälle nicht  seltene ,  welche  bisher  wegen  der  Unsicherheit  über 
die  entschädigungspflichtige  Berufsgenossenschaft  eine  Menge 
Schreibarbeit,  Verhandlungen  vor  den  Schiedsgerichten,  demReichs- 
Versicherungsamt  etc.  zur  Folge  hatten.  Durch  obige  Bestimmung 
dürfte  in  den  meisten  Fällen  von  vornherein  eine  Unklarheit  in 
dieser  Beziehung  unmöglich  sein. 

Eine  praktischere  Zusammensetzung  der  Schiedsgerichte  be- 
zwecken Art.   15   und   16. 

Bisher  wurden  aus  dem  Stande  der  Arbeitgeber  und  dem  der 
Arbeitnehmer  nur  je  zwei  Schiedsgerichtsbeisitzer  gewählt,  welche 
je  zwei  Stellvertreter  hatten.  Da  sich  herausgestellt  hat ,  dass 
bei  dem  häufigen  Wechsel  der  Arbeiter  diese  Anzahl  eine  zu  ge- 
ringe, soll  nach  dem  Vorbilde  der  Alters-  und  Invaliditätsversiche- 
rung durch  Genossenschaftsstatut  die  Wahl  mehrerer  Beisitzer 
unter  Abschaffung  der  Stellvertreter  ermöglicht  werden ,  deren 
Wahlzeit  5  Jahre,  anstatt  bisher  4  Jahre,  betragen  soll.  Wird 
damit  gleichzeitig  eine  Entlastung  der  Beisitzer  herbeigeführt,  so 
wird  diese  anzuerkennende  Wirkung  noch  durch  Art.  16  verstärkt, 
nach  welchem  das  Schiedsgericht  in  der  Besetzung  von  einem 
Vorsitzenden  und  2,  anstatt  bisher  4,  Beisitzern  entscheiden  soll. 

Ein  Bedenken  hat  diese  Bestimmung  allerdings  gegen  sich. 
Indem  das  Schiedsgericht  bisher  in  einer  Besetzung  von  4  Bei- 
sitzern entschied  und  nur  die  Stellvertreter  derselben  zur  Sitzung 
eingeladen  w^urden,  sobald  der  eine  oder  andere  von  ihnen  am 
Erscheinen  behindert  war,  war  die  Besetzung  der  Sitzungen  eine 
gleichmässige  und  damit  auch  die  Garantie  für  inhaltlich  überein- 
stimmende Entscheidungen  vorhanden.  Künftig  soll  die  Sitzung 
nur  in  Gegenwart  von  3  Richtern  stattfinden,  von  denen  nur  der 


werbliche  Arbeiter,  die  bei  einer  vorübergehenden  landwirtschaftlichen  Beschäftigung, 
der  sie  sich  nicht  entziehen  können,  zu  Schaden  kommen,  sich  ungerechtfertigter- 
weise mit  geringeren  Entschädigungen  würden  begnügen  müssen  ,  als  ihnen  bei  ihrer 
eigentlichen  Berufsbeschäftigung  zustehen. 
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eine,  der  Vorsitzende,  konstant  ist,  während  hinsichtlich  der  an- 
deren bei  beispielsweise  je  6  Beisitzern  aus  dem  Stande  der  Arbeit- 
geber und  Arbeitnehmer  eine  36  fach  verschiedene  Besetzung  des 
Schiedsgerichts  möglich  ist.  Ob  unter  solchen  Umständen  die 
Entscheidungen  des  Schiedsgerichts  stets  übereinstimmen  werden, 
ist  doch  fraglich  und  dies  fällt  umsomehr  ins  Gewicht ,  als  nach 
Art.  21  künftig  in  vielen  Fällen  die  Entscheidung  des  Schieds- 
gerichts eine  endgültige  sein  soll.  Sind  unter  solchen  Umständen 
die  Entscheidungen  trotzdem  einheitlicher  Natur ,  so  dürfte  dies 
häufig  auf  ein  nicht  wünschenswertes  Uebergewicht  des  Vorsitzen- 
den über  die  Beisitzer  zurückzuführen  sein,  das  sich  dann  ganz 
von  selbst  mehr  als  bisher  herausbilden  wird. 

Durch  Artikel  16  soll  aber  noch  in  anderer  Beziehung  eine 
Besserung  des  Schiedsgerichtsverfahrens  herbeigeführt  werden, 
indem  nämlich  Abschnitt  II  bestimmt,  dass  das  Schiedsgericht 
befugt  sein  soll,  den  Beteiligten  die  Kosten  des  Verfahrens 
zur  Last  zu  legen  ,  wenn  sie  unbegründete  Beweisanträge  der- 
selben veranlasst  worden  sind.  Wer  weiss,  wie  unberechtigt  häufig 
die  Berufungen  der  Verletzten  gegen  Bescheide  der  Berufsgenossen- 
schaften p.  p.  sind ,  wird  mit  uns  wünschen ,  dass  diese  Bestim- 
mung auch  dann  Platz  greift,  wenn  die  Einlegung  der  Berufung 
als  frivol  bezeichnet  werden  muss ,  wodurch  noch  mehr  wie  in 
ersterem  Fall  die  Schiedsgerichte  von  überflüssigem  Ballast  be- 
freit werden  dürften. 

Weniger  eine  Vereinfachung  als  eine  wünschenswerte  Erleich- 
terung der  Thätigkeit  des  Reichsversicherungsamts  involviert  Art.  14, 
in  welchem  die  Entscheidung  über  Katasterbeschwerden  den  un- 
teren Verwaltungsbehörden  und  Beschwerden  gegen  die  Entschei- 
dung dieser  den  höheren  Verwaltungsbehörden  zur  Erledigung 
überwiesen  werden.  Dieselben  haben  nur,  sofern  es  sich  um  einen 
Streit  zwischen  Genossenschaften  über  die  Zugehörigkeit  eines 
Betriebes  oder  um  die  Veranlagung  eines  Betriebes  zu  den  Klassen 
des  Gefahrentarifes  handelt,  die  Sache  an  das  Reichs-Versicherungs- 
amt  zur  Entscheidung  abzugeben. 

Wie  wir  schon  erwähnten ,  bezweckt  Art.  21  die  Thätigkeit 
des  Reichs-Versicherungsamtes  als  Rekursinstanz  zu  vereinfachen. 
Dies  wird  erreicht ,  indem  an  Stelle  des  Rekurses  das  Rechts- 
mittel der  Revision  treten  soll  ,  die  nur  darauf  gestützt  werden 
kann,  i)  dass  die  angefochtene  Entscheidung  auf  der  Nichtanwen- 
dung oder  auf  der  unrichtigen  Anwendung  des  bestehenden  Rechts 
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oder  auf  einem  Verstoss  wider  den  klaren  Inhalt  der  Akten  be- 
ruhe ;  2)  dass  das  Verfahren  an  wesentlichen  Mängeln  leide.  Ein 
Bedenken  gegen  die  durch  diese  Bestimmungen  herbeizuführende 
Verminderung  der  stetig  wachsenden  Arbeitslast  des  Reichsver- 
sicherungsamtes dürfte  jetzt ,  nachdem  durch  seine  achtjährige 
Rechtsprechung  ein  genügend  breites  Fundament  für  diejenige  der 
Schiedsgerichte  geschafifen  ist,  kaum  mehr  geäussert  werden  können. 
Eine  wesentliche  Verminderung  der  durch  die  Unfallversiche- 
rung erwachsenden  Arbeiten  bringt  endlich  auch  Art.  24 ,  der 
erlaubt,  dass  loprozentige  und  geringere  Renten  durch  Verein- 
barung zwischen  der  Berufsgenossenschaft  und  dem  Enschädigungs- 
berechtigten  in  eine  einmalige  Kapitalabfindung  verwandelt  werden. 
Auf  diese  Weise  erhält  auch  letzterer  eine  grössere  Summe  in 
die  Hand,  die  für  ihn  einen  wirtschaftlich  viel  höheren  Wert  als 
die  kleinen  Teilzahlungen  hat.  Die  in  demselben  Artikel  vorge- 
schlagene Fixierung  der  Abfindungssumme  von  Ausländern ,  die 
dauernd  das  Reichsgebiet  verlassen ,  auf  den  dreifachen  Betrag 
der  Jahresrente  ist  im  Interesse  der  Vereinfachung  der  Verwal- 
tung ebenfalls  mit  Freuden  zu  begrüssen. 

C.  Besserung  des  Entschädigungsfeststellungs- 

Verfahrens. 

Von  den  sonstigen  zahlreichen  Bestimmungen  des  Gesetz- 
entwurfes dürften  noch  diejenigen  zusammenfassend  zu  erwähnen 
sein,  welche  eine  rationellere  Einrichtung  bezw.  Beschleunigung 
des  Entschädigungsfeststellungsverfahrens  in  allen  Instanzen  und 
eine  energische  Heilung  der  Verletzten   ermöglichen  sollen. 

In  letzterer  Hinsicht  dürfte  zunächst  Art.  6,  I  hervorzuheben 
sein,  nach  welchem  Verletzte,  die  wiederholt  den  ärztlichen  An- 
ordnungen zuwider  gehandelt  haben,  oder  wenn  ihr  Zustand  oder 
Verhalten  eine  fortgesetzte  Beobachtung  erfordert,  gegen  ihren 
Willen  von  dem  Versicherungsorgane  ins  Krankenhaus  geschickt 
werden  können. 

Diese  Anordnung,  welche  übrigens  auch  schon  bisher  von 
vielen  Berufsgenossenschaften  gehandhabt  wurde,  soll  dem  Simu- 
lantenunwesen ein  Ende  machen.  Die  Wohlthaten  der  Unfall- 
versicherungsgesetzgebung sind  zu  beträchtliche  und  die  mensch- 
liche Natur  denselben  gegenüber  zu  empfänglich ,  als  dass  sich 
nicht  nach  und  nach  eine  Anzahl  Personen  gefunden  hätte,  die 
auf  Grund  eines    thatsächlich    erlittenen  oder    eines   vorgeblichen 
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Unfalls  versuchen,  sich  diese  Wohlthaten  im  höheren  Masse  oder 
längerer  Zeit,  als  es  ihr  Zustand  erforderte,  zu  sichern,  bezw.  sie 
sich  unrechtmässig  zu  verschaffen.  Eine  Ueberführung  solcher 
Leute  ist  nur  im  Krankenhause  möglich  und  um  so  nötiger,  als 
sonst  die  Berufsgenossenschaftskassen  empfindlich  geschädigt  und 
das  unmoralische  Simulantentum  immer  üppiger  emporschiessen 
würden.  Dem  dadurch  vermehrten  Bedürfnis  nach  Krankenhäusern 
kommt  Art.  28  entgegen,  nach  dem  einer  Genossenschaft  auf 
Widerruf  gestattet  werden  kann,  dass  die  verfügbaren  Gelder  bis 
zum  vierten  Teil  in  Hypotheken  und  Grundstücken  angelegt  werden. 

Ohne  Weiteres  ist  dem  Artikel  19,  II,  §  59  c  zuzustimmen, 
nach  welchem  ein  Feststellungsorgan  von  einem  bei  ihm  ange- 
meldeten Unfall,  der  in  einen  nicht  seiner  Berufsgenossenschaft 
angehörigen  Betriebe  geschehen  ist,  eine  andere  von  ihr  als 
entschädigungspflichtig  gehaltene  Berufsgenossenschaft  mit  der 
Aufforderung  in  Kenntnis*  zu  setzen  hat ,  binnen  zwei  Wochen 
sich  über  die  Anerkennung  der  Entschädigungspflicht  zu  erklären. 
Geht  eine  Erklärung  nicht  ein ,  oder  wird  die  Entschädigungs- 
pflicht abgelehnt,  so  hat  die  zuerst  in  Anspruch  genommene  Ge- 
nossenschaft alsbald  die  Entschädigung  festzustellen.  Nach  er- 
folgter rechtskräftiger  Feststellung  ist  sie  berechtigt,  die  nach 
ihrer  Ansicht  verpflichtete  andere  Genossenschaft  wegen  Ueber- 
nahme  der  Entschädigungspflicht  in  Anspruch  zu  nehmen. 

Ueber  diesen  Anspruch  entscheidet  das  Reichsversicherungsamt. 

Denselben  Zweck ,  die  Mängel  der  Dezentralitation  der  Un- 
fallversicherungs  -  Organisation  möglichst  abzustellen  ,  hat  auch 
§  63 d  in  Art.  21,  II,  welcher  lautet:  »Hat  das  Reichs-Versiche- 
rungsamt  einen  Entschädigungsanspruch  aus  dem  Grunde  zurück- 
gewiesen ,  weil  es  nicht  die  in  Anspruch  genommene ,  sondern 
eine  andere,  in  einem  früheren  Feststellungs-  oder  Schiedsgerichts- 
verfahren für  nicht  entschädigungspflichtig  erachtete  Genossen- 
schaft zur  Entschädigung  verpflichtet  erachtet ,  so  kann  es  den 
Entschädigungsberechtigten  ermächtigen ,  die  in  dem  früheren 
Verfahren  ergangenen  ablehnenden  Bescheide  ungeachtet  des  Ab- 
laufs der  in  den  §§  62  und  63  vorgeschriebenen  Fristen  mit  dem 
zuständigen  Rechtsmittel  anzufechten.« 

Hierher  gehört  auch  der  folgende  §  63  c  :  »Sobald  einem  Ver- 
letzten oder  dessen  Hinterbliebenen  ein  Entschädigungsanspruch 
gegenüber  einer  Genossenschaft  rechtskräftig  zuerkannt  ist ,  ist 
ein  gegenüber  einer  anderen  Genossenschaft  wegen  desselben  An- 
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Spruchs  etwa  schwebendes  Verfahren  durch  Beschluss  einzustellen. 
Gegen  den  Beschluss  einer  Genossenschaft  oder  eines  Schieds- 
gerichts, durch  welchen  das  Verfahren  eingestellt  oder  ein  Antrag 
auf  Einstellung  abgelehnt  wird,  findet  binnen  einer  Frist  von  vier 
Wochen  nach  der  Zustellung  die  Beschwerde  beim  Reichs-Ver- 
sicherungsamt  statt. 

Wenn  das  Verfahren  ohne  Kenntnis  der  ergangenen  ander- 
weiten Entscheidung  fortgesetzt  ist,  so  ist  die  in  demselben  er- 
gehende Entscheidung  auf  Antrag  der  beteiligten  Genossenschaft 
vom  Reichs- Versicherungsamt  für  nichtig  zu  erklären.  Die  auf 
Grund  der  für  nichtig  erklärten  Entscheidung  geleisteten  Zahlungen 
sind  zu  erstatten,  weitere  Zahlungen  können  nicht  beansprucht 
werden.« 

Als  eine  wesentliche  Besserung  des  Entschädigungsfeststellungs- 
verfahrens  erscheint  die  Bestimmung  des  Art.  i8,  dass  nämlich 
auf  Verlangen  des  Entschädigungsber&chtigten  demselben  oder 
einem  von  ihm  zu  bestellenden  Vertreter  Gelegenheit  zu  geben 
ist ,  seinen  Anspruch  vor  dem  Feststellungsorgan  mündlich  zu 
vertreten. 

Der  Entwurf  begründet  diesen  Vorschlag  damit,  dass  der 
Verletzte  hierdurch  eine  wertvolle  Garantie  für  die  angemessene 
Behandlung  seines  Anspruchs  gewänne  und  die  in  erster  Reihe 
wünschenswerte  Verständigung  über  das  Mass  der  Entschädigung 
gefördert  werde.  Schwierigkeiten,  welche  sich  aus  dem  Umfange 
des  Genossenschaftsbezirks  ergeben  sollten,  könnte  durch  Bestel- 
lung von  Ausschüssen  an  verschiedenen  Orten  des  Genossenschafts- 
bezirkes begegnet  werden. 

Dieser  Vorteil  des  vorgeschlagenen  Verfahrens  dürfte  doch 
von  den  mit  ihm  verbundenen  Nachteilen  überwogen  werden.  Zu- 
nächst ist  es  sehr  wünschenswert ,  dass  das  Entschädigungsfest- 
stellungsverfahren  möglichst  konzentriert  bleibt,  dass  also  die  Ent- 
schädigungen von  einem  Ausschuss  festgesetzt  werden.  Die 
sachgemässe  Handhabung  des  Verfahrens  bedingt  nicht  nur  eine 
fortgesetzte  Uebung,  sondern  auch  eine  ausgedehnte  Kenntnis  der 
Rechtsprechung  des  Reichsversicherungsamtes  und  der  Schieds- 
gerichte, die  nur  ein  Ausschuss,  bezw.  der  Vorstand,  welcher  von 
einer  in  der  Genossenschaftsverwaltung  bewanderten  Persönlich- 
keit beraten  wird ,  haben  kann.  Bestehen  mehrere  Ausschüsse 
und  soll  der  Beamte  den  Sitzungen  derselben  beiwohnen,  so  wird 
dies  ohne  Schädigung  der  Verwaltung  nicht  möglich  sein,  da  die 
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Sektionen  meistens  nur  einen  dazu  qualifizierten  Beamten  haben 
und  bei  der  noch  fortdauernden  Mehrung  der  Entschädigungs- 
feststellungen die  Sitzungen  der  verschiedenen  Ausschüsse  recht 
häufige  werden  dürften.  Denn  die  mündliche  Vertretung  der  An- 
sprüche vor  dem  Entschädigungsfeststellungsorgan ,  wird ,  wenn 
erst  eingeführt,  bald  zur  Regel  werden. 

Aus  diesem  Grunde  ist  aber  die  gesetzliche  Zulassung  der 
mündlichen  Vertretung  überhaupt  zu  verwerfen.  Bisher  wurden 
die  Entschädigungen  meistens  durch  Zirkulation  der  Akten  bei 
den  Vorstands-  oder  Ausschussmitgliedern,  welchen  eine  Rechts- 
belehrung durch  den  geschäftsführenden  Beamten  beigefügt  war, 
festgestellt,  und  der  geringe  Prozentsatz  der  gegen  die  auf  diese 
Weise  gefassten  Beschlüsse  mit  Erfolg  erhobenen  Berufungen  spricht 
für  dieses  Verfahren  am  besten  '). 


I )  Bei  den  Schiedsgerichten  sind  in  1892  im  ganzen  22  249  Berufungen  anhängig 
geworden.  Denselben  stehen  gegenüber  69  844  berufsgenossenschaftliche  Bescheide, 
durch  wekhe  erstmalige  Renten  festgestellt  oder  abgelehnt ,  und  53  395  Bescheide, 
durch  welche  laufende  Renten  abgeändert  worden  sind,  zusammen  123  239  Bescheide, 
so  dass  nur  etwas  mehr  als  der  sechste  Teil  der  Bescheide  durch  Berufung  ange- 
fochten worden  ist.  Von  der  Gesamtzahl  der  im  Berichtsjahre  anhängig  gewordenen 
und  der  aus  dem  Vorjahre  unerledigt  übernommenen  4590  Berufungen  sind  erledigt  : 

a.  durch  rechtskräftige  Zurückweisung  mittels  Bescheides  wegen 

1)  Versäumung  der  gesetzlichen  Berufungsfrist       ....  368 

2)  Unzuständigkeit  des  Schiedsgerichts 36 

404 

b.  durch  Zurücknahme I  537 

c.  »       Vergleich 924 

d.  »       Anerkenntnis 472 

3  337 

e.  »       Entscheidung  des  Schiedsgerichts ; 

i)  Zurückweisung  der  Berufung  wegen  Mängel  des  Verfahrens, 

a.  Versäumnis  der  gesetzlichen  Berufungsfrist       .     .     .  306 

b.  Unzuständigkeit  des  Schiedsgerichts 24 

330 

2)  Bestätigung  des  angefochtenen    genossenschaftlichen  Be- 
scheides  II  666 

3)  völlige  oder  teilweise  Abänderung  des  angefochtenen  Be- 
scheides               5  221 

17  217 

und  auf  andere  Weise 382 

20936 
Von  20  936  erledigten  Berufungen  wurden  also  nur  5221  oder  25  Proz.  von  den 
Berufungsklägern  im  Schiedsgerichtsverfahren  ganz  oder  teilweise  gewonnen. 

Von  den  Versicherten   wurden   in  1892    4195  Rekurse   gegen  Schiedsgerichtsent- 
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Soll  nun  der  Vorstand  und  Ausschuss  wegen  der  meisten 
Entschädigungsfestsetzungen  zusammentreten,  so  wird  er  dies  nur 
thun  können ,  indem  er  eine  Sitzung  erst  abhält ,  nachdem  sich 
viele  Fälle  gehäuft  haben ,  und  dann  wird  mit  dem  neuen  Ver- 
fahren eine  nicht  wünschenswerte  Verzögerung  der  Entschädigungen 
verknüpft  sein ,  oder  aber  die  Mitglieder  des  Feststellungsorgans 
müssen  ihres  Amtes  unter  Vernachlässigung  ihrer  privatwirtschaft- 
lichen Thätigkeit  walten. 

Dies  dürfte  aber  am  wenigsten  die  Regierung  wollen,  abge- 
sehen davon,  dass  sich  dann  bald  keine  Personen  für  diese  Ehren- 
ämter finden  würden.  Liegt  jetzt  einem  Verletzten  daran,  dass 
das  Feststellungsorgan  die  Folgen  seiner  Verletzung  nicht  nur 
aus  den  Akten  kennen  lernte  so  begiebt  er  sich  zu  dem  ihm  nächst 
wohnenden  Mitgliede  desselben  und  zeigt  ihm  die  Verletzung. 
Dies  dürfte  auch  für  die  Zukunft  genügen. 

Endlich  sei  hier  noch  Art.  22  erwähnt,  welcher  in  seinem 
Abschnitt  I  bestimmt ,  dass  die  Berufsgenossenschaft ,  die  eine 
Rente,  gegen  deren  Höhe  der  Verletzte  Berufung  oder  Revision 
erhoben  hat,  während  des  Verfahrens  vor  dem  Schiedsgerichte 
oder  Reichs-Versicherungsamt  ändert,  bezw.  herabsetzt,  den  Ver- 
letzten dabei  belehren  soll,  dass  die  neue  Feststellung,  ungeachtet 
des  gegen  die  frühere  Entscheidung  schwebenden  Berufungs-  oder 
Revisionsverfahrens,  durch  selbständige  Berufung  angefochten 
werden  kann.  (Infolge  einer  Verfügung  des  Reichs-Versicherungs- 
amtes  wird  schon  bisher  von  allen  Berufsgenossenschaften  ent- 
sprechend verfahren).  Abschrift  des  neuen  Feststellungsbescheides 
soll  derjenigen  Stelle,  bei  welcher  das  Verfahren  über  die  ältere 
Entscheidung  schwebt  ,  mitgeteilt  werden.  Diese  Stelle 
soll  berechtigt  sein,  bei  Entscheidung  der  äl- 
teren Sache  darüber  zu  befinden,  welche  Ent- 
schädigung für  die  Zeit  nach  Erlass  des  neuen 
Bescheides   zu    gewähren   ist.     Wenn   eine  solche  Ent- 


scheidungen eingelegt.    Von  diesen  wurden  durch  Urteil  zurückgewiesen  1 793 

Ganz  oder  teilweise  stattgegeben  wurden  ihnen  in 645  Fällen 

Verworfen  wurden  wegen  Unzulässigkeit  oder   verspäteter  Einlegung     .       389 

Durch  Zurücknahme,  Vergleich  wurden  erledigt  oder  blieben  unerledigt  1368 

4195 

Von  2827  erledigten  Rekursen  wurden  also  nur  645  ,  d.  h.  25  Proz.  ganz  oder 
auch  nur  teilweise  zu  Gunsten  des  Rekursklägers  (Versicherten)  entschieden ;  und  dabei 
ist  die  Arbeiterfreundlichkeit  des  Reichsversicherungsamtes,  welche  auch  auf  die  Schieds- 
gerichte von  nicht  zu  unterschätzendem  Einfluss  ist,  noch  in  Betracht  zu  ziehen, 
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Scheidung  ergeht,  so  soll  ein  infolge  der  Anfechtung  des  neuen 
Bescheides  etwa  eingeleitetes  Verfahren  eingestellt  werden. 

Mit  der  Bestimmung,  dass  das  Schiedsgericht  über  die  dem 
Verletzten  weiter  zu  gewährende  Rente  bestimmen  kann,  ohne 
dass  derselbe  gegen  die  neueste  Feststellung  seiner  Rente  Be- 
rufung eingelegt  hat ,  soll  scheinbar  nur  aus  Zweckmässigkeits- 
gründen ein  Teil  des  wesentlichen  Rechts  der  Berufsgenossen- 
schaften auf  die  Schiedsgerichte  übergehen.  Dass  jedoch  hier 
eine  bestimmte  Absicht  zu  Grunde  liegt,  beweist  der  Absatz  II 
des  Art.  22,  nach  welchem  Rechtsmittel,  die  gegen 
eine  Minderung  oder  Aufhebung  der  Rente  gel- 
tend gemacht  werden,  aufschiebende  Wirkung 
haben  sollen,  damit,  wie  die  Begründung  sagt,  »die  Aen- 
derung  nicht  auf  einseitige  Verfügung  der  entschädigungspflich- 
tigen Genossenschaft  in  Kraft  tritt.«  Man  bedenke,  dass  die  Be- 
scheide über  Minderungen  und  Aufhebungen  von  Renten  im 
Jahre  1892  schon  44  Proz.  aller  Bescheide  ausmachten  und  dieser 
Prozentsatz  mit  der  Mehrung  der  Rentenempfänger  noch  immer 
steigen  muss  ! 

Was  wird  die  Folge  dieser  Bestimmung  sein?  Dass  die  Fest- 
stellung eines  grossen  Teils  der  Minderungen  und  Aufhebungen 
von  Renten  an  die  Schiedsgerichte  übergeht ,  deren  Arbeitslast 
und  Kosten  damit  in  wenig  wünschenswerter  Weise  vermehrt 
werden!  Denn  es  wird  jeder  Verletzte  gegen  einen  derartigen 
Bescheid  Berufung  einlegen ,  um  sich  für  die  nächste  Zeit  den 
Bezug  der  bisherigen  höheren  Rente  zu  sichern.  Hat  seine  Be- 
rufung keinen  Erfolg,  so  wird  es  der  Berufsgenossenschaft  in  vielen 
Fällen  unmöglich  sein,  den  zu  viel  gezahlten  Betrag  von  ihm  zu- 
rückzuerhalten. Also  durch  diese  auf  den  ersten  Blick  so  harm- 
los aussehende  Bestimmung  wird  nicht  nur  eine  Steigerung  der 
Berufungen  sondern  ferner  auch  eine  Schädigung  der  Berufsge- 
nossenschaft mit  Sicherheit  herbeigeführt  werden,  ganz  abgesehen 
von  dem  demoralisierenden  Einfluss ,  den  Gewährung  zu  hoher 
Entschädigungen  auf  ihre  Empfänger  ausüben  muss. 

Es  ist  das  offenbare  Bestreben  des  Entwurfs,  das  wichtigste 
Recht  der  Berufsgenossenschaft,  die  Entschädigungen  allein  fest- 
zustellen, zu  beschneiden.  Jedoch  ist  dies  Recht  nur  als  ein 
Aequivalent  für  ihre  Pflicht  zu  betrachten  ,  auch  die  Kosten  der 
Unfallversicherung  allein  aufzubringen  und  müssen  wir  dies  Be- 
streben   als    nach  den    bisherigen  Erfahrungen  unberechtigt  und 
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den  grundlegenden  Prinzipien  der  Unfallversicherungs-Gesetzgebung 
widersprechend  entschieden  zuriAckweisen.  Diese  Bestimmung  wird 
sicher  den  ganzen  Entwurf  den  Berufsgenossenschaften  als  unan- 
nehmbar erscheinen  und,  sofern  sie  Gesetz  werden  sollte,  in  diesen 
die  bisher  freudige  Mitarbeit  auf  sozialem  Gebiete  erkalten  lassen. 
Man  sollte  doch  wahrlich  meinen ,  dass  das  bisherige  Beru- 
fungs-  und  Rekursverfahren,  wie  es  auch  noch  nach  dem  Entwurf 
ausgestaltet  werden  soll,  genügt,  um  dem  Verletzten  die  Zahlung 
der  ihm  gebührenden  Rente  zu  sichern.  Wir  können  in  den  be- 
sprochenen Bestimmungen  zu  unserem  Bedauern  nur  den  Nieder- 
schlag der  von  gewisser  Seite  gegen  das  Entschädigungsfeststel- 
lungsrecht  der  Berufsgenossenschaften  geltend  gemachten  Be- 
denken und  ein  mit  den  sonstigen  Erklärungen  der  Reichsre- 
gierung in  grellem  Widerspruch  stehendes  Misstrauensvotum  gegen 
diese  erblicken.  Diese  Ansicht  findet  ihre  Bestätigung  in  Art.  21, 
nach  welchem  die  gegen  die  Entscheidungen  der  Schiedsgerichte, 
eingelegten  Rechtsmittel  nur  soweit  aufschiebende  Wirkung  ha- 
ben sollen,  als  es  sich  um  Beträge  handelt,  die  für  die  Zeit  vor 
dem  Erlass  des  angefochtenen  Bescheides  nachträglich  gezahlt 
werden  sollen.  Die  Zweckmässigkeit  dieser  Bestimmung  zuge- 
geben, verlangen  wir  aber  auch  für  die  Feststellungsorgane  die 
bisherige  Selbständigkeit. 

D.  Verschiedene  Abänderungen. 

Zum  Schluss  sei  noch  einiger  Artikel  gedacht,  die  ohne  zu 
den  von  uns  besprochenen  Gruppen  von  Aenderungen  zu  gehören, 
doch  Anspruch  haben,  hier  erwähnt  zu  werden. 

Art.  19,  I  bestimmt,  dass  Anmeldungen  von  Entschädigungs- 
ansprüchen auch  dann  Folge  zu  geben  ist,  wenn  der  Unternehmer 
oder  dessen  Vertreter  die  ihm  obliegende  Unfallanzeige  nicht  er- 
stattet hat.  Ist  die  Anzeige  später  als  zu  der  gesetzlich  vorge- 
schriebenen Zeit  erfolgt ,  so  soll  die  zweijährige  Frist  von  dem 
Tage  ab  beginnen,  an  welchem  die  Unfallanzeige  erstattet  ist. 

Es  wird  damit  die  Möglichkeit  beseitigt ,  dass  infolge  der 
Säumigkeit  oder  Unterlassung  des  Betriebsunternehmers  bei  Er- 
stattung der  Unfallanzeige  einem  an  sich  berechtigten  Entschädi- 
gungsanspruch der  Einspruch  der  Verjährung  mit  Erfolg  entgegen- 
gesetzt werden  kann ,  und  dürfte  daher  diese  Bestimmung ,  weil 
damit  eine  Unbilligkeit  beseitigt  wird,  berechtigt  sein. 


Die  Abänderung  tind  Ertoeiterung  der   Unfallversicherung  eic.      239 

Ferner  Art.  21,  II,  §  63  c;  »Das  Reichs- Versicherungsamt  ist 
berechtigt,  auf  Antrag  von  beteiligten  Genossenschaften  die  Ent- 
schädigungsverpflichtung in  jeder  Lage  des  Verfahrens  unter  meh- 
rere Genossenschaften  zu  verteilen,  wenn  die  Beschäftigung ,  bei 
welcher  sich  der  Unfall  ereignet  hat,  für  mehrere  zu  verschiedenen 
Genossenschaften  gehörende  Betriebe  stattgefunden  hat.  In  solchem 
Falle  ist  nach  Anhörung  der  beteiligten  Vorstände  festzustellen, 
mit  welchem  Anteil  jeder  Verpflichtete  an  der  Unfallentschädigung 
beteihgt  ist,  und  welche  Beträge  demjenigen ,  der  die  vorläufige 
Entschädigung  geleistet  hat,  zu  erstatten  sind. 

Die  Heranziehung  einer  Genossenschaft  zur  Aufbringung  eines 
Anteils  an  der  Unfallentschädigung  kann  auch  dann  noch  erfolgen, 
wenn  ein  ablehnender  Bescheid  der  Genossenschaft  oder  eine 
den  Anspruch  des  Entschädigungsberechtigten  ihr  gegenüber  zu- 
rückweisende Entscheidung  des  Schiedsgerichts  rechtskräftig  ge- 
worden   ist.« 

Die  Unfälle  sind  häufige,  die  infolge  von  Arbeitsverrichtungen, 
besonders  bei  dem  Fuhrwerksbetriebe,  geschehen,  Avelche  gleich- 
zeitig im  Interesse  zweier  oder  mehrerer,  verschiedenen  Berufs- 
genossenschaften zugehöriger  Betriebe  vorgenommen  worden  sind. 
Solche  Unfälle  gaben  bisher  zu  langwierigen  Verhandlungen  und 
zweifelhaften  Entscheidungen  der  Berufungs-  und  Rekursinstanzen 
Veranlassung  und  blieben  meistens  auf  den  Berufsgenossenschaften 
lasten ,  bei  welchen  sie  oder  die  Entschädigungsansprüche  des 
Verletzten  zuerst  angemeldet  worden  waren. 

Der  neue  §  63  c  soll  daher  einem  unhaltbaren  Zustande  ein 
Ende  machen. 

Die  übrigen  Artikel  sind  von  geringerer  Wichtigkeit  und 
dürften  von  keiner  Seite  einen  ernstlichen  Widerspruch  erfahren, 
so  z.  B. 

Art.  8,  welcher  der  Pflicht  der  Berufsgenossenschaft,  den 
Renten  von  Arbeitern,  welche  keinen  oder  weniger  als  den  drei- 
hundertfachen Betrag  des  für  ihren  Beschäftigungsort  festgestellten 
ortsüblichen  Tagelohns  gewöhnlicher  erwachsener  Tagearbeiter 
beziehen,  das  Dreihundertfache  dieses  Lohnsatzes  zu  Grunde  zu 
legen,  auch  das  Recht  gegenüberstellen  will,  die  Beiträge  der  Mit- 
glieder nach  diesem  Grundsatz  zu  erheben  ; 

und  Art.  26:  »Nach  der  Zustellung  des  Auszuges  aus  der 
Heberolle  (an  das  Mitglied)  ist  die  Genossenschaft  zu  einer  ander- 
weiten Feststellung  des  Beitrags  befugt,    wenn    die  Veranlagung 

Zeitschrift  fiir  die  ges.  Staats.vissensch.  1895.  II.  lO 
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des  Betriebes  zu  den  Gefahrenklassen  nach  §  28,  Abs.  4  nach- 
träghch  abgeändert  oder  eine  im  Laufe  des  Rechnungsjahres  einge- 
tretene Aenderung  des  Betriebes  nachträghch  bekannt  wird.  Sind 
in  solchen  Fällen  oder  infolge  unterlassener  Anmeldung  oder  Er- 
öftnung  eines  neuen  Betriebes  schon  in  früheren  Rechnungsjahren 
der  Genossenschaft  Beiträge,  auf  die  sie  Anspruch  hatte,  ent- 
gangen, so  hat  der  Unternehmer  den  Fehlbetrag  nachträglich  zu 
entrichten ;« 

weiter  Art.  ii:  »Nach  Veranlagung  (zur  Gefahrenklasse)  kann 
die  Genossenschaft  einen  Betrieb  neu  veranlagen,  wenn  die  vorige 
Veranlagung  auf  unrichtigen  Angaben  des  Betriebsunternehmers 
beruht.  Auf  die  erneute  Veranlagung  finden  die  für  die  vorige 
Veranlagung  massgebenden  Vorschriften  Anwendung;« 

dann  Art.  25 :  »Die  Uebertragung  der  Entschädigungsforde- 
rung auf  Dritte  hat  nur  insoweit  rechtliche  Wirkung,  als  sie  zur 
Deckung  eines  Vorschusses  erfolgt,  welcher  dem  Entschädigungs- 
berechtigten auf  seine  Entschädigungsansprüche  von  dem  Betriebs- 
unternehmer oder  einem  Mitglied  des  bei  der  Rentenfeststellung 
beteiligten  Genossenschaftsorgans  gegeben  worden  ist;« 

endlich  Art.  33,  §  95  a:  »Wenn  gegenüber  einer  bei  den  or- 
dentlichen Gerichten  wegen  eines  Unfalls  erhobenen  Schadens- 
ersatzklage von  dem  Unternehmer  oder  einer  der  anderen  im 
§  95,  Abs.  I  genannten  Personen  als  Beklagten  der  Einwand  er- 
hoben wird,  dass  ein  Unfall  vorliege,  den  eine  versicherte  Person 
bei  dem  Betriebe  erlitten  habe,  so  ist  das  gerichtliche  Verfahren, 
sofern  die  Unrichtigkeit  des  Einwandes  nicht  unzweifelhaft  erhellt, 
auf  Antrag  des  Beklagten  auszusetzen ,  bis  der  Kläger  eine  Ent- 
scheidung des  Reichs-Versicherungsamts  oder  eines  Landes-Ver- 
sicherungsamtes  vorlegt,  in  welcher  festgestellt  wird,  dass  ein  Unfall, 
den  eine  versicherte  Person  bei  dem  Betrieb  erlitten  hat ,  nicht 
vorliege.  Diese  Entscheidung  ist  insoweit  für  das  über  die  Scha- 
densersatzklage erkennende  Gericht  bindend.  Bringt  der  Kläger 
eine  solche  Entscheidung  innerhalb  einer  nach  richterlichem  Er- 
messen festzustellenden  Frist  nicht  bei,  so  ist  er  abzuweisen.« 


Hat  sich  der  Gesetzentwurf  begnügt,  unter  Beibehaltung  der 
grundlegenden  Bestimmungen  der  Unfallversicherungsgesetzgebung 
thatsächlich  oder  vermeintlich  bei  ihrer  Ausführung  hervorgetre- 
tene Mängel    abzustellen,    so    sind   wir   bei    unserer  Besprechung 
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auch  nicht  über  diesen  Rahmen  hinausgegangen.  Die  Beschäfti- 
gung mit  dem  Gesetzentwurf,  betr.  Erweiterung  der  Unfallver- 
sicherung, wird  uns  jedoch  Gelegenheit  geben,  zu  erörtern,  ob 
eine  derartige  Stellungnahme  z.  Z.  noch  nach  jeder  Richtung  hin 
berechtigt  ist. 

II.    Erweiterung. 

Nach  dem  Entwurf  eines  Gesetzes,  betr.  die  Erweiterung  der 
Unfallversicherung  (§  i)  sollen  Arbeiter,  Gesellen,  Gehilfen  und 
Lehrlinge,  sowie  Betriebsbeamte,  Werkmeister  und  Techniker  in 
Betrieben,  die  nicht  bereits  auf  Grund  anderer  Gesetze  der  Unfall- 
versicherungspflicht unterliegen  ,  gegen  die  Folgen  der  Unfälle 
versichert  werden ,  welche  sich  ereignen  i)  bei  dem  Betriebe, 
2)  bei  häuslichen  oder  anderen  Diensten,  zu  denen  sie  neben  der 
Beschäftigung  im  Betriebe  von  ihren  Arbeitgebern  oder  von  deren 
Beauftragten  herangezogen  werden.  Da  durch  die  auf  dem  Ge- 
biete der  Unfallversicherung  bisher  erlassenen  Reichsgesetze  eine 
Fürsorge  für  die  Folgen  von  Betriebsunfällen  zu  Gunsten  der 
Personen  ,  die  in  Fabriken ,  Bergwerken ,  Gruben ,  Steinbrüchen, 
Hüttenwerken,  Werften,  im  gewerbsmässigen  Hochbau,  in  Trans- 
portbetrieben des  Binnenlandes  (Eisenbahn,  Binnenschiffahrt,  Fuhr- 
werk) ,  sowie  in  Speditions-  und  Speichereibetrieben  beschäftigt 
werden ,  der  in  versicherungspflichtigen  Betrieben  beschäftigten 
Reichsbeamten  und  Militärpersonen,  der  Arbeiter  und  Betriebs- 
beamten der  Land-  und  Forstwirtschaft,  aller  bei  Bauten,  Tiefbau, 
Regiebau  beschäftigten  Personen  und  Seeleute  auf  grösseren  Schiffen 
und  anderer  bei  der  Seeschiflahrt  beteiligter  Personen  getroffen  ist, 
so  sollen  also  durch  den  Gesetzentwurf  hauptsächlich  die  im  Hand- 
werk, Handel,  in  der  Fischerei  und  Küstenschiffahrt  beschäftigten 
Personen  versichert  werden. 

Der  Entwurf  begründet  diese  Absicht  folgendermassen  :  »Von 
vornherein  ist  es  die  ausgesprochene  Absicht  der  verbündeten 
Regierungen  gewesen,  nach  und  nach  den  gesamten  Arbeiterstand 
Deutschlands,  soweit  er  Gefahren  bei  seiner  Arbeit  ausgesetzt  ist, 
der  Wohlthaten  der  Unfallversicherung  teilhaftig  zu  machen.  Der 
vorliegende  Entwurf  soll  den  Schlussstein  des  grossen  Gesetz- 
gebungswerkes bilden,  insofern  er  auch  diejenigen  durch  ihre  Be- 
rufsthätigkeit  gefährdeten  Arbeiter,  die  von  den  vorhin  genannten 
Gesetzen  noch  nicht  berührt  sind,  in  den  Kreis  der  Unfallversiche- 
rung aufnimmt.     Es    handelt  sich  dabei    vornehmlich  um  die  ge-. 

16* 
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fährlichen  aber  noch  nicht  versicherungspflichtigen  Betriebe  im 
Handwerk,  im  Handel,  in  der  Fischerei  und  in  der  Küstenschiff- 
fahrt.  Wenn  die  verbündeten  Regierungen  die  Ausdehnung  der 
Unfallversicherung  auf  diese  und  einige  andere  Berufszweige  vor- 
schlagen ,  so  befinden  sie  sich  dabei  in  Uebereinstimmung  mit 
zahlreichen  aus  den  Kreisen  der  Beteiligten  und  von  verschiedenen 
Seiten  des  Reichstags  geäusserten  Wünschen.  Für  die  Berück- 
sichtigung derselben  sprechen  ausser  dem  Gesichtspunkte  der 
Vollendung  einer  noch  nicht  vollständig  gelösten  Aufgabe  gewich- 
tige sachliche  Gründe.« 

Wir  meinen  nun  allerdings,  dass  mit  dieser  Begründung  der 
Entwurf  selbst ,  wie  auch  die  thatsächlichen  Verhältnisse  in  ge- 
wissem Widerspruch  stehen.  Die  verbündeten  Regierungen  wollen 
den  gesamten  Arbeiterstand ,  »soweit  er  Gefahren  bei  seiner 
Arbeit  ausgesetzt  ist«  ,  der  Wohlthaten  der  Unfallversicherung 
teilhaftig  machen.  Der  Entwurf  bleibt  aber  den  Beweis  schuldig, 
dass  die  zu  versichernden  Arbeiter  in  ihrem  Berufe  und  in  nennens- 
wertem Masse  sämtlich  grösseren  Gefahren  als  im  gewöhnlichen 
Leben  ausgesetzt  sind.  Und  darauf  kommt  es  unserer  Ansicht 
nach  doch  an. 

Wenn  die  Begründung  des  Entwurfs  fortfährt:  »Zunächst  ist 
es  natürlich,  dass  je  weiter  die  Erkenntnis  von  den  segensreichen 
Wirkungen  der  Unfallversicherung  sich  verbreitet  hat,  desto  em- 
pfindlicher sich  die  Arbeiter  in  solchen  Betrieben  berührt  fühlen, 
die  ebenfalls  mit  Gefahren  verbunden  sind  ,  ohne  an  den  Wohl- 
thaten dieser  Einrichtung  teilzunehmen.  Die  Betriebe  zum  Bei- 
spiel, in  denen  Metalle  mit  Feuer  bearbeitet  werden,  Schlossereien, 
Schmieden,  Giessereien,  sind  gegenwärtig  nur  versichert,  wenn  sie 
fabrikmässig  oder  mit  Motoren,  Dampf  u.  s.  w.  arbeiten,  dagegen 
nicht,  wenn  sie  den  Betrieb  nur  handwerksmässig  und  ohne  Mo- 
toren führen ,  obwohl  die  Betriebsgefahr  hier  kaum  geringer  ist, 
als  bei  jenen,  sicherlich  aber  grösser,  als  bei  fabrikmässig  arbei- 
tenden und  deshalb  versicherten  Betrieben  zahlreicher  anderer 
Berufszweige.  Weiter  ist  in  einer  grossen  Zahl  von  Betrieben 
infolge  der  allmählichen  Erweiterung  der  Unfallversicherung  nur 
ein  Teil  der  Betriebsthätigkeit,  ein  anderer  Teil  dagegen  nicht 
versichert.  Es  sind  dies  namentlich  die  zu  einem  Teil  mit  Bauten 
befassten  Betriebe  der  Tischler,  Schlosser,  Maler,  Glaser,  Klempner 
etc.  Diese  Rechtslage  hat  nicht  nur  für  Arbeiter,  sondern  auch 
für  alle  anderen  Beteiligten  missliche  Folgen«  ,  so  ist    dem  zuzu- 
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stimmen.  Damit  dürften  aber  wohl  auch  alle  Gründe,  welche  für 
eine  Erweiterung  der  Unfallversicherung  sprechen,  und  die  meisten 
Erwerbszweige,  für  welche  dieselbe  wünschenswert  ist,  genannt 
sein.  Wenn  die  Begründung  weiter  behauptet,  dass  aus  den 
Kreisen  der  Handwerker  und  Kleingewerbetreibenden  vielfach  das 
dringende  Verlangen  nach  Ausdehnung  der  Unfallversicherung 
auf  ihre  Betriebe  ausgesprochen  worden  sei,  so  dürften  sich  diese 
Kreise  auf  die  genannten  Handwerke  beschränken. 

Die  Begründung  erkennt  ja  auch  an,  dass  das  Bedürfnis  der 
Unfallversicherung  nicht  in  allen  Zweigen  des  Handwerks  und  des 
Kleinbetriebes  gleich  dringlich  ist.  »In  einzelnen  Berufszweigen, 
so  wird  ausgeführt,  ist  die  Unfallgefahr  nicht  erheblich  grösser 
wie  im  gewöhnlichen  Leben,  und  können  unter  Umständen  die 
mit  der  Unfallversicherung  verbundenen  Lasten  und  Kosten  deren 
Vorteile  übersteigen.  Dies  kann  z.  B.  bei  der  Schneiderei,  Schuh- 
macherei, Weberei  u.  a.  der  Fall  sein.  Aus  solchen  Berufszweigen 
ist  dann  auch  der  entgegengesetzte  Wunsch  laut  geworden,  von 
der  Unfallversicherung  befreit  zu  bleiben.«  Die  drei  genannten 
Handwerke  dürften  unschwer  zu  vernehmen  sein.  Z.  B.  Barbiere, 
Uhrmacher,  Seiler,  Buchbinder,  Korbmacher,  Sattler,  Tapezierer, 
Bäcker,  Kürschner  wären  hier  zu  erwähnen.  Ja  wir  sind  der 
Meinung ,  dass  die  Zahl  der  Handwerke ,  für  welche  auch  von 
Freunden  der  Zwangs-Unfallversicherung ,  und  zu  diesen  zählen 
wir  uns,  eine  Notwendigkeit  für  Versicherung  der  in  ihnen  be- 
schäftigten Personen  geleugnet  wird,  diejenige  der  anderen  Hand- 
werke bedeutend  überwiegt.  Dies  zugegeben  —  eine  Statistik 
können  wir  ebensowenig  wie  der  Gesetzentwurf  unseren  Ausfüh- 
rungen zu  Grunde  legen  — ,  weshalb  der  Uniformität  zu  Liebe 
sämtliche  in  den  Handwerken  beschäftigten  Personen  und  nicht 
nur  diejenigen  versichern,  für  welche  sich  wirklich  ein  Bedürfnis 
bemerkbar  gemacht  hat,  zumal  wenn  man  die  Kosten  und  Arbeit 
in  Betracht  zieht,  die  die  Unfallversicherung  bisher  verursacht,  und 
die  geringe  Summe  von  Zufriedenheit  und  Anerkennung,  die  sie 
in  z.  Z.  versicherten  Kreisen  zur  Folge  gehabt  hat.f* 

Der  Entwurf  hat  solchen  Einwänden  nur  entgegen  zu  stellen, 
dass  ,  wie  die  im  Jahre  1887  für  den  Bereich  der  gewerblichen 
Berufsgenossenschaften  erhobene  Unfallstatistik  ergeben,  schon 
das  Umgehen  mit  gewöhnlichem  Handwerkszeug ,  wie  Hammer, 
Beil,  Messer  etc.,  der  Verkehr  auf  Leitern  und  Treppen  eine  im 
Vergleich  mit  den  Unfällen  an  Maschinen  nicht  unerhebliche  Un- 
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fallgefahr  mit  sich  bringt.    Nach  dieser  Statistik  entfielen  nämlich 
von  allen  entschädigungspflichtigen  Unfällen  (deren  Folgen  inner- 
halb 13  Wochen  nach  dem  Unfall  nicht  gehoben  waren)  auf: 
"den  Fall  von  Leitern,  Treppen  u.  s.  w.    .     .     .     .     .     .    14,48  "/o 

das  Auf-  und  Abladen  von  Hand,  Heben,  Tragen    .     .     9^91    » 

die  Verwendung  von  Fuhrwerk 5,69    » 

die  Benutzung  von  Handwerkszeug 5,62    » 

während  beispielsweise  die  Verletzungen 

durch  Motoren 1,35    » 

»       Transmissionen 2,31    » 

»       Arbeitsmaschinen 17)55    » 

aller  Unfälle  ausgemacht  haben.  In  manchen  von  den  bisher  nicht 
versicherungspflichtigen  Betrieben  des  Handwerks  und  des  Klein- 
gewerbes kämen  Unfälle,  wie  sie  in  der  ersteren  Gruppe  aufgeführt 
sind,  in  gleicher  Art  und  Ausdehnung  vor,  wie  in  fabrikmässigen 
Betrieben.  Gegen  viele  von  diesen  Unfällen  aber  könne  durch 
Massregeln  der  Unfallverhütung  eine  Abhilfe  nicht  geschaffen 
werden.  Unter  diesen  Umständen  würde  es  misslich  sein,  be- 
stimmte Zweige  des  Handwerks  durch  Gesetz  von  der  Unfallver- 
sicherung auszuschliessen. 

Wir  bezweifeln,  dass  die  Unfälle  im  Handwerk  durch  Fall,  beim 
Auf-  und  Abladen,  bei  dem  Fuhrwerk  und  der  Benutzung  von  Hand- 
werkszeug auch  nur  annähernd  in  der  Ausdehnung  vorkommen, 
wie  bei  fabrikmässigen  Betrieben.  Zunächst  unterscheidet  sich 
das  Handwerk  von  der  Industrie  dadurch ,  dass  in  letzterer  die 
Löhnung  der  Arbeiter  grossenteils  in  Gestalt  von  Stücklöhnen 
erfolgt ,  während  im  ersteren  der  Accordlohn ,  bezw.  ein  festes 
Gehalt  noch  die  Regel  bildet.  Ist  infolgedessen  der  Industrie- 
arbeiter an  möglichst  schneller  Arbeit  behufs  Erzielung  eines 
hohen  Lohnes  interessiert,  so  fällt  für  den  Handwerksgehilfen 
dieses  Motiv  bei  der  Arbeit  fort.  Es  ist  aber  bekannt,  dass  ge- 
rade bei  der  schnellen  Arbeit,  also  hier  dem  schnellen  Treppauf- 
und  ablaufen,  dem  beschleunigten  Gebrauch  des  Handwerkszeugs  etc. 
die  meisten  Unfälle  geschehen,  weil  der  Arbeiter  in  der  Eile  leichter 
fehltritt,  fehlgreift,  fehlschlägt,  als  wenn  er  mit  Ruhe  arbeitet. 

Sodann  sind  aber  die  Handwerker  den  vier  gen.  Gruppen 
von  Unfallsursachen,  abgesehen  von  der  Benutzung  des  Handwerks- 
zeugs, längst  nicht  in  dem  Masse  ausgesetzt,  wie  die  Industrie- 
arbeiter. Die  Verwendung  von  Fuhrwerk  spielt  im  Handwerk 
eine  ganz  untergeordnete  Rolle,  ebenso  bei  den  meisten  das  Auf- 


Die  Abänderung  und  Erweiterung  der   Unfallversicherung  etc.     245 

und  Abladen  von  Hand,  Heben,  Tragen.  Die  Möglichkeit ,  von 
Leitern,  Treppen  etc.  zu  fallen,  wird  für  den  Handwerker  immer 
geringer,  je  mehr  die  Industrie  das  von  ihm  zu  bearbeitende  Ma- 
terial vorarbeitet  und  ihn  mit  der  Fertigstellung  des  Halbfabrikats 
auf  einen  Platz  fesselt.  So  bleibt  also  nur  die  Benutzung  von 
Handwerkszeug  übrig,  bei  welcher  1887  in  der  Industrie  wenig 
mehr  als  der  zwanzigste  Theil  aller  Unfälle  geschehen  ist.  Nun 
ist  nicht  zu  leugnen,  dass  sich  auch  ein  Handwerkslehrling  mit  dem 
Hammer  einmal  auf  den  Finger  oder  ein  Gehilfe  mit  dem  Beil  ins 
Bein  schlagen  kann.  Tritt  aber  in  diesem  Falle  nicht  auf  13  Wochen 
die  Krankenversicherung  ein  ?  Sind  die  Fälle  wirklich  so  häufig, 
dass  die  verletzten  Handwerker  nach  dieser  Zeit  noch  mehr  oder 
weniger  erwerbsunfähig  sind  ?  Und  wenn  dies  der  Fall ,  würden 
nicht  diese  Unfälle  durch  eine  Versicherung  der  in  der  Begrün- 
dung des  Entwurfs  aufgeführten  Handwerke,  deren  Zweckmässig- 
keit wir  ja  anerkannten,  grossenteils  entschädigt  werden? 

Wenn  der  Bundesrat,  welcher  durch  Beschluss  Betriebszweige, 
die  mit  besonderer  Unfallgefahr  für  die  darin  beschäftigten  Per- 
sonen nicht  verknüpft  sind,  von  der  Versicherungspflicht  soll  aus- 
nehmen können  (§  5),  seines  Amtes  in  richtigem  Umfange  waltet, 
dürfte  eine  so  geringe  Anzahl  von  Handwerken  und  Kleinge- 
werben übrig  bleiben,  dass  die  in  dem  Entwurf  für  Durchführung 
des  Gesetzes  vorgesehene  Organisation  sicher  überflüssig  sein 
würde.     Auf  diese  kommen  wir   jedoch  erst    später  zu  sprechen. 

Die  Begründung  der  Erweiterung  der  Unfallversicherung  auf 
die  Fischerei  und  die  Seeschiffahrt  mit  kleinen  Fahrzeugen  ist 
eine  äusserst  magere,  sie  lautet  kurz  und  bündig:  »Auch  in  diesen 
Betrieben  ist  bekanntlich  die  Unfallgefahr  keine  geringe.«  Ist 
dies  wirklich  der  Fall,  so  ist  es  allerdings  wunderbar,  dass  in 
dem  Gesetz ,  betr.  die  Unfallversicherung  der  Seeleute  etc.  vom 
13.  Juli  1887,  gerade  die  in  diesen  Betrieben  beschäftigten  Per- 
sonen von  der  Unfallversicherung  ausgeschlossen  worden  sind 
(§  I,  Abs.  3  cit.).  Doch  liegt  uns  die  Beurteilung  der  mit  jenen 
Thätigkeiten  verbundenen  Unfallgefahren  ferner  als  bei  dem  Ge- 
werbe, dessen  Betriebe,  bezw.  darin  beschäftigte  Personen  noch 
durch  den  Gesetzentwurf  versichert  werden  sollen. 

»Im  Handelsgewerbe,  so  fährt  die  Begründung  des  Entwurfs 
fort,  ist  gegenwärtig  das  Lagern  und  das  Umgehen  mit  schweren 
Gegenständen  (Steinen,  Eisen,  Nutzholz,  Brennmaterial,  grossen 
Kisten,    Fässern,    Säcken    etc.)  nur    insoweit    versichert,    als  ein 
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Speicherei-  oder  Kellereibetrieb  vorliegt,  im  übrigen  dagegen  un- 
versichert. Die  Beschäftigung  der  Handlungsgehilfen  und  Lehr- 
linge, sowie  der  sonst  im  Handelsgewerbe  als  Arbeiter,  Faktoren 
u.  s.  w.  verwendeten  Arbeitskräfte  ist  aber  häufig  auch  dann, 
wenn  sie  nicht  unmittelbar  mit  dem  Lagern  und  Laden  von  Ge- 
genständen der  genannten  Art  zu  thun  haben ,  mit  Unfallgefahr 
verbunden,  z.  B.  beim  Verkehr  auf  schlüpfrigen  Treppen,  zwischen 
Frachtfuhrwerk ,  auf  ladenden  Schiffen ,  zwischen  aufgestapelten 
Lasten.  Zu  den  Handlungsgehilfen  und  Lehrlingen  gehören  auch 
die  Apothekergehilfen  etc.,  die  bei  der  Bearbeitung  von  kochen- 
den ,  ätzenden,  giftigen  oder  explosionsfähigen  Stoffen  vielfach 
der  Gefahr  von  Unfällen  ausgesetzt  sind,  häufig  auch  wegen  der 
mit  der  Apotheke  verbundenen  Fabrikation  von  kohlensäurehal- 
tigen Wassern  für  den  hierauf  bezüglichen  Teil  ihrer  Beschäftigung 
bereits  versichert,  im  übrigen  aber  noch  unversichert  sind.  Im 
Fuhrwerksbetriebe  ferner  ist  nur  das  Umgehen  mit  Fuhrwerken 
im  eigentlichen  Fuhrwerksgewerbe,  nicht  dagegen  im  Handels- 
betriebe und  ebensowenig  die  namentlich  für  das  Personal  der 
Gastwirte  in  Betracht  kommende  Wartung  fremden  Fuhrwerks 
versichert.« 

Zunächst  entspricht  es  nicht  ganz  den  thatsächlichen  Ver- 
hältnissen, wenn  gesagt  wird,  dass  die  Handlungsgehilfen  z.  Z. 
nur  insoweit  versichert  sind ,  als  sie  in  einem  Speicherei-  oder 
Kellereibetriebe  beschäftigt  werden.  Dies  war  allerdings  die  Ab- 
sicht des  Gesetzes  über  die  Ausdehnung  der  Unfall-  und  Kranken- 
versicherung vom  28.  Mai  1885.  Aber  die  Grenzen,  die  in  dem- 
selben der  Speditions- ,  Speicherei-  und  Kellereiberufsgenossen- 
schaft gezogen  wurden,  sind  so  erweitert  worden  ,  dass  sich  die 
Zahl  ihrer  Mitglieder  bis  zu  1892  mehr  als  verdoppelt  hatte.  Dies 
ist  dadurch  möglich  gewesen  ,  dass  die  Berufsgenossenschaft  die 
zu  Handelsbetrieben  gehörigen  Lagereien  unter  Berufung  auf  die 
neueren  Auslegungen  des  Reichsversicherungsamtes  zwingt ,  sich 
ihr  anzuschliessen  und  weiter  systematisch  vorgeht ,  alle  Hand- 
lungsgeschäfte ,  soweit  sie  überhaupt  in  grösserem  Umfang  mit 
dem  Auf-  und  Abladen  von  Gütern  zu  thun  haben,  zu  ihrer  Ge- 
nossenschaft heranzuziehen, 

Entspricht  dies  Verfahren  nicht  dem  Willen  und  der  Absicht 
des  Gesetzgebers  ,  so  hat  es  doch  thatsächlich  zur  Folge ,  dass 
ein  grosser  Teil  der  im  Handelsgewerbe  und  zwar  bei  besonders 
gefährlicher  Arbeit    thätigen    Personen   schon    jetzt   gegen  Unfall 
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versichert  ist  oder  auf  Grund  der  giltigen  Gesetzgebung  versichert 
werden  wird. 

Dürfte  demnach  für  diese  Gruppe  von  Personen  ein  dringen- 
des Bedürfnis  auf  Erweiterung  der  Unfallversicherungsgesetzgebung 
anzuerkennen  sein  ? 

Es  ist  ferner  zuzugeben,  dass  auch  andere  Arbeit,  als  die 
beim  Lagern  und  Laden  vorkommende ,  für  die  im  Handelsge- 
werbe Angestellten  mit  Gefahren  verknüpft  sein  kann.  Aber  einen 
wie  geringen  Prozentsatz  der  Gesamtthätigkeit  jener  bildet  doch 
diese  Arbeit  und  wie  wenig  unterscheiden  sich  die  betreffenden 
Gefahren  von  denen  des  gewöhnlichen  Lebens !  Thatsächlich  ist 
auch  seitens  des  Handelsgewerbes ,  weder  von  den  Geschäfts- 
inhabern noch  von  den  Angestellten,  ein  Bedürfnis  nach  den  Seg- 
nungen der  staatHchen  Unfallversicherung  verspürt  und  geäussert, 
vielmehr  sind  erstere  von  dem  Inhalte  des  vorHegenden  Gesetz- 
entwurfes recht  unangenehm  berührt  worden. 

Die  Begründung  des  Entwurfs  fährt  fort :  »Aber  auch  hiermit 
ist  der  Kreis  von  Berufsarbeitern,  für  die  ein  Bedürfnis  nach  Aus- 
dehnung der  Unfallversicherung  hervorgetreten  und  von  den  Be- 
teiligten geltend  gemacht  ist,  noch  nicht  abgeschlossen.  Ein  solches 
Bedürfnis  liegt  auch  vor  für  Bedienstete  in  Krankenhäusern  und 
Badeanstalten,  in  Bildhauerwerkstätten,  Laboratorien,  in  Anstalten 
für  Sportbetrieb ,  z.  B.  Rennställen  ,  Ruder-  und  Segelklubs  ,  in 
Reitbahnen,  Theatern  und  andern  Kunst-  und  wissenschaftlichen 
Anstalten,  in  zoologischen  Gärten,  für  Feuerwehrmänner,  Toten- 
gräber, Glöckner  u.  s.  w.« 

Es  würde  zu  weit  führen,  bei  jeder  der  genannten  Erwerbs- 
gruppen zu  prüfen ,  wie  gross  die  in  ihnen  vorhandene  Unfall- 
gefahr ist.  Aber  gerade  ihre  Einbeziehung  in  die  Unfallver- 
sicherung scheint  uns  am  besten  zu  beweisen ,  dass  sich  die  Re- 
gierung mit  dem  besprochenen  Gesetzentwurf  auf  einem  fal- 
schen Wege  befindet.  Die  Regierung  stellt  sich  damit  auf  den 
Standpunkt^  dass  die  Unfallversicherung  aller  Arbeitnehmer  ,  so- 
weit sie  der  handarbeitenden  Bevölkerung  angehören,  der  nor- 
male und  anzustrebende  Zustand  ist,  gleichgiltig  wie  gross  die 
Unfallgefahr  ist,  der  sie  durch  ihre  Berufe  unterworfen  sind,  und 
dass  die  Versicherungslosigkeit  von  solchen  Personen  ein  Aus- 
nahmezustand sein  soll.  Wohin  soll  das  führen  }  Es  ist  z.  B.  ja 
möglich ,  dass  ein  Krankenwärter  sich  bei  der  Assistenz  einer 
Operation    eine   Blutvergiftung    zuzieht.     Ist    dieser   Gefahr    aber 
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nicht  mindestens  in  gleichem  Masse  der  junge  und  vielleicht  mittel- 
lose Assistenzarzt  unterworfen?  Warum  soll  der  erstere  entschä- 
digt werden,  wenn  ihm  infolge  der  Blutvergiftung  der  rechte  Arm 
abgenommen  werden  muss,  und  nicht  der  letztere  auch?  Oder 
es  wird  auch  vorgekommen  sein  ,  dass  ein  Schwimmlehrer 
bei  der  versuchten  Rettung  eines  Ertrinkenden  selbst  ertrunken 
ist.  Kommt  es  aber  nicht  häufig  vor ,  dass  die  Rettung  Ertrin- 
kender von  anderen  Personen  versucht  wird  ?  Ertrinken  letztere, 
warum  sollen  nicht  ihre  Angehörige,  sondern  nur  die  des  Schwimm- 
lehrers für  den  Verlust  des  Ernährers  entschädigt  werden? 

Die  bisherigen  Unfallversicherungsgesetze  unterscheiden  sich 
eben  von  dem  vorliegenden  in  einer  grundlegenden  Beziehung. 
Durch  die  ersteren  werden  die  Arbeiter  gegen  Unfälle  versichert, 
welche  ihnen  im  besonderen  Masse  infolge  ihrer  Berufsthätigkeit 
zustossen  können.  Der  Kreis,  auf  den  nunmehr  die  Unfallver- 
sicherung ausgedehnt  werden  soll,  besteht  jedoch  in  der  Haupt- 
sache aus  Personen,  deren  Beruf  entweder  nur  eine  äusserst  geringe 
Unfallgefahr  mit  sich  bringt,  oder  die  —  auch  recht  seltenen  — 
Gefahren  unterworfen  sind ,  welche  als  solche  des  gewöhnlichen 
Lebens  bezeichnet  werden  müssen.  Mögen  die  Handwerker, 
welche  noch  nicht  versichert  sind  ,  aber  deren  Versicherung  mit 
der  Begründung  des  Entwurfs  als  notwendig  anzuerkennen  ist, 
weil  sie  in  ihrem  Beruf  besonderen  Gefahren  unterworfen  oder 
auch  schon  für  einen  Teil  ihrer  Thätigkeit  versichert  sind,  im 
Anschluss  an  die  bestehenden  Organisationen  gegen  Unfall  ver- 
sichert werden.  Aber  einer  Versicherung  aller  genannten  Er- 
werbsgruppen mittels  neu  zu  schaffender  Organe  können  wir  keines- 
falls das  Wort  reden.  Diese  ist  um  so  weniger  zur  Zeit  ange- 
bracht ,  als  eine  besondere  Dringlichkeit  für  sie  auch  nicht  von 
der  Regierung  behauptet  werden  dürfte  und  es  richtiger  ist,  auf 
dem  Gebiete  der  sozialen  Gesetzgebung  einmal  Halt  zu  machen. 
Wie  wenig  das  rasche  Tempo  die  Arbeitgeber  befriedigt  und  die 
Arbeitnehmer  zufriedengestellt  hat,  dürfte  allgemein  bekannt  sein. 


Wenden  wir  uns  nun  zu  den  einzelnen  Bestimmungen  des 
Entwurfs ,  so  dürfen  wir  wohl  von  einer  Besprechung  derjenigen 
absehen,  die  den  in  Geltung  befindlichen  Unfallversicherungsge- 
setzen nachgebildet  sind  und  sich  bewährt  haben  oder  mit  den 
Bestimmungen  des  schon  besprochenen  Gesetzentwurfs,   betr.  Ab- 
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änderung  der  Unfallversicherungsgesetzgebung ,  übereinstimmen. 
Es  dürfte  sich  vielmehr  nur  darum  handehi,  das  Neue  in  dem  Ent- 
wurf zu  betrachten  und  das  Alte  nur  insofern  ,  als  es  zum  Ver- 
ständnis des  Neuen  herangezogen  werden  muss. 

III.    Organisation. 

Abgesehen  von  den  Reichs-  und  Staatsbetrieben,  welche  einer 
gesonderten  Verwaltung  durch  Ausführungsbehörden  (§§  69,  70) 
unterstellt  werden ,  sind  als  Träger  der  Unfallversicherung  auf 
Gegenseitigkeit  der  Unternehmer  beruhende  Körperschaften,  und 
zwar  teils  örtliche  Unfallversicherungsgenossenschaften,  teils  nach 
Betriebszweigen  geordnete  Berufsgenossenschaften  vorgesehen  (§  5). 
In  den  ersteren,  welche  als  die  in  der  Regel  einzurichtenden  Or- 
ganisationen in  Aussicht  genommen  sind,  werden  die  der  Unfall- 
versicherung hinzutretenden  Betriebe  bezirksweise  für  weitere  Kom- 
munalverbände oder  für  das  Gebiet  des  Bundesstaats  oder  für 
beide  zusammen  ohne  Scheidung  der  in  den  Bezirken  vertretenen 
Berufszweige  organisiert,  so  dass  in  ihnen  mit  Ausnahme  von 
Reichs-  und  Staatsbetrieben ,  sowie  von  den  Betrieben ,  welche 
berufsgenossenschaftlichen  Organisationen  zugeteilt  sind,  alle  unter 
dies  Gesetz  fallenden  Betriebe  versichert  sind,  deren  Sitz  im  Ge- 
nossenschaftsbezirk liegt.  Die  Unfallversicherungsgenossenschafts- 
organe  sind  die  Genossenschaftsversammlung,  der  Vorstand  und 
die   Vertrauensmänner. 

Sofern  nicht  die  Verwaltung  des  Verbandes  auf  eine  Behörde 
oder  einen  Beamten  übergeht  (§  37) ,  regelt  die  Unfallversiche- 
rungsgenossenschaft ihre  Angelegenheiten  durch  ein  Statut,  welches 
durch  die  Genossenschaftsversammlung  zu  beschliessen  ist  (§  27). 
Derselben  ist  u.  a.  auch  die  Wahl  der  Vorstandsmitglieder  und 
des  Rechnungsausschusses  vorbehalten,  soweit  nicht  die  Prüfung 
und  Abnahme  der  Rechnung  auf  eine  Behörde  übergegangen  ist 
(§  28).  Die  Zusammensetzung  der  Genossenschaftsversammlung 
(§  30)  ist  ähnlich  wie  bei  den  landwirtschaftlichen  Berufsgenossen- 
schaften gedacht.  Es  sollen  zunächst  Wahlmänner  gewählt  wer- 
den ,  welche  ihrerseits  die  die  Genossenschaftsversammlung  bil- 
denden Vertreter  der  versicherungspflichtigen  Unternehmer  zu 
wählen  haben.  Die  näheren  Bestimmungen  über  die  Wahl  und 
die  Zahl  der  Wahlmänner,  über  das  Verfahren  bei  der  Wahl  der 
Vertreter  der  Unternehmer ,  sowie  über  die  Dauer  der  Wahl- 
perioden  bleiben    der  Landes-Zentralbehörde    überlassen.     Diese 
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soll  dadurch  Gelegenheit  erhalten,  darauf  hinzuwirken,  dass  unter 
den  Wahlmännern  Vertreter  verschiedener  Gewerbszweige,  welche 
in  der  Unfallversicherungsgenossenschaft  vereinigt  werden  sollen, 
sich  befinden  und  dass  die  bestehenden  Unternehmungsorgani- 
sationen in  einer  ihrer  Bedeutung  entsprechenden  Weise  bei  der 
Wahl  zur  Geltung  kommen.  Dabei  ist  zur  Wahrung  der  Inte- 
ressen des  Handwerkes  besonders  vorgeschrieben ,  dass  die  vor- 
handenen Innungen  als  die  zur  Zeit  gesetzlich  anerkannten  Or- 
ganisationen des  Handwerks  an  den  Wahlen  zur  Genossenschafts- 
versammlung beteiligt  werden  müssen;  denselben  kann  an  Stelle 
der  einzelnen  Innungsmitglieder  oder  neben  denselben  die  Be- 
zeichnung von  Wahlmännern  übertragen  werden.  Wo  Innungs- 
verbände bestehen,  sollen  diese  an  die  Stelle  der  ihnen  angehö- 
renden Innungen  treten.  Eine  weitere  Berücksichtigung  sichert 
der  Entwurf  den  Innungen  und  Innungsverbänden  bei  der  Zusam- 
mensetzung des  Genossenschaftsvorstandes  (§§  34,  35)  und  bei 
der  Bestellung  der  Vertrauensmänner  (§  38). 

Die  Mitglieder  der  Genossenschaftsversammlung  sind  berech- 
tigt, für  ihre  Teilnahme  an  den  Verhandlungen  Reisekosten  und 
Tagegelder  zu  beanspruchen  (§  32). 

Ausser  den  von  der  Genossenschaftsversammlung  gewählten 
Mitgliedern  gehören  dem  Vorstande  einer  oder  mehrere  Beamte 
des  weiteren  Kommunalverbandes  oder  Bundesstaats  an ,  für 
welche  die  Unfallversicherungsgenossenschaft  errichtet  ist.  Die 
Beamten  werden  von  dem  Kommunalverbande  etc.  unter  Ernen- 
nung des  Vorsitzenden  bestellt  (§  34). 

Auf  Antrag  der  Genossenschaftsversammlung  soll  jedoch  die 
Leitung  der  Geschäfte  des  Vorstandes  der  Unfallversicherungs- 
genossenschaften ebenso,  wie  bei  den  Versicherungsanstalten  für 
Invaliditäts-  und  Altersversicherung ,  einem  Beamten  übertragen 
werden  und  ähnlich  wie  bei  den  landwirtschaftlichen  Berufsgenos- 
senschaften nach  §  26,  Abs.  3  des  Gesetzes  vom  5.  Mai  1886  den 
neuen  Genossenschaften  die  Möglichkeit  eröffnet  sein  können,  die 
ganze  Verwaltung,  soweit  sie  dem  Vorstande  zustehen  würde^ 
auf  Behörden  oder  Beamte  oder  auf  den  Vorstand  der  Alters- 
und Invaliditätsversicherungsanstalt  oder  auf  die  mit  der  land- 
wirtschaftlichen Unfallversicherung  betrauten  Organe  der  Kommu- 
nalverwaltung zu  übertragen  (§  37). 

Als    örtliche    Organe    der    Unfallversicherungsgenossenschaft 
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werden  Vertrauensmänner  aus  dem  Kreise  der  Genossenschafts- 
mitglieder bestellt  (§  38). 

Neben  diesen  Unfallversicherungsgenossenschaften  können 
jedoch  auch  auf  Antrag  von  Betriebsunternehmern  oder  Verbänden 
solcher  unter  Befreiung  der  Betriebe  von  der  Zugehörigkeit  zu 
ersteren  Berufsgenossenschaften  nach  Art  der  jetzigen  errichtet 
oder  bestehende  Berufsgenossenschaften  erweitert  werden.  Dazu 
ist  die  Zustimmung  des  Bundesrats  notwendig,  die  aus  den  bis- 
herigen Gründen  versagt  werden  kann  (§  48  bis  §  52).  Auf  die 
neuen  Berufsgenossenschaften  finden  die  Vorschriften  über  die 
Unfallversicherungsgenossenschaften  Anwendung  bis  auf  die  aus 
den  eigentümlichen  Verhältnissen  der  Berufsgenossenschaften  sich 
ergebenden  Abweichungen ,  die  im  grossen  und  ganzen  mit  der 
Organisation  der  jetzigen  Berufsgenossenschaften  übereinstimmen. 
So  findet  z.  B.  eine  Ersetzung  der  Genossenschaftsvorstände  durch 
Behörden  oder  Beamte  natürlich  nicht  statt. 

Wie  wir  sehen ,  fügt  der  Entwurf  den  schon  bestehenden 
Versicherungsformen  noch  eine  neue,  die  Unfallversicherungsge- 
nossenschaft hinzu. 

Den  Gründen,    welche    der  Entwurf  dafür    ins  Feld    führt'), 

i)  Unter  den  für  die  Erweiterung  der  Unfallversicherung  ins  Auge  gefassten  Be- 
trieben etc.  giebt  es  wohl  manche,  für  die  eine  auf  Selbstverwaltung  begründete  be- 
rufsgenossenschaftliche Organisation  anwendbar  und  in  gleichem  Masse  empfehlenswert 
erscheint,  wie  bei  den  bereits  vorhandenen  Berufsgenossenschaften.  Für  den  grösseren 
Teil  der  hier  in  Betracht  kommenden  Betriebe  des  Handwerks  und  Kleingewerbes, 
sowie  für  die  Fischerei  und  die  kleine  Seeschiffahrt  fehlt  es  aber  an  den  dazu  not- 
wendigen Voraussetzungen.  Die  Erfahrungen  bei  den  bestehenden  Berufsgenossen- 
schaften haben  gelehrt,  dass  die  berufsgenossenschaftliche  Verwaltung  sich  für  den 
Verkehr  mit  einer  grossen  Zahl  kleiner  Betriebsunternehmer  nicht  eignet.  Diese  Un- 
ternehmer sind  vielfach  nicht  im  Stande,  den  Anforderungen  in  Bezug  auf  Lohnnach- 
weisungen und  sonstige  Meldungen ,  welche  nach  Gesetz  und  Statut  von  jedem  Ge- 
nossenschaftsmitglied verlangt  werden  müssen,  zu  genügen.  Hierdurch  wird  ein  überaus 
umfangreicher  Schriftwechsel  und  eine  derartige  Arbeitslast  verursacht,  dass  bei  ein- 
zelnen besonders  betroffenen  Berufsgenossenschaften  die  gesamten  Beiträge ,  welche 
von  Unternehmern  solcher  Kleinbetriebe  der  Genossenschaft  zufliessen,  nicht  ausreichen, 
um  die  durch  diese  Betriebe  verursachten  Verwaltungskosten  zu  decken.  Die  aus 
solchen  Betrieben  herrührenden  Unfalllasten  müssen  infolge  dessen  von  den  grösseren 
Betrieben  allein  getragen  werden.  Wollte  man  nun  die  Unfallversicherung  des  Hand- 
werks und  des  Kleingewerbes  in  der  Art  durchführen,  dass  diese  Betriebe  an  bereits 
bestehende  Berufsgenossenschaften  angeschlossen  werden,  so  würde  dies  für  die  letz- 
teren wegen  der  grossen  Zahl  der  hinzutretenden  Kleinbetriebe  grosse  Unzuträglich- 
keiten zur  Folge  haben  und  mindestens  bei  einem  Teil  der  Berufsgenossenschaften 
einer  schwer  überwindlichen  Abneigung  begegnen ;  und  auch  die  kleineren  Betriebs- 
unternehmer selbst  würden  von  der    berufsgenossenschaftlichen  Verwaltung  schon  um 
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dürfte  man  im  allgemeinen  zustimmen  können ,  sofern  man  mit 
ihm  überhaupt  die  Versicherung  als  solche  für  notwendig  hält. 
Wir  halten  es  jedoch  für  bedenklich ,  den  Krankenkassen, 
Berufsgenossenschaften ,  Versicherungsanstalten  der  Baugewerks- 
Berufsgenossenschaften  ,  den  anders  als  die  gewerblichen  or- 
ganisierten landwirtschaftlichen  Berufsgenossenschaften  und  den 
Invaliditäts-  und  Altersversicherungsanstalten  noch  eine  neue  Or- 
ganisation zu  einer  Zeit  hinzuzufügen ,  in  welcher  man  mit  ge- 
wisser Berechtigung  über  die-  Vielheit  der  Versicherungsformen 
klagt.  Die  dadurch  den  Arbeitgebern  und  Arbeitnehmern  er- 
wachsende Schwierigkeit,  sich  in  der,  in  so  kurzer  Zeit  umfang- 
reich angewachsenen  Versicherungsgesetzgebung  zurecht  zu  finden 
und  ihren  Pflichten  gegen  die  verschiedenen  Versicherungsorgani- 
sationen rechtzeitig  und  in  vollem  Umfange  nachzukommen,  wett- 
eifert mit  den  hohen  Verwaltungskosten,  welche  durch  die  Trennung 
der  drei  Versicherungsarten  für  die  gesamte  Arbeiterversicherung 
ausgegeben  werden  müssen.  Das  besonders  infolge  letzteren  Um- 
standes  immer  dringender  auftretende  Verlangen ,  die  ganze  Ar- 
beiterversicherung zu  vereinigen,  ist  so  berechtigt  und  die  für  die 
Vereinigung  sprechenden  Gründe  liegen  so  aijf  der  Hand ,  dass 
wohl  nur  die  grossen  Schwierigkeiten  ,  welche  derselben  in  An- 
betracht der  grossen  Verschiedenheit  der  zu  verbindenden  Ver- 
sicherungen entgegenstehen,  bisher  davon  abgehalten  haben, 
den  Versuch  zu  machen.  Diese  Vereinigung,  die,  wie  wir  fest 
überzeugt  sind ,  schon  zur  Erleichterung  der  sich  immer  schwie- 
riger gestaltenden  Konkurrenz  der  deutschen  Produzenten  auf  dem 


deswillen  nicht  vollbefriedigt  werden,  weil  sie  in  derselben  neben  den  Unternehmern 
der  Grossbetriebe  nicht  ausreichend  zur  Geltung  kommen  würden.  Wollte  man  aber 
dazu  übergehen ,  für  die  neu  zu  versichernden  Kleinbetriebe  allgemein  neue  Berufs- 
genossenschaften zu  bilden,  welche  begriflfsmässig  doch  nur  denselben  oder  verwandte 
Betriebszweige  umfassen  dürften,  so  würden  die  vorher  hervorgehobenen  Uebelstände 
sich  noch  in  erhöhtem  Masse  zeigen.  Bei  der  Kleinheit  der  überwiegenden  Mehrzahl 
der  in  Betracht  kommenden  Betriebe  würde  eine  Berufsgenossenschaft  schon  um  die 
genügende  Leistungsfähigkeit  zu  besitzen,  nur  für  sehr  grosse  Bezirke  gebildet  werden 
können.  Je  grösser  aber  der  Bezirk  und  die  Zahl  der  Betriebsunteraehmer ,  desto 
schwieriger  und  kostspieliger  die  Verwaltung ,  und  um  so  weniger  geeignet  für  die 
Unternehmer  kleiner  Betriebe.  Schon  die  Gewinnung  einer  genügenden  Zahl  von 
Mitgliedern,  welche  befähigt  wären,  den  in  geistiger  und  finanzieller  Beziehung  nicht 
unerheblichen  Anforderungen  einer  ehrenamtlichen  Verwaltung  der  Berufsgenossen- 
schaft gerecht  zu  werden,  würde  schwierig  oder  unmöglich  sein Damit  würde 

aber  eine  der  wichtigsten  Grundlagen  für  die  Selbstverwaltung  in  Berufsgenossen- 
schaften fortfallen. 


I 


Die  Abänderung  und  Erweiterung  der   Unfallversicherung  etc.      253 

Weltmarkte  einmal  kommen  muss ,  wird  aber  desto  schwerer,  je 
grösser  die  Anzahl  der  zu  vereinigenden  Versicherungsorganisa- 
tionen wird. 

Von  diesem  Standpunkt  aus  haben  wir  s.  Z.  beklagt ,  dass 
die  Alters-  und  Invaliditätsversicherung  zur  Erfüllung  partikulari- 
stischer  Wünsche  nicht  den  Berufsgenossenschaften  übertragen, 
sondern  zu  diesem  Zwecke  neue  Anstalten  ins  Leben  gerufen 
worden  sind.  Wir  sind  Freunde  der  berufsgenossenschaftlichen 
Selbstverwaltung  und  überzeugt ,  wie  dies  auch  v.  d.  Borght  in 
Conrads  Jahrbüchern,  Supplementheft  XVI  von  1889  in  seinem 
Aufsatz  »das  Reichsgesetz,  betr.  die  Invaliditäts-  und  Altersver- 
sicherung vom  22.  Juni  1889«  treffend  nachgewiesen,  dass  die 
Berufsgenossenschaften  bei  entsprechender  Aenderung  der  Or- 
ganisation befähigt  gewesen  wären,  diesen  Zweig  der  Versicherung 
zu  übernehmen.  Noch  grösser  würde  unser  Bedenken,  sobald  für 
den  vorliegenden  Zweck  wiederum  neue  Organe  geschaffen  würden, 
wenn  sie  auch  in  ihrem  Aufbau  bestehenden  Versicherungsanstalten 
ähneln  und  sich  an  diese  anlehnen  können.  Würde  letzteres  auch 
im  ausgedehnten  Masse  geschehen,  was  angenommen  werden  kann, 
wird  also  die  Verwaltung  der  meisten  Unfallversicherungsgenossen- 
schaften von  dem  Vorstande  der  betr.  Invaliditäts-  und  Alters- 
versicherungsanstalten oder  von  den  mit  der  landwirtschaftlichen 
Unfallversicherung  betrauten  Organen  der  Kommunalverwaltungen 
geführt ,  so  muss  dies  doch  immer  getrennt  von  der  jener  ge- 
schehen, da  ja  die  Kreise  der  Personen,  welche  die  Kosten  der 
Verwaltung  aufzubringen  haben,    ganz  verschiedene  sind. 

Abgesehen  von  diesen  theoretischen  Bedenken  können  wir 
aber  auch  eine  Notwendigkeit  für  die  Bildung  von  Unfallversiche- 
rungsgenossenschaften nicht  zugeben.  Soweit  wir  eine  Unfallver- 
sicherung der  von  dem  Gesetzentwurf  umfassten  Personenkreise 
als  wünschenswert  anerkennen  —  wir  meinen  die  Versicherung 
sämtlicher  Bauhandwerker,  die  noch  nicht  oder  nur  für  einen  Teil 
ihrer Berufsthätigkeit  versichert  sind,  der  Schmiede,  Fleischer  etc.  — , 
halten  wir  sie  im  Anschluss  an  die  bestehenden  oder  durch  Schaf- 
fung neuer,  ja  nur  weniger  Berufsgenossenschaften  für  möglich. 
Die  gegen  diese  Massnahmen  in  den  Motiven  zum  Entwurf  gel- 
tend gemachten  Bedenken  können  wir  für  eine  derartige  Erwei- 
terung der  Unfallversicherung  nicht  anerkennen.  Eine  Versiche- 
rung kleinster  Betriebe  findet  schon  in  der  Müllerei-  ,  Nahrungs- 
mittelindustrie-, Brennerei- ,   Schornsteinfegermeister- ,    Fuhrwerks- 


2  54  ^^-   Carl  Hampke: 

Berufsgenossenschaft,  den  Holz-,  Baugewerks-  und  Binnenschifif- 
fahrts-Berufsgenossenschaften  statt.  Die  bei  diesen  Berufsgenos- 
senschaften bestehenden  Uebelstände  der  in  den  Motiven  ge- 
schilderten Art  dürften,  wenigstens  bei  der  ersten  Gruppe,  daher 
rühren,  dass  die  Genossenschaften  hauptsächlich  aus  patriotischen 
Erwägungen  für  das  ganze  Deutsche  Reich  errichtet  worden  sind. 
Dies  war  um  so  verfehlter,  als  in  keinem  der  von  diesen  Berufs- 
genossenschaften versicherten  Industriezweige  Massenunglücke 
denkbar,  solche  jedenfalls  zu  den  Seltenheiten  gehören,  und  daher 
die  Verteilung  der  Unfalllisten  auf  sämtliche  Betriebe  in  Deutsch- 
land unnötig  ist.  Die  Verwaltung  der  meisten  dieser  Berufsge- 
nossenschaften ist  ja  durch  Sektionen  dezentralisiert  worden.  Ein 
grosser  Bruchteil  der  Verwaltung,  z.  B.  in  der  Müllerei-Berufsge- 
nossenschaft  die  Einziehung  der  Lohnnachweisungen  und  ihre  Ver- 
arbeitung, ist  jedoch  dem  Genossenschattsvorstand  verblieben, 
welcher  dadurch  genötigt  ist,  mit  sämtlichen  Mitgliedern  und  wegen 
dieser  zu  korrespondieren ,  während  ausserdem  die  Sektionsver- 
waltungen ,  oft  in  derselben  Angelegenheit  wie  der  Genossen- 
schaftsvorstand, auch  noch  das  Erforderliche  veranlassen  müssen. 
Diese  Organisation  erfordert  also  viel  Schreibwerk  und  grosse 
Kosten.  Die  Bildung  von  mehreren  kleineren  Berufsgenossen- 
schaften unter  Fortfall  der  Sektionen  würde  einen  grossen  Teil 
dieser  Uebelstände  beseitigen. 

Die  grösste  Last ,  welche  den  gewerblichen  Berufsgenossen- 
schaften aus  der  Unfallversicherung  erwächst  und  die  auch  un- 
verhältnismässige Kosten  verursacht,  ist  aber  die  Einforderung 
und  Verarbeitung  der  Lohnnachweisungen,  sowie  die  Aufstellung 
der  auf  ihnen  und  den   Gefahrentarifen  fussenden  Heberollen. 

Die  Berechnung  der  Mitgliederbeiträge  auf  Grund  der  Lohn- 
nachweisungen war  s.  Z.  eingeführt  worden ,  um  eine  möglichst 
gerechte  Verteilung  der  aus  der  Unfallversicherung  erwachsenden 
Lasten  auf  die  Mitglieder  zu  ermöglichen.  Besonders  bei  grossen 
Berufsgenossenschaften  geschieht  jedoch  fortgesetzt  eine  ausge- 
dehnte Hinterziehung  von  Leitungen  durch  falsche  Angaben  in 
den  Lohnnachweisungen.  Die  dieserhalb  von  den  Berufsgenossen- 
schaften verhängten  Strafen  erschöpfen  keinesfalls  nur  annähernd 
sämtliche  strafwürdigen  Fälle.  Es  ist  eben  den  grossen  Berufs- 
genossenschaften ohne  einen  weiteren  Aufwand  von  grossen  Kosten^ 
der  gescheut  wird,  gar  nicht  möglich,  jede  Lohnnachweisung  auf 
ihre  Richtigkeit  zu    prüfen    und    verdanken  sie  es    meistens    dem 
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Zufall,  wenn  sie  die  falsche  Ausfüllung  einer  Lohnliste  entdecken. 
Ist  es  unter  solchen  Umständen  ratsam,  dies  System  der  Beitrags- 
berechnung aufrecht  zu  erhalten ,  zumal  nachdem  in  dem  land- 
wirtschaftlichen Unfallversicherungsgesetz  vom  5.  Mai  1886  mit 
Erfolg  ein  anderer  Massstab  für  die  Umlegung  der  Beiträge,  näm- 
lich die  direkten  Staats-  oder  Kommunalsteuern,  eingeführt  worden 
ist  und  im  vorliegenden  Gesetz  bei  den  Unfallversicherungsge- 
nossenschaften eingeführt  werden  soll? 

Mit  dem  Einkommensteuergesetz  vom  24.  Juni  1891  ist  in 
Preussen  für  Personen  mit  einem  Einkommen  von  über  3000  M. 
die  Pflicht  der  Selbstdeklaration  über  die  Höhe  ihres  Einkommens 
aus  den  einzelnen  Einnahmequellen  eingeführt.  Eine  Deklarations- 
pflicht^ähnlicher  Art  besteht  schon  in  Sachsen,  Baden,  Sachsen- 
Weimar,  Altenburg,  Anhalt,  Bremen. 

Sofern  die  Deklarationspflicht  bezüglich  des  Einkommens  aus 
Gewerbe  in  diesen  Staaten  auf  alle  Personen  ausgedehnt  wird, 
die  Unfallversicherungspflichtige  Personen  beschäftigen,  würde  dann 
nicht  eine  mindestens  ebenso  zuverlässige  Grundlage  für  die  Ver- 
teilung der  Lasten  gewonnen  werden ,  als  es  die  Lohnnachwei- 
sungen jetzt  sind  oder  vielmehr  nicht  sind?  In  den  anderen 
Staaten  ist  ja  die  Einführung  der  Deklarationspflicht  bei  der  Ein- 
kommensteuer nur  eine  Frage  der  Zeit,  Soweit  es  letztere  im 
preussischen  Sinne  in  manchen  Staaten  nicht  giebt ,  z.  B.  in 
Bayern  und  Württemberg,  würde  eine  andere,  sich  der  Leistungs- 
fähigkeit der  Gewerbetreibenden  anschmiegende  Abgabe ,  z.  B. 
die  Gewerbesteuer,  der  Berechnung  der  Beiträge  für  die  Unfall- 
versicherung zu  Grunde  zu  legen  sein. 

Jedenfalls  braucht  die  Höhe  der  in  einem  Betriebe  im  Jahre 
gezahlten  Löhne  mit  den  Lasten,  welche  aus  diesem  der  betr. 
Berufsgenossenschaft  erwachsen,  in  keinem  Verhältnis  zu  stehen 
und  wird  es  auch  in  den  seltensten  Fällen.  Deshalb  sind  die 
Lohnnachweisungen,  deren  Verwendung  für  andere  Zwecke  eine 
übrigens  sehr  problematische  ist ,  äusserst  rohe  Grundlagen  für 
die  Verteilung  der  Unfallversicherungslasten  und  kann  eine  solche 
steuertechnisch  nur  als  eine  ungerechte  bezeichnet  werden.  Denn 
weshalb  soll  ein  Betrieb,  der  10  Arbeiter  beschäftigt,  in  dem  jedoch 
Unfälle  nicht  häufiger,  bezw.  ebenso  selten  vorkommen,  wie  in  einem 
gleichartigen  Betriebe  mit  5  Arbeitern,  doppelt  so  hohe  Beiträge 
wie  letzterer  zahlen,  obgleich  dieser  prosperiert  und  jener  nicht? 
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Fraglos  dürfte  die  Bemessung  der  Beiträge  nach  dem  Reinein- 
kommen aus  dem  Gewerbebetrieb  unter  Berücksichtigung  der  Ge- 
fährlichkeit desselben  richtiger  sein.  Wird  dies  zugegeben ,  so 
sollte  mit  der  Einführung  dieses  Verteilungsmassstabes  nicht  ge- 
zögert werden. 

Damit  würde  auch  ein  Hauptgrund,  welcher  von  den  Motiven 
des  Entwurfes  gegen  die  Einrichtung  von  weiteren  und  die  Er- 
weiterung der  bestehenden  Berufsgenossenschaften  geltend  ge- 
macht wird,  hinfällig  werden. 

Nach  §  lOi  des  Gesetzes  vom  6.  Juli  1884  (§  122  des  Gesetzes 
vom  5.  Mai  1886  und  §  115  des  Gesetzes  vom  13.  Juli  1887)  sind 
ferner  die  öffentlichen  Behörden  verpflichtet,  den  Genossenschafts- 
und Sektionsvorständen  auch  unaufgefordert  alle  Mitteilungen 
zukommen  zu  lassen,  welche  für  den  GeschäftslDetrieb  der  Genossen- 
schaften von  Wichtigkeit  sind.  Es  geschieht  dies  jedoch  nur  in 
den  seltensten  Fällen,  obgleich  sich  die  Behörden  dadurch  keine 
Arbeit  ersparen.  Denn  nach  denselben  Gesetzesparagraphen  sind 
sie  verpflichtet,  auf  Ersuchen  diese  Mitteilungen  zu  machen. 
Würden  die  öffentlichen  Behörden  die  vorgeschriebene  Rechts- 
hilfe den  Genossenschaften  freiwillig,  rechtzeitig  und  in  erforder- 
lichem Umfange  zuteil  werden  lassen,  dann  würde  sich  der  Ver- 
kehr zwischen  Genossenschaftsvorstand  und  Genossenschaftsmit- 
gliedern weiter  und  insgesamt  auf  ein  derartiges  Mass  verringern, 
das  zu  erfüllen  die  Unternehmer  der  nach  unserer  Ansicht  noch 
zu  versichernden  Betriebe  gewiss  in  der  Lage  sind. 

Auch  die  sonstigen  in  den  Motiven  gegen  die  Vergrösse- 
rung  und  Errichtung  von  Berufsgenossenschaften  geltend  ge- 
machten Gründe  dürften  für  unseren  kleinen  Personenkreis  nicht 
zutreffen. 

Stellt  man  sich  aber  auf  den  Standpunkt  des  Gesetzentwurfs, 
dass  die  Unfallversicherung  sämtlicher  in  den  genannten  Erwerbs- 
zweigen beschäftigter  Personen  erforderlich  ist ,  so  kann  man 
die  geplante  Organisation  als  keine  unzweckmässige  bezeichnen. 
Nur  ein  Erwerbszweig,  nämlich  der  Handel,  soweit  er  w'enigstens 
von  ins  Handelsregister  eingetragenen  Firmen  und  Genossen- 
schaften betrieben  wird,  birgt  unstreitig  nach  jeder  Richtung  die 
Gewähr  in  sich,  die  der  Entwurf  für  die  Organisation  von  Berufs- 
genossenschaften fordert.  Nach  der  Begründung  des  Entwurfs 
würden,  sofern  die  Handeltreibenden  nicht  in  solche  Verbände 
zusammengefasst   würden  ,    die  Inhaber  der    dann  zu    den  Unfall- 
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Versicherungsgenossenschaften  gehörigen  Handelsbetriebe  gegen- 
über den  Mitgliedern  der  Speditions-,  Speicherei-  und  Kellerei- 
Berufsgenossenschaft  als  Kaufleute  zweiter  Ordnung  hingestellt 
werden.  Abgesehen  von  der  anders  als  der  meisten  übrigen 
zu  versichernden  Personen  gearteten  sozialen  und  wirtschaftlichen 
Stellung  eines  grossen  Teils  der  Handlungsgehilfen  etc.  ist  darauf 
hinzuweisen,  dass  sich  Unfälle  im  Handelsgewerbe  verhältnismässig 
viel  seltener  als  im  Handwerk,  der  Seefischerei  etc.  ereignen.  In- 
folgedessen würden  die  Handeltreibenden  viel  höher  belastet  werden, 
als  es  der  Unfallgefahr  ihrer  Geschäfte  entspricht,  selbst  wenn  ge- 
mäss §  47  bei  der  Bemessung  der  Beiträge  auch  der  Grad  der 
mit  den  Betrieben  verbundenen  Unfallgefahr  in  Betracht  gezogen 
würde  und  die  Handelsbetriebe  in  die  niedrigste  Gefahrenklasse 
kämen.  Es  dürfte  daher  keine  unbillige  Forderung  des  Handels- 
standes sein,  dass  er,  soweit  der  Handel  von  ins  Firmenregister 
eingetragenen  Personen  oder  Gesellschaften  betrieben  wird,  ganz 
aus  dem  Gesetz  fallen  gelassen,  also  die  Zuständigkeit  des  Bun- 
desrats bei  der  Entscheidung  über  seine  Organisation  beseitigt 
und  die  Versicherung  der  im  Handel  thätigen  Personen  durch 
entsprechende  Abänderung  des  Gesetzes  vom  28.  Mai  1885 
über  die  Ausdehnung  der  Unfall-  und  Krankenversicherung  er- 
reicht wird. 

Da  Massenunfälle  im  Handelsgewerbe  ausgeschlossen,  dürfte 
im  Interesse  der  Einfachheit  und  Billigkeit  der  Verwaltung  die 
Bildung  von  mehreren  kleinen  Handels-Berufsgenossenschaften 
statt  einer  grossen  für  ganz  Deutschland  am  Platze  sein. 

Für  die  Verwaltung  der  Unfallversicherungsgenossenschaften 
erscheint  uns  ein  etwas  weiter  Spielraum  gelassen  worden  zu 
sein,  was  wohl  darauf  schliessen  lässt,  dass  sich  die  Verfasser 
des  Entwurfs  selbst  noch  nicht  über  ihre  zweckmässigste  Art  und 
Weise  derselben  klar  gewesen  sind.  Uns  erscheint  die  allge- 
meine Uebertragung  der  Verwaltung  auf  die  Alters-  und  Invali- 
ditätsversicherungsanstalten mit  der  Massgabe  am  ratsamsten, 
dass  sich  auch  die  Grenzen  der  Unfallversicherungsgenossenschaften 
mit  denen  dieser  Anstalten  decken.  Dadurch  würde  erstens  die 
teure  Verwaltung  der  letzteren  auch  für  andere  Zwecke  nutzbar 
gemacht  und  zweitens  eine  gewisse  Vereinigung  eines  Teils  der 
Arbeiterversicherung  herbeigeführt ,  abgesehen  davon ,  dass ,  wie 
wir  noch  sehen  werden ,  die  Schiedsgerichte  der  Alters-  und  In- 
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validitätsversicherungsanstalten  nach  dem  Entwurf  auch  den  Un- 
fallversicherungsgenossenschaften dienen  sollen. 

Weshalb  ferner  die  Interessen  des  Handwerks  bei  Zusammen- 
setzung der  Genossenschaftsversammlung  und  Genossenschafts- 
vorstände sowie  Bestellung  der  Vertrauensmänner  durch  Wahl- 
recht der  Innungen  mehr  als  die  des  Handels,  der  in  den  Han- 
delskammern doch  auch  gesetzlich  anerkannte  Organisationen  be- 
sitzt, gewahr  werden  sollen,  ist  uns  nicht  ersichtlich.  Die  betref- 
fenden Bestimmungen  in  den  §§  30,  Abs.  3  ;  34,  Abs.  5  ;  35 ^  und 
38,  Abs.  3  passen  gar  nicht  in  das  Gesetz  und  scheinen  nur  zu 
dem  Zweck  aufgenommen  zu  sein ,  den  organisierten  Handwer- 
kern den  Entwurf  schmackhafter  zu  machen.  Eine  Bedeutung 
können  wir  ihnen  allerdings  auch  nicht  beilegen. 

Als  bemerkenswert  mag  hier  noch  erwähnt  werden,  dass  nach 
§  4,  Absatz  2  durch  Beschluss  des  Bundesrats  oder  durch  Statut 
für  gewisse  Berufszweige  und  Bezirke  bestimmt  werden  kann,  dass 
Betriebsunternehmer ,  deren  Jahresarbeitsverdienst  zweitausend 
Mark  nicht  übersteigt,  der  Unfallversicherungspflicht  unterliegen. 
Diese  Bestimmung  ist  dem  §  2  des  landwirtschaftlichen  Unfall- 
versicherungsgesetzes entnommen  und  deckt  sich  mit  unserem  bei 
der  Besprechung  des  Gesetzentwurfs  über  die  Abänderung  der 
Unfallversicherung  gemachten  Vorschlag. 

Gegenstand    der  Versicherung    und    Umfang    der 
Entschädigung. 

Die  betreffenden  Bestimmungen  entsprechen  vollkommen  dem 
jetzigen  Recht  nach  dem  landwirtschaftlichen  Unfallversicherungs- 
gesetz mit  den  im  Gesetzentwurf,  betr.  Abänderung  der  Unfall- 
versicherung, vorgeschlagenen  Aenderungen  bis  auf  folgende  Ab- 
weichung. 

§  14  bestimmt,  dass  bei  der  Berechnung  der  Rente  als  Ar- 
beitsverdienst zu  Grunde  gelegt  wird: 

a.  für  Mitglieder  einer  Orts-,  Betriebs-  (Fabrik-),  Bau-  oder 
Innungskrankenkasse,  sowie  für  Mitglieder  der  Gemeinde-Kranken- 
versicherung der  dreihundertfache  Betrag  des  für  ihr  Kranken- 
geld massgebenden  Durchschnittslohnes  oder  wirklichen  Arbeits- 
verdienstes ; 

b.  für  krankenversicherungspflichtige  Mitglieder  einer  einge- 
schriebenen oder  auf  Grund  landesrechtlicher  Vorschriften  errich- 
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teten  Hilfskasse  das  Dreihundertfache  desjenigen  Betrags ,  nach 
welchem  ihre  Krankenversicherungsbeiträge  zu  berechnen  sein 
würden,  wenn  sie  auf  Grund  ihrer  Beschäftigung  Mitglieder  einer 
Orts-,  Betriebs-  (Fabrik-),  Bau-  oder  Innungskrankenkasse  wären, 
oder  der  Gemeinde-Krankenversicherung  anzugehören  hätten; 

c.  für  andere  nicht  gegen  Krankheit  versicherte  Arbeiter, 
Gesellen,  Gehilfen,  —  mit  Ausnahme  der  Handlungsgehilfen  und 
Lehrlinge  —  sowie  für  nicht  im  Betriebe  beschäftigte  ,  aber  die 
Betriebsstätte  besuchende  Personen  der  dreihundertfache  Betrag 
des  ortsüblichen  Tagelohns  gewöhnlicher  Tagearbeiter  des  Be- 
schäftigungsortes. 

Diese  Bestimmungen  sind  ersichtlich  auch  denjenigen  im 
landwirtschaftlichen  Unfallversicherungsgesetz  (§  6)  nachgebildet 
und  nur  nach  Massgabe  des  veränderten  Kreises  der  zu  versichern- 
den Personen  modifiziert  worden. 

In  der  Begründung  wird  mit  Recht  ausgeführt,  dass  die  re- 
gelmässige Zugrundelegung  von  Durchschnittslohnsätzen  den  Ar- 
beitern im  grossen  und  ganzen  gerecht  wird  und  zu  ihren  Gun- 
sten eine  schnellere  Festsetzung  der  Renten  ermöglicht ;  auf  der 
anderen  Seite  würden  viele  Unternehmer  der  dem  Entwurf  unter- 
stellten Betriebe  kaum  in  der  Lage  sein ,  die  für  individuelle 
Berechnungen  erforderlichen  Unterlagen  an  Lohnnachweisungen 
etc.   zu  liefern. 

Für  die  grosse  Mehrzahl  der  nach  dem  Entwurf  Versicherten 
bildet  der  für  ihr  Krankengeld  massgebende  Durchschnittslohn, 
nach  dem  sich  ja  auch  ihre  Beiträge  zur  Invaliditäts-  und  Alters- 
versicherung bemessen  (§  22  des  Gesetzes  vom  22.  Juni  1889), 
eine  hinreichend  abgestufte  Grundlage  für  die  Feststellung  des 
Arbeitsverdienstes. 

Den  Entschädigungen  der  Betriebsbeamten ,  Werkmeister, 
Techniker,  Handlungsgehilfen  etc. ,  soll  wieder  entsprechend  der 
Vorschrift  in  §6,  Abs.  4  des  landwirtschaftlichen  Unfallversicherungs- 
gesetzes der   wirkliche  Arbeitsverdienst  zu  Grunde  gelegt  werden. 

Aufbringung   der  Mittel. 

Die  diesbezüglichen  Bestimmungen  (§  19  ff.)  decken  sich  mit 
denjenigen  des  Bauunfallversicherungsgesetzes  vom  11.  Juli  1887, 
in  welchem  bekanntlich  mit  dem  in  den  früheren  Unfallversiche- 
rungsgesetzen beliebten  Umlageverfahren  gebrochen  und  das 
Deckungsverfahren   eingeführt  wurde.     Nach    demselben  sind  die 
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Beiträge  so  zu  berechnen,  dass  durch  dieselben  ausser  den  son- 
stigen Leistungen  des  Verbandes  (Verwaltungskosten)  der  Kapital- 
wert der  ihm  im  abgelaufenen  Rechnungsjahr  zur  Last  gefallenen 
Renten  gedeckt  wird.  Man  muss  der  Begründung  des  Entwurfs 
zustimmen,  dass  es  zweckmässig  ist ,  von  Unternehmern ,  welche 
ihre  Betriebe  oft  nur  auf  kurze  Zeit  ins  Leben  rufen,  um  sie  so- 
dann aufzulösen ,  für  die  aus  ihren  Betrieben  herrührende  Be- 
lastung der  Mitglieder  die  Kapitaldeckung  zu  fordern.  Nament- 
lich im  Handwerk  und  im  Kleingewerbe,  sowie  im  Kleinhandel 
haben  die  ohne  erheblichere  Geldmittel  eröffneten  Betriebe  nicht 
selten  nur  geringen  Bestand.  Gewisse  Zweige  des  Handwerks 
unterliegen  überdies  einer  weitreichenden  Aufsaugung  durch  die 
Grossindustrie.  Es  fehlt  hiernach  an  jener  Solidarität  der  zukünf- 
tigen mit  den  jetzigen  Betriebsunternehmern,  welche  eine  Hinaus- 
schiebung gegenwärtiger  Lasten  auf  spätere  Generationen  recht- 
fertigen könnte.  Die  Belastung  der  Zukunft  könnte  sich  für 
wirtschaftlich  schwächere  Unternehmer  schon  nach  wenigen  Jahren 
als  gefährlich  herausstellen.  Solche  Unternehmer  werden  eher 
eine  gleichbleibende  Beitragslast  tragen  können,  auch  wenn  sie 
für  die  ersten  Jahre  höher  ist.  Zu  hoch  wird  diese  Belastung 
für  die  unter  den  Entwurf  fallenden  Unternehmen  schon  um  des- 
willen nicht  werden,  weil  sie  sich  nach  der  Zahl  der  beschäftigten 
Personen  richtet,  die  bei  den  in  Rede  stehenden  Betrieben  meist 
nur  gering  sein  wird. 

Wie  hier  zuletzt  angedeutet  wird ,  unterscheidet  sich  die  im 
Entwurf  beabsichtigte  Aufbringung  der  Mittel  insofern  von  der- 
jenigen nach  dem  Bauunfallversicherungsgesetz ,  als  die  Aus- 
schreibung der  Beiträge  nach  der  Zahl  der  Vollarbeiter  des  Be- 
triebes ohne  Rücksicht  auf  die  Höhe  der  von  den  Versicherten 
verdienten  Löhne  und  Gehälter  oder  durch  Zuschläge  zu  öffent- 
lichen Abgaben  —  die  Begründung  nennt  zunächst  die  Gewerbe- 
steuer —  erfolgen  soll.  Es  soll  auch  für  bestimmte  Bezirke  oder 
Betriebszweige  angeordnet  werden  können ,  dass  die  Beiträge, 
welche  auf  die  Betriebsunternehmer  fallen ,  an  Stelle  dieser 
Unternehmer  ganz  oder  teilweise  durch  Gemeinden  oder  Kom- 
munalverbände aufzubringen  sind.  In  diesem  Falle  sollen  sich 
Gemeinden  zur  gemeinsamen  Uebernahme  der  Lasten  vereini- 
gen dürfen. 

Sind  wir  mit  Erhebung  der  Beiträge  als  Zuschläge  zu  öffent- 
lichen Abgaben,    soweit    letztere    nur    das  Einkommen    aus  dem 
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versicherungspflichtigen  Gewerbe  trefifen  wollen ,  einverstanden, 
so  erscheint  uns  ihre  Bemessung  nach  der  Zahl  der  Vollarbeiter 
des  Betriebes,  weil  roher,  schon  bedenklicher.  Wenn  in  der  Be- 
gründung auf  die  gleichartige  Bemessung  der  Beiträge  in  den  land- 
wirtschaftlichen Berufsgenossenschaften  verwiesen  wird,  so  ist  dem 
entgegenzuhalten,  dass  in  einer  landwirtschaftlichen  Berufsgenos- 
senschaft der  Begriff  »Vollarbeiter«  ein  einheitlicher  ist,  in  jeder 
der  zukünftigen  Unfallversicherungsgenossenschaften  aber  nicht.  In 
diesen  giebt  es  so  viel  verschiedene  Vollarbeiter,  als  sie  Erwerbs- 
gruppen von  versicherten  Personen  zählen.  Der  Vollarbeiter  im 
Handelist  nach  Dauer,  Intensität  und  Gefährlichkeit  seiner  Arbeit  ein 
anderer  als  derjenige  in  der  Bäckerei,  und  dieser  wieder  ein  an- 
derer als  derjenige  in  der  Fischerei.  Infolgedessen  dürfte  bei  der 
Bemessung  der  Beiträge  nach  der  Anzahl  der  beschäftigten  Voll- 
arbeiter die  Inhaber  der  Gewerbe,  in  denen  anhaltend  und  lange 
gearbeitet  wird  und  die  Arbeiter  grösseren  Gefahren  ausgesetzt 
sind,  zu  geringe  Beiträge  auf  Kosten  derjenigen  Mitglieder  der 
Unfallversicherungsgenossenschaften  zahlen,  deren  Gewerbe  eine 
kürzere  und  weniger  intensive  Arbeit  der  beschäftigten  Personen 
erfordern  und  dabei  mit  geringeren  Gefahren  verknüpft  sind.  Es 
wird  daher  überall  die  Erhebung  der  Beiträge  als  Zuschlag  zu 
öffentlichen  Abgaben  anzustreben  sein. 

Ganz  entschieden  möchten  wir  uns  aber  gegen  die  Bestim- 
mung w  enden ,  dass  Beiträge  von  Betriebsunternehmern  durch 
Gemeinden  etc.  aufgebracht  werden  können ,  wenn  diese  Unter- 
nehmer zu  schwach  zur  Tragung  der  Unfallversicherungslasten 
sind.  Das  bedeutet  einen  gewichtigen  Schritt  auf  dem  Wege  der 
Zwangsunfallversicherung  von  Personen  auf  allgemeine  Kosten, 
den  wir  so  nebenbei  nicht  thun  möchten,  weil  er  zu  einem  Prä- 
cedenz  werden  könnte,  über  dessen  Tragweite  niemand  im  Zweifel 
sein  dürfte.  Es  würde  damit  das  anerkannt  richtige  Prinzip  der 
Unfallversicherung,  auf  Kosten  derjenigen,  die  aus  der  Arbeit  der 
versicherten  Personen  Vorteil  ziehen,  in  Frage  gestellt,  nachdem 
es  schon  im  landwirtschaftlichen  Unfallversicherungsgesetz  (§  16) 
und  Bauunfallversicherungsgesetz  (§§  21b  und  30),  allerdings  nur 
aus  praktischen  Gründen  ^),  durchbrochen  worden  war. 


i)  Handbuch  der  Unfallversicherung ,  die  Reichsunfallversicherungsgesetze,  dar- 
gestellt von  Mitgliedern  des  Reichsversicherungsamtes.  Leipzig.  Breitkopf  u.  Härtel. 
1892.     S.  Anmerkungen  zu  den  betreffenden  Paragraphen. 
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Ohne  des  weiteren  Stellung  zu  der  durch  den  §  20  des  Ent- 
wurfs aufgeworfenen  Frage  zu  nehmen,  möchten  wir  im  Interesse 
des  einheitlichen  Grundgedankens  der  Unfallversicherung  und  weil 
wir  vor  den  F'olgen  jener  Bestimmung  zurückschrecken,  lieber 
auf  die  Versicherung  solcher  Personen  verzichten ,  deren  Arbeit- 
geber nicht  die  Kosten  derselben  zu  tragen  im  stände  sind,  als 
dass  wir  sie  auf  allgemeine  Kosten  zugeben.  Die  Berufsgenossen- 
schaften zählen  in  der  jetzigen  Zeit  der  Aufsaugung  der  Klein- 
industrie sehr,  sehr  viele  Mitglieder,  denen  die  Leistung  der  Mit- 
gliederbeiträge auch  recht  schwer  wird.  Wer  will  ihnen  verargen, 
wenn  sie  auch  die  Zahlung  ihrer  Beiträge  durch  ihre  Gemeinden 
fordern?  Wohin  soll  dies  führen?  Hier  giebt  es  eben  nur  ein 
Entweder  —  Oder. 

Es  sei  noch  erwähnt,  dass  die  auf  Grund  des  fraglichen  Ge- 
setzes gebildeten  Berufsgenossenschaften  nur  den  Jahresbetrag  der 
Entschädigungen  mittels  der  Umlage  erheben  können  ;  in  diesem 
Falle   haben  sie  nach  §   56  Reservefonds  anzusammeln. 

Gefahrentarif. 

Nach  §  47  soll  die  Einführung  eines  Gefahrentarifs  dem  von 
der  Genossenschaftsversammlung  zu  beschliessenden  Statut  über- 
lassen bleiben.  Dies  kann  insofern  zu  einer  ungerechten  Belastung 
der  am  wenigsten  gefährlichen  Betriebe  führen,  als  die  Genossen- 
schaftsversammlungen, in  denen  die  Inhaber  gefährlicher  Betriebe 
in  der  Majorität  sind,  im  Interesse  dieser  die  Einführung  eines 
Gefahrentarifs  ablehnen  werden.  Im  übrigen  korrespondieren 
die  bezüglichen  Bestimmungen  mit  denen  in  den  geltenden  Un- 
fallversicherungsgesetzen. 

Schiedsgerichte. 

Der  §  81  besagt,  dass  als  Schiedsgerichte  für  den  Bereich 
der  Unfallversicherungsgenossenschaften  und  der  auf  Grund  dieses 
Gesetzes  gebildeten  Berufsgenossenschaften,  sowie  der  unter  dieses 
Gesetz  fallenden  Reichs-  und  Staatsbetriebe  die  für  die  Invalidi- 
täts-  und  Altersversicherung  eingesetzten  Schiedsgerichte  unter 
Beibehaltung  ihrer  Bezirke  dienen  sollen.  Die  Kosten  des  Schieds- 
gerichts sowie  des  Verfahrens  vor  demselben  soll,  soweit  es  sich 
um  Ansprüche  auf  Grund  dieses  Gesetzes  handelt ,  derjenige 
Träger  der  Versicherung  zahlen ,  welchem  der  Betrieb ,  in  dem 
sich  der  Unfall  ereignet  hat,  zugehört. 
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Zur  Begründung  dieser  Abweichung  von  der  Bildung  und  Zu- 
sammensetzung der  bisherigen  Unfallschiedsgerichte  wird  in  den 
Motiven  zum  Entwurf  ausgeführt,  dass  es  im  Interesse  der  Zugäng- 
lichkeit der  Schiedsgerichte  für  die  Verletzten,  sowie  der  Kosten- 
ersparnis für  die  Sitzungen,  zu  denen  Beisitzer  vielfach  von  ausser- 
halb erscheinen  müssen,  wünschenswert  ist,  die  Bezirke  der 
Schiedsgerichte  nicht  zu  gross  zu  bemessen.  Die  Schiedsgerichte 
für  die  Invaliditäts-  und  Altersversicherung  seien  aber  auch  nach 
ihrer  Zusammensetzung  aus  Unternehmern  und  Versicherten  der 
verschiedenartigsten  Berufszweige  durchaus  geeignet,  auch  für  die 
Unfallversicherungsgenossenschaften  thätig  zu  sein.  Indessen  sei 
das  Hauptgewicht  auf  die  Lebensstellung  der  Beisitzer  als  Arbeit- 
pfeber  und  Arbeiter  zu  leeen.  Dass  die  Arbeiterbeisitzer  dem- 
selben  Betriebszweige,  wie  der  Verletzte  ,  angehören ,  sei  im  all- 
gemeinen von  geringerer  Bedeutung.  Die  erhebliche  Vereinfachung 
der  Gesamtorganisation,  welche  auf  dem  vorgeschlagenen  Wege 
erzielt  werde,  lasse  es  gerechtfertigt  erscheinen,  dieselben  Schieds- 
gerichte auch  für  die  unter  der  Herrschaft  dieses  Gesetzes  etwa 
neu  errichteten  Berufsgenossenschaften,  sowie  für  die  in  Betracht 
kommenden  Reichs-  und  Staatsbetriebe  in  Thätigkeit  zu  setzen. 
Auch  diese  Genossenschaften  und  Betriebe  würden  von  der  leichten 
Zugänglichkeit,  der  Einfachheit  und  Billigkeit  der  Einrichtung 
Nutzen  haben,  und  da  es  sich  auch  bei  ihnen  nicht  mehr  um  Be- 
triebe der  Grossindustrie  und  grosse  fiskalische  Unternehmen 
handele,  so  falle  die  Lebensstellung  der  Schiedsgerichts-Beisitzer 
weniger  ins  Gewicht. 

Den  Gründen,  welche  für  die  Benutzung  der  Schiedsgerichte 
der  Alters-  und  Invaliditätsversicherungsanstalten  durch  die  Unfall- 
versicherungsgenossenschaften angeführt  werden,  dürfte  man  unter 
der  von  uns  schon  gemachten  Voraussetzung  zustimmen ,  dass 
auch  die  territorialen  Grenzen  beider  Anstalten  sich  decken.  Wir 
stellen  diese  Bedingung  nicht  aus  Gründen  bureaukratischer  Uni- 
ficierung,  sondern  weil  nach  unserer  Ansicht  bei  der  Mannigfal- 
tigkeit der  Versicherungsarten  und  der  für  sie  ins  Leben  gerufenen 
Organisationen  die  Einheitlichkeit  auf  diesem  Gebiete,  soweit  dies 
noch  möglich,  im  Interesse  der  Versicherer  und  Versicherten  ge- 
rettet werden  muss.  Aus  diesem  Grunde  möchten  wir  auch  für 
die  neuen  Berufsgenossenschaften  etc.  die  bisherigen  Formen  der 
Schiedsgerichte  gewahrt  wissen. 

Als  neu  ist  noch  zu  erwähnen,  dass  gemäss  §  44  die  Schieds- 
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gerichtsbeisitzer  aus  dem  Kreise  der  Versicherten  in  jedem  Falle, 
in  welchem  sie  zur  Wahrnehmung  ihrer  Obliegenheiten  berufen 
werden ,  die  Arbeitgeber  hiervon  in  Kenntnis  zu  setzen  haben, 
widrigenfalls  ihnen  die  im  §  40  vorgesehenen  Entschädigungen 
versagt  werden  können.  Die  Nichtleistung  der  Arbeit  während 
der  Zeit,  in  welcher  die  bezeichneten  Personen  durch  die  Wahr- 
nehmung jener  Obliegenheiten  an  der  Arbeit  verhindert  sind,  be- 
rechtigt den  Arbeitgeber  nicht ,  das  Arbeitsverhältnis  vor  dem 
Ablauf  der  vertragsmässigen  Dauer  aufzuheben. 

Reichsversicherungsamt. 

Nach  §  117  bis  §  120  sollen  dem  Reichsversicherungsamt  für 
den  Zuwachs,  den  seine  Geschäfte  erhalten  werden,  je  zwei  neue 
nichtständige  Mitglieder  aus  dem  Stande  der  Arbeitgeber  und 
Versicherten  nebst  den  erforderlichen  Stellvertretern  hinzutreten. 
Diese  Mitglieder  sollen  gemäss  §  133,  Abs.  2  des  Gesetzes  vom 
22.  Juni  1889  für  die  Rechtsprechung  in  Angelegenheit  der  In- 
validitäts-  und  Altersversicherung  mit  verwandt  werden. 

Für  die  Besetzung  der  Spruchkammern  des  Reichsversiche- 
rungsamtes (§  120)  hat  das  Invaliditäts-  und  Altersversicherungs- 
gesetz als  Vorbild  gedient,  nur  ist  durch  eine  etwas  abweichende 
Fassung  Bedacht  darauf  genommen,  dass  nur  über  die  Art  der 
Besetzung  von  vier  Stellen  in  den  Spruchkammern  eine  bindende 
Vorschrift  gegeben  ist.  Es  sollen  nach  dem  Entwurf  neben  einem 
ständigen  Mitgliede  des  Reichsversicherungsamtes  als  Vorsitzenden 
je  ein  Vertreter  der  Arbeitgeber  und  der  Versicherten  ,  sowie 
ein  richterlicher  Beamter  in  der  Spruchkammer  mitsitzen.  Als 
fünftes  Mitglied  desselben  kann  entweder  eines  der  vom  Bundes- 
rat aus  seiner  Mitte  gewählten  nichtständigen  Mitglieder  oder  ein 
zweites  ständiges  Mitglied  des  Reichsversicherungsamtes  zugezogen 
werden. 

Im  übrigen  lehnt  sich  der  Entwurf  an  die  älteren  Unfallver- 
sicherungsgesetze an.  Wie  ersichtlich  nimmt  er  bei  der  Ergänzung 
des  Reichsversicherungsamtes  zur  Voraussetzung,  dass  die  Schieds- 
gerichte der  Alters-  und  Invaliditätsversicherungsanstalten  auch 
für  Unfallversicherungsgenossenschaften  und  die  neuen  Berufsge- 
nossenschaften fungieren.  Eine  Abänderung  dieser  Bestimmung 
würde  auch  eine  solche  der  für  die  Wahlen  zum  Reichsversiche- 


Die  Abänderung  und  Erweiterung  der   Unfallversicherung  etc.     265 

rungsamt  gestroffenen  Bestimmungen,   gegen  die  wir  im  übrigen 
nichts  einwenden  können,  zur  Folge  haben. 


Die  Bestimmungen  über  »Verhältnis  zu  Krankenkassen  und 
Armenverbänden  (§  18),  Rechnungsausschuss  (§  39),  Ehrenämter 
(§  40),  Haftung  der  Mitglieder  der  Organe  (§  41),  Ablehnung  von 
Wahlen  (§§  42,  43),  Gemeinsame  Tragung  der  Lasten  (§  45), 
Aenderungen  des  Bestandes  (§§  59—61),  vermögensrechtHche 
Folgen  der  Veränderung  (§§  62—68),  Reichs-  und  Staatsbetriebe 
(§§  69—70),  Mitgliedschaft  (§  71),  Ermittelung  der  versicherungs- 
pflichtigen Betriebe  (§§  72—75) ,  Ermittlung  der  Grundlagen  für 
die  Bemessung  der  Beiträge  (§  76),  Kataster  (§§  77—80),  Ver- 
fahren (§§  82—86),  Feststellung  der  Entschädigungen  (§§  87—94), 
Berufung  gegen  die  Entscheidung  der  Genossenschaftsorgane 
(§  95),  Entscheidung  des  Schiedsgerichts,  Revision  an  das  Reichs- 
versicherungsamt (§§  96—98) ,  Beteiligung  mehrerer  Genossen- 
schaften (§  99),  Anfechtung  rechtskräftiger  Entscheidungen  (§  loo), 
Berechtigungsausweis  (§  loi)  ,  Veränderung  der  Verhältnisse 
(§  102),  Fälligkeitstermine  (§  103),  Ruhen  der  Rente  (§  104), 
Kapitalsabfindung  (§  105),  Unpfändbarkeit  der  Entschädigungs- 
forderungen (§  106),  Auszahlungen  durch  die  Post  und  Liquida- 
tionen derselben  (§  107,  108) ,  Verfahren  bei  Erhöhung  der  Bei- 
träge (§§  109 — 113) ,  Abführung  der  Beiträge  an  die  Postkassen 
(§114),  Vermögensverwaltung  und  Rechnungsführung  (§§  115 — 116), 
Landesversicherungsämter  (§§  121 — 122)  und  Schluss-  und  Straf- 
bestimmungen (§§  123 — 140)  entsprechen  den  betreffenden  Vor- 
schriften in  den  geltenden  Unfallversicherungsgesetzen  oder  einem 
derselben  mit  den  im  Entwurf  eines  Gesetzes,  betreffend  Abän- 
derung der  Unfallversicherung  ,  vorgesehenen  und  durch  die 
eigenartige  Organisation  der  Unfallversicherungsgenossenschaften 
bedingten  Abänderungen. 

Es  dürfte  sich  daher  hier  erübrigen,  auf  sie  des  Näheren  ein- 
zugehen. 

Wir  haben  im  Vorstehenden  versucht,  auf  Grund  praktischer 
Erfahrungen,  gesammelt  in  einer  sechsjährigen  Thätigkeit  in  der 
berufsgenossenschaftlichen  Verwaltung ,  die  wichtigen  Bestim- 
mungen der  beiden  Gesetzentwürfe,  betreffend  die  Abänderung 
und  Erweiterung  der  Unfallversicherung,  zusammenzustellen  und 
sine  ira  et  studio  auf  ihre  Bedeutung    und  Wirkungen  zu  prüfen. 
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Sind  wir  überzeugt ,  dass  uns  dies  nur  zum  Teil  gelungen  ist, 
so  wären  wir  vollauf  belohnt,  wenn  diese  Zeilen  die  öffentliche 
Aufmerksamkeit,  die  Teilnahme  der  Interessenten  auf  die  grosse 
Wichtigkeit  der  fraglichen  Materie  lenkten  und  sie  bei  den 
gesetzgebenden  P'aktoren  einige  Beachtung  fänden. 

Posen,    im  August  1894. 


DIE  ORGANISATION  DES  KLEINGEWERBES '! 

VON 

Dr.   ANDREAS  VOIGT. 


Die  Meinung  der  bei  einer  wirtschaftspolitischen  Frage  praktisch 
Interessierten  pflegt  sich  in  schlagwortartigen  Sätzen  zu  konden- 
sieren. So  sind  unter  Kleingewerbtreibenden  und  Arbeitern  über 
die  Lage  des  Kleingewerbes  und  die  ihr  gegenüber  zu  befolgende 
Politik  eine  Reihe  von  Behauptungen  im  Umlauf,  die  mit  dem 
Anspruch  auftreten,  das  Problem  allseitig  und  erschöpfend  erfasst 
zu  haben,  sich  jedoch ,  bei  objektiver  Prüfung  als  einseitig  und 
von  beschränkter  Giltigkeit  erweisen.  Meistens  stehen  einander 
zwei  völlig  entgegengesetzte  Urteile  gegenüber. 

Von  der  einen  Seite  wird  behauptet,  dass  das  Kleingewerbe 
dem  völligen  Aussterben  entgegengehe ,  da  auf  allen  Gebieten 
die  natürliche  Entwicklung  zur  Grossproduktion  und  zur  Betriebs- 
erweiterung dränge  und  der  Fortschritt  dieses  Prozesses  bis  zur 
Beseitigung  des  Kleinbetriebes  nur  eine  Frage  der  Zeit  sei.  Vom 
Kleingewerbe  wird  als  von  einer  »zurückgebliebenen«  Betriebs- 
form gesprochen ,  als  ob  es  ausgemacht  wäre ,  dass  es  nur  ein 
Ueberbleibsel  aus  einer  früheren  Wirtschaftsperiode  sei  und  in 
der  modernen  Wirtschaft  eigentlich  keine  Existenzberechtigung 
habe.  Diese  Auffassung  enthält  eine  starke  Ueberschätzung  der 
neueren  Betriebsformen.  Gegen  eine  vollständige  Verdrängung 
des  Kleinbetriebes  spricht  schon  eine  wichtige  wirtschaftsgeschicht- 
liche Erfahrung.  Die  aufeinanderfolgenden  Wirtschaftsperioden 
lassen  sich    zwar    durch    gewisse  Betriebsweisen  charakterisieren. 


i)  Die  der  folgenden  Abhandlung  zu  Grunde  liegenden  Thatsachen  wurden,  wo 
nicht  andere  Quellen  angegeben  sind,  durch  persönliche  Erkundigungen  des  Verfassers 
bei  Gewerbtreibenden  ermittelt.  Das  Thatsachenmaterial  wird  an  anderer  Stelle  ver- 
öffentlicht werden. 
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jedoch  nicht  in  dem  Sinne,  als  ob  jeder  von  ihnen  eine  einzige 
ausschhessHch  eigen  gewesen  wäre,  vielmehr  behält  jede  folgende 
die  Betriebssysteme  aller  vorhergehenden  bei,  nur  ist  eines  das 
vorherrschende  und  darum  für  die  betreffende  Periode  charakte- 
ristische. So  besteht  noch  der  Familienhaushalt  als  Rest  der 
ursprünglich  alles  umfassenden  Hauswirtschaft;  die  gewerbliche 
GHederung  der  Gesellschaft  hat  ihn  nicht  ganz  verdrängen  können. 
So  ragen  Hausfleiss  und  Lohnvverk  in  die  Blüteperiode  des  Hand- 
werks hinein  und  so  werden  alle  drei  Betriebsformen  ')  neben 
Verlagssystem  und  fabrikmässigem  Betrieb  bestehen  bleiben,  um 
so  sicherer,  als  auch  der  Gegensatz  von  Stadt  und  Land  niemals 
ganz  verwischt  werden  wird.  Auch  der  Unterschied  der  Stände 
und  Vermögensklassen  ist  ein  Grund  für  die  Erhaltung  verschie- 
dener Betriebsformen  nebeneinander.  Der  Reiche  wird  niemals 
seine  Kleider  im  Konfektionsgeschäft  kaufen,  sowenig  wie^der 
Offizier  sie  von  der  Regimentskammer  bezieht,  noch  wird  er  darauf 
verzichten ,  sich  Hausgerät  nach  eigenem  Geschmack  anfertigen 
zu  lassen.  Nur  wer  an  die  völlige  Nivellierung  aller  sozialen  und 
wirtschaftUchen  Unterschiede  glaubt,  wird  sich  unsere  Zukunfts- 
wirtschaft als  ausschliesslich  vom  Grossbetriebe  beherrscht  vor- 
stellen können. 

Die  Gegenwart  zeigt  uns  eine  reiche  Mannigfaltigkeit  aller 
Betriebsformen  und  Betriebsgrössen.  Die  Grösse  eines  Betriebes 
ist  oft  durch  die  Grösse  des  Objektes  bedingt,  das  in  ihm  her- 
gestellt werden  soll.  Werden  nur  Phalanstere  gebaut,  dann  ist 
der  Grossbetrieb  im  Baugewerbe  eine  Notwendigkeit;  zum  Bau 
eines  bürgerlichen  oder  bäuerlichen  Wohnhauses  genügt  ein  Hand- 
werksmeister. Soll  ein  Koloss  hergestellt  werden,  dann  erfordert 
selbst  die  primitive  Kunst  Vereinigung  vieler  Arbeitskräfte,  wäh- 
rend bei  einem  kleinen  Objekt  auch  ein  kleiner  Betrieb  ausreicht. 
Das  Kennzeichen  des  modernen  Grossbetriebes  ist  jedoch  nicht 
die  Produktion  grosser  Objekte,  sondern  die  Erzeugung  und  der 
Absatz  von  Massen  gleichartiger  Artikel. 

Was  die  Produktionstechnik  betrifft,  so  ist  ein  vorteilhafter 
Grossbetrieb  bedingt  durch  die  Möglichkeit  der  Arbeitsteilung, 
der  Anwendung  von  Werkzeugmaschinen,  welche  Arbeit  zu  ver- 
einigen ,  Spezialarbeit  durch  Generalarbeit  zu  ersetzen  gestattet, 
endlich    durch    die  Möglichkeit,    Kraft    mittelst  Motoren  zu  kon- 

l)  Eis  giebt  sogar  Lohnwerk  mitten  im  maschinellen  Grossbetrieb  z.  B.  im  Tischler- 
gewerbe, wo  die  Kleinmeister  ihr  Holz   in   den  Maschinenbetrieben  bearbeiten  lassen. 
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zentrieren.  Diese  Bedingungen  sind  aber  auf  den  verschiedenen 
Produktionsgebicten  in  seiir  verschiedenem  Masse  erfüllt,  daher 
die  grosse  Mannigfaltigkeit  von  Betriebsgrössen :  im  einen  Indu- 
striezweige ausschliesshch  grösster  Grossbetrieb,  in  anderen  Mittel- 
oder Kleinbetriebe,  Höchst  ungleichmässig  hat  die  moderne 
Technik  ihre  Gaben  verteilt ;  hier  hat  sie  nur  dieses  oder  jenes 
Werkzeug  verbessert,  dort  hat  sie  den  Produktionsprozess  von 
Grunde  aus  umgestaltet.  Liegt  das  nur  daran,  dass  sie  nicht  auf 
einmal  alles  bewältigen  konnte ,  oder  nicht  vielmehr  im  Wesen 
der  zu  erzeugenden  Gegenstände,  wenn  z.  B.  noch  Körbe  mit 
der  Hand ,  feinere  Gewebe  und  Geflechte  dagegen  mit  der  Ma- 
schine geflochten  werden?  Man  traut  der  Technik  alles  zu,  und 
in  der  That  leistet  sie  oft  unerwartetes  ;  doch  das  ist  kein  Grund, 
das  Fehlen  eines  Unmöglichkeitsbeweises  für  einen  Beweis  der 
Möglichkeit  zu  nehmen.  Bei  allem  Vertrauen  zur  Technik  ist 
man  sicherlich  berechtigt,  an  der  Möglichkeit  maschinenmässiger 
Massenproduktion  vieler  Artikel  für  absehbare  Zeiten  ernstlich 
zu  zweifeln. 

Dem  Glauben ,  dass  die  Tage  des  Kleinbetriebes  gezählt 
seien,  liegt  zumeist  die  Vorstellung  zu  Grunde,  es  sei  schon  heute 
die  Produktionsweise  des  Kleinbetriebes  neben  der  mit  allen  Mitteln 
der  Technik  ausgestatteten  fabrikmässigen  Produktion  eine  über- 
flüssige Vergeudung  von  Arbeitskraft.  Die  im  Kleinbetrieb  ver- 
brauchte Arbeitszeit  sei  schon  keine  »gesellschaftlich  notwendige«. 
Wenn  der  Schlosser  feilt,  wo  mit  Maschinenkraft  geschliffen,  ge- 
hobelt und  gefräst  werden  könnte  ,  wenn  der  Tischler  mit  der 
Hand  hobelt  und  sägt,  wo  daneben  eine  Hobelmaschine  und  eine 
Kreissäge  in  der  Minute  Tausende  von  Umdrehungen  macht,  so 
sei  jenes  unbedingt  eine  überflüssige  Mühe.  Doch  ist,  was  tech- 
nisch möglich  ist ,  wirklich  immer  wirtschaftlich  vorteilhaft  und 
darum  notwendig?  Man  vergisst ,  dass  Maschinen  in  der  Regel 
nur  dann  die  ihnen  eigenen  Vorteile  gewähren,  wenn  es  sich  um 
die  Verrichtung  einer  Reihe  gleichartiger  Teilarbeiten  handelt, 
während  die  Herstellung  eines  einzelnen  Stückes  schneller  und 
leichter  mit  der  Hand  geschieht;  dass  daher  selbst  in  Maschinen- 
betrieben manche  Arbeit  von  der  Hand  gemacht  wird,  weil  das 
Einstellen  der  Maschine  sich  nicht  lohnt.  Es  giebt  eben  nicht 
immer  Massenarbeit.  Man  kann  nicht  jede  Kopie  auf  der  Drucker- 
presse machen  und  zu  Accidenzdrucken  braucht  man  keine  Schnell- 
presse.    Darum  hat  die  Erfindung  der  Buchdruckerkunst,    dieser  . 


270  Dr    Andreas   Voigt: 

Typus  einer  auf  Massenproduktion  gerichteten  Technik,  die  Ab- 
schreiber bis  heute  nicht  überflüssig  gemacht  und  wird  sie  nie- 
mals überflüssig  machen.  Darum  behauptet  der  kleine  Accidenz- 
drucker  seine  Stelle  neben  der  grossen  Buchdruckerei.  Aehnliche 
Verhältnisse  giebt  es  aber  auf  nahezu  allen  Produktionsgebieten,  und 
darum  ist  die  Verdrängung  des  Kleinbetriebes  fast  nirgends  eine 
radikale.  Ueberall  giebt  es  Fälle ,  in  denen  das  primitive  hand- 
werksmässige  Verfahren  durchaus  ökonomisch  ist,  und  keine  Zeit- 
und  Kraftverschwendung  bedeutet. 

Eine  verwandte  Erscheinung  ist  die  Unrentabilität  einer  an 
sich  vollkommeneren  Technik  aus  Mangel  an  hinreichender  Ge- 
legenheit ,  sie  anzuwenden  und  auszunützen.  Hat  man  für  eine 
Maschine  nicht  dauernde  Verwendung,  dann  nützt  die  Produk- 
tionserleichterung für  dieselbe  nichts  ;  die  Anschaflungskosten  ver- 
zinsen sich  nicht,  oft  werden  nicht  einmal  die  Betriebskosten  ge- 
deckt. Das  haben  manche  Kleingewerbtreibende  erfahren,  welche 
von  der  Verwendung  eines  Motors  einen  Aufschwung  ihres  Ge- 
schäfts erwarteten.  Der  Motor  stand  während  des  grössten  Teils 
des  Jahres  still,  und  das  vermeintliche  Universalmittel  zur  Hebung 
des  Handwerks  erwies  sich  als  trügerisch.  Das  scheint  zunächst 
für  den  Grossbetrieb  zu  sprechen  ,  in  welchem  allerdings  im  all- 
gemeinen die  Wahrscheinlichkeit,  eine  arbeitsparende  Maschine 
ausnützen  zu  können  ,  grösser  ist.  Dennoch  giebt  es  auch  im 
Grossbetriebe  Fälle,  in  denen  die  Rentabilitätsberechnung  zu  Un- 
gunsten der  Verwendung  einer  Spezialmaschine  ausfällt.  Daher 
auf  der  einen  Seite  Bildung  von  Spezialbetrieben ,  deren  Grösse 
oft  enge  Schranken  gesetzt  sind  ^),  auf  der  anderen  Seite  Behar- 
rung bei  der  alten  Technik.  Das  Festhalten  des  Handwerks  am 
herkömmlichen  Verfahren  ist  so  in  vielen  Fällen  durchaus  ge- 
rechtfertigt. 

Es  sind  vor  allem  die  Absatzverhältnisse,  von  denen  daher 
der  Sieg  des  Grossbetriebes  abhängt.  Das  Correlat  der  Massen- 
produktion ist  der  Massenabsatz.  Es  muss  ein  Markt  für  die  Pro- 
dukte gefunden  werden.  Darum  sehen  wir  die  Grossproduktion 
oft  als  eine  vereinzelte  Erscheinung  da  auftreten ,  wo  ihr  eine 
»Grosskonsumtion«,  ein  Massenbedarf  unmittelbar  gegenübersteht, 
wie  bei  ständigen  Lieferungen   für  Militär,    öfl"entliche  Anstalten, 


l)  So  sind  z.B.  die  Radfabriken  für  den  Wagenbau  lauter  Kleinbetriebe  kleinster 
Sorte,  und  dasselbe  gilt  von  vielen  anderen  sog.  Fabriken,  die  der  Unkundige  ohne 
weiteres  für  Grossbetriebe  hält. 
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Konsumvereine  und  dergleichen,  während  dem  Kleinbetriebe  die 
zerstreute  Privatkundschaft  verbleibt.  Die  Eroberung  eines  Ab- 
satzgebietes ist  eine  oft  weit  schwierigere  Aufgabe,  wie  die  Ver- 
minderung der  reinen  Produktionskosten.  Wie  grosse  Kosten 
der  Absatz  der  Waren  erfordert ,  tritt  besonders  deutlich  da  zu 
Tage  ,  wo  der  Zwischenhandel  mit  seinen  bis  zu  loo  Proz.  und 
mehr  steigenden  Preisaufschlägen  zwischen  Produzenten  und  Kon- 
sumenten tritt.  Die  bestehenden,  für  den  Platz  mit  fester  Kund- 
schaft arbeitenden  Kleinbetriebe  bilden  da  oft  ein  festes  Bollwerk 
gegen  das  Vordringen  von  Grossbetrieben ,  und  man  darf  daher 
aus  den  Verhältnissen  in  Amerika,  wo  ein  historisch  entwickelter 
Kleinbetrieb  fehlte ,  nicht  ohne  weiteres  Rückschlüsse  auf  die 
Entwicklung  in  Ländern  alter  Kultur  machen. 

Aus  dem  Kampf  um  den  Absatz  erklärt  sich  auch  die  mit 
Recht  beklagte  Verschlechterung  der  Produkte  durch  den  Gross- 
betrieb. Um  Käufer  anzuziehen  und  den  nötigen  Massenabsatz 
zu  finden,  griff  er  in  so  vielen  Fällen  zum  Mittel  der  Material- 
und  Arbeitsersparnis  auf  Kosten  der  Güte  der  Ware.  Man  musste 
durch  auffallende,  durch  die  Reklame  ausnutzbare,  Preisdifferenzen 
gegenüber  den  Erzeugnissen  des  Handwerks  diese  Konkurrenz 
aus  dem  Felde  schlagen.  Nicht  weil  die  Maschinenarbeit  an  sich 
der  Handarbeit  nachsteht  —  es  ist  nicht  zu  leugnen ,  dass  in 
Bezug  auf  Exaktheit  der  Ausführung  die  Maschine  der  Hand  oft 
überlegen  ist — ,  sondern  weil  nur  die  billigste  Ware  auf  Massen- 
absatz rechnen  kann,  überschwemmt  der  Grossbetrieb  den  Markt 
mit  Waren  geringer  Qualität.  Würde  man  die  Steigerung  der 
Produktivität  durch  die  modernen  Betriebssysteme  nicht  allein 
nach  der  gesteigerten  Produktenmenge  beurteilen  ,  sondern  auch 
die  Qualität  und  Dauerhaftigkeit  der  Produkte  berücksichtigen, 
das  Urteil  über  die  Grösse  des  Fortschritts  würde  um  ein  Be- 
trächtliches ungünstiger  ausfallen.  Der  rechnende  und  zahlungs- 
fähige Konsument  ist  daher  in  vielen  Fällen  dem  Handwerk  treu 
geblieben. 

Der  Expansionskraft  des  Grossbetriebes  wirken  also  von  ver- 
schiedenen Seiten  nicht  unbedeutende  Widerstandskräfte  entgegen. 
Auch  hier  gesellen  sich  zu  dem  zentrifugalen,  zentripetale  Kräfte. 
Das  für  die  Konsumtion  geltende  Gesetz  des  abnehmenden  Nutzens, 
wonach  mit  der  wachsenden  Menge  der  Güter  der  Zuwachs  des 
Nutzens  nicht  gleichen  Schritt  hält  und  schliesslich  verschwindet, 
hat    sein  Analogon    auch  auf  dem  Gebiet    der  Produktion.     Der 

Zeitschrift  für  die  ges.  Staatswissensch.  189s.  II.  I8 
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Unterschied  ist  allein  der,  dass  innerhalb  bestimmter  Grenzen  der 
Profit  mit  der  Ausdehnung  der  Produktion  und  in  stärkerem  Masse 
als  diese  steigt.  Werden  aber  diese  Grenzen  überschritten ,  so 
sinkt  der  Gewinn  im  Verhältnis  zur  Warenmenge ').  Für  die 
Landwirtschaft  ist  die  Gültigkeit  dieses  Gesetzes  anerkannt :  es 
giebt  unter  gegebenen  Verhältnissen  eine  Betriebsgrösse  grösster 
Produktivität  und  Rentabilität.  Für  die  Industrie  gilt  es  nicht 
minder,  ein  grenzenloses  Wachstum  ist  hier  wie  dort  unmöglich 
ohne  Verletzung  der  Prinzipien  der  Wirtschaftlichkeit.  Aende- 
rungen  der  Technik  und  der  Verkehrsverhältnisse  können  die 
Grenzen  verschieben,  aber  Schranken  bleiben,  und  zwar  spezifische 
für  jeden  Produktionszweig.  Die  stetige  Stufenfolge  der  Betriebs- 
grössen  vom  handwerksmässigen  Kleinbetriebe  bis  zum  fabrik- 
mässigen  Grossbetriebe  wird  nie  verschwinden. 

Selbst  im  gleichen  Produktionszweige  sind  grosse  Unterschiede 
der  Betriebsgrösse  vorhanden  und  erklärlich.  Es  ist  durchaus 
nicht  notwendig,  dass  die  grösseren  Geschäfte  die  kleineren  völlig 
unterdrücken.  Man  macht  sich  vom  Verhältnis  derselben  zu 
einander  eine  falsche  Vorstellung,  wenn  man  glaubt,  dass  unter 
allen  Umständen  Produktivität  und  Rentabilität  mit  der  Betriebs- 
grösse zunimmt  und   die  Preise  der  Produkte  abnehmen. 

Die  Ueberlegenheit  des  Grossbetriebes  hinsichtlich  der  Pro- 
duktivität wird  nur  zu  häufig  nach  einzelnen,  besonders  auff'allen- 
den  Beispielen  beurteilt.  Werden  auch  einzelne  Teilarbeiten  oft 
von  der  Maschine  mit  erstaunlicher  Schnelligkeit  ausgeführt ,  so 
bilden  diese  doch  nur  einen  geringen  Teil  der  ganzen  Arbeit, 
und  treten  sehr  zurück,  wenn  wir  die  gesamte  Zeitersparnis  ins 
Auge  fassen.  Nach  der  überlegenen  Leistungsfähigkeit  der  Hobel- 
maschine über  den  mit  der  Hand  geführten  Hobel  darf  man  nicht 
die  technische  Ueberlegenheit  der  maschinellen  Bautischlerei  über 
den  handwerksmässigen  Bautischler  beurteilen,  und  die  Rentabilität 
der  ersteren  wiederum  ist  keineswegs  der  technischen  Leistungs- 
fähigkeit proportional.  So  finden  wir  gerade  auf  diesem  Gebiete 
Gross-  und  Kleinbetrieb  friedlich  nebeneinander  bestehen,  wenig- 
stens nicht  in  der  Lage,  einander  aus  dem  Felde  zu  schlagen. 
Es  hilft  dazu,  dass,  trotz  der  Gleichartigkeit  der  Produkte,  doch 


i)  Die  von  Aktiengesellschaften  betriebenen  grössten  industriellen  Betriebe  ar- 
beiten nicht  selten  mit  verhältnismässig  kleinerem  Gewinne  als  die  kleineren  Privat- 
geschäfte ,  und  machen  diesen  also  nicht  durch  grössere  Wirtschaftlichkeit ,  sondern 
durch  ihr  geringeres  Gewinnbedürfnis  empfindliche  Konkurrenz. 
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eine  teilweise  Trennung  des  Thätigkeitskreises  beiderlei  Betriebs- 
grössen  Platz  gegriffen ,  indem  dem  Grossbetrieb  vorwiegend 
grössere,  öffentliche,  dem  Kleinbetriebe  kleinere  Privatbauten  zu- 
fallen. Aehnliche  Verhältnisse  bestehen  im  Möbelgeschäft.  Die 
Produktionsvorteile  der  grösseren  Fabriken  sind  nicht  gross  genug, 
um  niedrigere  Preise  stellen  zu  können.  In  grösseren  Städten,  in 
denen  Maschinenbetriebe  sich  finden,  machen  die  Kleinmeister  sich 
diese  zu  Nutz,  indem  sie  ihr  Holz  von  ihnen  gegen  Lohn  schneiden 
lassen.  Die  Handarbeit  überwiegt  hier  wie  dort.  Die  höchste 
Produktivität  erreichen  hier  die  kleinen  Spezialgeschäfte  *)  nicht 
durch  Maschinentechnik,  sondern  durch  die  spezialisierende  Ar- 
beitsteilung und  durch  oft  sehr  flüchtige  Ausführung  der  für  den 
grossen  Markt  der  Möbelhandlungen  bestimmten  Ware.  Die 
grösseren  renommierten  Geschäfte  dagegen  halten  auf  sorgfältige 
Ausführung.  Sie  arbeiten  für  die  zahlungsfähigere  Kundschaft 
und  erzielen  im  allgemeinen  höhere  Preise  als  die  kleineren  Möbel- 
tischler, wenn  diese  sich  derselben  handwerksmässigen  Sorgfalt 
in  der  Ausführung  befleissigen.  Auch  auf  anderen  Gebieten  ist 
es  keine  Seltenheit,  dass  die  Preise  der  grösseren  Betriebe  die 
höchsten  sind,  so  in  dem  Luxuswagenbau,  in  der  Massschneiderei, 
in  der  Schuhmacherei,  kurz  überall,  wo  es  möglich  ist,  durch  ein 
reicheres  Musterlager  oder  vornehmere  Ausstattung  des  Geschäftes 
die  zahlungsfähigere  Kundschaft  zu  fesseln. 

Man  hört  daher  nicht  bloss  den  Kleinmeister  über  die  Kon- 
kurrenz der  Grossen  klagen,  sondern  nicht  selten  auch  die  grös- 
seren Geschäfte  über  die  Konkurrenz  der  Kleinen  und  Kleinsten, 
welche  die  Preise  unter  das  erwünschte  Mass  herabdrücken.  Den 
Kleinbetrieben  w^rd  das  oft  möglich  durch  die  eigene  Mitarbeit 
des  Meisters,  durch  Ersparnis  an  allgemeinen  Unkosten,  die  dem 
grösseren  Geschäfte  aus  der  Haltung  von  Aufsichtspersonal,  aus 
Buchführung  und  kaufmännischem  Betrieb  erwachsen,  durch  Ver- 
zicht auf  einen  höheren  Unternehmergewinn,   endlich  auch  durch 


i)  Es  entspricht  keineswegs  den  thatsächlichen  Verhältnissen ,  wenn  man  mit 
Sinzheimer  (Ueber  die  Grenzen  der  Weiterbildung  des  fabrikmässigen  Grossbetriebes 
in  Deutschland.  Stuttgart.  1893)  annimmt,  dass  das  Verhältnis  der  Produktivität  eines 
einzelnen  Arbeiters  im  kleinen,  mittleren  und  grossen  Betrieb  durch  das  Zahlenver- 
hältnis 1:2:3  oder  1:2:4  ausgedrückt  werde,  ganz  abgesehen  davon,  dass  von  einem 
solchen  Vergleich  doch  nur  da  die  Rede  sein  kann,  wo  verschiedene  Betriebsgrössen 
auf  demselben  Produktionsgebiet  konkurrieren.  Man  kann  doch  nicht  Eisenbahn- 
schienenfabrikation mit  Hufeisenbeschlag  in  Bezug  auf  Produktivität  vergleichen. 
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Ausnützung  von  Lehrlingen.  Der  Kleinmeister  begnügt  sich  manch- 
mal mit  einem  Gewinn ,  der  den  Lohn  eines  älteren  Arbeiters 
nur  um  ein  Geringes  übersteigt.  Insbesondere  sind  es  die  auf 
den  Dörfern  befindlichen  Geschäfte  mit  landwirtschaftlichem  Neben- 
betrieb, die  durch  lange  Arbeitszeiten,  niedrige  Löhne  und  billige 
Lebensmittel  den  städtischen  Betrieben  eine  oft  gefürchtete  Kon- 
kurrenz zu  bieten  vermögen.  Die  Herstellung  der  billigen  Töpfer- 
ware ist  durch  diese  Konkurrenz  ganz  aus  den  Städten  verdrängt 
worden. 

Man  hat  versucht ,  die  Domäne  des  Kleinbetriebes  schärfer 
abzugrenzen.  Aus  Gründen  der  Produktionstechnik  hat  man  die 
Reparatur,  das  Kunstgewerbe  und  die  für  individuellen  Bedarf 
arbeitenden  Gewerbe ,  aus  Gründen  der  Absatzverhältnisse  ge- 
wisse Lebensmittelgewerbe  dem  Kleingewerbe  dauernd  zueignen 
wollen.  Es  ist  zuzugestehen ,  dass  diese  Schranken  an  vielen 
Punkten  schon  vom  Grossbetriebe  überschritten  sind.  Man  darf 
nicht  vergessen ,  dass  Grossproduktion  und  Grossbetrieb  nicht 
identische  Begriffe  sind,  und  daher  die  Möglichkeit  der  Massen- 
produktion nicht  entscheidet.  Es  giebt  Fälle,  in  denen  die  Vor- 
teile des  Massenabsatzes  zum  Grossbetriebe  führen. 

Die  Reparatur  ist  nicht  immer  der  massenhaften  Behandlung 
unzugänglich.  Die  Färberei  getragener  Kleider ,  sowie  die  Rei- 
nigung von  Kleidern  und  Weisszeug  wird  schon  im  grossen  be- 
trieben, ebenso  das  Auffärben  und  Reparieren  von  Filzhüten.  Die 
Schleiferei  von  Schneidwerkzeugen  ferner  wird  vom  Grossbetrieb 
nebenher  ausgeübt.  Bekannt  ist  die  Auswechslung  von  Repara- 
turteilen durch  die  Fabriken  der  Maschinen-  und  Gusswaren- 
branche. Endlich  sei  die  Anlage  von  Reparaturwerkstätten  für 
den  eigenen  Bedarf  in  Fabriken  erwähnt,  wodurch  dem  Hand- 
werker mehr  und  mehr  Arbeit  entzogen  wird.  Das  Streben  nach 
Zeitersparnis  oder  Ausnützung  vorhandener  Kräfte  ist  die  Ursache 
solcher  selbstwirtschaftlicher  Nebenbetriebe. 

Auch  das  Kunstgewerbe  ist  dem  Grossbetrieb  nicht  durchaus 
verschlossen,  wie  die  Kunstmöbelfabriken  beweisen.  Dazukommt, 
dass  das  Gebiet  der  eigentlichen  originalen  Kunst,  das  immerhin 
dem  Kleinbetriebe  zur  Hauptsache  erhalten  bleiben  mag,  immer 
mehr  durch  die  reproduktive  Kunst  mit  ihren  mannigfaltigen  mo- 
dernen Techniken  eingeengt  wird.  Die  Imitationen  und  Surrogate 
der  eigentlichen  Kunstwerke  nehmen  einen  immer  breiteren  Platz  ein. 

Am    sichersten    vielleicht    erschien    dem    Kleingewerbe    das 
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Gebiet  der  örtlichen  Anbringung  ,  der  Installation  im  weitesten 
Sinne,  vorbehalten,  doch  auch  hiernach  streckt  der  Grossbetrieb 
seine  Arme  aus,  zwar  sicherlich  meistens  nicht  im  Interesse  einer 
billigeren  Produktion ,  sondern  nur  im  Bestreben ,  sein  Absatz- 
gebiet zu  erweitern  oder  zu  sichern.  Dass  der  fabrikmässige  Be- 
trieb an  vielen  Orten  die  lange  für,  ihrem  Wesen  nach,  kleinge- 
werblich gehaltenen  Nahrungsmittelgewerbe  der  Bäckerei  und 
Schlächterei  zum  Teil  in  Händen  hat,  ist  allgemein  bekannt. 

So  gilt  allerdings  der  allgemeine  Satz :  Es  giebt  kaum  ein 
Gebiet  des  gewerblichen  Lebens,  das  vom  Grossbetriebe  unberührt 
geblieben  wäre;  aber  nicht  minder  gilt  auch  der,  dass  kaum  ein 
Gewerbszweig  zu  nennen  wäre,  das  es  ganz  erobert  hat  oder  auf 
dem  sein  vollständiger  Sieg  zu  erwarten  wäre.  Seine  Ueberlegen- 
heit  ist  keine  absolute.  Wo  er  ein  Gewerbe  ganz  ergreift,  ist  es 
ein  sehr  spezialistisches,  wie  die  Nagelschmiederei.  Gehen  klein- 
gewerbliche Betriebe  allmählich  in  Grossbetriebe  über ,  so  spe- 
zialisieren sie  sich  in  der  Regel.  Der  Grossbetrieb  bröckelt  Teile 
vom  Handwerk  ab,  er  reisst  einzelne  Artikel,  ja  Teile  von  solchen, 
Halbfabrikate,  an  sich.  Er  führt  mit  den  Produkten  des  Hand- 
werks konkurrierende  Surrogate  ein ,  ohne  jedoch  die  ursprüng- 
lichen Artikel  ganz  zu  verdrängen.  Er  erobert  einzelne  Absatz- 
gebiete und  Kundenkreise ;  aber  überall  findet  er  Grenzen.  Mögen 
auch  diese  zurückweichen  im  Laufe  der  Zeit,  es  bleibt  doch  ein 
Rest,  und,  was  wichtiger  als  diese,  vielleicht  allgemein  zugestan- 
dene Thatsache,  der  Rest  des  Kleinbetriebes  wird  niemals  un- 
vermittelt grössten  Grossbetrieben  gegenüberstehen.  Es  bleibt 
die  Stufenfolge  vom  kleinen  zum  grössten  bestehen.  Die  grössten 
Triumphe  hat  der  Grossbetrieb  auf  dem  Gebiete  des  Verkehrswesens 
gefeiert.  Wer  glaubt  aber ,  dass  jemals  die  allgemeine  Grössen- 
folge  der  Verkehrsunternehmungen  von  der  internationalen  Eisen- 
bahnlinie bis  hinab  zum  Lohnfuhrwerk,  vom  eisernen  Ozeandampfer 
bis  hinab  zum  Fährmann  verschwinden  werde  ?  Dies  ist  der  Typus 
der  Gliederung  der  Gewerbe ,  nicht  zwar  der  einzelnen  Gewerb- 
zweige immer,  aber  ihrer  Gesamtheit,  und  wird  es  auch  in  Zu- 
kunft bleiben. 

Wenn  nun  unter  diesen  Umständen  der  Grossbetrieb  wächst, 
so  wird  zwar  die  relative  Bedeutung  des  Kleingewerbes  bei 
der  zukünftigen  gewerblichen  Entwicklung  notwendig  immer  mehr 
abnehmen,  wie  sie  augenscheinlich  schon  in  unserem  Jahrhundert 
abgenommen  hat.     Das  Verhältnis  der  Zahl  der  Kleinbetriebe  zu 
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der  der  Grossbetriebe  und  der  Handelsbetriebe,  und  mehr  noch 
das  Verhältnis  der  beiderseitigen  Gesamtgrössen,  gemessen  durch 
die  Zahl  der  beschäftigten  Personen  wird  voraussichtlich  immer 
kleiner  werden ;  der  absolute  Bestand  der  Kleinbetriebe  da- 
gegen braucht  nicht  zu  sinken  ^).  Bis  jetzt  wuchs  die  Gross- 
industrie, was  die  von  ihr  rekrutierten  Personen  betrifft,  eher  aut 
Kosten  des  Ackerbaues  als  auf  die  der  Kleinindustrie.  Viele 
spezifisch  grossindustriellen  Industriezweige  wie  Montangewerbe 
und  Metallurgie  können  wachsen,  ohne  durch  ihr  Wachstum  die 
Kleingewerbe  im  geringsten  zu  beeinträchtigen. 

Es  besteht  die  Neigung,  in  jeder  Betriebsvergrösserung  eines 
Kleinbetriebes  den  Anfang  seiner  Erweiterung  zum  Grossbetriebe 
zu  erblicken  ^)  und,  auf  der  anderen  Seite,  die  Abnahme  der  durch- 
schnittlichen Betriebsgrösse  im  Kleingewerbe  als  ein  erfreuliches 
Zeichen  zu  deuten ,  als  einen  Fortschritt  zum  Kleinbetriebe  ge- 
wissermassen.  Diese  Deutung  statistischer  Beobachtungen  ent- 
behrt durchaus  der  Begründung.  Damit,  dass  ein  Kleingewerbe 
wächst,  giebt  es  nicht  notwendig  seinen  handwerksmässigen  Cha- 
rakter auf,  und  das  Wachsen  der  Betriebe  kann  daher  eher  als 
ein  Zeichen  der  Erstarkung  als  der  Auflösung  des  Handwerks 
aufgefasst  werden.  Man  suche  doch  das  Wesen  des  Kleinbetriebes 
nicht  in  mögHchster  Kleinheit.  Ehemals  gab  es  nicht  selten  Schuh- 
macherwerkstätten mit  zwanzig  Arbeitern.  Eine  Gefahr  für  das 
Handwerk  als  solches  lag  darin  so  wenig,  als  wenn  heute  eine 
Bauschlosserei  oder  ein  Zimmergeschäft  zwanzig  Arbeiter  be- 
schäftigt. Sie  werden  darum  keine  Fabriken ;  der  handwerks- 
mässige  Charakter  ist  ihnen  eigentümlich.  Man  wird  nicht  glauben, 
dass  schon  im  Mittelalter  sich  Grossbetriebe  entwickelt  hätten, 
sobald  man  die  zunftmässigen  Beschränkungen  der  Arbeiterzahl 
fallen  gelassen  hätte. 

Eine  der  Neuzeit  eigentümliche  Erscheinung  ist  das  Heraus- 
wachsen einzelner  Betriebe  über  die  gewöhnliche  Grösse.  Diese 
tragen  einen  von  den  alten  Handwerksbetrieben  etwas  abweichen- 
den Charakter.    Der  Meister  arbeitet  nicht  mehr  nach  Handwerker- 


i)  Im  grossindustriellen  Sachsen  wuchs  während  der  Jahre  1875  bis  1882  der 
Kleinbetrieb  absolut  und  relativ  zur  Bevölkerungsziffer.  Vgl.  Heitz,  Zur  Beleuchtung 
der  Handwerkerfrage.     Z.  f.  St.  49.  Jahrg.  S.  202  ff. 

2)  So  spricht  Thiess  (Sozialpolitisches  Zentralblatt  II.  Jahrg.  S.  593)  von  »Fort- 
schritten des  Grossbetriebes  innerhalb  der  Innungen«  ,  weil  in  Berlin  sich  eine  Zu- 
nahme der  durchschnittlichen  Arbeiterzahl  der  Betriebe  zeigte. 
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art  in  der  Werkstatt  mit;  die  Geschäfte  haben  sich  so  gehäuft, 
dass  er  von  der  Annahme  der  Bestellungen,  der  Ablieferung  der 
Arbeiten,  der  Einrichtung  und  Leitung  des  Geschäftes  vollauf  in 
Anspruch  genommen  wird.  Als  Grossmeister,  wie  er  wohl  be- 
zeichnet wird,  nimmt  er  eine  gesellschaftlich  angesehenere  Stellung 
ein  als  der  kleine  Handwerker  alten  Schlages.  Doch  darum  hört 
er  nicht  auf,  mit  diesem  in  eine  gewerbliche  Kategorie  zu  ge- 
hören ;  er  steht  ihm  nicht  gegenüber  wie  der  Grossindustrielle. 
Das  zeigt  sich  in  der  Art  der  Konkurrenz  zwischen  Gross-  und 
Kleinmeister,  die  wesentlich  von  der  zwischen  eigentlichem  Gross- 
betrieb und  Handwerk  verschieden  ist.  Keiner  kann  daran 
denken,  den  anderen  vom  Markte  zu  verdrängen,  denn  beide 
arbeiten  unter  wesentlich  denselben  Bedingungen.  Der  Gross- 
meister würde  seinen  Vorteil  aufgeben,  wenn  er  etwa  die  Preise 
herabsetzen  wollte;  er  hat  auch  keine  Veranlassung  dazu,  denn 
er  kann  auf  sichere  Kundschaft  rechnen.  Eher  thut  es  der  Klein- 
meister, um  Kunden  heranzuziehen.  Es  ist  ein  Kampf  um  die 
Kundschaft  von  Fall  zu  Fall ,  der  sich  hier  abspielt,  nicht  um 
den  Markt  ^) ,  wie  beim  Konkurrenzkampf  zwischen  Handwerk 
und  Fabrik. 

Ebensowenig  wie  eine  Vermehrung  der  Arbeiterzahl  ist  der 
Uebergang  zur  hausindustriellen  Beschäftigung  der  Arbeiter,  zum 
Verlagssystem,  überall  als  eine  Vorstufe  zum  Grossbetriebe  an- 
zusehen. Der  Schneidermeister  bleibt,  was  er  ist,  ob  er  die  Ge- 
sellen in  seiner  Werkstatt,  oder  ob  er  sie  in  ihrem  eigenen  Heime 
beschäftigt.  Das  Verlagssystem  bedingt  hier  durchaus  nicht  Gross- 
betrieb. In  der  Schuhmacherei ,  wo  wir  denselben  Vorgang  be- 
obachten ,  deutet  er  viel  eher  auf  einen  Rückgang  als  auf  einen 
Fortschritt.  Der  Kleinmeister  zieht  deshalb  die  Heimarbeit  der  Werk- 
stattarbeit vor,  weil  er  so  keine  Verpflichtung  noch  Nötigung 
hat,  für  dauernde  Beschäftigung  des  Arbeiters  zu  sorgen.  Einen 
besseren  Arbeiter  ausschliesslich  auf  Neuarbeit  können  heute  die 


i)  Diesen  Unterschied  verkennt  Francke  (Die  Schuhmacherei  in  Bayern.  1893) 
wenn  er  die  Verkaufspreise  mit  der  Betriebsgrösse  regelmässig,  auch  im  Kleingewerbe, 
abnehmen  lässt,  und  vom  besser  situierten  Schuhmachermeister  sagt:  »Um  seinen 
(kleineren)  Konkurrenten ,  der  das  Paar  für  8  M.  verkauft ,  zu  drücken ,  schlägt  er 
seine  6  Paar  etwas  niedriger  los. «  In  seiner  Reihe  der  Betriebsgrössen  ist  mehr  Kon- 
struktion als  Beobachtung.  Das  beweisen  schon  seine  fingierten  Kleinbetriebe ,  in 
denen  5  bis  40  Paar  neue  Stiefel  wöchentlich  angefertigt  werden. 
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wenigsten  Schuhmachermeister  dauernd  beschäftigen  ^) ,  daher 
übergeben  sie  die  Neuarbeit  vielfach  einem  Heimarbeiter.  Das 
Verlagssystem  kann  also  durchaus  kleingewerblichen  Charakter 
tragen ;  eine  unbedingte  Tendenz  zur  Betriebserweiterung  ist  ihm 
nicht  eigen.  Nur  wo  die  ökonomischen  Bedingungen  eines  Massen- 
absatzes gegeben  sind,  entwickelt  es  sich  zum  Grossbetrieb,  und 
auch  da  noch  steht  es  oft  dem  Kleinbetriebe  näher  wie  der  fabrik- 
mässigen  Grossproduktion,  so  dass  es  mit  demselben  Rechte  als 
zentralisierter  Kleinbetrieb  wie  als  dezentralisierter  Grossbetrieb 
aufgefasst  werden  kann. 

Aus  den  äusserst  mannigfaltigen  und  komplizierten  Erschei- 
nungen, welche  das  heutige  kleingewerbliche  Leben  bietet,  und 
die  niemals  nach  einem  einzigen  Schema  beurteilt  werden  können, 
erklären  sich  auch  die  schwankenden  und  einander  widersprechen- 
den Urteile  über  Lage  und  Aussichten  des  Kleingewerbes.  Auf 
der  einen  Seite  wird  behauptet,  dass  das  Kleingewerbe  in  den 
letzten  Jahrzehnten  in  stetem  Fortschritt  begriffen  war.  Auf  die 
Vergrösserung  mancher  Geschäfte  wird  mit  Befriedigung  verwiesen. 
Es  wird  hervorgehoben,  dass  höhere  Anforderungen  an  den  Ge- 
werbtreibenden  gestellt  werden  und  dass  es  denselben  gewachsen 
sei.  Seine  technische  und  gewerbliche  Ausbildung  sei  besser 
geworden.  Fachschulen  und  Fachlitteratur  arbeiten  gemeinsam 
an  der  Aufgabe ,  eine  den  modernen  Anforderungen  genügende 
Fachbildung  zu  verbreiten.  Die  Konkurrenz  sei  allerdings  grösser 
geworden,  der  Kampf  um  die  Existenz  erschwert,  doch  der  wahr- 
haft Tüchtige  komme  auch  heute  noch  im  Kleingewerbe  vor- 
wärts. Wo  ein  Rückschritt  vorhanden  sei,  sei  er  selbstverschuldet, 
insbesondere  durch  Mangel  an  Verständnis  für  die  erhöhten  An- 
forderungen der  Neuzeit  und  durch  Mangel  an  Accommodations- 
vermögen.  Man  dürfe  nichts  Ueberlebtes  festhalten  und  Ver- 
gangenes zurückführen  wollen ,  sondern  müsse  mit  der  Zeit  fort- 
schreiten. Wo  der  Kampf  mit  der  Grossindustrie  aussichtslos  sei, 
müsse  man  ihn  rechtzeitig  aufgeben ,  sonst  verfalle  man  seinem 
Schicksal.  Erkenntnis  der  Lage ,  Erfassung  der  richtigen ,  dem 
Grossbetrieb  verschlossenen  Produktionen ,  Benutzung  der  tech- 
nischen Fortschritte,  das  seien  die  Hauptmittel  zur  Hebung  des 
Kleingewerbes.  Von  der  elektrischen  Kraftübertragung  verspricht 
man  sich,  nicht  mit  Unrecht,  wesentliche  Unterstützung.     Jeden- 

l)  Unter  den  etwa  250  Schuhmachereien  von  Karlsruhe  z.  B.  konnten  nur  18 
bezeichnet  werden,  die  ständig  mindestens  einen  Arbeiter  auf  Neuarbeit  hielten. 
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falls  hat  die  Benutzung  der  von  einer  Zentralstelle  abgegebenen 
elektrischen  Kraft  den  Hauptfehler  nicht,  der  der  Benutzung  der 
bisher  üblichen  Motoren  anhaftete,  dass  sie  ständig  sein  musste, 
wenn  sie  sich  rentieren  sollte. 

Dieser  optimistischen  Ansicht  lassen  sich  nun  freilich  mancherlei 
Einwendungen  machen.  Wenn  auch  von  einem  Untergang  des 
Handwerks  nicht  die  Rede  sein  könnte,  so  sei  doch  sein  Rück- 
gang nicht  zu  leugnen.  Wenn  auch  Einzelne  vorwärts  kämen, 
so  sei  doch  der  grossen  Mehrzahl  das  Fortkommen  ausserordent- 
lich erschwert.  Es  gehöre  jetzt  zum  Betrieb  eines  Handwerks 
auch  schon  ein  kleines  Kapital.  Das  eben  sei  der  Unterschied 
zwischen  früher  und  jetzt,  dass  das  Handwerk  früher  einer  grös- 
seren Anzahl  ein  leichtes  und  sicheres  Brot  gewährte,  während 
es  heute  einen  fortwährenden  Kampf  koste ,  einen  Platz  zu  ge- 
winnen und  ihn  zu  behaupten.  Die  guten  Ratschläge  wie  der, 
sich  einer  mehr  kaufmännischen  Geschäftsführung  zu  befleissigen, 
sei  für  viele  schwer  zu  befolgen.  Der  eigentliche  Handwerker, 
der  in  hergebrachter  Weise  den  Tag  über  in  der  Werkstatt  ar- 
beite, habe  nach  Feierabend  keine  Lust  zur  Buchführung  und 
keinen  Sinn  für  kaufmännische  Entwürfe ,  selbst  wenn  er  einmal 
den  nötigen  Unterricht  genoss.  Damit  könne  sich  nur  der  be- 
fassen, der  in  der  Lage  sei,  sich  auf  die  ökonomische  Leitung 
des  Geschäftes  zu  beschränken,  der  Grossmeister.  Jedes  grössere 
Geschäft,  und  sei  es  auch  kein  Grossbetrieb,  versperre  immerhin 
einigen  kleineren  den  Platz. 

Gewiss  ist  diese  Dämpfung  allzugrosser  Hoffnungen  berech- 
tigt ;  die  Vergangenheit  wird  nicht  wiederkehren.  Aber  vielleicht 
ist  es  mehr  geboten,  der  übertriebenen  Mutlosigkeit  entgegenzu- 
treten, die  den  Unternehmungsgeist  auf  kleingewerblichem  Gebiete 
hemmt.  Mag  sich  vieles  ändern  ,  die  jetzige  Generation  kann 
noch  mit  den  heutigen  Verhältnissen  angenähert  rechnen  ;  über 
Nacht  vollzieht  sich  keine  wirtschaftliche  Revolution  und  eine 
politische  würde  den  wirtschaftlichen  Fortschritt  nur  hemmen. 
Man  pflegt  sich  über  die  Schnelligkeit  des  technischen  Fortschritts 
in  unserem  Jahrhundert  zu  wundern ;  man  hat  aber  ebenso  oft 
Gelegenheit,  sich  über  die  Langsamkeit  zu  wundern,  mit  der  sich 
technische  Neuerungen  einbürgern  und  verbreiten.  Schon  in  den 
vierziger  Jahren  wurden  in  Paris  vier  Böttchereimaschinen  aus- 
gestellt ') ,   welche  die  Fässer  bis  auf  das  Zusammensetzen   fertig 

i)  Beschrieben  in   IVeier's  Illustriertem  Kalender.     1846.    S.  120. 
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machten  und  nach  den  Berechnungen  75  Prozent  an  Arbeit  er- 
sparen sollten ,  aber  erst  Anfang  der  siebziger  Jahre  gab  die 
Petroleumindustrie  Pennsylvaniens  zu  bemerkenswerter  praktischer 
Anwendung  Veranlassung  ^)  und  noch  heute  konkurrieren  Klein- 
betriebe erfolgreich  mit  den  grossen  Fassfabriken  und  wird  in 
Deutschland  der  grösste  Teil  der  Küblerwaren  ganz  von  der  Hand 
hergestellt.  Trotz  des  unaufhaltsamen  Fortschreitens  der  mecha- 
nischen Schuhmacherei  dürften  doch  diejenigen  Schuhmacher- 
gesellen sich  verrechnet  haben,  die  in  Erwartung  des  Untergangs 
ihres  Handwerks  es  verschmähen,  sich  die  zum  erfolgreichen  selbst- 
ständigen Betrieb  der  Massschuhmacherei  nötigen  Kenntnisse  an- 
zueignen. Es  ist  nicht  unwahrscheinlich ,  dass  nach  zwanzig 
Jahren  noch  ebenso  viele  Stiefel  von  der  Hand  angefertigt  wer- 
den wie  heute. 

Wir  sind  nach  allem  der  Meinung,  dass  eine  Politik,  die  sich 
die  sogenannte  Hebung  des  Kleingewerbes  zur  Aufgabe  stellt, 
keineswegs  eine  reaktionäre  zu  sein  braucht.  Man  kann  das 
Kleingewerbe  in  mancherlei  Weise  fördern,  ohne  sich  dem  tech- 
nischen und  ökonomischen  Fortschritt  zu  widersetzen,  ohne  der 
natürlichen,  d.  h.  durch  den  Stand  der  Technik  bedingten  volks- 
wirtschaftlichen Entwicklung  zum  Trotz  ein  Betriebssystem  künst- 
lich zu  erhalten ,  das  sich  überlebt  hat  und  im  allgemeinen  In- 
teresse besser  durch  ein  neues  ersetzt  würde.  Wir  halten  ander- 
seits die  technisch  und  ökonomisch  begründete  Zurückdrängung 
der  Kleinbetriebe,  wie  sie  auf  so  vielen  Gebieten  stattgefunden 
und  auf  vielen  noch  sich  vollziehen  wird,  für  kein  Unglück.  Ueber 
Zweckmässigkeit  oder  Unzweckmässigkeit  der  historischen  Ent- 
wicklung ist  überhaupt  nicht  zu  streiten.  Sie  liefert  der  Sozial- 
politik eine  neue  Basis  und  neue  Probleme.  Im  Interesse  der 
Vereinfachung  dieser  könnte  vielleicht  eine  rein  grossgewerbliche 
Entwicklung  erwünscht  erscheinen.  Wir  glauben  nun  nicht,  dass 
die  neue  Basis  so  einfach ,  rein  fabrikmässig  grossindustriell  sein 
wird,  so  dass  die  ganze  Sozialpolitik  in  Arbeiterpolitik  aufginge, 
und  sie  sich  bezüglich  des  Kleingewerbes  auf  das  Abwarten  des 
baldigen  Endes  beschränken  dürfe,  falls  man  es  nicht  zu  beschleu- 
nigen vorzöge.  Man  wird  es  mit  einer  komplizierteren  Aufgabe 
zu  thun  haben. 

Die  Handwerkerpolitik  steht  zur  Arbeiterpolitik  in  mancherlei 
Beziehungen  und  die   beiderseitigen  Interessen   sind  nicht  immer 

1)  Zeitschrift  d.  Oesterr.  Ing.-  u.  Archit.Vereins.  1873. 
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harmonische;  doch  ist  die  Disharmonie  auch  nicht  so  gross,  dass 
die  Arbeiter  am  Untergang  des  Kleingewerbes  ein  Interesse  hätten. 
Die  Lohnverhältnisse  sind  im  Durchschnitt  im  Kleingewerbe  nicht 
schlechter  als  in  der  mit  ihm  konkurrierenden  Grossindustrie. 
Diese  mag  einzelnen  Arbeitern  Gelegenheit  zu  höheren  Löhnen 
geben,  insbesondere  dadurch ,  dass  die  Accordarbeit  in  ihr  ver- 
breiteter ist;  dafür  verwendet  sie  aber  auch  weit  mehr  ungelernte 
Arbeit,  mit  geringer  Bezahlung.  Wie  das  Kleingewerbe  den  Be- 
strebungen der  Arbeiter ,  ihre  Lage  zu  verbessern ,  unüberwind- 
bare  Hindernisse  entgegensetzen  sollte ,  ist  nicht  leicht  zu  ver- 
stehen. Die  Löhne  im  Kleingewerbe  sind  immer  zugleich  mit 
denen  im  Grossbetrieb  gestiegen.  Wo  das  Kleingewerbe  that- 
sächlich  nicht  die  unumgänglichen  Forderungen  der  Hygiene  und 
des  Arbeiterschutzes  zu  erfüllen  vermag,  da  wird  man  sich  nicht 
scheuen,  ihm  die  Existenzberechtigung  abzusprechen. 

Es  ist  richtig,  dass  ein  Teil  des  Erbes  des  alten  Handwerks 
an  die  Arbeiter  übergegangen  ist,  und  dass  für  diesen  Teil  in  der 
That  Arbeiterpolitik  an  die  Stelle  von  Handwerkerpolitik  treten 
muss.  Die  Zahl  derjenigen,  die  durch  Ergreifung  eines  Handwerks 
zur  Selbständigkeit  gelangen,  ist  ohne  Zweifel  verhältnismässig 
viel  geringer  als  früher.  Viele  bleiben  von  vornherein  wegen  der 
erhöhten  Ansprüche  an  Kapital  und  Unternehmungsgeist  von  der 
Begründung  eines  selbständigen  Geschäftes  ausgeschlossen,  andere 
werden  durch  die  Macht  der  Konkurrenz  —  und  zwar  nicht  allein 
der  grossgewerblichen  —  aus  der  schon  gewonnenen  Position 
verdrängt.  Es  ist  daher  ein  naheliegendes  Problem  der  Arbeiter- 
politik ,  den  gelernten  Arbeitern ,  die  hier  zunächst  in  Betracht 
kämen ,  eine  solche  soziale  Stellung  zu  verschaffen ,  dass  sie  in 
Bezug  auf  Grösse  und  Sicherheit  des  Einkommens  als  die  Nach- 
folger des  ehemaligen  Kleinhandwerkerstandes  erschienen.  Das 
Ziel  ist  ebensov/enig  unbescheiden,  wie  die  Forderung,  als  Mittel 
zur  Erreichung  desselben ,  die  Organisation  der  Arbeiter  zum 
mindesten  nicht  zu  hindern.  Doch  nur  als  Surrogat  einer  das 
Kleingewerbe  erhaltenden  Politik  soll  diese  Arbeiterpolitik  gelten ; 
nur  da  wo  ein  Erhalten  selbständiger  Kleinbetriebe  volkswirt- 
schaftlich nicht  gerechtfertigt  werden  kann.  Der  Reiz  der  Selbst- 
ständigkeit ist  so  gross,  dass  es  immer  Leute  geben  wird,  die 
für  die  Erhaltung  der  Selbständigkeit  das  Opfer  zu  bringen  bereit 
sind,  auf  eine  materiell  bessere  Lage  zu  verzichten. 

Wer  sich  dem  wirtschaftlichen  Fortschritt  in  der  Form  eines 
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stetigen  Anwachsens  der  Grossbetriebe  mit  den  ihm  eigenen 
Produktionsvorteilen  vorzustellen  gewohnt  ist ,  dem  wird  eine 
Politik,  die  sich  eine  Kräftigung  des  Kleinbetriebes  zum  Ziel  setzt, 
als  eine  Politik  des  Stillstandes  und  des  Rückschrittes  erscheinen. 
Heisst ,  das  Kleingewerbe  erhalten  ,  nicht  in  der  That  den  heu- 
tigen Zustand  verewigen,  den  Fortschritt  hemmen  wollen  ?  Wir 
halten  diesen  Einwurf  nicht  für  triftig.  —  Auch  wir  glauben  an 
den  Fortschritt,  an  eine  fortschreitende  Integration  der  wirtschaft- 
lichen Funktionen ,  nur  halten  wir  nicht  die  Vergrösserung  der 
Betriebe ,  bis  einer  oder  wenige  alle  anderen  verdrängt  haben, 
für  den  einzigen  Weg  zur  Verwirklichung  dieses  Strebens.  Schon 
schlagen  die  grossgewerblichen  Kartelle  einen  anderen  Weg  ein. 
Mögen  sie  die  ausserhalb  stehenden  Betriebe  bedrohen,  —  das 
ist  eine  nicht  zu  ihrem  Wesen  gehörende  Nebenwirkung;  denn 
das  Ideal  eines  Kartelies  ist  die  Vereinigung  sämtlicher  einem 
Zweige  angehöriger,  konkurrierender  Betriebe  —  ihr  Hauptzweck 
ist  die  Beseitigung  der  Konkurrenz  und  damit  des  Hauptmittels 
der  Unterdrückung  des  einen  durch  den  andern.  Mag  man  sie 
als  Betriebe  höherer  Ordnung  auffassen,  von  den  einzelnen  Gross- 
betrieben unterscheiden  sie  sich  wesentlich  und  sie  sind  der  wei- 
teren Konzentration  dieser  hinderlich.  Es  darf  auch  nicht  über- 
sehen werden ,  dass  Kartelle  keine  spezifisch  grossgewerbUchen 
Erscheinungen  sind.  Zum  mindesten  giebt  es  auch  Kartelle  unter 
Betrieben  mittlerer  Grösse,  z.  B.  kartellierte  Steinbrüche,  und  die 
Preisverabredungen  zwischen  Handwerkern  ,  wie  sie  am  erfolg- 
reichsten von  Bäckern  und  Metzgern  geübt  werden ,  sind  dem 
Kartell  durchaus  verwandte  Vereinbarungen. 

Die  Kartelle  des  Grossbetriebes  erfreuen  sich  begreiflicher- 
weise nicht  des  Wohlwollens  weiterer  Kreise.  Gegen  die  Preis- 
vereinbarungen der  Kleinindustriellen  dagegen  werden  volkswirt- 
schaftliche Bedenken  kaum  erhoben  werden  können,  am  wenigsten 
von  Seiten  derjenigen ,  welche  die  Macht  des  Kleinbetriebes  so 
gering  schätzen,  dass  sie  auf  keinerlei  Weise  der  Konkurrenz  des 
Grossbetriebes  gewachsen  sei.  Wir  halten  vereinbarte  und  streng 
aufrechterhaltene  Preislisten  für  ein  unumgängliches  Mittel,  einen 
geregelten,  berechenbaren  Geschäftsgang  im  Kleinbetrieb  herbei- 
zuführen, und  unsinniges,  spekulatives  Unterbieten,  das  mehr  als  die 
Konkurrenz  der  Grossbetriebe  schadet,  zu  verhindern.  Die  Be- 
dingungen ihrer  Durchführung,  wozu  insbesondere  die  gleichzeitige 
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Vereinbarung  von  Bestimmungen    über  Ausführung   und  Qualität 
der  Produkte  gehört,   werden  wir  unten  erörtern. 

Wohlwollend ,  wenn  auch  vielfach  skeptisch ,  steht  man  den 
genossenschaftlichen  Bestrebungen  der  Kleingewerbetreibenden 
gegenüber.  Die  bisherigen  Erfahrungen  sind  nicht  sehr  ermutigend. 
Die  äusserlich  erfolgreichsten  Genossenschaftsbildungen,  die  Kredit- 
vereine, haben  nicht  ganz  erfüllt,  was  sie  für  das  Kleingewerbe 
versprachen,  und  die  Konsumvereine  werden  geradezu  als  Feinde 
des  Kleingewerbes  bekämpft.  Es  ist  nicht  notwendig,  darum  den 
Gedanken  aufzugeben;  die  gemachten  Fehler  sind  keine  unver- 
meidlichen. Rohstoffgenossenschaften  wären  fast  überall  von 
Vorteil,  Verkaufsgenossenschaften  sind  nicht  ebenso  allgernein 
durchführbar,  selbst  aber  Produktionsgenossenschaften  in  der  Form 
gemeinsamen  Maschinenbetriebes  bei  im  übrigen  getrennter  Wirt- 
schaft wäre  in  der  Tischlerei  z.  B.  mit  Erfolg  anzuwenden,  wenn 
nur  die  Widerstände  eines  falschen  Eigeninteresses  zu  überwinden 
sind.  Gerade  auf  dem  Gebiet  der  Bautischlerei  wären  solche  Ge- 
nossenschaften den,  mit  grossen  Schwierigkeiten  kämpfenden 
Grossbetrieben  ohne  Zweifel  überlegen.  Ausser  den  bekannten 
Aufgaben  halten  wir  jedoch  noch  andere  der  genossenschaftlichen 
Lösung  für  zugänglich,  wovon  zu  handeln  sein  wird. 

Eine  fernere  Gruppe  von  Aufgaben  lässt  sich  weder  rein 
privatwirtschaftlich,  noch  durch  freie  Genossenschaften  befriedigend 
lösen,  sie  erfordert  die  korporative  Vereinigung  aller  Interessenten. 
Als  wichtigste  Aufgabe  aus  dieser  Gruppe  sei  die  Organisation 
des  Lehrwesens  genannt,  an  dessen  Darniederliegen  Gross-  und 
Kleinbetrieb  krankt.  Wir  haben  es  daher  hier  mit  keiner  ausschliess- 
lich kleingewerblichen  Angelegenheit  zu  thun;  doch  fällt  dem 
Kleingewerbe  ein  hervorragender  Anteil  an  der  Lösung  dieser 
Aufgabe  zu. 

Eine  durchaus  interne  Angelegenheit  des  Kleingewerbes  da- 
gegen ist  endlich  die  Organisation  der  Vertretung  der  Berufs- 
interessen, durch  den  Entwurf  des  Preussischen  Ministeriums  für 
Handel  und  Gewerbe  vom  15.  August  1893  neuerdings  zur  Dis- 
kussion gestellt.  Diese  hat  eine  Einigung  der  beteiligten  Kreise, 
insbesondere  der  Vertreter  der  bestehenden,  dem  gleichen  Zwecke 
dienenden  Organisationen,  der  Gewerbevereine  und  der  Innungen 
wenigstens  in  dem  Punkte  ergeben ,  dass  eine  Erweiterung  zu 
einer,  die  Gesamtheit  der  Gewerbetreibenden  umfassenden  Zwangs- 
organisation erwünscht  sei. 
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Wir  werden  im  Folgenden  versuchen ,  für  die  Beantwortung 
dieser  Fragen,  welche  den  Fortschritt  des  Kleingewerbes  zu  ge- 
nossenschaftlicher, gemeinwirtschaftlicher  und  korporativer  Ver- 
einigung betreffen,  leitende  Gesichtspunkte  zu  finden,  und  positive 
Organisationsvorschläge  darauf  zu  gründen. 


Bevor  wir  untersuchen ,  zu  welchen  Zwecken  und  wie  das 
Kleingewerbe  zu  organisieren  ist,  sei  auf  die  gewerbliche  Arbeits- 
teilung und  auf  die  Gruppierung  der  Gewerbe  ein  Blick  geworfen, 
da  die  Organisation  sich  der  natürlichen  Gliederung  der  Gewerbe 
anzuschliessen  hat. 

Der  Begriff  der  »verwandten  Gewerbe«  wird  in  gewerbepoli- 
tischen Erörterungen  oft  angewendet,  ohne  dass,  wie  es  scheint, 
völlige  Klarheit  über  den  Inhalt  dieses  Begriffes  bestehe.  Im 
österreichischen  Gewerberecht  spielt  er  eine  Rolle  und  auch  der 
Entwurf  des  Preussischen  Ministeriums  bedient  sich  desselben. 
Die  Fachgenossenschaften  des  letzteren  sollen,  bei  nicht  hinreichend 
starkem  Vertretensein  der  einzelnen  Gewerbe,  aus  verwandten  Ge- 
werben gebildet  werden.  Was  sind  nun  verwandte  Gewerbe  ? 
Ist  der  Stellmacher  dem  Schmiede  verwandt,  weil  er  mit  diesem 
zusammen  Wagen  baut,  oder  ist  er  dem  Tischler  näher  verwandt, 
weil  er  mit  diesem  das  gleiche  Material  verarbeitet?  Soll  man 
den  Posamentier  in  die  Fachgenossenschaft  der  Weber  oder  in 
die  der  Tapeziere  thun?  Die  Zunftordnung  von  Freiburg  i.  B.  ■") 
brachte  die  Posamentiere  mit  den  Schneidern  in  eine  Zunft. 

Der  Inhalt  des  Begriffes  der  Verwandtschaft  der  Gewerbe 
ist  offenbar  von  der  Zeit  nicht  unabhängig  und  gerade  in  der 
letzten  Entwicklungsperiode  des  Kleingewerbes  hat  wieder  eine 
Verschiebung  dieses  Begriffes  stattgefunden.  Die  erwähnte  Frei- 
burger Zunftorganisation  vereinigte  Seifensieder,  Bürstenbinder 
und  Kammmacher  mit  den  Metzgern  in  eine  Zunft,  offenbar  des- 
halb, weil  erstere  von  diesen  mit  Rohmaterial  versehen  werden. 
Heute ,  wo  überall  der  Handel  die  Vermittlung  der  Materialien 
übernommen  hat,  wäre  die  Abhängigkeit  der  Gewerbe  von  ein- 
ander bezüglich  der  Materialien  kein  Grund  mehr,  um  sie  für 
verwandt    zu    erklären.      So    wird    auch    niemand    mehr    Schuh- 


l)  Hartfelder ,    Die    alten  Zunftordnungen    der  Stadt  Freiburg  i.  B.     Programm 
d.  Gymn.    1879. 
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macherei  und  Gerberei  für    verwandte  Gewerbe  halten  ,  obgleich 
sie  ursprünglich  sogar  ein  Gewerbe  bildeten. 

Die  hauptsächlichsten  Beziehungen ,  welche  eine  Verwandt- 
schaft der  Gewerbe  begründen  können  ,  sind :  Aehnlichkeit  der 
Technik  (Textilgewerbe) ,  Aehnlichkeit  des  Rohmaterials  (Metall- 
industrie, Holzindustrie)  oder  beider  zugleich,  Abhängigkeit  eines 
Gewerbes  vom  anderen  bezüglich  seines  Rohstoffes ,  Zusammen- 
arbeit mehrerer  Gewerbe  am  gleichen  Produkte  (Baugewerbe)  und 
Verwandtschaft  der  Produkte  bezüglich  ihres  Gebrauches  (Nah- 
rungsmittelgewerbe, Bekleidungsgewerbe).  Von  einer  Verwandt- 
schaft der  Gewerbe  schlechthin  kann  man  also  gar  nicht  reden, 
nur  von  einer  Verwandtschaft  in  einer  dieser  Beziehungen.  Welche 
von  ihnen  massgebend  ist,  das  hängt  von  den  Umständen  ab. 
Dieselben  Beziehungen  sind  nicht  nur  für  die  grösseren  Gruppen 
der  Gewerbe ,  sie  sind  auch  für  die  Teilung  der  Gewerbe ,  für 
die  Sonderung  der  gesamten  gewerblichen  Arbeit  in  einzelne 
Gewerbe  bestimmend. 

Im  alten  Handwerk  nun  bestimmte  die  Technik  fast  aus- 
schliesslich die  gewerbliche  Arbeitsteilung.  Die  Produktion  war 
die  Hauptaufgabe  und  zw^ar  die  Produktion  durch  menschliche 
Arbeitskraft  und  Geschicklichkeit.  Jedem  Gewerbe  fiel  daher 
eine  Kategorie  von  Gegenständen  zu ,  deren  Produktionstechnik 
nicht  zu  verschieden  und  zu  kompliziert  war,  um  von  einem  Men- 
schen mit  der  nötigen  Begabung  in  der  üblichen  Lehrzeit  bewäl- 
tigt werden  zu  können.  Nach  technischen  Merkmalen  grenzte 
das  Gewerberecht  die  Befugnisse  der  Handwerker  gegen  einander 
ab.  Die  Technik  seines  Gewerbes  war  alles,  was  der  Handwerker 
zu  verstehen  brauchte;  für  das  übrige  sorgten  die  Gesellschafts- 
verfassung, die  Gewerbeorganisation  und  das  Gewerberecht.  Was 
gleiche  Technik  übte,  hatte  gleiche  Interessen.  Ausser  ihr  konnte 
nur  noch  das  gemeinsame  Material  gleiche  Interessen  begründen 
oder  auch  Interessenkonflikte  herbeiführen. 

Heute  knüpft  sich  ein  grosser  Teil  der  Interessen  ,  vielleicht 
der  grösste  nicht  mehr  an  die  Technik.  Nicht  die  Produktion, 
die  vorteilhafte  Verwertung  des  Produktes  steht  im  Vordergrunde. 
Die  Gewerbe  gliedern  sich  daher  in  erster  Linie  nach  Produkten, 
die  Technik  steht  erst  in  zweiter  Linie.  Selbst  die  Spezialisie- 
rung hat  häufig  ihren  Grund  nicht  so  sehr  in  technischen  Rück- 
sichten als  in  solchen  des  Absatzes.  Die  Grossindustrie  hat  sich 
von    den    Schranken    der    Technik    vollständig    emanzipiert.     Sie 
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vereinigt  die  verschiedenartigsten  Techniken  in  einen  Betrieb,  von 
ihr  gilt  das  Gesagte  in  besonderem  Masse.  Aber  auch  im  Klein- 
betriebe macht  sich  die  Tendenz,  mehrere  Techniken  ehemals 
gesonderter  Handwerke  zu  vereinigen ,  schon  sehr  geltend.  Im 
Bauhandwerk  beschäftigt  derselbe  Unternehmer  Maurer  und  Zim- 
merleute ,  Gipser  und  Bautischler.  Die  Bautischlerei  wiederum 
vereinigt  sich  mit  der  Glaserei,  während  die  Möbeltischlerei  sich 
mit  der  Drechslerei  und  dem  Tapeziergewerbe  verbindet.  Der 
Schmied  gründet  eine  Wagnerei,  indem  er  Stellmacher  und  Tape- 
ziere unter  seiner  Leitung  arbeiten  lässt ;  oder  es  ist  der  Stell- 
macher oder  der  Tapezier  der  Unternehmer  eines  solchen  kom- 
binierten Geschäftes.  Diese  Beispiele ,  die  sich  noch  leicht  ver- 
mehren Hessen,  geben  Zeugnis  von  dem  Bestreben,  die  Herstellung 
eines  Produktes  von  Anfang  bis  Ende  zu  beherrschen ,  ein  Be- 
streben, dem  auch  das  Oesterreichische  Gewerberecht  hat  nach- 
geben müssen ,  indem  es  eine  Vereinigung  verschiedener  Tech- 
niken zu  diesem  Zwecke  gestattet  trotz  seiner  Tendenz,  die  alte 
Berufssonderung  aufrecht  zu  erhalten.  Es  sind  auch  hier  nicht 
so  sehr  die  Vorteile  der  eigentlichen  Produktion,  als  die  der 
billigeren  Arbeitskraft  und  des  Absatzes  des  fertigen  Produktes, 
welche  diese  Vereinigung  bedingen.  Wenn  ein  Unternehmer  von 
einem  anderen  abhängig  ist,  muss  er  auch  diesem  einen  Teil  des 
Gewinnes  überlassen.  Beherrscht  er  den  ganzen  Produktions- 
prozess,  so  hat  er  den  Gewinn  allein. 

Ein  anderer  Grund  der  Kombination  mehrerer  Handwerke 
zu  einem  Betriebe  ist  das  Streben  nach  möglichst  vollständiger 
Ausnützung  der  Arbeitskraft,  Materialien  und  Einrichtungen,  So 
wird  besonders  seit  Einführung  der  neuen  Kunstöfen  die  Bäckerei 
häufig  mit  der  Konditorei  vereinigt ,  weil  nur  dadurch  der  Ofen 
voll  ausgenutzt  werden  kann.  Um  das  minderwertige  Fleisch  und 
die  Abfälle  selbst  verwerten  können,  verbindet  der  Metzger  die 
Wurstlerei  mit  seinem  Betriebe.  Auch  rein  kaufmännische  Gründe 
können  massgebend  sein ,  wenn  die  Herstellung  von  wesentlich 
verschiedenen  Produkten,  nur  mit  Rücksicht  auf  das  gemeinsame 
Absatzgebiet  in  einen  Betrieb  vereinigt  werden.  Die  Vereinigung 
des  Bandagistengewerbes  mit  dem  der  Anfertigung  chirurgischer 
Instrumente  mag  dafür  als  Beispiel  dienen.  Auch  die  so  ver- 
breitete Vereinigung  des  Handwerks  mit  dem  Handel  mit  »ver- 
wandten«, d.  h.  in  diesem  Falle  mit  für  denselben  Kundenkreis 
bestimmten  nicht  selbstgcfertigten  Artikeln  ist  hierher  zu  rechnen. 
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Doch  ist  die  Verbindung  eines  Handwerks  mit  dem  Handel 
fremder  Produkte  nur  in  seltenen  Fällen  ,  etwa  in  der  Buchbin- 
derei, als  ein  wirtschaftliclier  Fortschritt  zu  bezeichnen,  meistens 
ist  sie  ein  Rettungsmittel  aus  der  Bedrängnis  des  Handwerks. 
Dasselbe  gilt  auch  für  manche  andere  Verbindung  verschieden- 
artiger Gewerbe.  Als  vor  etwa  dreissig  Jahren  die  Kammmacherei 
durch  die  Konkurrenz  der  Fabrik  ernstlich  in  die  Enge  getrieben 
wurde,  flüchtete  sich  der  Kammmacher  in  die  Schirmmacherei, 
indem  er  einen  tüchtigen  Schirmmachergesellen  einstellte ,  um 
diesem  die  Kunstgriffe  seines  eben  aufblühenden  Gewerbes  abzu- 
sehen. So  entstand  diese  Verbindung  und  ähnlich  mag  die  Uhr- 
macherei  mit  dem  Optikergewerbe  oder  mit  der  Goldschmiederei 
zusammengekommen  sein. 

Es  besteht  also  das  Kleingewerbe  nicht  mehr  wie  ehemals 
aus  einer  Anzahl  streng  nach  Technik  und  Produkten  geson- 
derten Zweigen,  sondern  diese  sind  grossenteils  mit  einander  ver- 
flochten und  verwoben.  Nur  wenige  lassen  sich  noch  scharf  um- 
grenzen und  eine  künstliche  Sonderung  ist  ohne  Hemmung  des 
technischen  und  ökonomischen  Fortschritts  nicht  durchführbar. 
Das  ist  eine  Thatsache,  die  bei  der  Organisation  wohl  zu  berück- 
sichtigen ist ;  denn  diese  hat  sich  den  bestehenden  Verhältnissen 
anzupassen,  nicht  diese  umzumodeln.  Man  darf  selbst  vor  zweierlei 
Gruppierungen  der  Kleingewerbtreibenden,  je  nach  den  verschie- 
denen Zwecken  der  Organisation  nicht  zurückschrecken.  Das 
Geschäftsinteresse  knüpft  sich  mehr  an  das  Produkt.  Diesem 
Umstände  hat  auch  die  moderne  Innungsbildung  hier  und  da  Rech- 
nung getragen,  indem  sämtliche  Bauhandwerker,  Schmiede  und 
Stellmacher,  Schreiner  und  Glaser  sich  zu  einer  Innung  ver- 
banden, und  derartige  Verbindungen  wären  vielleicht  noch  häu- 
figer gewesen,  wenn  nicht  das  Herkommen  einen  bestimmenden 
Einfluss  geübt  hätte  ^).  Es  giebt  aber  auch  Interessen,  die  an 
der  Technik  hangen ,  und  die  Wahrnehmung  dieser  kann  eine 
Gruppierung  nach  technischen  Gesichtspunkten  notwendig  machen. 
Es  ist  ein  Fehler  der  bisherigen  Organisationspläne ,  dass  sie 
Organe  schaffen  wollte,  bevor  die  Funktion  derselben  feststand, 
um  ihnen  nachträglich  alle  möglichen  Aufgaben  zuzuweisen.  Im 
besten  Falle  wird  eine  Aufgabe,  etwa  die  der  Interessenvertretung 
in   den  Vordergrund   gestellt  und    die    anderen  Aufgaben    dieser 

l)  Äi2»z/^^  (Die  Innungsentwicklung  in  Preussen.   SchmoUer's  Jahrbuch.    18.  Jahrg. 
S.  220)  scheint  die  Verbindung  mehrerer  Gewerbe  in  eine  Innung  unbedingt  für  einen 
Fehler  zu  halten.     Dieser  Meinung  können  wir  uns  nicht  anschliessen. 
Zeitschrift  für  die  ges.  Staatswissensch.  1895.  II.  IQ 
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untergeordnet  ^).  Wir  werden  umgekehrt  zuerst  die  nicht  privat- 
wirtschaftlich zu  lösenden  Aufgaben  des  Kleingewerbes  festzu- 
stellen suchen ,  um  darauf  die  zur  Lösung  derselben  geeignetste 
Organisationsform  zu  ermitteln.  Das  alte  Handwerk  kam  mit 
einem  Organsystem,  der  Zunftverfassung,  aus.  Dass  das  moderne 
Kleingewerbe  auch  mit  einer  Organisation  für  alle  Zwecke  aus- 
kommen könne  ,  darf  nach  dem  oben  Gesagten  nicht  angenom- 
men werden.  Die  Vereinfachung  der  Verwaltung  strebt  zur  Zen- 
tralisation ,  doch  die  Zahl  und  Mannigfaltigkeit  der  Aufgaben  ist 
ein  zentrifugales  Moment ,  das  sich  schon  auf  dem  Gebiet  des 
modernen  Kleingewerbes  Geltung  verschaffen  dürfte. 

Zweierlei  Aufgaben  sind  es,  welche  mittelst  einer  Organisa- 
tion der  Gewerbe  gelöst  werden  sollen,  solche  der  Selbstverwal- 
tung und  solche  der  Interessenvertretung.  Unter  den  ersteren 
nimmt  die  der  Regelung  des  Lehrwesens  die  hervorragendste 
Stelle  ein,  und  wir  wollen  uns  daher  zuerst  mit  dieser  beschäftigen. 

Dass  das  Lehrwesen  im  Argen  liegt  — ,  ob  erst  seit  Einfüh- 
rung der  Gewerbefreiheit  oder  schon  früher,  kommt  hier  nicht  in 
Betracht  —  ist  eine  allgemein  anerkannte  Thatsache.  Es  verei- 
nigen sich  in  diesem  Punkte  die  Klagen  derjenigen  Grossbetriebe, 
welche  handwerksmässig  geschulte  Arbeiter  gebrauchen,  wie  Gross- 
tischlereien und  Maschinenfabriken ,  mit  denen  der  Kleinmeister. 
Wenn  gelegentlich  der  Besprechung  des  Preussischen  Organisa- 
tionsentwurfes in  Gewerbevereinen  oder  Innungen  manchmal  die 
Behauptung  ausgesprochen  wurde ,  dass  von  ihnen  ja  schon  ge- 
leistet würde  ,  was  man  durch  die  Organisation  erstrebe ,  so  ist 
das  unr  als  ein  rhetorischer  Aasdruck  für  die  Ablehnung  jenes 
Entwurfes  aufzufassen,  nicht  als  Feststellung  einer  Thatsache.  Bei 
voller  Anerkennung  dessen,  was  bisher  von  Staat,  Gemeinde,  In- 
nungen, Gewerbevereinen  und  Arbeiterfachvereinen  auf  dem  Ge- 
biet des  Lehrwesens  geleistet  worden  ist,  ist  doch  zu  konstatieren, 
dass  alles  nur  Stückwerk  war,  dass  der  Wirkungskreis  überall  zu 

i)  Wenn  in  dieser  Weise  die  Form  als  etwas  vom  Inhalt  Unabhängiges  behandelt 
wird  ,  dann  mag  die  Warnung  R.  Grätzer'%  (Die  Organisation  der  Berufsinteressen. 
Einleitung)  vor  Ueberschätzung  der  Organisation  angebracht  sein.  Dass  häufig  eine 
Form  bestehen  bleibt ,  nachdem  der  historische  Inhalt  schon  verloren  gegangen  ist, 
ist  eine  Thatsache,  die  nicht  geeignet  ist,  die  praktische  Unabhängigkeit  von  Form 
und  Inhalt  zu  demonstrieren.  Die  politische  Oekonomie  hat  es  eben  nicht  nur  mit 
den  thatsächlichen,  sondern  auch  mit  den  zweckmässigen  Organisationen  zu  thun. 
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beschränkt ,  und  dass  es  eben  die  einheitliche  (Organisation  war, 
die  allen  diesen  Bestrebungen  fehlte. 

An  ein  geordnetes  Lehrwesen  sind  folgende  Anforderungen 
zu  stellen :  Es  muss  nach  Möglichkeit  Garantie  bieten  für  die  Er- 
ziehung eines  hinreichenden  und  nicht  zu  grossen  Nachwuchses 
sowohl  an  selbständigen  Gewerbtreibenden  als  an  Arbeitern.  Die 
Forderung  des  Hinreichendseins  bezieht  sich  auf  Zahl  und  Lei- 
stungsfähigkeit der  ausgebildeten  Lehrlinge.  Auf  die  Tüchtigkeit 
ist  zuerst  Gewicht  zu  legen;  denn  Erhöhung  derselben  bedeutet 
nicht  nur  Erhöhung  der  Produktivität  der  Arbeit ,  sondern  auch 
Förderung  der  wirtschaftlichen  Kraft  der  Arbeiter.  Sie  zu  Gunsten 
der  Zahl  der  Beschäftigten  etwa  hindern  zu  wollen,  wäre  unter 
allen  Umständen  ein  rückschrittliches  Unternehmen.  Die  Haupt- 
aufgabe der  Lehrorganisation  wäre  also  die  Sorge  für  ausreichende 
und  gute  Lehrgelegenheit  und  die  Ueberwachung  des  gesamten 
gewerblichen  Unterrichtswesens,  Besonders  zu  bekämpfen  wäre 
die  Ausbeutung  der  lernenden  Arbeitskräfte  zu  Erwerbszwecken 
in  Fabriken  und  sogenannten  Lehrlingszüchtereien,  ein  Raubbau, 
dessen  Folge  eine  Herabsetzung  der  Ergiebigkeit  der  Arbeit  der 
Erwachsenen  sein  muss  und  für  den  Arbeiter  selbst  eine  Vermin- 
derung seiner  Erwerbskraft.  Was  die  Regelung  der  Zahl  der 
auszubildenden  Lehrlinge  betrifft,  so  steht  dafür  vorläufig  nur  das 
Mittel  des  Arbeitsnachweises  und  der  daraus  sich  ergebenden 
Bedarfsstatistik  zur  Verfügung,  das  aber,  bei  vollständiger  Durch- 
führung in  allen  Gewerben,  wohl  genügen  wird,  um  das  Angebot 
von  einem  etwa  übersetzten  Gewerbe  abzulenken  und  den  nicht 
ausreichend  besetzten  zuzuwenden. 

Es  lassen  sich  drei  historische  Stufen  des  Lehrwesens  unter- 
scheiden. Auf  der  ersten  findet  eine  eigentliche  Lehre  überhaupt 
nicht  statt,  sondern  der  Zuwachs  der  Gewerbetreibenden  besteht 
ausschliesslich  in  dem  natürlichen  Nachwuchs  ihrer  Familien,  der 
von  Kind  auf  mit  der  Technik  des  betreffenden  Gewerbszweiges 
vertraut  ist  und  in  dieselbe  gleichsam  hineinwächst.  So  wie  diese 
Art  des  Erlernens  dem  landwirtschaftlichen  Kleinbetriebe  eigen 
ist,  so  besteht  sie  auch  noch  bei  allen  auf  bäuerlichem  Boden  er- 
wachsenen Hausindustrien.  Die  zweite  Stufe  ist  die  der  eigent- 
lichen handwerksmässigen  Lehre ,  bei  welcher  der  Lehrling  nur 
vorübergehend  dem  Haushalt  des  Lehrherrn  eingegliedert  wird 
und  das  Lernen  sich  auf  einen  begrenzten  Zeitraum  beschränkt. 
Die  ehemaligen  Vorrechte  der  Meisterssöhne  sind  als  Reminiscenzen 

IQ* 
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an  die  erste  Stufe  zu  betrachten.  Auf  der  dritten  Stufe  endlich 
tritt  an  die  Stelle  der  Lehre  ein  eigentlicher  systematischer  Unter- 
richt, dessen  Korrelat  das  Einüben  der  zugehörigen  Technik  bildet. 
Dieser  Teilung  des  Lernprozesses  entspricht  dann  in  der  Regel 
auch  eine  Arbeitsteilung,  bezw.  wird  sie  durch  diese  bedingt,  in- 
dem einerseits  die  technischen  Leiter  nur  den  theoretischen  Unter- 
richt, oder  wenigstens  vorwiegend  diesen,  geniessen  und  die  Technik 
selber  nur  wenig  oder  gar  nicht  üben  ,  anderseits  die  technische 
Uebungund  Ausführung  einer  besonderen  Arbeiterklasse  anheimfällt. 

Der  Begritf  des  gelernten  Arbeiters  und  Gewerbtreibenden 
ist  hiernach  kein  einheitlicher.  Selbst  die  einfachste  Technik  er- 
fordert eine  Art  Lehre,  eine  Zeit  des  Einübens.  Die  Ueber- 
wachung  einer  komplizierteren  Maschine  ist  keine  Arbeit, 
die  dem  ersten  Besten  anvertraut  werden  könnte.  Volles  Ver- 
ständnis der  Maschine  und  Kenntnis  ihrer  manchmal  vielseitigen 
Verwendbarkeit  ist  die  erste  Bedingung  ihrer  richtigen  Ausnützung. 
Doch  das  Anlernen  von  Spezialarbeitern  wird  immer  eine  interne 
Angelegenheit  derjenigen  Betriebe  bleiben,  welche  sie  gebrauchen, 
und  nicht  auf  diese  bezieht  sich  die  allgemeine  Klage  über 
mangelnde  Ausbildung,  im  Gegenteil,  man  beklagt  das  Ueber- 
handnehmen  der  nur  auf  bestimmte  Arbeiten  Geschulten.  Der 
Handwerker  aber  sowohl  wie  ein  bedeutender  Teil  der  Gross- 
industriellen bedarf  auch  der  Arbeiter^  denen  ein  komplizierteres 
Werkstück  zur  selbständigen  Vollendung  anvertraut  werden  kann, 
die  ein  volles  Verständnis  für  den  ganzen  Produktionsprozess  be- 
sitzen ,  wenn  auch  vielleicht  die  Maschine  einen  Teil  derselben 
übernimmt.  Ein  solcher  Arbeiter  muss  den  Zweck  seiner  Arbeit 
kennen,  er  muss  nach  blossen  Massangaben  dieselbe  auszuführen 
verstehen,  er  muss  zum  mindesten  nach  einer  Werkzeichnung  oder 
nach  einem  Modell,  womöglich  schon  nach  einer  Skizze  arbeiten 
können.  Die  Maschine  hat  ein  derartiges  Arbeiten  keineswegs 
überall  überflüssig  gemacht.  Selbständige  Arbeiter  dieser  Art 
hat  man  im  Sinne  überall,  wo  über  Lehrwesen  gesprochen  oder 
geklagt  wird,  und  sie  allein  wollen  wir  im  Folgenden  unter  ge- 
lernten Arbeitern,  im  engeren  Sinne,  verstehen. 

Diese  gelernten  Arbeiter  sind  es,  die  der  Handwerker  fast 
ausschliesslich  gebraucht  und  die  der  Fabrikant  nicht  entbehren 
kann.  Ihre  Lehre  ist  eine  handwerksmässige,  mögen  sie  dieselbe 
in  den  Werkstätten   der  Handwerker  oder  in   eigenen  Lehrvverk- 
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Stätten  empfangen.  Sie  wird  sich  regelmässig  über  mehrere  Jahre 
erstrecken. 

Die  Ausbildung  des  selbständigen  Kleingewerbtreibenden  er- 
fordert mehr,  als  was  wir  oben  als  Ziel  der  Lehre  bezeichneten. 
Er  muss  eine  ausgedehntere  Kenntnis  des  Werkzeug-  und  Ma- 
schinenwesens ,  soweit  es  sein  Fach  berühren  könnte ,  besitzen, 
er  muss  die  Materialienkunde  seines  Faches  beherrschen  und  den 
Rohstoffmarkt  kennen ,  er  muss  Kalkulationen  aufzustellen  ver- 
stehen und  ein  gewisses  Mass  kaufmännischer  Bildung  besitzen. 
Alle  diese  Kenntnisse  und  Fertigkeiten  aber  können  zum  Teil 
gar  nicht,  zum  Teil  nur  in  bescheidenem  Masse  Gegenstand  der- 
jenigen Lehrthätigkeit  sein,  die  wir  zunächst  im  Sinne  haben,  und 
die  sich  gemeinsam  auf  diejenigen  erstrecken  muss,  welche  einen 
selbständigen  Betrieb  zu  begründen  in  der  Lage  sind  und  die,  welche 
nicht  daran  denken  können.  Manche  jener  Kenntnisse  der  selbst- 
ständigen Gewerbtreibenden  kann  nur  die  Praxis  vermitteln,  der 
Rest  fällt  dem  gewerblichen  Unterricht  in  Fach-,  Gewerbe-  und 
Fortbildungsschulen  anheim.  Dieser  Teil  des  gewerblichen  Unter- 
richtswesens nimmt  dadurch,  dass  er  sich  auf  zukünftige  Meister 
beschränkt ,  dass  er  nicht  in  der  Werkstätte  betrieben  werden 
kann  und  dass  er  teilweise,  wie  der  kaufmännische  Unterricht, 
nicht  rein  fachmässig  ist,  eine  besondere  Stellung  ein.  Er  ist  zum  Teil 
schon  staatlich  oder  kommunal  organisiert,  und  wenn  seine  Pflege 
und  Ueberwachung  von  selten  der  Gewerbtreibenden  erwünscht 
wäre,  so  wäre  diese  anderen  Organen  zuzuweisen  als  denen,  die 
der  Regelung  des  rein  technischen  Lehrwesens  angemessen   sind. 

Aus  dem  Umstände,  dass  der  gelernte  Arbeiter  im  oben  de- 
finierten Sinne  nicht  ausschliesslich  dem  Kleingewerbe  angehört, 
dass  gewisse  Grossindustrien,  sei  es  in  für  die  Reparatur  bestimm- 
ten Nebenbetrieben,  sei  es  im  eigentlichen  Hauptbetriebe,  als 
Arbeiter  oder  Werkmeister  handwerksmässig  gebildeter  Leute 
bedarf,  ergiebt  sich  nun,  dass  die  Organisation  des 
Lehr  Wesens  keine  nur  das  Handwerk  umfassende 
sein  kann. 

Bisher  war  das  Handwerk  der  Lehrmeister  auch  eines  grossen 
Teiles  der  in  der  Grossindustrie  verwendeten  gelernten  Arbeiter. 
Die  Fabriken  lehnen  es  ab,  sich  mit  einer  anderen  Art  Lehre  zu 
befassen  als  der  Einübung  von  Spezialarbeitern.  Es  fehlt  hier  an 
Zeit  dazu ;  der  Werkmeister  ist  zu  beschäftigt  und  die  einzelnen 
Arbeiter  stehen  in  Accordlohn,   so  dass  ihnen  kein  Lehrling  zu- 
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gesellt  werden  kann,  wie  in  der  Werkstatt  des  Handwerkers.  Für 
den  Handwerker  aber  wurde  mit  der  Zeit  die  Ausbildung  von 
Lehrlingen  eine  Sisyphusarbeit ,  denn  einen  Teil  der  am  besten 
Ausgebildeten  zogen  die  Grossbetriebe  an  sich.  Dadurch  verlor 
er  den  Mut  und  die  Lust  zur  Pflege  des  Lehrwesens.  Es  kam 
hinzu,  dass  das  Halten  von  Lehrlingen  für  den  Lehrmeister  auf- 
hörte ein  gewinnbringendes  oder  wenigstens  die  Kosten  deckendes 
Geschäft  zu  sein,  je  mehr  nur  die  Kinder  ärmerer  Leute  ein  Hand- 
werk zu  erlernen  begehrten.  Es  wird  selten  mehr  ein  nennens- 
wertes Lehrgeld  bezahlt ;  der  Meister  ist  auf  den  Naturallohn  an- 
gewiesen, der  in  der  unentgeltlichen  Arbeitsleistung  des  Lehrlings 
in  den  späteren  Lehrjahren  besteht ,  und  dieser  wird  manchmal 
durch  eine  kontraktwidrige  Abkürzung  der  Lehrzeit  illusorisch 
gemacht.  Da  lag  es  nahe ,  die  Lehre  dadurch  zum  Geschäft  zu 
machen  ,  dass  man  sie  lediglich  zu  einer  Form  der  Ausnützung 
billiger  Arbeitskräfte  machte.  Die  gewissenhafteren  Meister  da- 
gegen verzichteten  ganz  auf  die  Lehrlingsausbildung.  Auch  gegen 
die  Aufnahme  eines  Lehrlings  in  die  Familie  hat  man  Abneigung, 
wie  versichert  wird,  weil  der  Handwerker  seinen  oft  kargen  Haus- 
halt nicht  der  Oeffentlichkeit  preisgeben  will. 

Vielfach  wird  auch  der  neuen  Gewerbeordnung  die  Schuld 
am  Verfall  des  Lehrwesens  zugeschrieben.  Die  väterliche  Gewalt 
des  Lehrherrn  werde  durch  dieselbe  gebrochen  und  nach  der 
Herstellung  der  früheren  rechtlichen  Bestimmungen  durch  die  In- 
nungsnovelle scheute  man  sich,  von  ihnen  energischen  Gebrauch 
zu  machen.  Es  ist  an  dieser  Anklage  ohne  Zweifel  richtig,  dass 
der  Verfall  der  alten  Lehrorganisation  das  Verhältnis  zwischen 
Meister  und  Lehrling  lockerte.  Dagegen  wäre  es  falsch  zu  glauben, 
es  habe  nicht  unter  dem  alten  Regime  auch  Lehrlingsausnutzung 
stattgefunden  und  der  Schmiedelehrling  nicht  ein  Jahr  lang  aus- 
schliesslich den  Blasbalg  ziehen  müssen. 

Am  meisten  zum  Verderben  des  Lehrwesens  haben  wohl 
die  veränderten  gewerblichen  Verhältnisse  gereicht.  Die  alten 
einfachen  Interessen  wurden  bei  Meister  wie  Lehrling  erschüttert. 
Den  Meister  nimmt  die  Sorge  um  den  Erwerb  ganz  in  Anspruch, 
und  der  Lehrling  und  Geselle  haben  das  Vertrauen  zum  Hand- 
werk verloren.  Wo  der  Arbeiter  an  den  bevorstehenden  Unter- 
gang des  Handwerks  glaubt,  muss  das  Streben  nach  handwerks- 
mässiger  Durchbildung  erlahmen ;  er  hofft  im  Grossgewerbe  doch 
ein  Unterkommen  zu  finden. 
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Eine  Wiederbelebung  der  alten  Werkstattlehre  auf  allen  Ge- 
bieten und  in  ausreichendem  Masse  erscheint  uns,  nach  Lage  der 
Dinge,  ausgeschlossen.  Nur  in  denjenigen  Gewerbszweigen,  in 
denen  eine  Arbeitergemeinschaft  mit  dem  Grossgewerbe  nicht  be- 
steht, und  in  denen  das  Verlagssystem  keinen  Eingang  gefunden, 
ist  sie  noch  die  angemessene  Lehrform.  Wo  dagegen  der  Gross- 
betrieb einen  Teil  der  ausgebildeten  Arbeiter  absorbiert,  ist  es 
unmöglich,  dem  Kleingewerbe  allein  die  Sorge  um  deren  Aus- 
bildung zuzumuten.  Es  würde  säen  ohne  ernten  zu  können.  Es 
würde  im  ganzen  dabei  so  wenig  seine  Bilanz  finden,  wie  der 
einzelne  Lehrmeister.  Hier  also,  und  zwar  kämen  hauptsächlich 
Holz-  und  MetalHndustrie  in  Betracht,  erscheint  die  Lehrwerk- 
stätte ^)  allein  geeignet,  die  Aufgabe  zu  lösen. 

Auf  allen  Gebieten  aber  ist  eine  alle  Interessenten  umspan- 
nende Organisation  zur  Anregung  und  Beaufsichtigung  des  tech- 
nischen Lehrwesens ,  sowie  auch  zur  Aufbringung  der  Kosten 
nötig,  soweit  diese  nicht  von  Staat  und  Gemeinde  zu  tragen  sein 
werden. 

Für  jede  Kategorie  der  gelernten  Arbeit  ist  ein  Lehrver- 
band zu  gründen,  dem  ohne  weiteres  angehört  jeder  selbstän- 
dige Gewerbtreibende ,  der  Arbeiter  der  betreffenden  Art  be- 
schäftigt oder  LehrHnge  ausbildet,  sowie  auch  die  Arbeiter  und 
Lehrlinge,  natürlich  mit  anderen  Rechten  und  Pflichten  als  die 
Selbständigen.  Auch  die  Inhaber  von  Alleinbetrieben  sind,  ob- 
wohl ihnen  keine  aktive  Rolle  zuzuerteilen  wäre,  nicht  auszu- 
schliessen,  weil  der  Wunsch  und  die  Möglichkeit  der  Erweiterung 
des  Betriebes  jedenfalls  immer  vorHegt ,  insbesondere  aber  sind 
sie  aufzunehmen  mit  Rücksicht  auf  die  statistischen  Aufgaben,  die 
den  Lehrverbänden  zu  stellen  sind.  Sie  sollen  die  gesamte  Technik 
der  betreffenden  Gattung  repräsentieren.  Beitrittspflichtig  müssen 
daher  auch  diejenigen  sein ,  welche  gelernte  Arbeiter  nicht  g  e- 
werbsmässig  beschäftigen  ,  also  öffentliche  Anstalten  sowie 
Private,  Bauherren  z.  B.,  w^elche  in  Regie  arbeiten  lassen. 

Damit  wären  die  Lehrverbände  in  ihrem  Umfange  im  allge- 
meinen umschrieben.  Die  Abgrenzungsschwierigkeiten  zwischen 
Klein-  und  Grossbetrieb  kämen  für  sie  nicht  in  Betracht.  Sie 
würden  den  eresamten  Kleinbetrieb    umfassen  und    zum  Teil  sich 


1)  Die  von  der  Badischen  Regierung  begründeten  Lehrlingswerkstatten  mögen 
als  Anfänge  eines  solchen  Lehrwesens  gelten.  Was  an  ihnen  allgemein  beklagt  wird, 
ist  der  Mangel  an  Aufsicht,  zum  mindesten  an  fachmännischer. 
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auf  diesen  beschränken,  zum  Teil  aber  auch  mehr  oder  weniger 
tief  in  den  Grossbetrieb  hineingreifen.  Betriebe,  welche  mehrerlei 
Arbeiter  beschäftigen,  würden  ebenso  vielen  Lehrverbänden  an- 
gehören müssen.  Damit  wären  aber  doch  nicht  alle  Schwierig- 
keiten der  Abgrenzung  der  Lehrverbände  beseitigt,  sie  wären  es 
erst  dann  ,  wenn  in  jedem  Einzelfalle  mit  Sicherheit  festgestellt 
werden  könne  ,  wer  als  gelernter  Arbeiter  oder  als  Lehrling  in 
einer  bestimmten  Technik  zu  betrachten  ist.  Die  Zugehörigkeit 
der  Arbeiter  ist  auch  für  die  Zugehörigkeit  der  Arbeitgeber  ent- 
scheidend. 

Sind  erst  die  Lehrverbände  konstituiert,  dann   hat  der  Begriff 
des  gelernten  Arbeiters  einen   bestimmten    gesetzlichen  Sinn,    es 
sind  diejenigen,  welche  den  vom  Verbände  festgestellten  Beding- 
ungen der  Lehre  genügt  haben.    Vorerst  aber  kann  die  bestandene 
Lehre    nicht^  als    hinreichendes   Kriterium    dienen,    sie    kann    nur 
einen  Anhalt  bieten.     Ferner  würde  in    manchen  Fällen   sich  die 
Frage  erheben,  ob  ein  Arbeiter  zwar  gelernt  habe  aber  doch  nicht 
als  gelernter  verwendet  würde ,    sondern  in  einer  Funktion  ,    die 
ebensogut    ein    ungelernter     erfüllen    könne.      Der    Arbeitgeber 
könnte  vielleicht,  um  sich  seinen  Verpflichtungen  gegen  den  Lehr- 
verband zu  entziehen,  bestreiten,   dass  seine  Arbeiter  in  der  ihnen 
zugewiesenen  Verrichtung  als  gelernte  zu  betrachten  seien,  wäh- 
rend  die  Arbeiter  im  allgemeinen  eher  geneigt  sein  dürften,  sich 
für  gelernte  auszugeben.    Endlich  wäre  noch  zu  entscheiden,  für 
welche  Gewerbszweige  überhaupt  Lehrverbände  zu  errichten  seien. 
Wir  haben  schon  oben  die  Norm  für  die  Entscheidung  dieser 
Frage  gegeben.     Lehrverbände  sind  überall  einzurichten,    wo  es 
gelernte  Arbeiter  im  angegebenen  Sinne  giebt.    Die  Entscheidung 
im    einzelnen    Falle    würde    in    der  Praxis    keine  Schwierigkeiten 
machen.    Für  eine  ganze  Reihe  von  Gewerbzweigen  bezw.  Tech- 
niken ist  die  Notwendigkeit,  Lehrverbände  zu  begründen,  ausser 
Frage ,    nämlich  für   alle  diejenigen ,    welche  in  den  bestehenden 
Handwerken  repräsentiert  sind.    Sollten  noch  andere  anzuschhessen 
sein,    so  kann  man  füglich  den  Antrag  der  interessierten  Kreise 
abwarten,  falls  es  nicht  im  öffentlichen  Interesse  läge,   deren  Ent- 
schluss  zu  beschleunigen. 

Nach  derselben  Norm,  welche  über  die  Begründung  von  Ver- 
bänden entscheidet,  haben  sodann  die  konstruierten  Lehrverbände 
zu  ermessen,  welche  Arbeiter  jedem  von  ihnen  anzugehören  haben, 
sowie  auch,  welche  Arbeiten  als  Arbeiten  gelernter  Arbeiter  an- 
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zusehen  sind.  Fehlte  über  letzteres  die  Entscheidung,  so  würde 
es  manchem  Arbeitgeber  möglich  sein,  sich  den  Pflichten  gegen 
den  Verband  zu  entziehen ,  indem  er  Arbeiter  ausserhalb  des 
Verbandes  beschäftigt,  sowie  auch  den  Arbeitern,  welche  den 
Bedingungen  der  Lehre  nicht  voll  genügt  haben,  ausserhalb  des 
Verbandes  Arbeit  zu  finden.  Die  Verwendung  solcher  darf  jeden- 
falls nicht  vor  der  Beitragspflicht  zu  den  Kosten  des  Verbandes 
schützen.  Das  würde  vielleicht  genügen  ,  um  grössere  Unregel- 
mässigkeiten zu  verhindern. 

Es  ist  ferner  notwendig,  den  Begriff  des  Lehrlings  streng  zu 
begrenzen.  Der  Preussische  Entwurf  kennt  nur  Lehrlinge  in  den 
Betrieben  mit  bis  zu  zwanzig  Arbeitern,  wenigstens  würden  Lehr- 
linge in  grösseren  Betrieben  ganz  ausserhalb  der  Organisation 
stehen.  Hierin  zeigt  sich  ganz  besonders  die  Unzulänglichkeit  der 
vorgeschlagenen  gesetzlichen  Abgrenzung  der  Klein-  und  Gross- 
betriebe. Entscheidend  in  der  Frage ,  ob  jemand  ein  Lehrling 
ist  oder  nicht,  muss  natürlich  der  Wille  des  Betreffenden  (oder 
seines  Vormundes)  sein,  ein  gelernter  Arbeiter  zu  werden,  sowie 
anderseits  der  des  Lehrherrn,  ihm  dazu  in  geeigneter  Weise  zu 
verhelfen.  Dieser  gegenseitige  Wille  kann  nun  nur  durch  einen 
vom  Verbände  anerkannten  schriftlichen  Lehrvertrag  bekundet 
werden.  Durch  die  Anerkennung  desselben  würde  der  Verband 
zugleich  die  Qualifikation  des  Lehrherrn  für  seine  Aufgabe  be- 
zeugen. Die  Schriftlichkeit  des  Vertrages ,  sonst  nur  als  wün- 
schenswert bezeichnet,  wird  hier  zur  Notwendigkeit,  da  derselbe 
nicht  bloss  ,  wie  bisher  eine  privatrechtliche ,  sondern  auch  dem 
Verbände  gegenüber  eine  dokumentarische  Bedeutung  hätte.  Zu- 
gleich wäre  auch  die  Notwendigkeit  eines  formellen  Abschlusses 
der  Lehre  gegeben.  Ob  derselbe  eine  unmittelbare  Folge  der 
Erfüllung  des  Lehrvertrages  sein  soll  oder  an  das  Bestehen  einer 
Prüfung  geknüpft  werden  soll,  das  zu  entscheiden  kann  man  den 
Lehrverbänden  überlassen;  denn  es  ist  kein  Grund  vorhanden 
anzunehmen,  dass  eine  Prüfung  unterlassen  würde,  wenn  das  all- 
gemeine Interesse  sie  erfordert,  noch  auch  dass  sie  ohne  dieses 
eingeführt  würde.  Da  die  Prüfung  der  Lehrlinge  zugleich  eine 
Prüfung  ihrer  Lehrherren  ist,  so  wäre  es  allerdings  möglich,  dass 
ein  Teil  dieser  ihr  abgeneigt  wäre ,  weil  diese  Kontrolle  ihnen 
lästig  wäre ,  doch  kann  es  durch  die  Verfassung  des  Lehrver- 
bandes wohl  verhindert  werden,  dass  solche  Neigungen  die  Ober- 
hand gewinnen. 
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Die  Lehrverbände  sind  Zwangsorganisationen,  und  der  Zwang 
rechtfertigt  sich  dadurch,  dass  ohne  ihn  das  Ziel  einer  wirksamen 
Regehing  des  Lehrwesens  nicht  zu  erreichen  wäre.  Es  würde 
neben  dem  organisierten  Lehrwesen  ein  nichtorganisiertes  be- 
stehen bleiben ,  und  die  jetzt  vorhandenen  Uebelstände  wären 
nicht  beseitigt.  Ferner  würden  die  Kosten  ohne  Zwangsorgani- 
sation nicht  aufzubringen  sein ;  der  Zwang  besteht  ja  zur  Haupt- 
sache in  der  Beitragspflicht.  Von  weiteren  Zwangsbefugnissen 
bedarf  der  Lehrverband  nur  noch  des  Rechtes  ,  einzelnen  Lehr- 
verträgen die  Anerkennung  zu  versagen,  dieses  Recht  müsste  je- 
doch gesetzlich  genau  umschrieben  werden,  um  Ueberschreitungen 
zu  verhüten  und  dem  Verbände  bei  seinen  Entscheidungen  einen 
Rückhalt  zu  gewähren.  Die  Erlaubnis,  Lehrlinge  zu  halten,  muss 
von  Rechts  wegen  allen  entzogen  sein,  die  nicht  selber  gelernte 
Meister  der  betreffenden  Technik  sind  und  die  nicht  selber  den 
Unterricht  der  Lehrlinge  leiten.  Die  Ueberlassung  der  Lehrlinge 
an  die  Arbeiter  muss  ausgeschlossen  werden.  Der  Lehrmeister 
braucht  jedoch  kein  selbständiger  Geschäftsmann  zu  sein ,  ein 
Werkführer  kann  auch  dazu  geeignet  sein.  Eine  gesetzliche  Be- 
schränkung der  Zahl  der  in  einem  Betriebe  zu  haltenden  Lehr- 
linge, indem  man  sie  etwa  von  der  Zahl  der  Arbeiter  abhängig 
macht,  ist  zu  verwerfen;  denn  es  entspricht  unserer  Idee  von  der 
Lehrwerkstätte ,  dass  ein  tüchtiger  Meister  die  Ausbildung  von 
Lehrlingen  zu  seinem  Nebenberuf  macht.  Es  ist  so  nicht  ausge- 
schlossen, dass  in  Zukunft  ein  Teil  der  Kleingewerbtreibenden  in 
der  Ausbildung  von  Arbeitern  für  die  grösseren  Betriebe  einen 
willkommenen  Ersatz  für  die  verlorene  eigene  Position  in  der 
Güterproduktion  fände ,  so  dass  die  Abgabe  von  Arbeitern  an 
die  Grossindustrie  nicht  mehr  als  Uebel  empfunden  würde.  Die 
verderbliche  Lehrlingszüchterei  zu  verhüten,  hätte  der  Lehrverband 
ja  ausreichend  anderweitige  Mittel.  Zudem  ist  es  nach  der  ge- 
dachten Verfassung  dem  Handwerksmeister  nicht  verwehrt,  neben 
den  vertragsmässigen  Lehrlingen  oder  statt  derselben  jugendliche 
Arbeiter  zu  halten.  Der  Vorschlag  des  Preussischen  Entwurfes, 
alle  jugendlichen  Arbeiter  in  kleineren  Betrieben  ohne  weiteres 
als  Lehrlinge  zu  betrachten,  wäre  eine  Ungerechtigkeit,  gegenüber 
den  Grossbetrieben,  denen  volle  Freiheit  in  dieser  Beziehung  zu- 
stünde. Umgekehrt  würden  auch  wirkliche  Lehrlinge  in  grösseren 
Betrieben  nicht  ohne  weiteres  den  Bestimmungen  des  Gewerbe- 
rechts über  jugendliche  Arbeiter  zu  unterwerfen  sein,   wie  es  heute 
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zum  Leidwesen  derjenigen  von  diesen  Betrieben  geschieht,  die 
LehrHnge  heranbilden  möchten. 

Bezüglich  der  Mitglieder  der  Lehrverbände  haben  wir  zu 
unterscheiden,  abgesehen  von  den  Lehrlingen  selbst,  die  selbst- 
sländigen  Betriebsinhaber,  die  zur  Ausbildung  von  Lehrlingen 
berechtigten  Meister,  welche  grösstenteils  mit  ersteren  identisch 
sein  werden ,  und  die  gelernten  Arbeiter.  Aufgabe  der  ersten 
dieser  Kategorien,  zu  der,  wie  wir  oben  bemerkten,  auch  Staat 
und  Kommune  gehören  kann ,  wäre  es ,  die  Verwaltungskosten 
aufzubringen  und  durch  Vertreter  an  der  Verwaltung  teilzunehmen, 
soweit  diese  die  Verwendung  des  Verbandsvermögens  betrifft. 
Für  die  Verteilung  der  Kosten  würde  die  Zahl  der  beschäftigten, 
zum  Verbände  gehörigen  Arbeiter  den  geeignetsten  Massstab 
bilden,  weil  jedenfalls  der  Nutzen,  den  der  Gewerbtreibende  vom 
Verbände  hat,  zu  dieser  Zahl  in  direktem  Verhältnis  steht,  und 
weil  es  ein  Massstab  ist,  dessen  Feststellung  dem  Verbände  ohne- 
hin obliegt.  Ob  die  Beiträge  einfach  der  Arbeiterzahl  direkt  pro- 
portional sein ,  oder  ob  sie  und  in  welchem  Masse  progressiv 
sein  sollen ,  lässt  sich  nach  allgemeinen  Grundsätzen  nicht  ent- 
scheiden. Es  müssten  die  Einkommensverhältnisse  mit  in  Betracht 
gezogen   werden. 

Ausser  den  Verwaltungskosten  sind  auch  die  Kosten  des 
Lehrwesens  selber  in  Erwägung  zu  ziehen.  Soweit  es  auf  privat- 
wirtschaftlicher Basis  bestehen  bleibt ,  liegen  sie  ausserhalb  der 
Wirkungssphäre  des  Verbandes  ;  doch  wird  es,  wie  oben  darge- 
legt, unvermeidlich  sein,  das  Lehrwesen  mehr  und  mehr  zu  einer 
öffentlichen  Institution  zu  machen  durch  Gründung  von  Lehrwerk- 
stätten oder  wenigstens  durch  Unterstützung  der  privaten  aus 
öffentlichen  Mitteln.  Die  Verwaltung  dieser  von  Staat  oder  Ge- 
meinde überwiesenen  Mittel  wäre  den  Lehrverbänden  zu  über- 
tragen. Diese  Verwaltung  jedoch  ,  sowie  überhaupt  die  eigent- 
liche Regelung  des  Lehrwesens  muss  in  die  Hände  des  sachver- 
ständigen Teiles  des  Lehrverbandes  d.  h.  der  zweiten  und 
dritten  der  oben  genannten  Kategorien  von  Verbandsmitgliedern 
gelegt  werden.  Die  Lehrmeister  einerseits,  die  gelernten  Arbeiter 
anderseits  müssten  durch  Wahl  aus  ihrer  Mitte  das  Verwaltungs- 
organ des  Lehrwesens  bilden. 

Der  Gesamtvorstand  des  Lehrverbandes  würde  somit  aus 
drei  Bestandteilen  zusammengesetzt  sein  :  Aus  wenigen  Vertretern 
der  Betriebsinhaber,  die  an  der  allgemeinen  Verwaltung  teilzunehmen 
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und  die  Kontrolle  der  Kasse  zu  besorgen  hätten,  aus  Vertretern 
der  Lehrmeister  und  solchen  der  Arbeiter,  welche  zusammen  das 
Lehrwesen  zu  ordnen  und  zu  beaufsichtigen  hätten.  Das  Zahlen- 
verhältnis der  letzten  beiden  Arten  von  Vorstandsmitgliedern 
würde  durch  das  Verhältnis  der  Zahl  der  selbständigen  Betriebe 
zu  der  Zahl  der  gelernten  Arbeiter  im  Verwaltungsbezirke  be- 
stimmt werden.  Das  Interesse  der  Arbeiter  am  Lehrwesen  wächst 
nämlich  in  dem  Masse,  als  ihre  Zahl  im  Verhältnis  zu  der  der  selb- 
ständigen Betriebe  zunimmt.  Solange  diese  Zahl  nicht  grösser 
ist,  als  dass  jeder  Arbeiter  noch  Anwartschaft  auf  Begründung 
eines  eigenen  Geschäftes  hat ,  ist  sein  Interesse  am  Lehrwesen 
mit  dem  der  selbständigen  Geschäftsinhaber  nahezu  identisch  und 
eine  geringzahlige  Vertretung  derselben  ausreichend.  Das  eigent- 
liche Handwerk  hält  mit  einigem  Recht  eine  Teilnahme  der  Ge- 
sellen an  der  Regelung  des  Lehrwesens  für  überflüssig.  Je  mehr 
jedoch  sich  der  Klassengegensatz  zwischen  selbständigen  Betriebs- 
inhabern und  Arbeitern  ausbildet ,  desto  mehr  ist  ein  Gegenge- 
wicht gegen  eine  etwaige  Neigung  der  ersteren,  das  Lehrwesen 
in  ihrem  Sinne  zu  gestalten,  erwünscht.  Die  grösseren  Betriebe 
brauchen  Spezialisten,  und  selbst  in  den  kleineren  Betrieben  macht 
sich  schon  das  Gesetz  bemerkbar,  dass  je  mehr  der  Betrieb  seinen 
technischen  Spielraum  erweitert,  desto  mehr  die  technische  Beschrän- 
kung unter  den  Arbeitern  zunimmt.  Der  Unternehmer  könnte 
daher  eine  auf  Spezialisierung  der  Arbeiter  zugeschnittene  Lehre 
wünschen.  Der  Arbeiter  dagegen  hat  ein  Interesse  an  möglichst 
vielseitiger  Ausbildung,  damit  seine  Verwendbarkeit  eine  grössere 
sei.  Die  Kleinmeister,  die  hierin  dasselbe  Interesse  haben,  klagen 
ja  schon  genug  über  die  Einseitigkeit  der  modernen  Arbeiter. 

Die  Lehrverbände  sind,  ihrem  Zwecke  gemäss ,  lokale  Kor- 
porationen. Jeder  von  ihnen  umfasst  im  allgemeinen  eine  Stadt 
und  das  benachbarte  Landgebiet.  Die  weniger  zahlreich  besetzten 
Gewerbzweige  haben  grössere  Verwaltungsbezirke,  doch  an  jedem 
grösseren  Orte,  in  dem  das  Gewerbe  vertreten  ist,  mindestens 
einen  Bevollmächtigten  des  Verbandes.  Die  lokalen  Verbände 
schliessen  sich  zu  provinzialen  und  Landesverbänden  zusammen 
mit  einem  von  den  Vertretern  der  einzelnen  Verbände  gewählten 
Ausschuss. 

An  das  Lehrwesen  schliesst  sich  nun  die  Sorge  für  den 
Arbeitsnachweis  unmittelbar  und  naturgemäss  an.  Zunächst 
ist  der  Nachweis    von  Arbeit   für  die    entlassenen  Lehrlinge  eine 
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Aufgabe,  der  sich  kein  Verein  und  keine  Korporation,  die  sich 
irgend  des  Lehrwesens  annahm,  entzogen  hat.  Die  Lehrverbände 
sind  aber  auch  durchaus  geeignete  Organe  für  die  wirksame 
Durchführung  eines  allgemeinen  Arbeitsnachweises  für  gelernte 
Arbeiter.  Die  Vertretung  der  Arbeiter  in  ihren  Vorständen  sichert 
das  Vertrauen  der  Arbeiterschaft,  dessen  jeder  Arbeitsnachweis 
unbedingt  bedarf.  Auf  diesem  Gebiete  werden  auch  die  provin- 
zialen  und  Landesverbände  ihre  Thätigkeit  zu  entfalten  haben, 
indem  sie  die  interlokale  Arbeitsvermittlung  sich  zur  Aufgabe 
machen.  Einer  Uebersicht  über  den  Arbeitsmarkt  bedürfen  die 
Lehrverbände  schon  als  solche  zum  Zweck  einer  möglichen  Re- 
gelung des  Angebots  von  Lehrlingen.  Durch  die  Erfüllung  dieser 
Aufgaben  werden  die  Lehrverbände  von  selbst  zu  Organen  einer 
fortlaufenden  Arbeiterstatistik. 

Ob  den  Lehrverbänden  noch  weitere  Aufgaben  gestellt  werden 
könnten  und  sollten ,  müsste  ihrer  praktischen  Entwicklung  an- 
heimgegeben sein-.  Ihr  Wirkungskreis  müsste  auf  jeden  Fall  durch 
ihren  allgemeinen  Charakter  bestimmt  bleiben,  der  darin  besteht, 
dass  sie  auf  der  technischen  Gliederung  der  Gewerbe  beruhen, 
und  dass  sie  die  Interessen  von  Arbeitgebern  und  Arbeitnehmern 
umfassen.  Dadurch  unterscheiden  sie  sich  insbesondere  von  den- 
jenigen Organisationen,  denen  wir  uns  im  Folgenden  zuwenden. 


DAS  PROBLEM  DER  WIRTSCHAFTSKAMMERN. 

VON 

Dß.  SCHÄFFLE. 


ZWEITER  ARTIKEL. 

IV.    Konstituierung    und  Finanz  der  Wirtschafts- 
kammern. 

Der  Abschnitt  III  hat  die  Konstituierung  der  Kam- 
merorgane wirtschafthcher  Berufskörperschaften ,  sowie  das 
Finanzwesen  der  Wirtschaftskammern  zur  Besprechung  übrig 
gelassen. 

Die  Besetzung  der  Kammergremien  hat  für  die  Regel  durch 
Wahl  seitens  aller  Mitglieder  der  Berufskörperschaft  zu  erfolgen. 
Andere  Wege  der  Bestellung ,  etwa  durch  Anknüpfung  an  be- 
stimmte Aemter  und  Würden  oder  an  den  Besitz ,  desgleichen 
Bestellung  durch  Ernennung  sind  unter  den  heutigen  Verhältnissen 
volkswirtschaftlicher  Gliederung  ungangbar  geworden  und  können 
namentlich  dann  vermieden  werden,  wenn  alle  auf  Rechnung  des 
Staates  oder  der  Gemeinde  betriebenen  Erwerbsgeschäfte  aus 
den  Wirtschaftskammern  ausgeschlossen  werden,  was  sich  grund- 
sätzlich wohl  rechtfertigen  lässt.  FreiHch  braucht  Wahl  nicht  die 
ausnahmslose  Regel  zu  bilden;  ein  massiger  Beisatz  ernannter 
Kammermitglieder  kann  wenigstens  da,  wo  Staat  und  Gemeinde 
bedeutende  Beiträge  leisten,  immerhin  in  Frage  kommen. 

Das  a  k  t  i  V  e  Wahlrecht  —  wird  jedem  erwachsenen,  unbe- 
scholtenen Inhaber  eines  berufsangehörigen  Geschäftes  einzuräumen 
sein,  das  aktive  Wahlrecht  für  Gehilfenausschüsse,  wenn  solche 
in  den  Kammerorganismus  überhaupt  eingefügt  werden  wollen, 
auch  den  —  etwa  mindestens  20  Jahre  alten  Gehilfen. 
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Bei  Scheidung  in  Grossbetriebs-  und  in  Kleinbetriebskammern 
(vgl.  ersten  Artikel)  und  bei  Erteilung  des  aktiven  Wahlrechtes 
nur  an  die  selbständigen  Ackernahrungen  und  Geschäfte  wird 
jeglicher  Zensus  entbehrlich  sein ,  hiemit  auch  die  Abstufung 
des  Stimmgewichtes  nach  den  Besitzgrössen  vermieden  werden 
können,  was  verschiedene,  an  sich  schwer  lösbare  Schwierigkeiten 
aus  dem  Wege  schafft.  Die  Vermeidung  eines  klassifizierenden 
Wahlrechts  ist  auch  wünschenswert;  denn  nicht  die  Besitzgrösse, 
sondern  die  Eigenschaft  der  Berufsangehörigkeit  ist  als  das  Mass- 
gebende anzusehen  und  die  selbstwirtschaftenden  Mittel-  und 
Kleinbesitzer  dürfen  nicht  zurückgesetzt  werden ,  da  sie  häufig 
ein  persönlich  tüchtigeres  Kammermaterial  bieten  werden,  als  die 
nicht  selbstwirtschaftenden  Grossbesitzer.  Der  Versuch,  welcher 
vom  preussischen  Landwirtschaftsminister  v.  Heyden  in  dem  Ent- 
wurf des  Gesetzes  über  Landwirtschaftskammern  mit  einem  klassi- 
fizierten Wahlrecht  gemacht  wurde,  ist  im  preussischen  Landtag 
misslungen ;  keine  Modifikation  des  Vorschlages  konnte  eine 
Mehrheit  finden.  Die  Lösung,  durch  welche  das  Gesetz  (vom 
30.  Juni  1894)  dann  dennoch  zu  Stande  kam,  nämlich  die  Wahl 
durch  die  Kreistage  ist  ein  das  ganze  Prinzip  wirtschaftskammer- 
licher  Berufsvertretung  durchbrechender  Notbehelf,  welcher  grund- 
sätzlich sich  nicht  rechtfertigen  lässt.  Der  §  8  des  soeben  erwähn- 
ten Gesetzes  lautet:  »Die  W^ahl  erfolgt  durch  die  Kreistage.  Die 
Kreistagsmitglieder  aus  dem  Wahlverbande  der  Städte  nehmen 
nur  insoweit  an  der  Wahl  Teil,  als  sie  (nach  §  6)  wählbar  sind; 
Ausnahmen  von  dieser  Beschränkung  können  durch  die  Satzungen 
bezüglich  solcher  Städte  zugelassen  werden  ,  deren  Einwohner 
überwiegend  Landwirtschaft  treiben.  Falls  Stadtkreise  mit  Land- 
kreisen zu  einem  Wahlbezirk  vereinigt  werden,  wird  die  Zahl  der 
den  Stadtkreisen  zukommenden  Wahlmänner  nach  Verhältnis  des 
Grundsteuerreinertrages  der  Stadt-  und  Landkreise  des  Wahl- 
bezirks durch  die  Satzungen  bestimmt.  Die  Wahlmänner  der 
Stadtkreise  werden  von  der  Gemeindevertretung  aus  der  Zahl  der 
nach  §  6  wählbaren  Einwohner  der  Stadtkreise  gewählt.« 

Wenn  in  einzelnen  Provinzen  das  ausreichende  Bildungsmaterial 
für  Grossbetriebskammern  nicht  vorhanden  ist,  so  wird  den  we- 
nigen und  zerstreuten  Grossbetrieben  höchstens  ein  Schutz  in  der 
Kaminerbesteuerung  gegenüber  den  Kleinbetrieben  zu  gewähren 
sein,  wenn  es  nicht  möglich  ist,  durch  Erweiterung  der  Sprengel 
für  Grosslandwirtschaftskammern    Rat   zu    schaffen.     Uniform    für 
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ganz  Deutschland  sollen  ja  Kammerorganisationen  in  keinem  Stück 
ausfallen. 

Auch  das  passive  Wahlrecht  —  kann  unter  derselben 
Voraussetzung  bei  der  Scheidung  in  Grossbetriebs-Kammern  allen 
Berufsangehörigen  gleich  eingeräumt  werden.  Eine  Beschränkung 
könnte  erst  für  die  Wahl  der  Landes-  Handwerkskammern  und 
der  Landes-Bauernkammern  aus  den  Kreiskammern  in  Frage 
kommen.  Es  erhebt  sich  nämlich  die  Frage ,  ob  eine  Doppel- 
vertretung des  Grossbesitzes  —  einerseits  durch  direkte  Wahl  in 
die  Landes-Handelskammern,  bezw.  in  die  Landes-Landwirtschafts- 
Kammern,  anderseits  durch  Wahlrecht  und  Wählbarkeit  der  Gross- 
betriebe bei  den  Kreiskammerwahlen  zu  Landesverbänden  —  zu 
rechtfertigen  wäre.  Wo  und  wenn  ein  schädliches  Uebergewicht 
von  dieser  Gestaltung  droht,  mag  sie  vermieden  werden  ;  wo  es 
aber  am  ehrenamtlichen  Material  handwerkskammerlicher  und 
bauerschaftskammerlicher  Vertretung  im  Landesverband  fehlt, 
mag  solche  Gestaltung  auch  besondere  Vorteile  bieten.  Die  Ent- 
scheidung wird  aus  den  besonderen  Verhältnissen  der  Kreiskammer- 
verbände zu  schöpfen  und  in  den  Satzungen  der  Kreiskammern 
zu  treffen   sein. 

Wie  ist  das  Wahl  ver  fah  r  en  zu  regeln?  Bei  den  engsten 
Verbänden  als  direkte  Wahl,  bei  den  weiteren  Verbänden  als 
indirekte  Wahl  durch  die  Vertretungskörper  der  engeren  Ver- 
bände. In  diesem  Ausmass  ist  das  indirekte  Verfahren  an  sich 
wohl  begründet  und  vermeidet  den  Missstand  der  »Wahlmüdig- 
keit«, wie  sie  aus  zu  vielerlei  direkten  Wahlen  sich  ergeben  hat. 
—  Das  Wahl  m  ä  n  n  e  r  verfahren  bleibt  fraglich. 

Für  die  Wahl  in  die  weiteren  Kammerverbände 
ist  das  indirekte  Verfahren,  die  Konstituierung  der  engeren 
Kammern  zu  Wahlkörpern  für  die  Wahlen  der  weiteren  gewiss 
vorzuziehen.  Auf  diesem  Wege  wird  Sachkenntnis  und  Mässigung, 
verständige  und  zuverlässige  Besetzung  erreicht.  Das  indirekte 
Wahlverfahren  in  diesem  Sinne  ist  innerlich  durchaus  berechtigt, 
und  es  ist  geeignet,  die  Organisation  vor  den  Gefahren  der  Wahl- 
müdigkeit zu  schützen.  Das  indirekte  Wahlverfahren  in  jenem  an- 
deren Sinn,  dass  Wah  1  m  ä  n  n  e  r  von  den  Urwählern  gemeinde- 
weise, nach  Verhältnis  der  Einwohnerzahl  oder  der  Gemeinde-Steuer- 
zahlung gewählt  und  dass  erst  von  den  so  gebildeten  Wahlmänner- 
körpern die  Kammermitglieder  erwählt  werden,  mag  für  die  hand- 
werklichen und  bäuerlichen  Kreiskammern,  der  Einfachheit  wegen, 
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am  Platze  sein.  Für  die  weiteren  landesmässigen  Kammern  des 
Grossbetriebes  wird  aber  das  indirekte  Wahlverfahren  sich  nicht 
eignen  und  auch  nicht  als  einfacher  sich  erweisen.  Das  direkte 
Wahlverfahren  erhält  unter  der  Gesamtheit  der  Mitglieder  der  Be- 
rufskörperschaft den  richtigen  persönlichen  Kontakt.  Wenn  man 
die  Wahlen  zu  den  Bauern-Kreiskammern  jahreszeitlich  mit  den 
überall  eingeführten  Kreis-Herbstfesten  und  Kreis-Herbstausstel- 
lungen zusammenfallen  Hesse,  so  würde  auch  da  das  Wahlmänner- 
verfahren vermieden  werden   können. 

Annehmbarer  noch,  als  die  W^ahl  durch  Wahlmänner,  deren 
jedes  Dorf  eine  Anzahl  aufstellt,  würde  für  Dorfgemeinden, 
welche  wirtschaftlich  mehr  oder  weniger  reine  Landwirtschafts- 
gemeinden sind,  die  mittelbare  Wahl  eines  Teiles  der  Kammer- 
mitglieder durch  die  Gemeindekollegien  erscheinen  können.  Auf 
demselben  Weg  könnte  für  die  gewerblichen  Fachgenossen- 
schaften und  für  die  Handwerkskammern  ein  Teil  der  Sitze  zur 
Vertretung  des  Dorf  handwerkes,  welches  überdies  meist  mit  Land- 
wirtschaftsbetrieb verbunden  ist ,  der  Wahl  durch  die  Kreistage 
überlassen  werden ;  eine  praktische  Regelung  im  Interesse  der 
Wohlfeilheit  und  der  Einfachheit  würde  sich  diesfalls  leicht  finden 
lassen.  Es  war  sicherlich  verfehlt,  wenn  die  preussische  Verord- 
nung von  1884  die  Gesamtwirtschaftsräte  ganz  durch  die  Provin- 
ziallandtage  bestellen  Hess.  Eine  teilweise  Delegation  des 
körperschaftlichen  W' ahlrechtes  an  die  Kreistage  kann  jedoch  sehr 
wohl  begründet  sein.  Sofern  diese  Stellvertretung  beim  Vor- 
handensein von  mehr  oder  weniger  grossindustriellem  Betriebe 
auf  dem  Land  nicht  passend  erscheint,  könnte  den  Grossbetrieben 
von  einem  gewissen  Mindestbetrag  der  Steuerleistung  an  das  direkte 
Wählen  statutarisch  vorbehalten  bleiben. 

Den  zu  wählenden  Vertretungskörpern  ist  der  passende 
Umfang  zu  geben.  Die  Zahl  der  in  jeden  Kammerkörper  jeder 
Verbandsweite  einzusetzenden  Vertreter  soll  nicht  zu  hoch  an- 
gesetzt werden ,  um  die  Kammer  nicht  zu  schwerfällig  und  ihr 
Arbeiten  nicht  zu  kostspieHg  zu  machen,  aber  auch  nicht  zu 
niedrig,  um  ihrer  Arbeitskraft  die  erforderHche  Vielseitigkeit  nicht 
zu  nehmen.  Für  jegHche  Art  von  Verbänden  wird  die  Zahl  ver- 
schieden angesetzt  werden  müssen,  wie  es  das  endgültig  aus  der 
Erfahrung  zu  schöpfende  Bedürfnis  eben  verlangt.  Das  Gesetz 
soU  wenigstens  für  den  Anfang  nmneriun  claiisimi  nicht  verfügen. 

Der  Vertretungskörper  selbst  wird  sich  für  die  Regel  in  das 
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weilereGremium,  bezw.  die  Generalversammlung  aller  Kör- 
perschaftsmitglieder —  letzteres  schlägt  der  v.  Bej-lepsch'sc\\& 
Entwurf  für  seine  obligatorischen  Innungen  vor  — ,  und  in  ein 
engeres  Gremium,  den  Verwaltungsausschuss  oder  »Vorstand«, 
zu  gliedern  haben.  Soweit  es  durch  Statut  bewirkt  werden  kann, 
wird  darauf  abzuzielen  sein,  dass  in  den  engeren  Ausschuss  mög- 
lichst Mitglieder  aus  den  am  Hauptort  des  Kammerortes  oder 
den  in  der  Nähe  dieses  Hauptortes  ansässigen  Kammermitgliedern 
zur  wohlfeilen,  raschen  und  einfachen  Erledigung  der  laufenden 
Vollzugsgeschäfte  berufen  werden. 

Die  Amtsdauer  ist  thunlichst  unter  dem  System  der 
Partialerneuerung  auf  etwa  vier  oder  sechs  Jahre  anzu- 
setzen ,  nach  dem  massgebenden  Gesichtspunkt ,  Stetigkeit  und 
Geschäftserfahrung  ebenso,  wie  die  Zuführung  stets  frischer  Kräfte 
und  Strömungen  sicherzustellen.  Ob  jedes  Jahr  ein  Sechstel  aller 
Landkreis-,  bezw.  Stadtkreis- Wahlbezirke,  oder  alle  drei  Jahre  die 
Hälfte  derselben  zu  wählen  hat ,  ist  eine  bestreitbare  Zweckmäs- 
sigkeitsfrage.  Wo  Grossbetriebs-  und  Kleinbetriebskammern  aus- 
einander gehalten  werden,  ergiebt  sich  die  Teilerneuerung  sehr 
einfach.  Für  die  Ergänzungswabl  zu  ersteren  kommen  etwa  alle 
drei  Jahre  die  Grossgeschäftsinhaber  am  Kammerhauptorte  zu- 
sammen. Für  die  Wahl  der  Kreiskammern  kann  Obigem  zufolge 
dasselbe  stattfinden.  Die  Erneuerung  der  Landesverbände  von 
Bauernschaft  und  Handwerk  fände  von  den  Kreiskammern  aus  im 
direkten  oder  indirekten  Verfahren  statt. 

Für  die  Landwirtschaftskammern  schlug  der  v.  Heyden' sehe 
Entwurf  die  Sechstelerneuerung  dieser  Art  vor  und  begründete 
dies  mit  dem  Interesse  »allmähliger  Regenerierung«.  Zu  Gunsten 
der  dreijährigen  Halberneuerung  wurde  dagegen  gesagt:  »Eine 
Vermehrung  der  Wahlen  und  der  damit  verbundenen  Aufregung 
in  den  interessierten  Kreisen  werde  durch  hälftige  Dreijahrs- 
erneuerung nicht  hervorgerufen ;  jeder  Kreis  werde  vielmehr  eben- 
falls nur  alle  sechs  Jahre  zu  wählen  haben ,  mit  Ausnahme  der- 
jenigen Kreise,  deren  Vertreter  das  erstemal  nach  Ablauf  von 
drei  Jahren  auszuscheiden  hätten.  Auf  eine  ruhige  folgerichtige 
Wirksamkeit  der  Landwirtschaftskammern  sei  allerdings  der  grösste 
Wert  zu  legen,  wenn  sie  Erspriessliches  leisten  sollten,  und  daher 
sei  eine  vollständige  Neubildung  derselben  nach  Ablauf  der  sechs- 
jährigen Wahlperiode  zu  vermeiden,  weil  sich  dann  allerdings  eine 
Bewegung  in   ganz    entgegengesetzter  Richtung    geltend    machen 
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und  eine  Erschütterung  der  bestehenden  Verhältnisse  eintreten 
könnte.  Indessen  diese  Befürchtung  werden  doch  vvesenthch  ab- 
geschwächt, wenn  alle  d  r  e  i  Jahre  nur  für  die  Hälfte  der  Mit- 
glieder Neuwahlen  zu  vollziehen  wären,  während  die  Hälfte  noch 
drei  weitere  Jahre  ihre  Vollmachten  behielte.  Hierdurch  werde 
Gelegenheit  gegeben,  der  Kammer  neue  belebende  Elemente  zu- 
zuführen, ohne  doch  in  den  ruhigen  Gang  der  Geschäfte  störend 
einzugreifen  und  die  Kontinuität  ihrer  Arbeit  zu  beeinträchtigen. 
Zu  erspriesslichem  Zusammenwirken  der  Mitglieder  der  Landwirt- 
schaftskammer sei  es  auch  notwendig ,  dass  sie  sich  gegenseitig 
kennen  lernten  und  mit  einander  einlebten.  Dieses  werde  aber 
erschwert,  wenn  alle  Jahre  ein  Wechsel  eines  Teils  der  Mitglieder 
stattfände.  Es  seien  die  Vorstandswahlen  gerade  immer  dann 
vorzunehmen,  nachdem  die  Ergänzungswahlen  zu  den  Kammern 
stattgefunden  hätten.  Endlich  sei  es  ratsam,  die  Reihenfolge  der 
ausscheidenden  Bezirke  ein  für  allemal  durch  die  Satzungen  fest- 
zulegen, als,  wie  auch  vorgeschlagen,  das  Los  darüber  entschei- 
den zu  lassen.  Die  gleichzeitig  ausscheidenden  Wahlbezirke 
müssten  möglichst  gleichmässig  auf  den  ganzen  Landwirtschafts- 
kammerbezirk verteilt  werden.  Bei  der  Entscheidung  durch  das 
Los  könnte  es  sich  ergeben,  dass  der  eine  Teil  des  Landwirtschafts- 
kammerbezirks durchaus  Neuwahlen  vorzunehmen  hätte  ,  wäh- 
rend der  andere  in  seiner  Zusammensetzung  verbliebe.  Da  aber 
oft  in  den  verschiedenen  Teilen  eines  Landes-Landwirtschafts- 
kammerbezirks  die  landwirtschaftlichen  Verhältnisse  sehr  ver- 
schieden liegen  und  die  durch  sie  bedingten  wirtschaftlichen  An- 
schauungen der  Vertreter  derselben  auch  verschieden  sein  könnten, 
so  empfehle  sich  auch  bei  der  Regenerierung  der  Landwirtschafts- 
kammer ein  möglichster  Ausgleich  und  gleichmässige  Berücksich- 
tigung der  einzelnen  Teile  des  Bezirks.«  Wären  Gross-  und  Klein- 
betriebskammern getrennt  worden,  so  wäre  auch  in  diesem  Punkt 
alles  einfacher  geworden. 

Die  Kammermitgliedschaft  wird  als  Ehrenamt  zu  behan- 
delnsein. Doch  wird  volle  K  oste  n  entschädigung  in  nicht  knau- 
serischer Bemessung  sehr  angezeigt  erscheinen,  damit  nicht  der 
Reichtum,  sondern  die  berufliche  Bedeutung  der  wählbaren  Per- 
sonen zur  Geltung  komme. 

Der  Vorsitzende  des  Vorstandes  wird  am  besten  von 
letzterem  aus  seiner  Mitte  gewählt  werden.  In  der  Kommission 
des  preussischen  Abg.Hauses   zur  Beratung   der  v.  Heyden'sch&n 
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Vorlage  ist  zwar  im  Interesse  der  Autorität  des  Vorsitzenden  die 
Wahl  aus  dem  Plenum  der  Kammer  gefordert  worden.  Die  vom 
Herrn  Minister  hiegegen  angeführten  Gründe  dürften  dennoch  das 
Uebergewicht  behaupten.  Dieser  sagte:  Die  Regierungsvorlage  gehe 
von  dem  Gedanken  aus  ,  dass  der  Vorsitzende  in  besonderem 
Masse  das  Vertrauen  der  Landwirtschaftskammer  geniessen  müsse. 
Wenn  er  aber  durch  den  Vorstand  gewählt  werde,  so  sei  er  Ver- 
trauensmann beider  Organe  ,  denn  die  Kammer  wähle  ihn  zum 
Vorstandsmitgliede  und  der  Vorstand  ihn  zum  Vorsitzenden.  Für 
einen  Vorsitzenden  seien  notwendige  Bedingungen  eine  grosse 
Geschäftsgewandtheit  und  Sachkenntnis  ,  hervorragende  Arbeits- 
kraft und  Lust  zur  Sache.  Es  sei  aber  leichter  für  den  Vorstand, 
einen  Mann  mit  diesen  Eigenschaften  auszuwählen ,  als  für  die 
ganze  Kammer,  die  sich  vielleicht  von  äusseren  Rücksichten  leiten 
lasse.  Zuzugeben  sei ,  dass  das  Moment  einer  grösseren  Auto- 
rität für  die  Wahl  des  Vorsitzenden  durch  die  Kammer  selbst 
spreche,  wie  überhaupt  die  ganze  Frage  eine  prinzipielle  nicht  sei.« 

Das  Sekretariat,  das  Kassen-  und  das  Rechnungs- 
wesen werden  je  nach  Umständen  im  Anschluss  an  die  betref- 
fenden Einrichtungen  der  Kommunalverwaltung  thunlichst  zu  zen- 
tralisieren sein.  Ein  eigenes  Sekretariat  würde  mindestens  den 
weiteren  Verbänden,  den  Grossbetriebskammern  und  den  Provin- 
zialverbänden  der  Bauernschafts-  und  Handwerkerkammern  zuge- 
standen werden  müssen. 

Eine  Organisationsfrage  von  grosser  Bedeutung  betrifft  die 
Zulässigkeit  und  Zweckmässigkeit  der  inneren  Fächerung 
des  landwirtschaftlichen  und  des  gewerblichen 
Vertretungsaufbaues.  Die  landwirtschaftliche  sowohl,  als  auch 
und  namentlich  die  gewerblich-kommerzielle  Berufsschichte  zerfällt 
in  eine  Mehrheit  von  Zweigen ,  welchen  die  einzelnen  Unterneh- 
mungen oft  ganz  oder  doch  überwiegend  angehören  :  der  Weinbau, 
die  Gärtnerei  mit  verschiedenen  Unterverzweigungen,  selbständige 
Tierzucht  u.  s.  w.  —  Bergbau,  Handwerk  und  Industrie  je  mit 
vielen  Unterverzweigungen ,  Handel  u.  s.  w.  Es  ist  nun  an  und 
für  sich  nur  wünschenswert,  dass  innerhalb  der  vier  Hauptkammer- 
arten die  Fächerung  soweit  zur  Geltung  komme,  als  ein  Bedürfnis 
gesonderter  Vertretung  und  Zweckverfolgung  vorliegt.  Es  wäre 
sogar  das  Ideal ,  dass  wenigstens  in  den  beiderlei  Kleinbetriebs- 
verbänden je  die  ganze  Berufshauptschichte  in  Fachgenossen- 
schaften   untergebracht    werden    könnte    und  so  der  Aufbau  der 
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Bauern-,  jedenfalls  der  Handwerkskammern  vollständig  nach  obli- 
gaten Fachgenossenschaften  stattfände.  Je  mehr  das  Besondere 
innerhalb  der  Berufsgesamtschichte  zur  Geltung  kommt,  desto 
reichhaltiger  wird  die  Wirksamkeit ,  desto  verhältnismässiger  die 
Vertretung  ausfallen.  Nun  ist  gar  kein  Zweifel,  dass  die  Gewerbe- 
fächer namentlich  im  Lehrlingswesen,  im  Prüfungswesen  ,  in  dem 
Fachbildungs-  und  Lehrwerkstättenwesen  zu  walten  berufen  und 
befähigt  sind  ;  allermindestens  ist  die  autonome  und  politische  Fach- 
ver  tretung  sogar  ein  ganz  allgemeines  Bedürfnis  und  wenn 
daher  auch  nur  für  die  Vertreterwahl  zu  Handwerker-  und  Bauern- 
kammern die  Fächerung  Vorteile  ergiebt,  würde  sich  die  letztere 
innerhalb  der  Kreis-Kommunalverbände  rechtfertigen.  Das  grund- 
sätzliche Widerstreben  gegen  obligate  Fachgenossenschaften  oder 
neuzeitliche  Innungen  erscheint  daher,  wenn  letztere  die  fach- 
gleichen oder  fachverwandten  Betriebe  ohne  die  Bedingung  des 
Befähigungsnachweises  umspannen  würden,  unberechtigt  und  der 
Verwerfung  des  zk  Berlepsc/i  sehen  Fachgenossenschaftsprojektes 
vermag  ich  nicht  einmal  für  die  Gegenwart,  geschweige  für  eine 
fernere  Zukunft,  in  welcher  nach  dem  Untergang  der  Zensusver- 
tretung auch  die  politische  Berufsvertretung  kommunal  und  staat- 
lich eine  Notwendigkeit  geworden  sein  würde ,  wahrscheinlich 
geworden  sein  wird ,  mich  anzuschliessen ;  denn  Fachinteressen 
zur  autonomen  Vertretung,  sowie  zur  autonomen  Verwaltung 
liegen  wenigstens  für  eine  grosse  Anzahl  von  Gewerbefächern 
vor ,  selbst  und  z.  T.  gerade  für  den  sesshaften  Kleinhandel 
und  für  die  s.  g.  Polizei-  und  Konzessionsgewerbe,  welche  lücken- 
hafter Weise  im  v.  B er lepsck' sehen.  Entwurf  vom  Fachgenossen- 
schaftszwang ausgenommen  sind.  Auch  zugegeben,  dass  zur  Zeit 
kein  allgemeiner  Zwang  zur  Bildung  von  durchaus  gefächerten 
Kreisverbänden  und  weiteren  (provinziellen)  Hauptverbänden  vor- 
hege ,  so  kann  man  die  kreismässige  Fächerung  wenigstens  für 
die  meisten  Gewerbefächer  jetzt  schon  vorschreiben,  den  übrigen 
Gewerbebetrieben  aber  auf  Verlangen  einer  bestimmten  Mehrzahl 
von  fachgleichen  und  fachvervvandten  Betrieben  unter  Genehmi- 
gung der  Behörden  die  Fachvertretung  einräumen,  auch  den  gleich- 
artigen Fachgenossenschaften  mehrerer  oder  vieler  Kreise  weitere 
Fach  genossenschaftsverbände  im  Geiste  der  den  fakultativen 
Innungen  in  der  deutschen  Gewerbeordnung  zugesprochenen  Be- 
fugnisse gestatten.  Die  ganze  Thätigkeit  der  Kleinbetriebskam- 
mern ,    namentlich  der   gewerblichen ,    sowie  diejenige  der  volks- 
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wirtschaftlichen  Staats-  und  Kommunalverwaltung  kann  bei  alle- 
dem doch  nur  gewinnen. 

Man  kann  selbst  bei  nur  teilweiser  Bildung  von  Fachgenossen- 
schaften den  praktischen  Einvv'and  nicht  erheben,  dass  sich  voll- 
ständige bauerschaftliche  und  kleingewerbliche  Kammern  mit 
Fächerung  nicht  erreichen  Hesse;  denn  in  dem  überall  den  ört- 
lichen Verhältnissen  angepassten  Kreiskammern-Statute  kann  die 
verhältnismässige  Anzahl  von  Sitzen  den  nicht  in  Fachgenossen- 
schaften stehenden  Gewerbe-  eventuell  Landwirtschaftsbetrieben 
zugesprochen  werden.  Die  Massstäbe  der  Gesamtsteuerzahlung 
oder  Gesamtgehilfenhaltung  zwischen  den  fachgenossenschaftlichen 
und  den  nichtfachgenossenschaftlichen  Unternehmungen  ergeben 
für  die  erste  Abfassung  und  periodische  Revision  des  Statuts 
ausreichend  brauchbare  Anhaltspunkte  zu  vollständiger  und  ver- 
hältnismässiger Kammerbesetzung.  Das  ideale  Endziel  bleibt  die 
vollständige  Fächerung  wenigstens  innerhalb  der  Handwerkskammer. 
Die  landwirtschaftlichen  und  gewerblichen  Grossbetriebskammern 
können  durch  Sektionen-  oder  Abteilungsbildung  ebenfalls  nach 
Bedürfnis  vollständig ,  die  Bauernkammern  wenigstens  teilweise 
gefächert  werden,  was  keiner  besonderen  Begründung  bedarf. 

Jede  obligate  Fachvertretung  (Zwangsinnung)  kann  die  be- 
sondere Gehilfenvertretung  für  einen  immerhin  engen 
und  möglichst  separierten  Wirkungskreis  in  sich  aufnehmen 
und  von  da  aus  kann  die  autonome  und  politische  Gehilfenver- 
tretung für  eben  diesen  Wirkungskreis  bis  in  die  Spitzen  des  Ge- 
samtkammerorganismus und  zuhöchst  in  die  Nationalvertretung 
hinauf  gebaut  werden.  Bedeutsame,  übrigens  nicht  einwandfreie 
Ansätze  hiezu  bietet  der  v.  Berlepsc/ischQ  Entwurf  mit  den  im 
Weiteren  zu  besprechenden   Vorschlägen. 

Die  territoriale  Gliederung  der  Wirtschaftskammern  ist 
im  allgemeinen  schon  berührt. 

Die  Dorfgemeinde  ist  als  Elementarbezirk  ausgeschlossen. 
Das  Dorfgemeindewesen  reicht  als  Surrogat  der  Vertretung  der 
beruflichen  Interessen  seiner  Einwohner  noch  immer  aus  (vgl. 
Abschnitt  VI). 

Für  die  Kleinbetriebsvertretung  wird  der  Kreis 
(Oberamtsbezirk)  den  sachgemässen  Elementarverband  bilden,  wobei 
der  Landkreis  die  landwirtschaftlichen  Elemente  benachbarter  Stadt- 
kreise und  der  Stadtkreis  die  gewerblichen  Elemente  der  benach- 
barten Landkreise  an  sich  zu  ziehen  haben  wird. 
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Der  Kreis  kann  auch  geteilt  und  die  Grossstadt  als  eine 
Mehrheit  besonderer  Stadtkreise  behandelt  werden;  solche  Teilung 
hat  sich  ja  bei  den  fakultativen  Innungen  der  Reichs-G.O.  eben- 
falls vollzogen.  Es  können  aber  auch  mehrere  politische  Kreise 
zu  einer  einzigen  Kammer  zusammengezogen  werden. 

Die  bäuerliche  Kreiskamnier  entspräche  dem  jetzigen  land- 
wirtschaftlichen Bezirksverein ,  die  Kreishandwer-kskammer  dem 
jetzigen  gewerblichen   Kreisverein. 

Der  Regierungsbezirk  oder  die  Provinz  ergäbe  den 
Elementarverband  für  die  Grossbetriebsvertretung, 
d.  h.  für  die  im  e.  S.  sogenannten  Handelskammern  und  Land- 
wirtschaftskammern. Selbstverständlich  lassen  sich  nach  Bedürfnis 
die  Provinzen  für  die  Kammerorganisation  auch  teilen  ,  mehrere 
Regierungsbezirke  sich  zusammenfassen.  Der  preussische  L.W. K.- 
Entwurf sieht  die  Teilung  vor  und  bei  den  bestehenden  Handels- 
kammern deckt  sich  der  Kammerbezirk  nicht  allgemein  mit  dem 
Regierungsbezirk  oder  mit  der  Provinz. 

Der  Regierungsbezirk  oder  die  Provinz  bilde  den  Distrikt 
auch  für  die  in  ihm  vereinigten  Bauern-  und  Handwerker-Kreis- 
räte! Diese  weiteren  landesmässigen  Verbände  könnten  im  e.  S. 
die  Bauern-  und  Handwerks- K  a  mm  er  n  heissen.  Sie  gingen 
aus  der  Wahl  der  betreffenden  Kreiskammern ,  mit  oder  ohne 
Fächerung  hervor.  Diese  Landesbauern-  und  Landeshandwerker- 
kammern könnten  auch  als  selbständige  Kurien  mit  den  Landwirt- 
schafts- und  Handelskammern  (Grossbetriebskammern)  verknüpft 
werden. 

Die  Landesbauern-  und  die  Landeshandwerkerkammern,  bezw. 
die  Landeslandwirtschaftskammern  wären  als  berufliche  Zentral- 
körperschaften das,  was  heute  ohne  Allgemeinverbindlichkeit  die 
Zentral-  oder  Landesvereine  der  Landwirtschaft  und  des  Ge- 
werbes sind. 

Zuhöchst  sind  Reichs  wirtschaftskammern  oder 
Reichs  wirts  chaftsräte  denkbar. 

Im  »Deutschen  Landwirtschaftsrat«  und  im 
Deutschen  Handelskammertage  sind  Vertretungen  dieses 
Umfanges  schon  vorhanden ,  Vertretungen  ,  welche  sich  bereits 
einen  grossen  öffentlichen  Einfluss  errungen  haben.  Der  Gedanke 
ist  erlaubt ,  dass  nach  Schaffung  von  Bauern-  und  Handwerker- 
kammern   selbständige  oder  an  die  Landes-Landwirtschafts-  und 
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an  die  Landes-Bauernkammern  angelehnte  Reichs-Bauernräte  und 
Reichshandwerkerräte  zur  Ausbildung  gelangen. 

Aus  dem  Reichs-Landwirtschaftskammern- ,  dem  Reichshan- 
delskammern-, dem  Reichsbauernkammern-  und  dem  Reichshand- 
werkerkammern-Rate könnte  dann  ein  solid  fundierter 
»Volkswirtschaftsrat«  hervorgehen. 

An  bedeutsamen  Aufgaben  für  die  letztgenannten  weitesten 
volkswirtschaftlichen  Berufsvertretungskörper  würde  kein  Mangel 
sein.  Doch  wäre  es  verfrüht ,  mit  dem  Wirkungskreis  der  letz- 
teren sich  jetzt  schon  hier  zu  beschäftigen.  Es  sei  daher  nur 
das  Eine  angeführt,  dass  ein  allgemeiner  Volkswirtschaftsrat  für 
den  fruchtbaren  und  sachlichen  Austrag  der  grossen  Berufs-  und 
Klassengegensätze ,  für  die  massvolle  Anregung ,  Beratung  und 
Kontrolle  der  Regierung,  Gesetzgebung  und  Verwaltung,  für  die 
nationale  Arbeitsnachweisung  und  für  Beeinflus- 
sung der  Bern  fs  wähl,  verglichen  mit  dem  agitatorischen 
Vereinsdemagogentum  von  unschätzbarer  Bedeutung  zu  werden 
vermöchte.  Derselbe  würde,  einmal  fertig,  auch  als  oberster 
Wahlkörper  für  Entsendung  von  Berufsstands- Abgeordneten  (neben 
Volkswahlabgeordneten)  zum  Reichstag  verwendbar  sein ,  ohne 
darum  dem  Reichstag,  welcher  weit  mehr  als  blosse  Wirtschafts- 
vertretung wäre  und  bliebe,  über  den  Kopf  wachsen  zu  können. 

Hiemit  ist  der  Umkreis  der  wirtschaftskammerlichen  Organi- 
sationsfragen geschlossen.  Oder  findet  etwa  der  Leser  noch  eine 
Lücke  darin ,  dass  von  Unterabteilungen  der  Kammer- 
bezirke ,  wie  sie  als  Unterlage  für  die  grossen  Agrarreformpläne 
der  jetzigen  preussischen  Regierung  in  §  26  der  v.  Hey  den  sehen 
L.W.Kammern-Vorlage  geplant  waren,  keine  Rede  ist.  Solche 
Unterverbände  sind  schlechterdings  überflüssig 
unter  zwei  hier  festgehaltenen  Voraussetzungen:  unter 
der  einen  Voraussetzung,  dass  der  Kammerorganismus  schon  von 
den  Kreisverbänden  aus  aufgebaut  wird,  und  unter  der  anderen 
Voraussetzung,  dass  die  Wirtschaftskammern  sich  wirklich  darauf 
beschränken,  zentrale  Körperschaftsorgane  einer  Berufsart  zu  sein, 
und  es  strenge  vermeiden  ,  zu  besonderen  öffentlichen  oder 
privaten  Wirtschafts  g  e  n  o  s  s  e  n  s  c  h  a  f  t  e  n  zu  werden  ,  statt 
über  solchen  Genossenschaften  oberaufsehend  und  pflegend  zu 
walten.  Wenn  diese  beiden  Voraussetzungen  zutreffen,  so  ist  der  ■ 
gezeichnete  Zentral  Organismus  berufsgenossenschaftlicher  Selbst- 
verwaltung auch  bei  umfassendster  und  grossartigster  Auffassung 
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des  s  on  d  e  rkörperschaftlichen  Kreditwesens,  Versicherungs- 
wesens u.  s.  w.  seiner  Bestimmung  ohne  Unterverbände  gewachsen; 
denn  ihre  Unterverbände  wären  schon  allgemein  gegeben  in  den 
Kreiskammern.  Die  v.  Heydeiische  Vorlage  sah  keine  Kreis- 
kammern als  Elementar-Kammerverbände  vor,  sie  befand  sich 
auch  über  das  Verhältnis  der  Kammer  zur  öffentlichen  Wirtschafts- 
genossenschaft anscheinend  nicht  in  völliger  Klarheit.  Die  kom- 
missionelle  Verwerfung  ihres  §  26  weist,  wie  wir  zeigen  werden, 
auf  den  richtigen  Weg.  Schon  in  der  Kommission  wurde  gegen 
§  26  ganz  richtig  bemerkt,  bei  diesem  Gesetz  »habe  man  ge- 
wissermassen  denBau  desHauses  mit  demDache  be- 
gonnen, deswegen  müsse  man  sich  nun  zunächst  unter  dem- 
selben einrichten.  Richtiger  wäre  es  vielleicht  gewesen,  mit  dem 
Fundamente  den  Anfang  zu  machen.  Dann  hätten  zuerst  Kreis- 
kammern gebildet  werden ,  und  aus  den  Wahlen  dieser  Kreis- 
kammern dann  die  Provinzialkammern  hervorgehen  müssen.  Diese 
Konstruktion  sei  aber  von  der  Regierung  nicht  beliebt  worden. 
Im  Bedürfnisfalle  würde  eine  weitere  GHederung  dieser  Organe 
in  Unterverbande  durch  eine  Novelle  zu  diesem  Gesetze  sich  leicht 
erreichen  lassen.«  Der  Einwand  des  Regierungskommissars  hie- 
gegen,  dass  die  Kreisvereine  »nicht  gehindert  werden  sollen,  sich 
künftig  in  Unterverbände  der  Landes-L. W.Kammern  umzuwandeln«, 
ist  offenbar  nicht  stichhaltig;  denn  das  werden  die  Kreisvereine 
desto  eher  thun,  wenn  die  Kreiskammer  sogleich  im  Gesetze  fest- 
gelegt wird.  Eine  Novelle,  welche  dies  thut,  wird  übrigens  kaum 
Widerständen  begegnen. 

Etwas  anderes  als  die  Unterkammern  sind  die  Sonder- 
ausschü  sse  der  v.  Heyden  sehen  Landwirtschaftskammer.  Durch 
sie  kann  man  für  die  Kammer  alle  nur  wünschenswerte  Arbeits- 
teilung in  der  Agrarpflege  und  Agrarpolitik  erreichen.  Der  be- 
treffende, unverändert  angenommene  Paragraph  18  der  Vorlage 
lautet:  ;>Die  Landwirtschaftskammer  ist  berechtigt,  einzelne  Aus- 
schüsse aus  ihrer  Mitte  zu  bilden  und  mit  besonderen,  regel- 
mässigen oder  vorübergehenden  Aufgaben  zu  betrauen.  Diese 
Ausschüsse  haben  ihrerseits  das  Recht,  sich  bis  zu  einer  von  der 
Landwirtschaftskammer  festzusetzenden  Zahl  durch  Nichtmitglieder 
der  Kammer  zu  ergänzen.  Sie  fassen  ihre  Beschlüsse  selbständig, 
dieselben  sind  aber,  soweit  die  Landwirtschaftskammer  den  Aus- 
schüssen nicht  bestimmte  selbständige  Aufgaben  zugewiesen  hat. 
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der  Landwirtschaftskammer  oder  dem  Vorstande  zur  Bestätigung 
vorzulegen.« 

Der  Geschäftsgang  d  e  r  L.W  irt  Schafts  k  a  m  m  e  r  n 
wird  allgemein  in  der  vorzüglichen  Fassung  von  §  20  derz'.  Heyden- 
schen  Vorlage  dahin  zu  bestimmen  sein :  Die  Kammer  erhält 
eine  von  ihr  festzusetzende  und  zu  veröffentlichende  Geschäfts- 
ordnung. Die  Sitzungen  der  Landwirtschaftskammer  sind  öffent- 
lich. Gegenstände,  welche  sich  nach  Bestimmung  der  Landwirt- 
schaftskammer zur  öffentlichen  Beratung  nicht  eignen,  sowie  die- 
jenigen, welche  von  der  Staatsregierung  unter  Beding  der  Geheim- 
haltung mitgeteilt  werden,  sind  in  geheimer  Sitzung  zu  behandeln. 
Ueber  die  Verhandlungen  werden  Protokolle  geführt,  welche  inner- 
halb vier  Wochen  dem  Minister  abschriftlich  einzusenden  sind. 
Die  Tage  der  Sitzungen  der  Landwirtschaftskammer  und  des  Vor- 
standes sind  rechtzeitig  dem  Minister  und  dem  Oberpräsidenten 
mitzuteilen.  Die  Vertreter  der  Staatsregierung  sind  jederzeit  zum 
Wort  zu  verstatten. 

Schliesslich  ist  ein  bisher  bei  Seite  gesetzter  Punkt  zu  be- 
rühren ,  die  Vertretung  der  Arbeitnehmer  in  der  berufs- 
körperschaftlichen Organisation.  Die  gerechten  Ansprüche  des 
Arbeiterstandes  auf  Schutz  dem  Kapital  gegenüber  sind  über- 
wiegend Klassen-,  nicht  Berufs  angelegenheit. 
Ihnen  wird  daher  in  der  Hauptsache  ausserhalb  der  b  e  r  u  f  s- 
kammerlichen  Organisation  Befriedigung  verschafft  werden  müssen, 
wozu  die  Ansätze  im  Gewerbeschiedsgericht,  im  Versicherungs- 
wesen, in  der  Fabrikpolizei  u.  s.  w.  schon  kräftig  geschaffen  sind; 
die  Reform  des  Gesinderechtes  für  die  grosslandwirtschaftliche 
Arbeit  wird  weiteres  ausserhalb  des  wirtschaftskammerlichen  Wir- 
kungskreises zu  bringen  haben.  Dennoch  sind  die  Arbeitsgehilfen 
berufen,  interessiert  und  berechtigt ,  auch  am  berufskörperschaft- 
lichen Leben  als  solchem  Anteil  zu  nehmen  ,  namentlich  in  Be- 
ziehung auf  das  Lehrlingswesen,  das  Prüfungswesen,  den  Arbeits- 
nachweis und  einiges  andere.  Die  v.  Berlepsch'sc\).Q  Vorlage  über 
Handwerkskammern  ist  in  dieser  Hinsicht  grundsätzlich  nicht  ab- 
zulehnen. Diesaibe  sah  schon  für  jede  »Fachgenossenschaft«  und 
Handwerkskammer  eine  Vertretung  der  mindestens  2  Jahre  im 
Bezirk  ansässigen  Gehilfen  vor. 

Der  »Gehilfenausschuss«  hat  dennoch  in  der  Kritik  über- 
wiegend Ablehnung  erfahren,  insbesondere  auch  beim  »Verband 
deutscher  Gewerbevereine«.     Der  Vorschlag    sei    eine 
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unglückliche  Verquickung  von  Meister-  und  Gesellenvertretung. 
Möge  dem  entgegengehalten  werden,  dass  die  Zusammenwirkung 
von  Arbeitnehmern  und  Arbeitgebern  sich  bewährt  habe,  bei  den 
Schiedsgerichten  der  Unfallberufsgenossenschaften  und  den  Ge- 
werbegerichten, so  müsse  doch  darauf  hingewiesen  werden,  dass 
sich  hierbei  der  Arbeiter  genau  so  fühle  ,  wie  der  Arbeitgeber, 
nämlich  als  unabhängiger  Richter,  der  berufen  ist,  Recht  zu  sprechen. 
Er  sei  gezwungen ,  seine  Stimme  nach  bestem  Wissen  und  Ge- 
wissen abzugeben,  ohne  sich  eine  Meinung  aufdrängen  zu  lassen. 
Anders  bei  der  Mitwirkung  an  so  weitgehenden  Aufgaben  auf 
dem  Gebiete  des  Handwerks  und  Gewerbes.  Das  Vetorecht 
gegen  Meisterbeschluss  werde  eine  gedeihliche  Thätigkeit  der 
Körperschaften  vollständig  hindern.  Wenn  die  Gehilfen  zur  Mit- 
verwaltung von  Einrichtungen,  zu  denen  sie  Beiträge  zahlen  müssen, 
wie  beispielsweise  bei  den  Krankenkassen  ,  oder  zur  Mitwirkung 
bei  Erlass  von  Unfallverhütungsvorschriften,  oder  zur  Rechtsprech- 
ung über  Angelegenheiten ,  welche  ihre  Genossen  betreffen  ,  wie 
bei  den  Unfall- ,  Schieds-  und  Gewerbegerichten  ,  gesetzlich  be- 
rufen seien ,  so  wolle  man  hieran  nichts  geändert  wissen.  Da- 
gegen erscheine  es  fraglich,  ob  es  erspriesslich  sei,  die  Mitwirkung 
auf  die  Regelung  der  Lehrlingsverhältnisse  auszudehnen.  Die  in 
den  letzten  Jahren  erlassenen  sozialpolitischen  Gesetze  haben  für 
den  Schutz,  die  Interessen  und  Rechte  der  Arbeiter  in  reichlichem 
Masse  gesorgt.  -Eine  weitere  Ausdehnung  dieser  Mitwirkung, 
insbesondere  auf  Angelegenheiten  ,  die  nicht  die  Interessen  der 
Gehilfen  unmittelbar  berühren,  halten  wir  nur  für  schäd- 
lich und  zwar  für  beide  Teile«  —  schliesst  das  Gutachten  des 
genannten  Verbandes. 

Dieser  ablehnenden  Kritik  wird  in  mehrfacher  Hinsicht  Recht 
gegeben  werden  müssen.  So  namentlich  bezüglich  des  aufschie- 
benden Veto  des  Gehilfenausschusses.  Einige  der  dem  Gehilfen- 
ausschuss  zugedachten  Befugnisse  gehören  der  Meistervertretung. 
Behufs  Abnahme  der  Gesellenprüfung  kann  durch  statutarische 
Bestimmung  über  die  Zusammensetzung  des  Prüfungsausschusses 
für  Gesellenbeteiligung  auch  ohne  den  Apparat  des  Gehilfenaus- 
schusses Vorsorge  getroffen  werden.  Für  den  Arbeitsnachweis 
und  das  Herbergswesen,  welches  überhaupt  nicht  reine  Fachfrage 
ist ,  ist  die  Bestellung  einer  Gehilfenvertretung  wenigstens  nicht 
notwendig.  Eher  lassen  sich  für  die  autonome  Vertretung  Ge- 
hilfenausschüsse   rechtfertigen ,    desgleichen  für  die   etwaige  Teil- 
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nähme  an  der  Beeinflussung  der  Berufswahl  und  an  der  Verhü- 
tung der  »Lehrlingszüchterei.«  Weit  mehr  haben  die  Gesellen 
ein  Bedürfnis  politischer  Vertretung.  Das  haben  aber  alle  Lohn- 
arbeiter ,  auch  diejenigen  der  Industrie  und  der  Grosslandwirt- 
schaft und  wäre  dasselbe  daher  doch  erst  später  bei  einer  allge- 
meinen Vertretungsreform  allgemein  sicherzustellen.  Ob  sich  in 
jedem  Kammerbezirk  das  erforderliche  Material  von  2  Jahre  im 
Bezirk  beschäftigt  gewesenen  Gesellen  vorfinden  würde,  ist  ebenso 
zweifelhaft ,  als  die  Lust  der  Gehilfen  zur  Bezahlung  noch  so 
kleiner  Kammerbeiträge. 

Das  Finanzwesen  der  Wirtschaftskammern 
—  heischt  eine  weitere,  jedoch  nur  sehr  kurze  Betrachtung. 

Voranzustellen  ist ,  dass  der  Bedarf  verhältnismässig  nur 
sehr  klein  ausfallen  kann ,  wenn  die  Kammern  ihren  sachge- 
mässen  Wirkungskreis  einhalten  und  namentlich  der  unmittel- 
baren Durchführung  öffentHcher  Wirtschaftsgenossenschaften  sich 
enthalten.  Das  aber  ist  nach  Abschnitt  VIII  bis  X  (s.  3.  Artikel) 
unbedingt  gefordert  und  auch  vollständig  zulässig. 

Der  bedeutendste  Aufwand  ist  einmal  derjenige  für  das  be- 
rufsgemeinschaftliche allgemeine  Fortbildungs-,  sowie  für  das  be- 
sondere Fachbildungswesen  und  für  das  Lehrwerkstättenwesen, 
dann  derjenige  für  die  Pflege  des  technischen  und  ökonomischen 
Fortschrittes  durch  regionale  Versuche,  Musterbetriebe,  Ausstel- 
lungen u.  s.  w. ,  endlich  für  das  Sekretariat  und  den  Kanzlei- 
aufwand ,  Reiseentschädigung ,  Diäten ,  Druckaufwand.  Dieser 
Gesamtaufwand  könnte  selbst  dann  nicht  besonders  beschwerend 
ausfallen,  wenn  die  Kammern  Staats-  und  Kommunal  beitrage 
nicht  erhalten  würden  und  wenn  sie  zur  Erhebung  von  Gebüh- 
ren für  besondere  Leistungen  an  einzelne  nicht  befugt  werden 
sollten.  Aber  weder  das  eine  noch  das  andere  ist  beabsichtigt 
und  angezeigt. 

Gerade  im  Bildungswesen  und  in  der  Mitwirkung  zur  Volks- 
wirtschaftspflege ,  was  relativ  die  meisten  Mittel  beansprucht,  ist 
ausgiebige  Unterstützung  seitens  des  Staates  ,  teilweise  auch  der 
weiteren  Kommunalkörperschaften  wohl  begründet  und  für  die 
quasikammerliche  Vereinsorganisation  in  rasch  steigendem  Masse 
auch  schon  zur  Entwickelung  gelangt.  Der  Berechtigungsgrund 
hiezu  wird  andauern ;  denn  das  ganze  Bildungswesen  und  alle 
Pflege  des  technisch-ökonomischen  Fortschrittes  liegt  für  immer 
auch  im  allgemeinen,  staatlichen  und  kommunalen  Interesse.    Die 
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materielle  Beihilfe  von  Staat  und  Gemeinde  ist  und  bleibt  daher 
wohlbegründet. 

Die  Berufskörperschaft  wird  für  die  Kammerausgaben  objek- 
tiv um  so  tragfähiger  und  subjektiv  um  so  beitragswilliger  sein, 
wann  auch  die  Grossbetriebe  zu  den  Elementar-  oder  Kreiskam- 
mern beigezogen  würden ,  wenn  ferner  ordentliche ,  und  allein 
zahlungspflichtige  Mitglieder  nur  diejenigen  sind,  welche  selbst- 
ständige Acker-  oder  Gewerbenahrung  haben,  wenn  drittens  die 
gewerblichen  Berufsangehörigen  der  Dorfgemeinden  in  der  Wahl 
und  Beitragslast  von  den  Kreistagen  aus  surrogiert  werden  würden, 
und  wenn  viertens  der  Aufwand  für  Gehilfenausschüsse,  welcher 
(vgl.  oben  Seite  312)  überhaupt  nur  ein  minimaler  sein  kann, 
durch  pauschalierte  Beiträge  der  Hauptkörperschaft  aufgebracht 
werden  wollte.  Alle  diese  Einrichtungen  würden  sich  vollständig 
rechtfertigen  lassen. 

Die  Landes-Handelskammern  und  die  Landes-Landwirtschafts- 
kammern  würden  bei  der  hier  gedachten  Organisation  ihren  Auf- 
wand direkt,  d.  h.  ohne  Herbeiziehung  der  landwirtschaftlichen 
und  der  kleingewerblichen  Kreiskammern ,  bei  den  Mitgliedern 
einziehen  müssen.  Dagegen  würde  der  Aufwand  für  weitere 
Landes-  und  Reichsverbände  der  Kreiskammern  auf  diese,  vor- 
läufig im  Verhältnis  ihres  übrigen  Kreisaufwands,  zu  verteilen  sein. 

Der  nach  Obigem  verhältnismässig  geringe  und  erträglich  ver- 
teilte Bedarf,  wird  bei  den  gewerblichen  Kammern  durch  Zu- 
schläge zur  Gewerbesteuer,  bei  den  landwirtschaftlichen 
Kammern  durch  Zuschläge  zur  Grundsteuer  am  besten 
gedeckt  werden.  Hiebei  würde  ein  Höchstbetrag,  bis  zu  welchem 
die  autonome  Besteuerung  gehen  darf,  festgesetzt  werden  müssen. 
Alle  Auflagen  über  diesen  Höchstbetrag  hinaus,  würden  der  Ge- 
nehmigung der  Verwaltungsbehörden  zu  unterstellen  sein.  Bei 
Einhaltung  des  sachgemässen  Wirkungskreises  der  Wirtschafts- 
kammern wird  der  Höchstbetrag  niedrig  gehalten  werden  können. 
Für  die  Landwirtschaftskammern  wollte  der  v.  Heyden  sehe  Ent- 
wurf denselben  mit  i  Prz.  des  Grundsteuerreinertrages  oder  10  Prz. 
der  Grundsteuer  festsetzen ;  im  Abgeordnetenhause  wurde  er  auf 
V2  Prz.  herabgesetzt.  In  der  Kommission  des  Abgeordneten- 
hauses bemerkten  hiezu  die  Regierungsvertreter  wohl  richtig: 
Dieses  Besteuerungsrecht  werde  vielfach  als  eine  neue  drückende 
Last  für  die  überbürdete  Landwirtschaft  aufgefasst ,  während  es 
in  Wirklichkeit  nur  eine  Berechtigung  sei,  welche  erst  den  länd- 
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liehen  Vertretnngskörpern  volle  Unabhängigkeit  und 
Selbstständigkeit  verleihe.  Wieweit  die  Kammern  von  dieser 
Berechtigung  Gebrauch  machen  wollten ,  werde  ganz  von  dem 
Willen  der  Landwirte  selbst  abhängen.  Wenn  die  Kammern 
sich  keine  grösseren  Ziele  steckten  als  die  landwirtschafdichen 
Zentralvereine,  würden  die  Ausgaben  minim  sein  und  auch  keine 
Mehrbelastung  darstellen  ,  da  ja  nach  Errichtung  der  Kammern 
die  landwirtschaftlichen  Zentralvereine  und  die  Ausgaben  für  deren 
Geschäftsführung  voraussichtlich  wegfallen  bezw.  auf  alle  Land- 
wirte verteilt  werden  würden.  Die  KönigHche  Staatsregierung  als 
solche  würde  sich  allenfalls  auch  ohne  eine  korporative  Vertretung 
der  Landwirtschaft  weiter  behelfen  können;  warum  sich  aber  die 
Landwirte  selbst  gegen  die  Gewährung  dieser  neuen  weitgehenden 
Befugnisse,  wie  sie  im  Gesetz  enthalten  seien,  und  einer  grösseren 
Selbständigkeit  in  ihren  Aktionen  sträuben  wollten,  sei  eigentlich 
nicht  recht  verständlich. 

V.  Das  Verhältnis  zum  Staat,  zum  Kommunal- 
wesen und  zu  den  übrigen  nichtwirtschaftlichen 
Körperschaften. 

Im  Bisherigen  sind  die  Wirtschaftskammern  an  sich  betrachtet 
worden.  Doch  wurde  zur  Ergründung  ihres  Wesens  im  Abschnitt  I 
bereits  nachgewiesen,  was  sie  im  Gesamtkreis  angrenzender  Er- 
scheinungen des  gesellschaftlichen  Gesamtorganismus  nicht  sind. 
Sie  sind  vorab  nicht  wirtschaftliche  Erwerbsunternehmungen,  auch 
nicht  solche  erwerbsgesellschaftlicher  Art.  Sie  sind  ferner  weder 
Wirtschaftsgenossenschaften,  öffentliche  Wirtschaftsgenossenschaf- 
ten ,  so  wenig  als  freie  Wirtschaftsgenossenschaften ,  noch  Er- 
scheinungen, welche  ganz  in  die  wirtschaftliche  Seite  des  Staats- 
und Kommunalwesens  hineinfallen,  noch  Erscheinungen  des  volks- 
wirtschaftlichen Vereinswesens.  Es  gilt  nun  aber,  nicht  bloss  zu 
sagen,  dass  die  Wirtschaftskammern  weder  mit  dem  Staat  und 
mit  dem  Gemeindewesen,  noch  mit  dem  Vereinswesen,  noch  mit 
dem  Wirtschaftsgenossenschaftswesen  zusammenfallen ,  sondern 
auch  das  Verhältnis  positiver  Wechselwirkung  und  Wechselver- 
knüpfung mit  diesen  anderen  Gebilden  zu  völliger  Klarheit  zu 
bringen  ;  denn  darüber  ist  kein  Zweifel,  dass  ein  Verhältnis  posi- 
tiver Wechselverknüpfung  und  Wechselwirkung  überhaupt  besteht, 
nicht  Wenige  sind  ja  heute  noch  der  Meinung  ,  dass  Kommune, 
Verein  und  Genossenschaft  selbst  das  Nötige  thun  können,    um 


Das  Probiem  der    Wirtschaf iskamtnern.  317 

die  Wirtschaftskammern  überflüssig  zu  machen,  Daher  soll  dieser 
zweite  Artikel  weiter  der  Grundstellung  der  Wirtschaftskammern 
im  Gesellschaftsorganismus  überhaupt  gewidmet  sein.  Ohne  Fest- 
legung dieser  Grundstellung  ist  namentlich  gegenüber  der  Aufgabe, 
welche  nach  den  Absichten  der  preussischen  Regierung  den  Wirt- 
schaftskammern, insbesondere  Landwirtschaftskammern  auf  dem 
Gebiete  der  öffentlichen  Ausgestaltung  des  Kreditwesens  zuge- 
dacht ist,  ein  sicherer  Standpunkt  schlechterdings  nicht  zu  ge- 
winnen. 

Der  gegenwärtige  Abschnitt  soll  sich  mit  den  angrenzenden 
Erscheinungen  des  öffentlichen  Rechtes,  mit  dem  Verhältnis  der 
Wirtschaftskammern  zum  Staats-  und  Gemeindewesen  einer-,  zu  den 
nichtwirtschaftlichen  Berufs-Centralkörperschaften  andrerseits  be- 
fassen. Unsere  weiteren  Absclmitte  werden  es  mit  dem  Ver- 
hältnis zum  volkswirtschaftlichen  freien  Vereinswesen,  sodann  zu 
dem  Wirtschaftsgenossenschaftswesen,  insbesondere  zu  den  öffent- 
lichen Wirtschaftszwangsgenossenschaften  zu  thun  haben.  Zu- 
nächst soll  das  Verhältnis  der  Wirtschaftskammern  zu  den  nicht- 
wirtschaftlichen Berufsgenossenschaften,  weiter  zu  Staat  und  Ge- 
meinde, der  Erörterung  unterstellt  werden. 

Die  Wirtschaftskammern  haben  einen  im  ersten  Artikel 
bezeichneten  selbständigen  Wirkungskreis  als  zentral- 
körperschaftliche Organe  von  Berufsständen  zur  Wahrung,  Förde- 
rung, Ordnung  des  berufsständischen  Lebens.  In  diesem  Wirkungs- 
kreis sind  sie  unabhängig  sowohl  von  anderen  berufsständischen 
Organen  nicht  wirtschaftlicher  Art  als  vom  Staate  und  von  den 
Organen  der  Kommunalkörperschaften.  Ueber  ihren  selbständigen 
Wirkungskreis  hinaus  stehen  sie  jedoch  mit  den  zweierlei,  soeben 
genannten  Körperschaften  des  öffentlichen  Rechtes  in  einem  Ver- 
hältnis mehr  oder  weniger  inhaltvollen  Mitwirkens  und  Stellver- 
tretens.  Bezüglich  der  letzteren  Verknüpfung  befinden  sich  die 
Wirtschaftskammern  zum  Staat  und  zum  Kommunalwesen  im  Ver- 
hältnis der  E  i  n-  und  Unterordnung,  der  Gliedstellung ,  während 
sie  zu  den  nichtwirtschaftlichen  Körperschaften  und  deren  Organen 
dagegen  im  Verhältnis  der  Wechselwirkung  auf  dem  Fusse 
der  Nebenordnung  stehen,  soweit  eine  Wechselwirkung  über- 
haupt stattzufinden  hat ,  wie  z.  B.  im  Bildungswesen ,  im  Ver- 
sicherungswesen u.  s,  w. 

Das  Verhältnis  zu  den  Organen  anderer  nichtwirtschaftlicher 
Körperschaften  des  öffentlichen  Rechtes    ist   ein  weniger  Inhalts- 
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volles,  obwohl  es  einer  reicheren  Entfaltung  vielleicht  noch  ent- 
gegengeht. Mit  dem  religiösen  Leben  hat  das  volkswirtschaftliche 
Leben  unmittelbar  nichts  mehr  zu  thun  ausserhalb  der  Berüh- 
rungen, welchen  das  freie  Vereinswesen  weit  offen  steht.  Päda- 
gogische Wissenschaft  und  Kunst  haben  zwar  den  mächtigsten 
Einfluss  auf  die  Entwickelung  der  der  Produktion  und  dem  Umsatz 
der  Güter  zugewandten  Technik.  Aber  in  Verfassung  und  Ver- 
waltung werden  die  öffentlichen  Köperschaften  für  Wissenschaft 
und  Kunst  sich  doch  nur  auf  kleinen  Flächen  mit  den  wirtschaft- 
lichen Berufsgenossenschaften  berühren.  Es  wird  in  der  Haupt- 
sache das  Erzieh  ungs-  und  Bildungswesen  sein,  in 
welchem  Schule ,  Wissenschaft  und  Kunst  in  den  öffentlichen 
Organismus  und  in  die  Verwaltung  der  Wirtschaftskammern  zur 
Förderung  der  landwirtschaftlichen  und  gewerblichen  Fachbildung, 
die  Wirtschaftskammern  aber  in  den  Organismus  und  die  Ver- 
waltung des  allgemeinen  Bildungswesens ,  namentlich  des  Fort- 
bildungswesens eintreten.  Bei  einer  alle  Berufsstände  umfassenden 
Personalversicherung,  welche  letzere  als  Anstalt  für  Versorgung 
mit  materiellen  Gütern  dem  Bereich  der  volkswirtschaftlichen  Er- 
scheinungen angehören  würde,  könnten  die  wirtschaftlichen  und 
die  nichtwirtschaftlichen  Körperschaften  in  ein  Verhältnis  des 
Zusammenwirkens  und  der  organisatorischen  Verflechtung  geraten. 
Immer  aber  wird  die  Wechselverknüpfung  und  Wechselwirkung 
auf  dem  Fusse  des  ebenbürtigen  Nebeneinander,  des  gliedlichen 
Miteinander ,  nicht  der  Unterordnung  der  wirtschaftlichen  unter 
die  nichtwirtschaftlichen  Vertretungsorgane  oder  letzterer  unter 
erstere  stattfinden  können. 

Die  Stellung  der  Ein-  und  Unterordnung  ist  dagegen  das 
massgebende  im  Verhältnis  zu  Staat  und  Gemeinde,  zu 
welchem  hiermit  übergegangen  wird.  Diese  gegenteilige  Stellung 
beruht  darauf,  dass  Staat  und  Gemeinde  öffentlichrechtliche  Verkör- 
perungen des  gesamten  einwohnerschaftlich  zusammen- 
bestehenden Volkslebens  darstellen,  an  welchem  alle  ver- 
schiedenen Berufsstände  lebendig  beteiligt  sind.  Die  Kammern 
dagegen ,  die  nichtwirtschaftlichen  wie  die  wirtschaftlichen  sind 
öffentlichrechtliche  Körperschaftsorgane  berufsgemeinsamer  Inte- 
ressen, welche  einzelne  Gruppen  innerhalb  eines  der  engeren  und 
weiteren  Einwohnerschaftsbezirke  bilden,  ebendeshalb  aber  nach 
der  Seite  ihrer  Berührung  und  Verflechtung  mit  dem  öffentlichen 
Gesamtleben  der  Einwohnergemeinschaft  verfassungsrechtlich  und 
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verwaltungsrechtlich  in  den  Staat  und  die  Gemeinden  einbezogen 
werden  und  dem  politisch-kommunalen  Dienst  die  Organe  ihrer 
Selbstverwaltung  zur  Verfügung  stellen  müssen.  Staat  und  Ge- 
meinde sind  gebietliche,  territoriale  Universal-,  die  Kammern 
jeder  Art  berufliche  Sonder  Vertretungen,  welche  allerdings  einer 
territorialen  Abstufung  ihrerseits  so  wenig  entraten  können,  wie 
Staat  und  Gemeinde  eine  innere  Gliederung  nach  allen  in  den- 
selben befassten  Berufsschichten ,  nur  nicht  nach  diesen  allein, 
nicht  entbehren  können. 

Dieses  Grundverhältnis  bedingt  neben  dem  autonomen 
Wirkungskreis  die  Eingliederung  in  Verfassung  und  Verwaltung 
des  Staats  und  der  weiteren  Kommunalverbände  vom  Kreis-  bis 
zur  Landes(Provinzial)  -Vertretung  und  Landes(Provinzial)  -Ver- 
waltung hinauf. 

Dieselbe  Stellung  wie  den  Wirtschaftskammern  gebührt  im 
Staat  und  innerhalb  der  weiteren  Kommunalverbände  auch  den 
nichtwirtschaftlichen  Berufskörperschaften  und  ist  den  letzteren 
diese  Stellung  ,  was  die  Schule,  die  Kirche ,  die  Körperschaften 
der  liberalen  Berufsarten  betrifft,  in  mehr  oder  weniger  bedeuten- 
den Anfängen  auch  bereits  eingeräumt,  teilweise  bis  in  die  Dorf- 
gemeinden hinaus  ;  so  im  Schul-  und  Kirchenwesen  mit  ihren  Orts- 
schulräten und  Kirchengemeinderäten. 

Zunächst  nun  das  Verhältnis  der  Wirtschaftskammern 
zum  Staate,  dem  Organ  der  öffentlichrechtlichen  Universal-Inte- 
ressengemeinschaft!  Später  dasjenige  zu  den  weiteren  Kommunal- 
körperschaften. 

Hiebei  ist  die  Stellung  im  Vertretungs-  und  jene  im  Ver- 
waltungsorganismus des  Staates  auseinanderzuhalten.  In  diesem 
wie  in  jenem  ist  die  Stellung  und  Thätigkeit  der  Wirtschafts- 
kammern wirklich  eine  bloss  g  1  i  e  d  1  i  c  he  neben  der  Organisation 
und  Vollziehung  des  autonomen  Wirkungskreises. 

Zur  Teilnahme  an  der  Volksvertretung  sind  die  Wirtschafts- 
kammern nur  berufen,  sofern  neben  der  überwiegenden  Volks- 
wahlvertretung aller  um  die  erwachsenen  Männer  sich  sammelnden 
Gruppen  individueller  Interessen,  Wünsche  und  Forderungen  auch 
Vertreter  aller  Organisationen  des  ideellen  und  materiellen  Volks- 
lebens weiter  herbeigezogen  werden.  Nun  müssen  neben  einer 
Anzahl  von  Abgeordneten  des  allgemeinen  Stimmrechtes  sowohl 
die  territorialkörperschaftlich  einheitlichen,  als  die  kammerlich  be- 
rufskörperschaftlichen   Organe    zur  Vertretung    gelangen  ,    w  e  n  n 
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die  allgemeine  Volksvertretung  eine  vollständige  soll  werden  und 
das  Problem  verhältnismässiger  Vertretung  aller  öffentlichrecht- 
lichen Volksgliederungen  soll  gelöst  werden  können. 

Wenn  letztere  Forderung  erfüllt  wird,  so  kann  nicht  davon 
die  Rede  sein,  dass  die  gliedliche  Aufnahme  der  Wirtschafts- 
kammern in  den  staatlichen  Vertretungsorganismus  »neue  Privi- 
legierte« schaffe ;  wo  der  staatliche  Volksorganismus  mit  allen 
seinen  Elementar-  und  mit  allen  seinen  Körperschaftsgruppen  teils 
durch  die  Wahlkörper  des  allgemeinen  Stimmrechtes,  teils  durch 
Abordnung  aus  den  Kommunalkörperschaften  und  aus  den  Be- 
rufskörperschaften, den  nichtwirtschaftlichen  wie  den  wirtschaft- 
lichen zu  vollständiger  Vertretung  gelangt,  ist  eben  die  allgemeine 
Berechtigung,  hienach  das  Gegenteil  von  »privilegierten  Ständen« 
gegeben.  Die  Privilegierung  ist  vielmehr  dann  vorhanden,  wenn 
nur  die  in  der  ausschliessenden  Volkswahlvertretung  jeweils  sieg- 
reiche Mehrheit  zur  Vertretung  gelangt,  mit  Zurückdrängung  nicht 
bloss  aller  um  die  Wähler  der  Minderheit  gesammelten  Interessen, 
sondern  mit  Zurückdrängung  der  gesamten  körperschaftlichen 
Volksgliederung  des  öffentlichen  Rechtes.  Die  Mehrheit  ist  dann 
meist  ein  ganzes  Potpourri  von  Sonderinteressen ;  eine  nach  aller 
Erfahrung  zunehmend  wüste  Privilegierung  der  Koalitions-Kopf- 
zahlmehrheiten  unter  Züchtung  und  Führung  des  Demagogentums 
jeder  Art  greift  Platz  und  ein  dem  Nationalwohl  zugewandtes 
sicheres  Schaffen  parlamentarischer  Regierung  wird  unmöglich. 

Dies  vorausgeschickt  wird  man  begreifen ,  dass  die  Wirt- 
schaftskammern nicht  schon  von  Anfang  an  auch  den  Wirkungs- 
kreis der  politischen  Vertretung  zugewiesen  erhalten  konnten. 
Würde  ihnen  allein,  nicht  auch  den  nichtwirtschaftlichen  Körper- 
schaften eine  Stellung  in  der  Volksvertretung  gegeben,  so  würde 
den  materiellen  hiteressen  ein  Uebergewicht  in  der  Volksver- 
tretung gegeben  sein.  Die  politische  Vertretung  der  Wirtschafts- 
kammern wird  daher  erst  bei  einer  allgemeinen  Verfassungsrevision 
eingeräumt  werden  können.  Dass  dies  kommen  muss,  sobald  das 
Zensussystem  auch  im  Kommunalleben  dahin  gesunken  sein  und 
die  ausschliessliche  Geltung  des  allgemeinen  Stimmrechtes  zu 
Katastrophen  und  zur  Unmöglichkeit  fruchtbaren  Staatslebens 
geführt  haben  wird,  werden  nur  diejenigen  ernstlich  bezweifeln 
können ,  welche  entweder  für  die  notwendigen  ochlokratischen 
Folgen  des  blossen  Massenstimmrechtes  kein  Auge  haben  oder 
der  Meinung  sind,  dass  wir  dem  Untergang  im  politischen  Chaos 
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unmittelbar  entgegentreiben.  Wo  in  der  modernen  Volksvertretung 
unmittelbar  die  grossen  berufsständischen  Kreise  und  kommunalen 
Einheiten  schon  Vertretung  haben,  wie  z.B.  im  cisleithanischen 
Reichsrat  die  Landwirtschaft  teils  durch  den  Grossgrundbesitz, 
teils  durch  die  Wählerkörper  der  Landgemeinden ,  da  kann  die 
Wahlreform  unbedenklich  dazu  schreiten,  neben  die  schon  ein- 
geräumte grossgewerbliche  Kammervertretung  ')  auch  eine  Hand- 
werkskammernvertretung zu  setzen,  wenn  nur  gleichzeitig  auch  an 
die  allgemeine  Volkswahl  eine  bedeutende  Anzahl  von  Sitzen 
eingeräumt  ist  oder  für  die  Zukunft  der  Vorbehalt  gemacht  bleibt, 
die  jetzigen  drei  Kurien  des  Grossgrundbesitzes,  der  Städte  und 
der  Landgemeinden  durch  eine  an  Zahl  allmählich  zurücktretende 
Vertretung  der  gross-  und  kleinwirtschaftlichen  Kammern,  sowie 
der  weitesten  Kommunalkörperschaften  (Landtage)  zu  ersetzen. 
Die  langsame  Umbildung  ist  in  Oesterreich  vom  herrschenden 
Vierkuriensystem  aus  möglich  ^)  und  dem  radikalen  Abbruch  des 
Bestehenden  durch  ausschliessliche  Volkswahlvertretung  sicherlich 
vorzuziehen.  Derselbe  Weg  der  Umbildung  würde  in  Württemberg 
eingeschlagen  werden  können,  wenn  an  Stelle  der  »privilegierten« 
altständischen  Elemente  sei  es  in  beiden  Kammern,  sei  es  in  der 
ersten  Kammer  sei  es  in  einer  einzigen  Kammer  eben  nicht  bloss 
Deputierte  der  Wirtschaftskammern  —  nach  dem  im  Frühjahr 
1894  vorgelegten  Wahlreformentwurf  der  württembergischen  Re- 
gierung ,  sondern  auch  gewählte  Abgeordnete  der  evangelischen 
Landessynode,  des  katholischen  Domkapitels,  der  humanistischen 
und  der  technischen  Hochschule  u.  s.  w.,  sowie  auch  der  in  Würt- 
temberg allerdings  erst  weiter  zu  entwickelnden  Kommunalver- 
tretung zu  sitzen  kommen  würden.  Allerdings  kann  nicht  Alles 
auf  einmal  geschehen  und  der  erste  Anlauf  der  württembergischen 
Regierung  ist  daher  an  sich  nicht  zu  verwerfen,  wenn  man  auch 
die  weitere  Umbildung  vorbehalten  muss.  In  dem  Masse,  als  das 
Zensussystem  der  allgemeinen  Volkswahl  weichen  wird  oder  schon 
gewichen  ist,  stellt  sich  das  Bedürfnis  berufs-  und  kommunal- 
körperschaftlicher Zusätze  zur  Nationalvertretung  mit  Notwendigkeit 
ein  und  dann  wird  auch  die  Zeit  für  die  Eingliederung  der  Wirt- 
schaftskammern in  die  Landtage  gekommen  sein.  Dass  die 
QuaHtät  der  Körperschaftsabgeordneten  mittelbar  der  QuaHtät 
auch    der  Abgeordneten    des  allgemeinen  Stimmrechtes    zu  gute 

i)  21  unter  353  Sitzen  des  cisleithanischen  Abgeordnetenhauses. 
2)  Vgl.   unsern  Jahrgang   1893. 
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kommen  würde,  ist  fast  gewiss ;  gegenwärtig  ist  die  Qualität  der 
letzteren  wohl  nirgends  im  Steigen  begriffen. 

Die  Art  etwaiger  Eingliederung  der  Wirtschaftskammern  in 
den  Landtag,  bezw.  Reichstag  kann  in  verschiedener  Weise  ge- 
dacht werden.  Sei  es  von  den  Landeskammerverbänden  aus,  je  mit 
Absonderung  der  gross-  und  der  betreffenden  kleinbetrieblichen 
Verbände,  zum  Landtag  und  von  etwaigen  Reichswirtschafts- 
kammern aus  zum  Reichstage;  sei  es  in  kurialer  Weise  von  den 
Kreisvertretungen  aus  zum  Land-  und  Provinzialtage,  und  von 
den  Landtagen  aus  in  den  Reichstag ;  sei  es  und  in  ebenfalls 
kurialer  Weise  von  etwaigen  Gesamtwirtschaftsräten  aus,  Dass 
an  und  für  sich  jeder  dieser  drei  Wege  gangbar  sein  wird,  sobald 
einesteils  die  wirtschaftskammerliche  Entwickelung  weit  fortge- 
schritten, andererseits  auch  die  Vertretung  in  den  weitesten  Kom- 
munalkörperschaften, bezw.  Landtagen  auf  dieselbe  Weise  ,  wie 
sie  eben  für  die  Nationalvertretung  gedacht  ist,  umgebildet  sein 
würde,  das  kann  an  und  für  sich  einem  Zweifel  nicht  unterliegen. 
Doch  mag  die  nähere  Darlegung  vorläufig  hier  unterlassen  werden. 

Die  Wirtschaftskammern  sind  auch  befähigt,  an  der  poli- 
tischen Verwaltung  umfassendsten  Anteil  zu  nehmen.  In 
den  Kammern  und  deren  Vorstandschaften,  sowie  in  ihrem  Sekre- 
tariat liegt  das  Material  zur  Einfügung  in  die  staatliche  Volks- 
wirtschaftspflege und  Volkswirschaftspolizei  völlig  fertig  vor.  Aller- 
dings, wie  dies  auch  im  ersten  Artikel  als  Endziel  der  Entwickelung 
ins  Auge  gefasst  ist,  nur  dann,  wenn  der  Organismus  aller  ver- 
schiedenen Arten  von  Wirtschaftskammern  vom  politischen  Kreis- 
verbande aus  bis  zu  Reichsverbänden  aufgebaut  werden  würde. 
Ueber  die  Grenzen  der  Zuständigkeit  zur  politischen  Volkswirt- 
schaftspflege und  Volkswirtschaftspolizei  könnte  ein  Zweifel  nicht 
bestehen ;  jede  Art  von  Kammern  wird  für  reine  Verwaltungs- 
sachen und  Verwaltungsrechtssachen  ihres  Berufskreises  teils  im 
Plenum,  teils  im  Kammerausschuss  unter  Leitung  der  politischen 
Behörden  herangezogen  werden.  Dieselbe  Stellung ,  welche  der 
Landrat ,  die  Regierungsbezirksbehörde  und  die  Landesbehörde 
jetzt  schon  zum  Kreistag,  Regierungsbezirkstag  und  Provinzial- 
Landtag  und  zu  deren  Ausschüssen  im  übertragenen  Wirkungs- 
kreis tür  Kommunalsachen  einnehmen,  würden  die  genannten 
Staatsbehörden  auch  zu  den  Kreis-,  Regional-  und  Landwirtschafts- 
kammern einnehmen.  Das  würde  sicher  und  vollständig  zu  dem 
im  ersten  Artikel  aufgestellten  Ziel,  zur  Entbureaukratisierung  der 
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ganzen  volkswirtschaftlichen  Verwaltung  hinführen;  so  bureaukra- 
tische  Einrichtungen,  wie  sie  die  Arbeiterzwangsversicherung  er- 
fahren musste,  würden  fernerhin  eine  Unmöglichkeit  sein. 

Die  Stellung  der  Wirtschaftskammern  zum  Staate  ist  hiemit 
in  den  Grundzügen  erledigt.  Wie  ist  das  Verhältnis  zu  den 
Organen  der   weiteren  Kommunalverbände    anzusehen  ? 

Analog  genau  so,  wie  das  Verhältnis  zum  Staate  selbst.  Denn 
auch  die  Kommunalverbände  sind  gebietliche  Universal-Körper- 
schaften ,  welche  die  innerhalb  ihres  Gebietes  befindlichen  Ab- 
teilungen aller  Berufsverbände  nach  der  Seite  ihrer  einwohner- 
schaftlich gemeinsamen  Wirtschafts-,  Bildungs-,  Sicherungs-  und 
anderer  Interessen  zusammenfassen.  Ausser  dem  autonomen 
Wirkungskreis  gebührt  den  Berufskörperschaften  auch  eine  Stel- 
lung sowohl  in  der  Vertretung  wie  in  der  Verwaltung  der  wei- 
teren Kommunalkörperschaften,  ein  »übertragener«  Kommunahvir- 
kungskreis. 

In  der  Vertretung!  Auch  die  allgemeine  Vertretung  der 
Kommunalkörper  dürfte  nicht  ausschliesslich  aus  den  wirtschaft- 
lichen Vertretungsorganen  des  betreffenden  weiteren  und  weitesten 
Kommunaldistriktes  hervorgehen  ,  sondern  müsste  auch  von  den 
Organen  der  nichtwirtschaftlichen  Berufskörperschaften,  weiter  von 
den  Kommunalvertretungskörpern  der  engeren  Kommunalverbände 
aus,  endlich  durch  Abgeordnete  beschickt  werden,  welche  direkt 
oder  indirekt  aus  der  Volkswahl  hervorgehen.  Noch  ist  diese 
Entwickelung  kaum  angesetzt,  da  die  individualistische  Weise  der 
Wahl  der  Kommunalvertretung,  in  Deutschland  die  Zensuswahl, 
in  demokratischen  Republiken  die  allgemeine  Volkswahl  Grund- 
lage der  Kommunalvertretung  geblieben ,  bezw.  geworden  ist. 
Allein  eine  andere  Vertretungsweise  ist  sehr  wohl  denkbar  und 
kann  in  einfacher  Art  praktisch  durchgeführt  gedacht  werden. 
Für  die  einzelnen  Ortsgemeinden,  welche  selbständige  Stadtkreise 
nicht  darstellen,  würde  das  allgemeine  Stimmrecht  die  Mehrzahl 
der  Mitglieder  der  Gemeindevertretung  liefern ;  in  Dorfgemeinden 
könnte,  je  nach  den  gegebenen  provinziellen  Verhältnissen  die 
ganze  Gemeindevertretung  der  Bestellung  durch  die  Wahl  aller 
Inhaber  einer  selbständigen  Ackernahrung  überlassen  werden ;  in 
anderen  Dorfgemeinden  ,  in  welchen  teils  Zwergwirtschaft ,  teils 
Grossgrundbesitz  vertreten  ist,  könnte  allen  erwachsenen  Männern, 
welche  nicht  im  Gesindeverhältnis  stehen,  ein  Wahlrecht  einge- 
räumt werden,  mit  Vorbehalt  von  mehr  oder  weniger  Wahlsitzen, 
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für  diejenigen  Ortseinwohner,  welche  selbständige  Acker-  oder 
Gewerbenahrung,  oder  selbständige  Acker-  und  Gewerbenahrung 
haben.  In  den  Städten  des  Landkreises  könnten  bereits  berufs- 
körperschaftliche Elemente  neben  den  Vertretern  der  allgemeinen 
Volkswahl  zur  Bildung  der  Gemeindevertretung  herangezogen 
werden.  Die  Landkreis-  und  Stadtkreisvertretung  aber  müsste 
überwiegend  aus  allgemeiner  Volkswahl  direkt  oder  mittelbar  von 
den  Ortsgemeindevertretungen  mit  Zusätzen  teils  aus  den  Ge- 
meindevorständen ,  teils  aus  den  wirtschaftlichen  und  nichtwirt- 
schaftlichen Kreiskammern  herausbestellt  werden.  Von  den 
so  teils  auf  allgemeine  Volkswahl,  teils  auf  berufs-  und  kommunal- 
körperschaftliche Abordnung  gebauten  Kommunalkreistagen  aus 
Hesse  sich  bis  zum  Land-  oder  Provinzialtag  hinauf  dasselbe  System 
der  Kommunalvertretung  fortsetzen.  Dieses  System  wird  vielleicht 
doch  einmal  nicht  blos  dem  in  Deutschland  noch  vorherrschenden 
Zensussystem,  sondern  auch  einem  System  ausschliessender  Kom- 
munalvolkswahl vorgezogen  werden.  Die  sämtlichen  Wirtschafts- 
kammern würden  sich  gleich  den  nichtwirtschaftlichen  Kammern 
(Bezirksschulräten  und  dergl.)  dann  vollständig  auch  in  die 
Kommunalvertretung  eingliedern  lassen. 

Und  ebenso  in  die  Kommunal  v  e  r  w  a  It  u  n  g  für  rein  land- 
wirtschaftliche oder  rein  gewerbliche  Fälle  der  volkswirtschaft- 
lichen Kommunalverwaltung  und  kommunalen  Verwaltungsrechts- 
pflege unter  der  Leitung  des  Kreistags-  oder  Landtags-Ausschusses, 
bezw.  Ausschussvorsitzers.  Je  mehr  sich  das  volkswirtschaftliche 
vom  übrigen  Kulturleben  loslöst  und  gegenüber  dem  letztern  unter 
den  Kommunaleinwohnerschaften  sich  differenziert,  diese  Dif- 
ferenzierung ist  im  Fortschreiten  begriffen,  desto 
mehr  wird  das  wirtschaftliche  Kammerwesen  bis  in  die  Gemeinden 
hinein  selbständige  Schosse  treiben. 

Bis  jetzt  ist  nur  das  Verhältnis  der  Wirtschaftskammern  zu 
den  weiteren  Kommunalkörperschaften  in  Frage  gekommen.  Wie 
stehen  die  Wirtschaftskammern  zum  engsten  Kommunalverband, 
zu  jenen  Gemeinden,  welche  zur  Grösse  eines  selbständigen  Stadt- 
kreises nicht  heranreichen ,  d.  h.  zu  den  kleineren  und  mittleren 
Ortsgemeinden?  Bis  jetzt  ist  die  Verzweigung  des  Orga- 
nismus und  der  Verwaltung  der  Wirtschaftskammern  bis  dahin 
nirgends  in  Frage  gekommen ,  vielleicht  aber  ist  sie  im  Anzug. 
In  den  genannten,  nicht  grossstädtischen  Ortsgemeinden  sind  auch 
rein  wirtschaftliche  öffentliche  Angelegenheiten,  welche  nicht  der 
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ganzen  Einwohnerschaft  gemeinsam  sind,  Sache  der  Gemeinden, 
namentlich  der  gemeindhchen  Vollzugsbehörden  geblieben  ,  wie 
sie  im  Staate  Mangels  wirtschaftskammerlicher  Organe  den  staat- 
lichen Behörden  zu  bureaukratischer  Abwandlung  bisher  über- 
lassen gewesen  sind.  Das  Material  für  die  Differenzierung  der 
rein  berufsständischen  von  den  allgemein  ortseinwohnerschaft- 
lichen  Interessen  und  ihrer  höheren  Reintegrierung  in  einer  ge- 
gliederten Kommunal-,  wie  Staatsvertretung  ist  für  diese  Ge- 
meinden ,  namentlich  für  die  überwiegend  bäuerlichen  Ortsge- 
meinden im  Gebiete  der  VVirtschaftspflege  und  der  Wirtschafts- 
polizei noch  nicht  gegeben ,  während  auf  dem  Gebiet  des 
nichtwirtschaftlichen  Volkslebens  unter  dem  Antrieb  der  Konfes- 
sionsgegensätze eine  Scheidung  wirtschaftlich  sich  selbst  unter- 
haltender Schul-  und  Kirchen- »Gemeinden«  sich  schon  vollzogen 
hat  und  immer  mehr  vollzieht,  von  welchen  weitere  Schul-  und 
Kirchenverbände  unter  leitendem  Einfluss  des  zugehörigen  berufs- 
ständischen pädagogischen  und  geistlichen  Elementes  aufgebaut 
sind  und  werden.  Das  bäuerliche  Dorf  ist  eben  wirtschaftlich, 
immer  noch  die  Ortseinwohnerschaft  von  Angehörigen  eines  und 
desselben  Berufsstandes  und  darum  ist  zu  diesem  untersten  Stock- 
werk des  Kommunalaufbaues  die  Gemeinde  in  Vertretung  und 
Verwaltung  das  Organ  der  Volkswirtschaftspflege  und  der  Volks- 
wirtschaftspolizei geblieben.  Ein  Bedürfnis  für  die  Verästelung 
der  Wirtschaftskammern  bis  in  die  Landgemeinden  hinaus  ist 
bis  jetzt  nicht  vorhanden,  kann  aber  schon  bei  Durchführung 
der  in  Preussen  geplanten  Agrarreform  sich  einstellen  ,  wie  sich 
bereits  andeuten  Hess. 

Buchenberger  ^)  bezeichnet  die  Dorfgemeinde  »als  n  a  tu  r  g  e- 
m  ä  s  s  e  s  t  e  Vertreterin  gemeinsamer  Standes-  und  Berufsinteressen 
der  grundbesitzenden  Bevölkerung.  <  Das  ist  die  Dorfgemeinde  in  der 
That  heute  noch,  eine  Gemeinschaft  zur  Förderung  der  wirtschaft- 
lichenZwecke  ihrer  Einwohner:  »Die  neuere  Zeit  hat  die  ehemalige 
Autonomie  der  Dorfgemeinden  in  ihrer  Eigenschaft  als  »Genossen- 
schaften zum  Landesanbau  und  zur  Landesbe- 
nutzung« in  der  Ordnung  des  örtlichen  Wirtschaftsrechts  be- 
seitigt, oder  ihr  doch  verhältnismässig  enge  Grenzen  gesetzt, 
aber  noch  immer  ist  die  Gemeinde  als  solche  in  erster  Reihe  eine 
Gemeinschaft  zur  Förderung  der  wirtschaftHchen  Zwecke  ihrer 
Angehörigen,  und  es  kommt  diese  wirtschaftliche  Thätigkeit  der 

l)  Agrarpolitik  II,  487  f. 
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Gemeinde  in  der  Anlage  und  Unterhaltung  von  Wegen  und  Wasser- 
läufen, in  der  Ordnung-  und  Handhabung  der  Feldpolizei  und  der 
Bestellung  der  Feldhut,  in  der  Verwaltung  des  Gemeinde-  und 
Almendvermögens,  wohl  auch  in  der  Aufstellung  von  männlichem 
Zuchtmaterial  für  die  Viehzuchtzwecke  der  Gemeindeangehörigen, 
in  der  Veranstaltung  von  Absatzgelegenheiten  (Vieh-,  Frucht-  und 
Übstmärkten),  in  der  Darbietung  von  Einrichtungen  zur  Förde- 
rung des  Handels  und  Wandels  (Aufstellung  von  Gemeindewagen) 
oder  zur  Verarbeitung  von  Produkten  der  Gemeindefeldmark  (Ge- 
meindetrotten zur  übst-  und  Traubenweinbereitung),  endlich  auch 
in  gemeinnützigen  Veranstaltungen  verschiedener  Art  (Errichtung 
von  Viehleihkassen,  Sparkassen,  Volksbibliotheken  etc.)  zum  Aus- 
druck.« Trotzdem  betont  es  auch  Buchenberger ,  und  zwar  nach- 
drücklich, dass  die  alles  beherrschende  Stellung  der  Gemeinde  der 
Landwirtschaft  und  dem  Grundbesitz  gegenüber  eher  in  Abnahme 
als  in  Zunahme  begriffen  ist.  »Freilich«  —  fährt  er  fort  — 
»ist  im  Laufe  der  Zeit  vielen  Landgemeinden  die  wünschenswerte 
Einsicht  in  diese  Seite  der  Gemeindeverwaltungsthätigkeit  ent- 
schwunden und  —  teilweise  im  Zusammenhang  mit  den  aus  an- 
deren Ursachen  gestiegenen  Ansprüchen  an  die  steuerlichen 
Leistungen  der  Gemeindegenossen  (für  Schulzwecke,  Gesundheits- 
zwecke etc.)  —  allmählich  eine  ängstliche  Zurückhaltung  wirt- 
schaftlichen Aufgaben  gegenüber  eingetreten ,  die  sich  für  die 
Weiterentwicklung  dieser  Gemeinwesen  keineswegs  förderlich  er- 
wiesen und,  wo  gleichwohl  jene  Aufgaben  eine  Lösung  dringend 
erheischten,  zur  Bildung  von  wirtschaftlichen  Verbänden  innerhalb 
der  Gemeinden  (landwirtschaftliche  Genossenschaften)  geführt  hat. 
Vielfach  ist  ein  Wirken  der  Dorfgemeinde  im  spezifischen  Interesse 
der  ihr  angehörenden  landwirtschaftlichen  Grundbesitzer  mit  der 
Zeit  freilich  auch  deshalb  erschwert  worden,  weil  die  Bevöl- 
kerung sichmit  anderen  Elementen  —  Handwerkern, 
Industriellen,  Kaufleuten,  Arbeitern  —  mischte  und  diese  eben- 
falls steuerzahlenden  Elemente  der  Verwendung  von  Gemeinde- 
mitteln im  einseitigen  Interesse  eines  einzelnen  Berufsstandes 
naturgemäss  widerstreben ,  so  dass  auch  aus  diesem  Grund  das 
Bedürfnis  nach  wirtschaftlichen  Sonderbildungen  erwuchs.« 

Es  liegt  wirklich  eine  über  die  Gemeinden-Wirtschaftspflege 
und  Gemeindewirtschaftspolizei  hinausgehende  Entwickelung  bereits 
vor,  eine  Entwickelung ,  welche  im  allgemeinen  dahin  geht ,  auf 
die  der  Einwohnergesamtheit  gemeinsamen  Angelegenheiten:  Un- 
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terhaltung  der  Volksschule,  öffentliche  Gesundheitspflege,  Wege- 
wesen, Schutz  der  Personen  und  des  Vermögens  gegen  Verletzung 
und  Elementarschaden  u.  s.  \v.  ,  auf  diese  aber  in  desto  inten- 
siverer Entwickelung  sich  zurückziehen,  die  rein  wirtschaftlichen 
Angelegenheiten  aber  in  neuen  Gemeinschaftsformen  Pflege  und 
Ordnung  finden  zu  lassen.  Diese  Entwickelung  ist  offenbar  eine 
Erscheinung  fortschreitender  Differenziation,  welche  nicht  ver- 
fehlen kann,  auch  einen  Fortschritt  zu  höherer  Integration  beruf- 
licher Vertretung  aller  einwohnerschaftlich  durcheinander  liegen- 
den Interessen  innerhalb  der  Kommunalverfassung,  wovon  bereits 
die  Rede  gewesen  ist,  herbeizuführen.  Es  liegen  hier  Fortschritte 
vor ,  zu  Vi'elchen  die  ganze  Vergangenheit  Nichts  aufzuweisen 
hat,  und  die  »ängstliche  Zurückhaltung«  ,  welche  Buclienberger 
bedauert,  wird  in  der  Hauptsache  als  »naturgemässe«  ,  sachge- 
mässe ,  allerdings  sehr  langsame  Zurückziehung  auch  der  Dorf- 
gemeinde auf  die  eigentlichen  Aufgaben  des  Kommunalwesens 
anzusehen  sein. 

Die  bezeichnete  Entwickelung  läuft  in  einer  dreifachen  Rich- 
tung :  erstens  in  der  Richtung  der  örtlichen  Wirtschaftsgenossen- 
schaften, teils  der  öffentlichen,  teils  der  freien,  zweitens  in  der  Richtung 
des  freien  Vereinswesens,  drittens  in  der  Richtung  der  berufs- 
ständischen Körperschaftsthätigkeit.  Die  letztere  Richtung  ist 
bis  jetzt  am  wenigsten  hervorgetreten,  sie  kann  aber  hervortreten, 
sobald  das  ländliche  Kredit- ,  namentlich  Realkreditwesen ,  das 
Versicherungswesen,  der  Grundbesitzverkehr  eine  korporative  Ge- 
staltung erhalten  wird ,  wie  sie  in  den  späteren  Abschnitten  er- 
örtert werden  wird.  Die  selbständige  Entwickelung  in  der  land- 
wirtschaftlichen Korporationsbildung  wird  sich  allerdings  nur  lang- 
sam und  stückweise  einstellen  und  ihr  bestes  Surrogat  ist  vor- 
läufig die  Dorfgemeinde. 

Was  für  die  Dorfgemeinde  erst  im  Werden  ist,  hat  sich  in 
den  weiteren  Kommunalverbänden  bereits  vollzogen :  die  Ent- 
stehung von  besonderen  Handels-  und  Gewerbekammern  und  be- 
sonderen Landwirtschaftskammern.  Die  Bildung  von  Kreis- Wirt- 
schaftskammern wird  nicht  ausbleiben  und  die  wenigstens  teilweise 
Verzweigung  der  letzteren  in  grössere  Ortsgemeinden  mit  beruf- 
lich gemischter  Einwohnerschaft  würde  dann  den  nächsten  Schritt 
weiter  bedeuten.  Das  alles  würde  denselben  Entwickelungsgang 
darstellen,  welcher  bisher  stattgefunden  hat.  Ein  reicher  Inhalt 
wirtschaftUcher  Gemeinschaft  lag  seit  der  sesshaften  Epoche  des 
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völkerschaftlichen  Zeitalters  in  der  ländlichen  Ortsgemeinde 
und  nach  Loslösung  des  gewerblich  kommerziellen  Lebens  vom 
Lande  in  der  städtischen  Ürtsgemeinde  vor,  vermengt  allerdings 
mit  nichtvvirtschaftlicher  Gemeinschaft  der  Ortseinwohner.  Noch 
heute  hat  das  Kommunalwesen ,  d.  h.  die  örtliche  Universalge- 
meinschaft für  alle  Ortseinwohner  ohne  Unterschied  des  Berufes 
bedeutenden  Anteil  an  der  gemeinsamen  Verfolgung  berufsge- 
meinschaftlicher Zwecke.  Allein  die  Kommunalgemeinschaft  hat 
in  dieser  Richtung  an  Bedeutung  abgenommen  ,  nicht  bloss  in 
der  Stadtgemeinde ,  wo  neben  Gewerbe  und  Handel  eine  Masse 
Einwohner  von  allerlei  anderen  Berufen  zur  örtlichen  Universal- 
körperschaft verbunden  ist,  sondern  auch  in  der  Land-  oder  Dorf- 
gemeinde. Der  weitere  Kommunalverband ,  welcher  sich  über 
den  engeren  emporgehoben  hat,  kann  überhaupt  nicht  in  dem 
Sinne ,  wie  es  die  Dorfgemeinde  einst  war  und  z.  T.  noch  ist, 
als  »naturgemässester  Vertreter  der  Standes-  und  Berufsinteressen« 
der  grundbesitzenden  Land-  und  der  gewerblich-kommerziellen 
Städtebevölkerung  angesehen  werden.  Selbst  die  Dorfgemeinden 
sind  »in  ihrer  Eigenschaft  als  Genossenschaften  zum  Landesanbau« 
in  der  Ordnung  des  örtlichen  Wirtschaftsrechtes  so  gut  wie  be- 
seitigt. Die  frühere  Gemeinwirtschaft  kommunaler  Art  hat  sich 
auf  dem  Land  wie  in  der  Stadt  stark  differenziert.  Sie  hat  viel 
an  die  kräftiger  gewordene  Privatwirtschaftsführung  mit  frei  ge- 
nossenschaftlicher Ergänzungswirtschaft  abgegeben ,  und  sie  ist 
auch  als  blosse  »Gemeinschaft  zur  Vertretung  und  Förderung 
der  wirtschafthchen  Zwecke  ihrer  Angehörigen«  mindestens  nicht 
in  der  Fortbildung  begriffen.  Die  Wahrnehmung  berufsgemein- 
schaftlicher Interessen  ist  für  die  weiteren  Territorial- 
kreise, in  welchen  die  Ortseinwohner  in  neuerer  Zeit  zu  leben- 
diger Gemeinschaft  mit  anderen  Berufsständen  verbunden  sind, 
auseinandergegangen  einerseits  in  die  Berufskörperschaften,  ver- 
treten in  besonderen  Wirtschaftskammern,  andererseits  wenigstens 
mit  vorläufigen  Ansätzen  und  Anläufen  in  öffentli  che  Zwangs- 
genossen  Schäften,  die  oben  s.  g.  öffentlichen  Wirtschafts- 
genossenschaften für  Versicherung ,  Kredit  u.  s.  w.  Diese  Dif- 
ferenzierung ist  als  ein  entschiedener  Fortschritt  der  volkswirt- 
schaftlichen Entwickelung  anzusehen.  Dieselbe  hat  sich  nach  der 
Seite  der  privatwirtschaftlich  reicheren  Gliederung  der  Wirtschafts- 
inhalte und  der  Wirtschaftsformen  vollzogen  in  der  einseitig  in- 
dividualistischen,    »naturrechtlichen«,    »liberalen«  Strömung    der 
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Wirtschaftspolitik ;  nach  der  zweiten  geineinwirtschafthch  öftenthch- 
rechth'chen  Seite  ist  sie  erst  im  Durchbruch  begriffen,  steht  aber 
unter  dem  unwiderstehlichen  Drang ,  die  Schäden  und  Gefahren 
der  privatwirtschaftlichen  Isolierung  durch  allgemeines  Zusammen- 
stehen zu  bekämpfen  und  innerhalb  der  weiteren  Kreise  des  Volks- 
lebens ,  in  welche  die  Einwohner  durch  die  neuere  Volkswirt- 
schaftsentwickelung verflochten  sind,  berufsgemeinschaftliche  Soli- 
darität herzustellen. 

Dieser  Differenziation  entspricht  eine  höhere  Reintegration 
dessen,  was  vor  der  Neuzeit  für  die  Gemeinde  ungeschieden  durch- 
einanderlag, zu  einer  Gemeindeverfassung,  in  welcher  neben  der 
überwiegenden  Vertretung  aller  Elementargruppen  des  freien 
Privatlebens  einschliesslich  des  privatwirtschaftlichen  Lebens  mit- 
telst allgemeiner  Volkswahl,  auch  die  körperschaftlich  zur  Hand- 
lungsfähigkeit im  öffentlichen  Leben  zusammengefassten  sämt- 
lichen modernen  Berufsschichten ,  die  wirtschaftlichen  wie  die 
nichtwirtschaftlichen  zur  Vertretung  gelangen.  Für  das  Kommu- 
nalleben der  weiteren  Verbände,  für  welches  wenigstens  in  Deutsch- 
land die  einseitige  Besitzvertretung  zur  Zeit  und  wohl  noch  für 
länger  das  Uebergewicht  behauptet ,  ist  diese  Reintegration  des 
territorialgemeinschaftlichen ,  einwohnerschaftlichen  öffentlichen 
Lebens  noch  kaum  vollzogen.  Sie  ist  auch  gar  nicht  vollziehbar, 
bevor  nicht  die  berufsgemeinschaftliche  Körperschaftsbildung,  die 
Kammernbildung  stattgefunden ,  wenigstens  stark  und  allgemein 
angesetzt  hat.  Wäre  aber  auch  einmal  die  einwohnerschafthche 
Interessengemeinschaft  vom  Stadt-  und  Landkreis  an  aufwärts  bis 
zur  provinzialen  Kommunalkörperschaft  hin  zu  einer  Verfassung 
gelangt ,  in  welcher  nicht  bloss  die  elementaren  Gruppen  indivi- 
dueller Interessen,  sondern  auch  die  Berufsstände  körperschaftlich 
zur  Vertretung  gebracht  wären,  so  würde  zwar  immer  noch  alles, 
was  sämtlichen  Schichten  der  grösseren  Einwohnerschaftskreise 
an  wirtschaftlichen  Zwecken  unteilbar  gemeinsam  ist,  dem 
Kommunalwesen  angehören  müssen  und  leer  an  autonomer  und 
politischer  Wahrnehmung  der  wirtschaftlichen  Einwohnerschafts- 
interessen können  daher  auch  die  weiteren  Kommunalverbände, 
in  welchen  eine  Mannigfaltigkeit  geschiedener  Berufsstände  durch- 
und  ineinander  liegt,  wohl  niemals  werden.  Die  Wirtschaftskam- 
mern in  ihrer  Scheidung  vom  Kommunalleben  würden  die  Stützen 
einer  höheren  Entwickelung  des  Kommunallebens  mittelst  ihres 
politischen  Wirkungskreises  darstellen.     Mittelst  ihres  autonomen 
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Wirkungskreises  aber  würden  die  VVirtschaftskammern  Funktionen 
übernehmen ,  deren  Zweck  der  Gesamteinwohnerschaft  der  wei- 
teren Territorialverbände  nicht  gemeinsam,  d.  h.  nicht  kommunal 
ist,  und  diese  Trennung  könnte  nur  als  Fortschritt  im  höchsten 
und  besten  Sinne  des  Wortes  angesehen  werden. 

Die  wirtschaftskammerliche  Loslösung  auf  spätere  gliedliche 
Wiedereinführung  in  den  Vertretungs-  und  Verwaltungsorganismus 
des  ganzen  Kommunalvvesens  wie  des  ganzen  Staatslebens  neben 
ebensolcher  Loslösung  und  höheren  Wiedereinfügung  der  nicht- 
wirtschaftlichen Berufsschichten  darf  wohl  als  der  Weg  bezeichnet 
werden ,  auf  welchem  es  allein  möglich  ist ,  dem  Verfall  durch 
die  politische  und  soziale  Anarchie  des  masslos  atomistischen 
Individualismus  zu  entgehen. 

VII.    Die  Wirtschaftskammern  und  das  volkswirt- 
schaftliche Vereinswesen. 

Viel  näher  als  Staat  und  Gemeinde  steht  unseren  Wirtschafts- 
kammern seinem  Wesen  nach  das  landwirtschaftliche  und  das 
gewerblich  kaufmännische  Vereinswesen ,  obwohl  letzteres  auf 
Freiwilligkeit  beruht  und  kein  Recht  der  Besteuerung  den  Standes- 
genossen gegenüber  besitzt.  Daher  vermag  das  Vereinswesen  auch 
da  und  insolange ,  als  Wirtschaftskammern  noch  nicht  bestehen, 
den  Wirkungskreis  der  letzteren  annähernd  stellvertretend  aus- 
zufüllen. Durch  Bekleidung  mit  gewissen  Befugnissen  nicht  privat- 
rechtlicher Art  seitens  des  Staates ,  durch  regelmässige  Zuwen- 
dung von  Beiträgen,  die  es  im  Auftrage  des  Staates  zu  verwenden 
und  zu  verteilen  hat,  durch  Herbeiziehung  zur  Beratung  der  staat- 
lichen Landwirtschafts-  und  Gewerbepflege  ist  dieses  landwirt- 
schaftliche und  gewerbliche  Vereinswesen  sogar  eine  halbwirt- 
schaftskammerliche  Einrichtung  mit  Gliederung  der  Landeszentral- 
vereine  in  Provinzial-,  Bezirks-  und  Ortsvereine,  ein  »unentbehr- 
liches Glied  in  der  Verwaltungsorganisation  der  Volkswirtschafts- 
pflege« (Buchenberger)  geworden. 

Man  findet  dies  namentlich  bei  demjenigen  Zweige  der 
Volkswirtschaft,  welcher  bis  jetzt  keinerlei  wirtschaftskammerliche 
Organisation  gehabt  hat,  bei  der  Landwirtschaft.  Für  Gewerbe 
und  Handel ,  welche  ihre  Handelskammern  mit  vorwiegender 
Geltung  des  Grossbetriebes  schon  länger  besitzen ,  ist  bei  aller 
Ausbreitung,  welche  das  freie  Vereinswesen  auch  hier  gewonnen 
hat    und    beim  Mangel    an    Kreis-Gewerbekammern    heute    noch 
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behauptet,  nicht  dasselbe  Mass  der  Entwickelung  des  Vereins- 
wesens anzutreffen.  Jedoch  auch  die  Gewerbevereine  sind  da, 
wo  die  fakultativen  Innungen  der  deutschen  Gew.O.  nicht  Wurzel 
schlagen  konnten,  in  Süd-  und  Westdeutschland  zu  besonderer 
Entwickelung  gelangt.  Ihre  quasikammerliche  Stellung  haben  die 
Vereine,  namentlich  die  landwirtschaftlichen  Vereine  erlangt  oder 
behauptet,  obwohl  sie  ihren  ursprünglich  aristokratischen  Charakter 
gemeinnütziger,  unter  dem  Protektorat  hochsinniger  Fürsten  stehen- 
der ,  vorwiegend  aus  Staats-  und  Hofbeamten  ,  Gelehrten  und 
sonstigen  »Notabilitäten«  zusammengesetzter  Vereinigungen  voll- 
ständig aufgegeben  und  auch  die  kleinsten  Wirte  zu  Mitglie- 
dern haben,  bewahrt.  Buchenberger ,  ein  vorzüglicher  Kenner  der 
Sache  schildert  den  Wirkungskreis  und  die  Organisation  des  land- 
wirtschaftlichen Vereinswesens  in  Deutschland  wie  folgt :  »Der 
Aufgabenkreis  der  landwirtschaftlichen  Vereine  in  ihrer  neuzeit- 
hchen  Organisation  ist  ein  dreifacher :  a)  sie  sind  Organe  der 
Belehrung,  Aufklärung  und  Au  f  m  u  n  t  e  r  u  n  g  in  allen 
Gebieten  der  Landwirtschaftstechnik,  deren  reformatorische  Fort- 
entwicklung sie  sich  im  Wege  von  Vorträgen,  durch  Herausgabe 
von  Fachzeitschriften,  durch  Veranstaltung  von  Ausstellungen  und 
Auswerfung  von  Prämien ,  durch  Aufstellung  von  Mustersamm- 
lungen, Vermittelung  des  Bezugs  von  Maschinen,  Sämereien  und 
sonstigen  wichtigen  Bedarfsartikeln  des  Betriebs  angelegen  sein 
lassen ;  b)  sie  sind  frei  willige  Organe  der  staatlichen 
Landwirtschaftspflege,  indem  sie  bei  den  pfleglichen 
Veranstaltungen  der  oberen  Landwirtschaftsbehörde  mitwirken 
(z.  B.  bei  den  Aufgaben  des  landwirtschaftlichen  Versuchs-  und 
des  landwirtschaftlichen  Unterrichtswesens  ,  bei  der  Verwendung 
staatlicher  Mittel  zu  Prämierungszwecken  etc.),  indem  sie  weiter- 
hin darauf  halten  ,  neuen  agrarrechtlichen  Ordnungen  und  agrar- 
pfleglichen  Veranstaltungen  durch  Belehrung  und  Aufklärung  Ein- 
gang zu  verschaffen  (z.  B.  in  den  Gebieten  des  Erbrechts,  des 
Kredit-  und  Versicherungswesens,  der  Landwirtschaftspolizei  etc.); 
indem  sie  endlich,  zumal  in  grösseren  Staatswesen,  die  Funktion 
unmittelbar  ausführender  Orgaue  der  oberen  landwirtschaftlichen 
Instanz  übernehmen ,  also  über  die  Verwendung  der  staatlichen 
und  ihnen  überwiesenen  Geldmittel  zur  Förderung  der  Landwirt- 
schaft unter  Beachtung  der  im  gegebenen  Fall  erlassenen  Nor- 
mativvorschriften ,  sonst  aber  nach  freiem  Ermessen  befinden 
(z.  B.  über  die  Mittel    zur  Förderung  der  Tierzucht  etc.) ;    c)  sie 
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sind  die  sachverständigen  Organe  der  Regierung 
in  allen  das  landwirtschaftliche  Gewerbe  berührenden  technischen 
und  wirtschaftlichen  Fragen  und  erfüllen  diese  Aufgabe  durch 
Begutachtung  von  Gesetzen,  Verordnungen  und  pfleglichen  Ver- 
anstaltungen, durch  Erstattung  von  Berichten  über  die  allgemeine 
Lage  des  landwirtschaftlichen  Gewerbes  und  über  die  Wirkungen 
der  bestehenden  Gesetze  ,  sowie  dadurch  ,  dass  sie  die  in  den 
Kreisen  der  landwirtschaftlichen  Bevölkerungen  bestehenden 
Wünsche  und  Beschwerden  zur  Kenntnis  der  massgebenden  Re- 
gierungsbehörden bringen.  In  ihrer  letzteren  Aufgabe ,  die  sich 
am  spätesten  herausgebildet  hat ,  nehmen  sie  daher  die  Eigen- 
schaft einer  eigentlichen  Interessenvertretung  an  und  es  hat  dann 
in  weiterer  Ausbildung  dieser  ihrer  Funktion  die  Organisation 
der  landwirtschaftlichen  Vereine  eine  die  richtige  und  angemessene 
Interessenvertretung  zum  Ausdruck  bringende  Ausgestaltung  durch 
Schaffung  von  besonderen  Beratungskörpern  erfahren.  Die 
Organisation  der  landwirtschaftlichen  Vereine  weist,  wie  er- 
wähnt,  länderweise  sehr  grosse  Verschiedenheiten  auf;  meist 
gliedern  sich  die  Landesvereine  entsprechend  der  politischen 
Einteilung  in  Zweigvereine  (in  Kreis-  und  Bezirksvereine,  wohl 
auch  Ortsvereine);  die  leitenden  Organe  — Vorstände  —  werden 
durch  Wahl,  in  der  obersten  Vereinsinstanz  mitunter  auch  durch 
Regierungsakt  berufen:  vereinzelt  erfolgt  die  zentrale  Leitung 
durch  eine  staatliche  Behörde  (wie  in  Württemberg) ,  oder  aber 
es  fehlt  an  einer  für  das  ganze  Staatsgebiet  bestellten  Zentral- 
vereinsinstanz (Preussen,  Sachsen) ,  wobei  dann  für  die  Gesamt- 
vertretung der  einzelnen  Vereine  gegenüber  der  Regierung  in 
anderer  Weise  gesorgt  ist  (Landesökonomiekollegium  in  Preussen, 
Landeskulturrat  in  Sachsen).  Zur  Leitung  der  Vereine  werden 
nicht  selten,  neben  Angehörigen  aus  den  Kreisen  der  ausübenden 
Landwirtschaft  selbst,  auch  Verwaltungsbeamte  —  Landräte,  Re- 
gierungspräsidenten ,  Vorstände  der  Kreis-  und  Bezirksämter  — 
berufen ,  und  wenn  letzterenfalls  ein  gewisses  bureaukratisches 
Element  in  die  Vereinsleitung  eindringt,  so  hat  doch  daraus  das 
Vereinsleben  im  allgemeinen  keinen  Nachteil,  vielmehr  durch  die 
Nötigung  der  Verwaltungsbeamten ,  mit  den  landwirtschaftlichen 
Angelegenheiten  des  Vereinsbezirkes  sich  eingehend  zu  befassen 
und  durch  die  ihnen  daraus  erwachsene  Möglichkeit ,  in  enger 
Fühlung  mit  den  landwirtschaftlichen  Tagesfragen  zu  verbleiben, 
Vorteile  erfahren.   —    Der  Vereinsleitung  ist  als    sachverständiger 
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und  zugleich   als  schriftführender  Beamter  in  der  Re^el  ein  Tech- 
niker (Generalsekretär)  beigegeben.« 

Nach  Wirkungskreis  und  Organisation  steht  dieses  landwirt- 
schaftliche Vereinswesen  dem  Wesen  eigentlicher  Landwirtschafts- 
kammern also  sehr  nahe.  Die  autonome  Vertretung  und  die 
autonome  Verwaltung,  sowie  die  Anteilnahme  an  der  staatlichen 
Landwirtschaftspflege  steht  ihm  bereits  umfassend  zu  und  es  ist 
in  die  Organisation  der  letzteren  bereits  aufgesogen.  Was  dem- 
selben am  Wirkungskreis  noch  fehlt,  ist  lediglich  die  unmittelbare 
politische  Vertretung ,  und  was  ihm  in  der  Organisation  noch 
abgeht,  ist  die  Zwangsverbindlichkeit  des  Beitritts  und  der  Bei- 
steuer aller  selbständigen  Angehörigen  des  Berufsstandes.  Die 
politische  Vertretung  kann  den  L.W.K.  vollständig  gegeben  werden, 
wenn  man  den  Provinzial-  und  Kreis(Bezirk)-Vereinen  die  Stel- 
lung von  Landes-  und  Kreiswirtschaftskammern  verschafft ,  und 
man  beginnt,  ihnen  diese  Stellung  zu  verschaffen ,  damit  sie  zu 
einer  vollständigen,  steuerbefugten  Vertretung  aller  Landwirte 
werden. 

Eine  ähnliche  Entwickelung  hat  auch  das  gewerbliche 
Vereinswesen  genommen. 

Es  ist  wohl  nicht  zu  bezweifeln ,  dass  dreierlei  weitere 
Antriebe  in  nicht  allzu  ferner  Zeit  eine  vollständige  Ausbildung 
des  landwirtschaftlichen  ähnlich  des  gevverblichkommerziellen  Kam- 
merwesens mit  Scheidung  von  Grossbetriebs-  und  Kleinbetriebs- 
kammern und  zwar  eine  Ausbildung  aus  dem  bestehenden,  Reichs-, 
Landes-,  Provinzial-  und  Kreisvereinswesen  heraus  herbeiführen 
werden.  Erstens  der  Drang  der  ganzen  Landwirtschaft, 
dieselbe  einflussreiche  Stellung  im  öffentlichen  Leben  zu  erlangen, 
welche  der  Gross  Industrie,  und  dem  Gross  handel  durch  die 
Handelskammer  zugefallen :  der  Drang  des  Klein-  und  Mittelbe- 
sitzes zu  gleicher  und  selbstständiger  Vertretung  seiner  eigen- 
tümlichen Interessen  neben  und  gegenüber  den  Interessen  des 
Grossbetriebes ;  zweitens  das  verfassungspolitische  Bedürfnis 
der  Regierungen,  gegenüber  dem  agitatorischen  Vereinswesen  der 
Handwerkertage,  sowie  der  Landwirt-  und  Bauernbünde  eine 
Zentralkörperschaft  des  ganzen  Handwerks,  der  ganzen  Gross- 
landwirtschaft, der  ganzen  Bauerschaft  vor  und  hinter  sich  zu 
haben ;  drittens,  was  namentlich  bezüglich  der  Ausbildung 
des  landwirtschaftlichen  Kammerwesens  zwingend  wirken  wird, 
die  Notwendigkeit,  ein  korporatives  Hauptorgan  des  ganzen  Be- 
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rufsstandes  teils  für  die  Mitwirkung  bei  der  Volkswirtschaftspflege 
und  bei  der  Volkswirtschaftspolizei ,  teils  für  die  Oberaufsicht, 
Förderung,  Unterstützung  und  Verknüpfung  der  freiwilligen  und 
der  öffentlichen  Wirtschaftsgenossenschaften  im  Gebiete  des  Kre- 
dit- und  des  Versicherungswesens  zu  schaffen.  Die  bisherigen 
landwirtschaftlichen  Gremien ,  das  Landesökonomie-Kollegium  in 
Preussen ,  das  Generaikomite  in  Bayern ,  der  Landeskulturrat  in 
Sachsen,  der  Landeskulturrat  in  Baden  und  Lothringen,  die  land- 
wirtschaftliche Zentralstelle  in  Württemberg  haben  gewiss  Vor- 
zügliches geleistet,  aber  den  Abschluss  der  Organisation  bilden 
sie  nicht.  Solche  Gremien,  halb  Staatsbehörde,  halb  Verein, 
halb  gewählt,  halb  ernannt,  in  den  Vereinen  nur  auf  einen  Teil 
des  Berufsstandes  sich  stützend,  und  daher  unvollständige  Inter- 
essenvertretungen, blosse  Landes-,  nicht  auch  Kreisstellen  dürfen 
nicht  als  zureichende  Surrogate  volkswirtschaftskammerlicher  Or- 
ganisation angesehen  werden  und  den  soeben  erwähnten  drei 
mächtigen  Antrieben  werden  sie  auf  die  Dauer  nicht  im  stände 
sein,  Genüge  zu  thun.  Sie  werden  auch  nicht  verschwinden 
müssen,  sondern  aus  den  Wirtschaftskammern  entsendete,  voll- 
ständig besetzte,  korporativ  selbständige  Zentralbeiräte  der  staat- 
lichen Zentralbehörde  für  Volkswirtschaftspflege  nach  Bedürfnis 
unter  Zusatz  von  ernannten  Mitgliedern  aus  Gelehrten-  und  Tech- 
nikerkreisen, darstellen  und  in  dieser  Richtung  mehr  als  bisher 
zu  leisten  vermögen. 

Wird  nun  nach  vollständiger  Ausbildung  des  Wirtschafts- 
kammerwesens überhaupt  noch  Raum  für  das  Vereinswesen  sein? 
Ganz  gewiss ! 

Zwar  wurden  die  meisten  der  jetzigen  allgemeinen  Vereine 
in  Reichs-,  Landes-  und  Kreis-Wirtschaftskammern  sich  umbilden. 
Allein  für  Orts  vereine  wird  der  Raum  überhaupt  frei  bleiben. 
Sodann  werden  die  Spezialvereine  den  umfassendsten 
Spielraum  behaupten. 

Die  wirtschaftlichen  Vereine  behalten  nicht  bloss  für  die  ge- 
meinnützige Förderung  ihres  Berufszweiges  eine  Bedeutung,  son- 
dern auch  für  die  agitatorische  Geltendmachung  volkswirtschafts- 
politischer und  allgemein  politischer  Interessen,  Bestrebungen  und 
Reformziele.  Auch  solche  Vereine  behalten  ihren  selbständigen 
Wertfund  vermögen  den  Landwirtskammern  neue  Ideen  zuzu- 
führen, frisches  Schaffen  zu  wecken.  Die  Tendenzen,  welche  die 
nationalen  Handwerkertage  und  Landwirtschaftsbünde,  die  lokalen. 
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provinziellen  und  bezirklichen  Bauernbünde  neuestens  hervorge- 
rufen haben,  werden  nicht  erlöschen.  Die  Tendenz  des  Zusam- 
menschlusses zu  einer  einheitlichen,  je  für  das  ganze  Staatsgebiet 
berechneten  Vereinsorganisation  wird  wohl  zum  Siege  gelangen. 

VIII.    Die  Wirtschaftskammern    und    die    freien 
Wirt  Schaftsgenossenschaften. 

Unserer  Zeit  ist  die  vielumfassende  Erscheinung  der  Wirt- 
schaftsgenossenschaft eigen.  Das  Verhältnis  der  Wirtschafts- 
kammer zur  Wirtschaftsgenossenschaft  kann  nicht  scharf  genug 
bestimmt  werden,  wenn  schwere  Missgrifife  in  der  Ausgestaltung 
des  wirtschaftlichen  Kammerwesens  vermieden  werden  sollen.  Die 
Wirtschaftskammer  als  Organ  der  Berufszentralkörperschaft  be- 
rührt sich  ordnend ,  anregend ,  fördernd  ,  unterstützend  auch  mit 
dem  zugehörigen  wirtschaftlichen  Genossenschaftswesen,  soweit 
die  Wirtschaftsgenossenschaften  beruflicher  Art  sind,  nicht  alle 
sind  es,  aber  sie  deckt  sich  nicht  mit  der  Wirtschaftsgenossenschaft. 

Die  Wirtschaftsgenossenschaft  kann  selbst  zur  zwangsverbind- 
lichen öffentlichen  Einrichtung  gemacht  werden,  z.  B.  in  der  Ar- 
beiterzwangsversicherung ,  in  der  C)rganisation  des  Realkredites, 
ohne  dass  sie  unmittelbare  Einrichtung  für  Rechnung  der  Be- 
rufszentralkörperschaft ,  unmittelbar  kammerliches  Institut  auf  Ge- 
fahr und  für  Rechnung  letzterer  Körperschaft  werden  müsste  oder 
auch  nur  werden  dürfte.  Die  Wirtschaftsgenossenschaften,  auch 
jene  öffentlich-rechtlichen,  von  welchen  der  nächste  und  über- 
nächste Abschnitt  handeln  werden  ,  sind  ergänzende,  für 
wirtschaftlichste  Befriedigung  einzelner  gemeinsamen  Erwerbs- 
und Haushaltbedürfnisse  der  Genossen  durchgeführte  B  et  r  ie  bs- 
gemeinschaften,  mit  strenger  Abrechnung  des  Gewinnes 
und  Verlustes  pro  rata  der  Nutzung,  bezw.  der  Genossenschafts- 
anteile. Die  Wirtschaftskammer  dagegen  bezweckt  keinerlei  ge- 
meinsamen erwerbs-  oder  hauswirtschaftlichen  Ergänzungsbetrieb, 
sondern  die  berufsständische  Zentralvertretung  und  Zentralver- 
waltung ,  sie  ist  die  öffentliche  Zentralkörperschaft  des  Berufs- 
standes zur  Seite  der  territorialgemeinschaftlichen,  staatlich-kom- 
munalen Körperschaften  des  öffentlichen  Rechtes. 

Die  Wirtschaftsgenossenschaft  der  Neuzeit ,  die  öffentliche 
nicht  ausgenommen,  bedeutet  weder  Rückkehr  zum  ursprünglichen 
Kommunismus,  noch  Uebergang  zum  Kollektivismus,  sondern  eine 
Verstärkung   der    unabhängigen    privaten   Wirt- 
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Schafts  führung,  auch  derjenigen  der  mittleren  und  kleinen 
Leute,  zum  Zweck  unmittelbarer,  durch  keine  Zwischenhand  ge- 
schmälerter Aneignung  der  Vorteile  des  Grossbetriebes,  zum 
Schutz  zwar  gegen  kapitalistische  Ausbeutung,  aber  nicht  zum 
Ersatz  der  auf  das  Sondereigentum  an  den  Betriebsmitteln  be- 
gründeten Wirtschaftsordnung  überhaupt.  Das  Emporkommen 
der  Wirtschaftsgenossenschaften  neben  und  teilweise  an  Stelle 
kommunaler  Wirtschaftseinrichtungen  ist  hienach  nicht  als  Auf- 
hebung, sondern  als  Stärkung  des  sonderwirtschaftlichen  Betriebes 
mittelst  Zusammenlegung  von  Teilen  des  Privatkapitales  anzu- 
sehen. Im  Genossenschaftswesen  geht  die  Entwickelung  der 
Volkswirtschaft  einen  Schritt  weiter  ohne  Abbruch  der  privat- 
wirtschaftlichen Gesellschaftsordnung.  Immer  handelt  es  sich  um  Be- 
trieb mit  vereinten  privatwirtschaftlichen  Kräften  für  private  Er- 
werbs- und  Haushaltungszwecke ,  gleichviel  ob  Einkaufs-  oder 
Verkaufsgenossenschaften,  Kreditgenossenschaften  oder  Versiche- 
rungsgenossenschaften, Lagerungs-  und  Sortierungsgenossenschaf- 
ten oder  Konsumvereine  oder  Verarbeitungsgenossenschaften  in 
Frage  stehen ,  welche  letztere  —  z.  B.  die  Molkereigenossen- 
schaften ,  man  nicht  im  engeren  Sinn  als  Produktivgenossen- 
schaften bezeichnen  darf. 

Die  Wirtschaftsgenossenschaft  legt  ihr  grundeigenes,  sie  von 
der  Wirtschaftskammer  strenge  trennendes  Wesen  auch  dann 
nicht  ab ,  wenn  sie  zur  zwangs  verbindlichen  Anstalt 
einer  Klasse,  einer  Einwohnerschaft,  eines  Berufsstandes,  also  zur 
öffentlichen  Wirt.Genossenschaft  gemacht  wird.  Die  Un- 
fallversicherung oder  die  Invaliditätsversicherung  ist  in  Deutsch- 
land öffentlich ,  wenn  man  will  spezialkörperschaftlich  ausgestaltet 
worden,  aber  sie  ist  dem  wirtschaftlichen  Wesen  nach  eine  Spezial- 
körperschaft  geblieben,  welche  sämtliche  Angehörige  der  Klasse 
und  des  Berufs  zur  personellen  Notversorgung  der  Mitglieder 
pro  rata  der  Einlagen  zusammenfasst.  Aehnlich  verhält  es  sich 
mit  der  öffentlichen  Seuchenzwangsversicherung  mit  der  Hagel- 
versicherung wenigstens  im  Grunde ;  der  letztere  Zweig  landwirt- 
schaftlicher Realversicherung  ist  übrigens  erst  noch  in  der  Ent- 
wickelung begriffen.  Auch  dann,  wenn  sämtliche  Realkreditbe- 
dürftigen  zu  einer  von  dem  landwirtschaftlichen  Kammerorganismus 
geleiteten  und  überwachten  Realkreditkörperschaft,  welche  zur 
Beleihung  auf  hypothekarische  Sicherheit  ausschliessend  berechtigt 
wäre,    hienach  in    mittelbarem  Zwang    zusammengefasst    werden 
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wollten,  so  wäre  diese  Einrichtung  eine  öffentliche  Wirtschafts- 
genossenschaft für  unmittelbar  und  namentlich  mittelbar  vorteil- 
hafte Befriedigung  eines  bestimmten  Bedürfnisses ,  nämlich  des 
Realkreditbedürfnisses  jener  Landwirte ,  welche  Realkredit  benö- 
tigen, aber  es  wäre  keine  unmittelbar  wirtschaftskammerliche  Be- 
rufszentralanstalt, sondern  bliebe  eine  Zwangswirtschaftsgenossen- 
schaft, geführt  nicht  für  Rechnung  und  auf  Gefahr  des  ganzen 
Berufsstandes  der  Landwirte,  sondern  geführt  für  Rechnung  der 
Realkreditschuldner,  höchstens  verwaltet  durch  Beauftragte  der 
Landwirtschaftskammern. 

Oeffentliche  Wirtschaftsgenossenschaften  der  soeben  bezeich- 
neten Art  können  überaus  nützlich ,  für  die  Erreichung  grosser 
Reformen  sogar  unumgänglich  sein;  der  nächste  Abschnitt  wird 
die  Gründe  hiefür  angeben.  Immerhin  werden  die  freiwillig  ein- 
gegangenen Wirtschaftsgenossenschaften  sich  als  die  ordentliche 
Form  privatwirtschaftlicher  Ergänzungswirtschaft  mit  Abrech- 
nung zwischen  den  Genossen  darstellen.  Die  freie  Wirtschafts- 
genossenschaft gewinnt  auch  täglich  mehr  an  Boden,  in  der  Land- 
wirtschaft wie  im  Gewerbe,  als  Verband  berufsgleicher  oder  nicht 
berufsgleicher  Personen,  mit  einer  von  der  Ortsgemeinde  an  auf- 
steigenden Verbandgliederung. 

Die  hieher  gehörigen  Erscheinungen  beruflicher  freier  W^irt- 
schaftsgenossenschaft  brauchen  hier  nicht  näher  bezeichnet  zu 
werden,  da  sie  allbekannt  sind.  Die  landwirtschaftlichen  Genossen- 
schaften dieser  Art  sind  soeben  von  Buchtmberger  (a.  a.  O.)  so 
vorzüglich  wie  knapp  dargestellt  und  gewürdigt  worden.  Für  den 
Zweck  der  gegenwärtigen  Untersuchung  handelt  es  sich  nur  da- 
rum, die  Stellung  der  Landwirtschaftskammern  zum  freien  Wirt- 
schaftsgenossenschaftswesen für  die  Praxis  genau  zu  bestimmen. 
Zu  diesem  Zwecke  sind  drei  Sätze  zu  berühren,  deren  Begründung 
das  Verhältnis  der  Wirtschaftskammer  zur  freien  Wirtschaftsge- 
nossenschaft zur  vollen  Klarheit  bringen  wird. 

Der  erste  Satz  lautet :  die  Wirtschaftskammer  soll  keinen  Er- 
gänzungsbetrieb auf  eigene  Rechnung  übernehmen,  sondern  solchen 
Betrieb  den  Wirtschaftsgenossenschaften  bezw.  den  Erwerbsge- 
sellschaften oder  »öffentlichen  Unternehmungen«  überlassen.  Diese 
Forderung  lässt  sich  an  einer  Aufgabe  klar  machen,  welche  den 
in  Gründung  begriffenen  Landwirtschaftskammern  von  einer  Seite 
zugedacht  werden  will,  nämlich  an  der  Errichtung  von  Elevatoren 
und  Getreidelagerhäusern  für  den  Getreideabsatz  im  grossen  und 
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für  die  Beleihung  des  Getreides  schon  auf  dem  Lager.  Diese 
Einrichtung  für  Rechnung  der  Landwirtschaftskammern  würde 
uns  als  vollständige  Verkennung  der  wirtschaftskammerlichen 
Aufgaben  erscheinen. 

Der  zweite  unter  den  drei  fraglichen  Sätzen  wird  dahin  lauten : 
Die  beklagte  und  beklagenswerte  Zersplitterung  im  freien 
Genossenschaftswesen  ist  nicht  durch  Zentralisation  des 
letzteren  mittelst  Uebernahme  seitens  der  Kammern  zu  beseitigen, 
sondern  durch  Zusammenlegen  und  einheitliche  Verwaltung  auf 
wirtschaftsgenossenschaftlichem  Boden  selbst,  was  jedoch  erst  bei 
allgemeiner  Beteiligung  möglich  werden  wird.  Die  Wirtschafts- 
kammern hätten  sich  auch  einem  einst  also  konzentrierten  Wirt- 
schaftsgenossenschaftswesen gegenüber  lediglich  als  zentralkörper- 
schaftliche Organe  der  Anregung,  Förderung,  Unterstützung,  Auf- 
sicht und  Kontrolle  zu  erweisen. 

Dieser  Satz  gilt  sowohl  in  Bezug  auf  das  gewerbliche,  als  in 
Bezug  auf  das  landwirtschaftliche  Genossenschaftswesen.  Doch 
mag  es  wieder  an  letzterem  beleuchtet  werden.  Die  landwirt- 
schaftliche Genossenschaftsbewegung  befindet  sich  nach  Buchen- 
berger  ')  »erst  in  den  embryonalsten  Verhältnissen«  und 
»der  endliche  befriedigende  Abschluss  derselben  darf  nur  von 
einem  organischen  Wiederzusammenfassen  der 
Vielheit  in  einem  einheitlichen  Organismus  er- 
wartet werden.«  Was  jetzt  im  Wege  genossenschaftlicher  För- 
derung bestimmter  einzelner  Wirtschaftszwecke  durch 
eine  verwirrende  Mannigfaltigkeit  unabhängig  von  einander  ar- 
beitender Einzelgenossenschaften  zu  erreichen  gesucht  werde,  soll 
und  müsse  schliesslich  der  Kollektivgenossenschaft  der 
bodenbewirtschaftenden  Stände  weichen  (a.  a.  O.  II,  523  ff.). 
»Mit  den  mannigfaltigen  Formen,  zu  denen  der  Genossenschafts- 
gedanke bis  jetzt  sich  durchgerungen  hat ,  und  mit  der  bunt- 
scheckigen Vielheit  von  Genossenschaftsbildungen  zur  Befriedigung 
wirtschaftlicher  Einzelbedürfnisse  wird  doch  nur  eine  sehr  ober- 
flächliche Betrachtungsweise  sich  zufrieden  geben  dürfen ;  eine 
tiefere  Erfassung  der  Bewegung  wird  vielmehr  zu  dem  Gedanken 
hinneigen,  dass  diese  erst  in  den  embryonalsten  Verhältnissen 
sich  befindet  und  dass  der  endliche  und  befriedigende  Abschluss 
derselben  von  einem  organischen  Wiederzusammenfassen  der 
Vielheit  in  einen  einheitlichen  Organismus  erwartet  werden  darf. 

I)  IL  523  ff. 
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Mit  anderen  Worten  :  was  jetzt  im  Wege  der  genossenschaftlichen 
Förderung  bestimmter  einzehier  Wirtschaftszwecke  durch  eine  ver- 
wirrende Mannigfahigkeit  unabhängig  von  einander  arbeitender 
Wirtschafts-Einzelgenossenschaften  zu  erreichen  gesuciit  wird, 
soll  und  muss  schliesslich  der  Kollektivgenossenschaft 
der  bodenbewirtschaftenden  Klassen  zufallen  und  daher  die  kor- 
porative Organisierung  des  Landvolks  zur  Verwaltung  der  seinen 
landwirtschaftlichen  Betriebsbedürfnissen  dienenden  Angelegen- 
heiten das  Endziel  der  jetzigen  Bewegung  bilden.  Sicher  wird 
auch,  je  mehr  der  Genossenschaftsgedanke  Wurzeln  schlägt  und 
entsprechend  der  seitherigen  Entwicklung  in  zahlreichen  Einzel- 
gebilden sich  verwirklicht,  der  missliche  Zustand  mehr  und  mehr 
empfunden  werden,  der  darin  zu  Tage  tritt ,  dass  man  den  Seg- 
nungen der  Genossenschaft  nur  durch  gleichzeitige  An- 
gehörigkeit zu  mehreren  Einzelgenossenschaf- 
t  e  n  teilhaft  werden  kann ;  wie  ferner,  je  intensiver  die  einzelnen 
Genossenschaften  die  zu  pflegende  Einzelaufgabe  in  die  Hand 
nehmen,  es  immer  grössere  Schwierigkeiten  haben  wird  ,  in  den 
Landgemeinden  die  zur  Leitung  der  mehreren  Einzelgenossen- 
schaften erforderlichen  Persönlichkeiten  zu  gewinnen.  Schon  jetzt, 
im  Anfang  dieser  Bewegung,  ist  es  keine  Seltenheit,  dass  Land- 
wirte gleichzeitig  drei  und  mehr  Genossenschaften:  Viehzucht- 
und  Viehverkaufsgenossenschaften ,  landwirtschaftlichen  Konsum- 
und  Kreditvereinen,  Molkerei-  und  Obstverwertungsgenossenschaften 
angehören;  wozu  dann  nicht  selten  noch  die  Zugehörigkeit  zu  den 
landwirtschaftlichen  Hauptvereinen  und  einer  Anzahl  Spezialvereine, 
zu  Versicherungs-  und  ähnlichen  Veranstaltungen  kommt.  Dieser 
Zustand  der  Vereins-  und  Genossenschaftszersplit- 
terung kann  unmöglich  als  ein  befriedigender  erachtet  werden. 
Es  ist  müssig,  jetzt  schon  sich  ein  Bild  über  die  dereinstige  Or- 
ganisierung eines  zu  wirtschaftlichen  Zwecken  vereinigten  Ver- 
bandes der  gesamten  Landbevölkerung  zu  machen ;  es  kann  der 
Hinweis  genügen ,  dass  ein  erfolgreiches  Wirken  desselben  eine 
weitgehende  Dezentralisation  der  Verwaltungsthätigkeit  voraus- 
setzen und  dass  deshalb  die  Gliederung  in  örtliche  Unter-  und 
Bezirksverbände  vorzusehen  sein  wird  ;  dass  das  Thätigkeitsgebiet 
der  Organisation  möglichst  umfassend  zu  greifen  wäre,  also  die 
Gebiete  des  Boden-  und  Betriebskredits  ebenso  wie  dasjenige  des 
Versicherungswesens  und  weiterhin  alle  diejenigen  Operationen, 
die    bis   jetzt    die  Hauptdomäne    der  Einzelgenossenschaften    ge- 


340  Dr.  Schaffte: 

bildet  haben :  Einkaufs-  und  Absatzwesen  zu  umfassen  hätte, 
wobei  indes  innerhalb  des  der  Korporation  zugewiesenen  Auf- 
gabekreises der  Bewegung  freiester  Spielraum  zu  lassen,  also  auf 
die  lästige  Zwangsfessel  kollektivistischer  Betriebsweisen  und  die 
diesen  charakteristische  unerträgliche  Bevormundung  der  Einzel- 
wirtschaftsführung grundsätzlich  zu  verzichten  wäre.  Innerhalb 
solcher  korporativen  Verfassung  des  Grundbesitzes  zur  autonomen 
Verwaltung  seiner  wirtschaftlichen  Angelegenheiten  könnten  dann 
auch  alle  jene  Aufgaben  Raum  finden,  denen  jetzt  die  landwirtschaft- 
lichen Vereine  nachstreben  :  die  Anbahnung  gesunder  Fortschritte 
der  Technik,  die  Vertretung  der  gemeinsamen  Interessen  gegen- 
über der  Staatsleitung  und  Volksvertretung ,  die  Wahrung  der 
gemeinsamen  Standesinteressen  überhaupt.  Reif  für  eine  solche 
korporative  Verfassung  dürfte  freilich  dermalen  das  Landvolk  in 
seiner  breiten  Masse  noch  nicht  sein;  und  die  Bedeutung  der 
Genossenschaftsbewegung  und  des  Wirkens  der  Einzelgenossen- 
schaften ruht  daher  nicht  in  letzter  Linie  darin,  das  Landvolk  in 
der  Schule,  die  ihm  in  diesen  Genossenschaften  zu  Teil  wird,  für 
die  dereinstige  höhere  und  verheissungsvolle  Aufgabe  der  stand- 
schaftlichen  Verwaltung  seiner  wirtschaftlichen  Angelegenheiten 
langsam  heranzuziehen  und  zu  befähigen.« 

Diese  Auseinandersetzung  weist  zwar  richtig  auf  die  Zusam- 
menfassung des  ganzen  freien  Genossenschaftswesens  in  orts-  und 
kreisgemeindlichen  »Kollektivgenossenschaften«  hin.  Sehr  fragUch 
ist  jedoch,  ob  hiefür  ein  korporativer  Zusammenschluss  der 
»bodenbewirtschaftenden  Klassen« ,  wie  Biichenberger  sich  aus- 
drückt, je  geeignet  sein  kann  und  ebenso  ,  ob  zu  diesem  »End- 
ziel« die  Vorschule  der  jetzigen  wirtschaftsgenossenschaftlichen 
Bewegung  hinführen  wird.  Erzwingen  lässt  sich  der  Anschluss 
nicht;  solchem  Zwang  werden  die  Landwirte  stets  widerstreben, 
wenn  sie  auch  noch  so  lange  durch  die  Vorschule  gegangen  sein 
werden.  Das  freie  Genossenschaftswesen  darf  daher  nicht  ein- 
mal in  öffentliches  Genossenschaftswesen  allgemein  verwandelt, 
geschweige  zur  Sache  der  kammerlich  handelnden  Zentral- 
korporation des  ganzen  Berufsstandes  gemacht  werden.  In  dieser 
Hinsicht  halte  ich  jenen  rocher  de  bronze,  jenen  harten  wirtschaft- 
lichen Unabhängigkeitstrotz  des  Grundbesitzers  gegen  erzwungenen 
Kollektivbetrieb,  um  dessen  willen  die  Kritik  freilich  unberechtigt 
genug  meine  »Inkorporation  des  Hypothekarkredites«  für  uner- 
reichbar erklärt  hat,  für  viel  zu  unbesiegbar,  als  dass  ich  je  den 
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»korporativen  Zusammenschluss  auch  nur  zu  öffentlicher  Kollektiv- 
genossenschaft für  durchsetzbar  halten  würde,  wenn  er  überhaupt 
wünschenswert  wäre.  Wünschenswert  ist  nur  die  freie  Zusammen- 
fassung zur  »Kollektivgenossenschaft«,  d,  h.  zu  einer  die  verschie- 
denen Zweige  wirtschaftsgenossenschaftlichen  Bethätigung  ge- 
gliedert umspannenden  örtlichen  Generalgenossenschaft  und  diese 
wird  kommen,  wenn  alle  Oekonomen,  bezw.  Handwerker  mittel- 
bar durch  ihr  wirtschaftliches  Intersse  gedrängt  und  durch  die 
Kreditorganisation  befähigt  sind ,  an  freien  Wirtschaftsgenossen- 
schaften nach  der  ganzen  Verzweigung  der  letzteren  teilzunehmen. 
Die  »Kollektivgenossenschaft«  wird  sich  dann  von  selbst  und 
ohne  allzulange  dauernde  »Vorschule«  einstellen,  allerdings  nur 
so,  dass  für  jeden  Zweig  der  Kollektivgenossenschaft  gesonderte 
Rechnung  geführt  und  jeder  »kollektivistische«,  genauer  kommu- 
nistische Beisatz  ferne  gehalten  wird.  Wie  aber  vermag  man 
dies  zu  erreichen  ?  Die  Beantwortung  dieser  Frage  führt  zum 
Abschluss  der  in  diesem  Abschnitt  zu  pflegenden  Untersuchung. 

Der  dritte  Satz,  welchen  wir  im  Auge  haben,  lautet :  Grund- 
bedingung der  Verallgemeinerung  des  freien  wirtschaftlichen  Ge- 
nossenschaftswesens ist  nicht  die  ZentraHsation  des  Betriebs  der 
freien  durch  die  öffentliche  Wirtschaftsgenossenschaft  bei  den 
Wirtschaftskammern,  auch  nicht  die  allgemeine  Verdrängung,  son- 
dern die  Verallgemeinerung  der  Teilnahme  am 
freien  Genossenschaftswesen  durch  unmittelbar  öffent- 
liche Ausgestaltung  der  Real-  und  Personal-Kreditgenossenschaft 
zu  s  p  e  z  i  a  1  körperschaftlichen  ,  aber  immer  noch  bloss  wirt- 
schaftsgenossenschaftHch  buchenden  Sonderinstituten  des 
Berufsstandes  unter  blosserLeitung  und  Oberaufsicht 
der  Wirtschaftskammern.  Diese  Ausgestaltung  ist  geeignet, 
mittelbar  die  allgemeine  Beteiligung  zu  erzwingen  und  hie- 
durch  die  allgemeine  Erziehung  des  Bauernstandes  zugleich  zu 
spezial-  und  zu  zentralkörperschaftlicher  Selbstregierung ,  Auto- 
nomie und  Selbstverwaltung  mächtig  zu  beschleunigen. 

Das  würde  der  Fall  sein,  wenn  die  Landwirte  nur  noch  bei 
einer  körperschaftlichen  oder  staatlichen  Bank  im  Realkredit,  und 
nur  noch  bei  einer  der  freien  Kreditgenossenschaften  im  übrigen 
Kredit  sich  würden  verschulden  können,  wenn  jede  andere  Schuld 
nur  beim  Erbfall  und  Guts-(Geschäfts-)verkauf  klagbar  wäre,  also 
der  nicht  durch  Genossenschaften  vermittelte  Verkehr  thatsäch- 
lich  auf  den  Barverkehr   hingedrängt  würde. 
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Ich  will  es  dahingestellt  sein  lassen,  ob  man  jetzt  sehen 
zur  Spezialinkorporation  des  landwirtschaftlichen  Kredites  schreften 
soll.  Darüber  aber  kann  kaum  ein  Zweifel  bestehen,  dass  in 
der  ausschliesslichen  Verweisung  aller  kreditbedürftigen  Wirte  auf 
bestimmte  Kreditgenossenschaften  öffentlicher  und  freier  Art,  auf 
bis  ins  letzte  Dorf  hinaus  verzweigte  berufsständische  Banken  der 
Antrieb  und  die  Kapitalkraft  zu  allgemeiner  Beteiligung  auch  an 
allen  übrigen  Zweigen  genossenschaftlicher  Ergänzungswirtschaft 
allgemein ,  ohne  unmittelbaren  und  fühlbaren  Zwang  erreicht 
werden  könnte.  Der  Boden  für  die  örtliche  »Kollektiv«-  oder 
besser  Generalgenossenschaft  wäre  dann  geschaffen. 

Wie  wichtig  die  Verallgemeinerung  namentlich  auch  der  noch 
so  wenig  verbreiteten  Einkaufs-  und  Verkaufsgenossenschaft  sein 
würde,  wie  vollständig  auf  diese  Weise  die  Beseitigung  des  Wuchers, 
der  Notstände  Einzelnerund  der  Massen  erreicht 
werden  könnte,  glaube  ich  in  meinen  »Kern-  und  Zeitfragen« 
dargethan  zu  haben.  Das  Bedürfnis  allgemeiner  Ausbreitung 
der  Einkaufs-  und  Verkaufsgenossenschaft  zur  Hebung  der  Land- 
wirtschaft betont  auch  Buchenberger  mit  grösstem  Nachdruck. 


IL  LITTER ATUR. 


Agrarische  Schriften  und  Streitfragen. 

Von  A.  Buchenberge r. 

I.  Allgemeine  Lage   der  Landwirtschaft   und  agrarpolitische 

Reformziele. 

Th.  Freiherr  von  der  Golfs,  Die  agrarischen  Au/gaben  der  Gegenwart. 
Jena,  bei  G.  Fischer,    1894.    S.   190. 

Die  Schrift  giebt  eine  Darstellung  des  Inhalts  und  Entwicklungsganges  der  Land- 
wirtschaftslehre und  des  landwirtschaftlichen  Betriebs,  sowie  der  ländlichen  Bevölke- 
rung im  19.  Jahrhundert,  schildert  sodann  die  gegenwärtige  Lage  der  deutschen  Land- 
wirtschaft und  bezeichnet  im  Anschluss  daran  die  Wege,  die  nach  Ansicht  des  Ver- 
fassers zum  Zweck  einer  gedeihlichen  Lösung  der  gegenwärtigen  agrarischen  Aufgaben 
zu  beschreiten  sind.  Aus  der  Flut  agrarischer  Tageserscheinungen  ragt  die  Schrift 
in  bemerkenswerter  Weise  hervor,  nicht  bloss  wegen  der,  wie  mir  scheint,  im  grossen 
und  ganzen  zutreffenden  Diagnose  der  agrarischen  Leiden  der  Gegenwart,  sondern 
auch  wegen  der  auf  vorurteilsfreier  Würdigung  der  Natur  des  landwirtschaftlichen 
Betriebs  und  der  Wesenseigentümlichkeiten  der  ländlichen  Bevölkerung  fussenden 
Heilbehandlung,  die,  von  gewaltsamen  Eingriffen  in  den  komplizierten  Organismus 
absehend,  ihre  Heilmittel  unter  sorgfältiger  Würdigung  des  geschichtlich  Gewordenen 
auswählt  imd  sich  auf  solche  beschränkt,  deren  voraussichtliche  Wirkungen  mit  Wahr- 
scheinlichkeit sich  übersehen  lassen.  Die  Schrift  des  bekannten  Autors  hat  mich  mit 
um  so  grösserer  Genugthuung  erfüllt,  als  dieselbe  in  ihrer  grundlegenden  Auffassung 
und  ihren  agrarpolitischen  Zielen  sich  im  wesentlichen  mit  den  von  mir  in  meiner 
»Agrarpolitik«  vertretenen  Anschauungen  deckt;  so  wenn  er  es  rügt,  dass  im  Laufe 
des  Jahrhunderts  die  allgemein  e  Landwirtschaftslehre  ,  d.  h.  die  Lehre  von  der 
Oekonomie  des  Betriebs  gegenüber  der  einseitigen  Betonung  der  speziellen 
Landwirtschaftslehre,  d.  h.  der  Lehre  von  der  Technik  des  Betriebs  vernachlässigt 
worden  sei,  da  doch  jene  erst  zeige,  wie  man  mit  Hilfe  der  aus  Ackerbau  und  Vieh- 
haltung gewonnenen  hohen  Roh  erträgnisse  auch  zu  hohen  Rein  erträgnissen  ge- 
langen kann;  und  wenn  er  nachweist,  wie  mit  aus  dieser  Vernachlässigung  der  be- 
betriebsökonomischeu  Seite  des  Landwirtschaftsbetriebs  die  Hauptquelle  der 
agrarischen  Not:  die  unrichtige  Bewertung  der  Güter  und  die  daraus  meist  folgende 
Ueberschätzung  ihres  Ertragswerts  mit  dem  Gefolge  der  Ueberschuldung  einer-, 
der  verbreiteten  Betriebskapitalarmut   anderseits  recht  eigentlich  ent- 
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Sprüngen  sei ;  so  wenn  von  der  Goltz  die  grosse  Unterschiedlichkeit  betont,  mit  der  sich 
das  ländliche  Arbeiter  wesen  in  Norddeutschland  und  mit  der  es  sich  im  mitt- 
leren und  südlichen  Deutschland  entwickelt  hat ,  dort  infolge  des  verhängnisvollen 
Gangs  der  Ablösungsgesetzgebung  ein  von  dem  Eigentum  an  Grund  und  Boden  los- 
gelöstes Proletariat  darstellend,  das  infolge  dessen  in  wachsendem  Masse  landflüchtig 
wird ,  hier  dagegen  fast  durchweg  ein  grundangesessener ,  in  seinen  wirtschaftlichen 
und  sozialen  Beziehungen  von  dem  Bauernstand  nicht  wesentlich  verschiedener  Bevöl- 
kerungsteil ,  dem  nirgends  die  Erklimmung  einer  höheren  sozialen  Stufenleiter  des 
Besitzes  verschlossen  ist ;  und  wenn  er  im  Anschluss  daran  die  Erhebung  der  Land- 
arbeitermassen zu  kleinen  Landeigentümern  als  bestes  Korrektiv  gegen  die  unhalt- 
baren Landarbeiterzustände  namentlich  der  ostelbischen  Landesteile  fordert.  So  be- 
tont, ganz  in  Uebereinstimmung  mit  der  von  mir  definierten  Natur  des  landwirtschaft- 
lichen Betriebes  als  eines  »Gewerbes,  in  welchem  durch  das  Zusammenwirken  von 
Natur ,  Kapital  und  Arbeit  marktfähige  Erzeugnisse  dargestellt  werden ,  wobei  nicht 
bloss  von  dem  jeweiligen  Marktpreis,  sondern  auch  von  der  von  der  Flächen- 
einheit erzielten  Produkten  menge  und  von  dem  thatsächlichen  Betriebs- 
aufwand  der  wirtschaftliche  Erfolg  der  Produktion  abhängt«  (Agrarpolitik  IL  Bd. 
S.  430  ff.),  der  Verfasser  mit  Recht  die  Notwendigkeit ,  aber  auch  die  Möglichkeit 
der  Steigerung  der  Roh-  und  Reinerträgnisse ,  in  ersterer  Hinsicht  u.  a.  als  Mittel 
zum  Zweck  auf  die  Schaffung  ausreichender  Unterrichtsanstalten,  namentlich  auch  für 
die  bäuerliche  Bevölkerung,  auf  die  Notwendigkeit  praktischerer  Ausbildung  der  land- 
wirtschaftlichen Wanderlehrer ,  auf  die  Pflege  des  landwirtschaftlichen  Vereinswesens, 
die  Organisation  des  kulturtechnischen  Dienstes  hinweisend ,  in  zweiter  Hinsicht  für 
ökonomischere  Einrichtung  des  Betriebs ,  aber  auch ,  angesichts  des  dermaligen ,  die 
Reinerträgnisse  ungünstig  beeinflussenden  Tiefstandes  der  Getreidepreise,  für  Aufrecht- 
erhaltung unseres  massigen  Getreideschutzes  eintretend,  wobei  freilich  die  Verfechtung 
einer  gleitenden  Zollskala  nicht  ohne  Widerspruch  hingenommem  werden  kann  ;  her- 
vorzuheben ist ,  dass  sich  der  Verfasser  besonders  durchschlagende  Erfolge  für  die 
Hebung  der  Getreidepreise  weder  von  der  Realisierung  der  bimetallistischen  Bestre- 
bungen ,  noch  von  der  angestrebten  Reform  der  Börse ,  noch  von  den  Kornhäusern 
nach  amerikanischem  Vorbild  verspricht  und  dass  er  weiterhin  alle  Massregeln  grund- 
sätzlich ablehnt ,  die  eine  Regulierung  des  Getreidehandels  oder  der  Getreidepreise 
durch  den  Staat  bezwecken ;  aber  warm  für  Erweiterung  der  die  Absatzgebiete  auf- 
schliessenden  Verkehrswege  (Kleinbahnen,  Wasserstrassen)  und  für  massigere  Tarifsätze 
für  Dung-  und  Futtermittel  seine  Stimme  erhebt.  Im  Gebiet  der  agrarpoliti- 
schen  Gesetzgebung  verwirft  er  die  Aufstellung  von  Verschuldungsgrenzen 
aus  ähnlichen  Gründen,  wie  ich  sie  wiederholt  im  Deutschen  Landwirtschaftsrat  und 
anderwärts  entwickelt  habe,  wobei  er  hervorhebt ,  dass  eine  schematische  Festlegung 
der  Verschuldungsgrenze  schon  nach  den  äusseren  Konjunkturen  des  Betriebs  bald  zu 
hoch,  bald  zu  nieder  gegriffen  sich  erweist,  also  entweder  dem  Zweck  der  Verhütung 
einer  Verschuldung  nicht  gerecht  wird,  oder  aber  dem  Grundbesitz  unnötige  Fesseln 
auferlegt;  und  dass  jede  irgendwie  gestaltete  Verschuldungsgrenze  bei  dem  grossen 
Spielraum ,  in  dem  die  Feststellung  des  Beleihungswerts  (der  Gutstaxe)  sich 
bewegt,  leicht  illusorisch  wird.  Der  Verfasser  erachtet  demnach  eine  gute  Ord- 
nung des  H  y  p  o  th  e  k  a  r  k  r  e  di  t  s  in  g  e  n  o  s  s  e  nsc  h  a  f  1 1  i  c  h  e  r  F  o  r  m 
nach  Art  der  »Landschaften«,  unter  Festhaltung  solider  Grundsätze  über  die  Beleihung 
und  wobei  allenfalls  innerhalb  der  Landschaften  Zweiggenossenschaften  derjenigen  Be- 
sitzer zugelassen  werden ,    die    höheren  Kredit ,    als    ihn  die  Landschaft    gewährt ,    in 
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Anspruch  nehmen  und  die  in  ihrer  Gesamtheit  hiefiir  haften  —  und  eine  Ordnung 
für  denPersonalkredit  ebenfalls  auf  genossensch  aftlicherGrund- 
läge,  vielleicht  im  Anschluss  an  die  Landschaft  —  zur  Anbahnung  gesünderer 
Kreditverhältnisse  für  ausreichend  unter  Ablehnung  aller  weitergehenden 
Zwangsorganisationen,  wie  sie  im  letzten  Jahrzehnt  verschiedentlich  befürwortet  worden 
sind.  —  Auch  dem  Verlangen  nach  Verallgemeinerung  des  Anerben- 
rechts steht  er  skeptisch  gegenüber ,  für  dessen  Verschwinden  zu  Gunsten  anderer 
Erbrechtssysteme  in  bestimmten  Gegenden  er  nicht  das  römische  Recht,  sondern  »die 
Gewalt  der  wirtschaftlichen  Thatsachen«  verantwortlich  macht.  Der  Preussischen 
Rentengutsgesetzgebung  widmet  er  warme  Worte,  wünscht  indes  eine  Erweiterung  der- 
selben in  dem  Sinne,  dass  auch  die  Provinzial-  oder  Kreisverbände  die  Rentenguts- 
bildung, wo  hiezu  Anlass  vorliegt,  in  die  Hand  nehmen  können  und  dass  das  Gesetz 
auch  für  die  Schaffung  von  Arbeitergütchen  praktisch  wirksam  gemacht  werde.  — 
Sehr  beherzigenswerte  Sätze  enthält  endlich  auch  der  Abschnitt  über  die  landwirt- 
schaftliche Interessenvertretung:  zwischen  dem  Grossgrund- ,  dem 
bäuerlichen  Besitz  und  den  Arbeitern  sind,  wie  daselbst  ausgeführt  wird,  gewiss  Ge- 
gensätze vorhanden,  aber  man  sollte  darauf  halten,  das  Trennende  in  den  Hinter- 
grund treten  zu  lassen  und  so  ein  einmütiges  Zusammengehen  der  drei  Gruppen  gegen- 
über dem  Staat  und  den  übrigen  Bevölkerungsklassen  herbeizuführen  ;  die  erste  Voraus- 
setzung hiezu  fehlt,  wo,  wie  in  den  östlichen  Provinzen  Preussens,  die  grossen  Güter 
abgetrennte  Kommunalbezirke  bilden,  in  denen  sich  naturgemäss  Reibungen  zwischen 
deren  Inhabern  und  den  bäuerlichen  Nachbargemeinden  ergeben;  und  auch  das  Preus- 
sische  Gesetz  über  die  Landwirtschaftskammern  trägt  jenem  Gedanken  wenig  Rechnung, 
wenn  es  die  Kleinstellenbesitzer  von  dem  Wahlrecht  ausschliesst.  Dem  Verfasser  er- 
scheint danach  die  Landgemeinde  in  erster  Reihe  berufen  ,  die  Grundlage  ab- 
zugeben,  auf  welcher  die  landwirtschaftliche  Interessenvertretung  sich  aufbauen  soll, 
und  ob  die  zu  errichtenden  Landwirtschaftskammern  wirklich  mehr  und  besseres 
leisten  werden,  als  die  seitherige  landwirtschaftliche  Vereinsorganisation,  zieht  der 
Verfasser  einigermassen  in  Zweifel.  —  In  dem  Schlusswort  wird  mit  Recht  betont, 
wie  verhängnisvoll  die  Täuschung  wäre ,  wenn  man  glaube ,  die  jetzige  Krisis  könne 
durch  eine  oder  einige  wenige  vom  Staat  ausgehende  Massregeln  schnell  und  radikal 
beseitigt  werden,  wo  es  dazu  doch  eines  langen,  zielbewussten,  einträchtigen  Zusam- 
menwirkens der  staatlichen  Organe  für  Gesetzgebung  und  Verwaltung  mit  den  Ver- 
tretern der  Landwirtschaft  und  der  letzteren  untereinander  bedürfe. 

Die  V.  d.  Goltz'schQ  Schrift  erhebt  nicht  den  Anspruch ,  ganz  neue  Gesichts- 
punkte eröffnet  zu  haben ;  aber  sie  hat  das  Verdienst,  das,  was  in  massvoll  denkenden 
Kreisen  als  commu?iis  opinio  über  die  Ursachen  der  Agrarnot  und  das  agrarpolitische 
Programm  der  nächsten  Zukunft  sich  herausgebildet  hat ,  in  ansprechender  und  zu- 
gleich knappester  Form  vorgeführt  zu  haben  und  darf  deshalb  weitgehender  Beach- 
tung sicher  sein. 

IL  Bäuerliches  Anerbenrecht. 

A.  Stengele,  Die  Bedeutung  des  Anerbenrechts  für  Süddeutschland.  Stuttgart 
bei  Kohlhammer.    1894.    261  S. 

y.  Zuns ,  Eine  Verminderung  der  Schattenseiten  des  Anerbenrechts.  Frank- 
furt.    1894. 

Hermes  und  Graf  Chorinsky ,  Ueber  häuerliches  Erbrecht  (Referate  für  die 
1894er  Versammlung  des  Vereins  für  Sozialpolitik),  Leipzig  bei  Duncker&  Humblot.   1894. 
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StengeU  erörtert  die  Anerbenrechtsfrage  unter  sorgfältigster  Benützung  der 
Litteratur ;  der  erste  Teil  ist  einer  Darstellung  der  Reformbestrebungen  bezüglich  des 
bäuerlichen  Erbrechts  überhaupt  und  des  geltenden  Rechts  gewidmet,  der  zweite 
Teil  untersucht  die  Rätlichkeit  der  Uebertragung  der  mittel-  und  norddeutschen  An- 
erbenrechtssysteme auf  die  süddeutschen  Staaten ;  hiebei  sind  die  Ergebnisse  der 
Agrarenqueten  der  achtziger  Jahre  in  Württemberg,  Hessen  und  Baden  entsprechend 
verwertet  worden.  Der  Verfasser  steht  der  Anerbenrechtsgesetzgebung  als  Mittel  zur 
Besserung  der  wirtschaftlichen  Lage  der  bäuerlichen  Bevöliierung  äusserst  kühl  gegen- 
über und  zieht  aus  dem  von  ihm  mit  grosser  Gewissenhaftigkeit  zusammengetragenen 
amtlichen  und  litterarischen  Material ,  sowie  aus  den  Verhandlungen  der  landwirt- 
schaftlichen Interessenvertretungskörper  den  Schluss ,  dass  man  in  den  süddeutschen 
Staaten  einer  reichsgesetzlichen  Regelung  der  Materie  widerstrebt;  dass  regierungs- 
seitig schwerlich  daran  gedacht  werde ,  in  den  Gebieten  der  Freiteilbarkeit  ein  obli- 
gatorisches Anerbenrecht  einzuführen,  sondern  höchstens  in  jenen  Bezirken,  in  denen 
die  Sitte  sich  mit  dem  Gesetz  deckt ;  dass  im  Bauernstande  selber  einem  Anerben- 
gesetz keine  Sympathien  entgegengebracht  werden ;  dass  von  einem  Intestatanerbenrecht 
kaum  die  Rede  sein  kann,  weil  dagegen  mit  allen  gesetzlichen  Mitteln  angekämpft 
werden,  von  der  Höferolle  aber  höchst  wahrscheinlich  so  gut  wie  kein  Gebrauch 
gemacht  würde.  In  seinem  Schlusswort  meint  der  Verfasser :  »In  Süddeutschland 
liegen  die  Verhältnisse  ganz  anders  als  im  Norden  Deutschlands.  Zunächst  herrscht 
hier  im  allgemeinen  weit  grösserer  Wohlstand ,  sodann  ist  dem  Arbeiter  die  Erwer- 
bung von  Grund  und  Boden  nicht  unmöglich  gemacht  und  infolge  dessen  nicht  jene 
grosse  soziale  Kluft  vorhanden ,  durch  welche  sich  grosse  Gebiete  Norddeutschlands 
so  unvorteilhaft  auszeichnen,  endlich  weisen  in  Süddeutschland  die  Bodenverhältnisse 
(soll  wohl  heissen :  Besitzverhältnisse)  vielfach  mit  zwingender  Gewalt  auf  die  inten- 
sivere Bewirtschaftung  des  Kleinbetriebs  hin.  Die  Einführung  des  Anerbenrechts  in 
den  Gegenden  der  Freiteilbarkeit  würde  aber  zweifelsohne  die  Gegensätze  allmählich 
verschärfen ,  die  Zahl  des  ländlichen  Proletariats  stetig  vermehren ,  da  die  Bevölke- 
rungsziffer unausgesetzt  wachsen  wird  und  daher  die  Unzufriedenheit  fördern ,  ohne 
den  beabsichtigten  Zweck  zu  erreichen.  <  Mit  den  Vorbehalten,  die  für  die  Gebirgs- 
gegenden und  für  jene  klimatisch  und  nach  ihren  Bodenverhältnissen  minder  günstig 
situierten  Landesteile  sich  ergeben ,  bei  denen  ein  Auseinanderfallen  der  landwirt- 
schaftlichen Anwesen  in  kleine  und  kleinste  Wirtschaftseinheiten  bedenklich  wäre  und 
für  welche  die  Erhaltung  und  Befestigung  eines  Anerbenrechts  Bedürfnis  ist  und  bleibt, 
kann  dem  Verfasser  vom  Standpunkt  süddeutscher  Grundbesitz-  und  Bewirtschaftungs- 
verhältnisse aus  im  allgemeinen  zugestimmt  werden ,  während  er  wohl  selbst  nicht 
daran  denkt,  aus  seiner  Arbeit  verallgemeinernde  Schlüsse  für  andere  Teile  Deutsch- 
lands und  der  Nachbarländer  ziehen  zu  wollen.  Ich  selbst  stehe  noch  immer  auf 
.  dem  seither  vertretenen  Standpunkt,  dass  da,  wo  —  in  notwendiger  Uebereinstimmung 
mit  den  gegebenen  und  nicht  leicht  zu  ändernden  Wirtschaftsverhältnissen  —  die  un- 
geteilte Vererbung  landwirtschaftlicher  Anwesen  sich  erhalten  hat ,  diese  Sitte  und 
dieses  Herkommen  durch  ein  kraft  Gesetzes  wirksames  Intestat-Anerbenrecht  zu  festigen, 
und  dass  in  den  rauhesten  und  zu  extensivster  Wirtschaft  genötigten  Gegenden  selbst 
das  Institut  der  rechtlichen  Gebundenheit  (gesetzliche  Unteilbarkeit)  zu  billigen  ist ; 
dass  die  Beseitigung  dieser  rechtlichen  Gebundenheit  in  Oesterreich  und  anderen 
Staaten  für  manche  Landstriche  keine  glückliche  Massregel  war ;  dass  man  aber  ein 
Anerbenrecht  in  der  Form  des  Intestatanerbenrechts  nicht  allgemein  aufnötigen  und 
in  die  geschichtliche  Entwicklung,  die  gegendenweise  mit  wirtschaftlicher  Notwendig- 
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keit  zu  freieren  Formen  der  Vererbung  drängte  ,  nicht  gewaltsam  eingreifen  sollte, 
wobei  für  letztere  Landesteile  die  Einführung  eines  fakultativen  Anerbenrechts  in  der 
ungefährlichen  Form  der  Höferolle  immerhin  erwogen  werden  mag. 

Hermes  in  seinem  erwähnten  Referat  für  den  Verein  für  Sozialpolitik  hält  sich 
von  einem  Anerbenrechtsfanatismus  ,  wie  man  ihm  im  letzten  Jahrzehnt  nicht  selten 
begegnet  ist,  fern,  geht  mir  aber  doch  zu  weit,  wenn  er  dem  bürgerlichen 
Gesetzbuch  —  in  Uebereinstimmung  mit  einem  Beschluss  des  Preussischen 
Landesökonomiekollegiums  —  die  Aufgabe  vindiziert ,  nicht  etwa  nur  im  Sinne  des 
ersten  Entwurfs  eines  Einführungsgesetzes  allgemeine  Grundsätze  über  Vererbung  nach 
Anerbenrecht  aufzustellen,  sondern  selber,  also  reichsgesetzlich,  das  Kriterium 
für  diejenigen  landwirtschaftlichen  Güter  aufzustellen,  die  dem  Anerbenrecht  —  kraft 
des  von  Amts  wegen  zu  erfolgenden  Eintrags  in  die  Höferolle  —  zu  unter- 
werfen sind. 

Das  Referat  des  Grafen  Chorinsky  ist  ausschliesslich  einer  Darstellung  desOester- 
reichischen  bäuerlichen  Erbrechts  und  einiger  neuerlicher  österreichischer  Agrar- 
gesetzentwürfe  —  siehe  unten  —  gewidmet ;  als  bemerkenswerte  Thatsache  mag  ver- 
zeichnet sein,  dass  für  das  nach  langen  Enqueten  und  parlamentarischen  Erörterungen 
unterm  i.  April  1889  erlassene  Gesetz ,  betreffend  die  Einführung  besonderer  Erbtei- 
lungsvorschriften für  landwirtschaftliche  Besitzungen  mittlerer  Güter ,  noch  in  l.einem 
Einzellandtag  die  im  Reichsgesetz  vorbehaltenen  landesgesetzlichen  Ausführungsvor- 
schriften bis  jetzt  erlassen  sind,  das  Reichsgesetz  somit  bis  auf  den  heutigen  Tag  der 
Rechtswirksamkeit  entbehrt.  Die  Gründe  hievon  erblickt  der  Referent  u.  a.  in  der 
Sprödigkeit  des  Stoffs ,  namentlich  aber  in  der  Thatsache ,  dass  an  dem  Niedergang 
des  Grundbesitz-  und  Bauernstandes  in  Oesterreich  eine  grosse  Anzahl  an- 
derer Ursachen  ausserhalb  der  (in  den  Jahren  1868/69  erfolgten)  Aufhebung 
des  Bestiftungszwangs  (der  rechtlichen  Gebundenheit)  und  der  Aufhebung  einer  eigen- 
tümlichen bäuerlichen  Erbfolge  mitgewirkt  haben  und  dass  deshalb  der  legislatorische 
Versuch,  mit  einer  Aenderung  des  Erbrechts  für  den  Bauernstand  zu  beginnen,  so- 
fort den  grössten  Schwierigkeiten  und  namentlich  der  Einwendung  begegnen  musste, 
dass  mit  diesem,  wenn  schon  als  richtig  anerkannten  Reformziel  die  anderen  Ursachen 
des  Verfalls  doch  nicht  beseitigt  werden  können.  Aus  welcher  Thatsache  wieder 
einmal  der  triviale  Schluss  sich  ergiebt ,  dass  es  leichter  ist ,  einzureissen  als  aufzu- 
bauen und  dass  die  generelle  Beseitigung  der  rechtlichen  Gebundenheit  des 
bäuerlichen  Grundbesitzes  in  einem  grossen  Teil  Oesterreichs  wohl  eine  etwas  vor- 
schnelle Massregel  war,  wie  dies  denn  auch  Graf  Chorinsky  namentlich  unter  dem 
Gesichtspunkt  der  minder  schonlichen  Behandlung  der  Anerben  als  Folge  der  1869er 
Gesetzgebung  ausdrücklich  bedauert ;  wobei  freilich  zugegeben  werden  darf,  dass  das 
einzige  Kronland,  dessen  Landtag  diese  Aufhebung  abgelehnt  hatte,  nämlich  Tirol, 
wirtschaftlich ,  d.  h.  gemessen  an  dem  Umfang  der  hypothekarischen  Verschuldung, 
unter  allen  Kronländern  gegenwärtig  das  allertrübste  Bild  darbietet.  Nach  der  Seite 
wachsender  Zersplitterung  hin  scheint  übrigens  nach  dem  Urteil  des  Re- 
ferenten die  Aufhebung  des  Bestiftungszwanges  bis  jetzt  in  beunruhigender  Weise 
nicht  gewirkt  zu  haben,  was  mit  der  weiten  Verbreitung  der  Ehepakten  mit  Güter- 
gemeinschaft und  damit  zusammenhängt,  dass  mit  den  Ehepakten  in  der  Regel  ein 
Erbvertrag  oder  wechselseitiges  Testament  errichtet  wird,  worin  entweder  dem  über- 
lebenden Ehegatten  das  Recht  eingeräumt  wird,  die  Hälfte  des  Bauernguts  um  einen 
massigen  Preis  zu  übernehmen  oder  aber  in  gleicher  Weise  ein  Nachkomme  des  über- 
lebenden Ehegatten  zur  Gutsübernahme  berufen  wird  ;  ferner  sind  —  wie  in  Deutsch- 
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land  auch  —  die  Fälle  der  Gutsübergabe  an  einen  erwachsenen  Sohn  oder  eine  er- 
wachsene Tochter  mit  Vorbehalt  des  Altenteils  sehr  verbreitet  und  eben  deshalb  die 
Fälle  einer  -tab  intestato  deferierten  Erbschaft«  einerseits  nicht  gerade  häufig  und 
anderseits  die  Gefahr  einer  »Enteignung  des  Hofs  durch  die  Noterben«  deshalb  aus- 
geschlossen, weil  nach  Oesterreichischem  Recht  der  Noterbe  zwar  berechtigt  ist,  der 
Schätzung  der  Nachlassgegenstände  beizuwohnen  und  seine  Einwendungen  geltend  zu 
machen,  nicht  aber  berechtigt  ist,  auf  eine  Feilbietung  der  Verlassenschaft  zur  Erhe- 
bung des  Werts  der  Hinterlassenschaft  zu  dringen. 

Auf  die  Verhandlungen  des  Vereins  für  Sozialpolitik  vom  Oktober 
1894  über  diese  Materie  soll  an  dieser  Stelle  nicht  eingetreten  werden  und  es  mag 
an  der  Bemerkung  genügen,  dass  bei  denselben  die  oben  erwähnte  Gegensätzlichkeit 
des  Standpunktes  zwischen  den  Vertretern  der  Freiteilbarkeit  einer-  und  einer  mehr 
oder  minder  scharf  formulierten  Anerbenrechtsgesetzgebung  anderseits  in  sehr  präg- 
nanter Weise  zu  Tage  getreten  ist. 

Es  erübrigt  noch  die  Bemerkung ,  dass  Zutis  in  seiner  obenerwähnten  Schrift 
die  in  dem  Anerbenrecht  liegende  Schattenseite ,  die  in  der  durch  die  notwendige 
Bevorzugung  der  Anerben  veranlassten  Zurücksetzung  der  miterbenden  Geschwister  zu 
finden  ist ,  durch  den  Vorschlag  abmildern  zu  können  glaubt ,  dass  das  seitherige 
Majorat  oder  Minorat  zu  beseitigen ,  allen  Söhnen  vielmehr  das  Anrecht  auf  den 
Antritt  des  Erbguts  einzuräumen  sei  und  dass  daher  über  die  Person  des  Anerben 
das  Los  zu  entscheiden  habe  —  ein  Vorschlag ,  der  ad  referendum  genommen 
sein  möge. 

III.    Schuldnot    und   Kreditreform. 

Oesterrekhischer  Gesetzentwurf ,  betreffend  die  Errichtung  von  Berufsgenossen- 
schaften der  Landwirte,  und  betreffend  die  Errichtung  von  Rentengütern  samt  erläu- 
ternden Bemerkungen  und  einem  Beilagenband  (vom  Jahre  1893). 

V.  Grahmayr ,  Schuldnot  jtnd  Agramot.  Meran  bei  F.  W.  Ellmenreich. 
1894.    211  S. 

Freiherr  V.  Freyberg,  Die  landwirtschaftliche  Verschuldungsfrage  in  Theorie 
und  Praxis.     München  bei  J.  Schweitzer.    1894.    S.  171. 

y.  Zuns ,  Die  Verminderung  der  Bodenverschuldung  durch  eine  Steuer  auf 
Restkaufgelder  für  den  grösseren  Grundbesitz.  Frankfurt  a.  M.  bei  H.  Bechhold. 
1894.    S.  23. 

G.  Ruhland,  Leitfaden  zur  Einführung  in  das  Studium  der  Agrarpolitik, 
Berlin  bei  P.  Parey.    1894.  S.  61. 

Derselbe:  Die  Wirtschaftspolitik  des  Vaterunser.  Berlin  bei  E.  Hofmann. 
1895-    S.  94. 

Während  in  Deutschland  die  Erörterungen  über  die  ländliche  Verschuldungs-  und 
Entschuldungsfrage  bis  jetzt  sich  vorwiegend  auf  dem  Boden  theoretischer  Betrach- 
tungen bewegt  haben  und  während  zu  dem  als  erster  Versuch  einer  Lösung  der  Frage 
anzusehenden,  im  Reichstag  von  einzelnen  Mitgliedern  eingebrachten  Heimstätten- 
gesetzentwurf regierungsseitig  eine  ablehnende  Haltung  eingenommen  worden 
ist,  haben  sich  in  dem  Nachbarreich  Oesterreich  jene  Erörterungen  zu  einem  förm- 
lichen ,  von  der  Regierung  vor  Jahresfrist  bei  dem  Abgeordnetenhaus  eingebrachten 
Gesetzesvorschlag  verdichtet,  der  einmal  die  Errichtung  von  Berufsgenossen- 
schaften der  Landwirte  auf  zwangskorporativer  Grundlage, 
und  zum  andern  die  Errichtung  vonRentengütern  unter  weitgehen- 
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der  Einschränkung  derVerfiigungsfreiheit  der  Renteng  uts- 
i  n  h  a  b  er  bezweckt.  Die  Gesetzentwürfe  sind  von  einer  sehr  lesenswerten  Denk- 
schrift begleitet ,  welche  einen  gut  orientierenden  Ueberblick  über  das  landwirtschaft- 
liche Genossenschaftswesen  in  Oesterreich  und  anderen  Staaten  gewährt,  die  weiterhin 
eine  Hypothekarbelastung  des  vorwiegend  ländlichen  Grundbesitzes  der  üesterreichi- 
schen  Kronländer  giebt  und  im  Anschluss  daran  die  Wertermittlung  von  Liegen- 
schaften ,  die  Preussische  Rentengutsgesetzgebung  und  die  Sniall  Holdings  Act  in 
England  bespricht.  —  Wenn  auch  jene  amtlichen  Ziffern  über  die  hypothekarische 
Schuldbewegung  mit  Vorsicht  aufzunehmen  sind  (da  der  in  der  Statistik  betreffs  seiner 
Verschuldung  unterschiedene  »landtälliche«  und  »sonstige  Besitz«  auch  n  i  c  h  t  land- 
wirtschaftlichen Besitz  ,  wenn  auch  nur  in  minderem  Mass  enthält ,  weil  ferner  die 
vollzogenen  Löschungen  mit  den  wirklichen  Schuldabtragungen  keineswegs  sich 
decken  ,  hinter  den  letzteren  vielmehr  nicht  unerheblich  zurückzubleiben  pflegen),  so 
gewinnt  man  doch  aus  der  Statistik  den  Eindruck  einer  in  beträchtlichem  Umfang 
stetig  fortschreitenden  und  schon  deshalb  beunruhigenden  Schuldzunahme ,  an  der, 
wie  die  Grabmayr'%z\xt  Schrift  nachweist ,  Tirol  in  ganz  besonderem  Masse  be- 
teiligt erscheint,  für  das,  gegenüber  einer  mittleren  Schuldzunahme  von  55i4  Proz- 
in  den  letzten  25  Jahren  für  die  Länder  mit  geordnetem  Grundbuch  ,  diese  Schuld- 
zunahme auf  147  Proz.  angegeben  ist. 

Die  Grabmayr'sche ,  sehr  frisch ,  unter  besonderer  Berücksichtigung  der  Tiroler 
Agrarverhältnisse  geschriebene  Schrift,  die  in  gewissem  Sinne  als  ein  Seitenstück  zu 
zu  dem  v.  d.  G^'Z/s'schen  Buch  sich  darstellt  ,  ist  besonders  bemerkenswert  in  jenem 
Abschnitt ,  der  eine  kritische  Würdigung  der  oben  erwähnten  Ge- 
setzesentwürfe der  Oesterreichischen  Regierung  giebt ,  eine 
Würdigung,  die  noch  zu  einem  wesentlich  schärferen  Verdikt  gelangt,  als  jenes,  welches 
unlängst  Sering  in  den  Schmoller'schen  Jahrbüchern  (Aprilheft  1894)  gefällt  hat. 
Man  wird  diesem  abfälligen  Urteil  im  grossen  und  ganzen  zustimmen  müssen,  wie  auch 
Graf  Chorinsky  in  dem  obenerwähnten  Referat  meint,  dass  er,  so  sehr  er  das  Vorgehen 
an  sich  begrüsse ,  doch  vielleicht  nicht  mit  einer  einzigen  Detaildurchführung  der  an 
die  Spitze  gestellten  Ideen  sich  ganz  und  vollkommen  einverstanden  zu  erklären  ver- 
möge. Zwar  ist  der  Zweck,  den  die  geplante  Gesetzgebung  verfolgt :  einmal  auf  eine 
teilweise  Hypothekar-Entlastung,  zum  andern  auf  die  Verhinderung  von  Gutsverschleu- 
derungen bei  exekutiven  Versteigerungen  hinzuwirken,  gewiss  ein  sehr  zu  billigender ; 
aber  die  Mittel  zur  Sicherung  dieses  Zweckes  scheinen  in  der  That  von  etwas  proble- 
matischem Wert,  Nach  dem  Entwurf  können  und  sollen  sog.  Rentengüter  anlässlich 
einer  Realexekution  oder  auf  freiwilliges  Einschreiten  des  Be- 
sitzers gebildet  werden ;  als  Rentengutsbehörde  funktioniert  allemal  die  Landesge- 
nossenschaft als  Repräsentant  der  durch  den  ersten  der  erwähnten  Gesetzentwürfe  ge- 
bildeten Zwangsgenossenschaft  und  zwar  im  Fall  von  Realexekutionen  in  der 
Weise,  dass  sie  an  der  Feilbietung  bis  zum  2ofachenBetrag  des  Katastral- 
reinertrags  mitzubieten  verpflichtet  ist,  im  Fall  des  Vorliegens  eines  freiwil- 
ligen Antrags  auf  Rentengutsbildung  in  der  Weise ,  dass  sie  das  ihr  angetragene 
Gut  freihändig  erwirbt  bezw.  falls  die  Belastung  den  2ofachen  Katastralreinertrag  über- 
schreitet, der  Versteigerung  aussetzt  unter  Beteiligung  der  Genossenschaft  an  der  Stei- 
gerung bis  zu  dem  von  ihr  als  Wert  der  Liegenschaft  ermittelten  Ausrufspreis ,  der 
wiederum  mit  dem  2ofachen  Katastralreinertrag  zusammenfällt;  sobald  die  Genossen- 
schaft an  einer  Steigerung  sich  beteiligt ,  m  u  s  s  jeder  andere  Ersteher  das  Höchst- 
gebot  in  zwei    kurzfristigen  Raten    bar  bezahlen.     Bei    dieser  Konstruktion    erheben 
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sich  ohne  weiteres  zwei  Fragen  :  wird  bei  Zwangsversteigerungen  die  Landesgenossen- 
schaft bei  der  ihr  gezogenen  Höchstgrenze,  die  nach  den  Grö^way^' sehen  Angaben 
sehr  häufig  hinter  dem  wirklichen  Wert  erheblich  zurückbleibt,  in  irgend  zahlreichen 
Fällen  den  Zuschlag  erhalten  und  sie  nicht  vielmehr  meist  bei  der  Steigerung  unter- 
liegen und  wird  die  statuierte  Barzahlung  nicht  häufig  zur  Folge  haben ,  dass  die 
bäuerlichen  Konkurrenten  zurückgedrängt  werden  zu  Gunsten  irgend  eines  Güterspeku- 
lanten als  lachendem  Dritten,  der,  wie  Grabmayr  meint,  »das  Gut  gegen  Barzahlung 
um  den  2ifachen  Katastralertrag  ersteht  und  es  mit  warmer  Hand  dem  vor  der  Ge- 
richtsthüre  harrenden  Bauer  um  den  4ofachen  Katastralertrag  gegen  Anzahlung  von 
ein  Viertel  und  Anschreibung  von  drei  Vierteln  des  Preises  verkauft«  !  Kann  man 
überhaupt  auf  diesem  Weg  des  Eintretens  der  Landesgenossenschaft  in  den  Fällen, 
wo  Liegenschaften  zur  Zwangsversteigerung  kommen,  in  absehbarer  Zeit  die  Verwirk- 
lichung des  der  Regierung  vorschwebenden  Ziels  allmählicher  »Ablösung  der  an  dem 
Volkswohlstande  zehrenden  und  die  Thatkraft  des  bedrückten  Landwirts  lähmenden 
Hypothekarlasten«  erhofft,  wo  doch  die  jährlich  zur  Exekution  gelangenden  liegenden 
Gründe  nur  einen  minimen  Bruchteil  des  gesamten  Bodenbesitzes  darstellen  ?  Man 
wird  schwerlich  diese  Frage  mit  »Ja«  beantworten  können ,  aber  noch  weniger  die 
Hoffnung  teilen,  dass  zahlreiche  Rentengüter  auf  freiwilliges  Anstehen  der  Be- 
teiligten sich  bilden  werden ,  da  bei  massiger  Verschuldung  ein  Anlass ,  unter  die 
Kuratel  der  Genossenschaft  sich  zu  stellen,  nicht  vorliegt,  bei  mittlerer  und  hoher 
Verschuldung  aber  die  Gefahr  besteht ,  dass  bei  der  vorzunehmenden  Versteigerung 
die  Genossenschaft  von  einem  Dritten  überboten  wird  und  somit  der  Hof  »auf  Nimmer- 
wiedersehen« für  den  Besitzer  verloren  geht.  Aber  schon  die  Art  der  gedachten 
Rentengutseinrichtungen ,  die  nach  den  Motiven  >  keine  bedrückende  Unfreiheit ,  son- 
dern eine  segensreiche  genossenschaftliche  Ueberwachung  und  eine  wirtschaftliche  Er- 
ziehung bedeuten« ,  dürfte  wenig  Verlockendes  selbst  für  hochverschuldete  Besitzer 
darbieten.  Grabmayr  sagt  darüber:  »Das  Nutzungsrecht  am  Rentengut  bleibt  selbst 
hinter  dem  Nutzungseigentum  früherer  Rechtsbildungen  an  Intensität  weit  zurück.  Nicht 
nur  verbietet  der  Entwurf  dem  Besitzer  jede  Verfügung  über  das  Rentengut  (Teilung, 
Veräusserung,  Verpachtung,  Verpfändung),  sondern  bedroht  ihn  mit  gänzlichem  Rechts- 
verlust ,  wenn  er  gegen  das  Obereigentum  der  Genossenschaft  durch  was  immer  für 
Akte  verstösst.  Ohne  gerichtliches  Verfahren,  durch  einfachen  Bescheid,  erklärt  die 
Genossenschaft  das  Rentengut  für  enteignet,  wenn  der  Besitzer  die  geistige  oder  kör- 
perliche Fähigkeit  zur  Bewirtschaftung  verliert,  das  Gut  deterroriert  etc.,  fällige  Zah- 
lungen über  14  Tage  verabsäumt  ....  Das  Rentengut  unterliegt  weder  dem  gemeinen 
Erbrecht ,  noch  dem  Anerbenrecht  des  Gesetzes  vom  i.  April  1889 ;  bei  Entsetzung 
oder  Tod  des  Besitzers  vergiebt  die  Genossenschaft  das  Rentengut  anleinen  neuen 
Bewerber,  bei  dessen  Auswahl  ihr  (allerdings)  die  Rücksichtnahme  zunächst  auf  die 
letztwillige  Verfügung  des  früheren  Besitzers,  dann  auf  dessen  Verwandte  gesetzlich 
obliegt.  Hypothekarkredit  gewährt  ausnahmsweise  die  Genossenschaft  in  Form  amorti- 
sabler  Rentendarlehen,  jedoch  nur  bis  zum  Höchstbetrag  des  bereits  getilgten  Teils 
des  Rentenkapitals  und  nur  für  Meliorationszwecke,  für  gewisse  Familienausgaben  und 
als  Nothilfe  bei  Unglücksfällen.  Die  beleihungsfähige  Verwendung  des  Rentendar- 
lehens überwacht  die  Genossenschaft  und  ahndet  die  Nichtbefolgung  der  von  ihr  er- 
teilten Weisungen  mit  der  Enteignung.«  Dies  sind  Einschränkungen  der  Verfügungs- 
freiheit, die  noch  weit  über  die  in  dem  deutschen  Heimstätten-Gesetzent- 
wurf enthaltenen  hinausgehen ,  einer  freiwilligen  Unterordnung  der  bäuerlichen  Be- 
völkenmg  unter  das  Gesetz  sich    hemmend  erweisen   werden ,    und  dem  vorliegenden 
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Entwurf  Gegner  auch  aus  solchen  Kreisen  schaffen   müssen,  die  an  sich  «lern  schönen 
gesetzgeberischen   Grundgedanken   freundlich  gegenüberstehen. 

Die  geplante  zwangskorporative  Organisation  der  grün  d  be- 
sitzenden Bevölkerung  mit  dem  weiten  Aufgabenkreis,  den  ihr  der  Gesetz- 
entwurfzuteilt, darf  wohl  eherauf  grundsätzliche  Zustimmung  in  den  parlamentarischen 
Körperschaften  Oesterreichs  rechnen ;  der  Zweifel  ist  immerhin  gestattet,  ob  die  bäuer- 
liche Bevölkerung  Oesterreichs  für  die  ihr  gestellten  genossenschaftlichen  Aufgaben 
schon  durchweg  reif  ist  und  ob  es  überhaupt  nicht  richtiger  gewesen  wäre,  von  der 
Gemeinde  als  Unterbau  der  Zwangsgenossenschaft  auszugehen  ,  wie  ja  auch  das 
jetzige  landwirtschaftliche  Genossenschaftswesen  seine  schönsten  Blüten  in  lokalen 
Verbänden  (örtliche  Darlehenskassenvereine,  örtliche  Konsumvereine  und  Absatzgenos- 
senschaften, örtliche  Winzer-,  Molkerei-,  Viehzuchlgenossenschaften  etc.)  gezeitigt  hat. 
Die  Grabinayr'%(^^  Schrift  selbst  stellt  sich  zustimmend  zu  diesem  Teil  der  grossen 
Agrarvorlage ;  sie  steht  im  übrigen  in  ihren  »Reformzielen«  (Seite  167  ff.  der  Schrift) 
betreffs  des  Kredit-  und  Verschuldungswesens  im  wesentlichen  auf  dem  oben  kurz 
skizzierten  Standpunkt  der  v .  J.  Cö/^c'schen  Schrift ,  verwirft  also  weitergehende  Be- 
schränkungen der  Kreditfreiheit,  plädiert  für  die  Einführung  des  Renten-  und  Ertrags- 
wertsprinzips ,  insbesondere  für  eine  Gestaltung  des  Anerbenrechts  dahin ,  dass  Erb- 
abfindungen nur  als  amortisable  Rentenhypotheken  den  Hof  belasten  dürfen,  ferner 
für  obligatorische  Feuer-  und  Viehversicherung,  für  eine  bessere  Ordnung  der  Grund- 
zerstückelungsgesetzgebung im  Anschluss  an  das  zu  erlassende  Höferecht,  für  endliche 
Einführung  des  »Deckungssystems«  an  Stelle  des  jetzt  noch  herrschenden  »Verkaufs- 
systemsi  bei  Reform  des  Zwangsvollstreckungsrechts,  endlich  für  Revision  der  »viel- 
fach unbilligen  Grundsteuer  und  der  drückenden  Gebäudesteuer«  und  für  eine  Reihe 
weiterer,  teils  dem  Gebiet  der  Gesetzgebung,  teils  dem  der  Verwaltung  angehörender 
Massnahmen.  Die  Schrift  schliesst  ähnlich  wie  die  v.  d.  Go/tz'sche:  »Nicht  von  irgend 
einem  Universalmittel  erwarten  wir  Hilfe  und  Besserung,  sondern  nur  von  einer  diäte- 
tischen Kur,  die  auf  die  Gesamtheit  der  Lebensbedingungen  fördernd  einwirkt,  Schäd- 
lichkeiten beseitigt,  den  Stoffwechsel  erleichtert,  den  Ernährungszustand  hebt  und  die 
eigenen  Kräfte  des  Patrioten  zu   wirkungsvoller  Anspannung  anregt.« 

Im  Gegensatz  zu  den  beiden  vorerwähnten  Schriften  des  Freiherrn  von  der  Goltz 
und  des  Tiroler  Landtagsabgeordneten  v.  Grabmayr  hat  die  in  dem  letzten  Jahrzehnt 
aufgerollte  Frage  der  Beschränkung  der  Kreditfreiheit  des  Grundbe- 
sitzes in  der  Schrift  des  Freiherrn  v.  Freyberg  einen  beredten  Anwalt  gefunden.  Ob- 
wohl mich  dessen  Ausführungen  in  meiner  seitherigen  zuwartenden  Haltung  eher  be- 
stärkt haben,  will  ich  immerhin  einräumen ,  dass  der  Verfasser  manche  gute  Gründe 
für  die  Festlegung  einer  Verschuldungsgrenze  beigebracht  hat,  ohne  freilich  mit  seinen 
Vorschlägen  einem  gesetzgeberischen  Vorgehen  die  Wege  gebahnt  zu  haben.  Die 
Hauptbedeutung  der  Schrift  scheint  mir  in  der  Betonung  der  Thatsache  zu  liegen, 
dass  für  den  Umfang  jeder  Schuldaufnahme  nicht  sowohl  das  Verhältnis  des  Schuld- 
betrags zu  dem  Wert  des  zu  verpfändenden  Grundbesitzvermögens,  als  vielmehr  das 
Verhältnis  massgebend  sein  sollte,  in  dem  die  für  die  Verzinsung  und  Tilgung  der  Schuld 
aufzuwendenden  Jahresbeträge  mit  dem  Reinertrag  des  zu  belastenden  Grundbesitzes 
stehen.  Auf  diesen  seither  nicht  durchweg  genügend  beobachteten  Gesichtspunkt  habe 
ich  schon  im  H.  Band  meiner  Agrarpolitik  (S,  112:  »Verkehrswert,  Verschuldung  und 
Tilgungsmöglichkeit«)  eindringlichst  hingewiesen  und  betont ,  dass  »die  Frage 
nach  der  Belastungsgrenze  eines  landwirtschaftlichen  Guts,  hingesehen  auf  die  Fähig- 
keit zur  Verzinsung  und  Tilgung  der  aufgenommenen  Schuld  nur  dann  befriedi- 
Zeitschrift  für  die  ges.  Staatswissensch.  1895.  II.  23 
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gende  Antwort  finden  kann ,  wenn  das  Gut  zu  dem  wirtschaftenden  Subjekt  selbst 
und  den  konkreten  Produktionsbedingungen,  unter  denen  dasselbe  wirtschaftet,  in  Be- 
ziehung gesetzt  und  danach  untersucht  wird,  welche  mittlere  Wirtschafts- 
überschüsse nach  Bestreitung  des  Lebens  unter^halts  im  kon- 
kreten Fall  für  die  obigen  Zwecke  zurVerfügung  stehen.«  Und 
ich  habe  anschliessend  daran  hervorgehoben  ,  dass  die  Verschuldungsgrenze  mit  der 
wachenden  Kleinheit  der  Anwesen ,  als  Folge  der  sich  mindernden  Wirtschaflsüber- 
schüsse,  sich  zunehmend  verenge,  mit  der  Grösse  der  Anwesen  dagegen  sich  ausdehne 
und  dass  unter  im  übrigen  gleichen  Verhältnissen  für  die  Frage  der  Belastungsfähig- 
keit der  jeweilige  Standard  of  life  der  betrefienden  Wirtschafter  von  entscheidender 
Bedeutung  sei ;  auch  zum  Schlüsse  betont ,  dass  die  Verschuldung  ihrem  Druck  nach 
nicht  schematisch  nach  dem  äusseren  Prozentverhältnis  der  Schuldbelastung, 
sondern  im  Verhältnis  zu  der  individuellenVerschuldungsfähigkeit, 
die  sich  aus  der  Grösse  der  überhaupt  möglichen  Wirtschafts- 
überschüsse ergiebt,  beurteilt  werden  darf;  daher  unter  diesem  Gesichts- 
punkt eine  Verschuldung  von  z.  B.  60  Proz.  des  Werts,  die  in  den  Augen  eines 
kreditierenden  Instituts  noch  als  unbedenklich  angesehen  werden  kann,  weil  und  inso- 
fern im  Fall  des  freiwilligen  oder  Zwangsverkaufs  der  Erlös  hinreichende  Deckung 
gewährt,  doch  als  eine  übermässige  sich  darstellen  kann,  wenn  und  soweit  nach 
den  Verhältnissen ,  unter  denen  die  in  diesem  Umfang  belastete  Grössengruppe  des 
Grundbesitzes  zu  wirtschaften  pflegt  oder  zu  wirtschaften  genötigt  ist  ,  eine  Erwirt- 
schaftung der  Zinsen  und  Abtragungsquoten  sich  unmöglich  erweist.  F.  Hecht  hat 
in  einer  seiner  Arbeiten  denselben  Gedanken  kurz  in  die  Worte  gekleidet,  dass  jeder 
Hypothekarkredit  ein  gut  Stück  Personalkredit  in  sich  schliesse ,  d.  h.  dass 
der  Umfang  der  Beleihung  nicht  bloss  von  dem  Taxwert  des  Gutes,  sondern  mit 
auch  von  den  persönlichen  Verhältnissen  des  Kreditnehmers  verständigerweise  abhängig 
zu  machen  sei.  In  ansprechender  Form  hat  Freiherr  von  Freyberg  diese  Gedanken 
weiter  ausgeführt  und  in  einigen  Tabellen  zahlenmässig  die  Grenze  der  thatsächlichen 
ßelastungsmöglichkeit  für  Güter  verschiedener  Grösse  darzulegen,  d.  h  im  einzelnen 
festzustellen  gesucht,  bei  welchem  Belastungspunkt  die  Wirtschaftsüberschüsse  nicht 
mehr  hinreichen ,  die  Zins-  und  Tilgungsquoten  aufzubringen.  Und  der  Verfasser 
glaubt  aus  diesen  Tabellen  die  Notwendigkeit  herleiten  zu  dürfen,  es  sei  nicht  nur  die 
eigentliche  Ueberschuldung  mit »  absolu  tem  «  Defizit  der  Wirtschaft,  sondern  auch  seh  on  jener 
Verschuldungszustand  eines  »relativen«?  Defizits  zu  verhindern,  bei  welchem  den 
Grundbesitzern  nicht  einmal  die  auf  Verwaltung  des  Grundbesitzes  verwendete 
Arbeit  in  dem ,  gleicher  Thätigkeit  in  fremdem  Betrieb  entsprechenden  Masse  ent- 
schädigt wird.  Als  Folgerung  aus  diesem  Satz  ergiebt  sich  für  den  Verfasser  ein- 
mal eine  weitgehende  Beschneidung  der  Erbansprü  che  der  miterbenden  Ge- 
schwister, die  gegebenenfalls,  d.  h.  wenn  die  Rente  des  Anwesens  das  Existenzmini- 
mum nicht  übersteigt,  auf  massige  Naturalansprüche,  d.  h.  auf  Verpflegung  und  Er- 
ziehung bis  zum  Alter  der  Selbständigkeit,  im  andern  Fall  auf  solche  Geldabfindung 
zu  beschränken  sind,  dass  dem  Anerben  unter  allen  Umständen  dieses  Existenzminimum 
frei  bleibt  und  nur  der  Ueberschuss  unter  die  Miterben,  übrigens  unter  Partizipierung 
des  Anerben  an  diesem  Ueberschuss ,  zur  Verteilung  gelangt ;  vgl.  die  Ausführungen 
S.  93  ff.  und  S.  117  der  Schrift.  —  Dass  diese  Ordnung  der  Dinge  in  /ra.jr/3  nicht 
sehr  einfach  sich  gestalten  wird ,  räumt  der  Verfasser  selber  ein ;  noch  grössere 
Schwierigkeiten  ergeben  sich  aber  für  die  gesuchte  Regelung  der  Verschuldungs- 
grenze in  den  Fällen  ,    in  denen    eine  Verschuldung  aus  K  a  u  f  s  ch  i  1 1  i  n  g  s  r  ü  c  k- 
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ständen  in  Frage  steht ;  die  an  V^orbehaiten  fast  überreiche  Kompliziertheit  der 
hiebei  zu  Tage  geförderten  Vorschläge,  namentlich  auch  jene,  die  an  den  Fall  des 
Konkurses  anknüpfen,  dürfte  auch  für  den  unbefangensten  Leser  die  Möglichkeit  einer 
befriedigenden  gesetzgeberischen  Ordnung  auf  der  von  dem  Verfasser  in 
Aussicht  genommenen  Grundlade  als  ziemlich  aussichtslos  erscheinen  lassen ,  wenn 
anders  man  von  jeder  solchen  Ordnung  verlangt,  dass  sie  nicht  —  im  Interesse  der 
Sache  —  in  eine  kunstvolle  ,  der  Wirklichkeit  der  Dinge  doch  niemals  gerecht  wer- 
dende Kasuistik  verfallen  darf.  Denn  dass  der  von  dem  Verfasser  formulierte  Satz: 
»Die  äusserste  Grenze  für  die  zulässige  Immobil iarverschuldung  aus  Kauf  bilden  jene 
Sätze  (der  zu  diesem  Zweck  besonders  aufgestellten  Tabelle),  welche,  bei  Annahme 
eines  über  den  Durchschnittszinsfuss  der  Hypotheken  mindestens  i'/a  Proz.  hinaus- 
gehenden Amortisationszuschlags,  dem  Käufer  und  Schuldner  vom  Ertrag  des  kaufs- 
gegenständlichen (!)  Grundbesitzes  mindestens  den  Normalarbeitsentgelt  der  betreffenden 
Reinertragsklasse  (zu  der  das  Grundstück  zählt),  als  lastenfreie  Rente  frei  lassen«,  — 
einer  praktikabeln  gesetzgeberischen  Ausgestaltung  unfähig  sich  erweist ,  dürfte  kaum 
fraglich  erscheinen  ;  ganz  abgesehen  davon,  dass  der  Gedankenkreis,  in  dem  der  Ver- 
fasser sich  bewegt ,  offensichtlich  auf  die  Fälle  des  Erwerbs  von  ganzen  land- 
wirtschaftlichen Anwesen  abhebt ,  aber  mehr  oder  weniger  versagt ,  wo 
wie  in  den  weitaus  grössten  Teilen  von  Deutschland ,  in  überwiegendem  Masse  der 
Kauf  von  Grundstücksparzellen  in  Frage  steht.  Beigefügt  sei  übrigens, 
dass  dem  Verfasser  die  Verschuldungsgrenze  nicht  als  eine  absolute  vorschwebt,  eine 
Verschuldung  vielmehr  aus  Kauffällen  auch  über  die  »Normalgrenze«  hinaus  statthaft 
sein  soll ,  jedoch  so ,  dass  für  die  überschiessenden  Schuldbeträge  keine  dingliche, 
sondern  nur  noch  eine  persönliche  Verschuldung  stattfindet,  eine  Exequierung  in  den 
Grundbesitz  also  ausgeschlossen  ist.  —  Alles  in  allem  genommen  will  mir  scheinen, 
dass ,  wenn  man  überhaupt  der  Frage  einer  Einschränkung  des  Hypothekarkredits 
näher  treten  will ,  der  5«-/«^'sche  Vorschlag :  zum  Massstab  der  Belastungsfähigkeit 
den  Pachtwert  des  Guts  oder  Grundstücks  zu  nehmen ,  so  dass  dem 
Schuldner  sich  ungünstigstenfalls  in  der  Lage  eines  Pächters  befände,  immerhin  mit 
der  Aussicht,  nach  Umfluss  bestimmter  Zeit  das  volle  Eigentum  an  dem  Objekt  zu 
erwirtschaften  —  noch  den  Vorzug  verhältnismässiger  Einfachheit  hat  und  daher  vor 
den  V.  Fj-eyderg' sehen  Vorschlägen  den  Vorzug  verdient;  nicht  die  geringste  Klippe 
wird  übrigens  alleraal  die  Ueberleitung  in  die  neue  gesetzliche  Ordnung  bieten ,  die 
wie  man  auch  diese  Regelung  sich  denken  mag  —  ohne  starke  Erschütterungen  nicht 
vollziehbar  sein  wdrd.  Ungeachtet  aller  dieser  Einwendungen  und  Ausstellungen  soll 
der  Frey^erg'schen  Schrift  das  Zeugnis  eines  redlich  und  ernsthaft  unternommenen 
Versuchs  einer  Lösung  nicht  versagt  sein. 

Auf  einem  ganz  neuen  Weg  sucht  Zuns  der  Vermeidung  der  Bodenverschuldung 
beizukommen ,  nämlich  durch  Auflegung  einer  Steuer  auf  Restkauf- 
gelder. Ausgangspunkt  seines  Vorschlags  ist  die  schon  in  einer  früheren  Schrift  des- 
selben Verfassers  vertretene  Anschauung,  dass  »die  Motive,  aus  welchen  bei  den 
grossen  und  mittleren  Gütern  die  Landwirte  beim  Ankauf  sich  mehr  oder  weniger 
hoch  verschulden,  wesentlich  egoistischer  Natur  sind.  Sie  thun  dies  entweder, 
und  zwar  hauptsächlich,  wegen  des  höheren  Unternehmereinkommens,  oder  in  zweiter 
Linie,  um  eine  Spekulation  auf  eine  Grundvvertsteigerung  zu  machen  oder  der  höheren 
sozialen  Stellung  zu  Liebe  oder  endlich  aus  einer  Kombination  dieser  drei  Motive.« 
Eine  Einschränkung  der  durch  die  beiden  letzten ,  nicht  einwandfreien  Motive  be- 
wirkten Bodenverschuldung,  hier  also  durch  eine  Steuer,  erscheint  dem  Verfasser  ethisch 
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und  sozialpolitisch  selbst  dann  berechtigt ,  ja  sogar  geboten  ,  wenn  die  nachteilige 
Folge  einer  hohen  Bodenverschuldung  gar  nicht  existiert ,  eine  Einschränkung  der 
durch  das  erste  an  sich  berechtigte  Motiv  veranlassten  Verschuldung  jedenfalls  dann, 
wenn  man  —  mit  Recht  —  in  einer  durch  schrankenloses  Walten  dieses  Motivs  ver- 
anlassten hohen  Verschuldung  durch  Restkaufgelder  einen  Nachteil  für  die  Gesamt- 
heit erblickt ;  jede  auf  diesem  Weg  herbeigeführte  Einschränkung  der  Restkaufgelder 
mindert  aber  auch  die  beim  Eintritt  von  Erbfällen  bereits  vorhandene  Boden- 
verschuldung und  der  Vorschlag  ist  daher  nach  Ansicht  des  Verfassers  geeignet,  auch 
die  Nachteile  des  gleichen  Erbrechts  der  Geschwister  im  System  des  Anerbenrechts 
zu  mildern.  Die  Steuer,  von  der  übrigens  der  kleine  Grundbesitz  ausgenommen  sein 
soll  ,  würde  ,  bis  zur  Tilgung  der  Schuld  ,  in  einer  bestimmten  ?löhe  (der  Verfasser 
nimmt  Vs  Proz.  des  Hypothekenkapitals  in  Aussicht)  jährlich  zu  entrichten,  Aus- 
nahmen zu  Gunsten  von  Musterlandwirten  ,  von  Grundbesitzern  mit  durchschnittlich 
hohem  Reineinkommen  etc.  zulässig  sein.  Jedenfalls  soll  die  Steuer  »so  hoch  be- 
messen werden,  dass  sie  die  weniger  tüchtigen  Landwirte  in  der  Regel  von  Ankäufen 
abhält,  die  das  Vermögen  der  Käufer  übersteigen  und  ausserdem  soll  sie  einen  Um- 
schwung in  der  öffentlichen  Meinung  bewirken  in  der  Richtung,  dass  der  Ankauf  mit 
Restkaufgeldern,  insbesondere  im  Hinblick  auf  spätere  Erbfälle  und  auf  »»Notlagen  der 
Landwirtschaft««  in  Krisen,  dem  Gesamtinteresse  widersprechend  sei  und  dass  das 
Einzelinteresse  gegenüber  dem  Gesamtinteresse  zurücktreten  soll.«  Seinem  Vorschlag 
rühmt  der  Verfasser,  gegenüber  der  Einschränkung  der  Kreditfreiheit  durch  Aufstellung 
einer  Verschuldungsgrenze  ,  folgende  Vorzüge  nach :  dass  die  Durchführung  leichter, 
dass  gesetzliche  Verbote  nicht  zu  rechtfertigen  seien ,  wenn  der  Zweck  auf  andere 
(einfachere)  Art  zu  erreichen  sei ,  dass  dem  Staat  eine  Einnahmequelle  erwächst  und 
dass  die  intelligenten  Landwirte  mit  verhältnismässig  geringerem  Kapital  nicht  in  der 
Entfaltung  ihrer  Fähigkeiten  und  Kräfte,  wie  durch  ein  Schuldverbot,  gehindert  werden ; 
wie  überhaupt  niemand  am  Grunderwerb  gehindert  sein  solle ,  wenn  er  glaubt ,  trotz 
der  hohen  Steuer  billig  zu  kaufen  oder  sonst  seine  Rechnung  zu  finden.  —  Zu  einem 
näheren  Eingehen  auf  den  Vorschlag  des  Verfassers  dürften  zunächst  die  »agrarischen« 
Kreise  Veranlas.sung  haben;  ich  bezweifle,  ob  er  auf  Beifall  zählen  kann.  Jedenfalls 
unterschätzt  der  Verfasser  die  Kraft  der  von  ihm  hervorgehobenen  drei  Motive  sehr, 
wenn  er  meint ,  dass  eine ,  unter  allen  Umständen  nur  massig  zu  greifende  Jahres- 
besteuerung der  Kaufschillingsrückstände  auf  die  in  Rede  stehenden  Transaktionen 
einen  nennenswerten  Einfluss  haben  könnte ;  mindestens  die  sog.  Spekulationskäufe, 
die  z.  B.  in  den  ostelbischen  Provinzen  seit  den  6oer  Jahren  eine  so  ausserordent- 
liche Rolle  gespielt  haben ,  die  also  lediglich  in  Erwartung  steigender  Grundwerte 
abgeschlossen  werden,  werden  schwerlich  in  der  Auflegung  einer,  nach  den  Absichten 
der  jedesmaligen  Käufer  doch  nur  vorübergehend  zu  tragenden  Steuer  eine  Einschrän- 
kung erfahren,  sobald  mit  Eintritt  besserer  wirtschaftlicher  Verhältnisse  »die  durch 
Verminderung  des  wirtschaftlichen  Risikos  (neu)  entfesselten  egoistischen  Motive  sich 
in  verstärktem  Masse  geltend  machen  können.«  Darauf  deutet  auch  die  in  einzelnen 
Staaten  bestehende  Liegenschafts-Umsatzsteuer ,  die  ungeachtet  ihrer  bis  zu  3  Proz. 
des  Kaufwerts  ansteigenden  Höhe  in  den  betreffenden  Staatsgebieten  der  Lebhaftigkeit 
des  Güterumsatzes  allem  Anschein  nach  irgend  Eintrag  nicht  zu  bereiten  vermochte.  — 
Wenn  ich  in  die  Realisierbarkeit  der  vorstehenden  skizzierten  Lösungsmöglich- 
keiten des  Agrarproblems ,  soweit  sich  dasselbe  auf  das  Verschuldungsproblem 
zuspitzt,  Zweifel  hege,  in  dieser  meiner  Haltung  übrigens  bis  jetzt  die  überwiegende 
Mehrzahl  der  landwirtschaftlichen  Interessenvertretungen  Deutschlands  und  zahlreiche 
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litterarische  Theoretiker  und  Praktiker  auf  meiner  Seite  habe ,  so  richten  sich  solche 
Zweifel  mit  verstärkter  Gewalt  gegen  diejenige  Lösung  der  Kreditfrage ,  wie  sie  von 
Rtihland  in  früheren  Publikationen  und  neuerdings  wieder  in  den  obenerwähnten 
beiden  kleinen  Schriften  formuliert  worden  ist;  und  ich  kann  das  Bedauern  nicht 
unterdrücken,  dass  dieser  Schriftsteller,  dessen  originelle  Denkungsweise  der  Würdi- 
gung der  Agrarfragen  manche  neue  Seiten  abzugewinnen  verstanden  hat ,  mehr  und 
mehr  zu  einer  von  der  realen  Welt  der  Dinge  abgewandten  dialektischen  Betrach- 
tungsweise sich  hat  verleiten  lassen,  die  ihn  notwendigerweise  in  die  Irre  führen 
musste.  Ich  meine  das  Axiom  RuhlainV%  vom  sog.  »^wahren  Wert«  eines  land- 
wirtschaftlichen Grundstückes  oder  Anwesens  (im  Gegensatz  zum  Ertragswert),  der 
nach  seiner  Definition  »durch  den  ursprünglichen  Ertragswert  plus  den  dauernd  und 
rationell  investierten  Kapitalien«  repräsentiert  wird.  Mit  anderen  Worten:  wenn  ein 
Grundstück  ursprünglich  einen  Ertragswert  von  1000  M.  gehabt  hat  und  es 
sind  Meliorationen  im  Betrag  von  600  M.  in  dasselbe  im  Lauf  der  Jahre  verwendet 
worden  ,  so  ist  der  »wahre  Wert  nach  Kuhlattd  1600  M.  und  es  muss  dieser  Wert 
allen  späteren  Transaktionen  zu  Grunde  gelegt  werden ,  also  auch  dann ,  wenn  — 
infolge  der  vervollkommneten  Technik  des  Betriebs,  gestiegener  Produktenpreise,  besserer 
Absatzmöglichkeit  etc.  —  der  Ertragswert  mit  der  Zeit  5000  und  mehr  M.  betragen 
sollte  (vgl.  »Die  Wirtschaftspolitik  des  Vaterunser«  S,  85  und  i>Einführung  in  das 
Studium  der  Agrarpolitik«  S.  45  ff.).  Damit  aber  dieser  wahre  Wert  wirklich  überall 
zur  Geltung  komme ,  genügt  nach  Ruhlami  zweierlei :  i)  dass  jede  freihändige  Ver- 
äusserung  von  Grundstücken  nur  an  die  Agrarbehörde  erfolgen  darf,  von  der  der  Be- 
sitz an  die  neuen  Bewerber  weiter  gegeben  wird;  2)  dass  diese  Weitergabe  im  Wege  der 
Versteigerung  an  denjenigen  Landwirt  erfolgt,  der  unter  Anerkennung  des  (wahren)  Werts 
die  höchste  Barzahlung  leistet,  wodurch  »dann  der  Besitz  mit  den  gering,=ten  Schulden 
und  nicht  mit  der  höchsten  Schuldenlast  wie  heute  angetreten  wird.«  An  Einfachheit 
lässt  diese  »Lösung«  auf  den  ersten  Blick  in  der  That  wenig  zu  wünschen  übrig. 

Ruhland  ist  in  seiner  »Einführung«  zwar  auf  eine  Anzahl  »Einwendungen«  gegen 
sein  »Agrarsystem«  eingegangen,  aber  gerade  die  wichtigsten  Kernpunkte  sind  unbe- 
rührt geblieben  Ich  will  auf  eine  Reihe  grundsätzlicher  Bedenken ,  die  — 
wie  von  der  Schälfle's,c\\en  Inkorporationsidee  —  auch  von  dem  Ruhland'^ch^n  Plane 
gelten  und  an  anderer  Stelle  von  mir  geäussert  wurden ,  hier  nicht  zurückkommen 
un:l  beschränke  mich  darauf,  folgende  Fragen  aufzuwerfen:  Was  ist  ursprüng- 
licher Ertragswert  im  Sinne  der  Ru  hl  and' sehen  These ,  auf  welchen  Zeitraum  ins- 
besondere zurück  soll  bei  Ermittlung  des  Ertragswerts  gegangen  werden  und  welche 
Anhaltspunkte  besitzt  man  heute,  um  den  Ertragswert  eines  Grundstücks  oder  Land- 
guts ,  den  es  vor  500  und  mehr  Jahren  hatte ,  festzustellen  ?  Welches  Material  steht 
ferner  der  Agrarbehörde  zu  Gebote,  um  den  Betrag  der  Kapitalinvestierungen  und 
zwar  nur  der  »rationelle  oder  »verständnisvoll«  erfolgten  —  denn  nur  diese  sollen 
berücksichtigt  werden  dürfen  —  hinterher  auch  nur  annähernd  zu  ermitteln?  Und 
wenn  nun  wirklich  einer  Agrarbehörde  das  Kunststück  gelänge ,  zur  Kenntnis  des 
»wahren  Werts«  für  alle  Anwesen  und  Einzelgrundstücke  eines  Landes  zu  gelangen 
und  wenn  das  Ergebnis  dieser  Katastrierung  den  Ruhland'schen  Annahmen  entspräche, 
dass  beispielsweise  ein  heute  nach  seinem  Ertrag  verwerflicherweise  zu  600  000  M. 
gewerteten  Grundstück  nur  einen  »wahren  Wert«  von  150000  M.  im  System  des 
Agrarrechts  der  Zukunft  repräsentierte  —  S.  45  der  zitierten  Schrift  —  wo  in  aller 
Welt  fände  sich  ein  beatus  possideus ,  der  auf  den  Einfall  käme ,  dieses  Gut  zu  dem 
»wahren  Wert«    der    Agrarbehörde    zu    offerieren?     Und    wenn    jemand    wirklich    so 
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thöricht  wäre  ,  auf  eine  Rente  von  15 — 18  000  M.  zu  verzichten  ,  um  im  Sinne  der 
Ruhland'schen  Vorschläge  ein  Geldkapital  von  nur  150000  M.  einzutauschen,  oder 
ein  Grundstück  im  Ertragswert  von  2000  M.  zu  nur  400  M.  an  die  Agrarbehörde  ab- 
zustossen  (vgl.  die  zitierte  Schrift  S.  50)  —  wie  denkt  sich  der  Verfasser  die  Ab- 
stossung  der  auf  solchen  Anwesen  oder  Grundstücken  ruhenden  Hypotheken?  Und 
wie  wird  sich  der  /iu/i  tan  (/'sehe  Vorschlag  des  Zuschlags  des  Anwesens  oder  Grund- 
stückes an  denjenigen,  der  unter  Anerkennung  des  »wahren  Werts«  die  höchste  Bar- 
zahlung leistet,  d.  h.  mit  dem  kleinsten  Restkaufschilling  übrig  bleibt,  in  all  den 
zahlreichen  Fällen  verwirklichen  lassen ,  in  denen  eine  Anzahl  Bewerber  so- 
gleich den  »wahren  Wert«  voll  anzahlen  wollen  ?  Nach  welchen  Kriterien  soll  die 
Agrarbehörde  unter  diesen  mehreren  kauflustigen  und  in  gleicher  Weise  zahlungs- 
bereiten Bewerbern  die  Auswahl  treffen?  Denn  das  wird  doch  schwerlich  bestritten 
werden,  dass  überall  eine  Menge ,  der  landwirtschaftlichen  oder  Arbeiterbevölkerung 
angehörigen  Leute  vorhanden  ist,  die  —  wie  sie  jetzt  schon  bei  freier  Markt- 
preisbildung des  Grund  und  Bodens  an  der  Jagd  um  ein  Stück  Land  sich  be- 
teiligen —  mit  verstärkter  Wucht  und  auch  mit  hinreichenden  Barmitteln  ausgerüstet, 
um  den  Erwerb  von  Zukunftsland,  das  bei  einem  dem  4.  Teil  des  jetzigen 
Werts  entsprechenden  »wahren  Wert«  ihnen  halbgeschenkt  erscheinen 
würde,  sich  drängen  werden.  Und  wenn  diese  Agrarreform  ins  Leben  träte  —  mit 
welchen  Empfindungen  müssten  in  der  jedenfalls  langen  Uebergangszeit,  die  die  völlige 
Durchführung  der  Reform  erfordern  würde,  diejenigen,  die  noch  auf  dem  alten,  teuer 
erworbenen  Heim  sitzen  und  im  Schweisse  ihres  Angesichts  die  Zinsen  und  Tilgungs- 
quoten neben  ihrem  eigenen  Bedürfnisaufwand  zu  erwirtschaften  haben,  auf  den  Bruch- 
teil der  Glücklichen  blicken  ,  denen  auf  halbgeschenktem  Lande  ziemlich  mühelos 
der  den  Unterschied  zwischen  dem  Ertrags-  und  dem  »wahren«  Wert  entsprechende 
Plusprofit  in  den  Schoss  fällt?  Würde  nicht  die  Versuchung  bestehen,  das  zum  »wahren 
Wert«,  d.  h.  nach  heutigen  Anschauungen  zu  Schleuderpreisen  erworbene  Land,  unter 
Zugrundelegung  des  Ertragswerts,  zu  verpachten,  um  als  faule  Rentner  die  Früchte 
der  Reform  einzuheimsen ,  oder  soll  vielleicht  jede  Verpachtung  grundsätzlich  unter- 
sagt oder  eine  solche  ebenfalls  nur  zu  dem  von  der  Agrarbehörde  zu  bestimmenden 
»wahren  Pachtwerte«  zulässig  sein?  Sollen  die  Steuern  und  sonstigen  Abgaben,  die 
auf  dem  Grundeigentum  ruhen ,  während  der  ganzen  langen  Uebergangszeit ,  in  der 
noch  Land  zu  alten  Preisen  besessen  wird,  nach  diesen  letzteren  oder  nach  den  neuen 
Werten  erhoben  werden?  Ich  schliesse  damit  das  beliebig  zu  erweiternde  Frage- 
programm und  komme  jedenfalls  zu  dem  Ergebnis,  dass  mir  die  Hoffnung  J?u/iland's, 
»die  Durchführung  seines  Wertprinzips  an  Stelle  der  heutigen  Wucherfreiheit  im  Grund- 
stücksverkehr sei  verhältnismässig  leicht«  doch  etwas  trügerisch  zu  sein 
scheint.  Ich  gebe  zu ,  dass  Sätze  wie :  »Der  freien  Arbeit  auf  eigenem  Grund  und 
Boden  ungeschmälert  ihren  Arbeitsertrag  als  Arbeitslohn«  an  sich  viel  Bestechendes 
haben  und  als  Programmsatz  von  den  meisten  unterschrieben  werden  kann.  Aber 
von  programmatisch  zugespitzten  Sätzen  bis  zur  Verwirklichung  der  dem  Programme 
zu  Grunde  liegenden  Idee  pflegt  in  unserer  unvollkommenen  Welt  ein  weiter  und  mühe- 
seliger Weg  zu  liegen,  der  nur  in  langen  Etappen  zum  Ziele  iührt ;  und  abgesehen 
von  allem  übrigen  müsste  daher  schon  diese,  der  geschichtlichen  Entwicklung  entnom- 
menen Betrachtungsweise  mich  misstrauisch  gegen  eine  Auffassung  erfüllen,  die  vermeint,  ge- 
wissermassen  mit  einem  Federstrich  —  durch  Zwangsdekretur  des  »wahren  Werts«  — 
der  agrarischen  Not  ein  Ende  zu  bereiten  und  für  den  gesamten  Stand  der  Grundbesitzer 
ein  goldenes  Zeitalter  von  heute  auf  morgen  herbeizuführen.  Buchenberge r. 
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IV.    Agrarische   Schriften    verschiedenen    Inhalts. 

M.  Sering,  Die  innere  Kolonisation  im  östlichen  Deutschland.  Leipzig ,  bei 
Duncker  u.  Humblot.    1893.    330  S. 

Der  Verfasser  giebt  zunächst  eine  Erörterung  über  die  Ziele  und  Voraussetzungen 
der  Kolonisation  und  behandelt  in  zwei  weiteren  Abschnitten  die  Arbeiter-Ansiede- 
lungen und  die  Bauernkolonien,  betreflfs  letzterer  die  Domänenparzellierungen  in 
Niederpommern,  die  privaten  Parzellierungen  im  Kreis  Kolberg-Küslin,  die  staatlichen 
Kolonisationen  in  Posen  und  Westpreussen,  sowie  die  polnischen  Kolonien  in  Posen- 
Westpreussen  in  eingehender  Darstellung  vorführend.  —  Die  Kolonisation  in  Preussen 
vollzieht  sich  neuerdings  bekanntlich  auf  dem  doppelten  Weg  der  Bildung  von 
Rentengütern  durch  Vermittlung  der  Generalkommissionen  (Preussische  Gesetze  vom 
27.  Juni  1890  und  7.  Juli  1891)  und  durch  die  Thätigkeit  der  Ansiedelungskommis- 
sion in  Posen  und  Westpreussen  (Gesetz  vom  26.  April  1886).  Die  Rentenguts- 
bildung hat  in  kurzer  Frist  erfreuliche  Fortschritte  gemacht  und  im  Jahr  1893  waren 
schon  rund  150  000  ha  Land  zur  Bildung  von  Bauernstellen  angeboten.  Dieser 
Prozess  der  Auflösung  grösserer  Gutseinheiten  in  mittlere  und  kleinere  Wirtschaften 
ist,  wie  Sering  hervorhebt,  zwar  durch  die  augenblickliche  Weltmarktskonjunktur 
wesentlich  gefördert  worden,  aber  es  ist  in  ihm  doch  auch  eine  allgemeine  Entwick- 
lungstendenz der  Landwirtschaft  und  Volkswirtschaft,  nämlich  die  wachsende  Prä- 
ponderanz  der  kleineren  Güter  vor  den  grösseren  im  Gefolge  intensiverer  Wirtschaft 
—  zu  erkennen  und  daher  anzunehmen,  dass  selbst  mit  Aenderung  jener  Konjunk- 
turen die  auf  Verkleinerung  der  Betriebseinheiten  gerichtete  Bewegung  anhalten 
wird.  »Diese  Umgestaltung  würde  längst  eingesetzt  haben ,  wenn  nicht  die  Hypo- 
thekenverfassung in  Preussen  die  grossen  Güter  zu  fast  unzerreissbaren  Einheiten 
gemacht  und  wenn  deren  kommunalrechtliche  Sonderstellung  nicht  minder  jede  Ver- 
äusserung  von  kleineren  Parzellen  erschwert  hätte.  Beide  Umstände  haben  die  Ren- 
tabilität der  grossen  Landgüter  und  die  technische  Entwicklung  der  ostdeutschen 
Landwirtschaft  schwer  geschädigt.«  Dass  der  Stein  endlich  ins  Rollen  kam,  ist 
wesentlich  Folge  der  Steigerung  des  Betrags  der  Arbeitslöhne  und  der  erhöhten 
Lebensansprüche  der  arbeitenden  Klasse,  die  also  »wie  schon  oft,  so  auch  jetzt  der 
Hebel  des  wichtigsten  Fortschritts  geworden  sind«  ,  während  eine  Fortsetzung  des 
Betriebs  auf  den  unveränderten  Gutsflächen  nur  um  den  Preis  einer  fortschreitenden 
Herabdrückung  der  Lebenshaltung  der  ländlichen  Arbeiter  hätte  erreicht  werden 
können.  Und  nach  dem  seitherigen  Gang  der  Dinge  erachtet  Sering  es  keineswegs 
für  ausgeschlossen,  dass  mittelst  der  Rentengutsgesetzgebung  in  ein  oder  zwei  Men- 
schenaltern der  Bauernstand  im  Osten  nach  Zahl  und  Besitzstand  in  einer  den  Ver- 
hältnissen des  Westens  entsprechenden  Stärke  vorhanden  sein  werde. 

In  sehr  unbefangener  Weise  wird  die  Thätigkeit  der  Ansiedelungskom- 
mission in  Posen  und  Westpreussen  gekennzeichnet ;  man  ersieht  aus 
der  Darstellung ,  dass  neben  sehr  schönen  Erfolgen  doch  auch  Misserfolge  zu  ver- 
zeichnen sind,  letztere  insbesondere  da,  wo  die  Kolonien  mit  aus  den  östlichen  Pro- 
vinzen selber  stammenden  Kolonisten  besetzt  worden  sind,  die  —  weil  von  Anfang 
ab  nur  mit  sehr  bescheidenen  Mitteln  ausgestattet,  vielfach  auch  auf  ärmeren  Boden- 
arten angesiedelt,  meist  ein  nur  geringes  Gedeihen  zeigen.  Der  Grund  für  die 
wesentlichsten  Mängel  des  Ansiedelungswerks  liegt  aber  nach  Sering's  Meinung 
überhaupt  darin,  dass  dieses  zwei  ganz  verschiedene  Aufgaben  zu  lösen  hatte:  die 
Ansiedelung  von  Einwanderern  aus    alten  und  reichen  Kulturgebieten  und  von  Ab- 
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kömmlingcn  ärmerer  Gegenden  und  Gesellschaftsschichten.  >Die  erstere  Aufgabe  ist 
überraschend  gut  geglückt,  die  zweite  nur  da ,  wo  die  Ansiedler  die  Anlehnung  an 
ijyi.  uiunittelbar  benachbartes  Heimatdorf  besassen.  Die  Heranziehung  unbemittelter 
und  wirtschaftlich  weniger  fortgeschrittener  Kolonisten  von  weiterher  musste  miss- 
lingen,  weil  diese  Aufgabe  in  Widerspruch  stand  zu  der  erstgenannten;  jene  Kolo- 
nisten sind  zurückgeblieben,  weil  sie  mit  ihren  höherstehenden  Genossen  nicht  Schritt 
halten  konnten.  Man  mutete  ihnen  Aufwendungen  und  Leistungen  zu,  denen  sie 
wirtschaftlich  nicht  gewachsen  waren.«  Sering  plädiert  deshalb  dafür,  dass  die 
Aufgabe,  ostdeutschen  Arbeitern  und  Kleinbauern  Gelegenheit  zur  Verselbständigung 
und  zum  billigen  Landerwerb  zu  gewähren,  der  Ansiedelungskommission  grundsätz- 
lich abgenommen  werde ,  dass  vielmehr  dieses  Werk  der  eigentlichen  inneren 
Kolonisation  jener  beiden  Provinzen  der  Generalkommission  auf  dem  Weg,  den  die 
R  e  n  t  en  g  u  t  s  gesetzgebung  eröffnet  hat,  überlassen  bliebe;  und  dass  von  aussen 
her  durch  die  Ansiedelungskommission  nur  noch  Ansiedler  mit  entsprechend  grossem 
Vermögensbesitz  zugelassen  werden,  die  fähig  sind,  ihre  neue  Heimat  auch  wirklich 
durch  ihre  Ersparnisse  und  ihre  Intelligenz  zu  befruchten.  Die  Kolonisation  soll 
eben,  im  friderizianischen  Geiste  gehandhabt,  eine  echte  Bauernkolonisation  werden ; 
und  ihre  Aufgabe  wird  sein,  in  Rückbildung  des  durch  den  eigenartigen  Gang  der 
Preussischen  Ablösungsgesetzgebung  veranlassten  Prozesses  einer  gegendenweise 
starken  Dezimierung  des  Bauernstandes,  »auf  bisherigen  GutsflächenBauern- 
gemeinden  zu  schaffen,  deren  Kern  aus  selbständigen  Wirten  besteht,  während 
Arbeiterstellen  sich  in  beschränkter  Zahl  ergänzend  angliedern.«  —  In  seinem  Schluss- 
wort formuliert  der  Verfasser  einige  Schlussfolgerungen,  die  sich  ihm  aus  dem  Stu- 
dium der  Kolonisation  ergeben  haben :  angemessene  Ausstattung  der  neu  gebildeten  Ge- 
meinden mit  Gemeindeland,  sorgsame  Auswahl  der  mit  bäuerlichen  Kolonisten  zu  be- 
setzenden Flächen  (nicht  zu  leichter,  nicht  zu  schwerer  Boden),  thunlichstes  Hinwirken 
auf  sparsame  Ausführung  der  Wohn-  und  Wirtschaftsgebäude,  sorgfältige  Normierung 
der  Bodenpreise  und  endlich  Schaffung  von  Garantien  für  Erhaltung  der  Bauern- 
güter im  Weg  der  Einführung  von  Verschuldungsbeschränkungen,  denen,  wie  Sering 
meint,  die  Ansiedler  sich  ebenso  willig  wie  den  Parzellierungsverboten  unterwerfen 
werden.  Wenn  überhaupt ,  so  dürfte  in  der  That  das  Experiment  der  Aufrichtung 
von  Kreditschranken  zur  Verhütung  übermässiger  Verschuldung  in  den  Kolonisations- 
gebieten noch  am  ehesten  schon  deshalb  sich  durchführbar  erweisen,  weil  hier  ge- 
wissermassen  tabula  rasa  besteht,  Uebergangsschwierigkeiten  also  vom  alten  in  das 
neue  Kreditrecht  so  gut  wie  nicht  existieren.  —  Die  Smw^'sche  Schrift  wird  allen 
Freunden  des  Kolonisationswerkes  eine  willkommene  Gabe  sein. 

Fr.  Müller ,  Generalsekretär  des  Deutschen  Landwirtschaftsrats ,  Die  ameri- 
kanische Bewässerungswirtscka/t.  Bericht ,  erstattet  an  den  Deutschen  Landwirt- 
schaftsrat.    Berlin,  1894.     S.   132. 

Der  Verfasser  schildert  die  auf  einer  im  Auftrag  des  Deutschen  Landwirtschafts- 
rats unternommenen  Reise  nach  Nordamerika  gewonnenen  Reiseeindrücke  unter 
besonderer  Berücksichtigung  der  Ausstellung  in  Chicago  und  einzelner  besonders 
grossartiger  und  wohlgelungener  Bewässerungsunternehmungen,  die  zeigen,  dass  auch 
auf  diesem  Gebiet  der  amerikanische  Unternehmungsgeist  dem  alten  Europa  »über« 
ist.  »Der  Amerikaner,  sagt  Müller,  kennzeichnet  sich  durch  ein  ungewöhnliches 
Mass  von  Hoffnung  bei  allen  den  Unternehmungen,  die  er  beginnt.  Er  ist  Sanguiniker 
und  Optimist,  ohne  dabei  aber  der  Eigenschaften  des  berechnenden  Geschäftsmannes 
zu  entbehren.     Aber  diese  Berechnung  hat  immer  etwas  Spekulatives ,    der  Berech- 
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nung  des  Spielers  Aehnelndes  ,  die  ihn  ebensogut  kleinliche  Bedenken  wie 
grosse  Schwierigkeiten  leicht  übersehen  lässt.c  Als  Beispiel  einer  wohlgelungenen 
grossen  Bewässerungsanlage  mag  das  Gebiet  von  Grand-Junktion  an- 
geführt sein  ,  wo  s.  Z.  eine  Compagnie  Regierungsland  zu  l '/.-  Dollar  p.  acre  ge- 
kauft hat,  nach  erfolgter  Schaffung  von  Bewässerungseinrichtungen  25 — 80  Dollars 
für  den  acre  erlöste  und  wo  jetzt  von  einzelnen  Farmern,  die  das  Land  vorwiegend 
durch  Obstbau  nutzbar  machen,  dasselbe  in  seinem  Wert  auf  1000  — 1200  und  mehr 
Dollars  gewertet  wird.  —  Die  grossen  Wässerungsanlagen  im  Gebiet  des  Santa 
Ana  River  (Südkalifornien)  geben  dem  Verfasser  zu  folgender  Bemerkung  An- 
lass :  »Darin  ist  die  volkswirtschaftliche  Bedeutung  der  modernen  amerikanischen 
Bewässerungswirtschaft  gelegen  ,  dass  man  mit  Hilfe  künstlicher  Thalsperren, 
mit  Stauanlagen  aller  Art ,  durch  Anbohrung  unterirdischer  Wasserreservoirs, 
durch  Anlegen  vieler  Meilen  langer  Kanäle  etc.  systematisch  der  Dürre  und  dem 
Wassermangel  auf  den  Leib  rückt  ;  es  ist  die  Inangriffnahme  der  Bewässerung  das 
Objekt  grossartiger  Kapitalsanlagen  mit  dem  Zweck,  alle  nur  zugänglichen  Flächen 
mit  Wasser  zur  Kultur  geeignet  zu  machen,  Städte  zu  gründen  und  Bevölkerung  zu 
schaffen  in  bisher  fast  aufgegebenen  Gebieten ,  die  der  modernen  amerikanischen 
Wasserwirtschaft  ihren  Charakter  verleiht  im  Gegensatz  zu  der  alten  einfachen  Art, 
die  einzelnen  Ansiedlern  Gelegenheit  zum  Erwerb  bot.«  Auf  diesem  Weg  ist 
Riverside  —  vor  19  Jahren  noch  eine  kleine  Siedelung  — •  jetzt  ein  Städtchen 
von  6000  Seelen ,  und  50  000  acres  Land  sind  zur  Kultur  von  Orangen ,  Zitronen 
und  Wein  (zur  Rosinenbereitung)  geeignet  gemacht  worden ;  der  Jahres  ernte- 
ertrag  der  in  Kultur  genommenen  Ländereien  wird  zu  über  1,1  Mill.  Dollars  ange- 
geben bei  einem  Kapitalaufwand  für  die  Wässerungsanlage  von  rund  i  Mill.  Dollars. 
—  Die  bis  jetzt  in  Nordamerika  aufgewendeten  Kosten  für  Bewässerung  und  die 
Herrichtung  der  Ländereien  zur  Aufnahme  der  Bewässerung  schätzt  man  zu  77  Mill. 
Dollars,  den  Gesamtwert  des  bewässerten  Landes  auf  296,8  Mill.  Dollars,  den  jähr- 
lichen Produktionswert  derselben  auf  53  Mill.  Dollars,  Zahlen,  die  die  Bedeutung 
dieser  Kulturimternehmungen  gut  erkennen  lassen ,  zumal  wenn  man  erwägt ,  dass 
es  sich  um  Ländereien  handelt,  die  bis  vor  wenigen  Jahren  noch  wert-  und  ertraglos 
waren.  Der  Menschenzuwachs  in  der  Union  betrug  von  1880  auf  1890  30,08  Proz. 
in  den  Bewässerungsstaaten  aber  71,27  Proz. ;  von  besonderer  Bedeutung  ist  ,  dass 
die  Zunahme  der  Farmen  in  den  Wässerungsslaaten  vorwiegend  unter  Bildung  von 
Klein  farmen  sich  vollzieht.  —  So  thatkräftig  die  Bewässerungsanlagen  in  den 
letzten  Dezennien  in  Angriff  genommen  worden  sind  (in  allen  Staaten  und  Terri- 
torien beträgt  das  mit  Hilfe  von  Wässerungsanlagen  bewirtschaftete  Land  1889 : 
5  Mill.  acres,  1891  :  8  Mill.  acres,  das  bewässerungsfähige,  aber  noch  nicht  in  Kulti- 
vation  genommene  Land  1889;  12,7;  1891 :  18,2  Mill.  acres),  so  ist  doch  bis  jetzt 
nur  ein  kleiner  Teil  der  halbtrockenen  und  trockenen  Region  mit  solchen  thatsäch- 
lich  versehen  und  es  scheint  nach  dem  seitherigen  Gang  ausgeschlossen ,  dass  die 
»grosse  amerikanische  Wüste«  je  ganz  bewässert  werden  könnte  ;  die  Bewässerungs- 
gebiete werden  immer  Oasen  bleiben ,  wenn  diese  auch  mit  der  Zeit  zahlreicher 
werden  und  dem  Land  und  der  Landwirtschaft  ihren  spezifischen  Charakter  auf- 
prägen. Einen  besonders  durchgreifenden  Einfluss  auf  die  Ausdehnung  des  Weizen- 
baus und  die  Konkurrenz  in  amerikanischem  Getreide  glaubt  Müller  aus  der  Zu- 
nahme der  Wässerungsanlagen  nicht  besorgen  zu  dürfen  und  von  dem  allmählichen 
Vorrücken  der  Bewässerungswirtschaft  auf  die  Step  penviehhaltung  und  den 
dadurch    ermöglichten  Uebergang    zu    einer    eigentlichen    relativ    intensiven  V  i  e  h- 
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Wirtschaft  (catt/e  farmifig),  an  Stelle  der  mit  Schleuderpreisen  arbeitenden  Weide- 
haltung erwartet  er  für  die  Konkurrenz  in  Vieh  und  Viehproduktion  sogar  eine  gün- 
stige Wirkung.  Anders  betreffs  des  Obst-,  Wein-  (Rosinen-)  und  Handels- 
gewächsbaus (Hopfen)  besonders  in  Kalifornien,  Arizona,  Neu-Mexiko,  Colo- 
rado, Uta,  wo  in  der  That  »aus  Wüsten  Paradiese  geschaffen  worden  sind«,  deren 
Produkte  jetzt  schon  den  östlichen  Staaten  Nordamerikas  ernsthaften  Wettbewerb 
bereiten  und  in  einzelnen  Erzeugnissen  (Hopfen,  kalifornische  Pflaumen,  Rosinen  etc.) 
auch  schon  auf  dem  Weltmarkt  erscheinen. 

Aus  der  amerikanischen  Wasserwirtschaft  könnte,  so  meint  der  Verfasser  am 
Schluss  seiner  anregenden  Studie,  auch  das  alte  Europa  lernen.  Um  der  Futternot 
im  Jahre  1893  zu  steuern,  hat  die  »Wüste«  Amerikas  zum  Teil  helfen  müssen;  aus 
Bewässerungswirtschaften  in  Nevada  gingen  ganze  Schiffsladungen  von  Luzerneheu 
nach  den  atlantischen  Häfen  zur  Verfrachtung  nach  Europa.  »Wir  wissen  wohl 
seit  langen  Jahren ,  welch'  ungeheure  Mengen  an  Düngerstoffen  unsere  Bäche  und 
Flüsse  wegführen,  wir  wissen  auch,  wie  sehr  zu  Zeiten  der  Acker  und  die  Pflanzen 
nach  Wasser  dürsten;  wir  kennen  auch  sehr  gut  die  befruchtende  Wirkung  des 
Wassers  selbst  auf  den  ärmsten  Böden  —  aber  das  alles  hat  uns  nicht  verhindert, 
mit  dem  Wasser  eher  Verschwendung  zu  treiben,  als  dem  Gedanken  an  Aufsparen, 
Verteilen,  Ausnützen  seiner  düngenden  Bestandteile  und  seiner  belebenden  Wirkungen 
näher  zu  treten  .  .  .«  »Legion  sind  die  Vorschläge ,  um  der  arg  bedrängten  Land- 
wirtschaft zu  Hilfe  zu  kommen  ;  unendlich  viel  Kraft  wird  geopfert ,  um  politische 
Massnahmen  durchzusetzen,  deren  Vorteile  gleichwohl  chimärisch  bleiben.  Sie  werden 
uns  nie  bringen,  was  der  Landwirtschaft  Mitteleuropas  allein  helfen  kann  —  ver- 
mehrte Produktion  bei  gleichen  oder  sich  selbst  vermindernden  Produktionskosten 
Eine  das  Wasser  der  Flüsse  als  Kulturmittel  ersten  Rangs  berücksichtigende  Wasser- 
wirtschaft wäre  ein  wirksames  und  bei  gutem  Willen  schliesslich  nicht  schwer  zu 
erlangendes  Mittel  dazu. «  Buchen  berger. 

H.  Herkner,  Die  Arbeiterfrage.     Berlin.     J.  Guttentag.      1894. 

Wenn  heutzutage  bei  der  überreichen,  kaum  zu  bewältigenden  sozialpolitischen 
Litteratur  ein  Buch  über  die  Arbeiterfrage  erscheint,  kann  die  Besprechung  nicht 
wohl  an  der  Frage  nach  dem  Zwecke  dieses  Buches  vorübergehen.  Will  es  die 
grundlegenden  Theorien  über  den  Gegenstand  richtig  stellen  und  vertiefen  ,  will  es 
neues  thatsächliches  Material  in  kritischer  Sichtung  beibringen  oder  will  es  die  An- 
sichten einer  gewissen  Schule  oder  gar  die  Meinungen  einer  bestimmten  Partei  und 
die  Interessen  einzelner  Lebenskreise  verfechten  ?  Mit  allen  diesen  Zwecken,  welche 
scheinbar  die  zureichenden  Gründe  für  eine  neue  litterarische  Erscheinung  erschöpfen, 
hat  das  vorliegende  Buch  nichts  zu  thun,  und  doch  haben  unseres  Erachtens  wenige 
Bücher  über  unseren  Gegenstand  einen  besseren  Zweck  gehabt  als  das  vorliegende 
Buch.  Der  Verfasser  selbst  nimmt  davon  Umgang,  sich  über  seine  Absicht  auszu- 
sprechen. Er  begnügt  sich  damit,  auf  dem  Titelblatte  das  Buch  als  »Eine  Ein- 
führung« zu  bezeichnen  und  einige  sinnvolle  Goethe'sche  Verse  vorauszuschicken, 
deren  zutreffende  Bezugnahme  auf  die  vorliegende  Arbeit  erst  nach  dem  Lesen  des 
Buches  zum  vollen  Verständnis  gelangt.  Man  könnte  hierin  vielleicht  noch  einen 
Schritt  weiter  gehen  und  die  Ueberschrift  des  Gedichtes ,  dessen  Schluss  gewisser- 
massen  die  Stelle  der  Einleitung  vertreten  soll,  auf  den  Gegenstand  selbst  anwenden. 
aEins  und  Alles«  ist  auch  im  Sinne  des  Buches  für  die  Zukunft  unserer  Kultur  das 
richtige  Erfassen  des  inneren  Zusammenhanges  des  Gebietes,  das  man  die  Arbeiter- 
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frage  nennt  und  das  Begreifen  des  augenblicklichen  Zustandes  als  eines  in  der  ge- 
schichtlichen Entwickelung  mit  Notwendigkeit  gewordenen ,  nicht  als  eines 
willkürlichen  oder  eines  von  irgend  welcher  Seite  verschuldeten.  Der  jetzige  Zu- 
stand stellt  sich  daher  nicht  als  das  Ende  der  Entwickelung  dar ,  der  im  Interesse 
aller  höheren  Güter  der  Menschheit  für  immer  aufrecht  erhalten  werden  müsste. 
In  der  That  trifft  die  Bezeichnung  als  »Einführung«  ,  die  vielleicht  vom  Gesichts- 
punkte des  Inhaltes  des  Buches  und  der  Vertiefung  des  Gegenstandes  aus  etwas  zu 
bescheiden  gewählt  ist,  hinsichtlich  des  Zweckes  des  Buches  und  des  Berufes,  den 
es  hat,  die  Sache  auf  das  vollkommenste. 

Eine  Einführung  in  die  Arbeiterfrage  ist  heutzutage  trotz  der  Ueberfülle  der 
sozialpolitischen  Litteratur  und  trotz  der  immer  mehr  zunehmenden  Beherrschung 
aller  öffentlichen  Verhältnisse  durch  sozialpolitische  Gesichtspunkte  nötiger,  als  man 
vielfach  annimmt ,  und  sie  ist  dies  teilweise  vielleicht  gerade  im  Hinblick  auf  das 
fortschreitende  Zunehmen  sozialpolitischer  Gesichtspunkte  im  öffentlichen  Leben. 
Mag  auch  diese  Thatsache  für  sich  in  gewissem  Sinne  schon  als  Beweis  dafür  an- 
gesehen werden  können ,  dass  in  weiterem  Umfange  in  sozialpolitischen  Fragen  ein 
gemeinsamer  Boden  vorhanden  ist ,  so  ist  diese  Uebereinstimmung  ,  wie  man  sich 
leicht  überzeugen  kann,  doch  nur  hinsichtlich  der  Beseitigung  gewisser,  jeweils  gerade 
zu  Tage  tretender  erheblicherer  Missstände  vorhanden.  Ueber  die  Bedeutung  der 
Arbeiterfrage  überhaupt ,  über  ihren  Zusammenhang  mit  allen  Teilen  des  Kultur- 
lebens ,  über  die  gegenseitige  Bedingtheit  aller  geistigen  und  materiellen  Elemente 
dieser  Gebiete  und  endlich  über  die  Bedingtheit  des  Fortschreitens  unserer  Kultur, 
nicht  von  der  »Lösung«  der  Arbeiterfrage ,  die  in  dem  landläufigen  Sinne  dieses 
Wortes  nicht  möglich  ist ,  sondern  von  ihrer  dem  Interesse  der  Beteiligten  ent- 
rückten Behandlung ,  giebt  es  trotzdem  keine  Uebereinstimmung.  Diese  Ueber- 
einstimmung fehlt  nicht  vorzugsweise  etwa  deswegen,  weil  über  diese  Dinge 
zu  viele  von  einander  abweichende  Grundanschauungen  in  den  auf  die  öffentlichen 
Verhältnisse  Einfluss  habenden  Kreisen  vorhanden  wären,  sondern  weil  man  sich  in 
diesen  Kreisen  mit  einer  äusserlichen  Betrachtungsweise  begnügt,  und  weil  man, 
teilweise  unbewusst,  unter  dem  Einflüsse  der  von  dem  Interesse  der  einen  oder  der 
anderen  Seite  der  Beteiligten  beeinflussten  Anschauungen  steht.  Wie  häufig  wird 
auch  nicht  die  Arbeiterfrage  als  die  Folge  politischer  und  geistiger  Bewegungen 
angesehen,  während  doch  jeder  Versuch  tieferen  Eindringens  sofort  die  Verwechse- 
lung von  Ursache  und  Wirkung  darthun  würde. 

Freilich,  die  Zeiten  sind  vorüber,  in  denen  man,  und  zwar  in  einem  Teile  unserer 
geistig  hochstehenden  Schichten,  von  einer  »sogenannten«  Arbeiterfrage  sprechen 
hörte  und  las ,  und  es  mutet  einen  wie  Klänge  aus  längst  vergangenen  Tagen  an, 
wenn  man  in  der  vor  nur  reichlich  zwanzig  Jahren  erschienenen  »Arbeiterfrage«  von 
F.  A.  Lange,  dem  geistreichen  Verfasser  der  »Geschichte  des  Materialismus ",  dieser 
Stellungnahme  durch  Bekämpfung  derselben  noch  eine  erheblichere  Bedeutung  bei- 
gemessen sieht.  Noch  ein  kürzerer  Zeitraum  trennt  uns  von  der  glänzenden  Wider- 
legung, die  G.  Schmoller  der  Behandlung  der  sozialen  Frage  durch  H.  von  Treitschke 
zu  Teil  werden  liess,  der  hierbei  mehr  den  Standpunkt  der  »Herrenmoral«  als  eine 
wirklich  historische  Beurteilung  zum  Wort  kommen  liess.  Aber  wenn  auch  derartige 
Erscheinungen  der  Vergangenheit  angehören ,  so  ist  unsere  Zeit  doch  weit  entfernt 
davon,  in  der  Arbeiterfrage  eine  in  ihren  ganzen  Zusammenhang  einführende  Dar- 
stellung entbehren  zu  können.  Zweifellos  ist  zwar  eine  soziale  Gesinnung  in  den 
letzten  Jahrzehnten  in  manche  Kreise  der  Bevölkerung  eingedrungen ,    in  denen  sie 
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früher  nicht  zu  finden  war ,  und  man  begegnet  einer  direkt  antisozialen  Gesinnung 
verhältnismässig  selten.  Aber  im  wesentlichen  handelt  es  sich  bei  einer  solchen 
günstigen  Lagerung  der  Dinge  doch  meistens  um  die  Form  des  Ausdruckes  einer 
ohnedem  vorhandenen  humanen  Gesinnung  oder  gar  nur  um  eine  Aeusserung  der 
Grossmut.  Geht  man  aber  einen  Schritt  weiter,  so  merkt  man  von  einer  wirklichen 
sozialen  Gesinnung  nicht  mehr  viel.  Sehr  dünn  gesäet  ist  die  Kenntnis  und  selbst 
nur  eine  einigermassen  bestimmte  Vorstellung  von  der  inneren  Zusammengehörigkeit 
des  Komplexes  von  Beziehungen,  welche  die  Arbeiterfrage  bilden,  und  davon,  dass 
die  Arbeiterfrage  ein  wesentlicher  Bestandteil  der  Frage  des  Kulturfortschrittes 
überhaupt  ist.  Sogar  in  den  Kreisen  derjenigen,  welche  beruflich  auf  dem  sozialen 
Gebiete  thätig  zu  sein  haben  ,  steht  häufig  die  Vertiefung  auf  diesem  Gebiete  in 
umgekehrtem  Verhältnisse  zu  dem  sonstigen  Wissen  und  der  sonstigen  Tüchtigkeit. 
Dass  es  in  den  Kreisen  gebildeter  Arbeitgeber  unter  diesen  Umständen  schwach 
bestellt  ist ,  liegt  auf  der  Hand.  Abgesehen  von  vereinzelten  Ausnahmen  kommt 
man  hier  über  den  Individualismus  engster  Observanz  und  über  die  für  den  eigenen 
häuslichen  Gebrauch  noch  besonders  zurecht  gemachten  Lehren  des  Manchestertums 
nicht  hinaus.  Das  hat,  nebenbei  gesagt,  zur  Erhöhung  des  Ansehens  des  wirtschaft- 
lichen Liberalismus  nicht  gerade  sehr  beigetragen,  da  man  seine  Lehren  nur  in  den 
Beziehungen  der  Arbeitgeber  zu  den  Arbeitern,  nicht  aber  in  den  Beziehungen  des 
Staates  zu  den  Arbeitgebern  gelten  lässt. 

Da  der  Verfasser  den  Lehrstuhl  für  Nationalökonomie  an  der  auch  aus  dem 
Auslande  gut  besuchten  technischen  Hochschule  in  Karlsruhe  innehat,  könnte  unter 
den  vorliegenden  Umständen  daran  gedacht  werden  ,  dass  er  beabsichtigt,  mit  dem 
Buche  in  erster  Reihe  auf  seine  Schüler  in  ihrer  Eigenschaft  als  künftige  Arbeit- 
geber ,  Leiter  industrieller  Unternehmungen ,  von  Staatsbauten ,  Staatswerkstätten 
u.  dergl.  einen  Einfluss  auszuüben.  Gewiss  ist  dieser  Gesichtspunkt  nicht  zu  unter- 
schätzen und  die  persönliche  Bedeutung  eines  Lehrers  der  Nationalökonomie  an 
einer  technischen  Hochschule  wird  sicher  unter  anderem  auch  nach  dem  Umfange 
gemessen  werden  können,  in  welchem  es  ihm  gelingt,  seinem  für  die  praktische  Ge- 
staltung der  sozialen  Verhältnisse  so  wichtigen  Zuhörerkreise  Verständnis  für  soziale 
Zusammenhänge  und  soziale  Gesinnung  zu  erwecken.  So  eng  ist  aber  die  Bedeu- 
tung und  der  Zweck  des  Buches  nicht  zu  fassen.  Der  Verfasser  sagt  selbst,  wenn 
auch  bei  anderer  Veranlassung,  über  die  Bedeutung  der  Arbeitgeber  für  die  soziale 
Reform:  »Ebensowenig  wie  die  Arbeiterfrage  durch  das  Verschulden  der  Arbeit- 
geber entstanden  ist ,  sondern  als  ein  Ergebnis  unserer  ganzen  Wirtschaftsordnung 
sich  darstellt,  ebensowenig  sind  die  Arbeitgeber  auch  allein  im  Stande,  die  Entwicke- 
lung  des  Arbeitsverhältnisses  in  andere,  befriedigendere  Bahnen  zu  lenken.«  Das 
Buch  wendet  sich  daher  auch  ebensowenig  in  erster  Reihe  an  die  Arbeitgeber  und 
an  solche ,  die  es  werden  wollen ,  als  vielmehr  an  alle  die  weiten  Kreise ,  die  auf 
das  geschichtliche  Werden  Einfluss  haben  und  nicht  zuletzt  an  die  öfi"entliche  Mei- 
nung, denn  noch  immer  haben  die  eine  Zeit  erfüllenden  Ideen  vermocht ,  sich  ihre 
äussere  Erscheinungsform  zu  schaffen.  In  wie  weit  die  im  geschichtlichen  Verlaufe 
eintretende  Weiterentwickelung  sich  auf  dem  friedlichen  Wege  der  Reform ,  in  wie 
weit  sie  sich  in  stürmischerer  Weise  vollzieht,  das  wird,  abgesehen  von  dem  sozial- 
politischen Verständnis  der  Regierungen,  auch  davon  abhängen,  ob  die  öffentliche  Mei- 
nung diese  Entwackelung  begreift  und  sie  in  günstigem  Sinne  zu  beeinflussen  ver- 
mag. Die  Arbeitgeber  selbst ,  auch  die  den  sozial  höher  stehenden  Schichten  der 
Bevölkerung   angehörenden ,   werden    vielleicht   wieder   — ,    abgesehen   von  wenigen 
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Ausnahmen,  von  dem  Buche  ebensowenig  Notiz  nehmen,  wie  sie  es  im  übrigen  hin- 
sichtlich der  sozialpolitischen  Litteratur  überhaupt  thun.  Das  ist  ja  auch  bekannt- 
lich das  sicherste  Mittel,  unbequeme  Ideen  unschädlich  zu  machen.  Immerhin  kann 
aber  gehofft  werden  ,  dass  aus  den  Dingen  selbst  innewohnenden  Ursachen  wenig- 
stens die  heranwachsende  Generation  der  zur  Leitung  der  Arbeiterverhältnisse  im 
praktischen  Leben  Berufenen  einst  zu  dem  geistigen  Inhalte  und  dem  inneren  Zu- 
sammenhange des  Gegenstandes  eine  andere  Stellung  einnehmen  wird,  als  ein  Teil 
der  jetzt  am  Ruder  befindlichen  Generation.  Doch  ist  diesem  Umstände,  wie  schon 
gesagt ,  für  die  Entwickelung  im  ganzen  und  grossen  nicht  die  entscheidende  Be- 
deutung beizumessen.  Auch  der  englische  Arbeitgeber  von  heute  ist  ja  geistig  ein 
anderer  geworden  als  der  Arbeitgeber  der  vierziger  Jahre  und  der  geringste  von 
ihnen  würde  sich  schämen ,  heute  den  Arbeiterschutz  mit  den  Argumenten  zu  be- 
kämpfen, mit  denen  ihre  Vorgänger  dies  nach  den  Berichten  der  englischen  Fabrik- 
inspektoren damals  auf  das  Hartnäckigste,  vermutlich  aber  doch  bona  Jide ,  thaten. 
Wurde  im  vorstehenden  versucht ,  Zweck  und  Bedeutung  des  Buches  festzu- 
stellen ,  so  kann  dies  doch  kaum  gethan  werden  ,  ohne  der  schon  oben  genannten, 
vor  etwa  einem  Vierteljahrhundert  erschienenen  »Arbeiterfrage«  des  Philosophen 
Lange  zu  gedenken.  Dieses  Buch  und  das  Herkner'scht  haben  bei  aller  noch  zu  be- 
rührenden Verschiedenheit  doch  gerade  den  Hauptzug  gemeinsam:  Die  Betrachtung 
des  Gegenstandes  vom  ethischen  Standpunkte  aus.  Man  kann  daher  von  dem 
Herkner'schtn  Buche  sagen,  was  Lange  von  dem  seinigen  sagte:  Es  wendet  sich 
an  alle  diejenigen,  welche  vorurteilsfrei  und  interesselos  genug  sind,  um  die  Arbeiter- 
frage als  eine  Frage  unserer  gesammten  Kultur  im  Lichte  einer  populär-wissenschaft- 
lichen Behandlung  ernst  und  ruhig  betrachten  zu  können.«  Ebenso  gilt,  was  Lange 
damals  gegen  den  Schluss  seines  Buches  sagte ,  auch  heute  von  dem  Inhalte  des 
Herkni.r'aQ.YiQn  Buches:  »Sonach  läuft  denn  Kern  und  Wesen  der  ganzen  gegenwär- 
tigen Arbeiterbewegung  auf  einen  grossen  geistigen  Kampf  hinaus,  dessen  Ziel  und 
Ende  nur  in  der  Besiegung  der  falschen  Willensrichtung  zu  suchen  ist ,  die  sich 
allen  durchgreifenden  Verbesserungen  in  der  Lage  des  eigentlichen  Volkes  von  jeher 
entgegengestellt  hat.«  Im  einzelnen  ergiebt  sich,  wenn  man  jetzt  wieder  das  Lange'sche 
Buch  durchsieht,  eine  grosse  Verschiedenheit.  Nicht  nur  kann  jetzt  von  thatsäch- 
lichen  Dingen,  wie  Arbeiterschutz  und  Arbeiterversicherung  gesprochen  werden,  die 
früher  in  der  Hauptsache  nur  hypothetisch  erörtert  wurden ,  auch  die  Stellung  zu 
dem  in  Betracht  kommenden  Gedankeninhalte  der  Zeit  ist  bei  mancher  Ueberein- 
stimmung  in  den  Hauptgrundsätzen  eine  ganz  andere.  Was  früher  mit  Ernst  be- 
kämpft wurde,  wird  jetzt  kaum  nebenbei  berührt  und  Ideenrichtungen,  die  früher 
nur  in  so  unbestimmter  Weise  besprochen  werden  konnten,  dass  man  zwar  der  Zu- 
stimmung aller  Wohlmeinenden  sicher  war,  dass  man  aber  für  das  praktische  Vor- 
gehen keinen  Anhaltspunkt  bot ,  haben  heute  schon  so  greifbare ,  wenn  auch  be- 
strittene Gestalt  angenommen,  dass  selbst  in  allen  Hauptfragen  Nahestehende  sich 
hierin  allen  Ernstes  als  Gegner  betrachten,  bei  denen  jede  wirkliche  Verständigung 
ausgeschlossen  ist.  Selbstverständlich  handelt  es  sich  hierbei  nicht  um  ein  Verdienst 
des  I/erkner'schen  Buches  im  Sinne  einer  fortgeschrittenen  Erkenntnis  des  Verfassers 
allein ,  sondern  um  einen  Fortschritt  in  der  Entwickelung  der  den  Gegenstand  be- 
herrschenden Ideen  selbst,  Was  uns  solche  Vergleichungen  zum  Bewusstsein  bringen, 
das  ist  die  Dialektik  in  grossem  Stile,  die  in  der  Entwickelung  dieser  Ideen  durch 
Veränderung  ihres  Inhaltes  liegt.  Dass  uns  aber  die  Ergebnisse  einer  geistigen  Be- 
wegung so    ohne  Aufdringlichkeit ,    ohne  die    geringste  Verletzung    der  Objektivität 


364  Litteratur. 

zum  Bewusstsein  kommen ,    das  ist  unleugbar  das    grosse  Verdienst  der  uns  vorlie- 
genden »Arbeiterfrage«. 

Wenn  wir  uns  erst  nach  etwas  langen  Vorbemerkungen  zu  dem  Inhalte  des 
Buches  selbst  wenden,  so  hat  das  seinen  natürlichen  Grund  darin,  dass  sein  Zweck 
und  seine  Bedeutung  nicht  hauptsächlich  in  dem  Einzelinhalte ,  sondern  in  einer  Zu- 
sammenfassung aller  einzelnen  Seiten  des  Gegenstandes  von  ethischen  Gesichts- 
punkten aus  zu  suchen  ist,  in  wissenschaftlicher  Hinsicht  alle  Richtungen  mit  gleicher 
Objektivität  behandelnd  und  namentlich  frei  von  jedem  ausserhalb  des  wissenschaft- 
lichen Gebietes  liegenden  Parteistandpunkte.  So  giebt  daher  das  Buch  reiche  Ver- 
anlassung zu  eigener  Stellungnahme,  zum  Ergänzen  und  zum  selbständigen  Betrachten 
des  Gegenstandes  aus  der  eigenen  geistigen  Thätigkeit  heraus,  ähnlich  wie  das  echte 
Kunstwerk  seinen  Gegenstand  zwar  vertieft ,  ihn  aber  doch  nur  bis  zu  dem  Grade 
erschöpft ,  dass  die  Phantasie  des  Betrachtenden  oder  Lesenden  in  lebhafte  Mit- 
thätigkeit  versetzt  wird.  In  beiden  Fällen  besteht  eben  die  wahre  Kunst  darin, 
den  Gegenstand,  abgesehen  von  seiner  äusseren  Erscheinungsform,  mit  dem  Betrach- 
tenden oder  dem  Lesenden  in  unmittelbare  Verbindung  zu  setzen ,  in  dem  Zurück- 
treten des  Künstlers  oder  des  Schriftstellers  hinter  seinen  Gegenstand. 

Das  Buch ,  welches  aus  den  in  Kürze  vorausgeschickten  Gründen  davon  Um- 
gang nimmt,  einen  Ueberblick  über  die  sozialen  Zustände  unserer  Arbeiterbevölkerung 
zu  bieten ,  zerfällt  in  drei  Teile :  I.  Soziale  Geschichte,  II,  Soziale 
Theorie  und  Kritik  und  III.  Soziale  Reform. 

In  dem  erstenTeile,  Soziale  Geschichte,  wird  in  knappster  Form, 
aber  doch  alle  wichtigen  Ereignisse  berührend  und  ihren  inneren  Zusammenhang 
auch  in  der  gewählten  Aufeinanderfolge  der  Länder  zum  Bewusstsein  bringend,  die 
Geschichte  der  sozialen  Entwickelung  in  Frankreich,  England  und  Deutsch- 
land seit  dem  Ende  des  vorigen  Jahrhunderts  vorgeführt ,  parallel  mit  der  Litte- 
ratur über  den  Gegenstand  und  der  Entwickelung  der  das  soziale  Gebiet  beherr- 
schenden Meinungen.  Besondere  Abschnitte  werden  jeweils  der  Stellung  der  poli- 
tischen Parteien  und  der  Wissenschaft  zur  Arbeiterfrage  gewidmet. 

Sicherlich  liegt  in  einer  derartig  knappen  Darstellung  für  diejenigen ,  welche 
die  Bezeichnung  des  Buches  als  Einführung  allzu  wörtlich  nehmen,  eine  kleine  Ent- 
täuschung. Wer  von  den  Vertretern  der  Hauptrichtungen  der  volkswirtschaftlichen 
und  sozialpolitischen  Litteratur  wenig  mehr  als  den  Namen  kennt,  wird  aus  den 
naturgemäss  nur  kurzen  Bemerkungen  des  Buches  sich  kein  annäherndes  Bild  da- 
von machen  können,  was  A.  Smith^  J.  St.  Mill,  Ricardo^  Proudhon,  Rodbertus  u.  a. 
nicht  mehr  Lebende  für  ihre  Zeit  waren ,  und  welche  Ziele  sie  anstrebten.  Eine 
gewisse  Kenntnis  der  Litteratur  müssen  alle  solche  Bücher  notwendig  voraussetzen. 
Die  ^Einzuführenden«,  die  ein  solches  Mass  von  Kenntnissen  nicht  mitbringen,  finden 
sich  vielleicht  veranlasst,  das  Versäumte  nachzuholen.  Trotzdem  und  zum  Teil  auch 
gerade  deswegen  werden  sie  das  Buch  nicht  ohne  Nutzen  aus  der  Hand  legen.  Auch 
diejenigen ,  welche  die  materielle  und  die  geistige  Geschichte  des  Gegenstandes 
kennen,  werden  diese  Abschnitte  mit  grossem  Interesse  lesen,  auch  wenn  sie  nichts 
thatsächlich  neues  erfahren  sollten.  Es  ist  immer  ein  erfrischender  Genuss ,  zu 
sehen  ,  wie  ein  Mann ,  der  seinen  Stoff  beherrscht ,  und  der  aufrichtig  bestrebt  ist, 
seinem  Gegenstande  als  solchem ,  losgelöst  von  jeder  Schulmeinung  und  von  jeder 
Parteirichtung  zu  dienen ,  dem  reichen  Gedankeninhalte  rückwärts  liegender  Zeiten 
gerecht  wird,  da  jeder  zuletzt  doch  immer  ein  Kind  seiner  eigenen  Zeit  bleibt.  Es 
mag  an  dieser  Stelle  sogleich    gesagt  werden ,    dass ,    soweit  es  überhaupt  möglich 
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ist,  eine  in  unsere  Tage  hineinragende  Zeitepoche  mit  ihren  verschiedenen  geistigen 
Strömungen  und  ihren  Geschehnissen  vollständig  unparteiisch  vorzuführen,  dieses  Ziel 
hier  erreicht  zu  sein  scheint.  Auch  die  äussersten  Parteirichtungen  werden  voraus- 
sichtlich nach  dieser  Seite  gegen  das  Buch  keine  wesentlichen  Einwendungen  er- 
heben können.  Eher  könnte  dieses  vornehme  Abwägen ,  dieses  Zurücktreten  des 
persönlichen  Standpunktes  gerade  von  dieser  Seite  angegriffen  und  als  Schwäche 
gedeutet  werden,  weil  das  Buch  keine  F'ruktifizierung  durch  eine  Parteirichtung  zu- 
lässt  Sicher  wäre  wohl  der  Verfasser  einer  solchen  Nebenwirkung  nicht  allzu  ängst- 
lich aus  dem  Wege  gegangen ,  wenn  sie  im  Interesse  seines  (Gegenstandes  nicht  zu 
vermeiden  gewesen  wäre.  In  dem  vorliegenden  Falle  könnten  aber  solche  Neben- 
wirkungen nur  das  Symptom  einer  unrichtigen  Behandlung  des  Gegenstandes  über- 
haupt sein. 

Aus  dem  Gesagten  darf  nicht  geschlossen  werden,  dass  die  eigene  Beurteilung 
des  Verfassers  nicht  zum  Worte  kommt.  Wo  es  sich  um  die  Analyse  einer  Zeit- 
richtung ,  einer  Parteirichtung  oder  eines  eine  Periode  charakterisierenden  Schrift- 
stellers handelt,  ist  das  eigene  Urteil  des  Verfassers  nicht  zu  erkennen,  er  tritt  hier 
ganz  hinter  den  Gegenstand  zurück.  Wo  es  sich  aber  z.  B.  um  abschliessende 
Resumes  einer  Periode  handelt,  da  kann  dieses  Zurücktreten  doch  nicht  mehr  ganz 
aufrecht  erhalten  werden.  Zum  Beweise  dafür,  dass  aber  auch  dann  die  einer  solchen 
Darstellung  erlaubten  Grenzen  nicht  überschritten  werden ,  möge  es  gestattet  sein, 
den  Schluss  der  auf  Deutschland  bezüglichen  geschichtlichen  Darstellung  bei- 
zufügen :  »Es  sollte  nur  betont  werden ,  dass  die  Stellungeu  der  Arbeiter  und  der 
bürgerlichen  Kreise  einander  bedingen.  Mit  gewissen  Vorbehalten  könnte  man 
sagen :  die  Besitzenden  eines  jeden  Landes  haben  die  Arbeiterpartei ,  die  sie  ver- 
dienen ,  so  gut  wie  jede  Arbeiterpartei  diejenige  Bourgoisie ,  denjenigen  Staat  hat, 
den  sie  verdient.  Und  gerade  deshalb  erscheint  die  Zukunft  Deutschlands  in  so 
trübem  Lichte.  Die  mit  der  revolutionären  Gewalt  spielende  Taktik  eines  Teiles 
der  Sozialdemokratie  macht  die  entgegenstehenden  Mächte  immer  konservativer, 
immer  lauer  in  allen  Fragen  der  Reform,  ja  bietet  ihnen  sogar  die  Veranlassung 
oder  den  Vorwand ,  um  ganz  friedliche  Bestrebungen  abzuwehren.  Naturgemäss 
trägt  diese  reaktionäre  Haltung  gerade  das  Meiste  dazu  bei,  die  revolutionäre  Strö- 
mung in  der  Arbeiterpartei  zu  verstärken.  So  sammelt  sich  an  den  entgegenge- 
setzten Polen  eine  wachsende  Spannung.  Der  Abgrund,  welcher  Arbeiterklasse  und 
*-  Bürgertum  trennt ,  wird  anscheinend  immer  tiefer  und  breiter.  Und  doch  hängt 
unsere  Zukunft  davon  ab,  dass  in  den  bürgerlichen  Parteien  die  nach  links,  in  der 
Arbeiterpartei  die  nach  rechts  strebenden  Elemente  die  Uebermacht  gewinnen,  dass 
sie  sich  die  Hände  reichen  zu  einer  gemeinsamen  ehrlichen  Reformarbeit.  Wird 
dies  noch  geschehen  ?  Wer  wird  die  Initiative  dazu  ergreifen  ?  Als  deutscher  Ge- 
lehrter und  als  Angehöriger  der  »besitzenden  und  gebildeten«  Klassen  kann  ich  nur 
wünschen ,  dass  diese  den  Mahnrufen  der  Wissenschaft  volles  Gehör  schenken 
möchten,  dass  ihnen  der  welthistorische  Ruhm  und  die  Ehre  zufallen  möchte,  unsere 
politische  und  soziale  Entwickelung  aus  dem  furchtbaren  Kreise,  in  dem  sie  sich 
jetzt  bewegt,  endlich  herausgerissen  zu  haben.«  Der  Uebersichtlichkeit  wegen  em- 
pfiehlt es  sich ,  hier  gleich  das  Ergebnis  der  sozialen  Entwickelung  in  Frankreich 
und  England  anzuschliessen,   wie  es  sich  dem  Verfasser  darstellt. 

Der  Schluss  der  Darstellung  der  sozialen  Entwickelung  in  Frankreich  lautet : 
»Trotzdem  in  den  letzten  Zeiten  ohne  Zweifel  erhebliche  soziale  Fortschritte  ge- 
macht worden  sind,  entspricht  doch  das  Loos  der  Arbeiter  weder  dem  unerschöpf- 
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liehen  Reichtum  des  Landes,  noch  den  heldenmütigen  Opfern,  die  gerade  das  fran- 
zösische Proletariat  der  Sache  der  sozialen  und  politischen  Befreiung  gebracht  hat. 
Wer  hinauswandert  in  die  östlichen  oder  nördlichen  Vorstädte  von  Paris  oder  in 
die  grossen  Industriebezirke  des  Landes  und  das  tiefe  Elend  beobachtet,  in  welchem 
die  Enkel  und  Urenkel  der  Männer  dahinleben  ,  die  mit  1789  und  1848  den  Gang 
der  Geschichte  Europas  bestimmt  haben,  der  wird  einen  erschütternden  Beweis  da- 
für erhalten,  dass  nicht  Geist,  nicht  todesbereiter  Opfermut,  nicht  Leidenschaft  und 
verzehrender  Enthusiasmus  allein  die  Lage  der  arbeitenden  Klassen  dauernd  zu  ver- 
bessern im  Stande  sind.  Die  soziale  Geschichte  Frankreichs  führt  eine  ebenso 
wuchtige  Sprache  zur  Verurteilung  des  revolutionären  Prinzips ,  wie  diejenige  Eng- 
lands die  Erfolge  des  reformatorischen  beweist.  —  Leider  lässt  der  in  erschrecken- 
dem Masse  um  sich  greifende  Anarchismus  mit  seiner  verrückten  und  verbreche- 
rischen »Propaganda  der  That«  und  die  reformfeindliche  Haltung  der  oberen  Klassen 
die  Hoffnung,  Frankreich  werde  endlich  einmal  zielbewusst  die  Bahnen  ernster  fried- 
licher Reformen  einschlagen,  in  keiner  Weise  gerechtfertigt   erscheinen.« 

Das  Ergebnis  der  sozialen  Geschichte  Englands  im  letzten  Jahrhundert  ist 
dem  Verfasser  das  nachstehende :  »Legt  die  soziale  Geschichte  Frankreichs  Zeugnis 
gegen  die  Richtigkeit  des  revolutionären  Prinzipes  ab ,  so  beweist  diejenige  Eng- 
lands wohl  am  besten,  was  eine  politisch  freie  Gesellschaft,  was  thatkräftige  be- 
sonnene Reform  zu  leisten  vermag.  Soviel  die  sozialen  Zustände  immer  noch  zu 
wünschen  übrig  lassen  mögen  ,  es  ist  das  einzige  Land ,  das  sich  bereits  an  der 
Schwelle  der  Lösung  der  sozialen  Frage  befindet.  Von  den  Sozialdemokraten  Keir 
Hardie  und  John  Bums  bis  zum  reaktionärsten  Tory  gährt  nirgends  eine  unüber- 
brückbare Kluft  mehr.  Bald  sind  es  gemeinsame  nationale  und  politische,  bald  ge- 
meinsame wirtschaftliche  und  soziale  Überzeugungen,  die  sich  um  die  Vertreter 
sonst  verschiedener  Richtungen  als  vereinigendes  Band  schlingen«.  Das  wird  wohl 
die  bestrittenste  Stelle  des  ganzen  Buches  sein,  und  zwar  am  meisten  bestritten 
nicht  sowohl  von  einer  der  nach  rechts  oder  links  stehenden  extremsten  Parteien, 
sondern  vielmehr  von  anderen  ebenfalls  reformfreundlichen  Richtungen,  die  sonst 
in  den  Hauptfragen  auf  dem  auch  von  unserem  Buche  vertretenen  Standpunkte 
stehen.  Der  Verfasser  fährt  daher  einschränkend  fort :  »Freilich  bedroht  noch  eine 
dunkle  Wolke  den  sozialpolitischen  Horizont  Englands.  Die  Reform  des  Ober- 
hauses und  der  Bodeneigentumsverhältnisse  wird  von  Tag  zu  Tag  dringender.  Die 
Ueberfüllung  der  Städte  mit  ihren  zahlreichen  Arbeitslosen ,  die  Entvölkerung  des 
Landes,  von  dem  8/iotel  einigen  19000  Personen  gehören.  Dazu  der  durch  das 
Anschwellen  der  städtischen  Grundrente  immer  höher  werdende  Zoll,  der  vom  ge- 
sammten  Volke  den  Grundeigentümern  zu  entrichten  ist,  das  alles  kann  noch  schwere 
soziale  Stürme  heraufbeschwören ,  wenn  nicht  auch  hier  rechtzeitig  eine  gründliche 
Reform  unternommen  wird.«  Es  ist  bei  der  ganzen  Stellung  des  Verfassers  zu  den 
Fragen  der  sozialen  Reform  nicht  unnatürlich  ,  wenn  er ,  nachdem  er  den  wenig 
HoiTnung  erweckenden  Seiten  der  Sache  gerecht  geworden  ist,  doch  wieder  in  etwas 
hoffnungsvollem  Tone  schliesst :  »Immerhin  lässt  der,  vom  sozialen  Standpunkte 
aus  beurteilt ,  glänzende  Verlauf  der  neueren  englischen  Geschichte  und  die  be- 
wunderungswürdige Reform  der  irischen  Agrarverhältnisse,  der  schlimmsten  Gross- 
britanniens, das  Beste  hoffen«. 

Der  zweite  Teil,  Soziale  Theorie  und  Kritik,  zerfällt  wieder 
in  drei  Unterabteilungen :  Die  Arbeiterfrage  vom  sittlichen  Standpunkte,  der  Libera- 
lismus   und  der  Kommunismus.     Was  von    dem  ganzen  Buche  gilt  ,    gilt  hier   ganz 
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besonders.  Bei  einer  solchen  Konzentration  des  Stoffes  kann  der  gesamte  Gedan- 
keninhalt in  einer  Besprechung  nicht  einmal  angedeutet  werden.  Man  muss  damit 
zufrieden  sein,  wenn  es  Einem  gelingt  hier  und  da  einige  Sätze  des  Buches  in  die 
Besprechung  einzuflechten,  ohne  damit  Missverständnisse  zu  erzeugen. 

Der  erste  Abschnitt ,  die  Arbeiterfrage  vom  sittlichen  Stand- 
punkte, der  die  Stellung  der  verschiedenen  Richtungen,  des  Christentums, 
der  Philosophie,  der  darwinistisch-naturwissenschaftlichen  Auffassung,  und  als  Ver- 
treter der  unbedingten  Ablehnung  in  Sachen  einer  sozialen  Reform,  die  Stellung 
Nietzsche'^  zu  unserem  Gegenstande  behandelt,  wird  kaum  einer  Ausstellung  seitens 
irgend  einer  dieser  Richtungen  begegnen.  .Man  kann  über  dieselben  kaum  objek- 
tiver schreiben.  Mit  der  ablehnenden  Kritik  der  letztgenannten  Richtung  wollte 
ohne  Zweifel  in  keiner  Weise  die  Notwendigkeit  einer  Gliederung  an  sich,  welche 
die  notwendige  Voraussetzung  des  Gesamtfortschreitens  der  Kultur  ist,  sondern  nur 
die  anspruchsvolle  Einseitigkeit  dieser  Richtung  bekämpft  werden.  Dass  dieser  Ab- 
schnitt besonders  gut  geschrieben  ist ,  und  sein  ethischer  Gehalt  vvohlthuend  be- 
rührt, sei  hier  nur  nebenher  gesagt.  Für  den  Verfasser  liegt  die  Entscheidung,  für 
seine  Stellungnahme  in  der  Bestimmung  der  Menschheit.  Da  keine  Kritik  des 
menschlichen  Erkenntnisvermögens  die  Frage,  worin  die  Bestimmung  der  Menschheit 
besteht,  befriedigend  beantworten  konnte,  kann  sie  nur  mit  Hülfe  und  Unterstützung 
durch  die  Stimme  des  Gewissens  und  durch  den  Glauben  gelöst  werden.  »Das  ge- 
läuterte Gewissen  ruft  uns  aber,  wenn  wir  die  Welt  betrachten,  zu :  So  kann,  so  darf 
es  nicht  bleiben.  Die  Menschen  müssen  sittlich  und  geistig  vollkommener  werden.  In 
der  Lage  der  Menschheit,  wie  sie  jetzt  ist ,  kann  unmöglich  schon  die  Bestimmung 

des  Menschengeschlechtes  erreicht  sein.« »Betrachten  wir  es    als  unser  Ziel 

einem  stets  wachsenden  Bruchteile  des  Menschengeschlechtes  die  Entwickelung  zur 
vollentfalteten  Eigenart,  zur  freien  Ausbildung  aller  seiner  Kräfte  und  Anlagen  zu 
ermöglichen ,  so  ergibt  sich  jetzt  die  Frage  nach  den  wirtschaftlichen  Voraussetz- 
ungen, nach  der  wirtschaftlichen  Verfassung,  die  in  Gegenwart  und  absehbarer  Zu- 
kunft die  Annäherung  an  dieses  Ziel  am  sichersten  in  Aussicht  stellen.« 

In  dem  folgenden  Abschnitte  wird  dann  der  wirtschaftliche  Libera- 
lismus besprochen.  Die  ursprünglichen  Grundgedanken  des  wirtschaftlichen  Li- 
beralismus kamen  aus  den  bekannten  Ursachen  nur  dem  Bürgertum  zu  gut.  Kein 
Wunder  daher,  wenn  die  wirtschaftlichen  und  sozialen  Ergebnisse  des  Liberalismus 
keine  befriedigenden  waren.  Die  grossen  Fortschritte,  die  derselbe  auf  so  vielen 
Gebieten  bewirkt  hat,  kommen  allerdings  teilweise  auch  den  unteren  Volksschichten 
zu  statten.  Wenn  die  Produktions-  und  Verkehrstechnik  eine  ungeahnte  Höhe  er- 
reicht hat ,  wenn  der  Reichtum  noch  in  weit  höherem  Masse  als  die  Bevölkerung 
zunahm,  wenn  grössere  Kreise  des  Volkes  als  früher  an  den  Gütern  der  Gesittung 
Teil  nehmen  und  sich  ihrer  Bestimmung  bewusst  sind,  so  darf  man  sich  nicht  wun- 
dern, wenn  das  von  so  viel  Glanz  geblendete  Auge  nicht  sogleich  die  tiefen  Schatten 
in  dem  Bilde  bemerkte.  Die  längst  Gemeingut  gewordenen  Gründe  hierfür ,  die  in 
dem  Charakter  der  Arbeit  als  Ware ,  in  der  untrennbaren  Verknüpfung  der  Person 
des  Besitzers  mit  dieser  Ware  und  in  dem  Umstände  liegen,  dass  die  Ware  Arbeit 
in  der  Regel  den  einzigen  Besitz  des  Arbeiters  bilden ,  werden  mit  voller  Klarheit 
entwickelt.  »Während  Recht  und  Moral  unserer  Zeit  den  Arbeiter  als  Menschen 
und  Selbstzweck  anerkennen,  macht  die  liberale  Wirtschaftsordnung  sein  Schicksal 
davon  abhängig,  dass  es  einem  Arbeitgeber  vorteilhaft  erscheint  ihn  zu  beschäftigen. 
Es  besteht  aber  keine  Gewähr  dafür,  dass  die  Unternehmer  stets  so  viel  Arbeit  be- 
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gehren,  als  angeboten  wird,  oder  dass  sie  die  Arbeit  nur  unter  Bedingungen  erhal- 
ten können,  die  den  Arbeitern  eine  menschenwürdige  Existenz  gestatten.«  Die 
Folgen  eines  solchen  Zustandes  sind  klar.  »So  hat  der  Liberalismus  trotz  der 
Freiheit  der  Arbeit  doch  dadurch  ,  dass  er  den  Arbeiter  in  Bezug  auf  die  Verwer- 
tung seiner  Arbeitskraft  den  Gesetzen  der  Warenproduktion  unterwarf,  die  soziale 
Lage  der  Arbeiterklasse  kaum  wirklich  verbessert.«  Die  weiteren  Darlegungen  der 
Wirkung  des  wirtschaftlichen  Liberalismus  auf  die  kleinen  Betriebe,  auf  die  im  In- 
teresse des  Ganzen  liegende  Produktion  und  auf  die  dem  allgemeinen  Interesse 
wünschenswerte  Konsumtion  können  hier  nicht  einmal  gestreift  werden.  Die  poli- 
tische Seite  des  Liberalismus  ergibt  sich  dann  aus  seinen  wirtschaftlichen  Wirkungen. 

Im  dritten  Abschnitte  wird  dann  das  direkt  entgegenstehende  System,  der  Kom- 
munismus, der  gleichen  Analyse  unterworfen.  Hier  ist  aber  die  Aufgabe  des 
Verfassers  eine  viel  schwierigere  geworden.  »Den  Kommunismus  in  der  gleichen  Weise 
zu  kritisieren ,  wie  den  Liberalismus  ist  unmöglich.  Der  Liberalismus  ist  That- 
sache,  der  Kommunismus  Hypothese,  Idee,  Glaube,  Hoffnung.«  ....  »Noch  gibt  es 
keinen  bestimmten  Grundriss  des  kommunistischen  Gesellschaftsbaues,  der  innerhalb 
der  kommunistischen  Richtungen  einer  allgemeinen  Anerkennung  sich  erfreuen  würde 
und  deshalb  mit  Recht  zum  Ausgangspunkt  der  Kritik  verwendet  werden  könnte«. 
Die  Kritik  sucht  daher  an  die  Programme  der  sozialdemokratischen  Partei  anzu- 
knüpfen, und  sie  geht  über  zu  den  als  wissenschaftlich  wertvoll  anerkannten  litera- 
rischen Leistungen  des  Kommunismus.  Der  wissenschaftlichen  Bedeutung  von  Marx 
und  Engels  wird  der  Verfasser  mit  der  grössten  Objektivität  gerecht.  Man  glaube 
die  Entwickelungsgesetze  der  kapitalistischen  Produktionsweise  entdeckt  zu  haben. 
Diese  Entwickelungstendenzen  aber  führen  unbedingt  zum  Kommunismus.  Die 
packende  Schilderung  des  Weges  auf  dem  die  kapitalistische  Produktionsweise  da- 
hinführt  ,  ist  aus  dem  »Kapital«  von  Marx  wörtlich  übernommen.  Dass  aber  die 
ganze  scharfsinnige  Deduktion  nicht  einwandfrei  ist ,  wird  an  dem  bäuerlichen  Be- 
trieb unter  Berufung  auf  Sehring  gezeigt.  Dieser  erklärte  auf  Grund  umfassender 
Studien  »der  bäuerliche  Betrieb,  und  zwar  nicht  allein  der  denkbar  höchst  ent- 
wickelte, sondern  die  heutige  ostdeutsche  Bauernwirtschaft,  ist  der  Konkurrenz  des 
Grossbetriebes  um  den  Bodenbesitz  durchaus  gewachsen  ;  sie  würde  sich  auch  ohne 
jeden  Schutz  neben  der  Grosslandwirtschaft  behaupten  können.  Ein  Akkumulations- 
gesetz besteht  für  den  Ackerbau  überhaupt  nicht,  die  vorherrschende  Tendenz  ist 
vielmehr  auf  V  e  r  k  1  e  i  n  e  r  u  n  g  der  grossen  Landwirtschaftsbetriebe  gerichtet«. 
Eine  weitere  interessante  Ausführung  beschäftigt  sich  damit,  dass  auch  bei  einer 
Herrschaft  des  Grossbetriebes  in  Gewerbe,  Handel  und  Landwirtschaft,  aus  einer 
solchen  Entwickelung  die  kommunistische  Wirtschaftsordnung  durchaus  noch  nicht 
mit  »Naturnotwendigkeit«  hervorgehen  müsse.  Was  zum  Schlüsse  die  Wirkung 
einer  etwaigen  kommunistischen  Wirtschaftsordnung  betrifft,  so  ist  es  bei  dem,  auch 
bei  den  Anhängern  dieses  Wirtschaftssystems  vorhandenen,  Mangel  einer  festen  Vor- 
stellung über  diese  Ordnung  schwer  hierüber  etwas  Vollständiges  zu  sagen.  Unter 
Zuhülfenahme  der  Grundlinien  einer  derartigen  Organisation,  welche  Schaffte  und 
Rodbertus  aus  Eigenem  den  nebelhaften  Andeutungen  der  Partei  beigefügt  haben, 
ergab  sich  für  den  Verfasser  im  Anschlüsse  an  die  hierüber  weitverbreitete  Beur- 
teilung ein  nach  so  vielen  Richtungen  höchst  unerwünschter  Zustand. 

Wenn  nun  sowohl  die  geschichtliche  Entwickelung  wie  die  aus  dem  Gewissen 
geschöpfte  Beurteilung  der  Bestimmung  der  Menschheit  und  der  Widerspruch  der 
vorhandenen    mit    den  vom  Gewissen  geforderten  Zuständen  auf   eine  Verbesserung 
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derselben  hindrängen  ,  wenn  anderseits  der  wirtschaftliche  Liberalismus  am  Ende 
seiner  günstigen  Leistungen  längst  angekommen  ist ,  und  eine  fortschreitende  Ver- 
schärfung der  Missstände  herbeiführt ,  während  der  Kommunismus  für  die  Ueber- 
windung  der  Schwierigkeiten  ernstlich  kaum  in  Betracht  kommen  kann ,  so  erhebt 
sich  die  Frage  nach  dem ,  was  in  der  Zukunft  zu  geschehen  hat ,  mit  nicht  abzu- 
weisender Dringlichkeit.  Der  Beantwortung  dieser  Frage  ist  das  dritte  Buch, 
Soziale  Reform  gewidmet.  —  Die  Ziele  der  sozialen  Reform ,  wie  sie  sich 
aus  dem  Vorangehenden  ergeben ,  sind  in  einer  knappen  Einleitung  treffend  ge- 
zeichnet. Der  ganze  Gegenstand  wird  in  drei  Abteilungen  im  Einzelnen  besprochen : 
der  wirtschaftliche  Fortschritt.     Freie  Organisationen.     Staat  und  Gemeinde. 

Der  wirtschaftliche  Fortschritt  wird  in  der  ersten  Abteilung  zu- 
nächst besprochen  unter  dem  Gesichtspunkte  des  Verhältnisses 
von  Arbeitslohn  und  Arbeitszeit  zur  Arbeitsleistung.  Die  hierin 
auch  innerhalb  der  liberalen  Wirtschaftsordnung  möglichen  Fortschritte  werden  in 
Kürze  im  Anschluss  an  die  eingehende  Behandlung  des  Gegenstandes  durch  Bren- 
tano nachgewiesen.  Dann  wird  übergegangen  auf  die  Verminderung  des 
Renl  enein  komme  ns.  Hier  sei  nur  auf  die  Bemerkungen  über  das  Fallen 
der  Besitzrente  und  die  dadurch  bewirkte  teilweise  Ausgleichung  der  ungünstigen 
Einkommensverteilung  verwiesen;  aber  auch  auf  die  gefährliche  akkumulierende 
Kraft  des  grossen  Land-  und  Kapitaleigentums,  welche  die  Wirkungen  des  Fallens 
der  Rente  aufzuheben  weiss.  Endlich  wird  die  Erhöhung  der  Lebenshal- 
tung als  ein  wichtiger  Faktor  des  wirtschaftlichen  Fortschrittes  aufgezeigt.  Eine 
unter  günstigen  Konjunkturen  errungene  Erhöhung  der  Lebenshaltung,  die  dann  zur 
Gewohnheit  geworden  ist,  wird  mit  zäher  Kraft  auch  in  ungünstigen  Zeiten  festge- 
halten. Darum  ist  es  ein  weit  über  den  Arbeiterstand  hinausgehendes  allgemeines 
Interesse,  dass  derselbe  die  errungenen  Verbesserungen  zur  Erhöhung  der  Lebens- 
haltung im  Ganzen  und  nicht  zu  einzelnen  vorübergehenden  Genüssen  verwendet. 

Ein  breiterer  Raum  ist  dem  folgenden  Abschnitte,  freieOrganisationen, 
gewidmet.  Hier  kommt  wohl  die  persönliche  Auffassung  des  Verfassers  ungeachtet 
der  wohlthuendsten  objektiven  Besprechungen  aller  Seiten  der  sozialen  Reform,  am 
meisten  zum  Ausdrucke.  Darüber,  dass  soziale  Reformen  nötig  sind,  und  dass  sie 
die  Signatur  der  kommenden  Zeiten  bilden,  sowie  darüber,  dass  diese  Reformen 
nicht  ohne  irgend  welche  Organisationen  der  Beteiligten  vor  sich  gehen  können,  ist 
man  bis  weit  nach  links  und  rechts  hin  einverstanden.  Darüber  aber,  ob  diese  Or- 
ganisationen der  sozialen  Reform  förderlicher  sind,  wenn  sie  freie  oder  wenn  sie  auf 
Grund  staatlicher  Gesetze,  innerhalb  der  von  diesen  zugelassenen  Grenzen  und  unter 
Mitwirkung  der  Behörden  bestehen,  gehen  die  Ansichten  weit  auseinander.  Selbst- 
verständlich hat  der  Berichterstatter  keinen  Anlass  zu  dieser  Frage  hier  irgend  wie 
Stellung  zu  nehmen.  Thatsächlich  sind  die  freien  Organisationen  dadurch  im  Vor- 
teil, dass  sie  schon  bis  zu  einem  gewissen  Grade  der  Entwickelung  bestehen  ,  und 
dass  man  sich  bezüglich  ihrer  Wirkungen  selbst  dann  auf  England  berufen  darf, 
wenn  diejenigen  Recht  haben  sollten,  welche  den  Umfang  dieser  Berufung  nicht 
für  zulässig  halten.  Die  erst  unter  staatlicher  Mitwirkung  zu  schaffenden  Organisa- 
tionen sind  bezüglich  der  kritischen  Besprechung  in  der  gleich  ungünstigen  Lage, 
in  der  sich  in  dieser  Beziehung  der  Kommunismus  befand.  Die  Kritik  weiss  mit 
ihnen  nicht  viel  anzufangen ,  weil  sie  keine  greifbare  Gestalt  haben.  Es  soll  aber 
schon  hier  darauf  hingewiesen  werden,  dass  der  Verfasser  um  diesen  in  den  that- 
sächlichen  Verhältnissen  liegenden  Nachteil    auszugleichen,    diese  Organisationen  so 
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bestimmt  als  nur  möglich  gefasst  und  in  der  für  sie  günstigsten  Weise  von  sich 
aus  ergänzt  hat.  Selbstversändlich  beweist  die  trotzdem  noch  vorhandene  ungün- 
stige Lage  dieser  letzteren  Organisationen  nicht  das  Geringste  bezüglich  ihrer  Be- 
deutung in  der  Zukunft  und  bezüglich  ihres  inneren  Wertes. 

In  dem  in  Rede  stehenden  Abschnitte  werden  bei  den  Gewerkvereinen 
die  Möglichkeit  und  die  Folgen  einer  durch  sie  bewirkten  Lohnsteigerung  erörtert, 
wobei  auf  die  Frage  der  Abwälzung  dieser  Lohnsteigerungen  besonders  hingewiesen 
werden  soll.  Die  Wirkung  der  Lohnsteigerungen  auf  die  einzelnen  Kategorieen  der 
Beteiligten  ist  unter  den  verschiedenen  in  Betracht  kommenden  Umständen  mit 
grosser  Schärfe  gezeichnet.  Diese  ganzen  Ausführungen  verdienen  die  grösste  Be- 
achtung. Die  Grenzen  der  Wirksamkeit  der  Gewerkvereine,  welche  vorzugsweise  in 
den  ungelernten  Arbeitern  und  in  der  Arbeitslosigkeit  liegen,  werden  nicht  verkannt 
und  ohne  jede  einseitige  Vorliebe  für  diese  Organisationen  gezogen.  Anschliessend 
daran  folgt  eine  Besprechung  der  Gebiete,  auf  denen  im  öffentlichen  Interesse  die 
Kampfmittel  der  freien  Organisationen  unzulässig  sind.  «Unter  diesen  Umständen 
werden  wir  also  Bedenken  tragen  müssen  die  Fortbildung  des  Arbeitsvertrages  über- 
all den  freien  Arbeiter-  und  Unternehmervereinigungen  zu  überlassen«  ....  »Die 
Kritik  des  Prinzips  den  Arbeitsvertrag  nur  durch  volle  Organisations-  und  Koali- 
tionsfreiheit fortzubilden ,  hat  demnach  zu  einem  zweifachen  Ergebnisse  geführt. 
Einmal  erweist  sich  dasselbe  als  unzureichend,  um  der  Masse  der  ungelernten  resp. 
mindergelernten  und  der  weiblichen  Arbeitskräfte  eine  namhafte  Verbesserung  ihrer 
Lage  zu  verschaffen.  Sodann  kann  es  aber  auch  aus  Gründen  der  öifentlichen 
Wohlfahrt  auf  gewisse  Arbeitergruppen  keine  Anwendung  finden,  die  sonst  mit  Hülfe 
dieses  Prinzipes  teilweise  gewiss  im  Stande  wären  ihr  Arbeitsverhältnis  zeitgemäss 
zu  entwickeln«.  —  Was  in  dem  Buche  über  die  freien  Hülfskassen,  die 
Konsumv  ereine  und  die  Produktiv-Assoziationen  gesagt  ist,  kann 
mit  Rücksicht  auf  den  Raum  hier  nicht  einmal  berührt  werden.  Auch  die  Ausfüh- 
rungen über  die  Wohlfahrtseinrichtungen  der  Arbeitgeber  können 
im  Hinblick  darauf,  dass  deren  sozialpolitische  Bedeutung  ziemlich  übereinstimmend 
beurteilt  wird ,  übergangen  werden.  Bei  den  Wohlfahrtseinrichtungen 
anderer  Art  finden  vor  Allem  diejenigen  anerkennende  Beachtung ,  die  auf 
eine  moralische  und  geistige  Erhebung  der  Arbeiterschaft 
hinarbeiten.  »Das  hohe  Interesse,  das  die  gebildeten  Klassen  an  diesem  Ziele  be- 
sitzen, bedarf  keiner  Erläuterung.  Es  ist  ja  klar,  dass  der  unaufhaltsam  wachsende 
Einfluss  der  Arbeiterklasse  auf  allen  Gebieten  des  sozialen  Daseins  umsoweniger  die 
Errungenschaften  unserer  Kultur  irgend  wie  gefährden  kann,  je  grösser  das  Verständnis 
der  Arbeiter  für  die  Güter  dieser  Kultur  bereits  geworden  ist.« 

Der  dritte  Abschnitt ,  Staat  und  Gemeinde,  schliesst  die  Besprechung 
derjenigen  sozialen  Reformen  in  sich,  welche  zum  Teil  erst  einer  künftigen  Entwicke- 
lung  angehören.  Einleitend  wird  darauf  hingewiesen  ,  dass  die  freien  Organisationen 
sich  noch  durchaus  im  Kreise  der  liberalen  Grundsätze  bewegen.  Das  Eingreifen  des 
Staates  war  hier  ausgeschlossen.  Was  so  erreicht  werden  kann  »ist  nicht  wenig, 
aber  noch  lange  nicht  genug.«  Im  Nachfolgenden  handelt  es  sich  um  diejenigen 
Reformen,  bei  deren  Ent Wickelung  das  Eingreifen  von  Staat  und  Verwaltungskörpern 
erfahrungsgemäss  nicht  entbehrt  werden  kann. 

Bei  der  Besprechung  der  Arbeiterschutz-  und  Arbeiterversiche- 
rungsgesetzgebung wird  darauf  hingewiesen ,  dass  es  heute  keinen  Kultur- 
staat mehr  giebt ,    in  dem  die  Ordnung  des  Arbeitsverhältnisses ,    wie  es  dem  Geiste 
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der  liberalen  Wirtschaftsordnung  entspricht,  durchaus  dem  Belieben  der  vertragschlies- 
senden  Parteien  überlassen  bleibt.  Hier  handelt  es  sich  im  übrigen  um  diejenigen 
Gebiete  der  Arbeiterfrage,  die  in  dem  verflossenen  Jahrzehnt  am  meisten  den  Gegenstand 
der  öffentlichen  Diskussion  gebildet  haben,  so  dass  an  dieser  Stelle  ein  Uebergehen  der 
Einzelfragen  gerechtfertigt  erscheint.  Ueber  die  Notwendigkeit  der  Weiterentwicke- 
lung herrscht  ohnedem  wenig  Meinungsverschiedenheit ,  das  Tempo  derselben  hängt 
aber  nicht  von  t^  .....^Len  Erörterungen  ab.  Hinsichtlich  der  Versicherung  sei  nur 
noch  bemerkt ,  dass  auch  dem  Verfasser  hier  die  Notwendigkeit  des  Eintretens  der 
Staaten  und  die  Zwangsversicherung  im  Hinblick  darauf  notwendig  erscheint,  dass  das 
Prinzip  der  Selbsthilfe  bis  jetzt  noch  nicht  im  Stande  gewesen  ist,  die  breiten  unteren 
Schichten  der  Arbeiterklasse  zu  erfassen. 

Bei  der  weiter  folgenden  Erörterung :  der  Staat  und  seine  Stellung 
zu  den  Koalitionen,  wird  auch  auf  die  schon  bei  der  Besprechung  der  Ge- 
werkvereine erwähnten  empfindlichen  Störungen  der  ganzen  Volkswirtschaft  hinge- 
wiesen, welche  durch  Arbeitsstreitigkeiten  entstehen  können.  Um  auch  für  diese  Fälle 
den  Arbeitern  Organisationen  zu  ermöglichen ,  wird  des  Näheren  auf,  durch  den 
Staat  anzubahnende,  Organisationen  hingewiesen ,  welche  zur  Zeit 
vielfach  erörtert  und  in  einigen  Staaten  versucht  werden.  --Wenn  nun  der  Staat,  wie 
wir  es  für  gerechtfertigt  halten ,  hier  zu  Gunsten  des  konsumierenden  Publikums  Or- 
ganisations-  und  Koalitionsfreiheit,  natürlich  für  Arbeitgeber  und  Arbeiter  in  gleicher 
Weise,  einschränkt,  dann  übernimmt  er  auch  die  Verpflichtung,  selbst  in  diesen  Ge- 
werben eine  allseitig  befriedigende  Fortbildung  des  Arbeitsverhältnisses  anzubahnen. 
Hier  halten  wir  eine  Behandlung  des  Arbeitsverhältnisses,  wie  sie  etwa  dem  bureau- 
kratischen  Sozialismus  vorschwebt,  für  ebenso  durchführbar  als  wünschenswert.«  Auch 
hier  handelt  es  sich  um  ein  Gebiet,  über  welches  die  Ansichten  unter  den  Vertretern 
der  sozialen  Reform  von  einander  abweichen.  Zweifellos  steht  aber  die  Frage ,  ob 
und  in  wie  weit  die  Koalitionsfreiheit  im  allgemeinen  Interesse  zu  beschränken  ist, 
im  engsten  Zusammenhange  mit  der  Richtung,  in  welcher  die  Organisation  der  Ar- 
beiter erfolgt,  ob  vollständig  frei  oder  in  staatlich  gebildeten  Körperschaften. 

Einer  der  wichtigsten  Abschnitte  des  letzten  Buches  ist  ohne  Zweifel  derjenige 
über  den  Einfluss  des  Staates  auf  die  Verteilung  des  Volksein- 
kommens. Einleitend  wird  auf  A.  Wagner  Bezug  genommen,  der  die  Steuer  ge- 
radezu bestimmt  »als  Zwangsbeiträge  der  Einzelwirtschaften  ,  teils  zur  Deckung  der 
allgemeinen  Staatsausgaben,  teils  zur  Herbeiführung  einer  veränderten  Verteilung  des 
Volkseinkommens.«  Eine  grosse  Anzahl  von  Anregungen  werden  nach  dieser  Richtung 
gegeben.  Anschliessend  hierin  wird  daran  erinnert,  dass  Staat  und  Gemeinde  in  sehr 
unmittelbarer  Weise  in  der  Lage  sind ,  auf  die  Einkommensverteilung  einen  Einfluss 
auszuüben.  »Hier  steht  dem  Staate  ein  weites  Feld  fruchtbarer  Reformen  offen.  Leider 
wird  die  thatsächliche  Haltung  des  Staates  als  Arbeitgeber  noch  in  den  meisten  Staaten 
in  erster  Reihe  von  rein  fiskalischen  Gesichtspunkten  bestimmt.« 

Die  Besprechung  der  sozialen  Aufgabe  der  Gemeinde  führt  auf  das 
vorzugsweise  ihrer  Thätigkeit  zugewiesene  Gebiet  der  Wohnungsfrage.  Wenn 
gesagt  wird :  »Es  giebt  ja  nur  wenige  soziale  Missstände,  über  die  wir  so  genau  unter- 
richtet sind« ,  so  muss  doch  an  die  aus  der  allerletzten  Zeit  herrührende  Darstellung 
der  Wiener  Wohnungszustände  von  Philippovich  erinnert  werden,  welche  uns  in  diesem 
Umfange  bis  jetzt  nicht  bekannte  soziale  Missstände  vorführt.  Ein  schlimmes  Zeichen 
der  Zeit  ist  es,  dass,  wie  öffentlich  mitgeteilt  wird,  die  ganze  bürgerliche  Presse  diese 
Veröffentlichung  wie    auf  Verabredung    totschweigt.     Mit    unserem    Buche     wird    man 


372  Litter  aiur. 

unbedingt  darin  einverstanden  sein,  wenn  weiter  gesagt  wird;  »Obgleich  auch  über 
die  Dringlichkeit  ernster  Reformen  unter  den  Fachmännern  gar  kein  Zweifel  besteht, 
so  sind  doch  gerade  auf  diesem  Gebiete  nur  sehr  bescheidene  Fortschritte  zu  ver- 
zeichnen.« Aus  den  scharfsinnigen  Ausführungen  des  Buches  über  mögliche  bessernde 
Eingriffe  und  ihren  inneren  Zusammenhang  ist  die  ganze  Schwierigkeit  des  Gegen- 
standes zu  ermessen.  Die  Beseitigung  der  herrschenden  Missstände  kann  nur  zusammen 
mit  anderen  sozialen  Fortschritten  erfolgen.  Von  den  gemachten  Vorschlägen  sei  nur 
der  der  Besteuerung  derWertsteigerung  des  städtischenGrund 
und  Bodens  genannt ,  welcher  eine  über  die  äusseren  Grundlinien  hinausgehende 
Skizzierung  gefunden  hat. 

Die  Sicherung  gegen  Arbeitslosigkeit  bildet  den  Schluss  des 
Buches.  Die  fundamentale  Bedeutung  der  Arbeitslosigkeit  für  alle  Fragen  der  sozialen 
Reform  ist  unbestritten.  Die  englischen  Gewerkvereine  haben  daher  schon  früh  auf 
diesem  Gebiete  eingesetzt  und  haben  auch  für  einen  engeren  Kreis  von  Arbeitern 
anerkennenswerte  Erfolge  erzielt.  Die  Erörterung  der  Möglichkeit  der  Abhilfe  von 
einem  allgemeineren  Standpunkte  aus  gehört  aber  erst  der  jüngsten  Zeit  an.  Es 
konnten  daher  auch  nur  einzelne  mögliche  Arten  der  Regelung  der  Grenzen  ihrer 
Wirksamkeit  und  ihrer  wahrscheinlichen  Folgen  skizziert  werden.  Voraussichtlich  wird 
die  Frage  der  Arbeitslosigkeit,  wenn  vielleicht  zunächst  auch  nur  hinsichtlich  der  Bildung 
fester  Begriffe  und  der  statistischen  Erfassung  für  die  nächste  Zeit  ein  Gegenstand 
allgemeiner  Erörterung  bleiben. 

Wir  sind  am  Schlüsse  angelangt.  Wenn  wir  im  Eingange  nachzuweisen  gesucht 
haben ,  dass  eine  Einführung  in  die  Arbeiterfrage  im  Sinne  unseres  Buches  für  weite 
Kreise  allerdings  ein  Bedürfnis  ist,  so  dürfte  ferner  aus  den  vorstehenden  einzelnen 
Ausblicken  auf  seinen  Inhalt  hervorgehen ,  dass  die  gestellte  Aufgabe  auf  das  Beste 
gelöst  wurde.     Möge  dem  Buche  die  verdiente  Wirksamkeit  beschieden  sein. 

Karlsruhe,   Ende  Juli  1894.  Wörishoffer. 


Die  Folgerungen  der  Bodenreinertragstheorie  für  die  Erziehung  und  die  Um- 
triebszeit  der  wichtigsten  deutschen  Holzarten,  bearbeitet  in  Verbindung  mit  mehreren 
Fachgenossen  und  herausgegeben  von  Dr.  H.  Martin,  Kgl.  Preuss.  Forstmeister. 
Erster  Band,  enthaltend :  i.  Nationalökonomische  Grundlagen.  —  2.  Untersuchungen 
über  Umtriebszeit ,  Boden-  und  Waldrenten  in  reinen  Buchenhochwaldungen  vom 
Herausgeber.     Leipzig,  Druck  und  Verlag  von  B.  G.  Teubner.    1894. 

Im  Vorworte  hebt  der  Verfasser  mit  Recht  hervor ,  dass  es  sich  bei  der  erst- 
maligen Herausgabe  einer  derartigen  Schrift  mehr  um  aneinander  gereihte  Bruch- 
stücke als  um  eine  in  sich  gegliederte  und  einheitlich  gestaltete  Darlegung  handele. 
Wollte  der  Verfasser  die  letztere  erreichen,  so  musste  er  warten,  bis  die  ganze  Be- 
arbeitung vorlag  ;  er  konnte  dann  das  Allgemeine  und  Spezielle  des  Buches  aus- 
einanderhalten ,  was  offenbar  der  Uebersichtlichkeit  und  Verständlichkeit  zu  Gute 
kommt.  Das  Material,  welches  der  vorliegende  Band  aus  der  Praxis  verwertet,  ent- 
stammt dem  eigenen  Verwaltungsbezirke  des  Verfassers,  der  Oberförsterei  Jesberg 
im  Regierungsbezirke  Kassel.  Damit  ist  der  unverkennbare  Vorteil  verknüpft,  dass 
der  Verfasser  nur  ihm  ganz  genau  Bekanntes  als  Grundlage  benutzt,  aber  auch  die 
Gefahr  einer  gewissen  Einseitigkeit  vor  das  Auge  gerückt.  Der  Verfasser  erklärt, 
dass  er  zur  Herausgabe  des  Buches  namentlich  durch  den  3.  Teil  des  isolierten 
Staates  von  yoh.  Heinrich  von   Thüjten ,    durch    die  Holzertragsregelung  der  Hoch- 
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Wälder  von  W.  Jäger  und  durch  die  in  dieser  Zeitschrift  von  1867  und  1871  ent- 
haltenen Artikel  von  Helfer  ich ,  sowie  durch  die  neueren  Schriften  von  Borggreve 
veranlasst  worden  sei.  Da  er  überdies  von  vornherein  betont,  dass  er  vielfach  den 
Ansichten  von  Helferich  und  Borggreve  entgegenzutreten  habe  ,  so  wäre  es  wohl 
nicht  unzweckmässig  gewesen ,  hierbei  auch  der  Arbeilen  Judeich'-ä  zu  gedenken. 
Die  Artikel  Judeich'%  im  Tharandter  forstlichen  Jahrbuch  von  1869,  1870,  1872  und 
1874  waren  für  die  Klärung  dieser  Frage  von  grosser  Bedeutung.  Für  den  nächsten 
Band  sind  Ergänzungen  des  ersten,  namentlich  aber  Untersuchungen  für  die  Fichte 
und  Weisstanne  —  entsprechend  den  jetzt  für  die  Buche  vorliegenden  —  in  Aus- 
sicht gestellt. 

In  der  Einleitung  {{5  i)  behandelt  der  Verfasser  den  gegenwärtigen  Stand 
der  Bodenreinertragstheorie  und  ihrer  Anwendung  in  einer  Art ,  welche  vielfach 
Zeugnis  für  die  Vorurteilsfreiheit  und  den  praktisch  wohlgeschulten  Blick  ablegt. 
Wenn  hier  Eingangs  gesagt  wird  ,  dass  seit  dem  Erscheinen  der  Borggreve' sehen 
»Forstreinertragslehre«,  vor  15  Jahren,  weder  in  der  forstlichen  Litteratur  noch  in 
den  Versammlungen  der  praktischen  Forstmänner  der  Kampf  zwischen  den  An- 
hängern der  Waldreinertragstheorie  und  der  Bodenreinertragslehre  keine  entsprechende 
Beachtung  mehr  gefunden  habe  ,  so  möchten  wir  das  nicht  unbeanstandet  lassen. 
In  mehreren  forstlichen  Zeirschriften  hat  diese  Kontroverse  immerhin  einen  breiten 
Raum  beansprucht  und  es  darf  auch  nicht  übersehen  werden,  dass  Judeich'%  »Forst- 
einrichtung«, welche  ganz  auf  dem  Boden  der  Reinerlragslehre  steht,  innerhalb  dieser 
Zeitperiode  3  Auflagen  —  die  5.  1893  —  erlebte.  Sehr  richtig  hebt  der  Verfasser 
hervor,  dass  die  in  der  neueren  Zeit  mehr  in  den  Vordergrund  geschobene  kräftigere 
Durchforstung  im  höheren  Stangenholzalter  und  die  natürliche  Verjüngung  für  die 
praktische  Anwendung  der  Bodenreinertragstheorie  von  besonders  günstigem  Ein- 
flüsse sein  muss.  Eine  Verminderung  des  Materialvorrates  durch  spätere  Durch- 
forstungen und  langsam  geführte  Lichtungsschläge,  also  in  einem  Alter,  in  dem  ge- 
wöhnlich die  Verzinsung  ungenügend  wird,  liegt  gewiss  in  der  Tendenz  dieser  Lehre 
und  ist  schon  vor  mehr  als  30  Jahren  in  unzweideutigster  Form  von  Pressler  ge- 
fordert worden.  Das  sogenannte  Pressler'sc^e  Hochwaldsideal,  welches  uns  bei  der 
Herausgabe  unserer  Schrift  über  Forst  und  Forstbetriebs-Einrichtung  im  Jahre  1888 
geleitet  hat,  findet  in  solchen  waldbaulichen  Strömungen  der  Neuzeit  doch  eine 
sehr  beachtenswerte  Verwirklichung.  Wenn  abv/eichend  hiervon  in  Sachsen,  das 
gewöhnlich  als  die  Heimat  des  Reinertragswaldbaues  genannt  wird,  die  Vorverjüngung 
ganz  auffällig  hinter  den  Kahlschlagbetrieb  zurücktritt,  so  ist  das  nicht  nur  in  den 
Boden-  und  namentlich  klimatischen  Verhältnissen  begründet,  sondern  auch  finanziell 
durch  die  peinlichste  Ausnutzung  des  Bestandesmateriales  völlig  gerechtfertigt. 

Man  muss  dem  Verfasser  beipflichten,  dass  in  der  forstlichen  Praxis  die  Gegen- 
sätze zwischen  Wald-  und  Bodenreinertragslehre  viel  weniger  hervortreten,  als  nach 
deren  prinzipiellen  Darstellung  zu  erwarten  wäre ;  namentlich  nur  hinsichtlich  des 
Durchforstungsgrades  und  der  Hiebsmasse  machen  sie  sich  geltend.  Hierin ,  wie 
auch  bis  zu  einem  gewissen  Grade  in  der  Methode  ,  welche  zur  Einführung  der 
Bodenreinertragslehre  gewählt  wurde,  bezw.  gewählt  werden  musste,  mag  ein  Grund 
für  eine  verzögerte  Anwendung  derselben  in  der  Praxis  gefunden  werden  können. 
Dass  Pressler  das  mathematische  Element  vorherrschen  Hess ,  ist  wohl  zuzugeben, 
aber  keineswegs  vernachlässigt  er  so  die  allgemeinwirtschaftlichen  und  forstlichen 
Gesichtspunkte,  wie  der  Verfasser  anzunehmen  scheint.  Man  denke  nur  2l\\  Pressler'% 
j> Waldbau  des  Nationalökonomen«.    Der  von  Röscher  ganz  allgemein  ausgesprochene 
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Satz  »dass  der  Vorteil  der  mathematischen  Methode  immer  mehr  verschwindet,  je 
komplizierter  die  Thatsachen  werden ,  auf  die  man  sie  anwendet ,  und  dass  die 
algebraischen  Formeln  so  verwickelt  werden  würden,  dass  sie  das  Weiterarbeiten 
fast  unmöglich  machen«  ,  ist  gewiss  auch  für  die  Forstwirtschaft  bedeutungsvoll ; 
deshalb  haben  Pressler  und  namentlich  yudeick  eben  nicht  sich  mit  der  starren 
Formel  allein  begnügt,  sondern  wirtschaftliche  Erwägungen  in  dieselbe  hineingetragen. 
Sie  haben  nicht  das  Prinzip  der  Lehre  einer  einseitigen  Methode  oder  Formel  ge- 
opfert. Aber  entbehrlich  ist  für  einen  präzisen  Ausdruck  des  Nutzeffekts  die  Formel 
nicht.  Die  Schwierigkeit  der  Beschaffung  der  einzelnen  Elemente  der  Formel  ist 
jedem  Vertreter  der  Bodenreinertragslehre  gewiss  bekannt,  die  Unsicherheit  der  Fak- 
toren ist  aber  nicht  bloss  eine  Eigentümlichkeit  der  Bodenrententheorie ,  sie  haftet 
jeder  Methode  an,  welche  mit  der  variablen  Grösse  der  Holzpreise,  des  Zinsfusses  etc. 
zu  rechnen  hat. 

Der  erste  Teil  der  Schrift ,  welcher  die  nationalökonomischen 
Grundlagen  und  die  Methode  behandelt,  bespricht  die  wirtschaftliche  Natur 
der  stehenden  Holzvorräte ,  die  Geschichte  der  Bodenreinertragstheorie ,  die  Zu- 
nahme der  Intensität  des  forstlichen  Betriebes  mit  dem  Fortschreiten  der  volkswirt- 
schaftlichen Kultur  ,  den  forstlichen  Zinsfuss ,  das  Verhältnis  zwischen  Gebrauchs- 
und Tauschwert  beim  Holze  ,  den  Einfluss  forstwirtschaftlicher  Prinzipien  auf  das 
Volkseinkommen,  die  Beziehungen  des  Staates  zur  Bodenreinertragstheorie,  die  Me- 
thode der  Untersuchungen,  die  Berechnung  der  stehenden  Holzvorräte. 

Der  Verfasser  sucht  zunächst  die  Frage  zu  beantworten ,  ob  die  stehenden 
Holzvorräte  als  Betriebskapitalien  anzusehen  seien  oder  nicht.  Hat  der  Material- 
vorrat den  Charakter  eines  Betriebskapitals,  dann  ist  auch  seine  Verzinsung  im  Sinne 
der  Bodenreinertragstheorie  zu  fordern.  Erst  muss  man  die  wirtschaftliche  Natur 
des  Holzvorrates  theoretisch  hinreichend  genau  festlegen,  ehe  man  Schlüsse  für  die 
Praxis  zieht.  Wie  notwendig  das  ist,  zeigt  recht  deutlich  die  irrtümliche  Annahme, 
in  welche  man  verfiel ,  da  man  als  eine  Konsequenz  der  Bodenreinertragslehre  die 
Veräusserung  der  Staatsforsten  und  ein  Verlassen  des  Hochwaldbetriebes  in  Betracht 
zog.  Solche  Unterstellungen  können ,  da  hat  der  Verfasser  ganz  recht ,  nur  den 
Fortschritt  hemmen  und  die  Anschauungen  verwirren,  obgleich  sie  bei  urteilsfähigen 
Forstwirten  keinen  bleibenden  Eindruck  hinterlassen.  Mit  anerkennenswerter  Klar- 
heit sucht  der  Verfasser  nachzuweisen  ,  dass  der  nationalökonomische  Begriff  des 
Kapitals  auf  die  Holzvorräte  der  grossen,  in  geordnetem  Betriebe  stehenden  (deut- 
schen) Waldungen  Anwendung  verdient ;  es  handelt  sich  um  Produkte ,  welche  zu 
fernerer  Produktion  aufbewahrt  werden  (Röscher),  einen  wirtschaftlichen  Wert  be- 
sitzen und  der  Verfügung  eines  Eigentümers  unterliegen. 

Die  Thatsache,  dass  die  heutigen  Bestände  zum  Teil  noch  durch  die  Natur, 
ohne  Mitwirkung  von  Kapital  und  Arbeit  geschaffen  sind ,  nur  in  beschränktem 
Masse  verwertbar  erscheinen  und  ausser  der  Holzerzeugung  noch  anderen  Zwecken 
im  Haushalte  der  Natur  und  der  Volkswirtschaft  dienen,  kann  die  Kapitalseigen- 
schaft des  Holzvorrates  nicht  aufheben.  Der  Verfasser  sieht  in  Uebereinstimmung 
mit  Helferich  den  Holzvorrat  als  stehendes  Kapital  an  und  betrachtet  ihn  als  eine 
konstante  Grösse,  weil  der  jährlich  durch  den  Hieb  ausscheidende,  umlaufend  wer- 
dende Kapitalteil  durch  den  Zuwachs  Ersatz  findet.  Wir  wollen  hier  dem  alten 
fruchtlosen  Streit,  ob  der  Holzvorrat  ein  stehendes  oder  umlaufendes  Kapital  ist, 
nicht  neue  Nahrung  geben ;  jedenfalls  kommt  es  ganz  darauf  an  ,  wie  wir  den  Be- 
griff »stehend«  und  »umlaufend«   auffassen  und  ist  es  vielleicht  nicht  das  Schlechteste, 
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wenn  wir  den  Holzvorrat   wenigstens  zu    den  sehr   langsam    umlaufenden  Kapitalen 
zählen. 

Zur  Geschichte  der  Bodenreinertragstheorie  erwähnt  der  Verfasser ,  dass  er  in 
Pfeil,  Hundeshagen ,  König  und  von  Thünen  deren  eigentliche  Begründer  ansehen 
müsse.  Es  ist  zuzugeben,  dass  der  Bodenreinertragswirtschaft  von  Pfeil  eine  prak- 
tische und  von  Hundeshagen  eine  theoretische  Unterlage  geschaffen  worden ,  von 
König  deren  Elemente  gründlich  bearbeitet  und  von  von  Thünen  ihr  nationalökono- 
misches Prinzip  richtig  unterstellt  worden  ist,  aber  trotzdem  muss  daran  festgehalten 
werden,  dass  Pressler  der  erste  war,  welcher  1858  in  seinem  »rationellen  VValdwirt» 
mit  einem  wohlgeordneten  und  gründlich  durchdachten  System  der  Bodenreinertrags- 
lehre vor  das  Forum  der  gesamten  Forstwelt  trat ,  ihr  gewissermassen  als  Spiegel 
vorhielt  und  sie,  wie  bekannt,  in  nicht  geringe  Aufregung  versetzte.  Hätte  Pressler 
nicht  etwas  auffallend  Neues  gebracht,  so  würde  er  gewiss  nicht  so  viel  Opposition 
gefunden  haben  ,  als  geschehen  ist.  Auf  die  Bekämpfung  dieser  Opposition  war 
aber  Pressler  so  gefasst,  wie  es  nur  einer  sein  kann,  der  bereits  lange  Zeit  an  dem 
Ausbau  seiner  Lehre  gearbeitet  hat.  Es  ist  deshalb  Pressler  das  Verdienst,  für  die 
Forstwirtschaft  dem  Prinzip  der  Bodenreinertragslehre  die  Bahn  gebrochen  und  eine 
bestimmte  Form  gegeben  zu  haben ,  nicht  abzustreiten.  Die  Frage  des  Verfassers 
an  die  Nationalökonomen ,  welche  gegen  die  Bodenreinertragslehre  Stellung  ge- 
nommen haben,  ob  sie  die  bodenwirtschaftlichen  Grundsätze  von  Thünen's,  die  mit 
den  Pressler'i,c\iQn  grundsätzlich  übereinstimmen ,  als  unrichtig  bezeichnen  wollen, 
halten  wir  für  ganz  berechtigt. 

In  logischer  Konsequenz  beweist  der  Verfasser  die  Steigerung  der  Intensität 
des  forstlichen  Betriebes  mit  dem  Fortschreiten  der  volkswirtschaftlichen  Kultur 
und  bekämpft  er  die  Bor ggreve' sehe  Annahme,  dass  selbst  für  die  meisten  Staats- 
forsten zur  Zeit  eine  Periode  abnehmender  Kapitalsintensität  bestehen.  Auch  ist  es 
gewiss  richtig,  dass  früher,  als  die  Erzeugung  von  Brennholz  im  Vordergrunde  stand, 
ein  niedrigerer  Umtrieb  wie  gegenwärtig  —  unter  dem  Einfluss  der  Bodenreinertrags- 
theorie mit  ihrem  ausgesprochenen  Streben  nach  vollwertigem  Nutzholz  —  in's  Auge 
gefasst  wurde.  Friedrich  der  Grosse  hielt  für  die  preussischen  Staatsforsten  an 
einer  70jährigen  Umtriebszeit  fest  und  zwar  zu  einer  Zeit ,  in  der  von  dem  heute 
immer  mehr  hervortretenden  Einfluss  energischer  Durchforstung  auf  die  Starkholz- 
erziehung noch  keine  Kenntnis  vorlag.  Es  ist  eine  unberechtigte  Annahme,  dass 
die  Bodenreinertragslehre  zu  einer  unnatürlichen  Herabsetzung  des  Umtriebes  führe; 
sie  will  nur  einer  Verlustwirtschaft  vorbeugen,  die  abnorm  hohe  Umtriebe  mit  sich 
bringen  und  mittelst  einer  rationellen  Bestandespflege  den  Vorteil  des  Lichtungszu- 
wachses benutzen.  Diese  Lehre  verlangt  eine  Steigerung  der  Bodenrente  bei  thun- 
lichst  intensiver,  kapitalskräftiger  Wirtschaft. 

Ebenfalls  einverstanden  sind  wir  mit  des  Verfassers  Abhandlung  über  den  forst- 
lichen Zinsfuss.  Im  allgemeinen  ist  anzuerkennen,  dass  derselbe  etwas  niedriger 
sein  kann,  als  der  Zinsfuss  anderer  Zweige  des  gewerblichen  Lebens.  Bei  uns  be- 
trägt jetzt  der  landesübliche  Zinsfuss  kaum  3  '/a  Proz. ;  wir  können  bei  der  Forst- 
wirtschaft mit  3  Proz.  recht  wohl  zufrieden  sein  und  die  von  Helferich  und  Borggreve 
geforderte  Verzinsung  zu  5  und  6  Proz.  in  das  Reich  der  Fabel  verweisen.  Der 
Verfasser  unterstellt  für  Laubholz  2  —  3,  für  Nadelholz  2  72  — 3  V2  Proz.  Die  etwas 
niedrigere,  waldfreundliche  Verzinsung  bei  der  Forstwirtschaft  ist  gerechtfertigt  durch 
die  Stetigkeit,  Sicherheit  und  Annehmlichkeit  der  Kapitalsanlage,  dmrch  deren  lang- 
andauernde Wirkung,  durch  die  steigende  Tendenz  der  Holzpreise  und  der  Material- 
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ertrage.  Für  wohl  beachtenswert  halten  wir  des  Verfassers  Ansicht  über  das  Ver- 
hältnis zwischen  Gebrauchs-  und  Tauschwert  beim  Holze,  wenngleich  wir  zugestehen, 
dass  die  mehr  der  Oberfläche  der  Erscheinungen  angehörenden  zukünftigen  Preis- 
verhältnisse von  der  Bodenreinertragstheorie  nicht  in  grösserem  Umfange  als  eben 
auch  von  der  Waldreinertragstheorie  benutzt  werden  brauchen.  Die  Borggreve' sehe. 
Ansicht,  dass  der  Preis  oder  Tauschwert  des  Holzes  in  einem  Gegensatz  zu  seinem 
Gebrauchswerte  stehe,  ist  zurückzuweisen ,  weil  offenbar  hier  ein  Abhängigkeitsver- 
hältnis vorliegt.  Da  aber  ein  Gegenstand  ohne  Gebrauchswert  keine  wirtschaftliche 
Bedeutung  hat ,  so  ist  es  erklärlich  ,  dass  die  Forstwirtschaft  auf  diesen  Wert  zu- 
nächst Rücksicht  nimmt. 

Bei  Besprechung  des  Einflusses  forstwirtschaftlicher  Prinzipien  auf  das  Volks- 
einkommen beanstandet  der  Verfasser  die  namentlich  von  Helferich  und  Schäffle  ver- 
tretene Ansicht,  dass  die  Bodenreinertragslehre  wohl  privatwirtschaftlich  richtig  sei, 
dagegen  vom  volkswirtschaftlichen  Standpunkte  keine  allgemeine  Berechtigung  zuge- 
standen erhalten  könne.  Es  ist  ein  ungerechtfertigter  Vorwurf,  dass  die  Boden- 
reinertragslehre lediglich  die  privat-wirtschaftliche  Spekulation  auf  den  Schild  er- 
hebe und  einen  volkswirtschaftlich  höheren  Gesichtspunkt  nicht  kenne.  Im  Gegenteil 
will  diese  Lehre  eine  innere  Beziehung  zwischen  den  Konsequenzen  wirtschaftlicher 
Grundsätze  mit  den  unerlässlichsten  Grundbedingungen  der  Forstwirtschaft  herstellen. 
Wenn  Pressler  die  höchste  Blüte  jeder  Einzelwirtschaft  fordert,  so  liegt  das  auch  im 
Interesse  der  Gesamtwirtschaft.  Die  Waldreinertragstheorie  dagegen ,  welche  die 
Grösse  des  stehenden  Kapitals  (Holzvorrats)  nicht  beachtet,  befindet  sich  viel  eher 
mit  der  Volkswirtschaft  im  Widerspruch.  Sie  ist  ein  Ausfluss  des  wichtigen  physio- 
kratischen  Systems  und  hat  deshalb  namentlich  für  den  Hochwaldbetrieb  im  Gross- 
besitz heilsam  gewirkt.  Aber  diese  Wirkung  ist  doch  immerhin  mehr  nur  eine  theo- 
retische geblieben,  weil  die  Waldreinertragslehre  so  hohe  Umtriebe  fordert,  dass  diese 
selten  ein  Waldbesitzer  einhalten  wird  und  kann.  Wenn  nun  die  physiokratische 
Lehre  wegen  ihrer  Einseitigkeit  allmählich  durch  die  neueren  nationalökonomischen 
Strömungen  überwunden  worden  ist,  so  wird  auch  ihr  Kind,  die  Waldreinertrags- 
theorie, ihre  Herrschaft  abtreten  müssen  und  zwar  an  die  Bodenreinertragslehre.  In 
interessanter  Weise  schildert  der  Verfasser  die  Beziehungen  des  Staates  zur  Boden- 
reinertragstheorie. Er  räumt  dem  Staate  den  gebührenden  Einfluss  auf  die  Ordnung 
der  forstlichen  Verhältnisse  ein,  weist  nach,  wie  fast  immer  das  Interesse  des  Ganzen 
mit  dem  Gedeihen  des  Einzelnen  beim  Waldbetriebe  in  Harmonie  stehe  und  ge- 
langt zu  dem  Schlüsse,  dass  »ein  allgemeiner  prinzipieller  Gegensatz  zwischen  dem 
gemeinwirtschaftlichen  Prinzip  ,  welches  die  dauernde  Befriedigung  des  Volkes  mit 
Forstprodukten  erstrebt  und  dem  privatökonomischen,  welches  die  Erzeugung  der 
höchsten  Bodenrente  und  der  besten  Verzinsung  der  forstwirtschaftlichen  Kapitalien 
zu  erzielen  sucht,   in  der  That  nicht  besteht.« 

Durch  die  Ablösung  der  Servituten ,  Verminderung  der  freihändigen  Abgabe, 
Verallgemeinerung  des  öffentlichen  auktionsweisen  Verkaufs  sind  auch  in  die  Staats- 
forstwirtschaft immer  mehr  die  privatökonomischen  Grundsätze  eingedrungen,  die  einem 
wohlgeordneten  Privatforstbetrieb  eigen ;  dadurch  ist  aber  weder  in  den  physikalischen 
Wirkungen  des  Waldes,  noch  in  der  Fürsorge  des  Staates  für  den  Holzbedarf  seiner 
Angehörigen  eine  nachteilige  Aenderung  herbeigeführt  worden.  Als  Methode  der 
Untersuchungen  will  der  Verfasser  weder  die  Heyer'scht  des  Unternehmergewinnes 
oder  der  Verzinsung  des  Produktionsaufwandes,  noch  die  Pressler' seht  Weiserformel 
angewendet    wissen.     Gegen    die  Heyer'schtn  Verfahren    macht    er    die  Schwierigkeit 
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der  Bodenwertberechnung  geltend  und  gegen  den  Prrss/er'schen  Weg  wendet  er  ein, 
dass  er  lediglich  dem  aussetzenden  Betrieb  angepasst  sei.  Hierbei  geht  unseres  Er- 
achtens  der  Verfasser  aber  zu  weit ,  wenngleich  zugestanden  werden  .soll ,  dass  die 
Bestimmung  mancher  Faktoren  der  für  den  Boden-Erwartungswert,  Boden-Kostenwert 
und  für  das  Weiserverfahren  aufgestellten  Formeln  nicht  immer  leicht  und  einfach 
von  statten  geht.  Die  Unsicherheit  der  Faktoren,  die  Schwierigkeit  ihrer  Bestimmung 
ist  nicht  bloss  den  Formeln  der  Bodenreinertragstheorie  vorzuwerfen  ,  sie  trifft  alle 
anderen  Methoden ,  welche  ein  brauchbares  Anhalten  gewähren  wollen ,  in  gleichem 
Masse.  Die  litterarische  Korrespondenz  zwischen  Helferich  und  yudeich  hat  unzweifel- 
haft nachgewiesen,  dass  auch  die  Vertreter  der  Reinertragslehre  die  Werte  des  Bodens 
und  seiner  Rente  als  unbekannte  Grössen  betrachten,  die  sich  erst  aus  der  Wirtschaft 
entwickeln  müssen.  Es  ist  klar ,  dass  die  Bodenrente  und  die  Holzvorratsrente  ge- 
trennt zu  bestimmen  sind  ,  was  am  einfachsten  dadurch  geschieht ,  dass  man  die  er- 
mittelte Vorratsrente  von  der  Rente  des  ganzen  Waldes  in  Abzug  bringt.  Für  die 
Bodenrente  eines  im  kontinuierlichen  Betrieb  befindlichen  Waldes  bringt  der  Verfasser 
die  Formel  A  -|-  D  —  N.  o,op  —  (C  -]-  V)  in  Anwendung,  welche  bereits  v.  Thünen 
unterstellt  hat.  Hierin  bedeutet  A  den  Haubarkeits-  oder  Abtriebsertrag,  D  die  Durch- 
forstungserträge,  N  den  normalen  Vorrat,  C  die  jährlichen  Kulturkosten,  V  die  jähr- 
lichen Kosten  für  Verwaltung,  Schutz  und  Steuern  und  p  den  Zinsfuss.  Die  für  den 
aussetzenden  Betrieb  zunächst  entwickelte  und  für  den  jährlichen  Nachhaltsbetrieb 
ebenfalls  gültige  Bodenwertformel  Pressler's  etc.  verlangt  bekanntlich  gegenüber  der 
obigen  Formel  eine  Vernachwertung  der  Durchforstungserträge  auf  den  Zeitraum 
zwischen  Umtriebsalter  und  Eingangsjahr.  Bei  der  Berechnung  des  Wertes  der  Be- 
stände bezw.  des  normalen  Vorrates  unterstellt  der  Verfasser  lediglich  den  Verbrauchs- 
wert, sieht  also  vom  Erwartungs-  und  Kostenwerte  ab. 

Je  ausführlicher  wir  bei  der  Besprechung  der  nationalökonomischen  Grundlagen 
der  Forstwirtschaft  vorgegangen  sind,  um  so  kürzer  können  wir  uns  bei  der  Beurtei- 
lung der  Untersuchungen  über  Umtriebszeit,  Boden-  und  Waldrenten  in  reinen  Buchen- 
hochwaldungen, also  des  zweiten  Teiles  der  Mariin'schen  Schrift  fassen.  Dieser 
spezielle  Teil  wird  erst  dann  zur  vollen  Geltung  kommen,  wenn  hinsichtlich  der  an- 
deren Hauptholzarten  dieselben  Bearbeitungen  wie  für  die  Buche  vorliegen,  und  dann 
zu  einem  Vergleiche  auffordern.  In  demselben  werden  die  bestreffenden  Untersuch- 
ungen zunächst  ohne  Rücksicht  auf  Durchforstungen  und  Lichtungen  und  sodann 
nnter  dem  Einfluss  der  Durchforstungen  behandelt,  wird  ferner  der  Einfluss  von  Licht- 
ungen auf  den  Reinertrag  des  Bodens  in  geschlossen  erzogenen  Buchenhochwaldungen 
geschildert.  Diese  ausserordentlich  fleissige ,  litterarisch  wohl  begründete  und  auf 
praktische  Untersuchungen  gestützte  Arbeit  umfasst  177  Druckseiten.  Bei  der  Durch- 
sicht derselben  haben  wir  den  Gedanken  nicht  ganz  unterdrücken  können ,  ob  es 
nicht  möglich  gewesen  wäre ,  die  Darstellung  etwas  gedrängter  zu  halten.  Es  mag 
auffallend  erscheinen,  dass  der  Verfasser  gerade  den  in  neuerer  Zeit  wegen  seiner  ge- 
ringen Rentabilität  angefeindeten  Buchenw'ald  für  Untersuchungen  hinsichtlich  des 
grössten  Bodenreinertrags  als  Ausgang  nimmt.  Zugegeben  werden  muss  ihm  aber 
gewiss,  dass  der  reine  Buchenhochwald  noch  in  grosser  Ausdehnung  vorhanden  ist, 
nicht  so  ohne  weiteres  umgewandelt  werden  kann  und  ein  besonders  wichtiges  forst- 
wirtschaftliches Problem  der  Zukunft  einschliesst.  Der  finanziell  berechtigte  Wunsch, 
nutzholztüchtige  Holzarten  reichlich  in  die  Buchenbestände  einzusprengen,  wird  nicht 
so  weit  gehen  dürfen ,  dass  der  Charakter  und  die  Verjüngungsfähigkeit  der  Buche 
verwischt  wird.    Es  ist  gerade  in  den  letzten  Jahren  auf's  neue  die  grosse   Sicherheit, 
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welche  die  Buche  in  unsere  Wälder  trägt,  hervorgetreten,  man  darf  deshalb  auch  an 
die  Buchenhochwaldwirtschaft  den  niedrigsten  forstlichen  Zinsfuss  anlegen.  Die  Buche 
ist  und  bleibt  die  beste  Nährmutter  des  Waldes,  schützt  gegen  Kalamitäten  aller  Art 
am  meisten,  auch  die  zu  ihr  tretenden  wertvolleren  Holzarten  in  dankbarster  Weise, 
gewinnt  immer  mehr,  wenn  auch  langsam,  an  Nutzholztiichtigkeit,  giebt  den  Massstab 
für  die  Beurteilung  des  Brennwertes  der  anderen  Holzarten  ab  und  ist  der  Baum, 
welcher  landschaftliche  Kraft  und  Schönheit  in  seltener  Harmonie  zum  Ausdruck 
bringt.  Ohne  Beachtung  der  Durchforstung  gelangt  der  Verfasser  bei  3prozentiger 
Verzinsung  zu  einem  höchstens  75iälirigen  Umtriebe  des  reinen  Buchenhochwaldes, 
dagegen  bei  aprozentigem  Zinsfuss  und  ebenso  bei  einem  solchen,  der  mit  3  Prozent 
beginnt  ^im  30.  Jahre)  und  mit  Zunahme  des  Alters  stetig  sinkt  (mit  jedem  Jahrzehnt 
um  Vio  Proz.)  zu  einem  90jährigen  Umtriebe.  Bei  Beachtung  der  Durchforstung  er- 
mittelt er  die  Umtriebszeit  des  grössten  Bodenreinertrags  unter  analoger  Verzinsung 
zu  80  und  140  Jahren ,  während  er  die  Umtriebszeit  der  höchsten  Waldrente  zu  190 
Jahren  angiebt.  An  die  Kulmination  der  Boden-  und  Waldrente  knüpft  der  Ver- 
fasser nachstehende  Folgerungen  : 

»i)  Die  Unterschiede  in  den  Bodenrenten  regelmässiger  Buchenhochwaldungen 
innerhalb  der  Umtriebszeit  von  80  bis  140  Jahren  sind  so  geringfügig ,  dass  sie  für 
sich  allein  bei  der  Anwendung  auf  konkrete  Verhältnisse  die  Höhe  der  Umtriebszeit 
nie  bestimmen  können.« 

»2)  Beim  Vorliegen  regelmässiger  Bestandsverhältnisse  wird  die  Erzielung  der 
höchsten  Bodenrente  innerhalb  der  angegebenen  Grenzen  insbesondere  durch  das  vor- 
handene Altersklassenverhältnis  und  den  Zustand  des  Materialvorrates  bedingt.« 

«3)  Liegen  die  Verhältnisse  eines  konkreten  Revieres  derart,  dass  regelmässige 
Buchenhochwaldungen  mit  unregelmässigen  Beständen  abwechseln,  ....  so  ward  als 
Regel  gelten  müssen,  dass  die  älteren  regelmässigen  Bestände  länger  als  jüngere  un- 
regelmässige gehalten  werden  ,  auch  wenn  sich  dadurch  sehr  grosse  Unterschiede  in 
der  Höhe  der  Umtriebszeit  der  betreffenden  Bestände  ergeben.« 

»4)  Ein  Gegensatz  zwischen  den  Folgerungen  der  Bodenreinertragstheorie  und 
den  Anforderungen ,  welche  in  volkswirtschaftlicher  Beziehung  ;in  die  Staatsforstwirt- 
schaft gestellt  werden  müssen  ,  besteht  nicht  ....  Die  Waldreinertragstheorie  führt 
für  regelmässige  Buchhochwaldungen  ,  wenn  äussere  Einflüsse  keine  Störungen  im 
Gange  des  Massen-  und  Wertszuwachses  verursachen  und  der  Durchforstungsbetrieb 
ein  stetig  fortschreitender  ist  ,  zu  sehr  hohen  ,  die  gegenwärtig  üblichen  weit  über- 
treffenden Umtriebszeiten.« 

Recht  interessant  und  anregend  sind  auch  die  Abhandlungen  über  den  Lichtungs- 
zuwachs und  die  Verjüngungsschläge  des  Buchenhochwaldes  und  deren  Einfluss  auf 
die  Gestaltung  der  Boden-  und  Waldrente  geschrieben;  sie  bieten  reichlich  Gelegen- 
heit zu  einem  gewiss  nicht  unfruchtbaren  Meinungsaustausch.  Trotzdem  müssen  wir 
uns  versagen,  näher  darauf  einzugehen,  um  nicht  den  Rahmen  dieser  Besprechung  zu 
überschreiten. 

Am  Ende  der  Schrift  finden  wir  Schlussfolgerungen,  welche  in  gedrängter  Kürze 
den  Inhalt  derselben  resümieren.  Aus  denselben  möchten  wir  nur  die  wenigen  Sätze 
hervorheben,  welche  speziell  das  Prinzip  der  Bodenreinertragstheorie  charakterisieren. 
Es  heisst  daselbst :  »Das  Prinzip ,  bei  der  Forstwirtschaft  den  höchsten  reinen  Ertrag 
des  Bodens  zu  erstreben ,  muss  als  ein  allgemeingültiges  angesehen  werden.  Es  ist 
das  einzige  Prinzip ,  welchem  in  der  Forstwirtschaft  allgemeine  Gültigkeit  zukommt. 
Sowohl  staatliche  wie  korporative ,  wie  Privatwaldungen  sind  demselben  unterworfen. 
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Die  Forderungen  der  Forstpolizei  und  die  Rücksichtnahme  auf  gemeinwirtschaftliche 
Ziele  stehen  ihm  nicht  entgegen.«  Nach  diesem  Ausspruche  unterliegt  es  keinem 
Zweifel,  welche  Stellung  der  Verfasser  der  liodenreinertragslehre  gegenüber  einnimmt. 
Er  ist  von  der  prinzipiellen  Richtigkeit  derselben  überzeugt.  Wir  haben  seine  Schrift 
mit  grosser  Befriedigung  gelesen ,  namentlich  auch  mit  deshalb ,  weil  sie  einem  per- 
sönlichen Streite  von  vornherein  den  Boden  entzieht.  Darauf  legen  wir  aber  einen 
besonderen  Wert ,  weil  wir  uns  noch  niemals  überzeugen  konnten  ,  dass  durch  eine 
persönliche  Debatte  die  Wissenschaft  und  die  Wirtschaft  gefördert  worden  ist. 

Professor  Dr.  Neumeister  in  Tharandt. 


Die  Neuordnung  der  preussischen  Staatseisenbahnverwaltung.  An  Stelle  der  am 
I.  April  1880  ins  Leben  getretenen  ,  auf  historischen  Verhältnissen  fassenden  Organi- 
sation der  preussischen  Staatseisenbahnverwaltung  steht  mit  dem  i.  April  1895  *^'"<^ 
Neuordnung  dieser  Verwaltung  bevor ,  welche  das  Ergebnis  langjähriger  Beratungen 
hervorragender  und  erfahrener  Fachmänner  ist.  Bei  der  grossen  Tragweite,  welche 
dieser  Umgestaltung  beigemessen  werden  muss,  ist  es  immerhin  befremdend,  dass  die 
Fachpresse  sich  mit  wenigen  Ausnahmen  darauf  beschränkte,  die  aus  amtlichen  Mit- 
teilungen geschöpften  Grundzüge  zu  bringen ,  und  es  bisher  vermied ,  in  eine  ein- 
gehende Besprechung  derselben  einzutreten.  Umsomehr  muss  es  begrüsst  werden, 
dass  die  Barth'sche  »Nation«  (Wochenschrift  *'■''■  Politik,  Volkswirtschaft  und  Litte- 
ratur,  Berlin,  Heft  40U.  41)  eine  bezügliche  Abhandlung  bringt,  die  in  vielfach  zutref- 
fender Weise  Kritik  übt,  den  Kern  der  Sache  zu  treffen  scheint ,  und  deshalb  einen 
besonderen  Hinweis  verdient. 

Das  preussische  Abgeordnetenhaus  hat  die  Umgestaltung  bereits  zur  Kenntnis 
genommen  und  zugleich  auch  die  nötigen  Ausgaben  zur  Durchführung  bewilligt.  Zu- 
folge dieser  Neuordnung  sollen  die  jetzt  bestehenden  75  Betriebsämter  und  11  Direk- 
tionen durch  20  Direktionen  ersetzt  werden,  deren  Geschäftsbezirke  je  nach  den  wirt- 
schaftlichen, verwaltungstechnischen  und  geographischen  Verhältnissen  der  betreffenden 
Linien  eine  sehr  verschiedene  Länge  haben,  nämlich  zwischen  rund  700  und  1800  km 
Bahnstrecke  schwanken  werden.  Diesen  Direktionen  sollen  ausser  der  allgemeinen 
Verwaltung  und  anderen  damit  zusammenhängenden  Dienstgeschäften  die  obere  Leitung 
und  Beaufsichtigung  einmal  der  Unterhaltung  des  Bahnkörpers  und  der  Bahnanlagen, 
sowie  des  Lokomotiv-  und  Wagenparks ,  sodann  des  Betriebs-  und  Verkehrsdienstes 
obliegen.  In  der  unteren  Instanz  sollen  Bau-  und  Betriebsinspektoren ,  deren  Ge- 
schäftsbezirke etwa  100  km  umfassen  würden,  die  Unterhaltung  des  Bahnkörpers  und 
der  Bahnanlagen,  sowie  den  Betriebsdienst  leiten  und  beaufsichtigen.  Von  diesem 
ausgeschlossen  bleibt  dabei  der  Lokomotivdienst,  der  gleich  der  Fürsorge  für  die  Un- 
terhaltung des  rollenden  Materials  Maschineninspektoren  mit  Dienstbezirken  von  etwa 
400  km  zur  immittelbaren  Leitung  und  Beaufsichtigung  überwiesen  wird.  Der  Ver- 
kehrsdienst soll  wiederum  von  besonderen  Beamten,  Verkehrsinspektoren,  geleitet  und 
beaufsichtigt  werden,  deren  Dienstbezirke  sich  bis  auf  etwa  500  km  erstrecken  werden. 
Der  amtliche  Wohnsitz  dieser  Beamten  soll  thunüchst  zusammengelegt  werden ,  und 
auch  für  das  ihnen  zu  überweisende  Bureaupersonal  ist ,  soweit  angängig  ,  eine  Ver- 
einigung in  Aussicht  genommen. 

Der  ungenannte  Verfasser  der  erwähnten  Abhandlung  in  der  »Nation«  geht  von 
der  Behauptung  aus ,    dass  eine    wirksame  Reform    der    bestehenden  Verwaltung  nur 
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möglich  sei  nach  vorangegangener  grundsätzlicher  Umgestaltung  des  Bildungsganges 
der  höheren  Verwaltungs  beamten  ,  und  fordert  folgerichtig  die  Schaffung  einer 
eigenen  Eisenbahnlaufbahn.  An  eine  solche  sei  aber  insolange  wohl  kaum  zu  denken, 
als  einerseits  an  der  Vereinigung  des  Bau-  und  Betriebsdienstes  in  den  unteren  In- 
stanzen, andrerseits  an  der  Trennung  der  zusammengehörigen  Dienste  »Verkehr«  und 
»Betrieb«  festgehalten  und  dadurch  das  Gebiet  der  »Verwaltung«  künstlich  verengt 
werde ,  wie  dies  durch  die  Neuordnung  geschieht.  Der  Betrieb  an  sich  ist  nicht  so 
sehr  technischer  Natur ,  sondern  wurzelt  vielmehr  in  der  Verwaltung.  Daher 
bildet  auch  die  zweckmässigste  Grundlage  für  den  Eisenbahnverwaltungsdienst  ein- 
schliesslich des  Betriebsdienstes  nicht  technisches  Wissen ,  aber  auch  nicht  Rechts- 
wissenschaft,  sondern  das  Gebiet  der  sog.  Staatswissenschaften,  wie  dies 
ja  von  hervorragender  Seite,  Cohn,  Ulrich,  de  Terra  u.  a.  anerkannt  wird.  Auf  diesem 
Gebiete  sind  aber  die  technischen  Beamten  zumeist  Fremdlinge,  wogegen  den  Juristen, 
die  eine  besondere  Bevorzugung  überall  dort  zu  geniessen  pflegen,  wo  das  Staatsbahn- 
system besteht,  in  der  Regel  auch  ein  grösseres  Mass  eisenbahntechnischer  Kennt- 
nisse fehlt. 

Dass  die  Frage  der  theoretischen  und  praktischen  Heranbildung  von  Verwaltungs- 
beamten der  springende  Punkt  für  eine  Neuorganisation  hätte  sein  müssen,  scheint 
uns  zutreffend.  Man  hat  in  dieser  Hinsicht  auch  erwartet ,  dass  mit  der  geplanten 
Neuorganisation  entsprechende  Massnahmen  getroffen  werden  würden.  In  dieser  ent- 
täuschten Erwartung  —  man  will  an  die  Regelung  dieser  Frage  erst  nach  Vollzug 
der  Organisation  herantreten  —  entwickelte  sich  eine  ganze  Litteratur  über  die  Aus- 
bildung der  höheren  Verwaltungsbeamten ,  wie  dies  in  ähnlicher  Weise  auch  in  den 
Jahren  1885  und  1887  beobachtet  werden  konnte.  Hiebei  war  eine  Teilung  in  zwei 
Hauptlager  zu  beobachten :  den  Nichtjuristen  standen  die  Juristen  gegenüber.  Es 
wurde  wohl  beiderseits  häufig  über  das  Ziel  geschossen,  und  behaupteten  die  einen, 
dass  das  Ueberhandnehmen  der  Juristen  in  der  Verwaltung  geradezu  schädlich  sei, 
weil  dieselben  zu  sehr  an  dem  Buchstaben  zu  haften  pflegen  und  juridische  Kenntnisse 
für  den  eigentlichen  Verwaltungsdienst  überhaupt  entbehrlich  seien,  so  meinten  die  andern, 
dass  gerade  nur  »volle«  Juristen  die  Befähigung  für  höhere  Verwaltung.sposten  besitzen.  Das 
Richtige  liegt  wie  überall  auch  hier  in  der  Mitte.  Zweifellos  bedarf  die  Verwaltung 
einer  Eisenbahn  ebenso  »voller^  Juristen,  als  »voller^  Bau-  und  Maschinentechniker 
als  Vorstände  der  verschiedenen  Dezernate.  Die  Obliegenheiten  eines  höheren  Ver- 
waltungs beamten  in  allen  Zweigen  der  Verwaltung  erfordern  jedoch  thatsächlich 
weniger  juristische  Kenntnisse ,  als  vielmehr  eingehende  theoretische  und  praktische 
Dienstkenntnisse,  umfassende  Vertrautheit  mit  den  wirtschaftlichen  Ver- 
hältnissen und  Aufgaben  des  Eisenbahnwesens  und  der  Personalien,  sowie  einen  prak- 
tischen und  sicheren  Blick  für  das  Erforderliche  tmd  das  Mögliche. 

Die  höchsterreichbare  Nutzwirkung  einer  Verwaltung  ist  vornehmlich  von  dem 
Geiste  ,  dem  Wissen  und  Können  der  Initiative  ihrer  Träger  abhängig,  nicht  so  sehr 
aber  von  den  Formen ,  unter  denen  sie  ihren  Aufgaben  nachgeht.  Es  dürfte  daher 
auch,  wie  in  der  in  Rede  stehenden  Abhandlung  ausgeführt  wird ,  durch  die  bevor- 
stehende ,  in  der  Hauptsache  eine  Aenderung  der  Form  bedeutende  Neuordnung 
der  preussischen  Staatsbahnverwaltung  ein  Wandel  im  Wesen  der  Sache  kaum  er- 
wartet werden  können.  Auch  die  in  Aussicht  gestellte  nicht  unerhebliche  Vermin- 
derung der  Verwaltungskosten,  sowie  die  Vereinfachung  der  Geschäftsgebahrung  durch 
Aufhebung  der  Betriebsämter  würden  kaum  genügen  ,  um  das  Fortschreiten  des  Pro- 
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zesses  der  Bureaukratisierung ,    dem  staatliche  Wirtschaftsbetriebe   allerwärts  so  leicht 
verfallen,  bei  der  preussischen  Staatseisenbahnverwaltung  zu  verhindern. 

Innsbruck.  Freiherr  von  W  e  i  c  h  s. 


Frankenstein ,  Dr.  K.,  Materialien  zur  Beurteihmg  der  Eisenbahnpolitik 
und  des  Eisenbahntarifwesens  in  Russland,  Preis  2  Mark.  Berlin  ,  1894.  Verlag 
von  Gustav  Schuhr. 

Verfasser  hat  unter  vorwiegender  Benützung  des  »Archiv  für  Eisenbahnwesen« 
und  der  Rigaer  Handel.sstatistik ,  also  amtlicher  Quellen ,  sehr  wertvolles  Material 
zusammengetragen,  aus  dem  sich  die  in  vieler  Hinsicht  geradezu  genial  zu  nennende 
und  mit  grosser  Energie  durchgeführte  russische  Eisenbahn-  und  Tarifpolitik  der  letzten 
Jahre  entnehmen  lässt.  Das  Ziel  derselben  war  einerseits  die  Befreiung  des  Staats- 
budgets von  der  hohen  Belastung  für  Eisenbahnzwecke  ,  andrerseits  Anschluss  der 
Eisenbahntarifpolitik  an  die  russische  Zollpolitik.  Die  in  dieser  Hinsicht  in  erster 
Linie  im  Interesse  des  Getreidebaues  getroffenen  Massnahmen  bestanden  in  Erstellung 
von  Staffeltarifen  mit  stark  fallenden  Sätzen  bei  zunehmender  Entfernung,  Errichtung 
grosser  Getreide-speicher  und  Elevatoren  an  allen  wichtigern  Stappelplätzen,  Ermäch- 
tigung der  Eisenbahnen  zur  Erteilung  von  Vorschüssen  auf  Getreidesendungen  gegen 
Verpfändung  der  letzteren,  Ausbau  von  Zufahrtslinien  und  Anlage  guter  Zufuhrwege, 
Einführung  des  Transportes  von  Getreide  in  loser  Schüttung  u.  a.    m. 

Im  Kapitel  »Eisenbahntarife  und  Getreidepreise«  verfällt  Verfasser  leider fin  den 
gewöhnlichen  Irrtum  ,  den  Preisfall  des  Getreides  (an  den  russischen  Hafenplätzen) 
als  Folge  des  Niederganges  der  Eisenbahntarife  darzustellen.  Nicht  an  sich  Nieder- 
gang oder  Erhöhung  der  Frachtsätze  bewirken  Preisänderungen  der  Produkte,  sondern 
lediglich  [die  Disparitäten  zwischen  Tarifen  verschiedener  Verkehrsmittel  oder  von 
Verkehrsmitteln  verschiedener  Staaten.  Freiherr  von  W  e  i  c  h  s. 


Verlag  der  H.  La  iipp 'sehen  Buchhandluug  in  Ttibingep. 
Die   Entstehung 

der 

Volkswirtschaft 

von 

Dr.  K.  Bücher 

ord.   Prof.   an    der   Universität  Leipzig. 

VII  u.  304  Stn.    Brosch.  Preis  M.  4.  — .    in  eleg.  Lwdbd.  5.  — . 

Das  vorliegende  Buch  beiiandelt:  1.  „Die  Entstehung  der  Volkswirtschaft." 
2.  „Die  gewerblichen  Betriebssysteme  in  ihrer  geschichtlichen  Entwickelung".  3.  ^Die 
Arbeitsteilung  und  die  sozi;ile  Klassenbildung."  4.  „Die  Anfänge  des  Zeitungswesens." 
5.  „Die  .soziale  üliederung  der  Frankfurter  Bevölkerung  im  Mittelalter"  und  6.  „Die 
inneren  Wanderungen  und  das  Städtewesen  in  ihrer  entwickelungsgeschichtlichen  Be- 
deutung." Die  verschiedenen  Themata  dieser —  ungemein  anregend  geschrie- 
benen und  geistreichen  —  Vorträge  B  ü  c  h  e  r  s  ,  der  sich  als  „f  e  in  er,  mit  echt 
historischer  Bildung  ausgerü. steter  national-ökonomischer  For- 
scher" bewährte,  sind  in  der  anziehendsten  Welse  für  ein  grösseres  Publikum 
gesehrieben,  und  sie  werden  also  auch  in  diesen  Kreisen  günstige  Aufnahme  finden, 
gleichwie  sie  schon  in  den  fachwissenschaftlichen  Kreisen  liohe  Anerkennung  ge- 
funden haben;  Zeugnis  davon  geben  die  nachstehend  verzeichneten  Auszüge  der  Be- 
sprechungen, die  das  Bücher  'sehe  Buch  bis  jetzt  gefunden  hat: 

l'rof.  Dr.  A.  Wagner  leitet  seine  eingehende  Besprechung  des  Buch  er 'sehen 
Werkes  in  der  Ztsch.  f  d.  gos.  St.  folgenderweise  ein:  „Diese  nach  Inhalt  und  Form 
gleich  vorzügliche  Schrift  beweist  wohl,  dass  die  fachgenössischen  Verehrer  Bu- 
che r*s  schon  länger  Recht  hatten,  in  ihm  einen  der  tüchtigsten  jüngeren  National- 
ökonomen der  mehr  historischen  Richtung  zu  schätzen.  Mit  dieser  Schrift  hat  sich 
Bücher  jedoch  unverkennbar  einen  der  ersten  Plätze  in  dieser  Richtung  erworben. 
Aber  mehr  noch  als  das:  Bücher  zeigt  sicli  hier  auch  als  ein  theoretisch 
beanlagtt-r  Kopf  von  einer  Schärfe  und  Kraft  des  logischen  Abstraktionsvermögens, 
des  richtigen  spekulativen  Vorgehens,  der  Fähigkeit  der  prinzipiellen  Behandlung 
und  der  Begriffsbildungen,  wie  deren  nur  sehr  wenige  in  der  deutschen  wie  auslän- 
dischen historisch-nationalökonomischen   Schule  zu  finden  sein  möchten." 

„Seit  ich  Bücher's  erste  staatswissenschaftliche  Schritt  in  Hildebrand's  Jahr- 
büchern mit  Freuden  begrüsste ,  habe  ich  mit  immer  gleichem  Interesse  jede  neue 
Publikation  desselben  zur  Hand  genommen ,  aus  allen  stets  gelernt,  stets  den  Fleiss, 
den  Scharfsinn  ,  die  saubere  Anordnung  und  die  gute  Darstellung  des  historischen 
Statistikers  bewundert,  und  diese  Empfindungen  hege  ich  auch  heute  ganz  ebenso  gegen- 
über dem  obmigenannten  Büchlein,  das  nicht  bloss  die  bisherigen  Verehrer  Bü  c  he  rs 
mit  Genuas  lesen  werden,  sondern  auch  die  weiteren  Kreise,  für  die  es  bestimmt 
ist,  und  auf  die  es  lähig  ist  zu  wirken."    (Prof.  Dr.  S  c  h  ni  o  1 1  e  r  i.  s.  Jahrb.  XVn.  4.) 

„Die  fruchtbare  liistorische  Forschung  auf  volkswirtschaftlichem  Gebiete,  welche 
nicht  bloss  einzelne  behauene  und  sehr  viele  unbehauene  Bausteine  herbeizuschaffen, 
sondern  auch  mit  dem  gewonnenen  Material  einen  festen  Bau  der  Erkenntnis  aufzu- 
fuhren vermag,  hat  heute  kaum  einen  bedeutenderen  Vertreter  als  Buche  r.  Wer  sich 
davon  noch  nicht  überzeugt  hat,  der  lese  die  Aufsätze  des  Buches  durch,  welche  aus  der 
geschichtlichen  Betrachtung  wirtschaftlicher  Entwickelung  bedeutungsvolle  Ergebnisse 
für  dieTheorie  der  Volks  Wirtschaft  testzulegen  wissen",    (v  .May  r  i.  d,  allg.stat.  Archiv.) 

„Bücher's  Verdienst  ist  es,  den  selbständigen  Versuch  unternommen  zuhaben, 
Dogmatik  und  Geschichte  zu  versöhnen,  indem  er  die  an  dem  Wirtschaftsleben  der 
Gegenwart  und  ihren  Gebilden  erprobte  Analyse  auch  auf  die  wirtschaftlichen  Zustände 
früherer  Zeiten  angewendet  hat.  Seine  Arbeit  zeugt  ebenso  sehr  von  historischem 
Sinne  wie  sie  zugleich  unserem  Bedürfnis  nach  einfacher  und  klarer  Formulierung  der 
den  wirtschaftlichen  Phänomenen  in  ihrer  Entwickelung  zu  Grunde  liegenden  Gedanken 
entspricht.  Dieses  erfolgreiche  Kesultat  ist  in  erster  Linie  auf  den  durch  das  Studium 
der  klassischen  Nationalökonomen  und  der  bedeutendsten  neueren  Sozialisten  ge- 
schürften Sinn  des  Verfassers  für  die  Analyse,  sowie  auf  seine  quellenmässige  Beschäf- 
tigung mit  der  Wirtschaftsgeschichte  zurückzuführen."  (Lit.  Centralblatt.) 

„Dem  Werke  Bücher's  ist  der  weiteste  Leserkreis  zu  wünschen;  es  ist  eine 
Zierde  der  nationalökonomischen  Litteratur,  für  den  Fachgenossen  anregend  und  be- 
lehrend und  zugleich  geeignet,  das  Interesse  an  unserer  Wissenschaft  zu  befriedigen, 
das  geschichtliche  Verständnis  der  volkswirtschaftlichen  Erscheinungen  in  hohem 
Masse  zu  erwecken."  (Göttinger  gel.  Anz.) 

„Ein  kleines,  aber  recht  hervorragendes  Buch,  das  durchaus 
für  ein  grösseres  Publikum  berechnet  ist  und  doch  streng  wissenschaftlich, 
ja  mehrfach  Neues  und  Bedeutsames  zu  Page  fordert,  in  einer  Sprache  gehalten, 
welche  in  vornehmer  Einfachheit  und  strenger  Geschlossenheit  die  Ansprüche  jener 
engeren  und  weiteren  Kreise  erfüllt.  Die  hervorragende  Bedeutung  des  Inhalts 
beruht  auf  der  selbständigen  Richtung  einer  neuen  historischen  Methode  der  National- 
ökonomie, welche,  im  Gegensatze  zu  den  bisher  im  Vordergrunde  stehenden  ähnlichen 
Bestrebungen,  korrekte  Logik  mit  geschichtlicher  Forschung  verbindet,  das  histo- 
risihe  Material  in  feste  und  deutliciie  Kategorien  einordnet,  die  Rechte  der  volks- 
wirtschaftlicbcTi  Theorie  gegenüber  der  historischen  Betrachtung  wahrt,  statt  (wie  es 
in  neuerer  Zeit  mit  Talent  und  Erfolg  geschehen  ist)  Wirtschaftsgeschichte  an  die 
Stelle  der  Wirtschaftswisscnscbatt  setzen,  eine  durchaus  subjektive  Neigung  der  Be- 
gabung und  Arbeitsweise  zur  allein  berechtigten  erheben  zu  wollen."    (D.  Rundschau. 
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LANDWIRTSCHAFTLICHE  BERUFS- 
GENOSSENSCHAFTEN UND  RENTENGÜTER 
IN  ÖSTERREICH. 

VON 

Dr.  WALTER  SCHIFF. 


I.    Einleitung. 

Auch  in  der  Sozialpolitik  ist  unsere  Zeit  raschlebig.  Noch 
vor  lo  Jahren  wusste  man  noch  kaum  etwas  von  Rentengütern, 
von  einer  berufsgenossenschaftlichen  Organisation  der  Landwirt- 
schaft. Heute  giebt  es  wohl  kein  Parlament,  in  dem  diese  Ideen 
noch  nicht  zur  Sprache  gebracht  worden  wären ;  Preussen  und 
England  besitzen  schon  Gesetze  dieser  Richtung,  in  Oesterreich, 
Ungarn ,  ItaHen  haben  die  Regierungen  diesbezügliche  Vorlagen 
eingebracht. 

Unter  diesen  legislatorischen  Versuchen  beanspruchen  die 
beiden  österreichischen  Gesetzentwürfe  ^) ,  die  derzeit  im  land- 
wirtschaftlichen Ausschusse  des  Abgeordnetenhauses  ruhen,  er- 
höhtes Interesse;  denn  sie  sind  weitblickender,  fundamentaler, 
als  alle  anderen.  So  ist  in  Preussen  nur  eine  zentrale  Interessen- 
vertretung der  Landwirtschaft,  in  Oesterreich  dagegen  eine  tief 
hinab  reichende  körperschaftliche  Zusammenfassung  des  landwirt- 
schaftlichen Grundbesitzes  geplant.  Und  während  das  preussische 
Rentengütergesetz,  die  englische  Small  Holdings  Act  und  die  Ge- 

l)  710  und  711  der  Beilagen  zu  den  stenographischen  Protokollen  des  Abgeord- 
netenhauses XI.  Session  1893  mit  »Erläuternden  Bemerkungen«  und  einem  558  Seiten 
starken  Beilagenbande. 
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setzentwürfe  anderer  Staaten  sich  die  weit  leichtere  Aufgabe 
stellen,"  Güter  durch  Kauf  oder  Expropriation  zu  erwerben,  um 
sie  in  kleine  Stellen  zu  zerschlagen  und  darauf  Bauern  anzu- 
siedeln, wollen  die  österreichischen  Vorlagen  das  viel  schwierigere 
Problem  in  Angriff  nehmen ,  den  vorhandenen ,  aber  in  seiner 
Existenz  arg  bedrohten  Bauernstand  zu  erhalten. 

Die  Einbringung  dieser  Gesetzentwürfe  muss ,  wie  immer 
man  ihren  konkreten  Inhalt  beurteilen  mag,  als  ein  bedeutsames 
sozialpolitisches  Ereignis  bezeichnet  werden ;  denn  dadurch  ist  die 
Frage  der  Erhaltung  des  Bauernstandes  endlich  aus  dem  Stadium 
akademischer  Erörterungen  in  das  praktischer  Bestrebungen  ge- 
treten ist.  Wer  zum  ersten  Male  der  öffentlichen  Diskussion 
eines  grossen  Problems  ein  positives  Substrat  liefert,  erweist  damit 
zweifellos  der  Sache  selbst  einen  grossen  Dienst ;  sogar  dann,  wenn 
sich  allgemein  das  Resultat  ergeben  sollte  ,  dass  die  gemachten 
Vorschläge  gänzlich  zu  verwerfen  seien.  Auch  in  einer  rein  nega- 
tiven Kritik  eines  konsequent  aufgebauten  Reformplanes  steckt 
immer  zugleich  ein  positiver  Kern ;  und  nichts  klärt  und  ent- 
wickelt den  eigenen  Standpunkt  so  sehr,  als  wenn  man  eingehend 
prüft,  wohin  ein  anderer  führt. 

Die  österreichischen  Gesetzentwürfe  bieten  gerade  in  der  an- 
gedeuteten Richtung  manche  Anregungen,  die  allerdings  in  dem 
engen  Rahmen  der  vorliegenden  Studie  keinen  Platz  finden 
können.  Denn  hier  handelt  es  sich  nur  um  eine  wesentlich 
kritische  Besprechung  der  genannten  Gesetzentwürfe. 

Man  kann  eine  solche  von  einem  doppelten  Standpunkte  aus 
vornehmen.  Entweder  man  prüft,  ob  der  allgemeine  Zweck,  der 
erreicht  werden  soll,  wünschenswert  und  realisierbar  ist,  oder 
man  supponiert,  dieser  Zweck  sei  anzustreben,  und  beschränkt 
sich  darauf,  zu  untersuchen,  ob  dafür  geeignete  und  auch  sonst 
unbedenkliche  Mittel  vorgeschlagen  werden. 

Nur  der  letztere,  engere  Standpunkt  liegt  der  folgenden  Ar- 
beit zu  Grunde.  Die  fundamentale  Frage,  um  die  es  sich  handelt : 
ob  der  Staat  zu  Gunsten  des  gefährdeten  Bauernstandes  mit  Erfolg 
eingreifen,  ob  Letzterer  überhaupt  auf  die  Dauer  erhalten  werden 
könne,  wird  demgemäss  von  der  Erörterung  ausgeschlossen. 

Das  bedarf  einer  kurzen  Motivierung. 

Jene  Frage  lässt  sich,  wie  ich  überzeugt  bin,  heute  in  objek- 
tiver Weise  überhaupt  nicht  beantworten. 

Es  fehlt  ja  nicht  an  Argumenten  pro  und  contra.    Allein  sie 
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besitzen  keine  überzeugende  Kraft.  Denn  der  entscheidende  Punkt 
ist  in  letzter  Linie  doch ,  ob  auch  in  der  Landwirtschaft  der 
grosse  dem  kleinen  Betriebe  überlegen  sei,  ob  auch  auf  diesem 
Produktionsgebiete  die  von  Marx  für  die  Industrie  nachgewiesene 
Tendenz  nach  Konzentration  bestehe.  So  entschieden  auch  die 
Sozialisten  es  bejahen,  so  zuversichtlich  auch  Andere,  wie  nament- 
lich Sering.,  es  verneinen  :  mir  ist  nicht  zweifelhaft,  dass,  wer  ruhig 
urteilt,  bekennen  muss ,  die  Wissenschaft  stehe  hier  noch  vor 
einem  non  liguet,  ja  es  sei  nicht  einmal  noch  die  richtige  Unter- 
suchungsmethode für  dieses  Problem  gefunden.  Denn  die  theore- 
tischen Betrachtungen  reichen  bei  dessen  historischer  und  terri- 
torialer Bedingtheit  gewiss  nicht  aus;  und  auch  die  realistische 
Methode  stösst  hier  auf  Schwierigkeiten ,  die  kaum  überwindlich 
scheinen.  Man  darf  namentlich  in  der  Landwirtschaft  weniger, 
als  auf  anderen  Gebieten ,  von  dem ,  was  ist ,  auf  das ,  was  sein 
könnte,  einen  Schluss  ziehen. 

Wir  wissen  somit  noch  gar  nicht,  welches  die  Zukunft  der 
Landwirtschaft  ist,  ob  der  sicherlich  vorhandene  bäuerliche  Not- 
stand das  letzte  Ringen  einer  veralteten  Betriebsform,  ob  es  eine 
durch  ungünstige  Konjunkturen  oder  verfehlte  Gesetzgebung  ver- 
ursachte vorübergehende  Krise  ist. 

Daraus  folgt  aber  durchaus  nicht,  dass  wir  uns  gegenüber  der 
ökonomischen  Bedrängnis  eines  grossen  Teiles  unserer  produk- 
tiven Bevölkerung  passiv  verhalten  sollen.  Auch  der  Lebende 
hat  ein  Recht.  Der  Staat  darf  den  Versuch,  zu  helfen,  nicht 
unterlassen,  so  lange  nicht  feststeht,  dass  nicht  geholfen  wer- 
den kann. 

Ohne  also  darüber  ein  Urteil  auszusprechen ,  ob  das  letzte 
Ziel  der  österreichischen  Regierungsvorlagen ,  die  Erhaltung  des 
Bauernstandes,  erreichbar  ist,  oder  nicht,  soll  untersucht  werden, 
ob,  wenn  man  dies  für  möglich  hält,  in  den  vorliegenden  Ge- 
setzentwürfen geeignete  Massregeln  vorgeschlagen  werden. 

II.    Skizze   des    Inhaltes   der   Gesetzentwürfe. 

Der  Entwurf  betreffend  die  Errichtung  von  Berufsgenossen- 
schaften der  Landwirte  will  eine  zwangsweise  korporative  Zusam- 
menfassung des  gesamten  land-  und  forstwirtschaftlichen  Grund- 
besitzes »zur  Wahrung  gemeinsamer  ökonomischer  und  sozialer 
Interessen  und  zur  Lösung  gemeinsamer  wirtschaftlicher  Aufgaben« 
ins    Leben    rufen ;    der  Gesetzentwurf   betr.    die    Errichtung    von 
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Rentengütern  soll  eine  allmähliche  »Ablösung«  der  Hypothekar- 
lasten bewirken  und  die  neuerliche  übermässige  Verschuldung  der 
so   »bereinigten«  Güter  verhindern. 

Vergegenwärtigen  wir  uns  rasch  die  grundsätzlichen  Bestim- 
mungen dieser  Vorlagen. 

i)  Nach  dem  Gesetzentwurf,  betr.  die  Errichtung 
vonBerufsgenossen  sc  haften  derLandwirte  bilden 
alle  land-  und  forstwirtschaftlichen  Realitäten  innerhalb  eines  Ge- 
richtsbezirkes eine  Bezirksgenossenschaft,  innerhalb  eines  Kron- 
landes eine  Landesgenossenschaft  der  Landwirte.  Es  sind  das 
juristische  Personen,  die  für  ihre  Verbindlichkeiten  nur  mit  dem 
Korporationsvermögen  haften  und  zur  Deckung  ihrer  Verwaltungs- 
kosten, sowie  zur  Erreichung  der  ihnen  gesetzten  ökonomischen 
Ziele  von  ihren  Mitgliedern  Zuschläge  zur  staatlichen  Grundsteuer 
innerhalb  bestimmter  Grenzen  einzuheben  berechtigt  sind.  Als 
Zweck  dieser  durch  gewählte  Ausschüsse  geleiteten  Genossen- 
schaften wird  die  Verbesserung  der  sittlichen  und  materiellen 
Verhältnisse  der  Landwirte  bezeichnet,  und  zwar  »durch  Pflege 
des  Gemeingeistes ,  gegenseitige  Belehrung  und  Unterstützung, 
Erhebung  und  Erhaltung  des  Standesbewusstseins  unter  den  Ge- 
nossen ,  sowie  durch  Förderung  der  wirtschaftlichen  Interessen 
derselben«.  In  letzterer  Beziehung  wird  eine  lange  Reihe  von 
Aufgaben  angeführt;  unter  ihnen  namentlich  die  Errichtung  von 
Lagerhäusern,  der  gemeinschaftliche  Ankauf  von  Betriebsmitteln, 
der  gemeinsame  Verkauf  von  Produkten ,  die  Förderung  von 
Raiffeisen'schen  Kassen  u.  s.  w. 

2)  Alle  diese  Aufgaben  sind  indes  nur  fakultativer  Natur. 
Verpflichtet  zur  Thätigkeit  sind  die  Berufsgenossenschaften  dagegen 
so  weit,  als  das  Gesetz  betr.  die  Errichtung  von 
Rentengütern  es  ihnen  vorschreibt.  Die  Rentengutsidee  ist 
denn  auch  der  Kernpunkt  des  ganzen  Reformplanes. 

Der  deutsche  Leser  muss  sich  vor  allem  von  der  Vorstellung 
frei  machen,  als  handle  es  sich  hier  im  Wesentlichen  um  dasselbe, 
was  Preussen  seit  dem  Jahre  1886  unter  dem  gleichen  Namen 
eingeführt  hat. 

a)  Schon  der  Zweck,  den  die  Gesetzgebung  beider  Staaten 
verfolgt,  ist,  wie  erwähnt,  ein  ganz  verschiedener:  in  Oesterreich 
Sicherung  des  Bauernstandes  gegen  die  Gefahren  der  Ueber- 
schuldung,  in  Preussen  innere  Kolonisation. 

Das  in  Oesterreich  geplante  Rentengut  hat  denn  auch  einen 
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wesentlich  anderen  Charakter ,  als  das  preussische.  Zwar  sind 
beides  landwirtschaftliche  Grundstücke,  welche  nicht  gegen  Kapital 
gekauft  sind,  sondern  gegen  eine  Rente,  die  sich  in  einem  längeren 
Zeiträume  amortisiert.  Allein  zunächst  soll  diese  Rente  bei  uns 
stets  auch  gegen  den  Willen  des  Gläubigers  ablösbar  sein,  wäh- 
rend das  in  Preussen  von  der  Zustimmung  des  Rentenberech- 
tigten abhängig  gemacht  werden  darf  Sodann  ist  in  Preussen 
eine  Einzelperson  —  der  verkaufende  Grossgrundbesitzer  oder 
die  Rentenbank  —  Gläubiger ;  in  Oesterreich  kann  es  nur  die 
Landesgenossenschaft  der  Landwirte  sein. 

b)  Diese  Unterschiede  treten  jedoch  zurück  gegenüber  der 
total  anders  gedachten  Rechtsstellung  des  Renten- 
gutsbesitzers. 

Dieser  ist  in  Preussen  freier  Eigentümer;  nur  kann  vertrags- 
mässig  für  die  Zeit  der  Rentenpflicht  die  Zerteilung  des  Grund- 
stückes und  die  Vernichtung  seiner  wirtschaftlichen  Selbstän- 
digkeit ausgeschlossen  werden. 

Nach  dem  österreichischen  Gesetzentwurfe  befindet  sich  da- 
gegen der  Rentengutsbesitzer  in  einer  höchst  merkwürdigen  privat- 
rechtlichen Situation.  Er  ist  zwar  formell  Eigentümer  des  Renten- 
gutes und  wird  als  solcher  auch  in  das  Grundbuch  eingetragen. 
Allein  er  ist  in  seinen  rechtlichen  und  wirtschaftlichen  Verfügungen 
über  das  Grundstück  äusserst  beschränkt;  ja  selbst  der  Bestand 
seines  dinglichen  Rechtes  an  dem  Rentengut  ist  an  eine  ganze  Reihe 
von  Bedingungen  geknüpft  und  sogar  zeitlich  begrenzt. 

a)  Folgende  rechtliche  Dispositionen  über  das 
Rentengut  sind  dem  Besitzer  ohne  ausdrückliche  Erlaubnis 
der  Landesgenossenschaft  und  des  Ackerbauministeriums  unter- 
sagt und  nichtig :  entgeltliche  und  unentgeltliche  Veräusserung, 
Teilung,  Verpachtung,  Uebergabe  zu  Niessbrauch,  Bestellung 
von  Dienstbarkeiten,  Ausgedingen  und  sonstigen  Reallasten. 

Rechtlich  ganz  unmöglich  ist  für  jede  andere  Person,  als  die 
Landesgenossenschaft,  die  Erwerbung  eines  vertragsmässigen,  ge- 
setzlichen oder  exekutiven  Pfandrechtes  sowohl  an  dem  Renten- 
gute selbst,  als  an  dessen  Zubehör,  den  Früchten  und  an  dem 
für  diese  erzielten  Erlöse. 

Dagegen  ist  die  Landesgenossenschaft  berechtigt,  dem  Renten- 
gutsbesitzer Realkredit  zu  gewähren.  Aber  nur  innerhalb  sehr  enger 
Grenzen,  nur  in  der  Form  einer  Verlängerung  der  ursprünglich 
vereinbarten  Tilgungsdauer  bei  gleichbleibender  Rentenhöhe  und 
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nur  für  bestimmte  im  Gesetzentwurf"  aufgezählte  Verwendungs- 
zwecke, deren  Einhaltung  von  der  Landesgenossenschaft  über- 
wacht wird. 

Endlich  ist  auch  eine  letztwillige  Verfügung  über  das  Renten- 
gut genau  genommen  ausgeschlossen.  Der  Rentengutsbesitzer 
kann  nur  jene  Person  bezeichnen,  an  die  das  Rentengut  von  der 
Landesgenossenschaft  neuerlich  selbständig  übertragen  werden 
soll.  Die  Landesgenossenschaft  ist  jedoch  befugt,  von  dieser  letztwil- 
ligen Verfügung  Umgang  zu  nehmen ,  wenn  entweder  gegen  die 
wirtschaftliche  Befähigung  oder  gegen  die  Vertrauenswürdigkeit 
der  bezeichneten  Person  gegründete  Bedenken  bestehen. 

Ist  dies  der  Fall,  oder  fehlt  eine  letzte  Willenserklärung  des 
verstorbenen  Rentengutsbesitzers,  so  hat  zunächst  des  Letzteren 
Frau,  dann  seine  Deszendenten ,  endlich  seine  Eltern  und  deren 
Deszendenz  das  Recht,  zu  verlangen,  dass  das  Rentengut  gegen 
eine  neue  Rentenverpflichtung  an  sie  übertragen  werde,  vorausge- 
setzt, dass  nicht  auch  da  eines  der  beiden  genannten  Bedenken 
entgegensteht.  Fehlt  eine  anspruchsberechtigte  Person,  oder  will 
sie  das  Rentengut  nicht  übernehmen,  so  ist  die  Landesgenossen- 
schaft in  der  Wahl  des  Uebernehmers  ganz  frei. 

Aus  dem  Gesagten  ist  klar,  dass  eine  Erbfolge  in  das  Renten- 
gut nicht  existiert.  Das  frühere  Eigentum  der  Landesgenossenschaft 
lebt  beim  Tode  des  Rentengutsbesitzers  ipso  jure  wieder  auf,  und 
es  besteht  höchstens  ein  persönliches  ,  überdies  bedingtes  Vor- 
kaufsrecht gewisser  Personen  an  dem  Rentengute. 

Gegenstand  der  Erbfolge  ist  vielmehr  nur  das  dem  verstor- 
benen Rentengutsbesitzer  gegen  die  Landesgenossenschaft  zu- 
stehende Guthaben,  das  namentlich  aus  den  in  der  Rente  ent- 
haltenen Amortisationsquoten  besteht  (s.  u.). 

ß)  In  Bezug  auf  die  wirtschaftlichen  Verfügungen 
ist  der  Rentengutsbesitzer  insoferne  beschränkt,  als  er  die  Realität 
nicht  deteriorieren,  sie  weder  ganz  noch  zum  Teile  dem  landwirt- 
schaftlichen Betriebe  entziehen  darf,  es  sei  denn,  dass  die  Landes- 
genossensch^ft  und  das  Ackerbauministerium  zustimmen.  Aber 
auch  die  Vornahme  von  Meliorationen  ist  ausserordentlich  er- 
schwert ;  denn  es  hängt  von  dem  Belieben  der  Landesgenossen- 
schaft und  des  Ministeriums  ab,  ob  die  durch  die  Bodenverbesse- 
rung erzielte  Wertsteigerung  dem  Besitzer  juristisch  zu  Gute 
kommt,    d.  h.  ob  er  sie  zur  Basis    eines  Rentenkredites  machen 
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darf,  und  ob  sie  ihm  oder  seinen  Erben  bei  der  Abrechnung  mit 
der  Landesgenossenschaft  als  Aktivum  angerechnet  wird. 

Der  Rentengutsbesitzer  muss  ferner  sämtHche  Bauhchkeiten 
zu  dem  von  der  Landesgenossenschaft  bestimmten  Betrage  bei 
einer  von  ihr  genehmigten  Anstalt  gegen  F"euerschaden  versichern 
und  die  Erklärung  der  Versicherungsanstalt  beibringen,  dass  sie 
die  Brandschadenvergütung  nur  mit  Zustimmung  der  Landesge- 
nossenschaft an  den  Versicherten  ausbezahlen  werde. 

Y)  Das  inhaltlich  so  vielfach  beschränkte  Recht  des  Renten- 
gutsbesitzers an  dem  Grundstück  ist  überdies  noch  bezüglich 
seines  Fortbestandes  an  eine  Reihe  von  Be  di  ngung  en  geknüpft. 

Die  Landesgenossenschaft  ist  nämlich  berechtigt,  die  Zwangs- 
verwaltung über  den  Rentengutsbesitzer  zu  verhängen  oder  die 
Enteignung  desselben  auszusprechen,  wenn  er  eine  der  oben  ge- 
nannten nichtigen  Dispositionen  über  das  Rentengut  trifft  oder  viel- 
mehr zu  treffen  sucht ;  wenn  er  mit  der  Gutsrente  oder  mit  einer  an- 
deren Leistung  an  die  Landesgenossenschaft,  z.  B.  mit  einem  Ge- 
nossenschaftsbeitrage 14  Tage  im  Verzuge  ist;  wenn  er  das  Gut 
verschlechtert  oder  dem  land-  und  forstwirtschaftlichen  Betriebe 
entzieht;  wenn  er  zur  ordentlichen  Bewirtschaftung  des  Renten- 
gutes geistig  oder  körperlich  unfähig  wird. 

Ferner  muss  die  Zwangsverwaltung  dann  eintreten,  wenn 
es  eine  dritte  Person,  der  ein  auf  dem  Rentengute  haftender  An- 
spruch zusteht,  verlangt  und  der  Rentengutsbesitzer  sich  in  niora 
befindet ;  und  es  muss  mit  der  Enteignung  des  Rentengutsbe- 
sitzers vorgegangen  werden,  falls  dieser  in  Konkurs  verfällt. 

Die  einschneidenden  Massregeln  der  Zwangsverwaltung  und 
Enteignung  erfolgen  durch  einen  einfachen  Bescheid  der  Landes- 
genossenschaft. Die  Beschwerde  an  das  Ackerbauministerium 
dagegen  hat  keine  aufschiebende  Wirkung. 

S)  Aber  nicht  nur  bedingt ,  sondern  auch  zeitlich  be- 
grenzt ist  das  dem  Rentengutsbesitzer  zustehende  dingliche 
Recht.  Es  wird  nämlich  nur  auf  Lebenszeit  gewährt.  Stirbt  der 
Rentengutsbesitzer,  so  fällt  das  Rentengut  unbedingt  wieder  an 
die  Landesgenossenschaft  zurück,  und  diese  hat  es  an  einen  neuen 
Rentengutsübernehmer  gegen  ähnliche  Bedingungen  zu  vergeben. 
Bei  der  Wahl  des  neuen  Rentengutsbesitzers  ist  sie  allerdings  in 
gewissem  Umfange  an  die  letztwillige  Willensäusserung  der  Ver- 
storbenen   oder    an    die    im    Gesetze    normierte  Reihenfolge    ge- 
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bunden.     Doch  ist  Vergebung  des  Rentengutes  an  mehrere  sonst 
erbberechtigte  Personen  jedenfalls  ausgeschlossen. 

Tritt  eine  der  angeführten  Resolutivbedingungen  für  das  Be- 
sitzrecht an  dem  Rentengut  ein,  oder  stirbt  der  Rentengutsbesitzer, 
so  findet  eine  Abrechnung  zwischen  der  Landesgenossenschaft 
und  dem  Rentengutsbesitzer,  resp.  dessen  Erben  statt.  Dabei 
werden  zu  Gunsten  der  Letzteren  die  geleisteten  Tilgungsbeiträge, 
die  etwa  im  Vorhinein  gezahlten  Renten,  die  auf  Erzielung  stehender 
Früchte  verwendeten  Kosten  und  —  mit  Zustimmung  des  Acker- 
bauministeriums —  in  gewissem  Umfange  auch  der  Wert  einer 
vorgenommenen  Melioration  eingestellt ;  zu  Gunsten  der  Landes- 
genossenschaft dagegen  Wertverminderungen  des  Gutes  und  rück- 
ständige Leistungen.  — 

Das  also  ist  —  in  grossen  Zügen  —  die  Verfassung,  in  der  sich  die 
vom  Gesetzentwurf  geplanten  Rentengutsbesitzer  befinden  würden. 

c)  Wie  soll  es  aber  zur  Bildung  von  Rentengütern 
kommen  ?  Sie  setzen  doch  unverschuldete  Realitäten  voraus, 
während  gerade  die  hohe  Hypothekarbelastung  den  Anstoss  zu 
dieser  Gesetzvorlage  gegeben  hat  ? 

Die  Lösung  dieses  scheinbaren  Widerspruches  liegt  darin, 
dass  der  Moment  abgewartet  wird ,  in  welchem  schon  nach  gel- 
tendem Rechte  eine  Abrechnung  mit  allen  Gläubigern  stattfindet : 
die  Subhastation.  Bei  einer  solchen  werden  alle  Schulden  fällig 
und  müssen  gelöscht  werden ,  sofern  sie  der  Ersteher  des  exe- 
quierten Objektes  nicht  zur  Zahlung  übernimmt. 

Das  ist  denn  auch  der  eine  Weg,  den  der  Gesetzentwurf  für 
die  Errichtung  von  Rentengütern  ins  Auge  fasst :  Die  Landes- 
genossenschaft ist  berechtigt  und  verpflichtet,  bei  der  Feilbietung 
von  Liegenschaften  ihres  Sprengeis  bis  zu  einem  gesetzlich  nor- 
mierten Maximum  mitzubieten ;  ersteht  sie  die  Liegenschaft ,  so 
zahlt  sie  das  Meistbot  den  Gläubigern  bar  aus,  wofür  sie  sich  die 
Mittel  durch  Emission  von  Rentenbriefen  verschafft.  Das  auf 
diese  Weise  von  Schulden  befreite  Grundstück  wird  nun  gegen 
eine  Tilgungsrente  veräussert,  welche  so  bemessen  ist,  dass  die 
Verzinsung  der  Rentenbriefe  gedeckt  und  das  Kapital  in  längerer 
Zeit  amortisiert  wird. 

Ausserdem  will  die  Vorlage  aber  auch  jedem  Grundeigen- 
tümer gestatten ,  bei  der  Landesgenossenschaft  die  Umwandlung 
seines  Besitzes  in  ein  Rentengut  zu  beantragen.  Wird  diesem 
Begehren  Folge  gegeben  und  erreicht  die  Verschuldung  denjenigen 
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Betrag  nicht ,  bis  zu  welchem  die  Landesgenossenschaft  bei  der 
Zwangsversteigerung  hätte  mitbieten  können ,  so  zahlt  sie  alle 
Gläubiger  mit  Hilfe  von  Rentenbriefen  aus,  erwirbt  das  Grund- 
stück und  veräussert  es  wieder  als  Rentengut.  Ist  dagegen  die 
Belastung  der  Liegenschaft  grösser,  so  veranlasst  die  Landes- 
genossenschaft eine  gerichtliche  Versteigerung,  welche  ganz  die 
Wirkungen  einer  exekutiven  hat;  d.  h.  es  werden  alle  durch  das 
Meistbot  nicht  gedeckten  Schulden  gelöscht ,  und  die  Landesge- 
nossenschaft ist  verpflichtet,  mitzubieten. 

Wie  immer  nun  die  Landesgenossenschaft  in  den  Besitz  eines 
Grundstückes  gelangt  ist,  muss  sie  es  gegen  Auferlegung  einer 
Amortisationsrente  weiterveräussern.  Stand  es  früher  in  freiem 
Eigentum  und  wird  es  erst  durch  diesen  Verkauf  in  ein  Renten- 
gut verwandelt ,  so  hat  zunächst  der  frühere  Eigentümer ,  falls 
die  oben  genannten  Bedenken  gegen  ihn  von  der  Landesgenossen- 
schaft nicht  erhoben  werden ,  ein  Vorkaufsrecht ;  sodann  dieje- 
nigen Personen ,  die  beim  Ableben  des  Rentengutsbesitzers  die 
Uebernahme  des  Rentengutes  verlangen  können.  Hat  die  Landes- 
genossenschaft dagegen  die  Realität  durch  Enteignung  des  bis- 
herigen Rentengutsbesitzers  erworben,  kann  dieser  natürlich  eine 
neuerliche  Uebertragung  der  Liegenschaft  nicht  verlangen. 

d)  Die  Aufhebung  der  Re  n  t  e  ng  u  ts  qu  al  i  t  ä  t  ist 
an  das  Zusammentreffen  zweier  Bedingungen  geknüpft :  die  voll- 
ständige Amortisation  des  Rentenkapitales  und  der  Ablauf  der 
in  dem  letzten  Rentengutsvertrage  in  Aussicht  genommenen  Til- 
gungszeit. Rückzahlung  des  Kapitales  vor  dem  verabredeten 
Termin  macht  das  Grundstück  zwar  lastenfrei,  bewirkt  aber  nicht, 
dass  es  aufhört,  ein  Rentengut  zu  sein. 

III.    Beurteilung    der   Gesetzentwürfe. 
A.  Im  allgemeinen. 

Schon  der  flüchtige  Blick  auf  den  Inhalt  der  beiden  Gesetz- 
entwürfe lehrt  uns,  dass  wir  hier  einen  fundamentalen  Reformplan 
vor  uns  haben,  der  in  letzter  Linie  darauf  abzielt,  alle  Teile  der 
geltenden  Agrarverfassung  von  Grund  aus  umzuwandeln  und  an 
die  Stelle  unseres  liberalen  ein  anderes  Grundbesitzrecht  zu  setzen. 
Schon  das  Anerbengesetz  war  ein  schüchterner  Schritt  in  dieser 
Richtung,  wenn  auch  nur  auf  eng  begrenztem  Gebiete.  Jetzt 
soll  eine   prinzipielle  Umkehr  in  Bezug   auf  das   gesamte  Agrar- 
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recht  angebahnt  werden;  und  die  konkreten  Vorschläge  hätten 
wohl  einen  noch  radikaleren  Charakter  erhalten,  bestünden  nicht 
so  ausserordentlich  grosse  Schwierigkeiten  des  Uebergangs  zu  der 
neuen  Grundbesitzverfassung. 

Je  bedeutungsvoller  aber  die  beiden  Regierungsvorlagen  sind, 
um  so  unabweislicher  wird  die  Frage  nach  den  thatsächl  ichen 
Verhältnissen,  durch  die  sie  veranlasst  sind,  nach  denUebel- 
ständen,   denen  sie  abhelfen  sollen. 

Bctiifift  die  Krise,  von  der  in  den  letzten  Jahren  so  viel  ge- 
sprochen wird ,  die  Landwirtschaft  oder  die  landwirtschaftliche 
Bevölkerung?  Seit  wann  besteht  sie?  Welches  ist  ihr  Verlauf? 
Nimmt  sie  zu  oder  ab?  Welchen  Grad  besitzt  sie?  Welche  Formen 
nimmt  sie  an?  Welche  Kulturen  —  Körner-,  Wein-,  Handels- 
gewächsbau, Viehzucht  etc.  —  sind  von  ihr  am  meisten  betrofifen? 
intensive  oder   extensive  Betriebsformen?    Sind  alle  Besitzgrössen 

—  Latifundien,  grosse,  mittlere,  kleine  und  Zwerggüter  —  sind  alle 
sozialen  Klassen  —  Gutsherren,  Bauern,  grundbesitzende  Arbeiter 

—  gefährdet?  Fällt  der  Notstand  örtlich  und  zeitHch  mit  schlechten 
Ernten  zusammen?  mit  niedrigen  Getreidepreisen?  mit  Steigerung 
der  ländlichen  Arbeitslöhne?  mit  Zunahme  der  öffentHchen  Lasten 
zusammen  ?  Besteht  er  gleichmässig  in  Gegenden  mit  gutem  und 
schlechtem  Boden  ?  in  Gebieten,  wo  gleiche  Erbteilung,  und  in  solchen, 
wo  das  Anerbenrecht  praktisch  gilt  ?  in  Gemeinden  mit  arrondier- 
tem und  mit  Streubesitz  ?  in  Bezirken  von  hoher  und  niedriger  Bil- 
dung der  ländlichen  Bevölkerung?  Weisen  die  Landstriche,  in 
denen  der  landwirtschaftliche  Grundbesitz  bedroht  ist,  ein  unge- 
sundes Verhältnis  zwischen  Güterpreisen  und  Ertrag  auf? 

Diese  Fragen  und  noch  manche  andere  müssen  zunächst  klar- 
gestellt sein  :  das  ist  die  erste,  unentbehrliche  Voraussetzung  für  jede 
weiterausblickende,  schaffende  oder  kritische  Thätigkeit  auf  dem  Ge- 
biet der  Agrarpolitik.  Ohne  die  Uebelstände  qualitativ  und  quanti- 
tativ festgestellt  zu  haben ,  ohne  die  örtliche  und  zeitliche ,  die 
ökonomische  und  soziale  Differenzierung  ihres  Auftretens  zu 
kennen,  ist  es  ganz  unmöglich,  sich  ein  begründetes  Urteil  über 
deren  Ursachen  zu  bilden.  Damit  ist  aber  jedes  erfolgreiche 
sozialpolitische  Eingreifen  von  Vorneherein  ausgeschlossen. 

Wir  müssen  nun  leider  bekennen,  dass  es  uns  in  Oesterreich 

—  mit  sehr  geringen  Ausnahmen  —  gänzlich  an  den  Mitteln 
fehlt ,  eine  Beantwortung  der  aufgestellten  Fragen  auch  nur  zu 
versuchen.     Wir  besitzen  noch  keine  Enquete  über  die  landwirt- 
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schaftlichen  Verhältnisse  der  Monarchie  oder  auch  nur  eines  Teils 
derselben.  Die  Statistik  lässt  uns  hier  gleichfalls  im  Stiche.  Wir 
können  uns  zwar  einer  so  vortrefflichen ,  feingegliederten  Hypo- 
thekar- und  Exekutionsstatistik  rühmen  wie  kein  anderer  grösserer 
Staat  Europas.  Sehr  gewichtige  Bedenken  verbieten  uns  indessen, 
aus  ihr  Schlüsse  auf  die  Lage  des  landwirtschaftlichen  Besitzes 
zu  ziehen.  Ueberdies  liegen  vergleichbare  Daten  nur  für  etwa 
die  Hälfte  Oesterreichs  vor.  Und  auch  da  würde  die  Vornahme 
örtlicher  und  zeitlicher  Differenzierungen  —  die  ja  allein  von 
Werte  sind  —  zu  falschen  Resultaten  führen. 

Den  Beweis  für  diese  Sätze  muss  ich  allerdings  einem  anderen 
Orte  vorbehalten.  Allein  selbst  die  zweckdienlichste  Hypothekar- 
statistik kann  uns  höchstens  mit  einer  der  Erscheinungsformen 
der  Krise  bekannt  machen.  Fehlt  der  Zusammenhang  mit  allen 
anderen  ökonomischen  Faktoren,  so  lässt  sich  aus  ihr  ein  Schluss 
auf  die  Ursachen  des  Notstandes  nicht  ableiten. 

Erwähnen  wir  ausser  der  Hypothekarstatistik  noch  eine  Er- 
hebung über  das  landwirtschaftliche  Vereins-  und  Genossenschafts- 
wesen, ferner  die  wenig  verlässlichen  Angaben  über  Anbaufläche, 
Ernten  und  Preise  der  landwirtschaftlichen  Produkte,  endlich  die 
Ergebnisse  des  Grundsteuerkatasters  ,  so  haben  wir  so  ziemlich 
Alles  genannt,  was  an  Material  über  die  agrarischen  Verhältnisse 
Oesterreichs  existiert.  Es  bedarf  keiner  weiteren  Rechtfertigung, 
wenn  ich  behaupte,  dass  man  gegenwärtig  nicht  einmal  im  Stande 
ist,  ein  äusseres  Krankheitsbild  der  landwirtschaftlichen  Krise  zu 
geben,  geschweige  denn  ,  sie  auf  ihre  Ursachen  —  die  übrigens 
lokal  sehr  verschieden  sein  dürften  —  zurückzuführen. 

Wir  müssen  uns  doch  endlich  dessen  bewusst  werden,  dass 
wir  auf  diesem  Gebiete  nichts  wissen,  dass  uns  also  die  primäre 
Voraussetzung  für  eine  gedeihliche  Agrarpolitik  noch  gänzlich  fehlt. 

Dem  kann  nur  durch  eine  umfassende  und  eingehende,  die 
verschiedensten  Gesichtspunkte  berücksichtigende  Untersuchung 
der  thatsächlichen  landwirtschaftlichen  Verhältnisse  abgeholfen 
werden.  Dass  für  diesen  Zweck  Statistik,  Enquete  und  analytische 
Bearbeitung  von  Individualbeobachtungen  zusammenwirken  müss- 
ten,  versteht  sich  von  selbst. 

Allerdings  ist  eine  solche  Arbeit  nicht  in  kurzer  Zeit  zu  be- 
wältigen, und  sie  verursacht  sicherlich  bedeutende  Kosten.  Aber 
wenn  der  Weg  auch  lang  ist,  es  ist  der  einzige,  der  wirklich  zum 
Ziele  führt.     Und  was  die  Kosten    der  Erhebungen    anlangt ,    so 
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bedenke  man,  dass  auch  die  vorgeschlagene  Reform,  wie  wir 
noch  sehen  werden,  sehr  viel  Geld  kosten  würde,  und  dass  diese 
Summen  wahrscheinlicher  Weise  ganz  nutzlos  aufgewendet  würden, 
wenn  über  die  agrarischen  Verhältnisse  nicht  die  erforderlichen 
Untersuchungen  vorausgegangen  sind. 

Heute ,  wo  diese  noch  ganz  fehlen ,  kann  es  nicht  an  der 
Zeit  sein,  mit  tief  eingreifenden  Agrarreformen  vorzugehen.  Aeus- 
serstenfalls  darf  man  jetzt  schon  gewisse  symptomatische  Aus- 
wüchse, wo  sie  besonders  gefahrdrohend  auftreten,  auf  legislato- 
rische Weise  zu  beschneiden  suchen. 

Gegen  den  vorliegenden  Reformplan  müssen  aber ,  wie  ich 
auch  ohne  nähere  Kenntnisse  der  speziellen  Agrarverhältnisse 
glaube  behaupten  zu  können,  eine  ganze  Reihe  sehr  gewichtiger 
Bedenken  erhoben  werden. 

Zwei  davon  sind  prinzipieller  Natur. 

Das  erste  bezieht  sich  auf  das  einer  eventuellen  Agrarreform 
zu  unterwerfende  Objekt.  Dieses  lässt  sich  von  Vorneherein 
nach  2  Richtungen  hin  abgrenzen. 

Zunächst  nach  oben  durch  Ausschluss  des  Grossgrundbesitzes. 

Allgemein  gehaltene  Klagen  über  die  Notlage  einer  Bevölke- 
rungsklasse, Stimmungsberichte,  unwissenschaftliche  Beobachtungen 
dürfen  zwar  gewiss  nur  mit  äusserster  Vorsicht  als  Erkenntnis- 
quellen benützt  werden ;  sie  sind  höchstens  ein  subjektives  Symptom 
dafür,  dass  irgend  ein  Uebelstand  von  nicht  näher  festgestellter 
Art  und  Ausdehnung  vorhanden  sei.  Wohl  aber  darf  man  a  con- 
trario schliessen  —  besonders  gegenwärtig,  wo  man  von  der  All- 
macht des  Staates  immer  mehr  die  Heilung  aller  Schmerzen  er- 
wartet — ,  dass  ein  Stand ,  der  über  die  Ungunst  seiner  Lage 
nicht  klagt,  sich  auch  nicht  in  übermässig  schlechten  Verhält- 
nissen befinde. 

Von  einer  Notlage  des  Grossgrundbesitzes  hat  man  nun  bis- 
her in  Oesterreich  noch  wenig  vernommen.  Da  dieser  bei  uns 
überdies  reichlich  Gelegenheit  hat,  seine  Wünsche  in  sehr  ver- 
nehmlicher Weise  verlauten  zu  lassen ,  so  hat  man  allen  Grund, 
anzunehmen ,  dass  der  Grossgrundbesitz  vorläufig  eine  Rettung 
durch  den  Staat  nicht  notwendig  habe. 

Aber  auch  eine  Abgrenzung  nach  unten  ist  notwendig. 

Der  Parzellenbesitz  wäre  von  jeder  Agrarreform  auszuschliessen. 
Nicht  als  ob  dessen  wirtschaftliche  Lage  eine  glänzende  wäre. 
Aber    die  Uebelstände    liegen    bei    den    landwirtschaftlichen    und 
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industriellen  Arbeitern  ,  welche  das  Gros  der  Parzellenbesitzer 
ausmachen,  auf  ganz  anderem  Gebiete,  als  bei  den  Bauern  :  nicht 
auf  dem  der  landwirtschaftlichen  Unternehmung,  sondern  auf  dem 
des  Lohnvertrages.  Eine  Veränderung  des  Grundbesitzrechtes 
kann  ihnen  nicht  nützen,  leicht  aber  schaden. 

Jede  rationelle  Agrarreform  wird  demnach  so- 
wohl den  ganz  grossen,  als  den  ganz  kleinen  Grund- 
besitz ausscheiden  und  sich  auf  den  kleinen  und 
mittleren  Bauernstand  beschränken  müssen. 

Es  ist  daher  der  erste  prinzipielle  Einwand  gegen  die  vor- 
liegenden Gesetzentwürfe ,  dass  sie  sich  unterschiedslos  auf  alle 
Besitzkategorien  erstrecken  sollen.  Die  gefährlichen  Konsequenzen, 
die  sich  mit  Notwendigkeit  namentlich  aus  der  Einbeziehung  des 
Grossgrundbesitzes  in  die  Zwangskorporationen  ergeben  würden, 
können  erst  später  nachgewiesen  werden. 

Es  muss  aber  gegen  die  Vorlagen  noch  ein  zweites  allge- 
meines Bedenken  erhoben  werden.  Es  betrifft  den  territo- 
rialen Umfang  ihrer  Geltung.  So  gering  nämlich  unsere 
positiven  Kenntnisse  in  agrarischen  Dingen  auch  sind,  das  steht 
zweifellos  fest,  dass  die  Grundbesitz- Verhältnisse  der  einzelnen 
Teile  Oesterreichs  die  krassesten  Verschiedenheiten  aufweisen. 
Es  ist  von  Vorneherein  ganz  undenkbar ,  auf  solche  landwirt- 
schaftliche Gegensätze  ,  wie  Galizien  und  Salzburg ,  Mähren  und 
Dalmatien ,  ja  Nord-  und  Südtirol  dieselbe  Agrarreform  mit  Er- 
folg anzuwenden. 

Selbst  wenn  die  Krise  im  ganzen  Staate  mit  gleicher  Inten- 
sität aufträte,  so  müsste  sie  doch  in  den  einzelnen  Landesteilen 
ganz  verschiedenartige  Formen  annehmen  und  demgemäss  auch 
von  einander  abweichende  Massregeln  erforderlich  machen.  Zu- 
dem trifft  aber  jene  Voraussetzung  gewiss  nicht  zu.  Die  eine  Er- 
kenntnis, welche  uns  die  Untersuchungen  über  süddeutsche  Ver- 
hältnisse gebracht  haben ,  darf  man  wenigstens  getrost  auch  auf 
andere  Staaten  anwenden:  dass  nämlich  die  Lage  des  Bauern- 
standes durchaus  keine  gleichmässige  ist.  Wenn  schon  in  einem 
so  kleinen,  relativ  homogenen  Lande,  w^ie  Baden,  sehr  bedeutende 
Gegensätze  in  Bezug  auf  das  Vorhandensein  eines  landwirtschaft- 
lichen Notstandes  konstatiert  wurden,  was  darf  man  da  für  ganz 
Oesterreich  erwarten  ? 

Die  grosse  Verschiedenheit  der  ökonomischen  und  sozialen 
Verhältnisse  würde  nur  dann  einheitlichen,  auf  das  ganze  Gebiet 
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anzuwendenden  Gesetzen  nicht  entgegenstehen ,  wenn  diese  sich 
darauf  beschränken  würden,  gewisse  äussere  Symptome  dort  zu 
bekämpfen,  wo  sie  in  so  hohem  Grade  auftreten,  dass  sie  schon 
an  sich ,  ohne  Rücksicht  auf  ihre  Ursache ,  eine  Gefahr  bilden. 
Anders  bei  eigentlichen,  grundlegenden  Reformen,  bei  organischen 
Eingriffen  in  den  Bau  des  sozialen  Körpers.  Da  kann  dieselbe 
Massregel  für  das  eine  Land  segensreich,  für  das  andere  verderben- 
bringend werden.  -:— 

Rationell  kann  daher  inOesterreich  eine  Agrar- 
reform nur  sein,  wenn  sie  territorial  ist. 

Das  bedeutet  natürlich  nicht  unbedingt,  dass  sie  auch  durch 
die  Landesgesetzgebung  erfolgen  müsse.  — 

Die  3  Einwendungen,  die  bisher  erhoben  wurden:  mangelnde 
Kenntnis  unserer  agrarischen  Zustände  und  ihrer  Ursachen,  unter- 
schiedslose Behandlung  des  grossen  und  kleinen  Grundbesitzes, 
Anwendung  der  nämlichen  Mittel  auf  Gebiete  mit  den  hetero- 
gensten Verhältnissen  —  das  sind  gleichsam  Einwendungen  a 
limine;  sie  müssten ,  ohne  Rücksicht  aut  den  speziellen  Inhalt, 
jedem  Gesetzentwurfe  entgegengehalten  werden ,  der  jetzt  eine 
organische  Reform  des  Agrarrechtes  für  den  gesamten  landwirt- 
schaftlichen Grundbesitz  ganz  Oesterreichs  vorschlagen  würde. 

Damit  dürfen  wir  uns  aber  nicht  begnügen.  Wir  müssen 
vielmehr,  von  den  bisher  geltend  gemachten  allgemeinen  Bedenken 
absehend,  auch  auf  den  konkreten  Inhalt  der  in  Rede  stehenden 
Vorlagen  mit  möglichster  Kürze  eingehen.  Nach  dem  Gesagten 
können  wir  dabei  selbstverständlich  nur  zum  kleinsten  Teile  die 
Bedürfnisfrage  auf  Grund  von  Thatsachen  prüfen;  dazu  reichen 
unsere  Kenntnisse  der  konkreten  Verhältnisse  bei  Weitem  nicht 
aus.  Wir  werden  uns  deshalb  hinsichtlich  der  Ziele  des  Reform- 
projektes auf  Erwägungen  allgemeiner  Natur  beschränken  und 
unser  Augenmerk  hauptsächlich  darauf  richten  müssen,  ob  einer- 
seits eine  innere  Zweckmässigkeit  der  Gesetzentwürfe  besteht, 
d.  h.  ob  die  legislatorischen  Absichten  auf  den  vorgeschlagenen 
Wegen  erreicht  werden  können,  und  ob  andrerseits  diese  Wege 
sonst  ungefährlich  sind. 

B.    Die    Inkorporation   des    Grundbesitzes. 

Relativ  leicht  ist  die  Untersuchung  des  Gesetzentwurfes  be- 
treffend die  Errichtung  von  Berufsgenossenschaften  der  Landwirte. 
Denn  das  allgemeine  Ziel    desselben,    die   möglichste  Förderung 
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des  landwirtschaftlichen  Genossenschaftswesens,  ist  zweifellos  an- 
strebenswert.  Die  Beilagen  zu  der  Regierungsvorlage  beweisen, 
wie  wenig  noch  der  Assoziationsgedanke  in  der  österreichischen 
Landwirtschaft  Wurzel  geschlagen  hat.  Ueber  das  Mass  des  Vor- 
teiles ,  den  man  sich  von  der  Vergenossenschaftung  in  diesem 
Produktionszweige  versprechen  darf,  mag  man  verschiedener  An- 
sicht sein ;  es  wird  aber  kaum  jemand  bestreiten  ,  dass  auch  in 
der  Landwirtschaft  manche  ökonomische  Aufgaben  durch  eine 
Vereinigung  von  Personen  mit  parallel  laufenden  wirtschaftlichen 
Interessen  leichter  und  mit  geringeren  Kosten  gelöst  werden 
können,  als  durch  die  isolierten  Bestrebungen  einzelner,  ökonomisch 
schwacher  Individuen. 

Auch  in  geistiger  Beziehung  mag  eine  Genossenschaft  manche 
wohlthätige  Wirkung  auf  ihre  Mitglieder  ausüben. 

Betrachten  wir  nun,  in  welcher  Weise  die  Vorlage  die  Ver- 
allgemeinerung der  Genossenschaftsidee  bewirken  will. 

l)   Der  Zwangscharakter    der  Inkorporation. 

Das  dem  Entwurf  zu  Grunde  liegende  Prinzip  des  Genossen- 
schaftszwanges ist  es ,  womit  wir  uns  zunächst  auseinander  zu 
setzen  haben.  Von  den  »Erläuternden  Bemerkungen«  wird  es 
damit  motiviert ,  dass  die  freiwillige  Errichtung  von  Genossen- 
schaften eine  entsprechende  genossenschaftliche  Organisation 
nicht  erwarten  lasse  ,  und  dass  nur  bei  obligatorischer  Inkorpo- 
ration eine  Zusammenfassung  der  einzelnen  lokalen  Glieder  zu 
höheren,  leistungsfähigeren  Verbänden  stattfinden  könne. 

Gibt  man  das  zu,  so  erhebt  sich  die  entscheidende  Frage: 
Lässt  sich  der  fehlende  genossenschaftliche 
Sinn  der  Landbevölkerung  durch  gesetzlichen 
Beitrittszwang  ersetzen? 

Mit  einem  Schlage  sollen  in  Oesterreich  928  Bezirksgenossen- 
schaften und  17  Landesgenossenschaften  ipso  jure  entstehen,  viele 
Tausende  Ausschussmitglieder  müssen  gewählt,  für  nicht  weniger 
als  28  312  Ortsgemeinden  Vertrauensmänner  aufgestellt  werden. 
Es  ist  nur  zu  wahrscheinlich,  dass  dieselben  Menschen,  die  sich 
bisher  der  Genossenschaftsidee  gegenüber  so  ablehnend  verhalten 
haben,  auch  einer  Körperschaft  kein  Leben  einhauchen  werden, 
deren  Entstehen  zwar  obligatorisch ,  deren  Thätigkeit  aber  — 
bis  auf  die  Funktion  als  Rentengutsbehörde  -  durchaus  fakul- 
tativ ist. 
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Darum  wird  man  gut  thun,  sich  keinen  zu  grossen  Hoff- 
nungen über  die  Wirksamkeit  der  geplanten  Berufsorganisation 
hinzugeben.  Die  Aufgaben,  welche  der  Entwurf  für  die  Genossen- 
schaften ins  Auge  fasst,  werden  wohl  zum  grössten  Teile  auf 
dem  Papiere  bleiben. 

Andrerseits  birgt  die  zwangsweise  Vergenossenschaftung  eine 
nicht  unbedeutende  Gefahr  in  sich:  die  Gefahr  der  Ver- 
drängung der  vorhandenen  freiwilligen  Asso- 
ziationen. Wir  besitzen  in  Oesterreich  doch  schon  eine  Reihe 
von  Ansätzen  zu  landwirtschaftlichen  Organisationen.  Gerade  die 
Freiwilligkeit  des  Beitrittes  zu  denselben  ist  eine  Gewähr  für  ihre 
Lebensfähigkeit,  Neben  den  Zwangsgenossenschaften  können  sie 
aber  nicht  fortbestehen.  Schon  wegen  der  doppelten  Beitrags- 
pflicht. Sie  werden  kostspieligen  Institutionen  weichen  müssen, 
die  in  Folge  der  Indolenz  der  meisten  Mitglieder  kaum  mehr  als 
ein  Scheindasein  führen  werden. 

Immerhin  soll  die  Möglichkeit  nicht  geläugnet  werden,  dass 
schon  die  Schaffung  eines  geistigen  und  sozialen  Mittelpunktes 
hie  und  da  anregend  und  aufklärend  auf  die  heute  noch  teil- 
nahmslose ländliche  Bevölkerung  wirken  könne. 

Die  zwangsweise  Vergenossenschaftung  ist  somit  ein  Experi- 
ment, das  kaum  viel  Gutes  wirken,  voraussichtlich  aber  manchen 
Schaden  stiften  und,  wie  wir  noch  sehen  werden,  jedenfalls  nicht 
unbedeutende  Kosten  erfordern  wird. 

Dem  Gesetzentwurf  liegt  offenbar  eine  sanguinischere  Auf- 
fassung zu  Grunde.  Sehen  wir  zu,  welches  die  Organisation  ist, 
die  den  gehofften  Erfolg  haben  soll. 

2)  Die  berufsgenossenschaftliche  Organisation. 

Drei  Momente  determinieren  eine  genossenschaftliche  Ver- 
fassung :  die  sachliche  Bestimmung  des  Mitgliederkreises,  die  ört- 
liche Abgrenzung  der  einzelnen  Genossenschaften  und  die  Normen 
über  die  Bildung  der  genossenschaftlichen  Organe. 

a)  Sachliche  Bestimmung   des  Mitgliederkreises. 

Der  Erfolg  jeder  Assoziation  ist  wesentlich  dadurch  bedingt, 
dass  durch  sie  nur  Personen  zusammengefasst  werden,  welche  in 
Bezug  auf  den  Assoziationszweck  gleiche,  oder  doch  wenigstens 
nicht  entgegengesetzte  Interessen  besitzen.  Bei  einer  obliga- 
torischen   Inkorporation    erwächst    demzufolge    dem    Gesetzgeber 
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die  schwierige  Aufgabe,  den  Mitgliederkreis  in  zweckentsprechen- 
der Weise  zu  normieren. 

Ein  Fehlgriff  kann  hier  verhängnisvoll  werden.  Eine  Zwangs- 
genossenschaft von  Personen,  welche  an  den  genossenschaftlichen 
Aufgaben  in  divergierendem  Sinne  interessiert  sind ,  wird  im 
günstigsten  Falle  gar  keine  Thätigkeit  entfalten ;  gar  leicht  kann 
sie  aber  für  den  numerisch  oder  wirtschaftlich  überlegenen  Teil 
das  Mittel  werden,  sich  für  seine  ökonomischen  Zwecke  die  Bei- 
hilfe auch  der  widerstrebenden  schwächeren  Partei  zu  erzwingen. 

Mitglieder  der  »Berufsgenossenschaften  der  Landwirte «  sollen 
nun  die  »Eigentümer  aller  dem  Betriebe  der  Land-  und  Forst- 
wirtschaft oder  eines  Zweiges  derselben  gewidmeten  Liegen- 
schaften« sein.    (§  3.) 

Demgegenüber  ist  Folgendes  zu  bemerken: 

I.  Die  sogenanntenBerufsgenossen  sc  haften 
der  L  andzu  i  r  t  e  sind  in  Wahrheit  Genossenschaf- 
ten der  Grundbesitzer.  Die  Pächter ,  Kolonen ,  Nutz- 
niesser  u.  s.  w.  sind  also  von  den  Genossenschaften  ausgeschlossen, 
während  die  Verpächter  u.  s.  w.  die  Mitgliedschaft  in  denselben 
besitzen.  Und  doch  fallen  unter  die  Kompetenz  der  Genossen- 
schaften —  wenn  man  wieder  von  der  Rentengutsverwaltung  ab- 
sieht —  im  Wesentlichen  nur  Angelegenheiten  des  landwirtschaft- 
lichen Betriebes,  nicht  aber  solche  des  Grundbesitzes.  Die  Er- 
füllung ökonomischer  Aufgaben  soll  also  einer  Personengesamtheit 
in  die  Hand  gelegt  werden,  die  als  solche  gar  kein  wirtschaftliches 
Interesse  daran  hat. 

Leicht  kann  es  da  geschehen,  dass  die  Grundbesitzer,  welche 
ihren  Boden  nicht  selbst  bebauen,  Unternehmungen  hintertreiben,  die 
doch  allen  Landwirten  von  Nutzen  gewesen  wären.  Und  Erstere 
haben  auch  Ursache,  die  Wirksamkeit  der  Genossenschaften  mög- 
lichst zu  restringieren.  Müssen  sie  doch  zu  deren  Kosten  bei- 
tragen, ohne  Vorteil  davon  zu  ziehen. 

Das  Gewicht  dieses  Einwandes  gegen  die  Gesetzesvorlage 
lässt  sich  allerdings  mangels  einer  landwirtschaftlichen  Betriebs- 
statistik nicht  messen.  Sicher  ist  aber,  dass  die  Bodenbestellung 
durch  Kolonen,  Teilbauern  etc.  in  ganzen  Kronländern  (Dal- 
matien  Küstenland,  Südtirol)  sogar  die  Regel  bildet;  und  eine 
quantite  negligeable  sind  die  Landwirte  auf  fremden  Boden  gewiss 
in  keinem  Kronlande. 

2)  Die  Inkorporation   betrifft   nicht   nur    den 
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bäuerlichen,  sondern  ebenso  den  Parzelle  n- 
und  den  Grossgrundbesitz.  Wir  sahen  schon  früher, 
dass  nur  bei  der  erstgenannten  Kategorie ,  dem  bäuerlichen  Be- 
sitze, ein  Bedürfnis  nach  Agrarreform  bestehen  dürfte;  speziell 
hier  muss  betont  werden ,  dass  die  Ausdehnung  des  Genossen- 
schaftszwanges auch  auf  andere  Arten  des  Grundbesitzes  äusserst 
bedenklich  wäre.  Weder  der  Gutsherr,  der  en  gros  produziert, 
noch  der  Gärtier  oder  Büdner,  der  selbst  verbraucht,  was  er 
erzeugt,  hat  z.  B.  ein  Interesse  an  genossenschaftlichem  Ver- 
kauf des  Getreides.  Die  Beitragspflicht  macht  aber  jede  Neutralität 
gegenüber  einer  genossenschaftlichen  Unternehmung  unmöglich  ; 
wer  nicht  für  sie  ist,  muss  gegen  sie  sein. 

Haben  wir  schon  früher  stark  daran  gezweifelt,  ob  mittelst 
des  Genossenschaftszwanges  der  Zweck ,  den  sich  die  Vorlagen 
gesetzt  haben,  zu  erreichen  sei,  so  muss  die  Ausdehnung  der 
obligatorischen  Assoziation  auf  den  gesamten  landwirtschaftlichen 
Grundbesitz  jenem  Zweifel  neue  Nahrung  geben. 

Ja  noch  mehr.  Es  besteht  die  Gefahr,  dass  eine  solche  In- 
korporation den  Bauern  direkt  Schaden  bringe ;  denn  sie  ermöglicht 
es  dem  Grossgrundbesitz  bei  dessen  überwiegendem  Einflüsse  auf 
die  Bildung  der  Genossenschaftsorgane,  Massregeln  durchzusetzen, 
die  nur  ihm,  dem  Grossgrundbesitz,  von  Vorteil  sind,  nicht  aber  der 
grossen  Masse  von  Bauern,  die  doch  auch  dazu  beisteuern  müssen. 

Zu  noch  gefährlicheren  Konsequenzen  müsste  die  Einbe- 
ziehung des  Grossgrundbesitzes  auf  dem  Gebiete  der  Rentenguts- 
verwaltung führen,  wie  später  gezeigt  werden  wird. 

3)  Die  Organisation  umfasst  nur  die  Grund- 
besitzer, nicht  auch  die  landwirtschaftlichen 
Arbeiter.  In  der  Industrie  würde  man  heute  wohl  kaum 
daran  denken  können ,  die  Unternehmer  zu  organisieren ,  ohne 
gleichzeitig  ein  Gegengewicht  dafür  in  einer  parallelen  Organisation 
der  Arbeiter  zu  schaffen.  Nach  der  Gewerbeordnung  besteht  denn 
auch  bei  jeder  gewerblichen  Genossenschaft  eine  Gehilfenversamm- 
lung und  ein  Gehilfenausscbuss.  Aehnliches  müsste  hier  gefordert 
werden,  soll  nicht  der  formell  freie  Kampf  um  die  Arbeitsbe- 
dingungen durch  eine  staatliche  Organisierung  des  stärkeren  Teiles 
noch  zu  dessen  Gunsten  beeinflusst  werden. 

Eine  Reihe  von  Aufgaben ,  die  das  Gesetz  den  Genossen- 
schaften zuschreibt,  kann  übrigens  ohne  Mitwirkung  der  Arbeiter 
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gar  nicht  erfüllt  werden,  wie  Arbeitsvermittelung,  Krankheits-  und 
Invaliditätsversicherung. 

b)  Oertliche  Abgrenzung  der  Genossenschaften. 

Die  Sprengel  der  landwirtschaftlichen  Berufsgenossenschaften 
sollen  mit  den  Gerichtsbezirken  und  Kronländern  zusammenfallen; 
bezüglich  der  Gerichtsbezirke  sind  Abänderungen  durch  den  Acker- 
bauminister vorgesehen. 

Diese  Normierung  giebt  zu  mehrfachen  Bedenken  Anlass. 

i)  Nicht  alle  Kronländer  sind  so  homogen, 
dass  sich  eine  einheitliche  Körperschaft  für  den 
ganzenUmfang  empfehlen  würde.  Namentlich  müsste 
in  gemischtsprachigen  Ländern  die  ganze  Aktion  zweifellos  an 
den  nationalen  Gegensätzen  scheitern.  Man  denke  nur  an  Böhmen 
und  Tirol. 

2)  Gerichtsbezirke  sind  viel  zu  grosse  Ge- 
biete für  wirkliche  Genossenschaften.  Im  Durch- 
schnitte ganz  Oesterreichs  weisen  sie  einen  Flächenraum  von 
323,29  Qkm  mit  über  2300  Grundbesitzern  aus;  in  einzelnen 
Kronländern  steigt  die  durchschnittliche  Ausdehnung  auf  436,09, 
ja  auf  652,57  Qkm,  die  durchschnittliche  Zahl  der  Grundbesitzer 
auf  3760,  5  225,  Es  ist  ganz  ausgeschlossen,  dass  eine  Körper- 
schaft, deren  Mitglieder  sich  auf  mehrere  hundert  Quadratkilometer 
zerstreuen,  ein  genossenschaftliches  Leben  führe.  Will  man  nicht 
Korporationen  schaffen ,  die  bloss  den  Namen  Genossenschaft 
führen,  es  ihrem  Wesen  nach  aber  nicht  sind,  will  man  die  dem  Ge- 
nossenschaftsprinzipe  zu  Grunde  liegende  ethische  und  wirtschaft- 
liche Idee  des  gemeinsamen  Handelns  der  Mitglieder  —  im  Gegen- 
satz einerseits  zum  individuellen  Handeln,  andererseits  zum  Regiert- 
werden —  verwirklichen,  so  muss  man  Gesamtheiten  von  Personen 
bilden,  bei  denen  das  lokale  Beisammensein  ein  gemeinsames  Han- 
deln ermöglicht ;  also  Ortschaften,  höchstens  politische  Gemeinden. 
Sobald  man  zu  grösseren  Bezirken  greift,  muss  man  mit  Notwen- 
digkeit dazu  gelangen,  anstatt  Genossenschaften  Selbstverwaltungs- 
körper nach  Art  der  politischen  Gemeinden  oder  der  autonomen 
Bezirke  zu  schaffen,  deren  Thätigkeit  nicht  mehr  den  Charakter 
von  Willensakten  einer  Personengesamtheit,  sondern  den  von  admini- 
strativen Verfügungen  autonomer  Behörden  besitzt. 

Es  existiert  für  diese  Unterscheidung  ein  strenges  Kriterium : 
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das  Vorhandensein  eines  Organes  für  eine  gemeinsame  Beschluss- 
fassung der  Genossenschafter  (Generalversammlung  u.  ä.).  Wo 
ein  solches  Organ  fehlt,  dort  ist  ein,  wenn  auch  noch  so  be- 
schränktes, gemeinsames  Handeln  ausgeschlossen  ;  dort  liegt  der 
Sache  nach  keine  Genossenschaft,  sondern  ein  Verwaltungsorgan 
einer  Zwangsgemeinwirtschaft  vor. 

c)  Die  Bildung  der  Genossenschafts-Organe. 

Das  für  jede  wahre  Genossenschaft  wesentliche  Organ :  die 
Versammlung  der  Genossenschaftsmitglieder,  ist  dem  Gesetzent- 
wurf nicht  bekannt.  Es  ist  das  die  notwendige  Konsequenz  des  zu 
grossen  Umfanges  der  geplanten  Korporationen.  Nur  in  uneigent- 
lichem Sinne  kann  man  also  von  Genossenschaften  und  deren 
Ausschüssen  sprechen.  Richtiger  wären  die  Bezeichnungen  Agrar- 
bezirk,  Agrarbehörde. 

Solcher  Agrarbehörden  nimmt  die  Gesetzesvorlage  3  Arten 
in  Aussicht:  den  Ausschuss  der  Bezirksgenossenschaft,  den  Aus- 
schuss  der  Landesgenossenschaft  und  die  Vertrauensmänner. 

Diesen  Organen  sind  so  weitgehende  Befugnisse  nicht  nur 
in  Bezug  auf  die  landwirtschaftlichen  Zwecke  der  Genossen- 
schaften ,  sondern  namentlich  auch  in  Betreff  der  Rentengüter 
zugedacht,  dass  die  sozialpolitische  Wirkung  der  gesamten  Agrar- 
reform wesentlich  von  der  Art  abhängt,  wie  sie  von  ihrer  Macht 
Gebrauch  machen. 

Wir  müssen  deshalb  den  Bestimmungen  über  deren  Zusammen- 
setzung ganz  besonderes  Augenmerk  zuwenden. 

i)  Der  Ausschuss  der  Bezirksgenossenschaft 
besteht  aus  einer  Zahl  von  gewählten  Mitgliedern  und  aus  den 
Besitzern  selbständiger  Gutsgebiete  (Galizien) ;  ausserdem  kann 
die  politische  Landesbehörde  über  Ermächtigung  des  Ackerbau- 
ministeriums je  ein  Ausschussmitglied  ernennen,  und  dasselbe 
Recht  steht  unter  Umständen  auch  dem  Landesausschuss  zu. 
Die  W^ahl  erfolgt  nach  den  Bestimmungen  der  Gemeindewahl- 
ordnung jedes  Kronlandes ,  d.  h.  im  Allgemeinen  so ,  dass  alle 
Wahlberechtigten  nach  ihrer  Steuerleistung  rangiert  und  hierauf 
3  Wahlkörper  von  gleicher  Steuerleistung  gebildet  werden ,  von 
denen  jeder  Vs  der  Ausschussmitglieder  wählt. 

Dieses  Wahlsystem  sichert  dem  Grossgruud- 
besitzer  die  Entscheidung  auf  die  Beschlüsse 
des    Ausschusses    der    Berufs  Genossenschaften. 
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Denn  das  numerische  Uebergewicht  der  mittleren  und  kleinen 
Wirtschaften  ist  hier  paralysiert,  das  politische,  soziale  und  öko- 
nomische des  Grossgrundbesitzes  kann  voll  zur  Wirksamkeit  ge- 
langen. Der  erste  Wahlkörper  ist  dem  Letzteren  schon  vermöge 
seiner  Steuerleistung  garantiert.  Vergleicht  man  den  Einfluss,  das 
Ansehen ,  die  Bildung ,  die  wirtschaftliche  Unabhängigkeit  eines 
Grossgrundbesitzers  mit  der  Indolenz ,  Ignoranz ,  Abhängigkeit 
eines  grossen  Teiles  des  Bauernstandes  ;  erwägt  man  ferner,  welche 
Geschäftskenntnis,  wie  viel  Zeit,  wie  häufige  Entfernungen  vom 
Wohnorte,  daher  Arbeitsunterbrechungen  das  Amt  eines  Ausschuss- 
mitgliedes erfordert ;  bedenkt  man  endlich,  dass  nicht  einmal  die 
Schriftlichkeit  und  Geheimhaltung  für  das  Wahlverfahrcn  vorge- 
schrieben ist,  dass  dasselbe  sogar  indirekt  sein  kann,  so  ist  nicht 
zweifelhaft ,  dass  auch  die  Wahlen  im  zweiten  und  dritten  Wahl- 
körper zum  guten  Teile  Grossgrundbesitzer  oder  doch  unter  deren 
Einfluss  stehende  Personen  ergeben  werden. 

In  Oesterreich  bilden  aber  die  Bezirke,  wo  sich  neben  Bauern- 
wirtschaften grosse  Güter  vorfinden ,  die  weitaus  überwiegende 
Mehrzahl  '). 

Wo  es  dem  Grossgrundbesitz  gelingt,  die  Entscheidung  auf 
die  Beschlüsse  des  Ausschusses  der  Bezirksgenossenschaft  zu  er- 
langen ,  dort  liegt  es  in  seiner  Macht ,  von  dem  nur  fakultativ 
normierten  Geschäftskreise  der  Genossenschaft  bloss  das  zu  ver- 
wirklichen ,  was  ihm  Vorteil  bringt ,  alles  Andere  zu  verhindern. 
Das  bedeutet  aber  Stärkung  der  wirtschaftlichen  Lage  des  Gross- 
grundbesitzes auf  Kosten  des  Bauernstandes. 

2)  In  gesteigertem  Masse  gilt  all  das  von  dem  Ausschuss 
der  Landesgenossenschaft.  Denn  um  in  diesen  zu 
gelangen  ,  muss  man  zunächst  Ausschussmitglied  der  Bezirksge- 
nossenschaft sein.  Der  Ausschuss  der  Bezirksgenossenschaft  wählt 
sodann  aus  seiner  Mitte  den  Obmann.  Diese  Funktion  wird  sicherlich 
nur  einer  Person  mit  hoher  sozialer  Stellung,  grossem  politischen 
Einfluss,  umfangreicher  Geschäftskenntnis,  viel  freier  Zeit,  organi- 
satorischer Befähigung  —  kurz  einem  Grossgrundbesitzer  über- 
tragen. Diese  Obmänner  der  Bezirksgenossenschaften  wählen  end- 
hch  nun  unter  sich  die  Mitglieder  des  Ausschusses  der  Landesge- 
nossenschaft. Es  wäre  ganz  unnatürlich,  wenn  sie  zu  dieser,  noch  mehr 
Kenntnisse  und  Ueberblick  erfordernde,  aber  auch  noch  grössere 

l)  S.  V.  Inama-Sternegg,  Zur  Charakteristik  des  Grossgrundbesitzes  in  Oesterreich, 
Statistische  Monatsschrift  1884. 
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Macht  verleihenden  Stellung  nicht  die  besten  Vertreter  ihres  Klassen- 
interesses ausersehen  würden.  So  sind  3,  bei  indirekten  Wahlen 
in  den  Ausschuss  der  Bezirksgenossenschaften  sogar  4  Siebe  mit 
immer  feineren  Maschen  hinter  einander  aufgestellt,  die  mit  immer 
grösserer  Präzision  nur  solche  Personen  passieren  lassen,  welche 
die  Interessen  des  Grossgrundbesitzes  vertreten. 

In  dem  Ausschuss  der  Landesgenossenschaft 
werden  somit  die  Interessen  des  Grossbesitzes 
in  konzentrierter  Weise  dominieren;  und  auch  die 
zwei  Mitglieder ,  welche  das  Ackerbauministerium  in  denselben 
entsenden  kann,  vermögen  daran  nicht  viel  zu  ändern. 

Es  leuchtet  sofort  ein,  welche  Gefahren  für  den  Bauernstand 
entstehen  können,  wenn,  wie  die  zweite  Gesetzesvorlage  es  be- 
absichtigt, die  Entscheidung  über  das  ganze  wirtschaftliche  Schicksal 
des  Rentengutsbesitzers  in  die  Hand  einer  solchen  Behörde  ge- 
legt wird. 

3)  In  jeder  Gemeinde  sollen  Vertrauensmänner  der 
Genossenschaften  aufgestellt  werden.  Es  kann  nach  dem 
Vorausgehenden  nicht  mehr  zweifelhaft  sein ,  wessen  Vertrauen 
dieselben  rechtfertigen  werden.  Von  den  Aeusserungen  dieser 
Organe  werden  voraussichtlich  viele,  für  die  Existenz  des  Renten- 
gutsbesitzers entscheidende  Massregeln  praktisch  abhängen,  es  ist 
daher  ausserordentlich  befremdend  ,  dass  in  dem  Gesetzentwurf 
keinerlei  Bestimmungen  über  die  Beaufsichti- 
gung und  Verantwortlichkeit  der  Vertrauens- 
männer getroffen  sind. 

3)  Der  Wirkungskreis  der  Genossenschaften. 

Da  der  Wirkungskreis  der  Berufsgenossenschaften  der  Land- 
wirte bis  auf  deren  später  zu  besprechende  Funktion  bei  der 
Durchführung  des  Rentengutsgesetzes  durchaus  fakultativer  Natur 
ist,  und  da  diesen  Korporationen  auch  nicht  verwehrt  ist,  andere, 
als  die  im  Gesetze  beispielsweise  aufgezählten  Aufgaben  in  An- 
griff zu  nehmen,  so  hätte  eine  nähere  Betrachtung  der  Letzteren 
wenig  Interesse.  Ueberdies  besteht  die  Mehrzahl  derselben  bloss 
in  der  »Förderung«  von  nützlichen  Einrichtungen,  z.  B.  der  Kredit- 
genossenschaften, in  der  »Vermittelung«  gewisser  Rechtsgeschäfte, 
wie  der  Schadenversicherung.  Agenden,  welche  nach  den  Motiven 
die  Genossenschaften  »jedenfalls  auch  selbst  besorgen  sollen«, 
sind :  der  gemeinsame  Ankauf  von  Produktionsmitteln,  die  Errich- 
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tung  von  Lagerhäusern  für  landwirtschaftliche  Produkte  und  der 
gemeinsame  Verkauf  der  letzteren.  Die  »Erläuternden  Bemer- 
kungen« betonen  mit  Recht  die  grossen  Vorteile,  die  auf  diesem 
Gebiete  durch  Associierung  erreicht  werden  können. 

Dagegen  sind  wichtige  Genossenschaftszwecke  in  der  Vor- 
lage gar  nicht  erwähnt. 

i)  So  die  Produktivassociationen.  Das  ist  um  so 
merkwürdiger,  als  die  Motive  selbst  das  gänzliche  Fehlen  dieser 
Genossenschaften  in  Oesterreich  lebhaft  bedauern.  Selbst  die 
partiellen  Produktiv-Genossenschaften,  wie  die  Käserei-Genossen- 
schaften, die  sich  in  Oesterreich  bereits  sehr  gut  bewährt  haben, 
sind  übergangen. 

2)  Von  viel  grösserer  Bedeutung,  als  die  bisher  genannten 
Unterlassungen,  ist  jedoch  der  Mangel  an  Bestimmungen  über 
die  landwirtschaftliche  Interessenvertretung 
durch  die  Genossenschaften  und  über  die  von  diesen  zu  liefernden 
statistischen  Daten. 

Speziell  für  die  erstgenannte  Funktion  scheinen  die  Genossen- 
schaften vermöge  ihrer  Organisation  geradezu  prädestiniert  zu 
sein.  Zwar  haben  die  Einwände  gegen  die  Normierung  des  Mit- 
gliederkreises und  gegen  die  Bildung  der  Genossenschafts-Organe 
natürlich  auch  für  die  landwirtschaftliche  Interessenvertretung 
Geltung.  Hätte  es  bei  den  Bestimmungen  des  Entwurfes  sein 
Bewenden ,  so  würden  weniger  die  Interessen  der  Landwirt- 
schaft ,  als  die  des  Grundbesitzes ,  weniger  die  des  Bauern- 
standes ,  als  die  der  Gutsherren  zum  Ausdruck  gelangen.  Aber 
die  früher  geäusserten  Bedenken  gegen  den  Korporationszwang 
schwinden  grossenteils,  wenn  es  sich  nicht  um  die  Erfüllung  wirt- 
schaftlicher Zwecke  handelt ,  sondern  um  die  Abgabe  von  Gut- 
achten ,  um  die  Aeusserung  von  Wünschen  über  schwebende 
Fragen  der  Gesetzgebung  und  Verwaltung.  Dies  ist  denn  auch 
das  einzige  Gebiet,  für  welches  bisher  im  Ausland  Zwangsverbände 
eingerichtet  oder  in  Aussicht  genommen  worden  sind;  so  die 
chambres  consultatives  Frankreichs ,  die  Landwirtschaft-Kammern 
Preussens.  Auch  die  Handels-  und  Gewerbekammern  erfüllen 
die  ihnen  gestellte  Aufgabe  der  Interessenvertretung  sehr  gut. 

In  den  Gesetzentwurf  hat  dieser  durchaus  gesunde  Gedanke 
leider  keinen  Eingang  gefunden  ^).  Es  hätte  zu  diesem  Zwecke  be- 
stimmt   werden    müssen,    dass    die  Genossenschaften    das  Recht 

i)  Ein  schwacher  Ansatz  findet  sich  in  §  29  des  Gesetzentwurfs. 
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haben ,  (Gutachten  über  landwirtschaftliche  Angelegenheiten  vor- 
zulegen ;  ja  der  Regierung  hätte  die  Pflicht  auferlegt  werden  können, 
vor  wichtigeren  Massregeln,  welche  die  Landwirtschaft  berühren, 
die  Berufsgenossenschaften  einzuvernehmen.  Natürlich  müsste 
diesen  dann  das  Recht  erteilt  werden,  über  derartige  Angelegenheiten 
Umfragen  bei  den  Mitgliedern  abzuhalten  und  statistische  Er- 
hebungen vorzunehmen. 

In  jedem  Falle  sollte  ihnen  aber  die  Pflicht  auferlegt  werden, 
der  Staatsverwaltung  alljährlich  über  die  Ausführung  der  beiden 
in  Rede  stehenden  Gesetzentwürfe  Rechenschaft  zu  legen  und 
überdies  in  längeren  Perioden  —  etwa  alle  5  Jahre  —  einen  Be- 
richt über  die  landwirtschaftlichen  Verhältnisse  ihres  Sprengeis 
zu  erstatten. 

4)   Die  Geldmittel  der  Genossenschaften. 

Die  Verwaltungskosten  und  die  zur  Durchführung  der  Ge- 
nossenschaftszwecke sonst  nötigen  Geldmittel  sollen  durch  Zu- 
schläge zur  staatlichen  Grundsteuer  aufgebracht  und  im  Verwal- 
tungswege eingetrieben  werden.  Als  Maxima  sind  festgesetzt :  für 
jede  Landes-  und  Bezirksgenossenschaft  zur  ersten  Einrichtung  i  Proz. 
der  Grundsteuer ;  für  die  laufenden  jährlichen  Ausgaben  der  Be- 
zirksgenossenschaft 4  Proz.  ,  der  Landesgenossenschaft  i  Proz. 
Ausnahmsweise  können  mit  Zustimmung  des  Ackerbau-  und  des 
Finanzministers  auch  höhere  Zuschläge  eingehoben  werden. 

Derartige  Umlagen  sind  sowohl  zu  hoch,  als  zu  niedrig. 

i)Eine  solche  Neubelastung  des  Grundbe- 
sitzes ist,  absolut  genommen,  gewiss  nicht  un- 
bedenklich. 

5  Proz.  der  ordentlichen  Grundsteuer  machen  im  Jahr  nicht 
weniger  als  1^/4  Mill.  fl  aus.  Um  diesen  Betrag  sollen  die  Steuern 
erhöht  werden  ,  während  über  deren  unerträglichen  Druck  jetzt 
schon  die  Landwirte  unaufhörlich  klagen, 

2)  Und  doch  sind  diese  Umlagen  für  die  Er- 
füllung der  den  Genossenschaften  gestellten 
Aufgaben  ganz  unzureichend. 

Das  gilt  noch  weniger  von  den  Landesgenossenschaften ;  denn 
die  Beiträge  machen  hier  im  Durchschnitt  25  168  fl  91  kr.  aus.  In 
vielen  Kronländern  allerdings  bedeutend  weniger ;  so  in  Kärnten, 
Krain  und  Küstenland  nicht  einmal  7000  fl,  in  Salzburg  und  Dal- 
matien  nur  etwas  über  3000  fl. 
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Diese  Beträge  wären  zwar  dann  auch  relativ  zu  hoch,  wenn  unsere 
Vermutung  sich  bestätigen  und  die  meisten  der  im  Gesetzentwurf 
empfohlenen  Aufgaben  fromme  Wünsche  bleiben  sollten.  Andern- 
falls aber  werden  wohl  mindestens  jene  Summen  gebraucht  werden. 
Schon  die  Errichtung  eines  einzigen  Lagerhauses  für  landwirt- 
schaftliche Produkte  kann  die  Genossenschaftsbeiträge  einfes  ganzen 
Jahres  und  mehr  aufzehren.  Die  Gründung  und  Förderung  von 
Mobiliar-  und  Personal-Kreditgenossenschaften,  von  Viehgenossen- 
schaften u.  s.  w.  erfordert  bedeutende  Kosten.  Denn  um  derartige 
Institutionen  wirklich  zu  befördern,  genügt  nicht  eine  platonische 
Belehrung,  Anregung,  Kontrolle  —  obzwar  auch  das  Auslagen 
verursacht ;  es  muss  vielmehr  mit  materiellen  Geldmitteln  in  der 
Form  von  Subventionen  für  die  erste  Einrichtung,  von  Vorschüssen 
für  die  ersten  Betriebsjahre  eingegriffen  werden. 

Der  niederösterreichische  Landesausschuss ,  dessen  erfolg- 
reiche Thätigkeit  zur  Ausbreitung  von  Raiffeisen'schen  Kassen 
wohl  vorbildlich  für  die  Landesgenossenschaften  werden  sollte, 
hat  im  Jahre  1893  nicht  weniger  als  15  188  fl  91  kr.  an  solchen 
Unterstützungen  für  neu  gegründete  Vereine  ausgegeben,  d.  h. 
mehr  als  Vs  Proz.  der  Grundsteuer  dieses  Kronlandes.  Ausser- 
dem laufen  aber  auch  noch  bedeutende  Regiekosten  auf;  bloss 
die  Kontrolle  der  Kasse  erfordert  ständig  zwei  Landesbeamte; 
ein  dritter  ist  grösstenteils  mit  den  Agenden  der  Raiffeisen'schen 
Kassen  beschäftigt.  Ueberdies  entstehen  jährlich  mehrere  tausend 
Gulden  Reisekosten.  Im  Ganzen  würde  diese  Thätigkeit  allein  weit 
mehr  als  die  Hälfte  der  Einnahmen  der  niederösterreichischen 
Landesgenossenschaft  erfordern. 

Immerhin  könnten  die  Landesgenossenschaften  mit  den  ihnen 
zugedachten  Einnahmen  wenigstens  irgend  eine  Thätigkeit  entfalten. 

Viel  schlimmer  steht  es  aber  bei  den  Bezirksgenossenschaften. 
Durchschnittlich  entfallen  auf  eine  solche  nur  1518  fl  80  kr.,  in 
Tirol  und  Vorarlberg  gar  nur  617  fl  80  kr.,  in  Dalmatien  380  fl  80  kr. 
Das  sind  aber  noch  Durchschnittszahlen !  Damit  lässt  sich  ja 
nicht  einmal  die  Regie  bestreiten !  Die  Bezirksgenossenschaft 
muss  doch  wenigstens  eine  Schreibkraft  bezahlen ,  sie  braucht 
Drucksorten,  Porto,  sie  muss  die  Ausschusswahlen  durchführen, 
einen  Genossenschaftskataster  aufstellen  etc.  Womit  sollen  dann 
noch  wirtschaftliche  Aufgaben  gelöst  werden  ?  Offenbar  müsste 
aber  doch  wenigstens  der  gemeinsame  Ein-  und  Verkauf  nicht 
durch    die  Landesgenossenschaft ,    sondern    durch    die  Bezirksge- 
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nossenschaften  erfolgen ;  wir  sahen  ja,  dass  schon  diese  Körper- 
schaften für  eine  eigenüiche  genossenschafUiche  Thätigkeit  zu 
wenig  dezentralisiert  ist. 

Kann  man  sich  nicht  dazu  entschliessen ,  dem  Grundbesitz 
sehr  viel  höhere  Lasten  für  die  Bezirksgenossenschaften  zuzumuten  — 
und  bei  dem  sehr  zweifelhaften  Nutzen  dieser  Institution  ist  das 
in  der  That  ausgeschlossen  —  so  darf  irgend  eine  Wirksamkeit  der- 
selben im  Interesse  der  Landwirtschaft  nicht  erwartet  werden,  und 
sie  sind  dann  nichts,  als  ausführende  Organe  für  die  Verfügungen, 
welche  die  Landesgenossenschaft  als  Rentengutsverwaltungsbe- 
hörde erlässt,  also  namentlich  für  die  Schätzung  der  zu  exequie- 
renden Güter ,  für  die  Vornahme  der  Zwangsverwaltung  der 
Rentengüter,  der  Enteignung  des  Rentengutsbesitzers  u.  s.  w. 

Rechtfertigen  diese  Funktionen  aber  die  Schaffung  eines 
so  vielgliedrigen  und  kostspieligen  Mechanismus  ? 

Diese  Frage  kann  nur  durch  den  zweiten  Gesetzentwurf  be- 
antwortet werden,  dessen  Betrachtung  nunmehr  erfolgen  soll. 

C.    Die  Rentengüter. 

Der  Schwerpunkt  der  ganzen  gesetzgeberischen  Aktion  liegt 
in  dem  Gesetzentwurf,  betreffend  die  Errichtung  von  Renten- 
gütern. Die  Mitwirkung  der  landwirtschaftlichen  Genossenschaften 
bei  dessen  Ausführung  ist  die  einzige  obligatorische  Aufgabe  der- 
selben, die  einzige,  die  näher  geregelt  ist.  Man  muss  stark  be- 
zweifeln, dass  die  Errichtung  von  Zwangsgenossenschaften  über- 
haupt vorgeschlagen  worden  wäre,  hätte  man  damit  nicht  Organe 
für  die  Rentengutsverwaltung  schaffen  wollen. 

Fragen  wir  auch  bei  dieser,  in  ihren  Grundzügen  schon  be- 
kannten Vorlage  zunächst  nach  der  legislatorischen  Ab- 
sicht, so  wird  von  den  Erläuternden  Bemerkungen  genannt : 
»die  allmähliche  Ablösung  der  drückenden  Hypothekarlasten  von 
den  landwirtschaftlichen  Liegenschaften  und  zugleich  die  Schaffung 
unbelastbarer  Rentengüter.«  Es  wird  zur  Motivierung  hingewiesen 
auf  die  Höhe  der  Hypothekarverschuldung ,  auf  die  grosse  Zahl 
der  exekutiven  Feilbietungen ,  auf  die  bedeutenden  Verluste  der 
Hypothekargläubiger  dabei.  Unter  solchen  Umständen  müsse 
»die  Aufgabe  der  landwirtschaftlichen  Verwaltung  des  Staates 
sein ,  die  Ablösung  dieser  an  dem  Volkswohlstande  zehrenden 
und  die  Thatkraft  des  bedrückten  Landwirtes  lähmenden  Hypo- 
thekarlasten ins  Auge  zu  fassen.«     Dieselbe  solle  ohne  Schädigung 
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der  wohlerworbenen  Rechte  der  Gläubiger  vor  sich  gehen.  An 
die  Stelle  des  früheren  Gläubigers  wolle  man  »im  Interesse  des 
Besitzers  der  landwirtschaftlichen  Liegenschaft  einen  genossen- 
schaftlichen Gläubiger,  die  Landesgenossenschaft,  setzen. c  Das 
hätte  jedoch,  wie  die  Motive  sagen,  nur  vorübergehenden  Wert, 
wenn  die  Möglichkeit  neuerlicher ,  unrationeller  Verschuldung 
durch  den  Besitzer  bestehen  bliebe.  Darum,  sowie  zur  Sicherung 
der  Landesgenossenschaften  seien  Beschränkungen  der  Verschuld- 
barkeit  sowie  der  sonstigen  Verfügungsfreiheit  des  Rentenguts- 
besitzers vorgeschlagen  worden.  Diese  Beschränkungen  verfolgen 
aber  weiter  den  Zweck,  der  Landesgenossenschaft  einen  Einfluss 
auf  wesentliche  Verfügungen  über  das  Rentengut  zu  verschaffen; 
dieser  Einfluss  solle  »für  den  Rentengutsbesitzer keine  be- 
drückende Unfreiheit ,  sondern  eine  segensreiche  genossenschaft- 
hche  Ueberwachung  und  eine  wirtschaftliche  Erziehung  bedeuten.« 

Liest  man  diese  Motivierung  etwas  genauer,  so  springt  so- 
fort ihr  Mangel  an  Präzision  des  Ausdruckes ,  ja  des  Gedankens 
in  die  Augen.  Bald  wird  von  einer  Entlastung  des  Grundbesitzes  '), 
bald  von  einer  Ersetzung  des  jetziger!  durch  einen  genossenschaft- 
lichen Gläubiger  gesprochen  ;  bald  von  der  Einführung  der  Un- 
belastbarkeit,  bald  nur  von  dem  Ausschluss  »unrationeller«  Ver- 
schuldung, wobei  aber  nicht  gesagt  ist,  wann  die  Verschuldung 
diese  Bezeichnung  verdienen  soll. 

Aus  dem  Inhalt  des  Entwurfes  selbst  werden  wir  ersehen, 
dass  es  sich  in  der  That  nicht  um  eine  Entschuldigung  des  Grund- 
besitzes handelt ,  sondern  bloss  um  einen  Wechsel  in  der  Per- 
son des  Gläubigers,  nicht  um  Unverschuldbarkeit,  sondern  um 
die  Beschränkung  des  Hypothekarkredites  auf  eine  bestimmte 
Höhe ,  auf  bestimmte  Zwecke  und  auf  Darlehen ,  die  von  der 
Landesgenossenschaft  in  der  Form  von  Amortisationsrenten  ge- 
geben werden. 

Dann  ist  aber  die  Motivierung  des  Gesetzentwurfes  schief. 
Um  die  Notwendigkeit  einer  Konvertierung  der  heutigen  privaten 
Kapitals-Hypotheken  in  genossenschaftliche  Rentenschulden  zu 
beweisen,  musste  nicht  die  Höhe,  sondern  die  ungünstige  Form 
der  gegenwärtigen  Hypothekarverschuldung  angeführt  werden ; 
statt  einer  Hypothekarstatistik  wäre  eine  Statistik  der  Hypothekar- 


l)  So  ist  die  ganze  Beilage  VI  überschrieben :    »Die  Entlastung  des    ländlichen 
Grundbesitzes«. 
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gläubiger,  wie  ich  sie  anderen  Orts  zu  geben  versucht  habe  '), 
ferner  eine  Statistik  der  Kreditbedingungen  zu  liefern  gewesen. 
Der  mehrfach  ^)  gegen  den  Gesetzentwurf  erhobene  Einwand ,  er 
erreiche  sein  Ziel ,  die  Entlastung  des  Grundbesitzes,  nicht ,  ist 
daher  offenbar  unrichtig,  aber  durch  die  unklare  Ausdrucks- 
weise und  durch  die  nicht  passende  Motivierung  provoziert. 

Die  Vorlage  setzt  sich  also  3  Zwecke  :  Umwandlung  der 
Hypotheken  in  genossenschaftliche  Rentenschulden,  Beschränkung 
der  Verschuldbarkeit  und  Erziehung  und  Ueberwachung  des 
Grundbesitzers  durch  die  Genossenschaft. 

Es  soll  und  kann  aus  den  früher  dargelegten  Gründen  hier 
nicht  untersucht  werden,  ob  das  die  richtigen  Mittel  zur  Be- 
kämpfung der  Agrarkrise  sind.  Nur  möchte  ich  bemerken,  dass 
ich  in  der  That  an  ein  dringendes  Bedürfnis  nach  einer  derartigen 
Konvertierung  der  Hypotheken  glaube ;  ich  muss  auch  diesbezüg- 
lich auf  meine  an  anderer  Stelle  gemachten  Ausführungen  ver- 
weisen ^).  Die  Frage  dagegen,  ob  auch  die  beiden  anderen  Ziele 
anstrebenswert  seien ,  muss  dahingestellt  bleiben.  Trotz  dieses 
Standpunktes  ist  es  natürlich  sehr  wohl  möglich,  dass  uns  die 
Betrachtung  der  konkret  vorgeschlagenen  Bestimmungen  zu  dem 
Schluss  führt,  dass  zum  Mindesten  diese  Form  des  auf  seine 
Richtigkeit  nicht  geprüften  Grundgedankens  schädlich  sei.  — 

Gehen  wir  nunmehr  auf  den  Inhalt  des  Gesetzentwurfes  ein, 
so  müssen  wir  wieder  zuerst  untersuchen,  auf  welche  Objekte 
derselbe  Anwendung  finden  kann,  sodann,  auf  welche  er  voraus- 
sichtlich faktisch  Anwendung  finden  wird ,  endlich  wollen  wir 
uns  der  Art  und  Weise  zuwenden,  in  der  die  3  genannten  legis- 
latorischen Absichten  verwirklicht  werden  sollen.  Das  lässt  sich  am 
zweckmässigsten  thun,  indem  man  sich  fragt,  welche  Wirkung  die 
Rentengutsbildung  auf  die  vorhandene  Verschuldung  ausüben 
werde ,  wie  die  Verschuldung  für  die  Zukunft  beschränkt  und 
welches  die  rechtliche  Stellung  des  Rentengutsbesitzers  sein  solle. 


1)  In  meiner  Schrift  »Zur  Frage  der  Organisation  des  landwirtschaftlichen  Kredites 
in  Deutschland  und  Oesterreich,  Staats-  und  sozialwissenschaftliche  Beiträge,  I,  i. 

2)  So  von  Wittelshöfer  im  Sozialpolitischen  Zentralblatt  und  von  Hainisch  im 
Archiv  für  soziale  Gesetzgebung  und  Statistik. 

3)  In  meiner  Schrift  »Die  Konvertierung  der  Hypothekarschulden  und  das 
österreichische  Zivilrecht«,  Zeitschrift  für  Volkswirtschaft,  Sozialpolitik  und  Verwal- 
tung, 1893. 
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i)    Grundstücke,   die  dem  Rentengutsgesetze 
unterliegen  sollen. 

In  Rentengüter  sollen  alle  Liegenschaften,  die  dem  land-  und 
forstwirtschaftlichen  Betriebe  oder  einem  Zweige  desselben  ge- 
widmet sind,  verwandelt  werden  können.  Ausgenommen  sind  nur 
solche  Realitäten,  die  ganz  devastiert  sind  oder  sich  vermöge  der 
Geringfügigkeit  ihres  Flächenmasses  oder  ihrer  Ertragsfähigkeit 
zur  Umwandlung  in  ein  Rentengut  nicht  eignen. 

i)  Durch  die  Ausschliessung  des  Zwergbesitzes 
unterscheidet  sich  dieser  Gesetzentwurf  sehr  zu  seinen  Gunsten 
von  dem  zuerst  besprochenen.  Wenn  auch  eine  nähere  gesetz- 
liche Präzisierung,  wann  ein  Grundstück  für  ein  Rentengut  zu  klein 
ist,  wünschenswert  gewesen  wäre,  so  geht  man  wohl  nicht  fehl,  wenn 
man  annimmt,  dass  damit  der  Parzellenbesitz  der  ländlichen  und  in- 
dustriellen Arbeiter  getroffen  werden  soll.  Es  ist  im  sozialpoli- 
tischen Interesse  sehr  zu  begrüssen,  dass  sich  der  Gesetzentwurf 
prinzipiell  von  den  in  letzter  Zeit  in  England  und  Deutschland 
immer  mehr  um  sich  greifenden  Bestrebungen  ferngehalten 
hat ,  die  Form  des  Rentengutes  zu  benützen ,  um  dem  Gross- 
grundbesitz einen  sesshaften  und  darum  willigen  Arbeiterstand 
zu  schaffen. 

Um  so  weniger  Berechtigung  aber  hat  es  dann,  diese  kleinen 
Besitzungen  dem  Genossenschaftszwang  zu  unterwerfen.  Sahen 
wir  doch ,  dass  die  Errichtung  von  Rentengütern  die  wahre  Ur- 
sache und  wohl  auch  der  einzige  praktisch  in  Betracht  kommende 
Zweck  der  Inkorporation  ist. 

2)  Wie  bei  dieser  müssen  wir  auch  hier  gegen  die  Anwen- 
dung des  Gesetzes  auf  den  Grossgrundbesitz  Ein- 
sprache erheben.  Es  ist  ja  einleuchtend,  dass  die  ganze  Institution 
des  Rentengutes  nur  auf  bäuerliche  Grundstücke  zugeschnitten 
ist.  Verschuldungsschranken ,  Teilungsverbote ,  Verfügungsbe- 
schränkungen ,  genossenschaftliche  Ueberwachung ,  —  das  Alles 
hätte  doch  offenbar  für  grosse,  auf  kapitalistische  Weise  bewirt- 
schaftete Güter  gar  keinen  Sinn. 

Ueberdies  fehlt  bei  einem  Teile  dieser  Besitzkategorie  sogar 
die  rechtliche  Möghchkeit  der  Umwandlung  in  ein  Rentengut :  bei 
den  Familien-Fideikommissen.  Warum  für  diese  die  obligatorische 
Vergenossenschaftung  ? 
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2)  Voraussichtlicher  Umfang  der  Rentenguts- 

b  i  1  d  u  n  g. 

Der  Gesetzentwurf  hat  mit  Recht  darauf  verzichtet,  die  Ab- 
lösung der  Hypothekarlasten  »durch  eine  umfassende  und  alle  be- 
teiligten Kreise  sofort  berührende  Aktion  zu  bewerkstelligen«,  weil 
einejsolche  »die  Gefahr  einer  allgemeinen  Erschütterung  und  Um- 
wälzung der  Bodenerwerbs-  und  Hypothekarkreditverhältnisse 
heraufbeschwören  müsste«. 

Die  Rentengutsbildung  soll  daher  nur  vor  sich  gehen,  wenn 
entweder  eine  Liegenschaft  exekutiv  feilgeboten  wird ,  oder  der 
Eigentümer  darauf  anträgt. 

a)  Die  zwangsweise  Begründung. 

Die  Häufigkeit  der  zwangsweisen  Begründung  von  Renten- 
gütern hängt  von  2  Faktoren  ab :  von  der  Zahl  der  stattfindenden 
Exekutionen  und  von  der  Grenze ,  bis  zu  welcher  die  Landes- 
genossenschaft mitbieten  darf. 

i)  Ueber  die  Zahl  der  Exekutionen  gibt  uns  die 
Hypothekarstatistik  wertvolle  Aufschlüsse.  Danach  haben  im 
Durchschnitte  der  Jahre  i888 — 92  in  üesterreich  höchstens  12  187 
Subhastationen  landwirtschaftlicher  Realitäten  stattgefunden  ^).  Von 
den  mehr  als  2  IVIillionen  landwirtschaftlichen  Grundbesitzern 
Oesterreichs  macht  dies  kaum  über  V2  Frz.  aus.  Nun  muss  man 
aber  noch  annehmen,  dass  Grundstücke,  die  ein  Meistbot  von  nicht 
einmal  3000  fl  erzielen,  deren  Reinertrag  daher  nur  etwa  loo  fl  aus- 
macht, wegen  ihrer  Kleinheit  von  der  Umwandlung  in  Rentengüter 
ausgeschlossen  sein  werden.  Auf  diese  Meistbotsgrössen  entfallen 
aber  ungefähr  86  Frz.  aller  Feilbietungen,  so  dass  nur  höchstens 
1529  Exekutionen  übrig  bleiben,  bei  denen  die  Landesgenossen- 
schaft überhaupt  mitbieten  kann  ^) ;  davon  geht  noch  ein  gewiss 
beträchtlicher,  wenn  auch  nicht  ziffermässig  feststellbarer  Teil  für 
solche  Wohnhäuser  und  industrielle  Etablissements  ab ,  deren 
Grundbuchseinlagen  nicht  von  einem  Gerichtshofe  erster  Instanz, 
sondern  von  einem  Bezirksgerichte  geführt  werden. 


1)  Es  sind  das  die  Exekutionen  aller  jener  Grundstücke ,  die  nicht  am  Sitze 
eines  Gerichtshofes  erster  Instanz  gelegen  sind.  Dabei  werden  auch  sehr  viele  Häuser 
und  Fabriken  eingerechnet. 

2)  Hätten  wir  als  untere  Grenze  ein  Meistbot  von  2000  fl  (Rentierung  von  etwa 
60  fl)  angenommen,  so  hätten  wir  im  Jahre  durchschnittlich  2245  solcher  Exekutionen. 
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2)  Das  Maximum,  bis  zu  welchem  die  Landes- 
genossenschaft mitzubieten  berechtigt  und 
verpflichtet  ist,  bestimmt  sich  in  erster  Linie  durch  den 
der  Steuer  zu  Grunde  liegenden  Ertrag  der  Realität.  Bei  dem 
landwirtschaftlich  bebauten  Boden  wird  der  Katastralreinertrag 
mit  20  kapitalisiert ;  doch  kann  die  Landesgesetzgebung  den 
Multiplikator  auf  25  und,  wenn  sie  die  Haftung  der  Rentenbriefe 
übernimmt,  noch  weiter  erhöhen.  Bei  Gebäuden  gilt  als  Wert  die 
5ofache  Hausklassensteuer  oder  das  lofache  des  bei  Bemessung 
der  Hauszinssteuer  ermittelten  jährlichen  Reinertrages.  Der  durch 
Schätzung  festgestellte  Wert  des  Inventars,  der  Waldbestockung, 
und  der  zu  Gunsten  der  Liegenschaft  bestehenden  Realrechte 
wird  hinzugerechnet,  der  Wert  der  auf  dem  Grundstück  haftenden 
Realrechte  und  der  von  ihm  zu  zahlenden  Steuern  und  öffent- 
lichen Abgaben  abgezogen ;  bei  periodischen  Leistungen  (Steuern 
etc.)  ist  das  2ofache  des  Jahresbeitrages  als  Wert  anzusehen. 

Von  besonderer  Wichtigkeit  ist  der  Abzug  auch  des  Kapitals- 
wertes der  Steuern  und  Abgaben.  Die  staatliche  Grundsteuer 
beträgt  22,6,  die  Hauszinssteuer  in  den  m.eisten  Orten  20  Proz. 
des  Reinertrages.  Wenn  man  also  auch  nur  die  kapitalisierte 
staatliche  Steuer  abzieht,  so  wird  in  Wahrheit  nicht  der  20fache 
sondern  der  I5,48fache  Katastralreinertrag  der  Bewertung  zu  Grunde 
gelegt,  nicht  der  lofache  Mietsertrag ,  sondern  der  öfache  ;  nicht 
die  5ofache  Hausklassensteuer,  sondern  die  ßofache.  Nun  sind 
aber  noch  alle  Umlagen  des  Landes,  der  Bezirke,  der  Gemeinden, 
für  Schulen  etc.  in  Rechnung  zu  ziehen.  Diese  Zuschläge  machen 
gegenwärtig  im  Durchschnitt  etwa  90  Proz.  der  ordentlichen 
Steuerleistung  aus.  Kapitalisiert  man  auch  diese ,  so  ermässigt 
sich  die  Lizitationsgrenze  noch  um  das  4,7fache  des  Katastral-, 
um  das  3,6fache  des  Mietsertrages  und  um  die  iSfache  Haus- 
klassensteuer. Im  Durchschnitt  für  ganz  Oesterreich  darf  also  die 
Landesgenossenschaft  bei  bebautem  Boden  nur  etwa  bis  zum  11,4- 
fachen  Katastralreinertrag,  bei  Häusern  bis  zum  2,4fachen  des 
Mietsertrages  ,  resp.  bis  zum  I2fachen  der  Hausklassensteuer  bieten. 

Bisher  haben  wir  erst  den  Durchschnitt  ganz  Oesterreichs 
genommen.  Es  betragen  aber  z.  B.  die  Zuschläge  zur  Grundsteuer 
in  Tirol  durchschnittlich  150  Proz.  Hier  kann  die  Landesgenossen- 
schaft ein  Bauerngut  nur  erwerben,  wenn  sie  die  Felder  um  das 
8,6fache  des  Katastralertrages ,  das  Haus  ganz  umsonst  erhält ! 
Es    lässt   sich    leicht    ausrechnen ,    bei    welchen    Zuschlägen    das 
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Maximalanbot  der  Landesgenossenschaft  Null  wird :  für  grund- 
steuerpflichtige Objekte  bei  340  Proz.,  für  Objekte,  die  der  Haus- 
klassensteuer unterliegen  bei  150  Proz.  In  Gemeinden,  wo  die 
Umlagen  diese  Höhe  erreichen,  kann  die  Landesgenossenschaft 
überhaupt  bei  gar  keinem  Grundstück  mitbieten.  Es  gibt  aber 
in  Oesterreich  Gemeinden  mit  Umlagen  von  mehr  als  500  Proz. 
der  landesfürstlichen  Steuer  ') ! 

Schon  diese  Betrachtungen  genügen,  um  zu  zeigen,  dass  die 
im  Gesetzentwurf  vorgeschlagene  Grenze  für  das  Mitbietungsrecht 
der  Landesgenossenschaft  die  Errichtung  von  Rentengütern  ein- 
fach unmöglich  macht.  Gerade  die  in  der  Beilage  VII  des  Motiven- 
berichtes enthaltene  Exekutionsstatistik  illustriert  dies  auf  das 
Schlagendste.  Im  Durchschnitt  erzielten  Grundstücke ,  die  bloss 
derGrundsteuer  unterworfen  waren,  ein  exekutives  Meistbot,  welches 
das  54,6fache  des  Katastral ertrages  ausmachte ;  und  zieht  man 
bloss  solche  Liegenschaften  in  Betracht ,  die  ein  Meistbot  von 
wenigstens  2000  fl.  erreichten  —  die  anderen  wären  für  Renten- 
güter gewiss  zu  gering  —  so  steigt  der  Kaufpreis  sogar  auf  das 
85, /fache.  Die  Landesgenossenschaft  hätte  dagegen  durchschnitt- 
lich nur  das  il,4fache  bieten  dürfen ! 

Aehnlich  verhält  es  sich  bei  den  anderen  Arten  von  Grund- 
stücken "^). 

Auf  Grund  dieser  Thatsachen  können  wir  mit  voller  Sicher- 


1)  Der  Umstand,  dass  durch  den  Abzug  der  kapitalisierten  Steuern  und  Umlagen 
das  nominelle  Multiplum  noch  so  stark  herabgedrückt  wird  ,  ist  bisher  bei  allen  Be- 
sprechungen des  Gesetzentwurfes  wohl  deshalb  übersehen  worden,  weil  der  Motiven- 
bericht selbst  und  die  ganze  Beilage  VII  desselben  jenes  Abzuges  keinerlei  Erwähnung 
thut  und  die  verschiedenartigsten  Berechnungen  anstellt ,  ohne  diesen  äusserst  wich- 
tigen Faktor  zu  berücksichtigen. 

2)  Das  Missverhältnis  zwischen  dem  »Kapitalisierungswert«,  der  von  den  Motiven 
als  Lizitationsgrenze  für  die  Landesgenossenschaft  betrachtet  wird,  und  dem  Meistbot, 
erscheint  in  der  Beilage  VII  bei  Weitem  nicht  so  krass ;  teils,  weil  die  Steuern  nicht  abge- 
zogen sind,  teils  weil  die  Kapitalisierung  bei  der  Hauszinssteuer  mit  20,  statt  mit  10  er- 
folgt. Wie  irreführend  die  Tabellen  und  wie  falsch  denn  auch  die  daraus  in  den  Motiven  ge- 
zogenen Schlüsse  sind,  zeigt  Folgendes :  der  gesamte  Kapitalisierungswert  für  alle  bloss 
grundsteuerpflichtigen  Exekutionsobjekte  ist  (auf  S.  486)  mit  i  267  232  fl.  angegeben, 
während  die  Landesgenossenschaft  nur  etwa  bis  722  324  fl.  (bei  einem  Meistbote  von 
3  461  336  fl.)  hätte  mitbieten  dürfen.  Für  die  Grund-  und  Hauszinssteuer  zahlenden 
exequierten  Realitäten  wird  auf  S.  493  sogar  ein  Kapitalisierungswert  von  2  886  649  fl. 
genannt,  während  nach  den  Bestimmungen  des  Gesetzentwurfes  sich  richtiger  Weise  ein 
solcher  von  nur  etwa  309  000  fl.  ergiebt  (bei  einem  Meistbot  von  3  467  084).  Und 
dabei  sind  die  kleinsten  Liegenschaften  nicht  einmal  noch  ausgeschieden  worden. 
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heit  behaupten:  wenn  man  für  die  L.  andesgenossen- 
schaft  die  Möglichkeit,  m  i  t  z  u  b  i  e  t  e  n  ,  nicht 
sehr  wesentlich  erweitert,  werden  Renten- 
güter zwangsweise  überhaupt  nicht  begründet 
werden. 

3)  An  diesem  Resultate  wird  auch  dadurch  nichts  geändert 
werden ,  dass  der  Gesetzentwurf  in  beschränktem  Umfange  die 
Pflicht  der  Barzahlung  für  den  exekutiven  Krsteher 
einführen  will:  Privatpersonen,  die  bei  einer  Versteigerung  mit- 
bieten, an  der  sich  die  Landesgenossenschaft  beteiligt,  sollen  ver- 
pflichtet sein,  im  Falle  des  Erstehens  binnen  14  Tagen  die  Hälfte, 
binnen  weiteren  30  Tagen  den  Rest  des  Meistbotes  bar  zu  erlegen. 

Nur  nebenbei  sei  bemerkt,  dass  der  dieser  Vorschrift  zu 
Grunde  liegende  Gedanke,  den  Kaufkredit  zu  beseitigen,  ausser- 
ordentlich gefährlich  wäre  ;  konsequent  durchgeführt  müsste  das 
die  Grundpreise  ungemein  drücken  und  könnte  bei  der  hohen 
Verschuldung  zu  einer  Krise  von  unabsehbaren  Dimensionen  führen. 
Eine  so  partielle  Bestimmung,  wie  die  hier  ins  Auge  ge- 
fasste,  ist  allerdings  ganz  unschuldig,  aber  auch  völlig  wirkungs- 
los. Sie  bezieht  sich  zunächst  nur  auf  die  Schulden  an  Privat- 
personen ,  nicht  auf  solche  an  Fonde  und  Anstalten.  Es  giebt 
ferner  eine  Unzahl  von  Möglichkeiten ,  die  Vorschrift  mit  Hilfe 
ganz  kurzfristigen  Personalkredites  zu  umgehen;  und  die  sonst 
bedrohten  Gläubiger  werden  selbst  die  Hand  dazu  bieten.  Auch 
wenn  aber  eine  Preisreduktion  einträte ,  sie  könnte  nie  so  gross 
sein ,  dass  die  Landesgenossenschaft  das  Gut  erstehen  würde. 
Gar  bald  würden  Lizitationshyänen  den  Vorteil  wahrnehmen,  die 
Landesgenossenschaft  um  ein  Unbedeutendes  überbieten  und  das 
auf  diese  Weise  billig  erstandene  Grundstück  gegen  Kredit  teuer 
weiterveräussern. 

4)  Die  Meistbotsgrenze  ist  aber  nicht  bloss  zu 
niedrig,  sie  ist  auch  auf  ein  unrichtiges  Prinzip 
gegründet.  Der  Katastralreinertrag  ist  gar  nicht  geeignet,  als 
Massstab  für  den  Grundwert  zu  dienen.  Es  ist  bekannt  —  und 
gerade  die  Beilagen  zu  dem  Entwürfe  bringen  dafür  zum  ersten- 
mal statistische  Belege  von  ausserordentlicher  Plastik  —  dass  die 
Grundsteuer  höchst  ungleichmässig  angelegt  ist;  nicht  nur  zwischen 
den  einzelnen  Ländern  ,  sondern  selbst  innerhalb  derselben  be- 
stehen die  grössten  Verschiedenheiten ;  und  auch  die  geplante  Revi- 
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sion   des  Grundsteuerkatasters  wird  nur  einen  kleinen  Teil  davon 
beseitigen. 

Eine  richtige  Bewertung  der  Liegenschaften  ist  aber  bei  diesem 
Gesetzentwurfe  von  der  allergrössten  Wichtigkeit.  Schon  darum, 
weil  sie  die  Voraussetzung  dafür  ist,  dass  einerseits  das  Gesetz  nicht 
wirkungslos  bleibe,  und  dass  andrerseits  doch  volle  Sicherheit  für  die 
Landesgenossenschaft  bestehe.  Zudem  ist  aber  der  Erstehungs- 
preis in  der  Regel  massgebend  für  die  Höhe  des  Rentenkapitales 
und  dieses  wieder,  wie  wir  sehen  werden,  für  die  Kreditfähigkeit 
des  Rentengutsbesitzers  und  für  die  Höhe  des  Nachlasses. 

b)  Die  freiwillige  Begründung. 

Da  die  Landesgenossenschaft  für  die  freiwillige  Begründung 
eines  Rentengutes  keinen  höheren  Preis  gewähren  darf,  als  für 
die  zwangsweise ,  so  werden  hochverschuldete  Liegenschaften 
auch  auf  diese  Weise  nicht  in  Rentengüter  verwandelt  werden 
können.  Erreicht  aber  der  Hypothekenstand  nicht  einmal  den 
Betrag ,  bis  zu  welchem  die  Landesgenossenschaft  bei  der  Exe- 
kution mitbieten  dürfte ,  so  wird  der  Grundbesitzer  sein  freies 
Eigentum  wohl  kaum  mit  dem  nach  allen  Seiten  beschränkten 
dinglichen  Rechte  eines  Rentengutsbesitzers  vertauschen  wollen. 
Das  beweisen  zur  Genüge  die  Erfahrungen,  die  man  in  Baiern  und 
Hessen  mit  den  Erbgütern  gemacht  hat. 

3.    Die  Wirkung   der   R  e  n  t  e  n  gu  ts  b  i  1  d  u  n  g   auf  die 
bestehende  Verschuldung. 

Wir  sagten  früher,  der  Gesetzgeber  habe  gar  nicht  die  Ab- 
sicht, die  Höhe  der  vorhandenen  Schulden  zu  mindern.  Selbst- 
verständlich !  Denn  kann  er  sich  nicht  dazu  entschliessen ,  einen 
Teil  der  Schulden  auf  den  Staat,  d.  h.  auf  die  Gesamtheit  der 
Steuerträger  zu  überwälzen,  so  ist  gar  nicht  einzusehen,  wie  es 
möglich  sein  soll ,  durch  einen  legislatorischen  Akt  einen  der- 
artigen Erfolg  zu  erzielen,  ohne  die  wohlerworbenen  Rechte  der 
Hypothekargläubiger  zu  verletzen. 

Es  ergiebt  sich  daher: 

1)  Durch  die  zwangsweise  Begründung  eines 
Rentengutes  wird  an  der  Höhe  der  Verschul- 
dung gar  nichts  geändert.  Die  das  Meistbot  über- 
steigenden Hypotheken  würden  in  jedem  Falle  gelöscht  werden ; 
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und  so   weit  der  Kaufpreis  reicht,  tritt  nur  an  die  Stelle  der  bis- 
herigen Hypothekargläubiger  die  Landesgenossenschaft. 

2)  Auch  eine  allmähliche  Entschuldung  des 
Renten  gutes  findet  nicht  statt.  So  wenig,  als  dies 
sonst  bei  der  Konvertierung  von  Privathypotheken  in  Anstalts- 
schulden der  Fall  ist.  Der  Unterschied  zwischen  Amortisations- 
hypothek und  Amortisationsrente  ist  ja  nur  ein  rein  formeller. 
Die  Erfahrung  hat  bewiesen,  dass  bei  der  Amortisationshypothek 
der  Schuldner  zwar  fortwährend  Kapitalsteile  zurückzahlt,  doch  aber 
nie  schuldenfrei  wird,  weil  inzwischen  stets  neue  Kreditbedürfnisse 
entstehen.  Der  Amortisationszwang  führt  nicht  zur  Schulden- 
freiheit ,  sondern  verhindert  nur  allzu  rasche  weitere  Schulden- 
erhöhung. 

Aehnlich  ist  es  beim  Rentengut.  Nur  dass  hier  ein  direkter 
Zwang  zu  neuerlicher  Verschuldung  vorliegt. 

Die  Tilgung  des  Rentenkapitales  soll  50 — 60  Jahre  ,  also  2 
Generationen  dauern.  In  dieser  Zeit  findet  durchschnittlich  2  mal 
ein  Wechsel  in  der  Person  des  Rentengutsbesitzers  wegen  Todes- 
falles statt.  Jedesmal  muss  nun  —  ausser  in  ganz  seltenen  Aus- 
nahmen —  mit  dem  Uebernehmer  ein  neuer  Rentengutsvertrag  ge- 
schlossen werden  ;  die  bis  dahin  erfolgte  Tilgung  wird  storniert,  der 
bereits  amortisierte  Betrag  den  Erben  ausgezahlt  und  eine  neuer- 
liche  50 — 60jährige  Rente  auf  das  Gut  gelegt. 

Das  Gleiche  gilt  bei  jeder  Enteignung  des  Rentengutsbesitzers 
—  und  bei  der  grossen  Zahl  von  Enteignungsgründen  werden 
AbStiftungen  von  Rentengutsbesitzern  sehr  häufig  vorkommen  — , 
ebenso  bei  jeder  neuen  Kreditierung,  die  nur  in  der  Form  einer 
Verlängerung  der  Amortisationszeit  geschehen  kann. 

Dem  praktischen  Erfolge  nach  wird  die  Guts- 
rente eine  ewige  Rente  sein. 

3)  Die  Rentengutsbildung  hat  aber  einen 
günstigen  Einfluss  auf  die  Form  der  Verschul- 
dung. An  die  Stelle  einer  kündbaren,  vielleicht  auch  hochver- 
zinslichen Privatschuld  tritt  eine  Rente ,  welcher  ein  niederiger 
Zinssatz  zu  Grunde  gelegt  ist.  Es  sind  das  die  Vorteile  einer 
jeden  Konvertierung  von  Hypotheken  durch  Pfandbriefanstalten. 
Die  Kreditbedingungen  werden  dadurch  den  spezifischen  Be- 
dürfnissen der  Landwirtschaft  angepasst. 

Allerdings  weist  die  Gutsrente ,  wie  sie  im  Gesetzentwurf 
normiert  ist,  auch  manche  Mängel  auf.     So  namentlich  die  viertel- 
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jährige  Rentenzahlung.  Eine  solche  ist  unzuweckmässig,  da  der 
Landwirt  immer  nur  einmal  im  Jahre,  nach  der  Ernte,  zu  Geld 
kommt. 

4)  Dagegen  könnte  die  freiwillige  Begründung  von 
Rentengütern  eine  teilweise  Entl  astung  der  Realität 
herbeiführen,  die  nach  geltendem  Privatrechte  aus- 
geschlossen wäre.  Aber,  wie  selbstverständlich,  nur 
auf  Kosten  der  Hypothekargläubiger.  Es  soll  dadurch 
nämlich  praktisch  dem  Schuldner  gestattet  werden,  den  Zeit- 
punkt für  seine  Exekution  zu  wählen;  dabei  können  die  vorhan- 
denen Hypotheken  offenbar  durch  die  Wahl  eines  für  sie  ungün- 
stigen, für  den  Grundbesitzer  jedoch  günstigen  Momentes  sehr  em- 
pfindlich geschädigt  werden. 

Es  ist  daher  prinzipiell  nicht  gutzuheissen,  dass  dem  Schuldner 
das  Recht  erteilt  werden  soll,  nach  Belieben  selbst  eine  exekutive 
Feilbietung   seines  Besitzes  zu  provozieren.  — 

Soweit  der  Gesetzentwurf  innerhalb  der  Grenzen  seines 
Zweckes,  eine  blosse  Ablösung  der  Schulden  zu  bewirken,  bleibt, 
ist  er  zwar  unbedenklich,  aber  kaum  von  praktischer  Tragweite; 
sobald  er  jedoch  jene  Grenzen  überschreitet,  wird  er  ausserordent- 
lich gefährlich. 

4.  Die  Verhinderung  der  irrationellenVerschul- 
dung  für  die  Zukunft. 

Ist  nun  der  Gesetzgeber  auch  nicht  im  Stande ,  die  vorhan- 
dene Schuldenlast  ohne  Schädigung  der  Gläubiger  zu  vermindern, 
so  kann  er  doch  Vorsorge  dafür  treffen ,  dass  in  der  Zukunft 
solche  Güter,  die  wenig  belastet  sind,  nicht  in  irrationeller  Weise 
verschuldet  werden. 

Die  Verschuldungsschranken  und  die  rechtlichen  Beschrän- 
kungen des  Rentengutsbesitzers  bilden  denn  auch  den  Schwerpunkt, 
das  wesentlich  Neue  des  ganzen  Reformplanes. 

Wurde  eine  Liegenschaft  von  der  Landesgenossenschaft  bei 
der  Exekution  erworben  und  in  ein  Rentengut  verwandelt ,  so 
haftet  darauf  bloss  eine  Rente ,  deren  Betrag  in  der  Regel  von 
der  Höhe  des  exekutiven  Kaufpreises  abhängt,  nach  den  Bestim- 
mungen des  Gesetzentwurfes  über  das  Mitbieten  der  Landesge- 
nossenschaft also  sehr  niedrig  wäre. 

Diese  relative  Geringfügigkeit  der  Belastung  soll  nun  mög- 
hchst  aufrecht  erhalten  bleiben. 
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Allerdings  konnte  man  nicht  übersehen  ,  dass  auch  für  den 
Rentengutsbesitzer  ein  Bedürfnis  nach  Kredit  aus  verschiedenen 
wirtschaftlichen  Ursachen  eintreten  müsse.  Aber  man  knüpfte 
wenigstens  den  Realkredit  an  eine  Reihe  von  einschränkenden 
Voraussetzungen.  Die  dadurch  entstehende  Lücke  soll  der  Per- 
sonalkredit ausfüllen. 

a)   Der  P  e  r  s  o  n  a  I  k  r  e  d  i  t. 

i)  Auf  den  Personalkredit  des  Rentengutsbe- 
sitzers darf  man  nicht  zu  grosse  Hoffnungen 
setzen.  Denn  das  Rentengut  selbst,  ferner  das  Inventar,  die 
Früchte,  ja  selbst  deren  Erlös  sollen  dem  Zugriffe  jedes  Gläubigers 
entzogen  sein.  Ueberdies  können  Kleider,  Betten,  Wäsche,  Haus- 
und Küchengeräte  und  Oefen  in  Oesterreich  schon  nach  geltendem 
Rechte  nicht  exequiert  werden,  sofern  sie  für  den  Schuldner  oder 
für  dessen  im  gemeinsamen  Haushalte  m.it  ihm  lebenden  Familien- 
glieder unentbehrlich  sind.  So  ist  absolut  unerfindlich ,  aus  was 
der  Gläubiger  Befriedigung  suchen  soll,  falls  der  Rentengutsbauer 
nicht  zahlt.  Ihm  bleibt  nichts  anderes  übrig,  als  seinen  Schuldner 
in  Konkurs  zu  treiben.  Aber  selbst  dieses ,  grosse  Kosten  ver- 
ursachende Mittel  kann  nicht  zum  Ziele  führen.  Denn  die  Landes- 
genossenschaft muss  hierauf  sofort  den  Rentengutsbesitzer  ent- 
eignen und  mit  ihm  die  Abrechnung  pflegen ;  der  Personalgläu- 
biger ist  somit  auf  das  Guthaben  des  Rentengutsbesitzers  bei  der 
Landesgenossenschaft  angewiesen.  Bis  zu  diesem  Betrage  kann 
dieser  aber  auch  Realkredit  bei  der  Landesgenossenschaft  er- 
halten, und  er  wird,  bevor  er  den  teureren  Personalkredit  sucht, 
sein  Kreditbedürfnis  gewiss  durch  Aufnahme  eines  Rentendar- 
lehens decken,  und  so  bleibt  für  reellen  Personalkredit  gar  kein  Raum. 

2)  Um  so  mehr  wird  sich  der  Wucher  breit 
machen.  Die  Möglichkeit,  den  Schuldner  sofort  durch  blossen 
Bescheid  der  Landesgenossenschaft  vom  Hofe  treiben  zu  lassen, 
gibt  ihm  ein  scharfes  Pressionsmittel  in  die  Hand  ,  um  sich  für 
den  eventuellen  Verlust  des  Kapitals  durch  desto  unmässigere 
Zinsen  mehr  als  schadlos  zu  halten. 

Nur  eine  zweckmässige  lokale,  genossenschaftliche  Organisa- 
tion, etwa  nach  Art  der  Raiffeisen'schen  Darlehenskassen,  könnte 
auch  dem  Rentengutsbesitzer  wohlfeilen  Personalkredit  verschaffen. 
In  Oesterreich  fehlt  es  aber  an  einer  solchen  noch  fast  gänzlich^ 
und  sie  lässt  sich  auch  nicht  dekretieren. 
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So  wäre'bei  uns  der  Rentengutsbesitzer,  wenn  man  von  wuche- 
rischen Darlehen  absieht,  fast  ganz  auf  den  Kredit  bei  der  Landes- 
genossenschaft angewiesen. 

b)   Der  Realkredit. 

Die  Beschränkungen,  denen  der  Realkredit  nach  der  Gesetzes- 
vorlage unterworfen  sein  soll,  sind  viererlei  Art. 

i)  In  Bezug  auf  die  Person  des  Gläubigers.  Nur 
die  Landesgenossenschaft  kann  Realkredit  auf  ein  Rentengut  ge- 
währen. Sie  hat  ein  Kreditmonopol.  Der  Erwerb  auch  eines 
exekutiven  Pfandrechtes  an  dem  Rentengute  ist  für  jede  dritte 
Person  ausgeschlossen. 

Das  könnte  man  nur  dann  billigen,  wenn  dem  Verbote  jedes 
anderweitigen  Kredites  ein  absolutes  Recht  des  Rentengutsbesitzers 
entspräche,  unter  den  gesetzlichen  Voraussetzungen,  ein  Darlehen 
von  der  Landesgenossenschaft  zu  erhalten,  wie  es  ja  auch  Schäffle 
vorschlägt. 

Der  Gesetzentwurf  will  dagegen  einerseits  den  Rentenguts- 
besitzer der  Möglichkeit  berauben ,  bei  dritten  Personen  Kredit 
aufzunehmen,  andrerseits  es  ganz  in  das  freie  Belieben  der  Landes- 
genossenschaft stellen,  ob  sie  ihm  ein  Darlehen  erteilen  will  oder 
nicht ;  ja  sie  braucht  eine  Kreditverweigerung  nicht  einmal  zu  be- 
gründen 1  Das  heisst  aber,  die  ganze  wirtschaftliche  Existenz  des 
Rentengutsbesitzers  der  Willkür  des  Genossenschaftsausschusses 
ausliefern.  Erinnert  man  sich ,  welche  Personen  diesen  Aus- 
schuss  voraussichtlich  bilden  würden,  sounterHegt  es  keinem  Zweifel, 
dass  schon  das  Recht,  dem  Rentengutsbesitzer  jeden  Kredit  zu 
versperren,  ohne  dass  dagegen  auch  nur  eine  Beschwerde  möglich 
wäre,  dem  Grossgrundbesitzer  die  Macht  gäbe ,  jede  Forderung, 
sei  sie  ökonomischer,  sozialer  oder  politischer  Natur,  bei  dem 
Rentengutsbauern  durchzusetzen. 

2)  In  Bezug  auf  die  Form  des  Kredites.  Der 
Gesetzentwurf  lässt  ausnahmslos  nur  Rentenschulden  zu.  Das  ist 
zu  billigen,  da  nur  diese  Form  den  besonderen  Kreditbedürfnissen 
der  Landwirtschaft  Rechnung  trägt. 

Dagegen  ist  nicht  einzusehen,  weshalb  nur  eine  Verlängerung 
der  Tilgungszeit  bei  gleicher  Rentenhöhe ,  nicht  aber  auch  eine 
Erhöhung  der  Annuität  gestattet  sein  soll.  Besonders,  da  bei  der 
jetzigen  Gestalt  des  Gesetzentwurfes  der  wahre  Ertrag  die  Guts- 
rente bei  Weitem  übersteigen  würde. 
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3)  In  Bezug  auf  die  Höhe  des  Kredites.  Dem 
Rentengutsbesitzer  darf  von  der  Landesgenossenschaft  nicht  mehr 
dargeliehen  werden,  als  der  durch  die  Annuitäten  bereits  getilgte 
Teil  des  Rentenkapitales  beträgt.  Nur  wenn  Meliorationen  statt- 
gefunden haben,  kann  diese  Grenze  um  den  durch  die  Verbesserung 
erzielten  Mehrwert  erweitert  werden,  wobei  aber  die  Kreditierung 
noch  von  der  Zustimmung  des  Ackerbauministeriums  abhängen  soll. 

Selbst  innerhalb  dieser  Grenzen  muss  der  Kredit  verweigert 
werden,  wenn  eine  Wertverminderung  des  Gutes  stattgefunden 
hat,  also  z.  B.  auch  dann,  wenn  der  Getreidepreis  gefallen  oder 
der  landesübliche  Zinsfuss  gestiegen  ist. 

Jedenfalls  bleibt,  solange  nicht  ein  beträchtlicher  Teil  des  Ren- 
tenkapitales amortisiert  ist,  der  Rentengutsbesitzer  so  gut  wie  kredit- 
los, er  ist  jeder  ungünstigen  Zufälligkeit  preisgegeben,  kann  keinerlei 
Kapitalsaufwendungen  machen.  Das  ist  um  so  weniger  gerecht- 
fertigt ,  als  die  Gutsrente ,  wenn  der  Gesetzentwurf  überhaupt 
praktisch  verwirklicht  werden  sollte,  weit  hinter  dem  Ertrage  zu- 
rückbleibt. Dem  Rentengutsbesitzer  wird  es  also  unmöglich  ge- 
macht, auch  nur  einen  Teil  des  Ueberschusses  gegen  die  Kre- 
ditierung eines  Kapitales  zu  veräussern  ;  selbst  nicht  für  notwendige 
Bedürfnisse  oder  ökonomisch  sehr  vorteilhafte  Zwecke. 

4)  In  Bezug  auf  den  Zweck  der  Kapitalsauf- 
nahme. Unter  den  angegeben  zahlreichen  Voraussetzungen 
darf  aber  auch  noch  nicht  unbedingt  Kredit  gewährt  werden; 
sondern  nur  für  Meliorationen,  ferner  bei  erheblichen  Elementar- 
schäden und  für  gewisse  ausserordentliche  Familienausgaben  (Hei- 
ratsausstattungen u.  a.).  Die  Einhaltung  des  speziellen  Verwen- 
dungszweckes ,  für  den  das  Darlehen  von  der  Landesgenossen- 
schaft bewilligt  wurde,  kann  von  dieser  überwacht  werden.  Befolgt 
der  Rentengutsbesitzer  deren  Weisungen  in  dieser  Beziehung 
nicht,  so  kann  die  Enteignung  oder  Zwangsverwaltung  ausge- 
sprochen werden. 

Das  diesen  Bestimmungen  zu  Grunde  liegende,  auf  Schäffles 
Ideen  zurückführende  Prinzip  ,  den  Hypothekarkredit  nur  für  be- 
stimmte ,  vom  Gesetzgeber  als  wirtschaftlich  anerkannte  Zwecke 
zuzulassen,  soll,  in  Uebereinstimmung  mit  unserem  bisherigen  Vor- 
gehen, nicht  weiter  in  Frage  gezogen,  sondern  vorläufig  acceptiert 
werden.  Es  springt  aber  sofort  in  die  Augen ,  dass  eine  Reihe 
ökonomisch  sehr  gerechtfertigter  Kreditbedürfnisse  von  dem  Ent- 
würfe nicht  berücksichtigt  werden;  so  die  Zahlung  von  Versiehe- 
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rungsprämien  und  die  Aufwendung  von  Kapital  für  den  landwirt- 
schaftlichen Betrieb ;  ein  Einwand,  den  man,  wie  wir  sahen,  auch 
nicht  durch  den  Hinweis  auf  den  Personalkredit  beseitigen  kann. 

Dagegen  ist  der  Ausschluss  des  Kaufkredites,  worauf 
eine  Anzahl  deutscher  Autoren  besonderen  Nachdruck  legt,  hier 
nur  scheinbar.  ThatsächHch  wird  der  Kaufkredit  noch  erweitert; 
denn  die  Landesgenossenschaft  kreditiert,  wenn  auch  in  einer  an- 
deren Form,  dem  Rentengutsbesitzer  stets  den  ganzen  Kaufpreis, 
so  dass  sogar  die  jetzt  allgemein  übliche  bare  Anzahlung  wegfällt. 

Eine  eigentliche  Erbschaftsverschuldung  kann  es 
bei  Rentengütern  natürlich  nicht  geben,  weil  diese  ja  nicht  vererbt 
werden,  sondern  beim  Ableben  des  Besitzers  an  die  Landesge- 
nossenschaft fallen.  Ganz  dieselbe  Wirkung  ,  wie  wenn  Erbteile 
angeschrieben  werden,  hat  aber  die  Bestimmung ,  dass  der  neue 
Rentengutsübernehmer  die  Amortisation  des  Rentenkapitales  stets 
wieder  von  Vorne  beginnen  muss,  während  der  bisher  schon  ge- 
tilgte Teil  desselben  von  der  Landesgenossenschaft  in  die  Erb- 
schaftsmasse gezahlt  wird. 

Diese  materielle  Erbschaftsverschuldung  wäre  nach  der  Vor- 
lage allerdings  eine  minimale ;  sie  lässt  sich  ausdrücken  durch 
das  neue  Rentenkapital,  abzüglich  des  noch  nicht  getilgten  Teiles 
des  alten,  d.  h.  in  der  Regel  durch  den  bis  zum  Todesfall  bereits 
amortisierten  Betrag.  Da  nun  bei  der  im  Gesetzentwurf  vorge- 
schlagenen Bewertung  der  Grundstücke  das  Rentenkapital  nur 
einen  Bruchteil  des  Ertragswertes  des  Rentengutes  ausmachen 
könnte,  so  würde  die  Erbverschuldung  eine  noch  geringere  Quote 
davon  repräsentieren.  Natürlich  ist  das  aber  nur  auf  Kosten  der 
Erben  möglich.  Nimmt  man  an ,  dass  der  wahre  Ertrag  das 
Doppelte  des  katastralen  betrage,  und  dass  der  Rentengutsbesitzer 
nach  41  Jahren  sterbe,  also  nach  Abtragung  etwa  der  Hälfte 
des  Rentenkapitales  ,  so  wären  etwa  "/?  des  Ertragswertes 
unbelastet  ')  und  würden  nach  den  Grundsätzen  des  sonstigen 
Zivilrechtes  zur  Erbteilung  gelangen.  Statt  dessen  wird  nur  ^\i 
in  die  Verlassenschaft  einbezogen.  Erhält  der  älteste  von 
3    Söhnen    das    Rentengut ,     so     bekommt    er    Vermögenswerte 


i)  Dieser  Berechnung  ist  ein  4proz.  Zinsfuss,  eine  4V2proz.  Rente  und  ein  Ren- 
tenkapital in  der  Höhe  des  11,4  fachen  des  Katastralreinertrages  (s.  o.)  zu  Grunde 
gelegt.  Die  hier  besprochene  Ungerechtigkeit  fiele  natürlich  weg,  würde  das  Renten- 
kapital dem  wahren  Ertragswerte  nahe  kommen. 
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von 1 =  —  des  Ertra^swertes  ,    die    beiden    iün<^eren  Ge- 
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schwister  dagegen  nur  je  — . 

Das  geht,  wie  man  sieht,  weit  über  diejenige  Begünstigung 
hinaus ,  die  selbst  das  fortgeschrittenste  Anerbenrecht  gewähren 
könnte.  Es  würden  da  geradezu  diejenigen  Geschwister,  welche 
nicht  zum  Rentengut  berufen  sind  ,  enterbt  werden.  Das  wäre 
aber  um  so  bedenklicher,  als  selbst  die  Frage,  wer  der  begünstigte 
Erbe  sein  solle,  nicht  vermöge  eines  durchgreifenden  Rechtssatzes, 
sondern  durch  eine,  allerdings  nicht  ganz  freie  Wahl  von  Seiten 
der  Landesgenossenschaft  bestimmt  wird.  Es  braucht  nicht  ausge- 
führt zu  werden,  welch  ungeheure  ökonomische  Macht  dem  Aus- 
schuss  der  Landesgenossenschaft  dadurch  anvertraut  wird ,  dass 
er  erklären  kann ,  die  zur  Uebernahme  des  Rentengutes  be- 
rechtigte Person  sei  davon  ausgeschlossen ,  weil  gegen  ihr  wirt- 
schaftHche  Befähigung  oder  gegen  ihre  Vertrauenswürdigkeit  ge- 
gründete Bedenken  bestehen. 

Eine  solche  Ordnung  der  Erbfolge  wäre  einfach  unerträglich 
und  daher  unmöglich.  Wenigstens  so  lange ,  als  man  in  dem 
Rentengutsbesitzer  das  Gefühl  wachruft ,  er  sei  Eigentümer  des 
Rentengutes,     wenn   auch  nur  Eigentümer   mit  Beschränkungen. 

Anders  wäre  es,  wenn  der  Gesetzgeber  dem  Rentenguts- 
besitzer von  Vornherein  diesen  Glauben  nehmen  ,  das  Eigentum 
an  dem  Rentengut  der  Landesgenossenschaft,  dem  Bauer  hingegen 
nur  eine  Art  Pachtrecht  an  dem  Grundstück  zusprechen  würde. 
Da  wäre  es  dann  ganz  selbstversändlich,  dass  weder  das  Renten- 
gut selbst,  noch  dessen  Wert ,  sondern  nur  die  bei  der  Landes- 
genossenschaft deponierten  Ersparnisse  des  Rentengutsbesitzers 
vererbt  werden  können. 

Doch  damit  haben  wir  schon  dem  nächsten  Punkt  unserer 
Untersuchung  vorgegriffen. 

5)    Die   rechtliche  Stellung   des  Rentenguts- 
besitzers. 

Eingangs  dieser  Studie  wurde  gezeigt,  wie  zahlreich  und  wie 
einschneidend  die  Verfügungsbeschränkungen  sind ,  denen  der 
Rentengutsbesitzer  unterworfen  werden  soll ;  dass  jede  rechtliche 
und  auch  manche  wirtschaftliche  Disposition  über  die  Liegenschaft 
der  Bewilligung  der  Landesgenossenschaft  und  überdies  des  Acker- 
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bauministeriums  bedarf;  dass  ferner  das  dingliche  Recht  des  Renten- 
gutsbesitzers aus  einer  Unzahl  Gründe  von  der  Landesgenossen- 
schaft durch  einen  einfachen  Bescheid  aufgehoben  werden  kann ; 
und  dass  dasselbe  jedenfalls  auf  die  Lebensdauer  des  Rentenguts- 
besitzers eingeschränkt  ist. 

Wir  sahen  auch  schon,  was  als  Motiv  für  diese  Bestimmungen 
angeführt  wird :  die  Sicherung  der  Landesgenossenschaft  und  die 
Notwendigkeit  einer  »genossenschaftlichen  Ueberwachung  und 
wirtschaftlichen  Erziehung«   des  Rentengutsbesitzers. 

a)  Die  Sicherung  der  Landesgenossenschaft. 

Die  Sicherung  der  L a n d e s g e n o s s e n s c h a  f  t 
vor  Verlusten  ist  sicherlich  bei  Weitem  keine 
ausreichende  Rechtfertigung  für  die  vorge- 
schlagenen Rechts  Sätze.  Das  ist  leicht  einzusehen.  Man 
braucht  ja  blos  auf  die  bestehenden  Hypothekar-Kredit-Institute  hin- 
zuweisen. Diese  können  Liegenschaften  viel  höher  belehnen  können, 
ohne  dass  ihr  Schuldner  in  der  Freiheit  seines  Eigentums  irgend 
wie  beschränkt  wird  ;  und  sie  sind  doch  nach  allgemeiner  Ansicht  von 
Verlusten  vollkommen  geschützt.  So  halten  z.  B.  die  4proz. 
Pfandbriefe  der  niederösterreichischen  Landeshypothekenanstalt 
dauernd  einen  viel  besseren  Cours,  als  Staatspapiere  mit  gleicher 
Verzinsung,  ja  einen  ebenso  guten,  als    die  4,2proz.  Mairente. 

Selbst  w^enn  übrigens  die  Beleihungsgrenze  in  rationeller  Weise 
erhöht  werden  würde,  bestände  immer  noch  keine  Gefahr  für  die 
Landesgenossenschaft.  Stehen  ihr  doch  die  schärfsten  Mittel  — 
sofortige  Enteignung  durch  einfachen  Bescheid,  ohne  gerichtliches 
Verfahren,  ja  ohne  gerichtliche  Beschwerde  —  zu  Gebote,  sobald 
der  Rentengutsbesitzer  auch  nur  14  Tage  mit  einer  Leistung  im  Ver- 
zuge ist,  in  Konkurs  verfällt  oder  das  Grundstück  deterioriert. 

Schon  durch  diese  Bestimmungen  sind  die  Forderungen  der 
Landesgenossenschaft  viel  gesicherter,  als  die  der  bestehenden 
Kreditinstitute.  Dazu  kommt  noch  das  Verbot  anderweitigen 
Hypothekarkredites,  wodurch  die  Gefahr  beseitigt  wird,  dass  ein 
späterer  Gläubiger  durch  Einleitung  der  Exekution  in  einem  un- 
günstigen Zeitpunkte  ein  niedriges  Meistbot  verursache. 

Solange  der  Rentengutsbesitzer  seinen  Verpflichtungen  pünkt- 
lich nachkommt,  solange  Konkurs  über  ihn  nicht  verhängt  ist  und 
er  auch  seine  künftige  Solvenz  nicht  durch  Vernachlässigung  des 
Gutes  in  Frage  stellt,  so  lange  kann  es  dem  Gläubiger  vollständig 
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gleichgiltig  sein,  wer  Rentengutsbesitzer  ist,  wie  er  die  Realität 
verwendet,  ob  er  zur  eigenen  Bestellung  des  Bodens  fähig  ist  oder 
einen  tüchtigen  Stellvertreter  einsetzt  u.  s.  w. 

Wer  übrigens  noch  daran  zweifeln  wollte,  dass  die  erhöhte 
Sicherung  der  Landesgenossenschaft  zwar  vielleicht  eine  beab- 
sichtigte Nebenwirkung ,  keineswegs  aber  der  eigentliche  Grund 
für  die  in  Rede  stehenden  Bestimmungen  ist,  der  bedenke : 

Die  Gebundenheit  des  Rentengutsbesitzers 
hört  auch  dann  nicht  auf,  wenn  das  Renten  kapital 
vor  Ablauf  der  vereinbarten  Tilgungszeit  zur 
Gänze  zurückzahlt. 

Von  einer  Notwendigkeit,  die  Landesgenossenschaft  vor  Ver- 
luste zu  sichern,  kann  doch  nach  der  vollständigen  Befriedigung 
derselben  nicht  mehr  gesprochen  werden. 

Dieser  Fall  dürfte  ja  praktisch  nicht  häufig  vorkommen.  Um 
so  interessanter  ist  es,  dass  der  Verfasser  des  Gesetzentwurfes  ihn 
für  so  wichtig  hielt,   dafür  eine  eigene  Bestimmung  aufzunehmen. 

Das  zweite  angeführte  Motiv,  die  Ueberwachung  und  wirt- 
schaftliche Erziehung  des  Bauern  ist  also  offenbar  das  ausschlag- 
gebende. Es  handelt  sich  somit  hier  um  die  Grundlinien  einer 
neuen  ,  nicht  auf  das  Prinzip  der  wirtschaftlichen  F"reiheit  aufge- 
bauten Agrarverfassung,  deren  sofortige  durchgreifende  Einführung 
nur  durch  die  Schwierigkeiten ,  welche  die  entgegenstehenden 
Privatrechte  bieten,  verhindert  wird. 

b)  Die  geplante  Agrarverfassung. 

Gehen  wir  nunmehr  an  die  Besprechung  des  fundamentalsten 
Teiles  der  vorgeschlagenen  Agrarreform  ,  so  muss  wieder  die 
prinzipielle  Seite  der  Frage  dahingestellt  bleiben  ,  ob  überhaupt 
eine  Aufhebung  unseres  liberalen  Agrarrechtes  und  dessen  Er- 
setzung durch  ein  soziales  —  was  ja  neuerlich  mit  sehr  beachtens- 
werten Gründen  vertreten  wird  —  wünschenswert  sei.  Ebenso 
wenig  soll  entschieden  werden,  ob  es  richtig  ist,  die  neue  Agrar- 
verfassung auf  das  Prinzip  der  Ueberwachung  und  wirtschaftlichen 
Erziehung  des  Einzelnen  durch  die  Genossenschaft  zu  gründen. 

Wir  wollen  uns  vielmehr  blos  an  den  in  dem  Gesetzentwurf 
gemachten  Vorschlag  halten  und  die  voraussichtlichen  sozialen 
und  ökonomischen  P'olgen  desselben  entwickeln. 

Vergegenwärtigt  man  sich  die  oben  dargestellte,  äusserst  ge- 
bundene rechtliche  Situation  ,   in  der  sich  ein  Rentengutsbesitzer 
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befinden  würde,  so  muss  jedem,  der  die  Geschichte  des  österreichi- 
schen Bauernstandes  kennt,  wie  sie  kürzHch  von  Grünberg  ')  für 
die  nordwestlichen  Kronländer  aufgedeckt  worden  ist,  sofort  die 
Aehnlichkeit  in  die  Augen  springen,  welche  zwischen  der  hier 
intendierten  Agrarverfassung  und  derjenigen  besteht,  die  in  Böh- 
men, Mähren  und  Schlesien  zu  Ende  des  vorigen  und  Beginn 
dieses  Jahrhunderts  herrschte ,  und  die  erst  durch  die  liberale 
Gesetzgebung  der  Jahre  1848  bis  1868  beseitigt  worden  ist. 

Ja,  noch  mehr. 

Das  Besitzrecht  eines  Rentengutsbesitzers  wäre 
viel  schlechter  als   das    eines    Bauern    unter  Franz  I. 

Denn  zu  jener  Zeit  gab  es  in  den  genannten  Ländern  fast 
ausschliesslich  eingekaufte  Rustikalisten ,  die  ihren  Gutsherren 
allerdings  persönliche  Dienste  leisten  mussten ,  während  der 
Rentengutsbezitzer  der  Landesgenossenschaft  zur  Zahlung  der 
Gutsrente  verpflichtet  ist.  Der  Vergleich  des  Besitzrechtes  Beider 
ergiebt : 

i)  Besitz  Übertragung.  Der  eingekaufte  Rustikalist 
konnte  seine  Stelle  frei  veräussern,  der  Rentengutsbesitzer  braucht 
dazu  die  Zustimmung  sowohl  der  Landesgenossenschaft  als  des 
Ackerbauministeriums.  Beide  haben  das  Recht,  ihren  Besitznach- 
folger von  Todeswegen  zu  bestimmen ,  und  bei  beiden  kann  der 
Obereigentümer  Untüchtigkeit  der  bezeichneten  Person  einwenden. 
Während  aber  früher  direkt  die  staatlichen  Behörden  über  die 
Ablehnung  zu  entscheiden  hatten,  ist  das  nach  dem  Entwurf 
dem  arbitriuni  der  einen  Partei,  der  Landesgenossenschaft,  über- 
lassen, und  es  kann  dagegen  nur  eine  nachträgUche  Beschwerde 
erhoben  werden. 

2)  Rechtsschutz.  Wie  gross  war  nicht  die  Fürsorge  des 
Staates  im  18.  Jahrhundert  für  den  Rechtsschutz  des  Bauern  !  Nicht 
nur ,  dass  ausschliesslich  die  Gerichte  (Kreisämter)  über  Streitig- 
keiten zwischen  Gutsherrn  und  Grundholden  zu  entscheiden 
hatten ,  wurden  in  Mähren  und  Schlesien  sogar  eigene  Unter- 
thans- Advokaten  bestellt ,  welche  die  Rechte  der  Bauern  gegen- 
über der  Obrigkeit  unentgeltlich  zu  vertreten  hatten. 

Dagegen  soll  gegen  Bescheide  der  Landesgenossenschaft  — 
und  nicht  einmal  gegen  alle  Bescheide  —  nur  eine  Beschwerde 
an    das    Ackerbauministerium    zulässige    sein.     Wer    die    Rechts- 

l)  Die  Bauernbefreiung  und  die  Auflösung  des  gutsherrlich-bäuerlichen  Verhält- 
nisses in  Böhmen,  Mähren  und  Schlesien.     Leipzig,   1894. 
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Unkenntnis,  die  Schwerfälligkeit  unserer  Bauern  kennt,  der  weiss, 
was  es  heisst,  ihnen  zuzumuten,  aus  irgend  einem  entlegenen  Dorfe 
in  Galizien  oder  Krain  eine  Ministerialbeschwerde  nach  Wien  zu 
richten.  Und  wie  soll  das  Ministerium  untersuchen,  ob  der  ent- 
eignete Rentengutsbesitzer  wirklich  körperlich  oder  geistig  unfähig 
ist,  das  Rentengut  zu  bewirtschaften,  ob  dieses  deterioriert  wurde, 
ob  eine  Melioration  stattgefunden  hat  etc.  ?  Es  fehlen  ihm  ja  für  eine 
sachgemässe  Entscheidung  die  primitivsten  Voraussetzungen !  Da 
kann  offenbar  nur  aktenmässig  vorgegangen  werden ,  d.  h.  es 
werden  wieder  die  Aeusserungen  der  Landesgenossenschaft  und  der 
genossenschaftlichen  Vertrauensmänner  massgebend  sein  müssen. 

3)  Verschuldung.  Der  eingekaufte  Rustikalist  durfte  seinen 
Hof  frei  verschulden ;  nur  wenn  die  Belastung  ^1%  des  Wertes  überstieg, 
konnte  er  abgestiftet  werden.  Der  Kredit  des  Rentengutsbesitzers  ist 
dagegen  an  so  zahlreiche  Voraussetzungen  geknüpft  und  in  so  enge 
Grenzen  gewiesen,  dass  man  beinahe  von  einer  Kreditsperre  sprechen 
muss ;  und  überdies  ist  die  Bewilligung  jedes  Darlehens,  ganz  wie  bei 
dem  nicht  eingekauften  Rustikalisten,  von  dem  Belieben  des  Ober- 
eigentümers abhängig.  Dabei  besass  der  nicht  eingekaufte  Rusti- 
kalist ein  Aequivalent  für  den  fehlenden  Kredit :  den  Anspruch 
gegen  den  Gutsherrn  auf  Unterstützung  in  Notfällen  und  auf 
Erhaltung  der  Wohn-  und  Wirtschaftsgebäude.  Der  Renten- 
gutsbesitzer entbehrt  eines  ähnlichen  Korrektivs  für  seine  Kreditun- 
fähigkeit. 

Der  eingekaufte  Rustikalist  konnte  auf  seine  Stelle  auch  Servi- 
tuten, Reallasten,  Ausgedinge  legen.  Alle  Akte  dieser  Art,  von 
einem  Rentengutsbesitzer  ohne  Konsens  der  Landesgenossenschaft 
und  des  Ackerbauministeriums  vorgenommen,   wären  nichtig. 

4)  Besitzentziehung.  Der  grösste  Unterschied  zwischen 
den  beiden  Formen  der  Gebundenheit  besteht  aber  in  den  Be- 
stimmungen über  die  Besitzentsetzung  des  Wirtes. 

a)  Zunächst  formell:  zur  Abstiftung  eines  Rustikalisten 
—  selbst  eines  nicht  eingekauften  —  war  eine  ausdrückliche 
vorherige  Genehmigung  des  Kreisamtes  erforderlich ;  die  Ent- 
eignung des  »Eigentümers«  eines  Rentengutes  erfolgt  durch 
einen  einfachen  Bescheid  der  Landesgenossenschaft ,  gegen  den 
es  nur  eine  nachträgliche  Ministerialbeschwerde  gibt ,  die  nicht 
einmal  aufschiebende  Wirkung  hat. 

b)  Ferner  in  Bezug  auf  die  Ursachen.  Ein  eingekaufter 
Rustikalist  konnte  nur  wegen  Ungehorsam  oder  Verschuldung  über 


428  Dr.   WaUer  Schiff: 

^/s  des  Wertes  abgemeiert  werden;  sonst  sollte  nach  einer  In- 
struktion von  1781  ')  die  Abstiftung  nur  »in  den  allerwichtigsten 
Fällen«  von  den  Kreisämtern  bewilligt  werden,  wie  in  Fällen  der 
Aufwiegelung  von  Unterthanen  u.  dgl.  In  der  Rentengütervorlage 
findet  sich  dagegen  eine  lange  Reihe  von  Enteignungsursachen,  denen 
grosse  Wichtigkeit  gewiss  nicht  zukommt.  So  der  Versuch,  eines  der 
verbotenen  (und  ohnedies  nichtigen)  Rechtsgeschäfte  über  das 
Rentengut  abzuschliessen;  Säumnis  in  der  Zahlung  der  Gutsrente,  ja 
sogar  in  der  Leistung  des  Genossenschaftsbeitrages ;  der  Eintritt 
physischer  oder  geistiger  Wirtschaftsunfähigkeit ,  wobei  nicht  ein- 
mal erforderlich  ist,  dass  diese  dauernd  sei;  es  genügt  also  viel- 
leicht schon  eine  vorübergehende  Krankheit ;  die  Deteriorierung  des 
Rentenguts,  auch  wenn  dadurch  die  Rente  in  keiner  Weise  ge- 
fährdet wird ;  die  Veränderung  der  Zweckbestimmung  des  Gutes, 
z.  B.  durch  Bau  eines  Wohnhauses  auf  einer  Wiese  u.  s.  w.  In 
der  Regel  wird  es  sogar  genügen,  dass  die  Landesgenossenschaft 
dem  Rentengutsbesitzer  ein  angesuchtes  für  dessen  Existenz  not- 
wendiges Darlehen  verweigert,   um  seine  Enteignung  zu  bewirken. 

Die  Enteignungsursachen  sind  so  zahlreich  und  zum  Teil  so 
sehr  in  das  arbitriunt  der  Landesgenossenschaft  gestellt^  dass 
diese  es  wohl  stets  in  der  Macht  hat,  einen  ihr  nicht  genehmen 
Rentengutsbesitzer  abzumeiern.  Die  rechtliche  Stellung  des  Letz- 
teren würde  sich  in  dieser  Hinsicht  von  der  eines  uneingekauften 
Rustikalisten  vor  der  Josephinischen  Reform,  also  von  der  eines 
Bauern  mit  dem  schlechtesten  Besitzrechte ,  thatsächlich  nicht 
merkHch  unterscheiden. 

Praktisch  genommen  könnte  man  den  Ren- 
te n  g  u  t  sbe  s  i  tz  er  beinahe  als  »Wirt  auf  Weiter« 
charakterisieren. 

c)  In  Bezug  auf  die  Wirkungen.  Die  Abstiftung  war  für 
den  Bauer  des  vorigen  Jahrhundertes  viel  weniger  nachteilig,  als 
es  die  Enteignung  des  Rentengutsbesitzers  wäre.  Denn  die  bäuer- 
liche Stelle  musste  damals  unter  sorgfältigster  Wahrung  der  Interessen 
des  Bauers  unter  Mitwirkung  des  Kreisamtes  öffentlich  geschätzt 
und  feilgeboten  werden ;  der  Erlös  gehörte  ,  nach  Abzug  der 
Schulden,  dem  Abgestifteten.  Der  enteignete  Rentengutsbesitzer 
erhielte  dagegen  nur  den  bereits  amortisierten  Teil  des  Renten- 
kapitales ausgezahlt,  was,  wie  wir  gesehen  haben,  sehr  viel  we- 
niger ist,  als  der  Ertragswert,  geschweige  denn,  als  der  Verkehrs- 
I)  S.  Grünberg  a.  a.  O.  I,  S,  271, 
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wert  des  Grundstückes  abzüglich  des  noch  geschuldeten  Kapitals- 
betrages. Selbst  Meliorationen ,  die  der  Rentengutsbesitzer  vor- 
genommen hat,  werden  ihm  nur  ersetzt,  wenn  es  das  Ackerbau- 
ministerium zu  bewilligen  für  gut  findet. 

5)  Freizügigkeit.  Die  zuletzt  besprochene  Verschiedenheit 
hat  aber  noch  weitergehende  Konsequenzen.  Der  Bauer  des  vorigen 
Jahrhunderts  konnte  jeder  Zeit  den  in  seinem  Hofe  steckenden  Wert 
realisieren  —  er  riskierte  höchstens  einen  etwas  ungünstigeren 
Verkauf;  er  war  daher  durch  seinen  Besitz,  und  seit  Joseph  II. 
auch  sonst ,  in  seiner  Freizügigkeit  kaum  beschränkt.  Anders 
der  Rentengutsbesitzer.  Ist  sein  Besitzrecht  auf  der  einen  Seite 
so  schwach,  dass  es  von  der  Landesgenossenschaft  aus  einer  Un- 
zahl von  zum  Teile  höchst  arbiträren  Gründen  aufgehoben  werden 
kann,  so  ist  es  ihm  doch  andrerseits  ungemein  hinderlich,  wenn 
er  abziehen  will.  Denn  er  kann  das  Gut  nicht  veräussern,  und 
er  erhält,  selbst  wenn  er  die  Enteignung  provoziert,  von  der 
Landesgenossenschaft  nur  einen  kleinen  Teil  des  Gutswertes  er- 
setzt. Ja  die  Landesgenossenschaft  kann  ihm  sogar  die  Er- 
langung dieses  kleinen  Teiles  sehr  erschweren  ,  da  sie  zwar  das 
Recht  der  Enteignung  hat,  nicht  aber  der  Rentengutsbesitzer  das 
korrespondierende  Recht,  das  Gut  an  die  Landesgenossenschaft 
gegen  die  bisher  gezahlten  Amortisationsbeträge  abzustossen. 

Damit  wäre  aber  der  Bauer  in  einen  Zustand  zurückversetzt, 
wie  er  seit  den  Josephinischen  Reformen  nicht  mehr  existierte ; 
wir  müssten  hinter  das  Jahr  1787  zurückgehen,  um  in  den  Ländern, 
über  die  Genaueres  bekannt  ist,  eine  ähnliche  Gebundenheit  des 
Bauers  zu  finden. 

Dieser  Zustand  des  Rentengutsbesitzers  wäre  auch  nicht, 
wie  es  den  Anschein  hat,  bloss  ein  vorübergehender.  Von  Vorne- 
herein ist  an  einem  Zeitraum  von  50 — 60  Jahren,  also  etwa  an 
zwei  Besitzergenerationen  gedacht.  Wir  sahen  aber,  dass  fast 
mit  jedem  Todesfall,  ferner  mit  jeder  Enteignung,  jeder  Kredit- 
aufnahme des  Rentengutsbesitzers  eine  neue  50 — 60jährige  Periode 
zu  laufen  beginnt. 

Praktisch  würde  die  Errichtung  von  Renten- 
gütern dieEinführung  einer  dauernden  bäuer- 
lichen Gebundenheit  bedeuten,  die  viel  stärker 
wäre,  als  diejenige  war,  die  zu  Ende  des  vorigen 
Jah  r  hu  n  d  e  r  t  es  bestand. 

Der  Gesetzentwurf  hat  also  viel  weiter  gehende  Wirkungen, 
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als  eine  »genossenschaftliche  Uebenvachung  und  wirtschaftliche 
Erziehung«  des  Rentengutsbesitzers ;  und  dieser  wird  auch  kaum, 
wie  die  Motive  erwarten,  »die  Hoffnung  auf  einstige  wirtschaft- 
liche Selbständigkeit  des  Gutes  immer  vor  Augen  haben«. 

Die  Vorlage  entbehrt  somit  der  inneren  Zweckmässigkeit. 

Sie  ist  aber  auch  äusserst  gefährlich. 

Man  kann  darüber  verschiedener  Ansicht  sein,  ob  die 
liberale  Agrarverfassung  für  den  Bauernstand  wohlthätig  sei,  oder 
nicht.  Wiederholt  wurde  ja  auch  in  der  Litteratur  der  Vorschlag 
gemacht ,  den  Bauernstand  wieder  in  eine  gewisse  Abhängigkeit 
zu  bringen  —  obzwar  m.  W.  kein  Autor  hierin  so  weit  ging, 
als  der  Gesetzentwurf. 

Allein  darüber  besteht  keine  Meinungsverschiedenheit,  dass 
an  ein  Wiederaufleben  der  alten  Feudalität ,  auch  in  veränderter 
Form ,  nicht  zu  denken  sei ,  dass  es  also  nicht  irgendwelche 
Gutsherren ,  sondern  nur  entweder  die  Gesamtheit  des  Volkes, 
der  Staat,  oder  doch  die  Gesamtheit  der  gleichgestellten  Berufs- 
genossen ,  die  Genossenschaft  sein  dürfe ,  der  die  neuen  ökono- 
mischen und  sozialen  Herrschaftsrechte  übertragen  werden. 

Auch  nach  dem  Gesetzentwurf  ist  es  scheinbar  eine  Genos- 
senschaft, die  Landesgenossenschaft,  welcher  der  Rentengutsbe- 
sitzer unterworfen  werden  soll.  Allein  schon  diese  Ausdrucks- 
weise ist,  wie  gezeigt  wurde,  unrichtig.  Denn  zunächst  stehen 
alle  Befugnisse  dem  Ausschuss  der  Landesgenossenschaft,  nicht  der 
Landesgenossenschaft  selbst  zu.  Sodann  haben  wir  ja  gesehen, 
dass  diese  sog.  Landesgenossenschaft  überhaupt  keine  Genossen- 
schaft ist,  dass  ihr  das  wesentliche  Kriterium  einer  solchen,  das 
gemeinsame  Handeln  der  Mitglieder,  fehlt ,  dass  überhaupt  gar 
nichts  Anderes  vorliegt ,  als  eine  Agrarbehörde ,  die  durch  eine 
drei-  oder  vierfach  indirekte  Wahl  eingesetzt  wird.  Selbst  wenn 
an  dieser  Wahl  nur  gleichgestellte  Berufsgenossen  teilnehmen  wür- 
den, wäre  doch  der  Einfluss  des  Einzelnen  auf  die  Führung  der 
Geschäfte  so  homöopathisch  verdünnt,  dass  man  auch  nicht  entfernt 
behaupten  könnte,  der  Ausschuss  bilde  nur  das  ausführende  Organ 
des  Willens  der  Gesamtheit  der  Genossen,  der  einzelne  Bauer  sei 
daher  nur  sich  selbst  und  seines  Gleichen  unterworfen. 

Es  schwindet  aber  selbst  der  letzte  Schein  des  genossenschaft- 
lichen Gedankens,  wenn  solche  ökonomische  und  soziale  Gegen- 
sätze, wie  Gutsherr  und  Bauer,  Latifundien-  und  Parzellenbesitzer 
zur  Wahl  der  Agrarbehörde  vereinigt  werden,  und  wenn  überdies 
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dabei  ein  Wahlsystem  zur  Anwendung  gelangt,  das  mit  der 
grössten  Präzision  die  bäuerlichen  Elemente  von  der  Vertretung 
ausscheidet  und  nur  Grossgrundbesitzer  zu  derselben  zulässt. 
Dem  Effekte  nach  wird  so  im  Wesentlichen  dasselbe  erreicht, 
als  würden  dem  Grossgrundbesitzer  direkt  alle  jene  weitgehenden 
Machtbefugnisse  eingeräumt,  die  formell  dem  Ausschuss  der  Landes- 
genossenschaft übertragen  werden. 

So  wäre  also  die  notwendige  Konsequenz, 
wenn  auch  nicht  der  legislatorische  Zweck  der 
im  Gesetzentwurfe  in  Aussicht  genommenen 
Agrarverfassung:  die  Möglichkeit  der  Wieder- 
einführung einer  starken  Feudalität. 

Allerdings  in  einer  neuen  Form.  Aber  gerade  dadurch  wäre 
sie  viel  gefährlicher,  als  die  seit  1848  beseitigte.  Denn  diese  neue 
Form  verdeckt  die  bestehenden  Klassengegensätze,  ohne  sie  auf- 
zuheben. Gutsherr  und  Bauer  sind  scheinbar  zu  einer  Genossen- 
schaft vereinigt,  der  Rentengutsbesitzer  ist  formell  nur  von  Be- 
rufsgenossen ,  die  er  mit  seiner  Vertretung  betraut  hat ,  ab- 
hängig. Thatsächlich  ist  es  jedoch  der  Grossgrundbesitzer ,  der 
ihn  beherrscht.  Der  Klassenkampf  ist  in  das  Gewand  sozialer  Har- 
monie gekleidet. 

Das  macht  den  Gesetzentwurf  doppelt  gefährlich.  Alle  Mass- 
regeln zum  Schutze  des  Bauernstandes,  die  der  Absolutismus  des 
vorigen  Jahrhundertes  mit  so  viel  Erfolg  durchführte  ,  sie  waren 
nur  möglich  ,  weil  der  Gegensatz  jener  beiden  Klassen  offen  zu 
Tage  lag.  Verliert  derselbe  seine  greifbare  Gestalt,  verschwindet 
er  hinter  dem  Deckmantel  einer  Institution  zur  Vertretung  angeb- 
lich gemeinsamer  Interessen ,  dann  ist  es  für  die  Gesetzgebung 
und  Verwaltung  ungleich  schwerer,  zu  Gunsten  des  einen  Teiles 
einzugreifen. 

Ja,  der  Gesetzentwurf  selbst  erbringt  den  Beweis  dafür.  Der 
erste  und  wichtigste  Grundsatz ,  der  im  vorigen  Jahrhundert  zur 
Erhaltung  des  bäuerlichen  Besitzstandes  eingeführt  wurde ,  war 
das  Verbot  der  Legungen;  Rustikalgrund  durfte  nicht  zum  Herren- 
gut geschlagen  werden.  Eine  ähnliche  Bestimmung  würde  man 
in  dem  Rentengutsgesetze  vergeblich  suchen.  Ist  keine  anspruchs- 
berechtigte Person  da,  oder  hegt  die  Landesgenossenschaft  gegen 
deren  Befähigung  oder  Vertrauenswürdigkeit  Bedenken,  so  kann 
sie  das  Rentengut   an   wen  sie  will    vergeben ;    auch  an    den  be- 

Zeitschrift  für  die  ges.  Staatswissensch.    1895.   III.  28 


432       Dr.    Walter  Schiff:  Landwirtschaftl.    Berufsgenossenschaften  etc. 

nachbarten  Grossgrundbesitzer.  Als  Genossen  sind  ja  alle  Grund- 
besitzer einander  gleich. 

So  würde  durch  den  Gesetzentwurf  das  Gegenteil  dessen  er- 
reicht werden,  was  angestrebt  wird. 

Denn  darüber  darf  man  sich  nicht  täuschen :  jede  Klasse  ist 
notwendig  egoistisch ,  sobald  sie  einer  anderen  gegenübertritt ; 
altruistisch  handeln  Einzelne,  niemals  eine  Klasse.  Wer  vor  dieser 
Thatsache  die  Augen  verschliesst,  benimmt  sich  die  Möglichkeit, 
in  den  sozialen  Kampf  zu  Gunsten  eines  bestimmten  Teiles  mit  Er- 
folg einzugreifen,  und  muss  sich  darauf  gefasst  machen,  dass  die 
bestgemeinten  Massregeln  in  der  Praxis  in  ihr  Gegenteil  verkehrt 
werden.  Tritt  dann  aber  dieser  Effekt  ein ,  so  geschieht  es  nur 
zu  häufig,  dass  dafür  nicht  die  Institutionen,  sondern  ungerechter 
Weise  die  Personen  verantwortlich  gemacht  werden,  welche,  indem 
sie  ihre  Zwecke  verfolgen,  doch  nur  so  handeln,  wie  sie  als  Klasse 
mit  Notwendigkeit  handeln  müssen.   — 

Man  will  den  Bauernstand  erhalten  —  und  giebt  seinem 
Konkurrenten  ein  Instrument  in  die  Hand,  völlig  geeignet,  ihn  zu 
vernichten ;  man  will  die  Idee  des  Privateigentums  gegenüber 
sozialistischen  Tendenzen  stützen  —  und  nimmt  ihr  den  wichtigsten 
ethischen  und  moralischen  Inhalt ;  man  hält  den  Bauernstand 
wegen  seiner  Liebe  zum  Boden,  seines  starken  Individualgefühles, 
seines  konservativen  Sinnes  für  die  unentbehrliche  Grundlage 
jedes  Staatswesens  —  und  man  versucht  an  Stelle  der  Bauern 
Pächter  zu  setzen,  denen  gerade  diese  gepriesenen  Eigenschaften 
vollkommen  abgehen  müssen  ;  Pächter,  welche  nach  allen  Rich- 
tungen vom  Grossgrundbesitz  abhängig,  von  ihm  jeder  Zeit  ver- 
treibbar sind ,  und  welche  die  geringe  Höhe  der  Pachtrente  mit 
einer  Beeinträchtigung   ihrer  Bewegungsfreiheit  erkaufen    müssen. 

Da  darf  man  wohl  sagen:  besser  gar  keine  Agrarreform,  als 
eine,  die  zu  solchen  Konsequenzen  führt. 


DIE  WIRTSCHAFTLICHE  ERSCHLIESSUNG 
SUMPFIGER  NIEDERUNGEN '). 

VON 

Dk.  AUGUST  PFLUG. 


In  der  Nationalökonomie  des  Landbaus  bildet  die  Lehre  von 
der  Regulierung  der  Bodenfeuchtigkeit,  die  gemeinhin  als  »Ent- 
und  Bewässerung«  behandelt  wird,  einen  der  wichtigsten  Ab- 
schnitte ;  denn  in  fast  allen  Kulturländern  finden  sich  weit  aus- 
gedehnte Strecken  des  fruchtbarsten  und  ertragreichsten  Kultur- 
bodens, welche  erst  dadurch  für  einen  regelmässigen  landwirt- 
schaftlichen Betrieb  erschlossen  werden  konnten,  dass  ihnen  auf 
künstlichem  Wege  entweder  überflüssige  Feuchtigkeit  im  Wege 
der  Entwässerung  entzogen,  oder  dass  ihnen  die  mangelnde  Boden- 
feuchtigkeit im  Wege  der  Bewässerung  zugeführt  worden  ist. 

In  Deutschland  namentlich  sind  vermöge  der  eigenartigen 
Bodengestaltungen,  vielleicht  mehr  als  in  irgend  einem  anderen 
Lande,  im  Wege  der  Entwässerung  grosse  zusammen- 
hängende Gebiete  wirtschaftlich  erschlossen  und  dadurch  auf 
einen  Stand  der  Ertragfähigkeit  gebracht  worden  ,  der  zu  einem 
erheblichen  Teile  die  Grundlage  unseres  nationalen  Wohlstandes 
und  unserer  Volkskraft  bildet. 

Als  die  bekanntesten ,  im  Wege  der  Entwässerung  für  die 
Bodenkultur  gewonnenen  Gebiete  im  Deutschen  Reiche  sind  zu 
nennen:  die  Marschen  im  nordwestlichen  Deutschland,  das  Weichsel- 
delta, das  Oderbruch,  Warthebruch,  Obrabruch ,  das  Rhin-  und 
Havelländische  Luch,  das  Fienerbruch,  der  Drömling,  die  Wisch, 
der  Spreewald  und  viele  andere. 


i)  Der  Nachweis  über  die  benutzten  litterarischen  Werke  befindet  sich  am  Schhiss 
dieser  Abhandlung. 
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Bei  den  ebengenannten  Gebieten  hat  es  meist  grosser,  kost- 
spieliger Kulturanlagen :  Aufiführung  von  Verwallungen ,  Anlage 
von  Abzugsgräben,  Schafifung  guter  Verflutverhältnisse  etc.  be- 
durft, um  das  Gelände  zu  entsumpfen,  trocken  zu  legen  und  das- 
selbe vor  unzeitigen  Ueberschwemmungen  durch  die  Fluten  des 
angrenzenden  Meeres    oder  der  Ströme    und  Flüsse  zu    schützen. 

Die  hier  fraglichen  Gebiete  und  Entwässerungsarbeiten  sind 
es  nun  vornehmlich,  welche  das  öfifentliche  Interesse  in  Anspruch 
nehmen,  weil  sie  fast  durchweg  nicht  ohne  erhebliche  öffentliche 
Beihilfen  haben  zur  Ausführung  gebracht  werden  können  ;  während 
diejenigen  Entwässerungsarbeiten,  welche  durch  Legung  einfacher 
Flutgräben  und  Röhren  (Drainage)  ausgeführt  sind  und  werden^ 
ein  minderes  Interesse  beanspruchen.  Denn  obgleich  durch  diese 
letztere  Art  der  Entwässerung  der  Ertrag  des  betreffenden  Ge- 
ländes ebenfalls  bedeutend  gesteigert  und  gesichert  werden  konnte, 
so  sind  derartige  Anlagen  doch  nicht  Vorbedingung  zu  einer  Er- 
schliessung für  einen  regelrechten  landwirtschaftlichen  Betrieb 
überhaupt;  vielmehr  dienen  sie  wesentlich  nur  dazu,  den  schon 
vorhandenen  und  in  Benutzung  genommenen  Boden  zu  verbessern 
oder  zu  meliorieren ;  und  daher  werden  solche  Anlagen  auch  in 
der  Regel  nur  von  Privaten  und  mit  Privatmitteln  ausgeführt. 

Während  sich  unsere  früheren  Landeskultur-Studien  ^)  mit 
solchen  Fragen  der  deutschen  Landeskultur  befassten,  die  erst 
zu  einem  geringeren  Teile  ausgeführt  worden  sind,  haben  wir  es 
hier  mit  einer  Landeskulturfrage  zu  thun,  welche  in  ihrem  wesent- 
lichsten Teile  bereits  als  abgeschlossen  betrachtet  werden  kann, 
die  aber  gleichwohl  das  öffentliche  Interesse  neuerdings  wieder 
lebhaft  in  Anspruch  genommen  hat. 

Die  zum  Zweck  der  wirtschaftlichen  Erschliessung  und  Siche- 
rung der  im  Eingang  besonders  bezeichneten  Gebiete  ausgeführten 
Landeskulturarbeiten  haben  nämlich  fast  durchweg  das  Eigen- 
tümliche, dass  man  in  ihnen,  wie  sich  im  Laufe  der  Zeit  heraus- 
gestellt hat,  eine  für  alle  Zeit  geschaffene,  zweckmässige  und  ge-. 
sicherte  Kulturanlage  nicht  zu  erblicken  hat.  Infolge  der  Eigen- 
art der  Anlagen  haben  sich  in  den  erschlossenen  Gebieten  Uebel- 
stände  herausgestellt ,    die  sich  als  eine  dauernde  Gefahr  für  die 


l)  Nämlich :  Die  wirtschaftliche  Erschliessung  a.  der  Liineburger  Heide  —  vgl. 
Jahrgang  1890  dieser  Zeitschrift ,  S.  288  ff. ;  b.  der  im  deutschen  Reiche  belegenen 
Moorflächen.  Ebenda  1891 ;  c.  öder  und  geringwertiger  Liegenschaften  durch  künst- 
liche Aufforstungen.     Ebenda  1892. 
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Ertragfähigkeit  und  Ertragssicherheit  des  erschlossenen  Bodens 
erweisen.  Um  d  i  e  s  e  Gefahren  abzuwenden  und  diebetreffenden 
Gebiete  vor  Verwahrlosung  zu  schützen,  sind  neue  Kulturanlagen 
erforderlich  geworden.  Und  insofern  haben  wir  es  auch  bezüg- 
lich dieser  Entwässerungsfrage  noch  mit  neuen  Landeskulturfragen 
zu  thun,  die  in  ihrer  Ausführung  ebenso  schwierig  wie  kostspielig 
sind,  und  die  erst  in  sehr  geringem  Masse  in  Angriff  genommen 
worden  sind.  Seit  Jahren  nämlich  vernehmen  wir  aus  den  für 
einen  geordneten  ,  regelmässigen  landwirtschaftlichen  Betrieb  be- 
reits längst  als  erschlossen  geltenden  Niederungsgebieten  des 
deutschen  Strom-  und  Flusssystems  regelmässig  und  in  steigen- 
dem Masse  Klagen  über  stattgehabte  oder  drohende  Deichbrüche, 
über  die  infolge  der  entfesselten  Fluten  verursachten  Verheerungen 
des  Kulturgeländes,  sowie  über  anhaltende  allzugrosse  Nässe  und 
ungenügende  Ernten. 

Alle  derartigen  Klagen  haben  es  zur  Gewissheit  werden  lassen, 
dass  das  für  die  betroffenen  Niederungsböden  bisher  leitend  ge- 
wesene System  des  Schutzes  derselben  durch  hohe  Verwallungen 
(Winterdeiche)  sich,  je  länger  je  mehr,  als  unzureichend,  Gefahr 
bringend  und  überaus  kostspielig  für  die  Besitzer  des  auf  solche 
Weise  wirtschaftlich  nutzbar  gemachten  Niederungsbodens  erweist. 

Um  die  drohenden  Gefahren  abzuwenden  und  die  sich  bei 
dem  bezeichneten  System  allmählich  herausgestellten  Uebelstände 
zu  beseitigen  ,  haben  sich  die  Niederungsbewohner ,  dem  bishe- 
rigen System  folgend ,  vielfach  gezwungen  gesehen ,  die  Deiche 
unter  Aufwendung  grosser  Kosten  fortgesetzt  zu  erhöhen  und  zu 
verstärken  ,  andererseits  aber  zur  Entfernung  der  innerhalb  der 
eingedeichten  Flächen  sich  anstauenden  Niederschlags-  und  Qualm- 
wasser kostspielige  Schöpfwerke  anzulegen,  ohne  indes  den  Erfolg 
aufweisen  zu  können  ,  dass  der  beabsichtigte  Zweck  in  befriedi- 
gender Weise  und  für  die  Dauer  erreicht  worden  wäre. 

Ueber  die  Ausführbarkeit  und  Zweckmässigkeit  der  durch 
diese  Verhältnisse  in  Fluss  gebrachten  Landeskulturfrage  gehen 
die  Meinungen  in  den  massgebenden  Kreisen  noch  sehr  weit  aus- 
einander. Es  handelt  sich  bei  dieser  ganz  eigenartig  sich  gestal- 
tenden Frage  eigentlich  nicht  um  die  Neugewinnung  von  Kultur- 
land aus  bisher  unkultiviertem  Gelände,  sondern  um  die  Erhaltung 
des  bereits  früher  und  zum  Teil  schon  seit  Jahrhunderten  gewon- 
nenen, sowie  um  die  Steigerung  der  verminderten  Ertragfähigkeit 
der  fraglichen  Gebiete. 
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Die  in  den  letzten  Jahren  stattgehabten  zahlreichen  Deich- 
brüche und  die  zur  Behebung  der  verheerenden  Folgen  derselben 
in  Anspruch  genommenen  sehr  erheblichen  öffenthchen  und  pri- 
vaten Mittel  haben  die  allgemeine  Aufmerksamkeit  auf  den  der- 
zeitigen Zustand  der  Niederungsgebiete  überhaupt  und  die  wirt- 
schaftlichen Verhältnisse  der  dort  ansässigen  Bewohner  insbesondere 
gelenkt  und  den  öffentlichen  Organen  die  Frage  nahe  gelegt,  wie 
den  geschilderten  Gefahren  und  den  bestehenden  Uebelständen 
dauernd  zu  begegnen  sein  möchte. 

Männer  der  Praxis  und  Wissenschaft :  praktische  Landwirte, 
Landeskulturtechniker  ,  Nationalökonomen  ,  Staatsmänner ,  sowie 
auch  unsere  Parlamente,  Vereine  etc.  haben  sich  mit  diesem  Problem 
bereits  befasst,  haben  unsere  Niederungsgebiete  eingehend  unter- 
sucht und  sind  zum  Teil  auch  zu  Vorschlägen  über  die  zu  er- 
greifenden Massregeln  gelangt.  Die  Meinungen  über  das ,  was 
zu  thun,  sind  aber,   wie  gesagt,  noch  sehr  geteilt. 

Auf  der  einen  Seite  stehen  die,  welche  bei  dem  alten  System 
stehen  bleiben  zu  müssen  glauben  und  denen  zufolge  noch  immer 
das  alte  System  der  vollständigen  Abschliessung  durch  Deiche 
beibehalten  und  weiter  ausgebaut  werden  soll;  auf  der  anderen 
Seite  diejenigen ,  welche  zu  ganz  anderer  Ansicht  kommen :  das 
bisherige  Deichsystem,  als  der  Natur  vollständig  widersprechend, 
verwerfen  und  sich  für  eine  Ueberflutung  der  Niederungen  durch 
das  Frühjahrshochwasser  aussprechen.  Hauptvertreter  dieser  letz- 
teren Richtung  sind  der  frühere  Ober-Deich-Hauptmann,  jetzt 
verstorbene  Professor  an  der  technischen  Hochschule  in  Berlin, 
Schlichting,  sowie  der  Landwirt  Gerson. 

Die  in  der  bezeichneten  Richtung  durch  die  neubildende 
Macht  der  Naturkräfte  entstandene  Landeskulturfrage  hat  im  we- 
sentlichen zum  Gegenstand  die  Lösung  eines  Problems ,  welches 
sich  in  die  Frage  zusammenfassen  lässt :  Welche  Massregeln  sind 
zu  ergreifen ,  um  die  Niederungen  vor  den  Verheerungen  der 
Hochwasserfluten  dauernd  zu  sichern  und  das  mit  wertvollen 
Dungstoffen  gesättigte  Hochwasser  für  die  Niederungsböden  nutz- 
bar zu  machen?  Diese  Frage  ist  von  hervorragender  national- 
ökonomischer Bedeutung. 

Durch  das  bisherige  System  mit  seinen  unvermeidlichen  Durch- 
brüchen sind  dem  Nationalvermögen  durch  die  kostspielige  Wieder- 
herstellung der  gebrochenen  Deiche  und  die  Zerstörungen,  welche 
die  hereinstürzenden  Fluten  an  den  Aeckern,  Ernten  und  Wohn- 
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Stätten  angerichtet,  nicht  nur  bedeutende  Werte  entzogen,  sondern 
das  herrschende  System ,  durch  welches  die  Niederungen  vor 
dem  Hochwasser  vollständig  abgeschlossen  werden ,  verhinderte 
auch,  dass  die  wertvollen  Dungstoffe,  welche  die  Hochflutwellen 
mit  sich  führen,  für  die  Landeskultur  nutzbar  gemacht  wurden. 

Da  diese  hochwichtige  Landeskulturfrage  eine  streitige,  aber 
doch  sehr  dringende  und  kritische  ist ,  so  bedarf  dieselbe  einer 
eingehenden  Erörterung ,  um  das  Wesen  derselben  dem  Ver- 
ständnis weiterer  Kreise  näher  zu  bringen.  Zur  Gewinnung  eines 
sachlichen  Urteils  erscheint  es  erforderlich,  sich  gegenwärtig  zu 
halten ,  in  welchem  Umfange  der  Niederungsboden  in  Deutsch- 
land vorkommt  und  in  welchem  Umfange  und  welcher  Weise 
derselbe  für  den  geregelten  Landwirtschaftsbetrieb  bereits  ge- 
wonnen ist  oder  sich  noch  gewinnen  lässt ;  welche  Wirtschafts- 
systeme in  den  Niederungen  Ausbreitung  gewonnen  haben;  welche 
Uebelstände  sich  unter  den  jetzt  bestehenden  Verhältnissen  ge- 
zeigt haben;  welche  Versuche  gemacht  sind,  um  den  sich  ein- 
gestellten Uebelständen  abzuhelfen  und  mit  welchen  Erfolgen 
dieses  geschehen  ist. 

Eine  Erörterung  dieser  Gesichtspunkte  möchte  umsomehr 
dem  allgemeinen  Interesse  begegnen ,  als  fast  kein  Jahr  vergeht, 
wo  nicht  die  gesamte  Bevölkerung  aufgerufen  wird  zur  Leistung 
freiwilliger  Beiträge  zum  Zweck  der  Linderung  von  Notständen, 
welche  sich  unter  den  Bewohnern  dieser  oder  jener,  von  Ueber- 
schwemmungen  heimgesuchten  Niederungsdistrikte  eingestellt  ha- 
ben. Schon  ist  hier  und  da  mehrfach  die  Frage  angeregt  worden, 
ob  die  Niederungsbewohner,  welche  gleiche  Interessen  verbinden, 
sich  nicht  selbst  vor  den  Folgen  drohender  Ueberschwemmungen 
durch  eine  besondere  Versicherung  auf  Gegenseitigkeit  schützen 
könnten,  anstatt  fortgesetzt  die  Hilfe  und  die  Unterstützung  des 
gesamten  Volkes  in  Anspruch  zu  nehmen,  welches  an  der  Erhal- 
tung fortwährend  gefährdeter  und  durch  immer  weitere  kostspie- 
lige Unternehmungen  in  ihrem  Bestände  zu  erhaltenden  W^irt- 
schaften,  je  länger  je  mehr,  ein  vermindertes  nationalökonomisches 
Interesse  hat. 

Es  entsteht  hier  eine  ähnliche  Frage  wie  bezüglich  der  in 
einen  fortdauernden  Notstand  geratenen  Handweber.  Wenn  diese 
in  ihrer  wirtschaftlichen  Existenz  nicht  anders  zu  erhalten  sind, 
als  durch  fortdauernde  Unterstützung,  so  bedeutet  ihr  Weiterbe- 
stand ein  fortdauerndes  Zehren  am  allgemeinen  Nationalvermögen. 
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Entweder  heisst  es  hier :  die  nicht  mehr  lohnende  Arbeit  ver- 
lassen oder  aber  dieses  Arbeitsgebiet  durch  eine  gründliche  Um- 
gestaltung seiner  Grundlagen  für  die  Beteiligten  wieder  sicherer 
und  auskömmlicher  zu  machen,  d.  h.  den  Notstand  vollkommen 
zu  beheben.  Ganz  ähnlich  liegt  die  Sache  bezüglich  der  Wirt- 
schaft in  den  bedrohten  Niederungen. 

I.    Rückblick  auf   die    bisher  erfolgte  wirtschaft- 
liche Erschliessung  sumpfiger  Niederungen. 

Als  die  Römer  von  Westen  her  in  das  deutsche  Gebiet  ein- 
drangen ,  wurde  der  damalige  Zustand  unseres  Vaterlandes  von 
einem  römischen  Schriftsteller  im  allgemeinen  mit  den  wenigen 
Worten  geschildert:  »Das  Land  der  Germanen  starrt  von  Wäl- 
dern und  Sümpfen«.  Dieser  Zustand  muss,  was  die  Sümpfe  an- 
langt, noch  sehr  lange  der  herrschende  gewesen  sein,  denn  noch 
zu  Beginn  des  vorigen  Jahrhunderts  würde  jene  allgemeine  Cha- 
rakteristik für  weite  Gebiete  unseres  deutschen  Vaterlandes  zu- 
treffend gewesen  sein.  Heute  sind  die  sumpfigen  Distrikte  im 
wesentlichen  verschwunden  und  an  ihre  Stelle  sind  fruchtbare 
Gefilde  getreten,  welche  im  Laufe  der  Zeit  durch  zahlreiche  Landes- 
kulturarbeiten erschlossen  worden  sind.  Die  so  entsumpften,  für 
den  regelmässigen  landwirtschaftlichen  Betrieb  gewonnenen  Ge- 
biete gehören  mit  wenigen  Ausnahmen  den  Niederungsböden  an 
und  finden  sich  daher  namentlich  an  der  Meeresküste ,  in  den 
Mündungsgebieten  unserer  Ströme ,  sowie  zu  beiden  Seiten  des 
mittleren  Laufs  derselben.  Das  Hauptgebiet  für  die  ehemals 
gänzlich  versumpften  Niederungen  aber  findet  sich  zwischen  den 
beiden ,  die  norddeutsche  Tiefebene  durchstreichenden  Höhen- 
zügen im  Gebiete  der  Warthe,  der  Netze,  Obra,  Bartsch,  des 
schlesisch-polnischen  Landgrabens,  der  Havel,  Spree,  des  Rhins, 
der  Dosse  etc. ,  dann  weiter  in  der  Provinz  Hannover  und  dem 
nördlichen  Teile  Westfalens  und  am  Niederrhein.  Die  Art  und 
Weise ,  wie  diese  Gebiete  erschlossen  worden  sind  ,  erwecken 
unser  höchstes  Interesse;  denn  die  Geschichte  dieses  Zweiges 
der  Landeskultur  zeigt  uns  namentlich,  mit  welchen  Mühen,  Kosten, 
Kämpfen,  Fehlern,  Vorurteilen  der  hier  in  Frage  stehende  Kultur- 
boden dem  Wasser  und  dem  verwilderten  Zustande  hat  abge- 
rungen werden  müssen.  Sie  zeigt  uns  aber  auch  weiter,  wie  selbst 
die  grössten  Schwierigkeiten  mit  zäher  Ausdauer  haben  über- 
wunden werden  können,  und  welch  herrlicher  Preis  zuweilen  die 
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aufgewendeten  Mühen  und  Kosten  gelohnt  hat.  Zugleich  lernen 
wir  an  einzelnen  dieser  Kulturarbeiten  die  grosse  Bedeutung  der 
genossenschaftlichen  Wirksamkeit  erkennen  wie  nicht  minder  den 
dabei  zur  Geltung  gelangten  Einfluss  einzelner,  mit  heroischer 
Energie  ausgestatteter  Persönlichkeiten ,  welche  ihre  Person  für 
das  Gelingen  solcher  Schöpfungen  einsetzten.  Denn  es  handelt 
sich  hierbei  meist  um  grosse  Anlagen  und  Unternehmungen,  wo 
die  Kräfte  des  gewöhnlichen  Mannes  nicht  ausreichten,  welche 
vielmehr  nur  durch  Vereinigung  einer  grösseren  Anzahl  von 
Mitinteressenten  und  mit  Beihilfe  des  Staates  ausgeführt  werden 
konnten. 

Für  den  brandenburg-preussischen  Staat  haben  diese  Kultur- 
anlagen eine  besondere  Bedeutung,  denn  durch  eine  grosse  Reihe 
derartiger  Entwässerungen,  Deichschutzanlagen,  Flussregulierungen 
sind  dem  preussischen  Staatsgebiete  nicht  nur  umfänglich  ganz 
bedeutende  Gebiete  von  Kulturland  hinzugetreten ,  sondern  es 
haben  die  auf  solche  Weise  gewonnenen  Distrikte  auch  zum 
grossen  Teil  bis  auf  die  Gegenwart  zu  den  fruchtbarsten  und  be- 
völkertsten  des  Staatsgebiets  gezählt.  Ein  Teil  dieser  Schöpfungen 
verdankt  ihre  Entstehung  und  Ausführung  lediglich  der  per- 
sönlichen Initiative  der  Hohenzollernfürsten. 

Nach  den  Forschungen  von  A.  Meitzen  reichen  die  Nach- 
richten grösserer  zusammenhängender  Eindeichungen  und  Ent- 
wässerungen im  nördlichen  Deutschland  im  wesentlichen  nicht 
weiter  als  zu  dem  Auftreten  der  flämischen  Kolonisten  zurück, 
und  es  ist  nach  ihm  sicher^  dass  mit  der  Kolonisation  dieses 
Volksstammes  in  Deutschland  eine  Periode  höchst  bedeutender 
und  für  die  damaligen  Mittel  überaus  kühner  Wasserbauten  be- 
gann. In  den  nachfolgenden  Einzeldarstellungen  (i — 8)  haben 
wir  das  allgemein  Wissenswerte  über  die  Erschliessung  einiger 
der  wichtigsten  und  für  die  Entwässerungsfrage  besonders  charak- 
teristischen Gebiete,  welche  Verfasser  zum  grössten  Teil  selbst 
bereist  hat,  zur  Darstellung  zu  bringen  gesucht. 

I.   Die   Erschliessung    der   Marschen. 

Als  die  ältesten  Kulturarbeiten  zum  Zweck  der  Erschliessung 
sumpfiger  Niederungen  haben  wir  die  langgestreckten  Deiche  an- 
zusehen, welche  im  Norden  der  Provinz  Hannover,  im  Gross- 
herzogtum Oldenburg  und  im  Westen  der  Provinz  Schleswig- 
Holstein    die  Fluten    der  Nordsee  von    den    mehr    oder    weniger 
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breiten,  zuweilen  unter  dem  Spiegel  der  Nordsee  liegenden  Streifen 
Landes,  die  sogen.  »Marschen«  abzuwehren  bestimmt  sind.  Die 
dort  eingedeichten  und  durch  ein  grosses  System  von  Kanälen, 
Schleusen,  Abzugsgräben  und  Schöpfwerken  entwässerten  Gebiete 
wurden  ehemals  überflutet.  Wie  dieses  Land  damals  vor  der 
Eindeichung  aussah ,  kann  heute  noch  erkannt  werden  an  dem 
ausserhalb  der  Deiche  sich  fortwährend  noch  bildenden  Anlande. 
Danach  hat  man  sich  das  Gebiet ,  welches  die  Marschen  heute 
einnehmen,  vorzustellen  als  weite,  seichte,  schlammgefüllte  Busen, 
von  kahlen  Sanddünen  begrenzt  und  nach  dem  Meere  offen. 
Der  träge  Fluss  rieselte  in  hundert  Armen  hindurch,  eine  Menge 
grösserer  und  kleinerer  Inseln  und  Sandbänke  bildend.  Das  einzige 
Grün,  welches  das  Auge  erblickte,  waren  die  weiten  Binsen-  und 
Rohrfelder.  In  der  einen  Stunde  sah  man  nichts  als  Schlamm,  in 
der  andern  nichts  als  grautrübes  Wellengerinsel.  In  dieser  trau- 
rigen Einöde  hatten  sich  die  Menschen  niedergelassen,  zunächst 
vereinzelt  auf  den  grösseren  Inseln,  wo  sie,  um  sich  gegen  die 
Fluten  zu  schützen,  einen  Erdhügel  oder  eine  »Wurth«  aufwarfen. 
In  einsamen  Rohrhütten  verbrachten  sie ,  umgeben  von  Schilf- 
geflüster, ihr  armseliges  Leben.  Ihre  kärgliche  Nahrung  bestand 
in  Fischen  und  Sumpfvögeln.  In  diesem  Zustande  sahen  die 
Römer  das  heutige  Gebiet  der  Marschen ,  und  sie  konnten  mit 
Recht  diese  Gegenden  trostlos,  ihre  Bewohner  elend  und  bedauerns- 
wert nennen,  und  es  ist  erklärlich,  dass  sie,  die  aus  dem  sonnigen 
Italien  kamen ,  vor  solcher  unwirtbaren  Natur  zurückschreckten. 
Ein  ähnliches  Bild  bieten  noch  heute  die  Watten  Nordfrieslands 
mit  ihren  Halligen. 

Nach  und  nach  nahm  die  Bevölkerung  zu ,  die  Wurthen 
mehrten  sich,  man  vereinigte  mehrere  zu  einer  grossen,  gemein- 
samen, auf  der  die  ersten  Dörfer  entstanden.  Es  zeigten  sich  die 
ersten  Spuren  der  Viehzucht,  welche  später  diese  Marschen  so 
reich  gemacht  hat,  man  schritt  zur  Abdämmung  einzelner  Fluss- 
arme; endlich  erwachte  der  Gemeinsinn,  der  bald  alle,  bisher  in 
völliger  Zersplitterung  von  einander  lebende  Wurthbewohner  durch- 
dringt ;  man  verbindet  und  rüstet  sich  zum  ersten  Kampf  mit  den 
Fluten  und  mit  vereinter  Macht  beginnt  man  mit  dem  Aufwerfen 
von  Deichen,  dem  Meere  ein  »Bis  hieher  und  nicht  weiter!« 
zurufend. 

Eine  solche  Vereinigung  Vieler  zu  einem  so  grossen  Zwecke 
musste  ein  neues  reges  Gemeinleben  erwecken.    Und  dieses  erste 
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aufkeimende  Gemeinleben  fand  seine  erste  Regelung  in  den  als- 
bald geschafifenen  Deichordnungen,  deren  strenge  Bestimmungen 
dahin  geführt  haben ,  dass  diese  weiten  Gefilde  dem  Meere  bis 
auf  diesen  Tag  als  abgerungen  gelten  können. 

Wann  mit  der  Eindeichung  der  Anfang  gemacht  ist,  dieses 
zu  erforschen,  dürfte  schwerlich  gelingen,  da  anzunehmen,  dass 
die  ersten  Anfänge  derselben  nur  sehr  geringfügig  gewesen  sein 
werden,  und  dass  erst  viele  Jahrhunderte  verfliessen  mussten,  um 
die  jetzigen  mächtigen  Schirmdeiche  zu  schafifen.  Man  wird  aber 
nicht  ganz  fehlgreifen,  wenn  man  das  zehnte  und  elfte  Jahrhundert 
als  die  Zeiten  der  wichtigen  Veränderung  ansieht.  Aus  dem 
zwölften  Jahrhundert  werden  schon  eine  ganze  Anzahl  von  den 
jetzigen  Ortsnamen  in  Urkunden  genannt.  Sicher  ist ,  dass  die 
einzelnen  Teile  des  Marschgebiets  zu  sehr  verschiedenen  Zeiten 
eingedeicht  worden  sind.  Im  Regierungsbezirk  Stade  allein  ist 
das  Marschland  eingeteilt  in:  das  Alte  Land,  Land  Kehdingen, 
Land  Hadeln,  Land  Wursten,  Land  Wührden,  Osterstade.  Aus 
den  Schlickablagerungen  bezw.  der  relativ  höheren  Lage ,  sowie 
nicht  minder  aus  dem  verschiedenen  Charakter  der  dort  ansässig 
gewordenen  Bewohner  ist  zu  schliessen,  dass  die  Eindeichung  der 
einzelnen  Teile  ganz  unabhängig  von  den  anderen  vor  sich  ge- 
gangen, und  dass  damit  zugleich  eine  Kolonisation  von  Einwan- 
derern verbunden  war. 

Aus  der  Geschichte  der  Sturmfluten  lässt  sich  nachweisen, 
dass  die  jetzigen  starken  Winterdeiche  erst  allmählich  entstanden 
sind.  Nach  jedesmaligen  Sturmfluten  und  eingetretenen  Deich- 
brüchen suchte  man  sich  durch  Verstärkung  der  Deiche  mehr  zu 
schützen.  Einzelnen  Sturmfluten  vermochten  die  schwachen  Deiche 
an  manchen  Stellen  so  wenig  Stand  zu  halten,  dass  sie  ganz  weg- 
rasiert wurden ,  und  beispielsweise  die  Sturmflut  von  1218  den 
ganzen  Jadebusen ,  und  diejenige  von  1277  den  Dollart,  bildeten. 

Im  Laufe  der  Jahrhunderte  haben  die  Marschen,  welche  heute 
noch  bestehen  und  wo  Viehzucht  und  Ackerbau  in  höchster  Blüte 
stehen ,  furchtbar  durch  die  Verheerungen  der  Deichbrüche  zu 
leiden  gehabt.  Im  Lande  Kehdingen  richtete  noch  die  Sturmflut 
von  1825  vielen  Schaden  an.  Seitdem  sind  aber  die  Deiche  zu 
einer  solchen  Vollendung  gelangt,  dass  sie  den  Sturmfluten  im 
Jahre  1845  und  am  i.  Januar  1855  überall  Stand  gehalten  haben. 

Da  der  Deich  die  Hauptwehr  und  Existenzbedingung  ist,  so 
haben  die  Marschbewohner  ihre  Wohnstätten  dicht  an   den  Deich 
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angebaut ,  denn  so  gross  auch  die  Gefahr  bei  vorkommenden 
Deichbrüchen  ist,  so  weiss  man  doch  andererseits  auch,  dass 
eine  schnelle  Hilfe  bei  sich  zeigenden  Deichbeschädigungen  nur 
dann  möglich,  wenn  die  menschliche  Hilfe    gleich    zur  Stelle  ist. 

Die  Schuldenlasten ,  welche  den  einzelnen  Grundbesitzern 
durch  die  Deichbauten  und  deren  notwendige  fortgesetzte  Un- 
terhaltung mit  der  Zeit  erwachsen,  sind  oft  sehr  beträglich, 
dazu  kommen  die  Lasten ,  welche  durch  den  Bau  höchst  kost- 
spieliger Chausseen  entstanden  sind  und  weiter  die  für  die  Unter- 
haltung und  Aufräumung  der  Gräben  aufzuwendenden  Kosten. 

In  neuester  Zeit  hat  sich  nun  auch  in  den  Marschen  der 
grosse  Uebelstand  des  Dränge-  oder  Qualmwassers  eingestellt, 
welches  lange  Frühjahrsnässe  bedingt.  Hierdurch  werden  die 
Ernten  gefährdet,  und  das  eindringende  Wasser  erheischt  die  Be- 
seitigung durch  kostspielige  Schöpfwerke,  wie  man  solche  nament- 
lich in  den  schleswig-holstein'schen  Marschen  mehr  und  mehr 
eingeführt  hat. 

Demnach  erscheint  die  wirtschaftliche  Lage  der  Bewohner 
der  Marschen  keine  zukunftreiche  zu  werden.  Die  schönsten 
Zeiten  sind  vielleicht  dahin. 

Ausserhalb  der  hohen  Winterdeiche  haben  sich  hier  und  da 
neue,  mehr  oder  weniger  breite  Ablagerungen  gebildet,  von  wel- 
chen die  bedeutendsten  die  Elbinseln  Krautsand  und  Wisch- 
hafener  Sand  sind.  Diese  ausserordentlich  fruchtbaren  Inseln 
sind  für  die  Entwässerungsfrage  insofern  von  grosser  Bedeutung, 
weil  hier  nicht  das  System  der  vollständigen  Abschliessung 
vor  jeder  auch  noch  so  hohen  Flut  Anwendung  gefunden  hat, 
sondern  das  Bestreben  ist  darauf  hingegangen,  nur  die  Sommer- 
hochfluten von  dem  Kulturlande  abzuhalten ,  die  meist  höheren 
Winterfluten  dagegen  eindringen  zu  lassen.  Dadurch  hat  man 
die  kostspieligen  Deichbauten  vermieden ,  die  Aecker  sind  we- 
niger belastet,  und  das  in  Benutzung  genommene  Land  wird  all- 
jährhch  in  natürlicher  Weise  bedüngt  und  allmähHch  erhöht.  Hätte 
man  in  den  übrigen  Marschgebieten  dieses  System  ebenfalls  ein- 
gehalten, so  wäre  das  vielleicht  vorteilhafter  gewesen. 

Welche  grossen  Gebiete  bei  diesen  Marschen  in  Frage  stehen, 
lässt  sich  daraus  ermessen,  dass  die  Provinz  Hannover  allein  etwa 
280  000  ha  Marschländereien  besitzt ,  wovon  90  000  ha  auf  die 
Elbe,  70  000  ha  auf  die  Weser,  120  000  ha  auf  Ostfriesland  entfallen. 

Die  Winterdeiche ,  von  welchen  diese  ausgedehnten  Gebiete 
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geschützt  werden  ,  haben  eine  Gesamtlänge  von  rund  lOJO  km, 
die  Länge  der  Abzugskanäle  und  Gräben  aber ,  welche  gleich 
den  Deichen  in  gutem  Stande  zu  erhalten  sind ,  zählt  nach 
100  000  km.    Welch'   ein  Riesenwerk  der  deutschen  Landeskultur! 

Auch  die  ganze  etwa  3 1 5  km  betragende  schleswig-holstein'sche 
Westküste  ist  gegen  die  Finten  des  Meeres  durch  mächtige  Deiche 
geschützt,  d.  h.  die  dahinter  liegenden  Marschen  sind  durch  diese 
Kulturanlage  vor  Ueberflutungen  geschützt  und  dadurch  für  die 
Landwirtschaft  gewonnen.  Die  höchsten  dieser  Deiche  erreichen 
eine  Höhe  von  6  Meter  über  die  gewöhnliche  Fluthöhe.  Üben 
sind  sie  4  bis  7  Meter  breit  und  laufen  nach  aussen  sehr  schräg  zu. 

Ein  ähnliches  Gebiet  wie  die  Marschen  im  nordwestlichen 
Deutschland  erblicken  wir  im  Osten  am  Ausfluss  der  Weichsel 
in  die  Ostsee.  Es  ist  das  weithin  bekannte  We  i  c  h  s  e  1  d  e  1 1  a, 
welches  in  neuerer  Zeit  durch  einen  im  Frühjahr  1888  infolge 
einer  Eisstopfung  in  der  Nogat  entstandenen  Deichbruch  und 
die  dadurch  verursachten  Verheerungen  viel  von  sich  reden  ge- 
macht hat. 

Die  Eindeichung  der  Weichsel  und  ihres  rechten  Armes,  der 
Nogat,  sowie  die  dadurch  bewirkte  Erschliessung  eines  der  frucht- 
barsten Gebiete  wurde  von  dem  Landmeister  Meinhard  von  Quer- 
furt im  Jahre  1288  begonnen  und  im  Laufe  von  etwa  nur  6  Jahren 
durchgeführt.  Vor  der  Eindeichung  war  der  Weichselwerder  eine 
wilde  Sumpfgegend,  in  welcher  nur  5  ärmliche  Dörfer  auf  einigen 
Anhöhen  standen.  Eine  Vorstellung  von  der  ungeheueren  Grösse 
dieser  Landeskulturarbeit  gewannen  wir,  als  wir  1888  an  Ort  und 
Stelle  die  Durchbruchsstelle  unweit  Jonasdorf  ansahen  und  uns 
überzeugten,  welch'  grosse  Veranstaltungen  allein  getroffen  waren, 
um  ein  verhältnismässig  nur  recht  kleines  Stück  jener  zu  beiden 
Seiten  der  Nogat  aufgeführten  Riesendeiche  wieder  herzustellen. 
Das  erforderliche  bindefähige  Erdreich  musste  mittelst  einer  Feld- 
bahn etwa  3  Stunden  weit  von  einem  Hügel  bei  Marienburg 
herangeschafft  werden.  Und  welche  grossen  Mengen  Reisig  mögen 
diese  Umwallungen  zu  ihrer  Herstellung  erfordert  haben  ! 

Die  Verhältnisse  im  Weichseldelta  sind  in  den  beiden  letzten 
Jahrzehnten  Gegenstand  eingehender  Beobachtungen  gewesen, 
weil  es  ganz  ausser  Zweifel  steht,  dass  das  System  der  hohen 
Winterdeiche  für  die  Niederungsbewohner  zu  einer  dauernden 
Gefahr  geworden  ist,  und  zu  befürchten  steht,  dass  bei  dem  An- 
dauern der  bisherigen  Verhältnisse  diese  Niederungen   noch  end- 
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lose  Opfer  verschlingen  werden,  so  dass  der  nationalökonomische 
Wert  des  erschlossenen  Gebiets  vollständig  in  Frage  gestellt  wird. 

Nach  Alsen  und  Fahl  ist  der  heutige  Wert  des  156  lOO  ha 
grossen  Weichseldeltas  auf  224,5  Millionen  Mark,  d.  h.  auf 
1436  M.  pro  ha  berechnet.  Die  im  Jahre  1888  vom  Landtage  für 
die  Weichselregulierung  erneut  bewilligten  28  Millionen  betragen 
sonach  etwa  ein  Achtel  des  Bodenwerts  des  ganzen  Delta.  Die 
Kosten  lediglich  der  Schliessung  der  seit  1376  stattgehabten  102 
Deichbrüche  sind  vom  Oberdeich-Inspektor  Prof.  Schlichting  auf 
83,5  Mill.  angegeben.  Weiter  treten  hinzu  die  Kosten  der  Deich- 
bauten selbst,  der  steten  Verstärkung  und  Erhöhung  der  Deiche 
und  der  notwendig  gewordenen  Wasserhebewerke,  endlich  die 
Entschädigungen  für  Verwüstungen  durch  102  Deichbrüche.  Die 
bezeichneten  Kosten  nimmt  Schlichting  insgesamt  auf  167  Mill. 
an.  Addiert  man  alle  diese  Summen,  so  ergiebt  das  einen  Kosten- 
aufwand von  278  Millionen  ohne  jede  Berechnung  der  Zinsen, 
die  doch  weit  mehr  als  den  gleichen  Wert  des  Kapitals  repräsen- 
tieren. Aus  der  Gegenüberstellung  dieses  Aufwandes  zum  Werte 
des  erschlossenen  Gebiets  möchte  erhellen,  dass  das  Deichsystem 
für  die  Landwirtschaft  im  Delta  irrationell  ist. 

Um  weiteren  Uebelständen  vorzubeugen,  liegt  ein  auf  grosse 
Lokal-  und  Sachkenntnis  gegründetes  Projekt  vor ,  wonach  die 
Nogat,  die  Danziger  und  Alte  Weichsel  koupiert  werden  sollen, 
und  ein  neues  einheitliches  Strombett  durch  Anlage  einer  neuen 
Weichselmündung  hergestellt  werden  soll.  Auch  dieses  Projekt 
wird  von  Sachkennern  als  irrationell  bezeichnet,  weil  es  ebenfalls 
nur  die  nächste  Zukunft  berücksichtige  und  eine  dauernde  Be- 
seitigung der  Gefahren  für  die  Niederungen  nicht  erwarten  lasse, 
abgesehen  von  den  grossen  Kosten,  die  von  neuem  aufgewendet 
werden  müssten  und  den  mancherlei  Nachteilen  für  die  bisher 
sich  herausgebildeten  Interessen  der  Schiffahrt  und  des  Handels 
an  den  alten  Stromarmen. 

2.  Die  Entwässerung  und  Urbarmachung  des 
Rh  in-   und   Havelländischen  Luchs. 

Eine  der  ältesten,  umfangreichsten,  für  späteres,  weiteres  Vor- 
gehen anregendsten  und  vorbildlichsten  Entwässerungsunterneh- 
mungen im  preussischen  Staatsgebiete  ist  die  im  Rhin-  und 
Havelländischen  Luch,  welche  von  König  Friedrich  Wilhelm  I. 
innerhalb  sieben  Jahren  (1718— 1725)  im  wesentlichen  zur  Ausfüh- 


Die  wirtschaftliche  Erschliessung  sumpfiger  Niederungen.  445 

rung  gebracht  wurde  und  sich  über  eine  bis  dahin  teilweise  voll- 
ständig versumpfte  Fläche  von  nahez-u  22  Q Meilen  erstreckte, 
an  deren  Nutzung  52  Ortschaften,  sowie  62  grössere  und  kleinere 
Besitzungen  interessiert  waren. 

Die  zum  Gehngen  des  Werkes  erforderlichen  Arbeiten  er- 
streckten sich  auf  die  Anlage  von  zwei  Hauptkanälen  zum  Zweck 
der  Abführung  des  sich  aufstauenden  Wassers  in  der  Havel  und 
dem  Rhin,  die  Ziehung  von  Nebengräben,  Anlage  von  Dämmen, 
Brücken ,  Stauschleusen  ,  Rodungen  von  Holz  und  Strauchwerk 
auf  den  trocken  gelegten  Flächen.  Die  Gesamtlänge  aller  in  dem 
damals  entwässerten  Teile  des  Luchs  gezogenen  Gräben  machte 
67^/4   (nach  Meitzen  sogar  72 Vs)  Meilen  aus. 

Die  Gesamtkosten  aller  Arbeiten  betrugen  nur  70  742  Thlr. 
7  Gr.  I  Pf.,  eine  für  heutige  Verhältnisse  geradezu  lächerlich  kleine 
Summe.  Auf  jeden  Morgen  des  von  den  Entwässerungsanlagen 
direkt  bevorteilten  Landes  entfiel  nur  ein  Kostenbeitrag  von 
I  Thlr.  4  Gr. 

Mit  diesen  wenigen  Kosten  hatte  der  König,  dessen  Beharr- 
lichkeit hier  im  hellsten  Lichte  erscheint ,  trotz  des  entschieden- 
sten Widerstreits  der  interessierten  Bewohner,  die  das  Unternehmen 
für  unausführbar,  abenteuerlich  und  für  alle  Anwohner  verderblich 
hielten,  eine  viele  Quadratmeilen  umspannende ,  die  Ausdehnung 
manchen  Fürstentums  erreichende  fruchtbare  Kulturfläche  den 
Verwüstungen  des  Wassers  abgerungen. 

Das  hier  fragliche  Meliorationsgebiet  wird  heute  in  seiner 
wesentlichsten  Erstreckung  von  der  Berlin-Hamburger  Bahn  durch- 
schnitten. Rechts  von  dieser  Bahn,  unweit  der  Station  Paulinenau 
zwischen  diesem  Orte  und  FehrbeUin  Hegt  die  grossartigste,  aus 
den  vormaligen  Ahrenshorsten  hervorgegangene  Schöpfung ,  das 
Domänenamt  Königshorst,  dessen  Kulturfläche  von  14  877  Morgen 
aus  ehemaligen  Sümpfen  urbar  gemacht  worden  ist.  Davon  sind 
gegen  4000  Morgen  unter  dem  Pfluge,  während  das  übrige  Land 
als  Wiese  und  Weide  benutzt  wurde. 

Eine  an  der  Kirche  zu  Königshorst  angebrachte  Gedenktafel 
sagt  folgendes:  Friedrich  Wilhelm  I.  etc.  Nachdem  er  diesen 
grundlosen  Morast  und  Aufenthalt  wilder  Tiere  durch  grosse  Mühe 
und  Kosten  von  1719  an  zu  der  Menschen  Nutzen  urbar,  nach 
götthchem  Segen  und  Höchsteigener  kluger  Veranstaltung  zu 
Ackerbau  und  Viehzucht  nutzbar  gemacht,  Vorwerke  und  Hollän- 
dereien  zu  reichlichem  Genuss  angelegt,  endHch  das  Amt  Königs- 
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hörst  glücklich  gestiftet  und  seinen  Tafelgütern  einverleibt  hat  — 
hat  diese  erste  Kirche  zum  besonderen  Denkmal  seiner  Gottes- 
furcht hinterlassen  wollen.« 

Berichte  aus  jener  Zeit  schildern  die  Bruchflächen  des  »Rhin- 
und  Havelländischen  Luchs«  als  eine  wassergleiche  Moorebene 
von  zusammengefilztem  Wurzelgeflecht  und  Rietgräsern  bedeckt 
und  von  zahlreichen  sogen.  Horsten,  sandigen,  mit  Wald  bedeckten 
Hügeln  unterbrochen.  In  jedem  Frühjahr  quoll  der  Boden  durch 
das  eindringende  Grundwasser  auf,  die  Rasendecke  hob  sich  und 
bildete  eine  schwimmende  Fläche.  Der  grösste  Teil  des  Luchs 
war  nur  im  hohen  Sommer  und  bei  trockener  Witterung  zu  pas- 
sieren. Die  Kühe,  welche  man  dann  im  Luch  weiden  Hess,  ver- 
sanken vielfach  im  Moraste ,  wurden  kraftlos  und  krank.  Wenn 
auch  das  Gras  an  manchen  Stellen  gemäht  werden  konnte ,  so 
konnte  es  vielfach  doch  nicht  abgefahren  werden  und  musste  in 
Haufen  bis  zum  Winter  stehen  bleiben ,  um  es  bei  gefrorenem 
Boden  anzufahren.  Das  Luch  gewährte  den  beteiligten  Ortschaften 
nur  sehr  ärmlichen  Nutzen  ;  es  war  vorzugsweise  ein  Aufenthalt 
für  zahlreiches  Wild,  für  grosse  Mengen  von  Sumpf-  und  Wasser- 
vögeln. 

Nach  der  ausgeführten  Entwässerung  war  eine  geordnete 
Bodenkultur  ermöglicht  und  die  Ernten  gesichert.  Gar  bald  em- 
pfanden auch  die  beteiligten  Bewohner  diese  Schöpfung  als  einen 
grossen  Segen.  Unterstützt  wurde  der  König  bei  diesem  Unter- 
nehmen durch  den  Oberjägermeister  von  Hertefeld^  welchem  die 
Aufstellung  des  Planes  und  des  Kostenanschlags,  sowie  die  Aus- 
führung übertragen  wurde.  Die  Arbeiten  wurden  zu  einem  grossen 
Teil  von  Soldaten  ausgeführt. 

3.    Die   Erschliessung    des   Oderbruchs. 

Von  den  Hauptströmen ,  welche  preussisches  Gebiet  durch- 
fliessen ,  ist  die  Oder  derjenige  Fluss  ,  welcher  im  preussischen 
Staatsgebiete  die  grösste  Längenausdehnung  hat.  In  einem  Laufe 
von  rund  loo  Meilen  durchströmt  sie  die  drei  Provinzen  Schlesien, 
Brandenburg  und  Pommern,  während  ihr  Flussgebiet  durch  ihren 
grössten  Nebenfluss,  die  Warthe,  auch  noch  fast  die  ganze  Provinz 
Posen  umfasst. 

Schon  dieser  Umstand  erklärt  es,  dass  die  preussische  Landes- 
kultur sich  von  jeher  vorzugsweise  mit  Arbeiten  innerhalb  dieses 
Flussgebiets  befasst  hat.    In  einer  Ausdehnung  von  rund  70  Meilen 
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finden  sich  längs  der  Oder  in  Schlesien  und  der  Provinz  Branden- 
burg eingedeichte,  vor  den  Hochwassern  des  Stromes  geschützte 
Niederungen.  Dagegen  kommen  in  Pommern  an  der  Oder  keine 
Deiche  mehr  vor.    Die  Niederung  wird  hier  als  Weide  benutzt. 

Die  unterste  und  grösste  der  eingedeichten  Oderniederungen 
ist  diejenige,  welche  vorzugsweise  das  »Oderbruch«  genannt  wird. 
Dieses  Oderbruch  erstreckt  sich  von  der  Stadt  Lebus ,  ein  und 
eine  halbe  Meile  unterhalb  Frankfurt  a.  O.,  auf  dem  linken  Fluss- 
ufer in  der  jetzigen  Richtung  der  Deiche  12  Meilen  lang  bis  Stütz- 
kow,  unweit  der  pommerschen  Grenze.  Auf  dem  rechten  Flussufer 
befindet  sich  noch  die  kleine  und  zuletzt  eingedeichte  Niederung 
bei  der  Stadt  Zehden  mit  einer  Fläche  von  6405  Morgen.  Die 
Breite  des  Bruchs  auf  dem  linken  Ufer  ist  sehr  verschieden.  In 
der  grössten  Ausdehnung  bei  der  Stadt  Wrietzen  beträgt  die  Breite 
zwei  Meilen.  Die  jetzt  unter  Deichschutz  liegende  eingedeichte 
Fläche  enthält  einschliesslich  der  Zehdener  Niederung  273  085 
Morgen  oder  etwa  12  Q Meilen.  Und  diese  ganze  ehemals  über- 
flutete und  versumpfte  Fläche  ist  mit  Ausnahme  von  rund  25000 
Morgen  in  der  tiefen  Niederung  unterhalb  Freienwalde  jetzt  dicht 
bewohnt. 

»Eine  Wildnis  von  Wasser  und  Morast,  in  welcher  die  Oder 
in  zahlreichen  Armen  und  Schlenkern  sich  ergoss,  und  auf  welcher 
sich  eine  schwache  Bevölkerung  von  Fischfang  und  Viehzucht 
dürftig  nährte«  ,  ist  hier  allmählich  der  Kultur  erschlossen  und 
durch  eine  mehr  als  hundert  Jahre  dauernde  Arbeit  in  einen  der 
fruchtbarsten  und  ertragfähigsten  Landstriche  unseres  Vaterlandes 
umgeschaffen  worden. 

Dieses  Werk  zeigt ,  wie  der  Geh.  Ober-Reg.Rat  Wehrniann 
sagt,  dass  mutige ,  beharrliche  Thätigkeit  gewöhnlich  im  stände 
ist,  die  Hindernisse  zu  beseitigen,  durch  welche  die  Natur  dem 
norddeutschen  Landwirt  den  Satz  der  Schrift:  »Im  Schweisse 
deines  Angesichts    sollst  du  dein  Brot    essen«    vielfach    erläutert. 

Das  Werk  der  Eindeichung  und  Entwässerung  des  Oder- 
bruchs ist  für  alle  Zeiten  mit  dem  Namen  Friedrichs  des  Grossen 
verknüpft.  Hier  setzte  er  seine  ganze  Kraft  ein,  und  mit  Ungeduld 
erwartete  er  die  Vollendung  dieses  Riesenwerkes.  Wenn  nun 
auch  Friedrich  der  Grosse  die  Aufgabe,  welche  es  hier  zu  lösen 
galt,  im  wesentlichen  vollendet  hat,  so  haben  sich  doch  die  unter 
seiner  Regierung  ausgeführten  Arbeiten  später  als  nicht  zureichend 
erwiesen,  denn  die  von  ihm  begonnenen  Arbeiten  haben  erst  im  Jahre 
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1832  durch  Schliessung  des  alten  Oderlaufs  bei  Güstebiese  und 
durch  weitere  kostspielige  Wasserbauten  in  den  Jahren  1849  bis 
1860  ihre  Vollendung  gefunden. 

Im  wesentlichen  bestand  die  hier  zu  vollbringende  Arbeit  in 
der  Verlegung  des  Oderbetts  von  dem  westlichen  Höhenrande 
des  Oderbruchs  nach  dem  östlichen,  somit  in  einer  bedeutenden 
Verkürzung  des  Oderbetts  und  der  Schaffung  eines  grösseren  Ge- 
fälles. Schwierig  war  diese  Arbeit  besonders  durch  den  Zufluss 
der  Warthe,  welche  bei  Küstrin  ihr  Wasser  fast  senkrecht  zur 
Oder  abführte,  infolge  dessen  die  vereinten  Fluten  nach  Westen 
drängten. 

Die  Wassermenge  des  Stromes  steigt  in  der  Gegend  des 
Oderbruchs  erheblich  durch  den  Zufluss  der  Warthe ,  deren  ge- 
samtes Flussgebiet  nicht  weniger  als  985  QMeilen  umfasst  und 
somit  grösser  ist  als  das  Sammelgebiet  des  Hauptflusses  oberhalb 
Küstrin,  welches  bis  dahin  nur  932  QMeilen  einschliesst. 

In  den  Eindeichungsarbeiten  des  Bruchs  lassen  sich  drei  Haupt- 
perioden unterscheiden : 

i)  die  Eindeichung  des  Ober-Oderbruchs  und  Bildung  des 
Deichverbandes  für  dasselbe  vom  Jahre  1717  ; 

2)  die  Eindeichung  des  Nieder-Oderbruchs  vom  Jahre  1746 
bis  1753  und  die  Bildung  des  Deichverbandes  für  dasselbe  vom 
Jahre  1769; 

3)  die  Vollendung  der  Nieder -Oderbruchs -Melioration  im 
Jahre  1849 — 1860. 

Das  Ober-Oderbruch  umfasst  117  600  Morgen. 

Friedrich  der  Grosse  hatte  durch  seinen  Aufenthalt  in  Küstrin 
und  seine  Beschäftigung  bei  der  Küstriner  Kriegs-  und  Domänen- 
kammer die  Bedürfnisse  der  Oderbruch-Gegend  kennen  gelernt. 
Nach  Beendigung  der  schlesischen  Kriege  benutzte  er  die  kurze 
Ruhepause  vor  Beginn  des  siebenjährigen  Krieges  zu  der  denk- 
würdigen Melioration  des  Nieder-Oderbruchs. 

Die  Verwallung  des  Nieder-Oderbruchs  wurde  in  den  Jahren 
1746 — 1753  ausgeführt.  Es  war  diese  Arbeit  auch  ein  sieben- 
jähriger Kampf  mit  dem  mächtigen  Oderstrom  ,  der  meilenlang 
ein  neues  Bett  annehmen  sollte.  Der  damalige  Oderlauf  von 
Güstebiese  über  Wrietzen  und  Oderberg  um  die  hohe  Landzunge 
Neuenhagen  herum  betrug  6  Meilen.  Derselbe  sollte  um  3V2 
Meilen  abgekürzt  und  dadurch  das  Gefälle  um  rund  12  Fuss  ver- 
mehrt werden.    Zu  dem  Ende  wurde  ein  2V2  Meilen  langer  Kanal 
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von  Güstebiese  über  Neu-Glietzen  bis  Hohensaathen  angelegt. 
Eine  beträchtliche  sandige  Höhe  bei  Neu-Glietzen  (rund  50  Fuss 
hoch)  musste  auf  453  Ruten  Länge  durchgraben  werden.  Auf 
dem  linken  Ufer  erhielt  der  Kanal  einen  Deich.  Vorläufig  wurde 
das  alte  üderbett  aber  noch  nicht  koupiert,  sondern  vorerst  noch 
eingedeicht.     Die  Koupierung  erfolgte  erst  im  Jahre  1832. 

Nach  der  im  Jahre  1860  erfolgten  Vollendung  haben  die 
gesamten  Deiche  des  üderbruchs  eine  Länge  von  23V4  Meilen, 
wovon  weit  über  die  Hälfte  Stromdeich  (26  740  Ruten). 

Der  Boden  des  Oderbruchs  besteht  aus  dem  durch  frucht- 
bare Ablagerung  des  Oberschlicks  gebildeten  Thonboden.  Die 
Stärke  der  Ablagerung  wechselt  gewöhnlich  von  i — 4  Fuss  nach 
der  Verschiedenheit  der  alten  Strömungen.  Die  Sandunterlage 
macht  den  Boden  durchlassend.  Die  Wiesen  sind  im  Ober-Oder- 
bruch fast  durchweg  in  Acker  verwandelt.  Nur  in  dem  Teile  des 
Nieder-Oderbruchs  unterhalb  Freienwalde ,  sowie  im  Lunow-, 
Stolper-  und  Zehdener  Bruch  herrscht  die  Wiesennutzung  vor, 
und  wird  dort  ein  starker  Heuverkauf  getrieben.  Bei  der  Acker- 
kultur ist  ein  starker  Bau  von  Hackfrüchten  und  Futterkräutern 
üblich,  auch  wird  Raps,  Rübsen  und  Kümmel  produziert.  Seit 
1850  haben  die  Zuckerrunkelrüben  lebhafte  Aufnahme  im  Oder- 
bruch gefunden,  und  bestehen  gegenwärtig  dort  14  Zuckerfabriken, 
etwa  auf  jede  QMeile  eine.  In  den  ersten  Jahrzehnten  nach 
der  Entwässerung  soll  der  Boden  des  Nieder-Oderbruchs  keines 
Düngers  bedurft  haben. 

Seit  Jahrzehnten  halten  die  Oderbrücher  viel  Vieh  und  treiben 
starke  Mästung,  um  kräftig  düngen  zu  können.  Die  Bodenerträg- 
nisse des  Oderbruchs  stellen  sich  bei  fleissiger  Kultur  den  höchsten 
Bruttoerträgen  an  die  Seite ,  welche  in  anderen  fruchtbaren  Ge- 
genden des  Landes  erzielt  werden. 

Das  Oderbruch  ist  eine  schöne,  friedlich  errungene  Perle  in 
der  Krone  der  preussischen  Könige. 

Das  Oderbruch  ist  noch  besonders  dadurch  bemerkenswert, 
weil  es  die  im  preussischen  Staatsgebiet  grösste,  durch  Deiche 
eingeschützte  Fl  ussniederung  ist.  Die  anderen  durch  Deiche  ein- 
geschützten Niederungen  bleiben  nach  ihrer  Flächenausdehnung 
beträchtlich  hinter  dem  Oderbruch  zurück. 
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4.    Die  Erschliessung    des  Warthebruch  s. 

Das  Warthebruch,  ein  ehemals  wüster  Sumpf,  liegt  an 
beiden  Seiten  des  untersten,  von  Osten  nach  Westen  gerichteten 
Laufs  der  Warthe.  Seine  Länge  von  Borkow  bis  Küstrin  beträgt 
7V2  Meilen  und  seine  Breite  zwischen  dem  nördlichen  und  süd- 
lichen Thalrande  im  Durchschnitt  '°\i  Meilen.  Der  Flächenraum 
des  Bruchs  beträgt  somit  etwa  9^/8   Q  Meilen. 

Hiervon  sind  in  den  Deichschutz  gezogen  5,52  Q Meilen  oder 
122622  Magdeburger  Morgen. 

Die  zu  diesem  Schutz  gezogenen  Deiche  haben  eine  Länge 
von  17 '/s  Meilen  und  die  zur  Entwässerung  des  deichgeschützten 
Grund  und  Bodens  gezogenen  Gräben  eine  Länge  von  insgesamt 
39*/5  Meilen. 

Die  entwässerte  Fläche  bildete  schon  in  früherer  Zeit  einen 
grossen  Sumpf.  Die  Versumpfung  wurde  aber  stärker  und  an- 
dauernder, als  Friedrich  Wilhelm  I.  zu  Anfang  des  vorigen  Jahr- 
hunderts dazu  geschritten  war,  den  Lauf  der  Oder  von  der  west- 
lichen nach  der  östlichen  Seite  des  Oderbruchs  zu  verlegen.  Die 
von  der  Warthe  dem  Oderstrom  zugeführten  bedeutenden  Fluten 
fanden  bei  dem  geringen  Gefälle  der  Warthe  eine  Rückstauung 
bis  oberhalb  Landsberg.  Diese  Ursache  wurde  auch  schon  von 
König  Friedrich  Wilhelm  I.  erkannt,  und  er  war  gleichzeitig  auf 
eine  Verbesserung  auch  dieses  Niederungsgebiets  bedacht;  denn 
schon  in  den  Jahren  1724/26  Hess  der  König  verschiedene  Ent- 
würfe zur  Urbarmachung  des  Warthebruchs  aufstellen.  Sie  fanden 
aber  einen  heftigen  Widerspruch  bei  den  Forstbedienten,  welche 
bei  der  leidenschaftlichen  Neigung  des  Königs  zur  Jagd  dieses 
namentlich  für  Schwarzwild  so  sehr  ausgiebige  Jagdgebiet  nicht 
gelichtet  oder  geschmälert  wissen  wollten.  Der  König  aber 
fertigte  diese  Widersprüche  ab  mit  dem  Ausspruch :  »Besser 
Menschen  als  Schweine«. 

Stubenrauch  schildert  1787  den  früheren  Zustand  des  Warthe- 
bruchs wie  folgt : 

-'Zu  einer  so  weiten  Ebene  als  diese  Brücher  war  kein  anderer 
Zugang  als  durch  Ströme,  deren  krumme  Gänge  jeden  Weg  zum 
Labyrinth  machten,  und  ein  jeder,  der  sich  dahin  hätte  wagen 
wollen ,  wäre  ebenso  als  in  einen  der  unbekanntesten  Teile  der 
Welt  versetzt  gewesen,  da  die  hohen  Gebüsche  von  Elsen,  Werst 
und  Rohr  auch  nicht  die  geringste  Aussicht  verstatteten. 
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Es  waren  darauf  einige  an  der  Höhe  belegenen  Dörfer  mit 
ihrer  Fischerei  und  Hütung  angewiesen,  und  deren  Herrschaften 
hatten  das  Recht  zur  Holzung,  Jagd,  Rohrung  und  Gräserei.  Allein 
alle  diese  Produkte  der  Natur  wurden  nicht  viel  besser  als  von 
einem  wilden  Volke  genutzt,  besonders  so  lange  sie  noch  in  der 
ganzen  Provinz  im  Ueberfluss  waren.  Die  ganze  Gegend  blieb 
also  lange  Zeit  ein  Aufenthalt  für  wilde  Tiere :  Wölfe,  nicht  selten 
Bären,  Ottern  und  anderes  Ungeziefer  aller  Art.« 

Es  sollte  nun  die  von  seinem  Vater  ausdrücklich  übernom- 
mene Aufgabe  Friedrichs  des  Grossen  sein,  das  eben  geschilderte 
wilde  Terrain  der  Kultur  zu  erschliessen.  Aber  erst  nach  dem 
Abcshluss  des  siebenjährigen  Krieges  fand  der  Grosse  König  die 
Müsse,  diese  Eroberung  fü  r  d  ie  Er  weit  erung  seines  Staats- 
gebiets iminnern  durch  eine  segensreicheSchöpf- 
ung  des  Friedens  fortzusetzen.  Es  gelang  ihm  auch, 
das  Bruch  buchstäblich  aus  Sumpf  und  Moor  zu  einem  blühenden 
Gefilde  emporzuheben. 

Die  Kulturgeschichte  des  Warthebruchs  ist  mit  zwei  Namen 
verknüpft,  des  Obersten  v.  Petri  und  des  Geheimen  Finanzrats 
V.  Brenckenhojf.  v.  Petri  war  ein  gründlicher  Wasserbauverstän- 
diger, während  v.  BrenckenliojJ  ein  ehemals  in  anhalt-dessauischen 
Diensten  gestandener  Staatsmann  war.  Obgleich  derselbe  ohne 
grössere  wissenschaftliche  Vorbildung  unter  Leopold  von  Anhalt- 
Dessau  aufgewachsen  w^ar,  so  fand  Friedrich  der  Grosse  in  ihm 
doch  einen  überaus  praktischen  Staatsmann  und  eine  der  besten 
Stützen  bei  Ausführung  seiner  Kulturpläne.  Es  heisst  von  ihm, 
er  habe  einen  hohen  Ehrgeiz  besessen  in  der  Ausführung  gross- 
artiger Unternehmungen  und  dass  er  sich  bei  Ausführung  solcher 
Pläne  mit  Leichtigkeit  über  Bedenken  und  Schwierigkeiten  hin- 
weggesetzt habe.  Er  hatte  nur  den  Zweck  und  die  nutzbringenden 
Folgen  seiner  Unternehmungen  vor  Augen.  Schwierigkeiten  und 
Bedenken  der  Ausführbarkeit  kannte  er  nicht,  wenn  es  ein  Unter- 
nehmen galt,  welches  einem  wüsten  und  verwahrlosten  Landge- 
biet Quellen  des  Reichtums  aus  sich  selber  schaffen  sollte.  Hier- 
durch ist  es  erklärlich,  dass  Friedrich  der  Grosse  einem  von  v.  Petri 
mit  grosser  Sorgfalt,  unter  Hervorhebung  der  bedenklichen  Schwie- 
rigkeiten ausgearbeiteten  Plane  zur  Melioration  des  Oderbruchs 
die  Genehmigung  versagte  und  dagegen  einem  von  v.  Brenckenhoff 
aufgestellten  Plane  die  Zustimmung  erteilte. 

Brenckenhoff  begann    mit    der   Regulierung   des  Wartheiaufs 
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von  oben  stückweise ,  während  der  v.  Petris  Plan  darauf  fusste, 
zunächst  eine  bessere  Vorflut  für  die  Gewässer  der  Warthe  zu  schaffen. 

Die  Hauptschwierigkeit  bei  dem  Unternehmen  lag  in  dem 
Aufwerfen  von  Deichen  auf  sumpfigem  Moor-  und  Torfboden,  aus 
welch"  letzterem  das  Baumaterial  für  die  Verwallung  genommen 
werden  musste.  Die  Deiche  wurden  in  ihrer  Ausführung  zu  schwach 
ausgeführt  und  wurden  vielfach  vom  Hochwasser  durchbrochen. 
Die  andere  Schwierigkeit  lag  in  der  Abwässerung  des  deichge- 
schützten Landes.  Eine  Hauptarbeit  bei  dieser  Warthebruch- 
Melioration  war  die  Verlegung  der  Ausmündung  der  Warthe  aus 
dem  grossen  See  ca.  800  Ruten  unterhalb  der  früheren  Mündung. 

Während  als  Endzweck  der  Brucheindeichung  die  Vermeh- 
rung der  Wiesen  und  Weiden  im  Staate  galt,  ist  das  eingedeichte 
Land  von  den  jetzigen  Besitzern  grösstenteils  unter  den  Pflug 
genommen. 

Während  vor  der  Eindeichung  niemand  eine  grössere  Morgen- 
zahl umsonst  haben  mochte,  stieg  der  Bodenwert  bebauter  Stellen 
nach  der  Eindeichung  und  Kultivierung  bald  zu  ansehnlichem 
Kaufpreise.  Schon  zu  Anfang  dieses  Jahrhunderts  wurde  der 
Morgen  mit   loo  bis  150  Thalern  bezahlt. 

5,  Erschliessung    der  Gebiete  am   oberen  Netze fluss 
(Goplo-See,  Bachorze-Bruch  und  im  Montwey-Thale). 

Die  Netze  ist  einer  von  den  vielen  Flüssen  im  Osten  des 
preussischen  Staates^,  welche  in  ihrem  Lauf  eine  Anzahl  von  Seen 
durchfliessen.  Besonders  zahlreich  finden  sich  die  Seen  ange- 
häuft in  dem  oberen  Lauf  des  Netzeflusses ,  bis  Labischin ,  bis 
wohin  der  Fluss  auch  Montwey  genannt  wird.  Der  bei  weitem 
grösste  dieser  Seen,  welchem  der  Montwey  entspringt,  ist  der 
auf  der  fruchtbaren  Kujawi'schen  Hochebene  gelegene  Goplo-See 
mit  einem  Flächeninhalt  von  14365  Morgen,  wovon  jedoch  nur 
10255  Morgen  auf  preussischem  Gebiet  gelegen  sind.  Dieser  See 
erstreckt  sich  fast  genau  in  der  Richtung  von  Süden  nach  Norden. 

Da  wo  der  Montwey  im  Norden  des  Sees  austritt,  und  sich 
in  ein  schmales  Flussbett  ergiesst,  erstreckt  sich  rechts  von  dem 
letzteren,  von  Hügeln  eingeschlossen,  bis  in  das  angrenzende 
russische  Polen ,  eine  ziemlich  ausgedehnte  Niederung ,  das 
»Bachorze-Bruch«,  dessen  Fläche  mit  Elnschluss  der  weiter  unten 
an  den  Ufern  des  Montwey  bis  zum  Wegiercer  See  gelegenen 
Niederungen  rund  32  000  Morgen  umfasst. 
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Dieses  einst  sumpfige  und  höchst  ungesunde  Gebiet  ist  nach 
vielen  früheren  —  ungenügend  ausgeführten  —  Arbeiten  in  den 
Jahren  1857  bis  1859  "^'t  einem  Kostenaufwande  von  rund  73000 
Thalern  (ungerechnet  die  Ausgaben  für  die  früheren  Versuche) 
in  gesundes,  höchst  fruchtbares  Weideland  umgewandelt,  indem 
man  den  Spiegel  des  Sees,  sowie  das  Bett  des  Flusses  um  4  bis 
5  Fuss  tiefer  legte. 

Das  hier  fragliche  Gebiet  war  früher  polnisch  und  kam  1773 
unter  preussische  Herrschaft.  Durch  endlose  Kriege  der  ver- 
gangenen Jahrhunderte  war  jene  Gegend  entvölkert  und  verwüstet. 

»Die  Entwässerung  und  Urbarmachung  der  Sümpfe  und 
Brücher  wurde  vorzugsweise  ein  Gegenstand  der  Fürsorge  der 
preussischen  Verwaltung.  Die  ausgedehnten  Bruchflächen  im 
Thale  der  Netze,  von  den  Grenzen  der  Neumark  bis  herauf  zu 
ihren  Quellen,  bei  ca.  8  QMeilen  Flächeninhalt,  eröffneten  in  dieser 
Beziehung  ein  unvergleichliches  Feld.  Aber  nicht  allein  die  Netze, 
sondern  fast  alle  dortigen  Gewässer  tragen  noch  heute  die  Spuren 
jener  rastlosen  Thätigkeit,  die  auf  diesem  Gebiet  entfaltet  wurde. 
Der  ungeheuren  Ausdehnung  derselben  ist  es  wohl  beizumessen, 
dass  nicht  immer  die  vorhandenen  Kräfte  den  Anforderungen 
entsprachen,  die  Mittel  den  Zweck  bisweilen  verfehlten  und  der 
Erfolg  häufig  hinter  den  Erwartungen  zurückblieb.« 

Besonders  fasste  man  und  zwar  im  Jahre  1777  die  Urbar- 
machung des  obenbezeichneten  Gebiets  in  das  Auge,  zumal  der 
Staat  durch  seine  daselbst  belegenen  Domänen  Kruschwitz  und 
Lojewo  ein  unmittelbares  Interesse  gerade  an  dieser  Entwässe- 
rung hatte. 

Das  aus  dem  Goplo-See  abfliessende  Wasser  wurde  in  früherer 
Zeit,  wo  man  den  Wert  jener  Bruchgegenden  noch  nicht  zu 
schätzen  wusste,  durch  Mühlenanlagen  gestaut.  Darüber  wurden 
auch  schon  zu  polnischer  Zeit  Klagen  geführt.  Diesen  Beschwerden 
wurde  aber  erst  unter  preussischer  Verwaltung  Rechnung  getragen. 

In  den  Jahren  1784 — 1788  kam  es  zur  Ausführung  eines  Me- 
liorationsplanes unter  Aufwendung  eines  Kostenbetrages  von  rund 
27  000  Thalern.  Aber  man  hatte  sich  über  die  Tragweite  dieser 
Melioration  getäuscht.  W^enn  auch  das  anliegende  Terrain  nach 
Vollendung  der  Arbeiten  vollkommen  trocken  gelegt  war,  so  lag 
dieses  doch  nicht  an  den  Durchstichen,  sondern  an  den  aus- 
nahmsweise trockenen  Jahren.  Und  schon  damals  wurde  eine 
weitere  Vertiefung    der  Flusssohle    um    mindestens    2V2   Fuss  für 
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notwendig  erachtet.    Im  Jahre  1791  waren  auch  die  flachen  Durch- 
stiche fast  vollständig  wieder  vom  Vieh  zertreten. 

Pohtische  Verhältnisse  verzögerten  die  Inangriffnahme  einer 
gründlicheren  Melioration  (1807 — 1815  Präfekten-Regierung). 

Die  früheren  Arbeiten  waren  übrigens  an  der  Unfähigkeit 
der  Techniker,  welche  die  Ausführung  auf  höchst  mangelhafte 
und  unzulängliche  Vorarbeiten  gestützt  hatten,  gescheitert.  Aber 
die  Hauptursache  lag  wohl  in  den  Kulturverhältnissen  der  dama- 
ligen Zeit,  für  welche  das  Bedürfnis  grosser  Entwässerungen  und 
Urbarmachungen  entschieden  noch  nicht  vorhanden  war,  da  weite 
fruchtbare  Landstriche,  die  schon  eine  viel  geringere  Mühewaltung 
reichlich  belohnt  hätten,  oft  wüst  und  unbebaut  lagen.  Damals 
war  noch  ein  Mangel  an  Kapital  zur  Kultivierung  der  entwässerten 
Flächen  ,  die  Landesprodukte  hatten  einen  geringen  Wert,  auch 
fehlte  es  an  Kommunikationsmitteln.  Bei  solcher  Sachlage  mussten 
ausgeführte  Meliorationen  doch  zu  Grunde  gehen,  auch  wenn  die 
Ausführung  derselben  allen  Anforderungen  der  Technik  vollständig 
entsprochen  hätte. 

Nachdem  über  ein  halbes  Jahrhundert  vergangen ,  hat  eine 
inzwischen  herangereifte ,  der  hohen  Vorteile  der  Landeskultur 
sich  mehr  bewusste  Generation  das  grosse  Unternehmen  mit 
besserer  Einsicht  und  frischerer  Thatkraft  von  neuem  begonnen 
und  zu  glücklichem  Ende  geführt. 

Mit  dem  ausserordentlichen  Aufschwünge  der  Landwirtschaft 
in  jenen  Gegenden  infolge  des  erhöhten  Wertes  der  Landespro- 
dukte nach  Herstellung  ausreichender  Kommunikationsmittel  kam 
die  Einsicht  von  der  Notwendigkeit  einer  gründlichen  Regulierung 
des  Montweyflusses  zur  Erzielung  nachhaltiger  Erfolge  von  selbst. 

Inzwischen  kam  auch  das  Gesetz  vom  i  I.Mai  1853  über  die 
Bildung  von  Genossenschaften  zu  Entwässerungsanlagen. 

1856  kam  es  zur  Bildung  einer  Genossenschaft  zur  Meliora- 
tion des  bezeichneten  Gebiets.  Die  Kosten  der  von  dieser  Ge- 
nossenschaft ausgeführten  Melioration  stellten  sich  unter  der  be- 
sonderen Gunst  der  Witterung  etc.  auf  nur  2  Thlr.  9  Sgr.  pro 
Morgen. 

Ueber  das  Aussehen  der  Gegend  vor  der  letzten  Melioration 
wird  berichtet : 

»Nach  den  hohen  Wasserständen  1852  —  55  bot  das  Bruch 
bei  Beginn  der  Frühlings-Vegetation  einen  trostlosen  Anblick  dar. 
Im  ganzen  Montwey-Thale    sah  das  Auge ,    wohin    es    sich    auch 
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wenden  mochte  ,  nur  die  gelben  Flächen  des  Wasserschmirgels. 
Einzelne  höher  gelegene  Terrains  produzierten  Sumpf-Giftpflanzen 
aller  Art ,  die  schädlichsten  Pflanzen  wuchsen  in  solcher  Menge, 
dass  das  hungrige  Vieh  keiner  anderen  Pflanze  habhaft  werden 
konnte.  Alljährlich  starb  vieles  Vieh  infolge  des  Genusses  von 
Giftpflanzen.« 

Um  der  Vegetation  der  wertvolleren  Futtergewächse  schneller 
Raum  zu  schaffen,  versuchte  man  schon  im  Frühjahr  1858 
die  vom  Frost  getrockneten  sauren  Gräser  in  der  Bachorze 
durch  Feuer  zu  vertilgen.  Diese  Operation  soll  ein  den  Prärien- 
Bränden  in  Amerika  ähnliches  Schauspiel  gegeben  haben.  Von 
einem  scharfen  Westwinde  getrieben,  griff  die  P'lamme  mit  einer 
rasenden  Geschwindigkeit  um  sich  und  schlug,  wo  alte  vertrock- 
nete Rohrhorsten  von  ihr  ergriffen  wurden ,  wohl  40  Fuss  hoch 
empor.  Früher  schon  (1775)  hatte  die  Gegend  ein  solches  Schau- 
spiel gehabt.  Damals  aber  zündete  das  Landvolk  den  Boden 
an,  um  die  mit  der  Vermessung  des  Bachorze-Bruchs  beschäf- 
tigten Geometer  zu  vertreiben,  —  Als  der  Horizont  fast  in  der 
ganzen  Ausdehnung  des  Bachorze-Bruchs  in  Flammen  stand,  da 
rüstete  sich  auch  das  letzte  Kranichpaar  zur  Abreise ,  um  die 
alte,  hundertjährige  Heimat  nie  wieder  zu  betreten. 

Zahlreiche  Herden  von  Rindern  und  Pferden  bilden  seitdem 
die  Staffage  der  unabsehbaren  Bruchflächen.  Oft  aus  weiter  Ent- 
fernung haben  ärmere  Leute  bei  eintretendem  Futtermangel  das 
Vieh  in  der  Bachorze  auf  die  Weide  gegeben,  die  mit  grösseren 
Flächen  beteiligten  Güter  haben  schon  in  den  Jahren  1858/59 
Güter  verpachtet  und  je  nach  der  Qualität  eine  jährliche  Pacht 
von  3 — 5  Thaler  pro  Morgen  bezogen.  Während  früher  in  jedem 
Frühjahr  das  mit  dem  Bachorze-Heu  durchwinterte  Vieh  schorf- 
artige Hautausschläge  bekam ,  sind  diese  seitdem  vollkommen 
verschwunden. 

Freilich  kann  es  nicht  ausbleiben,  dass  auch  die  besten  Mass- 
regeln ihre  Gegner  finden.  Ein  Mann  jener  Gegend  betrachtete 
die  Mehoration  deshalb  als  schädlich,  weil  ihm  dadurch  die  nam- 
hafte Summe  von  300  Thaler  für  F'elle  krepierter  Rinder  jährlich 
entzogen  wurde. 

In  sanitärer  Beziehung  ist  die  Entwässerung  von  den  wohl- 
thätigsten  Folgen  gewesen.  Die  in  den  Goplo-Gegenden  früher 
einheimischen  kalten  Fieber ,  die  allgemein  dem  Einflüsse  stag- 
nierender Gewässer   zugeschrieben  werden,    sind  immer    seltener 
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geworden;  ganz  besonders  bemerkenswert  ist  aber  das  Ver- 
schwinden des  Weichselzopfes,  der  ganz  aufgehört  haben  soll. 

Das  entwässerte  Terrain,  auf  welchem  jetzt  Wiesen  und  Weiden 
stehen,  hat  noch  dadurch  eine  besondere  Bedeutung  für  Kujawien, 
weil  dort  früher  ein  grosser  Mangel  an  Wiesen  war.  Viehzucht 
und  Ackerbau  sind  seitdem  in  hohen  Aufschwung  gebracht  worden. 

Schon  im  Jahre  i86i  ,  wo  das  Gebiet  eben  erst  entwässert 
war,  nahm  man  bereits  eine  Wertserhöhung  des  gewonnenen 
Landes  um  20  Thaler  pro  Morgen  an.  Bei  einer  in  Betracht 
kommenden  Fläche  von  31 629  Morgen  würde  durch  dieses 
Meliorationsterrain  das  Nationalvermögen  direkt  eine  Vermehrung 
um632  58oThaler  oder  rund  2000000  Mark  erfahren  haben,  ohne  die 
daraus  indirekt  erwachsenen  Werte  und  die  Zunahme  des  Wertes 
durch  fortschreitende  Verbesserung  des  trocken  gelegten  Bodens ; 
denn  durch  die  letztere  ist  der  Privatthätigkeit  ein  neues  ,  bisher 
unbebautes  und  unerschöpfliches  Feld  eröffnet  worden. 

6.  Die   Erschliessung    des   Parchanie-Bruchs. 

Der  fruchtbarste  Teil  des  Inowraclawer  Kreises ,  das  sogen. 
Kujawien,  besitzt  zahlreiche  Vertiefungen  seiner  Terrain-Oberfläche 
von  sehr  verschiedener  Ausdehnung ,  in  welchen  sich  das  von 
den  angrenzenden  Feldern  herabkommende  Frühjahrswasser  sam- 
melt und  bei  dem  meist  undurchlassenden,  grösstenteils  thonigen 
Untergrunde  und  dem  Mangel  gehöriger  Ableitung  erst  mit  Ein- 
tritt der  wärmeren  Jahreszeit  allmählich  durch  Verdunstung  ver- 
loren geht. 

Dieser  Zustand  war  am  unerträglichsten  bei  dem  Parchanie- 
Bruch  geworden,  das  unter  jenen  muldenförmigen  Vertiefungen 
die  grösste  Ausdehnung  besitzt,  und  dessen  zeitweise  hoher  Wasser- 
stand die  Bewohner  der  Randortschaften  immer  mehr  der  Ver- 
armung entgegenführte. 

Der  bei  hohem  Wasserstande  inundierte  Flächeninhalt  be- 
trägt 10  622  preuss.  Morgen  ausser  den  angrenzenden ,  ebenfalls 
an  stagnierender  Nässe  leidenden  Gebieten. 

Nach  vielen  vergeblichen  Versuchen  ist  es  erst  in  den  Jahren 
1852  bis  1857  gelungen,  diese  bedeutenden  Flächen  der  Kultur 
zugänglich  zu  machen. 

Der  erste  Versuch  der  Entwässerung  dieses  Bruchs  fällt  schon 
in  das  Jahr  1745. 

Im  Jahre    1852,    als    der    alte    Parchanie-Graben    aufgeräumt 
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wurde,  wurden  die  Arbeiter  von  kaltem  F^ieber  und  der  Cholera 
heimgesucht  —  so  ungesund  war  die  Gegend. 

Im  Frühjahr  1856  war  das  Bruch  so  weit  abgetrocknet,  dass 
mit  Ausführung  der  inneren  Hruchgräben  vorgegangen  werden 
konnte.  Als  Wegweiser  in  die  Geheimnisse  dieser  undurchdring- 
lichen Rohrwildnis  dienten  zunächst  die  schmalen  VVasserrinnen, 
welche  die  Fischer  mit  schmalen  Handkähnen  zu  befahren  pflegten. 

Die  Meliorationskosten  haben  bei  lO  622  Morgen  Flächen- 
inhalt der  Bruchfläche  pro  Morgen  rund  4  Thaler  betragen. 

Die  ökonomischen  Erfolge ,  welche  die  Melioration  des 
Parchanie-Bruches  gegenwärtig  auszeichnen ,  sind  erst  in  einer 
Reihe  von  Jahren  mühsam  errungen  worden.  Vor  der  Entwässe- 
rung bedeckte  ein  Rohrwald  von  15  Fuss  Höhe  und  undurch- 
dringlicher Dichtigkeit  den  bei  weitem  grössten  Teil  des  Bruchs. 

Der  Boden  des  Bruchs  besteht  nur  zum  kleineren  Teil  aus 
wirklichem  Bruchboden,  in  der  Hauptsache  aus  dem  vortrefflichsten 
Ackerboden.  Es  wurde  daher  schon  im  Jahre  1859  im  gross- 
artigsten Massstabe  mit  dessen  Urbarmachung  vorgegangen. 

Im  Jahre  1865  wurden  bereits  5877  Morgen  geackert,  2617 
Morgen  als  Wiesen  und  Weiden  genutzt.  Es  führen  jetzt  frequente 
Strassen  durch  herrliche  Felder  von  Sandomir-Weizen  und  hollän- 
dischen Raps,  die  Hauptnahrungsquellen  des  gesegneten  Kujawiens. 

Das  Rohrist  aus  dem  Bruch  fast  spurlos  verschwunden.  Schon 
im  Jahre  1865  konnte  die  Werterhöhung  jener  meliorierten  Fläche 
auf  18  V3  Thaler  pro  Morgen  oder  im  ganzen  auf  194736  Thaler 
veranschlagt  werden,  was  zugleich  eine  Vermehrung  des  National- 
vermögens bedeutet. 

Durch  die  Entwässerung  ist  ein  fruchtbarer  Herd  für  Fieber 
und  Miasmen  für  immer  zerstört  worden. 

7.  Die  Erschliessung  des  Bruchgebiets  zu  beiden 
Seiten  der   schlesisch-polnischen  Landgräben. 

Die  Bartsch  ,  ein  rechter  Zufluss  der  Oder ,  nimmt  kurz  vor 
der  Einmündung  in  die  Oder  rechts  den  Zufluss  zweier  Land- 
gräben (den  schlesischen  und  polnischen)  auf.  Diese  beiden  Land- 
gräben durchschneiden  ein  Bruchgebiet,  welches  auf  dem  Grenz- 
gebiet der  Provinzen  Posen  und  Schlesien  liegt.  Der  schlesische 
Landgraben,  welcher  bei  Guhrau  beginnt,  zieht  sich  in  einem 
weiten,  nach  Süden  geöffneten  Bogen  zur  Bartsch.  Dieser  Land- 
graben soll  in    früherer  Zeit ,    wo  die  Gewässer    noch  reichlicher 
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flössen ,  ein  Arm  der  Bartsch  gewesen  sein.  Das  Inundations- 
gebiet  jener  beiden  Landgräben  ist  ganz  eben  und  hat  nur  eine 
kaum  merkliche  Abdachung  nach  der  Bartsch  hin. 

Da  nun  der  Rückstau  der  Oder  und  der  Bartsch  bei  hohem 
Wasserstande  bis  auf  eine  Meile  aufwärts  sich  erstreckte,  so  ist 
erklärlich,  dass  in  der  beschriebenen  Niederung  eine  vollständige 
Stagnation  bedeutender  Wassermassen  und  infolge  derselben  eine 
Versumpfung  des  angrenzenden  Terrains  eintreten  musste. 

Darüber  sind  auch  schon  seit  hundert  Jahren  von  den  an- 
grenzenden Besitzern  Klagen  geführt  worden  und  ist  um  Abhilfe 
gebeten.  Alle  darauf  gerichteten  Versuche  waren  jedoch  erfolglos, 
weil  die  Lage  der  Niederung  in  verschiedenen  Landesteilen  und 
die  Verschiedenheit  der  Gesetze  ein  gemeinschaftliches  Wirken 
unmöglich  machten.  Die  Reinerträge  der  sonst  aus  ganz  trag- 
barem Boden  bestehenden  Acker-,  Wiesen-  und  Waldgrundstücke 
waren  bei  solcher  Sachlage  nur  sehr  untergeordneter  Art  und 
mussten  bei  nassen  Jahren  ganz  ausfallen. 

Noch  1824  wurde  über  die  Beschaffenheit  der  zu  den  Seiten 
der  Landgräben  gelegenen  Wiesen  geschrieben  : 

»Sie  sind  grösstenteils  brüchig,  im  Frühlinge  unter  Wasser, 
das  wenig  Abfluss  hat.  Bis  das  Wasser  in  die  Erde  sinkt  und 
verdunstet,  sind  sie  nutzlos;  das  erfolgt  gewöhnlich  erst  Ende 
Mai,  oft  aber  erst  gegen  Johanni.  Die  darauf  wachsenden  Gräser 
sind  daher  hart,  sauer  und  nicht  sehr  nahrhaft.« 

Und  noch  1853  schrieb  die  damals  mit  Recherchen  beauf- 
tragte Kommission : 

»Das  Bruch  ist  eine  aus  Wiese  und  Forst  gebildete  Niederung. 
Die  Forsten  ziehen  sich  abwechselnd  bis  an  den  Landgraben 
heran  oder  treten  hinter  die  demselben  liegenden  Wiesen  zurück. 
Ihre  Hauptbestandteile  sind  Erlen  und  Haarweiden  mit  einge- 
sprengten Ebereschen.  Die  Forstbäume  zeigen  einen  kümmer- 
lichen Stand,  der  in  einem  erhöhten  Massstabe  auftritt,  wenn  die 
abgeholzten  Stöcke  von  einer  Ueberschwemmung  überrascht 
werden,  ehe  sie  neue  Zweige  getrieben. 

»Die  Heuwerbung  ist  selbst  bei  günstigen  Jahren  sehr  schwierig 
und  kostspielig.  Das  Bruch  ist  nur  auf  den  allerwenigsten  Stellen 
für  Wagen  erreichbar.  Auf  den  überschwemmten  Wegen,  welche 
das  Bruch  nur  in  Führten  durchschneiden,  gehen  die  Wagen  bis 
hoch  über  die  Räder  im  W' asser.  Zum  grössten  Teil  aber  müssen 
Kähne  auf  den  das  Bruch  durchschneidenden  Quergräben  durch 
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Arbeiter  oder  Gespanne  bis  an  die  Orte  hingezogen  werden,  wo 
sie  mit  Gras  beladen  und  von  da  zurückgezogen  werden  ;  Men- 
schen und  Vieh  stehen  bis  über  die  Lenden  im  Wasser. 

»In  ungünstigen  Jahren  ist  die  Heuwerbung  ganz  unmöglich 
und  wird  es  nötig,  die  Gras-  und  anderen  Pflanzen  bis  zum  harten 
Frost  ungehauen  stehen  zu  lassen,  um  sie  dann  zur  Streu  zu  be- 
nutzen. In  vielen  minder  günstigen  Jahren  ist  es  auch  nur  mög- 
lich, die  Gräser  bis  zum  Wasserspiegel  abzuhauen.« 

Die  Bodenbeschaffenheit  der  Niederung  wird  so  angegeben : 
Die  Krume  ist  fast  eine  reine  Humusschicht ,  welche  in  einer 
Mächtigkeit  von  i  bis  3  Fuss  Tiefe  auftritt.  Der  Untergrund  ist 
ein  reiner  durchlassender  Sand  ,  der  seine  Farbe  vom  bläulichen 
bis  zum  roten  infolge  der  verschiedenen  Eisenverbindungen  wechselt. 
Die  Krume  bildet  den  sogen,  reinen  Moder,  welcher  aus  unvoll- 
kommen verwesten  Pflanzenbestandteilen  und  Sedimenten  des 
Wassers  gebildet  ist. 

Die  zu  entwässernde  Fläche  betrug  35  331  Normalmorgen, 
die  Meliorationsarbeiten  sind  in  den  Jahren  1861  bis  1866  ausge- 
führt worden. 

Es  waren  im  ganzen  9,40  Meilen  Landgraben  zu  regulieren. 
Früher  waren  Krankheiten  unter  den  Arbeitern  und  Seuchen 
unter  dem  Vieh  die  Folgen  der  Versumpfung ,  die  jetzt  als  be- 
seitigt angesehen  werden  können. 

Der  Wasserspiegel  ist  infolge  der  Beschaffung  des  geregelten 
Wasserabflusses  um  i  resp.  2  Fuss  gesenkt  und  eine  gleiche 
Senkung  des  angrenzenden  Bruchterrains  eingetreten.  Infolge 
davon  wird  die  obere  Humusschicht  entsäuert  und  erzeugt  bessere 
und  nahrhaftere  Gräser. 

Ebenso  werden  sich  in  den  P'orstdistrikten  zum  Teil  ganz 
wertvolle  Wiesen  herstellen  oder  die  bisherigen  schlechten  Hölzer 
durch  bessere  ersetzen  lassen  und  diese  bei  gehöriger  Bewirt- 
schaftung einen  höheren  Ertrag  liefern  als  die  bisher  vorhandenen 
Erlen-Weiden. 

8.  Die  Erschliessung  der  Obra-Brücher. 

Durch  die  Obra,  ein  die  Provinz  Posen  in  der  Hauptrichtung 
von  Südost  nach  Nordwest  —  nicht  weit  von  der  russisch-pol- 
nischen Grenze  bis  Schwerin  —  unweit  der  brandenburgischen 
Grenze  durchfliessender  linker  Nebenfluss  der  Warthe  wird  ein 
Gebiet    von  im    ganzen    etwa    53  Q Meilen    entwässert.     Etwa  in 
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der  Mitte  ihres  Laufs  tritt  die  Obra  zwischen  Kosten  und  Unruh- 
stadt (oder  Karge)  auf  eine  in  ungleicher  Breite  von  V2  bis  i  Meile 
in  der  Richtung  von  Osten  nach  Westen  in  einer  Länge  von  un- 
gefähr 8  Meilen  sich  hinziehende  Bodensenkung,  bekannt  unter 
dem  Namen  Übrabruch.  In  der  Vorzeit  scheint  das  hier  bezeich- 
nete Gebiet  ein  Seebecken  gewesen  zu  sein.  Diese  Tiefe  wurde, 
wie  dies  bei  allen  Seen  der  Fall  ist,  in  welche  sich  Flüsse  ergiessen, 
allmählich  ausgefüllt  durch  Sinkstoffe,  welche  von  den  Obra-Ge- 
wässern  herangeführt  wurden.  Nach  und  nach  hatte  sich  eine 
hauptsächlich  aus  Eichen,  Ellern  und  Eschen  bestehende  Baum- 
vegetation hier  gebildet ,  und  hatten  sich  Schilfe  und  andei-e 
Bruchpflanzen  eingefunden.  Infolge  der  unteren  Bewurzelung 
und  durch  Niederschlagen  von  verwesten  Vegetabihen  hatte  sich 
im  Laufe  der  Zeit  über  der  früheren ,  aus  feinem  gelben  und 
weissen  Sand  bestehenden  Seesohle  ein  Bruchboden  gebildet  in 
der  Stärke  von  i — 4  Fuss,  in  welchem  die  Obra  ganz  allmählich 
ihr  Flussbett  markiert  hatte. 

Allein  noch  im  vorigen  Jahrhundert  war  das  grosse  Obra- 
bruch  mit  Ausschluss  der  den  angrenzenden  Höhen  zunächst  ge- 
legenen Rändern  nur  ein  einziger  Sumpf,  in  den  sich  von  allen 
Seiten  die  Gewässer  wild  ergossen.  Nur  Schilf  und  Rohr ,  auf 
den  etwas  höher  gelegenen  Stellen  auch  Erlen,  Weiden  etc.  waren 
die  geringe  Nutzung,  welche  dieses  Bruch  gewährte. 

Aber  auch  die  Werbung  dieser  geringen  Erträge  war  noch 
mit  den  grössten  Schwierigkeiten  verknüpft,  ja  oft  unmöglich,  da 
das  Bruch,  abgesehen  von  einzelnen  schlechten  Strassen,  welche 
man  durch  dasselbe  geschüttet ,  unpassierbar  war  und  nur  bei 
Frostwetter  betreten  werden  konnte.  Die  Ausdünstungen  des 
stehenden  Wassers  erzeugten  in  den  am  Bruch  liegenden  Ort- 
schaften verheerende  Krankheiten  unter  Menschen  und  Vieh. 

Dieses  Bruchgebiet,  welches  mit  seinen  vielen  schmalen  Ver- 
zweigungen etwa  6  Q  Meilen  umfasst ,  ist  seit  dem  Jahre  1863 
nach  Vollendung  eines  umfassenden  Netzes  von  Abzugs-  und  Be- 
wässerungskanälen, Stauanlagen  und  Schleusen  in  nutzbares  Weide- 
und  Ackerland  umgewandelt  worden. 

Bei  diesen  Meliorationsarbeiten  waren  bei  der  Unzugänglich- 
keit des  zu  verbessernden  Terrains  überaus  grosse  Schwierig- 
keiten zu  überwinden.  In  seiner  Hauptausdehnung  wird  das  Bruch 
von  drei  Hauptgräben  durchschnitten.  Die  gezogenen  Haupt- 
gräben haben    eine  Länge    von    rund    30  Meilen    und    ausserdem 
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die  Nebenkanäle  und   Bewässerungskanäle    eine    solche  von  etwa 
5   Meilen. 

Durch  diese  Kulturanlagen  erhielt  ein  Gebiet  von  115  230 
Morgen ,  fast  ausschliesslich  in  den  Kreisen  Kosten  und  Bomst 
belegenen ,  früher  sumpfigen  Terrains  eine  geregelte  Ent-  und 
Bewässerung. 

Die  Ausführung  dieser  Landeskulturschöpfung  hat  eine  Ge- 
schichte von  genau  70  Jahren. 

Die  erste  Anregung  zur  Urbarmachung  des  Obrabruches  ge- 
schah im  Jahre  1793  durch  die  Posen'sche  Kriegs-  und  Domänen- 
kammer. Damals  lag  auch  die  Schiffbarmachung  des  Obraflusses 
im  Plane.  Schon  im  Jahre  1799  wurde  mit  den  Meliorations- 
arbeiten der  Anfang  gemacht.  Im  Jahre  1806  waren  die  nach 
dem  damaligen  —  noch  ohne  Nivellement  —  aufgestellten  Plane 
auszuführenden  Arbeiten  beendet.  Es  waren  fünf  Kanäle  von 
einer  Gesamtlänge  von  21  Meilen  gezogen  mit  einem  um  20  000 
Thaler  geringeren  als  dem  veranschlagten  Kostenaufwande,  näm- 
lich mit  rund  iio  OOO  Thlr.  Das  Resultat  aber  war  ein  unvoll- 
kommenes, so  dass  man  gleich  bei  der  Beendigung  der  Arbeiten 
auf  deren  Vervollständigung  Bedacht  nehmen  musste. 

Es  wurden  daher  neben  Verbesserung  der  bestehenden  Kanäle 
in  den  Jahren  1806 — 1833  noch  neue  gezogen  und  das  Kanalnetz 
auf  eine  Gesamtlänge  von  31 V4  Meilen  gebracht.  Die  in  dieser 
Zeit  verausgabten  Kosten  betrugen  rund  34  000  Thlr. ,  so  dass 
für  Melioration  des  Obrabruchs  in  den  Jahren  1796 — 1833  rund 
144000  Thlr.  verausgabt  worden  waren. 

Allein  auch  diese  letzteren  Arbeiten  genügten  noch  nicht. 
Es  stellte  sich  heraus,  dass  an  manchen  Stellen ,  wo  die  Kanäle 
zu  tief  lagen,  es  den  angrenzenden  Ländereien  an  der  nötigen 
Feuchtigkeit  mangelte  und  dieselben  an  zu  grosser  Trockenheit  litten. 

Es  wurde  daher  nunmehr  zu  einer  nochmaligen  gründlichen 
Untersuchung  geschritten  und  ein  neuer  Plan  auf  Grund  von  — 
nunmehr  möglichen  —  Nivellements  aufgestellt ,  bei  welchem 
gleichzeitig  auf  eine  genügende  Bewässerung  des  Terrains  Rück- 
sicht genommen  wurde. 

Die  Ausführung  dieser  Arbeiten  auf  Grund  des  Henning' sehen 
Projekts  erfolgte  in  den  Jahren  1850 — 1863.  Die  Ausführung  ein- 
schliesslich der  Vorarbeiten  und  Unterhaltung  der  bestehenden 
Anlagen  erforderte  eine  Bausumme  von  rund    688  000  Thlr. ,    so 
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dass    nunmehr    für  die  Melioration    des  Obrabruchs    seit  1793  im 
ganzen  832  000  Thlr.  (=    2496000  M.)    verausgabt  worden  sind. 

Der  zur  Ueberwachung  der  Ausführung  dieser  letzten  Ar- 
beiten bestellte  Regierungskommissar  war  der  damalige  Landrat 
in  Kosten  i'on  Madai  (später  Polizei-Präsident  von  Berlin),  welcher 
als  solcher  von  1849  bis  1857  fungierte.  Der  von  ihm  über  seine 
Thätigkeit  als  Kommissar  erstattete  Bericht  erschien  im  Früh- 
jahr 1867. 

Trotz  der  wiederholten  kostspieligen  Arbeiten  kann  auch 
diese  Melioration  noch  nicht  als  ganz  geglückt  angesehen  werden. 
Bei  dem  letzt  ausgeführten  Projekt  hatte  man  nämlich  die  Ar- 
beiten auch  ausgedehnt  auf  die  Regulierung  einer  weiten  Strecke 
des  Flusslaufs  der  Obra  oberhalb  des  Bruchs.  Infolge  dessen  ist 
ein  rascherer  Abfluss  der  Obragewässer  in  das  Bruchgebiet  ein- 
getreten. Da  nun  dieser  Umstand  bei  Anlage  des  Abflussgrabens 
nicht  genügend  berücksichtigt  ist,  so  hat  sich  mehrfach  bei  starken 
Niederschlägen  wiederum  eine  Stauung  der  Gewässer  im  Bruch- 
gebiet eingestellt.  Beispielsweise  sind  1889  die  Wiesen  so  lange 
mit  Wasser  bedeckt  gewesen ,  dass  die  Heuernte  verloren  ge- 
gangen ist.  Diesem  Uebelstande  abzuhelfen,  ist  eine  abermalige 
Kulturarbeit  erforderlich ,  nämlich  eine  Erweiterung  der  Sohlen- 
breite des  unteren  Übralaufes  und  eine  Verminderung  des  Ge- 
fälles im  oberen  Lauf, 

Der  vorbeschriebenen  Melioration  des  Obra-Bruches  schloss 
sich  auf  benachbartem  Gebiet  später  noch  eine  weitere  an,  wobei 
es  sich  um  Entwässerung  einer  mehr  zerstreut  liegen- 
den Bruchfläche  von  rund  1 5 000 Morgen  handelte.  Südlich 
vom  Obrabruch  nämlich,  in  unmittelbarer  Verbindung  mit  dem- 
selben, hegen  zusammengehäuft  eine  grössere  Anzahl  (etwa  20) 
kleinerer  und  grösserer  Seen  ,  um  welche  und  zwischen  welchen 
sich  Bruchländereien  ausdehnen.  Durch  Mühlenanlagen  war  das 
in  dieselben  aus  einem  Gebiet  von  9  bis  10  (H  Meilen  zuströmende 
Wasser  dergestalt  gestaut ,  dass  jene  Moorflächen  meist  unter 
Wasser  standen. 

In  den  Jahren  1863  bis  1865  wurde  zur  Entwässerung  dieser 
Gebiete  durch  Beseitigung  einer  Mühle  und  Verbindung  der  Seen 
untereinander  vermittelst  Abzugsgräben  geschritten  und  der  Wasser- 
spiegel um  durchschnittlich   2V2  Fuss  gesenkt. 

Vor  Ausführung  der  Meliorationen  befanden  sich  fast  sämt- 
liche Bruchgrundstücke  in  einem  sehr  versumpften  Zustande  derart. 
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dass  der  grösste  Teil  derselben  nur  bei  sehr  trockenem  Wetter 
oder  im  Winter  betreten  werden  konnte.  Die  Erträge  waren 
diesem  Zustande  entsprechend.  Der  Boden  brachte  nur  harte, 
saure  Gräser  hervor  ,  die  nach  dem  Mähen  zum  Trocknen  aus 
dem  Wasser  an  die  höher  gelegenen  Uferränder  getragen  werden 
mussten,  wenn  die  Besitzer  es  nicht  vorzogen,  dieselben  im  Winter 
als  Streu  zu  verwerten. 

In  einzelnen  Gegenden  fand  eine  Ernte  überhaupt  nicht  statt. 
Das  Vieh,  für  welches  in  Ermangelung  anderer  Wiesengrundstücke 
hinreichende  Futtervorräte  nicht  vorhanden  waren,  wurde  in 
die  Sümpfe  getrieben,  um  die  über  dem  Wasser  hervorragenden 
Halme  abzuweiden ;  hierbei  aber  wurde  die  weiche  Grasnarbe 
durchtreten,  und  es  bildeten  sich  infolge  dessen  sog.  Kaupen  oder 
Bulten  ,  welche  büschelartig  über  dem  Wasser  hervorragten  und 
hierdurch  allein  den  Unterschied  zwischen  Land  und  See  markierten. 

Die  Gesamtkosten  dieser  Meliorationen  haben  sich  auf  rund 
53  000  M.  belaufen. 

Der  Erfolg  dieser  Meliorationsarbeiten  ist  von  dem  K.  Land- 
rat in  Kosten,  Delsa ,  in  dessen  im  Jahre  1870  erschienenen  ge- 
druckten Berichte  als  ein  im  ganzen  sehr  günstiger,  teilweise  sogar 
ausgezeichneter  bezeichnet.  Die  Bruchgrundstücke  haben  nach 
erfolgter  Trockenlegung  hinreichende  Feuchtigkeit  behalten ,  um 
als  Wiesen  benutzt  und  kultiviert  werden  zu  können ;  auch  ist 
durch  Tieferlegung  der  Seen  eine  grosse  Fläche  Land  gewonnen, 
die  mit  der  Zeit  ertragfähiger  geworden  ist. 

Mit  verhältnismässig  geringem  Kostenaufwande  ist  hier  eine, 
sowohl  wegen  der  beteiligten  umfangreichen  Fläche  als  auch  wegen 
des  erzielten  Erfolges  bedeutende  Melioration  erreicht  worden. 

II.  Die  noch  auszuführenden  Entwässerungs- 
Pro  j  e  kt  e. 

Wenn  auch ,  wie  wir  uns  in  dem  vorstehenden  Abschnitte 
unterrichtet  haben,  die  auf  die  wirtschaftliche  Erschliessung  der 
in  Deutschland  belegenen  sumpfigen  Niederungsböden  gerichteten 
Bestrebungen  den  grossen  Erfolg  gehabt  haben,  dass  die  weitaus 
bedeutendsten  Niederungsgebiete,  und  zwar  teilweise  schon  seit 
sehr  langer  Zeit,  in  ertragreiches  Kulturland  umgewandelt  worden 
sind  ,  so  ist  doch  der  Gegenwart  und  Zukunft  noch  immer  eine 
nicht  unerhebliche  Zahl  von  kleineren  Entwässerungsarbeiten  aus- 
zuführen  vorbehalten  geblieben,    und  zwar  namentlich    im  Fluss- 

Zeitschrift  für  die  ges.  Staatswissensch.  1895.  III.  3O 


464  ^''-  ^li^ust  Pflug: 

gebiete  der  Oder.  Hier  sind,  wie  wir  dargethan  haben,  schon 
früher  bedeutende  Entsumpfungen  zur  Ausführung  gebracht  worden. 
Aber  noch  giebt  es  namentHch  im  oberen  Fkissgebiet  und  am 
rechten  Ufer  derselben  noch  weite  sumpfige  Niederungen,  welche 
sich  durch  geeignete  Landeskulturarbeiten  in  ertragreiche  Wiesen 
und  in  Ackerland  verwandeln  lassen. 

An  sich  würden  die  hier  in  Frage  stehenden  kleineren  Projekte 
ja  kaum  ein  allgemeineres  Interesse  bieten  können;  allein,  da 
diese  Projekte  in  einer  Zeit  zur  Ausführung  kamen  ,  wo  die  bei 
den  bereits  früher  ausgeführten  Projekten  gemachten  Fehler,  sowie 
die  infolge  dessen  sich  herausgestellten  Uebelstande  klar  zu  Tage 
liegen,  so  ist  es  interessant,  die  für  diese  kleineren  Gebiete  aus- 
gearbeiteten Projekte  kennen  zu  lernen ,  um  aus  ihnen  sich  zu 
unterrichten,  wie  man  die  früher  begangenen  Fehler  und  die  da- 
raus folgenden  Schäden  und  Nachteile  zu  vermeiden  sich  anschickt. 

Vor  allen  anderen  Projekten  interessiert  nach  dieser  Richtung 
dasjenige,  welches  die  Regulierung  der  Bodenfeuchtigkeit  und  der 
Niederschlagsgewässer  in  den  Flussgebieten  der  Bartsch  und  ihrer 
Nebenflüsse  Horle  und  Massel  zum  Zweck  hat. 

Die  Bartsch  mündet  in  die  Oder  beim  Städtchen  Schwusen, 
nachdem  sie  unmittelbar  vor  ihrer  Mündung  den  Schlesischen 
Landgraben  aufgenommen  hat.  Das  Mündungsgebiet  der  Bartsch 
liegt  bereits  im  Norddeutschen  Tief  lande,  welches  bis  dahin  seine 
südlichsten  Verzweigungen  sendet.  Schon  hieraus  ergiebt  sich, 
dass  das  Wasser  der  Bartsch  in  deren  unterem  Laufe  kein  grosses 
Gefäll  hat.  Sobald  die  Oder  Hochwasser  hat ,  stauen  sich  die 
Wellen  etwa  eine  Meile  aufwärts.  Mit  dem  Eintritt  der  Bartsch 
in  schlesisches  Gebiet  durchfliesst  sie  fast  bis  zur  Mündung  eine 
sumpfige  Niederung  mit  zahllosen  Seen.  Fast  das  ganze  von  der 
Bartsch  durchflossene  Gebiet  bildet  eine  grosse  Einsenkung,  welche 
im  Süden  vom  Katzengebirge  begrenzt  wird.  Das  schwache  Ge- 
fäll verursacht  in  Verbindung  mit  der  Gesamtausbildung  der 
Flussniederung  ein  ausserordentlich  leichtes  Austreten  des  Flusses, 
ein  sehr  langsames  Ablaufen  der  Hochwasser,  sowie  eine  ausser- 
gewöhnlich  starke  Versandung  der  Flusssohle  im  mittleren  Teile 
des  Flusslaufes.  In  den  letzten  Jahrzehnten  sind  daher  in  den 
niedrig  gelegenen  Teilen  des  Inundationsgebiets  Erträge  über- 
haupt nicht  erzielt ,  in  den  höher  gelegenen  Teilen  aber  ist  die 
Bestellungsarbeit  verzögert,  und  sind  die  Erträge  vielfach  benach- 
teiligt worden. 
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Angesichts  dieser  Verhältnisse  wird  beabsichtigt,  den  be- 
zeichneten Uebelständen,  die,  wie  man  sieht,  sich  als  die  charak- 
teristischen Merkmale  für  fast  jedes  Niederungsgebiet  erweisen, 
durch  Regulierung  des  Flusslaufes,  Eindeichung  und  Entwässerung 
zu  beseitigen.  Das  Projekt  unifasst  ein  Gebiet  von  etwa  6400  ha, 
darunter  3200  ha  Wiesen,  welche  mit  Stauberieselungen  \ersehen 
werden  sollen.  Die  Gesamtkosten  für  Flussregulierungen  und 
Eindeichung  sind  auf  r  480000M.,  also  für  das  Hektar  auf  230  M., 
die  Kosten  für  die  Stauberieselung  auf  500000  M. ,  also  für  das 
Hektar  berieselter  Wiesen  auf  134  M.  berechnet. 

An  H  o  r  1  e  und  Massel,  wo  die  Verhältnisse  ganz  ähn- 
liche sind  wie  an  der  Bartsch ,  beträgt  das  Meliorationsgebiet 
6000  ha ,  von  denen  2100  ha  Wiesenflächen  sind ,  die  gleichfalls 
mit  Stauberieselung  versehen  werden  sollen.  Die  Gesamtkosten 
für  Flussregulierung  und  Eindeichung  sind  auf  i  240  000  M.,  also 
auf  207  M.  pro  ha,  die  Kosten  der  Stauberieselung  auf  292000  M., 
also  auf  140  M.   das  Hektar  Wiese  berechnet. 

Die  Gesamtkosten  für  die  Regulierung  der  genannten  drei 
Flussgebiete  werden  sonach  sich  auf  3500000  M.  stellen,  dem- 
gegenüber der  durch  die  beabsichtigte  Melioration  zu  erzielende 
Mehrertrag  für  die  beteiligte  Meliorationsfläche  nach  einem  Gut- 
achten des  K.  Domänenpächters  Negendank  zu  Herrenstadt  auf 
700  000  M.  jährlich ,  d.  h.  auf  20  Prozent  der  aufzuwendenden 
Kosten  berechnet  ist. 

Auch  das  jetzt  zur  Ausführung  geplante  Projekt  kann  nur 
als  Schlussstein  für  jahrhundertelange  Bestrebungen  und  Versuche, 
für  die  Ländereien  an  der  Bartsch  einen  dauernden  befriedigen- 
den Zustand  zu  schaffen,  angesehen  werden,  denn  schon  seit  dem 
9.  Juli  1678  machen  sich  solche  Bestrebungen  kund.  In  den 
Jahren  1747  bis  1781  bereits  wurde  eine  Entsumpfung  bedeutender 
Ländereien  herbeigeführt ,  welcher  mehrere  Kolonien  ihre  Ent- 
stehung verdanken. 

in  neuester  Zeit  ist  nun  nach  wiederholten  Verheerungen, 
welche  die  Hochwasser  in  diesem  Niederungsgebiet  angerichtet 
haben,  eine  Genossenschaft  für  die  Melioration  des  Bartschflusses 
zu  Stande  gekommen. 

Die  Missstände  ,  welche  sich  bei  den  bisherigen  Wasserver- 
hältnissen herausgestellt  haben ,  wodurch  den  Anliegern  bedeu- 
tende Verluste  erwachsen  sind,  bestehen  in  Folgendem;  Bei 
Niedrigwasser   leiden    sämtliche    höher    liegenden  Teile   unter  zu 
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grosser  Trockenheit ;  schon  geringes  Wachswasser  aber  bringt  eine 
Versumpfung  der  niedrig  gelegenen  Wiesen  hervor ;  die  Winter- 
und  Frühjahrs-Hochwasser  sind  Lebensbedingungen  für  die  Wiesen, 
vernichten  aber  die  Aussaat  auf  den  Aeckern,  falls  sie  in  grosser 
Höhe  auftreten  ;  die  Sommerhochfluten  vernichten  die  ganze  Ernte; 
die  mangelhafte  Entwässerung  bewirkt ,  dass  nach  dem  Abfallen 
des  Hochwassers  noch  langes  Stagnieren  des  Wassers  in  den 
tiefliegenden  Teilen  des  Geländes  die  Regel  bildet. 

Der  Schaden,  der  unter  diesen  Verhältnissen  den  Anliegern 
in  dem  Zeitraum  von  1823  bis  1886  erwachsen  ist,  wird  für  das 
Gebiet  der  Bartsch  auf  rund  15  Millionen  Mark  berechnet,  d.  h. 
für  I  ha  und  Jahr  ein  solcher  von  rund  34  M. 

Wie  man  sieht,  liegen  die  Verhältnisse  in  diesem  Meliora- 
tionsgebiete sehr  kompliziert.  Das  Projekt  musste  daher  folgendes 
zu  erreichen  suchen:  Hebung  des  Niedrigwasserstandes  überall 
dort,  wo  sie  gewünscht  wird  und  notwendig  ist;  eine  Abführung 
des  Mittelwassers  und  der  kleinen  Hochwasser  bei  einer  Wasser- 
standshöhe, die  als  unschädlich  angesehen  werden  kann ;  die  Ab- 
haltung der  Hochwasser  von  der  Niederung,  soweit  dieses  mög- 
lich und  in  wirtschaftlichem  Sinne  vorteilhaft  ist ;  die  Herstellung 
einer  Stauberieselung  für  sämtliche  Wiesenflächen  ;  die  Ausbildung 
einer  guten  Entwässerung. 

Demgemäss  wird  bei  den  auszuführenden  Kulturarbeiten  ein 
der  Lage  der  Verhältnisse  entsprechendes  Deich-,  Stau-,  Abzugs- 
und Zuleitungssystem  in  Aussicht  genommen,  welches  von  dem 
bei  anderen  Projekten  beobachteten  Verfahren  vielfach  abweicht 
und  Aussicht  hat ,  dass  der  Zweck  in  möglichst  vollkommener 
Weise  erreicht  wird.  Bezüglich  der  zur  Abhaltung  der  Hochwasser 
anzulegenden  Deiche  sind  folgende  nationalökonomisch  wichtige 
Ueberlegungen  geltend  gewesen :  i)  Je  höher  der  Wasserstand 
ist,  welchen  die  Deiche  abhalten  sollen ,  um  so  grösser  werden 
die  Kosten  für  dieselben.  2)  Nur  dann  sind  die  für  einen  Deich 
verwandten  Gelder  wirtschaftlich  angelegt,  wenn  dieselben  in  dem 
Zeitraum,  in  welchem  sich  die  Hochwasser  wiederholen,  an  Zinses- 
zinsen eine  Summe  aufbringen,  die  gleich  oder  kleiner  ist,  als 
der  Schaden,  welcher  das  Wasser  ohne  Deiche  anrichten  würde. 
3)  Es  ist  deshalb  oft  empfehlenswerter,  einen  niedrigen  und  billigen 
Deich  zu  bauen ,  der  nur  die  mittleren  Hochwasser  kehrt ,  als 
einen  solchen,  welcher  auch  gegen  die  grösste  Flutwelle  schützt. 

In  diesen  Gesichtspunkten  ist  ein  entschiedenerFort- 
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schritt  gegen  früher  ausgeführte  Deichbauten 
zu  erblicken,  wobei  man  gerade  bestrebt  war,  die  Deiche 
so  hoch  und  stark  zu  bauen,  dass  sie  selbst  den  höchsten  be- 
kannten Wasserständen  Stand  halten  konnten.  Hiernach  geht 
man  also  nicht  darauf  hinaus ,  die  Frühjahrshochfluten  von  dem 
Kulturgelände  abzuwenden,  die  ja  sehr  grosse  Schäden  nicht  ver- 
ursachen können.  Man  beabsichtigt  sogar  das  Winter-Hochwasser 
durch  Schleussen  direkt  einzulassen,  wodurch  eine  Bedüngung  mit 
mineralischen  Düngemitteln  möglich  gemacht  ist. 

Neben  dem  soeben  eingehender  behandelten  Meliorations- 
projekt sind  noch  auszuführen  und  bereits  seit  Jahren  in  Aus- 
führung begriffen  eine  grössere  Anzahl  von  Projekten  in  den  be- 
kannten Notstandsdistrikten  Oberschlesiens,  in  den  Kreisen  Pless, 
Rybnik,  Lublinitz,  sowie  in  Teilen  der  Kreise  Tost-Gleiwitz ,  Ra- 
tibor  und  Kosel.  Hier  finden  sich  ungemein  zahlreiche,  teilweise 
noch  zum  Weichselgebiet  gehörende  Wasserläufe,  welche  z.  T.  in 
trägem  Laufund  vielen  Windungen  dahinfliessen  und  weite  Strecken 
sonst  nutzbaren  Landes  versumpfen.  Dieser  unwirtschaftliche  Zu- 
stand der  betreffenden  Flussläufe,  durch  welchen  der  Ertrag  der 
angrenzenden  Niederungen  immer  mehr  verringert  wurde,  schhesst 
einen  Teil  der  Ursachen  der  dort  öfter  eingetretenen  Notstände 
in  sich,  wie  solcher  noch  zuletzt  im  Jahre  1880  wieder  bemerkt 
worden  ist. 

Um  diesen  Notständen  zu  begegnen,  ist  die  preussische  Staats- 
regierung darauf  bedacht  gewesen,  die  Ertragfähigkeit  der  ver- 
sumpften Grundstücke  durch  eine  zweckmässige  Entwässerung, 
sowie  durch  Regulierung  der  Flussläufe  zu  erhöhen.  Auch  hier 
handelt  es  sich  um  Wiedergewinnung  und  teilweise  Neuerschliessung 
ehemals  ertragreicher  Gelände. 

Die  diesbezüglichen  Kulturarbeiten,  wobei  die  Interessen  von 
Hunderten  von  Ortschaften  beteiligt  sind,  sollten  sich  nach  der 
Absicht  der  Regierung  auf  nicht  weniger  als  54  000  ha  ver- 
sumpften Bodens  erstrecken.  Das  betreffende  Gesetz ,  welches 
die  Mittel  für  diese  bedeutende  Kulturarbeit  bereit  stellt,  datiert 
vom  22.  Januar  1881.  Es  kommt  dabei  hauptsächlich  darauf  an, 
gesunde  Viehweiden  zu  schaffen ,  welche  bis  dahin  fehlten.  Es 
wird  erwartet,  dass  mit  Ausführung  der  Projekte  die  Viehzucht, 
welche  sich  in  diesen  Distrikten  wegen  der  Nähe  der  volkreichen 
Fabrik-  und  Bergwerksstädte  besonders  lohnend  erweist,  in  Auf- 
schwung kommt. 
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IIL  Der  gegenwärtige  Zustand  in  den  erschlosse- 
nen Niederungen    und  die   wirtschaftliche  Lage 
der  Niederungsbewohner. 

Der  Zweck  der  Kulturarbeiten ,  wie  wir  solche  in  den  vor- 
stehenden Abschnitten  nach  ihrer  historischen  Entstehung  und 
der  Art  ihrer  Ausführung  zur  Darstellung  gebracht  haben ,  be- 
steht darin ,  die  Niederungsböden  von  dem  dem  Gedeihen  der 
Kulturgewächse  schädlichen  überflüssigen  Wasser  zu  befreien  und 
denselben  Schutz  vor  unzeitigen  Ueberschwemmungen  bezw.  vor 
Ueberschwemmungen  überhaupt  zu  gewähren. 

Technisch  wurde  diese  Frage  je  nach  Lage  der  besprochenen 
Verhältnisse  gelöst  durch  Schaffung  einer  genügenden  Vorflut, 
durch  Beseitigung  von  Mühlenstauen ,  Anlage  von  Vorflut-  und 
Abzugsgräben,  sowie  Errichtung  von  Deichen. 

Wir  haben  gesehen ,  dass  manche  dieser  Arbeiten  zunächst 
unvollkommen,  unzureichend  und  im  ganzen  unzweckmässig  und 
unsystematisch  ausgeführt  wurden,  und  dass  sich  im  Laufe  der 
Zeit  das  Bedürfnis  nach  einer  Abänderung  oder  Ergänzung  der 
bereits  bestehenden  Anlagen  geltend  machte,  und  dass  diesem 
Bedürfnis  z.  T.  erst  in  neuester  Zeit  genügt  worden  ist.  Ent- 
wässerungsarbeiten, die  bereits  unter  Friedrich  dem  Grossen  aus- 
geführt worden ,  gelangten  erst  in  der  Mitte  dieses  Jahrhunderts 
zu  einem  systematischen  Abschluss. 

Schon  hieraus  lässt  sich  die  Vermutung  schöpfen  ,  dass  für 
die  Niederungen  durch  die  zur  Ausführung  gelangten  Kulturan- 
lagen ein  dauernder  Zustand  nicht  herbeigeführt  worden  ist;  dass 
mit  den  fraglichen  Anlagen  zwar  dem  Bedürfnis  des  Augenblicks 
oder  dem  einer  längeren  oder  kürzeren  Zeitperiode  genügt  war, 
dass  aber  die  Anlagen  keineswegs  die  Garantie  boten,  dass  nun 
für  alle  Zeiten  ein  Zustand  geschaffen  war,  auf  welchen  sich  auf 
die  Dauer  berechnete  Wirtschaftssysteme  begründen  Hessen. 

Diese  Erkenntnis  von  dem  Mangel  dieser  Landeskulturar- 
beiten haben  die  Ausführer  derselben  ebenso  wenig  gehabt,  wie 
die  Bewohner,  welche  sich  in  den  entwässerten  und  geschützten 
Niederungen  alsbald  nach  Beendigung  der  Bauten  in  vertrauens- 
seliger Weise  anzusiedeln  begannen.  Man  konnte  diese  Erkenntnis 
damals  auch  noch  nicht  haben ,  weil  erst  weit  später  sich  jene 
grossen  Veränderungen  durch  das  ganze  Land  hindurch  vollzogen, 
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durch  welche  den  Niederungsbewohnern  heute  so  grosse  Gefahr 
erwachsen  ist. 

Auf  fast  allen  Höhenböden  nämlich  ist  das  System  das  herr- 
schende geworden ,  die  Niederschlagsgewässer  so  schnell  wie 
möglich  durch  gerad  angelegte  Flutgräben  abzuführen.  Infolge- 
dessen und  durch  die  zahlreichen  Drainierungen,  Abholzungen, 
Anbruch  der  Böden  etc.  findet  bei  anhaltendem  Regen  oder  bei 
Gewittern  ein  übermässig  schneller  Abfluss  der  Niederschläge 
statt,  und  führen  die  abfliessenden  Gewässer  gegen  frühere  Ver- 
hältnisse weit  mehr  fein  zerteilte  Erdmassen  mit  sich,  welche  sich 
in  den  unteren  Flussläufen  absetzen  und  die  Flusssohle  erhöhen. 

Mit  diesem  e  in  f  1  u  s  s  r  e  i  c  h  e  n  F  a  k  t  o  r  hatman 
bei  den  früheren  Erschliessungsarbeiten  sumpfi- 
ger Niederungen  nicht  gerechnet  und  nicht  rech- 
nen können.  Nach  Lage  der  damaligen  Verhältnisse  hielt 
man  die  Niederungen  dauernd  für  jedwede  landwirtschaftliche 
Kultur  gewonnen  und  stellte  die  Niederungsböden  nach  dieser 
Richtung  den  Höheböden  völlig  gleich. 

So  ist  es  denn  auch  erklärlich,  dass  man  die  erschlossenen 
Niederungsböden  zu  einem  grossen  Teil ,  vielfach  sogar  zum 
grössten  Teil,  als  Ackerland  in  Benutzung  nahm ,  Ackerkulturen 
mit  Stallmistdüngung  einführte  und  demnach  auch,  um  die  erfor- 
derlichen Bestell-  und  Erntearbeiten  ausführen  zu  können  ,  seine 
Wohnstätten  und  die  erforderlichen  Wirtschaftsgebäude  mitten 
in  die  Niederungen  ,  vielfach  sogar  ganz  dicht  an  die  bei  jeder 
Hochflut  bedrohten  Deiche  errichtete ;  während  es  doch  weit  na- 
türlicher gewesen  wäre,  das  meist  nur  schmale  Streifen  bildende 
Niederungsgebiet  in  Weide  zu  legen  und  sich  an  dem  angren- 
zenden Höhenrande  anzusiedeln.  So  finden  wir  denn  namentlich 
in  den  Marschen  der  Elbe  und  Weser  an  der  Binnendeichsseite 
eine  fast  ununterbrochene  Reihe  menschlicher  Wohnungen  er- 
richtet. Und  die  Bewohner  benutzen  die  Krone  des  angrenzenden 
Deiches  zugleich  als  Verkehrsweg. 

Nach  und  nach  haben  sich  denn  nun  eine  ganze  Reihe  früher 
nicht  vorauszusehen  gewesener  Uebelstände  und  Gefahren  heraus- 
gestellt, von  welchen  die  wirtschaftlichen  Interessen  der  Niede- 
rungsbewohner ,  wie  allgemein ,  ein  wesentlicher  Bestandteil  des 
Nationalvermögens  bedroht  wird. 

Zunächst  hat  in  denjenigen  Niederungen,  welche  vordem 
regelmässig  mehreremal  im  Jahre  von  Hochfluten  überschwemmt 
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und  auf  solche  Weise  mit  Dungstoffen  versehen  wurden,  die  na- 
türhche  Fruchtbarkeit  abgenommen ;  der  Niederungsboden  ist 
schon  längst  erschöpft  und  bedarf  einer  energischen  künstlichen 
Bedüngung.  In  manchen  Niederungen ,  wo  das  Schwemmland 
tief  ist,  befolgt  man  seit  langer  Zeit  die  Methode,  Löcher  zu 
graben  und  die  unteren  Bodenschichten  zur  Bedüngung  der  Acker- 
fläche hervorzuschaffen.  Allein  diese  Arbeit,  welche  man  mit 
»Kuhlen«   bezeichnet,  ist  mit  vielen  Kosten  verbunden. 

Die  Weiden  der  Niederungen  geben  schon  lange  nicht  mehr 
die  Graserträge,  wie  in  den  ersten  Jahren  nach  der  Abdeichung, 
und  bedürfen,  gleich  dem  Ackerland,  der  Düngung. 

Schon  dadurch  aber  ist  die  Bewirtschaftung  der  Niederungs- 
böden viel  umständlicher  und  kostspieliger  geworden,  und  haben 
sich  dadurch  natürlich  auch  die  Reinerträge  und  infolge  dessen 
auch  die  Bodenwerte  bedeutend  vermindert. 

Hinzu  tritt  noch  ein  weiterer ,  noch  viel  unangenehmerer 
Umstand,  nämlich  die  Thatsache ,  dass  in  den  Niederungen  sich 
von  Jahr  zu  Jahr  immer  mehr  Nässe  einstellt ,  und  der  Grund- 
wasserstand ein  höherer  wird. 

Die  Voraussetzung,  dass  die  Niederungsböden,  nachdem  die 
Ueberflutungen  durch  Hochwasser  durch  die  hohen  starken  Deiche 
abgeschnitten ,  und  das  gewöhnliche  Niederschlagswasser  durch 
ein  oft  weit  verzweigtes  Netz  von  Abzugsgräben  so  zeitig  ent- 
fernt werden  könnte,  dass  mit  der  Aussaat  rechtzeitig  begonnen 
werden  könne,  hat  sich  je  länger  je  mehr  als  unzutreffend  erwiesen. 

Ausser  Berechnung  hat  man  gelassen ,  dass  das  durch  die 
Deiche  eingeengte  und  begradigte  Flussbett  mit  der  Zeit  eine 
Veränderung  dadurch  erleiden  musste ,  dass  die  Stoffe,  welche 
namentlich  die  Hochfluten  mit  sich  führten ,  nunmehr  sich  im 
Flussbett  zu  Boden  setzten  und  die  Flusssohle  erhöhen  mussten, 
infolge  dessen  die  Wasserwellen  in  eine  höhere  Lage  gebracht 
wurden ,  als  der  angrenzende  Niederungsboden ,  und  dass  bei 
dieser  veränderten  Sachlage  das  Wasser  seitwärts  in  die  Nie- 
derungen drängte.  Dadurch  hat  sich  das  sogen.  Dränge-  oder 
Qualmwasser  in  den  Niederungen  eingestellt,  welches  auch  dann 
noch  vorhanden  ist,  wenn  der  Schnee  längst  weggeschmolzen 
und  lange  Zeit  kein  Regen  mehr  war. 

Die  Folge  dieses  Zustandes  ist,  dass  im  Frühjahr,  wo  das 
Strombett  lange  Zeit  gefüllt  ist ,  die  Nässe  auf  den  Niederungs- 
böden nicht  weichen  will ,    die  Bestellzeit    somit  oft    weit  hinaus 
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gerückt  werden  muss,  und  vielfach  die  Bestellung  gar  nicht  aus- 
geführt werden  kann.  Es  stellt  sich  Unkraut  ein,  und  das  Gras 
auf  den  Weiden  will  ebenfalls  nicht  wachsen,  oder  es  bilden  sich 
saure  Gräser. 

Um  diesem  Zustande  in  etwas  abzuhelfen,  hat  man  sich  hier 
und  da  schon  entschliessen  müssen ,  kostspielige  Schöpfwerke 
herzustellen  und  die  Niederungen  durch  besondere  zu  diesem 
Zweck  erforderliche  Vervvallungen  genossenschaftlich  abzugrenzen. 
Diese  Schöpfarbeiten  sind  aber  vielfach  nur  als  eine  Sisyphus- 
Arbeit  zu  betrachten ,  denn  sobald  das  Drängewasser  nach  der 
einen  Seite  weggepumpt  wird,  drängt  es  von  neuem  nach,  ohne 
dass  man  es  in  der  Hand  hätte,  die  Zuflüsse  zu  verstopfen. 

Die  grösste  Notlage  der  Niederungsbewohner  aber  ist  daraus 
erwachsen ,  dass  die  ausgeführten  Deiche  mit  der  Zeit  weiter 
haben  ausgebaut  werden  müssen,  dass  die  Schuldenlast  der  ein- 
gedeichten Bewohner  dadurch  sehr  gewachsen  ist,  und  dass  gleich- 
wohl die  Erfahrung  der  letzten  Jahre  vollauf  bestätigt  hat ,  dass 
auch  trotz  der  aufgewendeten  Kosten  diese  Deichanlagen  doch 
keinen  sicheren  Schutz  vor  gänzlicher  Vernichtung  der  Woh- 
nungen und  Ernten  gewähren.  Denn  in  besorgniserregender  Weise 
haben  sich  namentlich  im  Frühjahr  beim  Eisgang  Deichbrüche 
mit  furchtbaren  Verheerungen  eingestellt.  Wir  erinnern  nur  an 
den  Deichbruch  im  Weichseldelta ,  wo  der  an  der  Nogat  aufge- 
führte Deich  nicht  Stand  hielt  und  die  mit  Eisschollen  hochge- 
türmten Fluten  in  die  Niederungen  einliess.  Es  war  dieses  einer 
der  bedeutendsten  Deichbrüche ,  die  jemals  vorgekommen  sind, 
und  war  demnach  auch  der  Schaden  ein  überaus  grosser,  abge- 
sehen von  dem  Schrecken ,  den  derselbe  unter  der  betroffenen 
Bevölkerung  angerichtet.  Zwar  ist  den  betroffenen  Bewohnern 
für  die  erlittenen  materiellen  Verluste  durch  freiwillige  Unter- 
stützung und  staatliche  Beihilfe  ausreichend  wieder  aufgeholfen, 
aber  was  dort  verloren  ist,  ist  dem  Nationalvermögen  verloren 
gegangen. 

Da  nun,  wo  öfter  Durchbrüche  vorkommen,  deren  Ausbesse- 
rung sehr  bedeutende  Mittel  erfordern,  haben  die  Niederungsbe- 
wohner mit  der  Zeit  eine  so  bedeutende  Schuldenlast  übertragen 
bekommen ,  dass  die  Erträge  beinahe  von  den  Zinsen  dieser 
Schulden  aufgezehrt  werden  ,  so  dass  man  vielerorts  kaum  noch 
von  Reinerträgen  sprechen  kann. 

Bei  solcher  Lage  der  Dinge  ist  es  denn  nicht  zu  verwundern, 
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dass  öfter  dringende  Notschreie  und  Klagen  aus  den  eingedeichten 
Niederungsgebieten,  namentlich  aus  dem  Oder-,  Warthe-,  Netze-, 
Obrabruch  in  die  Oeffentlichkeit  dringen.  Man  fühlt  nach  und 
nach,  dass  es  so  nicht  mehr  weiter  gehen  kann.  Wenn  einerseits 
die  Lasten  fortwährend  steigen,  und  andererseits  die  Erträge  sich 
mindern  und  unsicherer  werden ,  wer  möchte  da  noch  weiter- 
wirtschaften .^  Und  doch  ist  es  so  schwer,  hier  Wandel  zu  schaffen. 
Die  alten  eingelebten  Verhältnisse  will  man  nicht  aufgeben,  wäh- 
rend dieses  Aufgeben  aber  die  Voraussetzung  zu  einer  gründ- 
lichen Abhilfe  der  allerseits  gefühlten  Uebelstände  ist. 

IV.    Die    auf  Verbesserung    der    wirtschaftlichen 
Verhältnisse   auf  den   Niederungsböden    gerich- 
teten Landeskultur-Bestrebungen. 

Wie  wir  aus  den  vorhergehenden  Abschnitten  ersehen  haben, 
sind  die  Verhältnisse,  wie  sie  sich  in  den  meisten  Niederungen 
nach  erfolgter  Eindeichung  derselben  nach  und  nach  mit  Natur- 
notwendigkeit herausgestellt  haben,  für  die  Dauer  ganz  unhaltbar. 
Es  stellt  sich  heraus,  dass  die  Absicht,  welche  bei  der  Eindeichung 
bestand,  nämlich  das  eingedeichte  Land  zu  entsumpfen  und  das- 
selbe vor  den  Hochfluten  der  Ströme  und  Flüsse  zu  schützen, 
nicht  sicher  und  für  die  Dauer  erreicht  worden  ist.  Eine  aber- 
malige, freilich  auf  andere  Ursachen  basierte  Versumpfung  des 
abgeschlossenen  Geländes  ist  im  Zunehmen  begriffen,  und  die 
Deiche  halten  nicht  überall  dem  Druck  der  durch  Eisschollen 
gestauten  Wellen  stand.  Daneben  ist  der  Umstand,  welcher  für 
die  Gewinnung  der  Niederungen  durch  so  kostspiehge  Anlagen 
der  massgebendste  war,  nämlich  die  ausserordentUche  Fruchtbar- 
keit des  Bodens,  längst  in  Wegfall  gekommen,  weil  die  nährenden 
mineralischen  Bestandteile  des  seit  Jahrtausenden  aufgeschwemmten 
Bodens  durch  die  Ernten  aufgezehrt  sind  ,  und  sonach  die  Nie- 
derungsböden ,  deren  Ertragfähigkeit  nur  noch  durch  eine  regel- 
mässige Zufuhr  von  Stall-  oder  anderem  Dünger  erhalten  werden 
kann,  vor  den  Höheboden  nichts  mehr  voraus  haben. 

Durch  die  Entsumpfung  wollte  man  erreichen,  die  Vegetations- 
zeit in  den  Niederungen  zu  verlängern,  da  aber  heute  das  Wasser 
im  Frühjahr  nicht  weichen  will  und  der  Bestellung  der  Aecker 
im  Wege  steht,  so  erleidet  auch  hierdurch  die  Ertragfähigkeit 
starke  Einbusse. 

Um  diesem    thatsächhchen  Uebelstände  Abhilfe  zu  schaffen, 
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hat  man  sich  dazu  entschliessen  müssen ,  kostspielige  Schöpf- 
werke anzulegen ,  ohne  den  Zweck  vollkommen  zu  erreichen. 
Ebenso  hat  man  die  Deiche  immer  mehr  verstärken  müssen,  ohne 
doch  —  wie  die  eingetretenen  Deichbrüche  belehren  —  den  er- 
hofften sicheren  Schutz  zu  bringen. 

Steht  das  alles  aber  fest,  so  muss  man  zu  der  Ueberzeugung 
gelangen ,  dass  für  unsere  Niederungen  ein  ganz 
anderes  Wirtschaftssystem  eingeschlagen  wer- 
den muss,  wodurch  namentlich  dreierlei  erreicht  wird :  i)  voll- 
kommener und  dauernder  Schutz  gegen  die  Verheerungen  der 
Deichbrüche;  2)  Beseitigung  der  Nässe  aus  den  Niederungen  und 
3)  Zuführung  des  namentlich  in  den  Frühjahrshochwassern  ent- 
haltenen Düngematerials. 

Die  Erreichung  dieses  Ziels  bedingt  ein  gänzliches  Verlassen 
der  heutigen  Wirtschaftsweise  in  den  Niederungen  mit  Flutab- 
schluss,  Ackerbau,  Stallmistproduktion  und  Mistdüngung  und  Ein- 
führung eines  Systems,  bei  welchem  im  Frühjahr  bei  Hochwasser 
die  Niederungen  überflutet  und  darauf  das  aufgelassene  Wasser, 
nachdem  es  seine  pflanzennährenden  Bestandteile  abgesetzt  — 
dasselbe  sich  geklärt  hat  —  schnell  abgeführt  wird.  Bedingung 
dieses  Systems  ist,  dass  die  in  den  Niederungen  vorhandenen 
Wohn-  und  Wirtschaftsgebäude  vor  der  Einwirkung  des  einge- 
lassenen Hochwassers  geschützt,  der  Ackerbau  ganz  aufgegeben 
und  dafür  lediglich  Weide-  und  Wiesenwirtschaft  in  den  Nie- 
derungen eingeführt  wird. 

Ein  solches  System  von  Ein-  und  Auslassschleussen,  von 
Einflutungs-  und  Abflussgräben  würde  jeden  verheerenden  und 
unvorbereiteten  Deichbruch  verhindern ,  indem  das  eingelassene 
Wasser  längs  der  Deiche  einen  Gegendruck  gegen  die  äussere 
Wassersäule  ausüben  würde.  Die  Niederung  würde  sich  in  ihrer 
ganzen  Ausdehnung  mit  den  nichtskostenden  pflanzennährenden 
Stoffen,  welche  die  Hochfluten  mit  sich  führen,  alljährlich  in  aus- 
reichendem Mass  bedüngen  lassen.  Den  menschlichen  Wohn- 
stätten und  Wirtschaftsgebäuden  wäre  dabei  Schutz  durch  hohe 
Verwallungen  zu  gewähren,  event.  aber  müssten  die  Niederungs- 
bewohner ihre  bisherigen  Wohnstätten  aufgeben  und  dieselben 
an  die  angrenzenden  Höhen  verlegen. 

So  unwirtschaftlich  und  unausführbar  dieser  Gedanke  er- 
scheinen mag,  so  sehr  wird  man  sich  bei  tieferem  Nachdenken 
mit  demselben  befreunden  können. 
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Vollkommen  klar  ist ,  dass  eine  Vervvallung  der  bisherigen 
Wirtschaftsgebäude  sehr  erhebliche  Kosten  verursachen  und  viel- 
leicht auch  nicht  einmal  gefahrlos  für  die  beteiligten  Bewohner 
sein  würde.  Ein  Verlassen  der  Wohnungen  wäre  daher  bei  dem 
Beschreiten  eines  neuen  Wirtschaftssystems  am  geratensten.  Die 
Gebäulichkeiten  könnten  abgerissen  und  das  Material  zu  den 
neuen  Ansiedelungen  wieder  verwandt  werden.  Von  dem  Ma- 
terial würde  sich  noch  viel  erübrigen  lassen ,  weil  bei  einer  auf 
Wiesen-  und  Weidebau  begründeten  Viehwirtschaft,  welche  sich, 
wie  vielfach  schon  heute  in  einzelnen  Marschdistrikten,  als  Fett- 
weide-Wirtschaft ausbilden  würde,  nicht  soviel  Wirtschaftsgebäude 
erforderlich  sein  würden,  als  beim  Betrieb  des  Ackerbaues. 

Die  Kosten  des  Transports  der  durch  das  Niederreissen  der 
Gebäude  gewonnenen  Baumaterialien  an  die  neuen  Wohnstätten 
Hessen  sich  durch  Anlage  von  Feldbahnen  oder  durch  Benutzung 
von  Kähnen  auf  den  schon  heute  vorhandenen  Abzugsgräben 
sehr  vermindern. 

Sobald  aber  dieser  Umschwung  sich,  wie  man  sich  über- 
zeugen wird ,  mit  nicht  unüberwindlich  erscheinenden  Schwierig- 
keiten und  nicht  allzu  grossen  Kosten  vollzogen  haben  würde, 
wäre  für  die  Ueberflutungsanlagen  der  freieste  Spielraum  geschaffen. 

Die  Niederungsbewohner  würden  wieder  gut  gedüngte,  sehr 
ertragreiche  Wiesen  und  Weiden  erhalten,  die  Furcht  vor  drohen- 
den Durchbrüchen ,  mit  den  ungeheuren  Verlusten  ,  Kosten, 
Aengsten  im  Gefolge,  würde  ihnen  gänzlich  benommen  sein ;  das 
Betriebskapital  für  solche  Wirtschaftsweise  würde  sich  auf  ein 
Minimum  reduzieren  lassen ;  die  Arbeit  würde  weit  geringer  und 
der  Lohn  der  Arbeit  nicht  von  so  vielen  Zufälligkeiten  abhängig 
sein  als  wie  beim  Betrieb  des  Ackerbaus.  Die  Erträge  würden 
weit  sicherer  werden,  und  bei  den  andauernd  hohen  Fleischpreisen 
würden  auch  die  Reinerträge  weit  höhere  sein. 

Wenn  auch  die  Kosten,  welche  das  Beschreiten  eines  solchen 
Wirtschaftssystems  durch  die  notwendigen  Schleusenbauten  etc. 
im  Gefolge  haben  würde,  nicht  verkannt  werden  sollen,  so  sind 
doch  die  nationalökonomischen  Gesichtspunkte  und  Vorteile, 
welche  bei  diesem  System  in  Betracht  zu  ziehen  sind,  so  über- 
wiegend, dass  man  sich  nur  wundern  kann,  dass  man  nicht  längst 
sich  entschlossen  hat,  diesen  Umwandlungsprozess  zu  vollziehen. 
Denn  sind  die  wirtschaftlichen  Verhältnisse  in  den  Niederungen 
heutigentags  so,  wie  wir  sie  geschildert,  so  bringt  jedes  Jahr  den 
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Niederungsbewohnern  so  bedeutende  Verluste  ,  dass  ein  allmäh- 
liches Verarmen  dieser  Menschen  unausbleiblich  ist.  Je  früher 
aber  der  Umwandlungsprozess  vollzogen  wird,  um  so  eher  lassen 
sich  diese  Verluste  aus  den  ungenügenden  und  unsicheren  Er- 
trägen vermeiden,  und  um  so  eher  können  die  Vorteile  genossen 
werden,  welche  das  beschriebene  System  bietet. 

Von  den  allgemeinsten  Gesichtspunkten  der  Nationalökonomie 
des  Landbaus  aus  müsste  es  als  ein  grosser  Fortschritt  bezeichnet 
werden ,  wenn  jener  Umwandlungsprozess  sich  wirklich  vollzöge, 
und  somit  weite  Gebiete  einer  unwirtschaftlichen,  mehr  und  mehr 
unrentabelen  Bewirtschaftungsweise  entzogen  und  dagegen  einer 
natürlichen  ,  rentabeleren  und  dabei  doch  sehr  vereinfachten  Be- 
wirtschaftungsweise zugeführt  würden.  Die  Fortschritte 
auf  dem  Gebiete  des  Landbaus  beruhen,  wie  wir 
das  bereits  an  anderer  Stelle  mehrfach  nachge- 
wiesen haben,  nicht  zum  geringsten  Teile  darin, 
dass  man  für  die  einzelnen  Bodenarten  unter  Be- 
rücksichtigung aller  natürlichen  Faktoren  nach 
vielen  Versuchen  die  allein  richtige  Bewirtschaf- 
tungsweise gefunden  hat,  indem  man  immer 
mehr  die  natürlichen  Veranlagungen  in  Wirk- 
samkeit treten  Hess.  So  haben  wir  namentlich  bezüglich 
der  Bewaldung  der  schlechteren  Bodenarten  nachgewiesen ,  dass 
solches  vorteilhafter  sei  als  eine  extensive  Ackerwirtschaft  mit 
ihren  grossen  Betriebsmitteln  und  dem  Arbeitserfordernis. 

Der  Umstand  allein,  dass  für  die  Bedüngung  so  weiter  Gebiete 
bei  Einführung  dieser  neuen  »Ni  e  derungs  Wirtschaft«  Stoffe 
herangezogen  werden  können,  welche  heute  ungenutzt  dem  Meere 
zuflössen  und  sich  an  Stellen  ablagerten  ,  wo  sie  ohne  Nutzen 
waren  und  der  Ausnutzung  unzugänglich  bheben,  ist  von  grösster 
nationalökonomischer  Bedeutung.  Es  ist  geradezu  unerhört  und 
zeugt  von  einem  sehr  gering  ausgebildeten  Sinn  für  die  Beurtei- 
lung der  Wichtigkeit  nationalökonomischer  Faktoren,  dass  man 
so  wertvolle  Stoffe,  wie  sie  unsere  Frühjahrshochwasser  aus  dem 
weitverzweigten  Stromsystem  mit  sich  führen,  bisher  nicht  zu  ver- 
werten gewusst  hat. 

Und  während  man  heutzutage  überall  über  Mangel  an  länd- 
Hchen  Arbeitskräften  klagt,  behält  man  in  weiten  Gebieten  Wirt- 
schaftssysteme bei ,  welche  die  Verwendung  einer  grossen  Zahl 
von  Arbeitskräften  bedingen,  während  bei  dem  Uebergang  in  ein 
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\'ereinfachtes ,  aber  bei  den  günstigen  natürlichen  Verhältnissen 
gleichwohl  sehr  rentables  Wirtschaftssystem  solche  Kräfte  sehr 
wohl  entbehrt  werden  könnten. 

Und  während  man  weiter  die  Notlage  der  Landwirte  wesent- 
lich mit  darauf  zurückführen  zu  müssen  glaubt,  dass  der  Ertrag 
der  Landwirtschaft  durch  allzugrosse  Betriebsmittel,  wie  Maschinen, 
Gebäulichkeiten  etc.  aufgezehrt  wird,  bleibt  man  in  unseren  Nie- 
derungen an  einem  Wirtschaftssystem  kleben,  welches  solche  Be- 
triebsmittel erheischt,  und  man  entschliesst  sich  nicht  dazu,  die 
vereinfachte  Wiesen-  und  Weidewirtschaft  zu  treiben ,  bei  der 
weder  Maschinen,  noch  Pferdekräfte,  noch  kostspielige  Speicher, 
Vorratsräume  und  Stallungen  erforderlich  sind. 

Erst  wenn  nach  diesen  angedeuteten  Richtungen  hin  eine 
bessere  Einsicht  sich  Bahn  gebrochen  hat,  wird  es  gelingen,  unsere 
Niederungsböden  wieder  zur  Grundlage  des  Wohlstandes  für  weite 
Kreise  der  Bevölkerung  zu   machen. 

Nachdem  die  Fleischkost  in  Deutschland  vermöge  des  allge- 
mein gehobenen  Bevölkerungswohlstandes  ein  so  gewichtiger  und 
für  die  meisten  Menschen  unentbehrlicher  Faktor  der  Volksernäh- 
rung geworden  ist,  unterliegt  es  keinem  Zweifel,  dass  die  auf 
Viehzucht  gegründete  Wirtschaftsweise  sich  in  Deutschland  alle- 
zeit lohnen  wird  und  gerade  da  am  meisten  lohnen  wird  und 
muss,  wo  die  natürlichen  Vorbedingungen  dazu  gegeben  sind. 

Aber  noch  ein  weit  wichtigerer  Punkt  kommt  bei  dieser  Frage 
der  Umwandlung  in  der  Bewirtschaftungsweise  der  Niederungen 
in  Betracht. 

Nachdem  die  durch  den  schnellen  Abfluss  der  Niederschläge 
und  des  Schneewassers  hervorgerufene  Gefahr  für  die  Existenz 
der  Niederungsbewohner  eine  immer  grössere  und  drohendere 
geworden,  zerbricht  man  sich  den  Kopf,  um  die  Mittel  und  Wege 
ausfindig  zu  machen  ,  welche  ein  schnelleres  Herabströmen  der 
Gewässer  in  die  Hauptadern  verhindern  sollen.  Nachdem  man 
die  Ursachen  dieses  Umstandes  nach  allen  Seiten  ergründet  hat 
und  dieselben  gefunden  hat  in  der  Entwaldung  der  Quellenge- 
biete vieler  Flüsse,  in  zahllosen  Entwässerungsanlagen,  wie  Drai- 
nagen, Abzugsgräben,  Flutgräben,  Begradigung  der  Flüsse  u.  s.  w. 
geht  man  über  zu  Vorschlägen,  die  daraufhinauslaufen,  die  Quellen- 
gebiete wieder  aufzuforsten,  Sammelweiher  anzulegen,  in  den  Ge- 
birgen Quergräben  anzulegen,  ganze  Thäler  zu  verbauen  und  das 
Wasser  zu  stauen  etc. 


Die  ivirlschaftliche  Erschliessung  sumpfiger  Niederungen.  ^yy 

Hier  werden  eine  Summe  von  Arbeiten  erfordert ,  die  im 
wesentlichen  doch  darauf  hinauslaufen ,  die  an  den  betreffenden 
Orten  bisher  ausgeführten  Kulturarbeiten  ,  welche  unverkennbar 
von  grossem  nationalökonomischen  Nutzen  sich  erwiesen  haben, 
wieder  zu  beseitigen  und  sie  als  schädlich  zu  bezeichnen.  Man 
denke  nur  an  die  im  weiten  Umfange  ausgeführten  Drainagen. 
Gewiss  ist,  dass  gerade  durch  diese  Meliorationsanlagen  für  weite 
Gebiete  erst  die  Möglichkeit  einer  rationellen  und  sicheren  Be- 
stellung der  Aecker  geschaffen  ist,  indem  dadurch  die  Nässe  des 
Frühjahrs  schnell  beseitigt  und  die  Vegetationszeit  verlängert  ist, 
wie  es  andererseits  gewiss  ist,  dass  durch  diese  Anlagen  im  Früh- 
jahr das  schnelle  Abfliessen  der  Gewässer  mit  verursacht  wird. 
Kein  nationalökonomisch  denkender  Mensch  aber  wird  deshalb 
die  Drainage  wieder  beseitigen  wollen  lediglich  aus  dem  Grunde, 
die  Gefahren  für  die  Niederungen  zu  vermindern.  Was  hier  für 
den  einen  gut  zu  machen  gesucht  würde ,  würde  dem  andern 
wieder  zu  grösstem  Schaden  gereichen. 

Esbleibt  also  nur  das  eineMittel,  mit  dem 
Hochwasser  im  Frühjahr,  welches  3 — 4  Wochen 
anhält,  für  alle  Zeiten  zu  rechnen  und  die  Ge- 
fahren, welche  dasselbe  heute  für  einenTeil  un- 
serer Niederungsbewohner  hat,  dadurch  abzu- 
wenden, dass  man  in  den  Niederungen  zu  einem 
nach  allen  Seiten  vorteilhaften  Wirtschafts- 
system überzugehen  sich  entschliesst. 

Schlussbetrachtungen. 

Ein  Rückblick  auf  die  vorstehende  Darstellung  dessen,  was 
in  Deutschland  zur  Erschliessung  sumpfiger  Niederungen  geschehen, 
was  zur  Zeit  in  Ausführung  begriffen  und  in  Zukunft  zur  Erhaltung 
und  grösseren  Nutzbarmachung  der  erschlossenen  Niederungs- 
gebiete zu  thun  notwendig  erscheint,  führt  uns  zu  folgendem 
Schlussergebnis. 

Bei  Beginn  unserer  geschichtlichen  Zeitrechnung  war  Deutsch- 
land ein  sehr  versumpftes  Land  und  hat  dasselbe  diesen  Charakter 
zum  grossen  Teil  noch  bis  in  das  i/.  Jahrhundert  beibehalten 
gehabt. 

Mit  der  wirtschaftlichen  Erschliessung  und  Nutzbarmachung 
der  sumpfigen  Niederungen  hat  man  in  Deutschland  schon  sehr 
frühzeitig  in  umfassender  Weise    begonnen   mit    der  Eindeichung 
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eines  Teils    der  Marschen  im   nordwestlichen  Deutschland  jeden- 
falls schon  vor  mehr  als   looo  Jahren. 

Im  wesentlichen  kann  die  Gewinnung  der  sumpfigen  Niede- 
rungen für  landwirtschaftliche  Kulturzwecke  als  abgeschlossen  be- 
trachtet werden. 

Durch  die  zu  solchem  Zweck  auszuführen  gewesenen,  in  das 
Gebiet  der  Entwässerungspolitik  fallenden  Kulturarbeiten  sind 
grosse  Gebiete  des  fruchtbarsten  Ackerbodens  und  des  besten 
Weidegrundes  gewonnen,  während  gleichzeitig  grosse  versumpfte, 
unzeitigen  Ueberschwemmungen  fortgesetzt  ausgesetzt  gewesene, 
ungesunde  und  verkehrshindernde  Gebiete  dadurch  eine  gänzliche 
Umwandlung  ihres  unfreundlichen  Charakters  erfahren  haben. 

Die  äussere  Oberflächenfiguration  unseres  Vaterlandes  hat 
mit  dem  Fortschreiten  dieser  Kulturarbeiten  in  den  davon  betrof- 
fenen Gegenden  eine  sehr  auffällige  Veränderung  durchgemacht: 
Gewässer  und  Sümpfe  sind  verschwunden,  der  Verkehr  erweitert 
und  erleichtert;  wo  früher  Sumpfgräser,  Sumpfvögel  und  wildes 
Getier  zu  finden,  bieten  sich  dem  Auge  blühende  Fluren,  üppige 
Wiesen,  fettes  Weidevieh,  volkreiche  Dörfer  und  Städte. 

Im  Unterschied  von  den  bisher  von  uns  zur  Erörterung  ge- 
zogenen Kulturarbeiten  (Erschliessung  der  Moorflächen,  sowie  der 
geringwertigen  und  öden  Liegenschaften)  hat  die  Erschliessung 
der  sumpfigen  Niederungen  weit  mehr  Aufwand  an  Kapital,  Arbeit, 
technischem  Geschick,  Energie,  ja  Kühnheit  und  zähe  Ausdauer 
erfordert  als  jene;  doch  haben  diese  Aufwendungen  in  ihren 
schliesslichen  Resultaten  sehr  ungleiche  Wertziffern  zu  Tage  ge- 
fördert. Das  Charakteristische  dieser  Art  der  Urbarmachung  be- 
steht vornemlich  darin ,  dass  die  meisten  auf  solche  Weise  ge- 
wonnenen Gebiete  eines  fortgesetzten,  vielfach  recht  kostspieligen 
Schutzes  bedürfen,  wodurch  ein  erheblicher  Teil  der  Bodenrente 
aufgezehrt  wird. 

Ein  grosser  Teil  des  auf  dem  Wege  der  Entsumpfung  ge- 
wonnenen Kulturlandes  kann,  als  auf  die  Dauer  gewonnen,  nicht 
erachtet  werden,  indem  zur  Erhaltung  der  bisherigen  Ertragfähig- 
keit weitere  bedeutende  und  kostspielige  Kulturanlagen  sich  als 
unbedingt  notwendig  erweisen. 

Ein  weit  verbreiteter  Uebelstand  besteht  namentlich  darin, 
dass  sich  in  den  eingedeichten  Gebieten  immer  mehr  das  Dränge- 
oder Qualmwasser  eingestellt  hat,  und  hierdurch  von  neuem  eine 
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Versumpfung  der  bereits  entsumpften  Niederungen  sich  einge- 
stellt hat. 

Um  diesem  Uebelstand  abzuhelfen ,  haben  sich  die  Niede- 
rungsbewohner bereits  dazu  entschliessen  müssen ,  kostspielige 
Schöpfwerke  anzulegen. 

Die  frühere  Entwässerungspolitik,  die  ihren  Zweck  dadurch 
zu  erreichen  gesucht  hatte ,  dass  die  Niederungen  durch  Deiche 
von  den  Ueberflutungen  vollständig  abgeschlossen  und  das  ge- 
wonnene Land  gleich  den  Höheböden  möglichst  in  Ackerland  zu 
legen,  hat  seit  den  zunehmenden  Deichbrüchen,  den  dadurch  ver- 
ursachten Verheerungen  an  Hab  ,  Gut  und  Acker ,  sowie  nicht 
minder  durch  die  eingetretene  neue  Versumpfung  sehr  an  ihrem 
Wert  und  Ansehen  verloren,  und  es  dringt  immer  mehr  die  An- 
sicht durch ,  dass  die  Niederungen  entsprechend  ihrer  Natur  zu 
einem ,  auf  einer  geregelten  Ueberflutung  durch  Anlage  eines 
allerdings  ziemlich  komplizierten  und  kostspieligen  Schleusen-  und 
Grabensystems  gegründeten  anderweiten  Wirtschaftssystems  über- 
zugehen haben, 

Zweck  eines  solchen  neuen  Wirtschaftssystems  ist  im  wesent- 
lichen: Düngung  des  eingedeichten  Landes  mit  den  düngenden 
Bestandteilen  der  Hochwasserfluten  und  Verhütung  der  Deich- 
brüche durch  Schaffung  eines  inneren  Gegendrucks. 

Diese  neue  »Niederungswirtschaft«  bedingt  einen  Umschwung 
in  den  bisherigen  Anbauverhältnissen  der  Niederungen  und  der 
innerhalb  derselben  bestehenden  ackerwirtschaftlichen  Systeme. 
Es  erfordert  Verlegung  der  Wohnstätten  aus  den  Niederungen 
nach  den  angrenzenden  Höhen  oder  kostspielige  Umwallungen 
der  bestehenden  Wohnstätten  und  Aecker ,  sowie  Rückkehr  zur 
Gras-  und  Weidewirtschaft. 

Wann  solche  Bewässerungssysteme  in  den  einzelnen  Niede- 
rungen zur  Einführung  gelangen  werden ,  und  demgemäss  der 
Umschwung  in  den  derzeitigen  Verhältnissen  vor  sich  gehen 
wird,  lässt  sich  nicht  übersehen. 

Bei  dem  zähen  Festhalten  am  Althergebrachten ,  bei  dem 
Umfang  der  deshalb  auszuführenden  Arbeiten  und  der  Neuheit 
der  Idee  lässt  sich  ein  Umschwung  kaum  anders  als  durch  über- 
zeugende Beispiele  herbeiführen.  Derartige  Beispiele  bestehen 
bereits  am  Rhein ,  wo  sie  auf  künstlichem  Wege  angelegt  sind  ; 
aber  auch  auf  Krautsand  ist  das  System  in  Ausübung.  Wo  solche 
Beispiele  aber   noch   nicht  gegeben ,    könnte    der  Staat  die  Aus- 
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führung  derselben  leicht  übernehmen,  wodurch  ihm  mit  der  Zeit 
die  Kosten  erspart  werden  dürften,  welche  er  heute  von  Jahr  zu 
Jahr  für  die  Wiederherstellung  beschädigter  Deiche  zu  tragen 
oder  vorzuschiessen  hat. 
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ZUR  VERÄUSSERUNG  DER  STAATSDOMÄNEN 
IM  ENGEREN  SINNE  IN  WÜRTTEMBERG. 

VON 

J.  NOTHHARDT. 


Mit  der  Zunahme  der  Bevölkerung,  der  steigenden  wirtschaft- 
lichen Durchbildung  der  Massen ,  sowie  mit  der  Anhäufung  von 
Kapitalien  in  den  Händen  Privater  hat  sich  während  der  letzten 
Dezennien  in  immer  weiteren  Kreisen  die  Anschauung  Geltung 
errungen,  dass  dem  Landwirtschaftsbetriebe  des  Staates  eine  be- 
sondere Bedeutung  nicht  mehr  zukommen  könne,  und  dass  des- 
halb eine  geeigneteVeräusserung  des  landwirtschaft- 
lich benützten,  staatseigentümlichen  Bodens  —  Domänen  im 
engeren  Sinne  —  aus  Gründen  der  Finanz-  und  Volkswirt- 
schaftspolitik sich  empfehle.  Man  ist  hiebei  allerdings  von 
der  in  Anlehnung  an  die  Ansichten  Adam  Smit/is  über  den  Wert 
der  Staatsgüter  seitens  des  Manchestertums  erhobenen  Forderung 
einer  bedingungslosen  Aufgebung  allen  Staatseigentums  —  wie 
von  dem  Glauben  an  eine  absolute  Lösung  volkswirtschaftlicher 
Fragen  überhaupt  mehr  und  mehr  abgekommen  und  anerkennt, 
dass  die  Frage  der  Domänenveräusserung  eine  konkrete  Behand- 
lung erfordert. 

Es  fehlt  zwar  auch  ausserhalb  der  sozialistisch-kommunisti- 
schen Theoreme  nicht  an  entgegengesetzten  Bestrebungen ,  die 
—  teilweise  aus  steuerpolitischen  Gründen  —  von  der  Verstaat- 
lichung der  Grundrente  bezw.  des  Grund  und  Bodens  das  Heil 
der  modernen  Kulturvölker  erwarten.  Indes  ist  diese  Bewegung 
innerhalb  Europas  bis  jetzt  wenigstens  über  so  bescheidene  Grenzen 
nicht  hinausgekommen,  dass  man  der  Frage  ihrer  Lebensfähigkeit 
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bezw.  der  Richtigkeit  ihres  Prinzips  wohl  skeptisch  gegenüber- 
stehen kann. 

Die  zu  Gunsten  der  Domänenveräusserung  gewöhnlich  geltend 
gemachten  Gründe  entspringen  —  wie  erwähnt  —  finan- 
ziellen und  allgemein  volkswirtschaftlichen  Er- 
wägungen; —  dem  früher  hiefür  wohl  auch  angeführten  p  o  - 
litischen  Grund,  dass  ein  grosser  Domanialbesitz  die 
Regierung  zu  unabhängig  von  dem  Volkswillen  mache,  wird  bei 
dem  mit  der  stetigen  Entwickelung  der  Staatsthätigkeiten  wach- 
senden Staatsbedarf  und  der  dadurch  bedingten  relativ  und  ab- 
solut sich  steigernden  Quote,  in  der  die  Deckung  des  Staatsbedarfs 
durch  Steuereinkünfte  erfolgt ,  eine  besondere  Bedeutung  nicht 
mehr  beizumessen  sein. 

In  der  Hauptsache  pflegt ,  wenn  wir  hierauf  kurz  eingehen 
wollen,  angeführt  zu  werden,  dass  der  Staat  in  der  Erwerbsthätig- 
keit  mit  den  Privatwirtschaften  nur  dann  in  Konkurrenz  treten 
soll,  wenn  die  Thätigkeit  der  letzteren  unzureichend  oder  unge- 
eignet ist  und  hienach  besondere  Bedürfnisse  zu  einem  staatlichen 
Eingreifen  führen. 

Diese  Voraussetzungen  liegen  zur  Zeit  für  den  Betrieb  der 
Landwirtschaft  seitens  des  Staates  nicht  mehr  vor :  denn  es 
stehen  nicht  nur  einer  hinlänglichen  Anzahl  von  Privaten  die  für 
einen  rationellen  Betrieb  der  Landwirtschaft  erforderliche  Kapital- 
kraft und  Intelligenz  zur  Verfügung ;  sondern  es  behaupten  positiv 
die  Privatgrundbesitzer  bei  der  durch  den  wachsenden  Wohlstand 
und  die  steigende  Bevölkerung  bedingten  und  ebenhiedurch  ren- 
tablen intensiveren  Bewirtschaftung  des  landwirtschaftlichen  Bodens 
eine  Superiorität  gegenüber  dem  Staate,  da  sie  —  in  der  Regel 
Eigentümer  und  Unternehmer  auf  eigene  Rechnung  und  Gefahr 
in  einer  Person  —  an  den  toten  Kosten  der  Beaufsichtigung  des 
Betriebs  etc.  Ersparnisse  machen,  weshalb  bei  ihnen  eine  wirt- 
schafthche  Produktion ,  andererseits  aber  auch  Verbesserungen 
des  Betriebs,  rasche  Ausnutzung  der  Konjunkturen  u.  s.  w.  eher 
möglich  und  zu  erwarten  sind ,  als  bei  dem  für  den  Betrieb  von 
Gewerben  bezw.  hier  speziell  der  Landwirtschaft  in  der  Regel  zu 
schwerfälligen  staatlichen  Verwaltungsapparat. 

Ferner  lässt  sich  durch  den  Uebergang  der  Staatsdomänen 
in  Privathände  bei  entsprechender  Zerschlagung  grösserer  Güter 
in  kleinere  Anwesen  und  unter  der  Voraussetzung  geeigneter 
Kaufsbedingungen  eine  Vermehrung  der  sesshaften  landwirtschaft- 
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liehen  Bevölkerung  und  damit  eine  Verstärkung  des  konservativen 
Elements  im  Volkskörper  in  Aussicht  nehmen. 

Die  Frage  der  Domänenveräusserung  ist  hienach  auch  in 
sozialpolitischer  Hinsicht  von  besonderer  Bedeutung. 

Weiterhin  wird  —  und  hiebei  ist  das  finanzielle  Interesse  der 
Staatskasse  unmittelbar  tangiert  —  durch  den  Verkauf  der  Staats- 
güter der  Kreis  der  staatssteuerpflichtigen  Objekte  erweitert  und 
damit  einerseits  die  Staatseinnahme  vermehrt ;  andererseits  können 
noch  bei  Verwendung  des  Erlöses  zu  Schuldentilgungen  die  Staats- 
ausgaben verringert  werden ,  da  die  hiedurch  sich  ergebende 
Verringerung  des  Zinsenaufwandes  nach  den  bei  den  Do- 
mänenveräusserungen  bis  jetzt  fast  durchgängig  gemachten  Er- 
fahrungen —  den  durch  die  Veräusserung  entgehenden  Betrag 
an  Einkünften  aus  Domänen  in    der  Regel    erheblich    übersteigt. 

So  haben  denn  die  meisten  Kulturstaaten  Europas  —  vergl. 
insbesondere  England,  Oesterreich ,  Frankreich  und  neuerdings 
wieder  Italien  —  wenn  auch  vielfach  unter  dem  Druck  finanzieller 
Schwierigkeiten  sich  ihres  Domanialbesitzes  in  einer  mehr  oder 
weniger  umfassenden  Weise  entledigt;  und  wenn  die  deutschen 
Einzelstaaten  in  verhältnismässig  grösserem  Umfange  noch  Staats- 
domänen besitzen,  so  ist  dies  weniger  aus  prinzipiellen  Bedenken 
gegen  deren  Veräusserung,  als  aus  der  historisch-politischen  Ent- 
wicklung Deutschlands  zu  erklären. 

In  bescheidenen  Grenzen  hat  sich  auch  Württemberg 
diesem  Vorgehen  in  der  Entstaatlichung  des  landwirtschaftlich 
benützten  Grund  und  Bodens  —  und  wohl  mit  Recht  —  nicht 
entzogen ;  dies  zeigt  sich  in  negativer  Weise  zunächst 
darin ,  dass  man  von  der  früher  geübten  und  nach  strikter  Aus- 
legung auch  durch  §  107  der  Verfassungsurkunde  geforderten 
Wiederverwendung  flüssiger  Grundstocksgelder  in  domanimn  ab- 
ging —  1838  — 1840  wurden  beispielsweise  mit  solchen  Geldern 
fünf  grosse  Rittergüter  um  i  529000  Gulden  sowie  mehrere  kleinere 
angekauft  —  und  dieselben  neuestens  vielfach  in  zinstragenden 
Wertpapieren  anlegte.  Sodann  ist  inpositiverWeise  durch 
Veräusserungen  der  staatliche  Domanialbesitz  seit  einer  Reihe 
von  Jahren  in  eine  stetige,  wenn  auch  langsame  Degression  ge- 
kommen; im  Jahre  1884  befanden  sich  4582  ha  Meiereien  und 
5575  ha  einzelne  landwirtschaftlich  benutzte  Grundstücke,  1892 
dagegen    nur   noch  4406  ha   bezw.    5467  ha   im  Staatseigentum; 
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vergl.  die  Erläuterungen  zu  Etatskapitel  111  in  den  gedruckten 
Etatsentwürfen. 

In  dieser  Tendenz  ist  unlängst  die  Bestimmung  ergangen, 
dass  »künftig  die  Kameraläniter  vor  jeder  Neuverpachtung  von 
Einzelgütern  zu  untersuchen  und  darüber  Aeusserung  abzugeben 
haben,  ob  etwa  Kauflust  in  der  betreffenden  Gemeinde  vorhanden 
ist,  da,  insoweit  dies  zutrifft,  mit  der  Neuverpachtung  zugleich 
ein  Verkaufsversuch  zu  verbinden  ist,  welcher  sich  nach  Umständen 
auch  auf  einzelne  begehrte  Grundstücke  beziehen  kann.«  —  Vgl. 
Amtsblatt  der  württemb.  Oberfinanzkammer  von  1894,  S.  7. 

Dem  sonst  im  allgemeinen  zu  beobachtenden  »Gesetze«  von 
der  wachsenden  Ausdehnung  der  Staatsthätigkeiten  entgegen  ist 
hienach  in  dem  Gebiete  des  Domanialwesens  bezw.  des  Land- 
wirtschaftsbetriebs ein  gegenteiliges  Entwicklungsprinzip  wahrzu- 
nehmen: der  landwirtschaftlich  benutzte  Grund  und  Boden  geht 
in  langsamerem  oder  schnellerem  Tempo  aus  dem  Eigentum  der 
Gemeinwirtschaften  und  speziell  des  Staates  in  den  Besitz  von 
Privaten  und  bei  diesen  in  volles,  freies  Privateigentum  über. 

Wir  fühlen  uns  nicht  berufen  ,  zu  untersuchen  ,  ob  und 
inwieweit  das  im  Vorstehenden  skizzierte  Raisonnement  zutreffend 
ist,  und  ob  den  für  die  Domänenveräusserung  angegebenen  Grün- 
den nicht  Antithesen  von  gleicher  Bedeutung  entgegengesetzt 
werden  könnten.  Doch  dürfen  unseres  Erachtens  finanz-  und 
volkswirtschaftliche  Gründe  für  die  F'rage  der  Domänenveräusse- 
rung so  wenig  allein  massgebend  sein  ,  als  sie  bei  deren  Er- 
werb eine  ausschlaggebende  Rolle  spielten.  Die  Staaten  haben 
für  die  Regel  ihren  Domanialbesitz  der  historischen  Entwickelung, 
sowie  Gründen  der  Staatsraison ,  staatsrechtlichen  Erwägungen 
zu  danken.  Die  letzteren  können  nach  unserem  Dafürhalten  bei 
der  Frage  der  Wiederveräusserung  jenen  volks-  und  finanzwirt- 
schaftlichen Erwägungen  nicht  untergeordnet  werden ;  jeden- 
falls sollten  diejenigen  staatsrechtlichen  Be- 
stimmungen, die  im  Zusammenhang  mit  der  Ver- 
staatlichung der  Domänen  seinerzeit  ihre  ge- 
setzliche Fixierung  gefunden  haben  und  auch 
nur  unter  der  Voraussetzung  dieser  Verstaat- 
lichung in  der  geschehenenWeise  finden  konnten, 
bei  deren  Wiederveräusserung  zur  vollen  Wür- 
digung kommen. 

Wir   halten    hienach  für    die  Regel  die    mehrerwähnte  Frage 
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zum  grossen  Teil  für  eine  staatsrechtliche,  und  dies 
scheint  uns  nach  Lage  der  Gesetzgebung  auch  für  Württemberg 
zuzutreffen. 

Von  dieser  Anschauung  ausgehend  möchten  wir  auf  einige 
Bestimmungen  des  öffentlichen  Rechts  aufmerksam 
machen ,  die  speziell  in  Württemberg  für  die  Domänenveräusse- 
rung  von  besonderer  Bedeutung  sind,  indes  —  soviel  wir  über- 
sehen —  in  den  Erörterungen  hierüber  nicht  immer  entsprechende 
Beachtung  finden,  was  darin  seinen  Grund  haben  mag,  dass  die 
vorwürfige  Frage  von  allgemein  volkswirtschaftlichen  und  finan- 
ziellen Gesichtspunkten  aus  betrachtet  zu  werden  pflegt ,  wobei 
kein  Grund  und  Raum  gegeben  ist ,  sie  auch  vom  staatsrecht- 
lichen Standpunkte  aus  zu  würdigen. 

Seit  dem  Jahre  1806  ist  zufolge  eines  Kgl.  Generalreskripts 
vom  2.  Januar  1806  das  von  dem  Herzog  Christoph  nach  Eigen- 
tum und  Verwaltung  ausgeschiedene  evangelische  Kirchen- 
gut mit  dem  Staatskammergut  vereinigt  (inkam- 
meriertj,  da  »die  Verbindung  des  bisherigen  (sogenannten) 
Kirchenrats  (=  oberste  Behörde  für  die  Verwaltung  des  evange- 
lischen Kirchenguts)  mit  dem  K.  Oberfinanzdepartement  als  eine 
notwendige  Folge  der  in  Beziehung  auf  die  K.  Staaten  vorge- 
gangenen Aenderungen  anzusehen  sei.«  Zum  Grundstock  dieses 
Kirchenguts  gehörten  3605  Gebäude,  157745  Morgen  eigene 
Güter  einschliesslich  128005  Morgen  Waldungen,  35i497Mor- 
gen  Teil-  undZehentgüter').  —  Zur  Zeit  der  Aufhebung 
im  Jahre  1806  bestand  das  Kirchengut  aus  450  Ortschaften, 
Weilern  etc.  etc.,  von  denen  es  341  ganz,  die  übrigen  teilweise 
besass  '"*). 

Diese  Inkammerierung  erregte  wenig  Sympathien ;  bei 
den  in  den  Jahren  1815 — 19  zwischen  der  Regierung  und  den 
Ständen  geführten  Verhandlungen  über  die  Vereinbarung  einer 
Verfassung  war  deshalb  auch  die  Wiederherstellung  des  evange- 
lischen Kirchenguts  und  seiner  abgesonderten  Verwaltung  eine 
der  ersten  Forderungen  der  Stände.  Die  schliesslich  zu  Stande 
gekommene  Verfassung  vom  25.  September  1819  hat  diesem  Ver- 
langen Rechnung  getragen  und  in  §  yj  bestimmt :  »Die  abge- 
sonderte Verwaltung  des    evangelischen  Kirchenguts  des    vorma- 

i)  Vgl.  Riecke,  »Das  evangelische  Kirchengut  des  vormaligen  Herzogtums  Würt- 
temberg.«    Beilage  des  Staatsanzeigers  für  Württemberg  1876,  Nr.  7  u.  ff. 
2)  Mohl,  Staatsrecht  des  Königreichs  Württemberg,  II.  Band,   S.  474. 
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ligen  Herzogtums  Württemberg  wird  wiederhergestellt.  Zu  dem 
Ende  wird  ungesäumt  eine  gemeinschaftliche  Kommission  nieder- 
gesetzt, welche  zuvörderst  mit  der  Ausscheidung  des  Eigentums 
dieser  Kirche  in  dem  alten  Land  und  mit  der  Bestimmung  der 
Teilnahme  der  Kirche  gleicher  Konfession  in  den  neuen  Landes- 
teilen sich  zu  beschäftigen  und  sodann  über  die  künftige  Ver- 
waltungsart desselben  Vorschläge  zu  machen  hat.« 

Diese  Bestimmung  ist  indes  bis  jetzt  ein  Imperfektum  ge- 
blieben; es  wurde  zwar  gleich  im  Jahre  1820  hiefür  eine  Kom- 
mission niedergesetzt,  allein  es  gelang  ihr  nach  jahrelangem  Be- 
mühen nicht ,  ihre  Arbeit  zu  einem  positiven  Ziele  zu  führen. 
Die  Stände  kamen  daher  im  Jahre  1830  zu  dem  Antrage,  die 
Regierung  zu  bitten ,  »sie  möchte  der  evangelischen  Kirche  für 
ihr  unter  dem  Staatsgut  begriffenes  Vermögen  eine  dem  Rein- 
ertrage des  letzteren  nach  seinem  Zustande  im  Jahre  1806  in 
Qualität  und  Quantität  gleichkommende  Rente  auf  dem  Domanial- 
vermögen  des  Staates  als  Eigentum  einräumen  (radizieren),  jedoch 
mit  dem  Vorbehalte,  diese  Grundrente,  wenn  es  späterhin  für 
angemessen  erachtet  werde,  in  Grundstücke  und  Grundgefälle  zu 
verwandeln.«  Allein  auch  dieser  Bitte  wurde  keine  Folge  gegeben, 
und  so  liegt  die  Frage  der  Ausscheidung  des  evangelischen  Kirchen- 
guts noch  ebenso  wie  zur  Zeit  der  Vereinbarung  der  Verfassung. 
Der  Grund  dieser  Erscheinung  ruht  zunächst  darin,  dass  der 
direkten  Ausführung  des  §  T]  der  V.U.  ganz  erhebhche  Schwie- 
rigkeiten entgegenstehen,  die  im  Laufe  der  Zeit  wohl  stetig  sich 
häufen  und  eine  Verwirklichung  desselben  immer  unwahrschein- 
licher machen. 

Es  war  und  ist  nicht  mehr  im  einzelnen  festzustellen,  welche 
Vermögensobjekte  zu  dem  Kirchengut  gehören ,  da  ein  Inventa- 
rium  hierüber  so  wenig  vorhanden  ist,  als  über  das  Staatskammer- 
gut, für  welch  letzteres  die  Regierung  schon  verschiedentlich  um 
Vorlegung  eines  solchen  durch  die  Stände  gebeten  wurde. 

Sodann  wurde  das  Kirchengut  hinsichtlich  der  MobiHsierung 
in  gleicher  Weise  und  zwar  gemäss  §  107  der  V.U.  behandelt 
wie  das  Staatskammergut ;  dieser  Paragraph  besagt ,  dass  das 
Kammergut  in  seinem  wesentHchen  Bestand  zu  erhalten ,  dass 
es  jedoch  als  eine  Verminderung  nicht  anzusehen  sei,  wenn  zu 
einer  entschieden  vorteilhaften  Erwerbung  ein  Geldanlehen  auf- 
genommen oder  zum  Vorteil  des  Ganzen  eine  Veräusserung  oder 
Austauschung  einzelner  minderbedeutender  Bestandteile  desselben 
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vorgenommen  wird.  Infolge  dessen  war  bereits  im  Jahre  1820 
beim  Niedersetzen  der  oben  erwähnten  Kommission  der  Staat 
nicht  mehr  im  Besitz  des  Kirchenguts  nach  dem  Stande  vom 
Jahre  1806,  indem  manche  notorische  Grundstücke  desselben  ver- 
kauft, zahlreiche  Gefälle  abgelöst  worden  waren  etc.  Man  mag 
die  bestrittene  Ansicht  '),  dass  das  Kirchengut  trotz  der  vollzo- 
genen Inkammerierung  Eigentum  der  württembergischen  evange- 
lischen Landeskirche  geblieben  sei,  teilen  oder  nicht,  eine  An- 
sicht, die  durch  den  zitierten  Wortlaut  des  §  yy  der  V.U.,  der 
von  einem  »Eigentum«  der  Kirche  an  dem  evangelischen  Kirchen- 
gut spricht,  unterstützt  wird,  Thatsache  ist,  dass  die  Praxis  sich 
inzwischen  ununterbrochen  auf  den  entgegengesetzten  Standpunkt 
gestellt  und  seither  mit  dem  Kirchengut  geschaltet  hat  wie  mit 
dem  Staatskammergut. 

Es  ist  hienach  nicht  nur  die  Ausscheidung  des  Kirchenguts 
in  seiner  ursprünglichen  Substanz  unmöglich,  sondern  es  ergeben 
sich  auch  erhebliche  Schwierigkeiten,  wenn  die  inzwischen  durch 
Kauf,  Ablösungen  etc.  an  dem  ursprünglichen  Bestände  einge- 
tretenen Aenderungen  in  quali  et  qiianto  bei  der  Ausscheidung 
ersetzt  werden  wollten. 

Hiezu  kommt  noch,  dass  darüber  keine  Klarheit  herrscht, 
welche  Lasten  auf  das  auszuscheidende  Kirchengut  zu  verweisen 
wären ,  und  die  weitere  Schwierigkeit ,  festzustellen ,  ob  bezw.  in 
welchem  Masse  den  in  den  Kriegen  zu  Ausgang  des  vorigen  und 
Anfangs  dieses  Jahrhunderts  neuerworbenen  evangelischen  Landes- 
teilen die  Teilnahme  an  dem  altwürttembergischen  (herzoglichen) 
evangelischen  Kirchengut  zugestanden  w'erden  soll,  sowie  ob  auch 
die  in  den  neuwürttembergischen  Landesteilen  von  König  Friedrich 
der  evangelischen  Kirche  entzogenen  Güter  ihr  wieder  zurück- 
erstattet werden  müssen.  Auch  über  diese  Fragen  vermochte 
sich  die  mehrerwähnte  Kommission  von  1820  nicht  zu  einigen. 

Dem  Vorstehenden  zufolge  ist  es  mehr  als  unwahrscheinlich, 
dass  der  §  "/y  der  V.U.  jemals  strikte  zur  Ausführung  kommen 
wird,  »zumal,  da  auch  die  geringen  Erfolge  der  für  diese  Aus- 
scheidung getroffenen  Vorkehrungen  vermuten  lassen ,  dass  auf- 
gestiegene Zweifel  über  die  Zweckmässigkeit  der  direkten  Aus- 
führung jener  Verfassungsbestimmung  hinter  den  formellen  Schwie- 

i)  Vgl.  Georgii:  Rechtliche  Erörterungen  der  Frage,  ob  das  Kirchengut  Eigen- 
tum der  württembergischen  protestantischen  Kirche  oder  des  Staates  sei.  Stutt- 
gart.    1821. 
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rigkeiten  sich  verbergen.«  Allein  immerhin  besteht  dieser  Ver- 
fassungsparagraph noch  zu  Recht  und  undenkbar  ist  dessen  Ver- 
wirklichung nicht:  wenn  beispielsweise  die  von  politischen  Parteien 
da  und  dort  erhobene  Forderung  der  Trennung  von  Kirche  und 
Staat  in  Württemberg  wollte  in  die  Wirklichkeit  umgesetzt  werden, 
so  ist  wohl  anzunehmen,  dass  alsdann  ,  wer  sich  zur  Vertretung 
der  Interessen  der  evangelischen  Kirche  und  des  historischen 
Rechts  überhaupt  berufen  fühlt,  auf  die  Ausführung  des  §  'jy  der 
V.U.  als  Vorbedingung  für  jene  Trennung  wird  drängen  müssen. 
Dass  für  diesen  Fall  —  und  dies  ist  nicht  der  einzig  denkbare, 
der  die  Ausführung  des  §  JJ  in  Fluss  bringen  könnte  —  wenig- 
stens das  Kirchengut  in  der  Hauptsache  noch ,  wenn  auch  mit 
einzelnen  qualitativen  und  quantitativen  Aenderungen  im  Staats- 
besitz sein  sollte,  ist  selbstverständlich  und  Voraussetzung  der 
Ausführbarkeit ;  und  da  nach  den  obigen  Angaben  die  Domänen 
einen  ganz  erheblichen  Teil  des  Kirchenguts  bildeten ,  wie  denn 
schon  seit  Alters  die  Ansicht  galt,  dass  von  dem  Pfarreinkommen 
die  Nutzung  bestimmter  Grundstücke  ein  wesentliches  Attribut 
bilden  müsse ,  so  ist  hiemit  schon  einer  der  staats- 
rechtlichen Gründe  gegeben,  die  das  bisher  be- 
obachtete »sachte«  Vorgehen  in  der  Veräusse- 
rung  der  Domänen  rechtfertigen  und  eine  vollstän- 
dige Weggabe  derselben  vom  formell-rechtlichen  Standpunkte 
aus  verbieten.  Von  diesem  Gesichtspunkte  aus  wird  man  mit 
R.  V.  Mohl  (a.  a.  O.  II.  Bd.  S.  471)  der  Ansicht  sein  müssen, 
dass,  falls  je  einmal  die  Ueberzeugung  von  der  Unthunlichkeit 
und  Unmöglichkeit  der  Ausführung  des  §  "jj  der  V.U.  feststehen 
sollte ,  es  sich  empfehlen  würde  ,  auf  gesetzliche  Weise  und  mit 
Zustimmung  der  evangelischen  Kirche  die  direkte  Aufhebung 
dieses  Paragraphen  zu  versuchen,  anstatt  in  indirekter  Weise  durch 
Veräusserung  der  Domänen  dessen  Ausführbarkeit  unmöglich  zu 
machen. 

Eine  ähnliche  Sachlage  in  der  Frage  der  Domänenveräusse- 
rung  wird  durch  den  §  82  der  V.U.  geschafifen.  Dieser  bestimmt, 
dass  die  katholische  Kirche  zur  Bestreitung  derjenigen 
kirchlichen  Bedürfnisse ,  wozu  keine  örtlichen  Fonds  vorhanden 
sind,  oder  die  vorhandenen  nicht  zureichen,  und  besonders  für 
die  Kosten  der  höheren  Lehranstalten  einen  eigenen ,  diesen 
Zwecken  ausschliesslich  gewidmeten  Kirchen  fonds  erhalten 
soll,  und  dass  zum  Behufe  der  Ausscheidung  desselben  vom  Staats- 
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gut  und  der  näheren  Bestimmung  der  künftigen  Verwaltungsweise 
ebenso  wie  für  das  altwürttembergische  evangelische  Kirchengut 
eine  Kommission  werde  niedergesetzt  werden. 

Auch  dieser  Paragraph ,  zu  dessen  Vollziehung  ebenfalls  im 
Jahre  1820  eine  Kommission  gewählt  wurde,  ist  bis  jetzt  nicht 
ausgeführt  worden ,  obwohl  diese  Ausführung  vielleicht  weniger 
Schwierigkeit  bergen  mag ,  als  jene  des  §  'j']  der  V.U.  schon 
wegen  des  geringeren  Umfangs  des  hiebei  in  Betracht  kommenden 
und  auszuscheidenden  Vermögenskomplexes,  sodann  insbesondere 
deshalb ,  weil  hier  nicht  die  Ausscheidung  der  früheren  katho- 
lischen Kirchengüter  gefordert  ist  und  hienach  die  schwierigen 
und  umständlichen  Erhebungen,  was  hierunter  zu  begreifen  oder 
hievon  noch  vorhanden  wäre,  wegfielen.  Der  Grund  dieser  letz- 
teren abweichenden  Behandlung  der  katholischen  Kirche  gegen- 
über der  evangelischen  mag  darin  zu  suchen  sein ,  dass  die  zu 
Anfang  dieses  Jahrhunderts  durch  Säkularisation  etc.  an  den  Staat 
übergegangenen,  teilweise  sehr  beträchtlichen  katholischen  Kirchen- 
güter —  das  Einkommen  der  im  Jahre  1803  und  der  durch  den 
Pressburger  Frieden  im  Jahre  1805  säkularisierten  katholischen 
Kirchengüter  wird  auf  300000  fl.  bezw.  150  000  fl.  angegeben; 
vgl.  R.  V.  Mohl  a.  a.  O.  Bd.  II,  S.  1508  —  nicht  ein  geschlossenes 
Ganze  bildeten,  wie  das  evangelische  Kirchengut,  vielmehr  Sonder- 
eigentum der  einzelnen  fundierten  Stifter,  Abteien  und  Klöster 
waren  (die  Lokalkirchenfonds  blieben  in  der  Hauptsache  unange- 
tastet). Auch  war  die  Rechtslage  dadurch  eine  andere,  dass  die 
säkularisierten  katholischen  Kirchengüter  —  vgl.  z.  B.  §  35  des 
Reichsdeputationshauptschlusses  vom  25.  Februar  1803  —  zwei- 
fellos den  respektiven  Landesherren  zur  freien  und  vollen  Dispo- 
sition zufielen ,  während  nach  der  bereits  oben  erwähnten,  wenn 
auch  bestrittenen  Ansicht  das  evangelische  Kirchengut  auch  nach 
seiner  Inkammerierung  noch  im  Eigentum  der  evangelischen  Kirche 
verblieben  war. 

Bei  der  mit  der  Säkularisation  erfolgten  Aufhebung  der  be- 
treffenden geistlichen  Institute  konnte  die  V.U.  nicht  mehr  eine 
Rückgabe  der  katholischen  Kirchengüter  an  ihre  früheren  Eigen- 
tümer, d.  h.  die  aufgehobenen  geistlichen  Institute,  sondern  nur 
eine  Ausstattung  der  katholischen  Kirche  im  allgemeinen  mit  den 
erforderlichen  Fonds  etc.  vorsehen  ;  bei  dieser  Sachlage  war  es 
aber  gleichgiltig ,  ob  die  V.U.  hiezu  die  früheren  katholischen 
Kirchengüter    oder  Staatseigentum    überhaupt   bestimmen  wollte. 
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Eine  teilweise  Ausführung  des  §  82  der  V.U.  kann  man  zwar 
vielleicht  darin  erblicken,  dass  mit  der  Errichtung  eines  Landes- 
bistums durch  das  K.  Fundationsinstrument  vom  14.  Mai  1828  zur 
bleibenden  Begründung  des  Bistums  Rottenburg  und  seiner  An- 
stalten als  Ausstattung  verschiedene ,  in  dem  erwähnten  Funda- 
tionsinstrument näher  bezeichnete  Gebäude  mit  zugehörigen  Grund- 
stücken bestimmt,  dass  die  Geldbediirfnisse  des  Bistums  —  »bis 
zur  richtigen  Ausscheidung  eines  allgemeinen  katholischen  Kirchen- 
guts« —  im  berechneten  Betrag  von  49422  fl.  auf  die  Kameral- 
ämter  Horb  und  Rottenburg  zur  vierteljährigen  Vorauszahlung 
angewiesen  und  hiefür  die  in  den  Beilagen  des  Fundationsinstru- 
ments  nach  Auszügen  aus  den  Grundbüchern  dieser  beiden  Kame- 
ralämter  näher  beschriebenen  Domanialgüter  und  Gefälle  haftbar 
gemacht  wurden.  Hiebei  wurde  allerdings  ausdrücklich  die  Um- 
wandlung der  in  der  gedachten  Weise  dinglich  radizierten  Bis- 
tumseinkünfte nach  ihrem  Werte  in  Grundeigentum  (oder  in  Ein- 
künfte aus  demselben)  vorbehalten.  Diese  Eventualität  giebt  zu 
Zweifeln  Anlass ,  ob  in  der  erwähnten  Ausstattung  des  Bistums 
Rottenburg  eine  Ausführung  des  §  82  in  seinem  ursprünglichen 
Sinne  erblickt  werden  kann  oder  nicht ;  indes  darf  dies  für  die 
vorliegende  Frage  dahingestellt  bleiben,  da  es  sich  jedenfalls  nur 
um  die  Ausführung  eines  geringen  Bruchteils  handeln  würde.  In 
der  Hauptsache  harrt  der  §  82  ebenso  wie  §  ']']  noch  der  Voll- 
ziehung und  wird  —  nach  dem  Gange  zu  schliessen,  den  die  Ver- 
handlungen hierüber  in  den  20ger  Jahren  dieses  Jahrhunderts  ge- 
nommen haben,  voraussichtlich  überhaupt  nur  gleichzeitig  mit 
diesem  vollzogen  werden. 

Da  nun  die  Absicht  der  V.U.  zweifellos  dahin  geht,  dass  in 
dem  auszuscheidenden  katholischen  Kirchengut  —  ebenso  wie  in 
dem  evangelischen  —  die  Domänen  einen  wesentlichen  Faktor 
bilden  müssen,  so  bietet  der  §  82  gleicher  massen  wie 
§  *] 'j  der  V.U.  ein  formelles  Hindernis  für  eine 
zu  weitgehende  oder  vollständige  Veräusserung 
der  Domänen;  auch  hier  müsste  dieser  —  vom  formalen 
Rechtsstandpunkte  aus  —  entweder  eine  legislatorische  Beseiti- 
gung dieses  Paragraphen  oder  seine  Vollziehung  in  irgend  einer 
Form  vorausgehen. 

Mit  der  Ausscheidung  eines  besonderen  katholischen  Kirchen- 
guts könnte  wohl  auch  der  seit  dem  Jahre  1808  bezw.  1809  be- 
sonders   verwaltete  und    aus    dem  Einkommen    erledigter   katho- 
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lischer  Kirchenstellen  dotierte  Interkalarfonds ,  der  hinsichtlich 
seiner  Verwendung  mit  dem  Kirchengut  in  Konkurrenz  treten 
würde ,  in  seiner  bisherigen  Verfassung  nicht  unberührt  bleiben. 
Die  Kammer  der  Abgeordneten  hat  in  dieser  Richtung  durch 
einen  Beschluss  vom  6.  Juli  1824  einen  ausdrücklichen  Vorbe- 
halt gemacht,  wenn  sie  auch  z.  Z.  den  Interkalarfonds  lediglich 
als  Privateigentum  der  katholischen  Kirche  betrachtete,  worüber 
den  Ständen  eine  Kognition  nicht  zustehe. 

Wie  für  die  evangelische  und  die  katholische  wollte  die  V.U. 
in  §  83  auch  für  die  reformierte  Kirche  bezw.  ihre  öko- 
nomischen Bedürfnisse  durch  eine  Kirchengutsausscheidung  be- 
dacht sein ;  da  indes  die  Zahl  der  reformierten  Gemeinden  z.  Z. 
auf  2  —  Stuttgart  und  Cannstatt  —  zusammengegangen  ist,  wird 
eine  Erörterung  des  §  83  in  der  Richtung  auf  die  vorliegende 
Frage  füglich  unterbleiben  können. 

Fernerhin  sind  nach  §§  103  und  107  der  V.U.  die  persön- 
lichen Bedürfnisse  des  Königs  als  Staatsober- 
hauptes —  die  Zivilliste  —  sowie  derMitglieder 
des  Königlichen  Hauses  —  Apanagen,  Wittume,  Heirat- 
güter, Sustentationen  und  andere  Prästationen  dieser  Art  —  auf 
das  Staatskammergut  dinglich  radi  zi  e  r  t  und  müssen 
aus  dessen  Ertrag  zunächst  und  mit  Vorzug  vor  dem  mit  der 
Staatsverwaltung  verbundenen  Aufwand  geleistet  werden.  Aus 
diesem  Grunde  wird  ihm  von  der  V.U.  die  Eigenschaft  eines 
von  dem  Königreich  unzertrennlichen  Staatsguts  zugeschrieben, 
das  in  seinem  wesentlichen  Bestände  zu  erhalten  sei.  Formell 
werden  zwar  diese  Ausgaben  nicht  in  der  entsprechenden 
bevorzugten  Weise  —  durch  den  unmittelbaren  Abzug  an  dem 
Ertrage  des  Kammerguts ,  wie  dies  in  Preussen  hinsichtlich  der 
Rente  des  Kronfideikommissfonds  geschieht,  so  dass  nur  der  Ueber- 
schuss  für  die  Einstellung  in  den  Einnahmeetat  zur  Verfügung 
bliebe  —  behandelt  ;  sie  werden  vielmehr  für  jedes  Jahr  — 
anderen  Staatsausgaben  gleich  —  besonders  exigiert  und  von 
den  Ständen  »genehmigt«.  Indessen  kann  materiell  diesen  Be- 
schlüssen der  Stände  doch  nicht  wie  bei  anderen  Exigenzen  die 
Bedeutung  einer  wiederholten  Verwilligung  beigelegt  werden, 
sondern  es  ist  nur  die  Anerkennung  der  jeweils  fortdauernden 
rechtlichen  Notwendigkeit  ihrer  Leistung  :  die  Verpflichtung  hiezu 
beruht  auf  besonderen,  von  den  jeweiligen  Beschlüssen  der  Stände- 
versammlung bei  der  Etatsberatung  unabhängigen  Rechtstiteln. 
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Man  kann  im  Zweifel  darüber  sein,  ob  es  eines  Garantie 
grundstocks  in  der  Form  des  Staatskammerguts  für  die  erwähnten 
Leistungen  —  wenn  ihre  Höhe  seinerzeit  neben  anderm  auch  mit 
Rücksicht  auf  den  Umfang  bezw.  den  Ertrag  des  Kammerguts 
mag  bemessen  worden  sein  —  überhaupt  noch  bedarf,  nachdem 
diese  als  allgemeine  Staatslasten  anerkannt  und  behandelt  werden. 
Indessen  ist  zuzugeben,  dass  man  in  dem  staatlichen  Domanial- 
besitz  eine  Stütze  der  monarchischen  Institution  erblicken  kann, 
die  ja  auch  da  und  dort  dem  Reichtum  an  Ländereien  ihre  Exi- 
stenz mitzuverdanken  hat,  sowie  dass  durch  dessen  Beibehaltung 
das  diesen  Leistungen  zu  Grunde  liegende  privatrechtliche  bezw. 
Vertragsverhältnis  eher  im  Bewusstsein  bleibt  und  diese  deshalb 
weniger  Anfechtungen  erfahren  können :  andererseits  wird  aber 
auch  anzunehmen  sein,  dass  durch  eine  Veräusserung  des  Staats- 
kammerguts die  Leistungen  der  Staatskasse  für  das  Königliche 
Haus  in  ihrem  Rechtsgrunde   nicht  alteriert  werden  könnten. 

Auch  ist  richtig,  dass,  nachdem  sämtliche  Agnaten  des  Königs- 
hauses durch  die  bedingungslose  Anerkennung  der  Verfassungs- 
Urkunde  von  1819  den  darin  statuierten  Verzicht  auf  das  Staats- 
kammergut seinerzeit  genehmigt  haben ,  man  aus  der  historisch- 
rechtlichen Entwickelung  des  Staatskammerguts  eine  Schranke 
gegen  dessen  Veräusserung  nicht  mehr  erblicken  kann,  wenn  auch 
zuzugeben  ist,  dass  das  Recht  des  Königshauses  hierauf  ursprüng- 
lich ein  angestammtes  war ,  weshalb  die  an  dessen  Stelle  nach 
der  Verfassungsurkunde  den  Mitgliedern  des  Königshauses  zu 
reichenden  Bezüge  nicht  bloss  eine  konstitutionelle  Wurzel  haben. 

Wohl  aber  werden  die  erwähnten  §§  103  und  107  der  V.U., 
solange  sie  zu  Recht  bestehen  ■ —  in  gleicher  Weise  wie  die  be- 
reits zitierten  Bestimmungen  der  §§  JJ  ,  82  und  83  der  V.U.  — 
ein  weiteres  staatsrechtlich- formelles  Hindernis 
gegen  die  Veräusserung  eines  wesentlichen 
Teils  des  Kammerguts  —  und  als  solcher  müssen 
die  Domänen  zweifellos  gelten  —  bilden. 

Das  Bestreben,  das  Kammergut  möglichst  intakt  im  Staats- 
eigentum zu  erhalten,  hat  wohl  auch  neben  Erwägungen  der  an- 
gegebenen Art  das  K.  Hausgesetz  vom  8.  Juli  1828  in  Artikel  23 
zu  der  der  heutigen  staatsrechtlichen  Stellung  des  Kammerguts 
entsprechenden  Bestimmung  geführt ,  dass  Apanagen ,  Susten- 
tationsgelder ,  Mitgaben  und  Wittume  nie  in  liegenden  Gründen 
erteilt  werden  können. 
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Es  ist  möglich,  dass ,  wenn  »der  Sturm  in  die  Zeit  fährt« 
und  etwa  die  Veräusserung  des  Staatsguts  auf  seine  Fahne 
schreiben  sollte,  er  vor  den  erwähnten  Verfassungsbestimmungen 
nicht  wohl  Halt  machen  würde  ;  allein  gerade  diese  Möglichkeit 
ist  ein  Grund,  sich  des  inneren  Zusammenhangs  dieser  Bestim- 
mungen und  der  Domänenveräusserungsfrage  bewusst  zu  werden 
und  zu  bleiben. 
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DRITTER   ARTIKEL. 

IX.    Die    Wirtschaftskammern    als     wirtschafts- 
berufliche   Zentral-     oder    Vertretungskörper- 
schaften   und    die    öffentlichen    W  i  r  t  s  ch  a  fts  g  e - 
nossenschaften  als  spezialkörperschaft  liehe 
Ergänzungswirtschaften. 

Die  freie  Wirtschaftsgenossenschaft  wird  die  Regel  bilden  und 
die  Zwangsgenossenschaft  immer  erst  durch  eine  auf  andere  Weise 
nicht  erreichbare  besondere  Nützlichkeit  gerechtfertigt  werden 
müssen.  Die  öffentlichen  Wirtschaftsgenossenschaften  werden 
nach  denselben  Grundsätzen,  wie  freie  Genossenschaften  ihre  Er- 
gänzungswirtschaften durchzuführen  haben.  Endlich  werden  sie, 
wo  es  immer  ausreicht ,  nur  mit  mittelbarem  Zwang  auszurüsten 
sein,  indem  ihnen  die  Befriedigung  der  fraglichen  wirtschaftlichen 
Ergänzungsbedürfnisse  ausschliessend  zugewiesen,  also  denjenigen 
berufsgenössischen  Wirten,  welche  dieses  Bedürfnis  nicht  haben, 
die  Beteiligung  nicht  aufgenötigt  wird. 

Die  Wirtschaftskammern  führen  überhaupt  keine  Ergänzungs- 
wirtschaft durch,  sondern  haben  einen  öffentlichen  Haus- 
halt als  Vertretungskörperschaften,  als  welche  sie 
alle  berufsgenössischen  Erwerbs-  und  Hauswirte  mit  unmittelbarem 
Zwang  in  sich  befassen.  Die  Wirtschaftskammern  haben  Auf- 
gaben zu  lösen ,  welche  wirtschaftsgenossenschaftlich  unlösbar 
sind ,  und  die  öffentlichen  Wirtschaftsgenossenschaften  solche, 
deren  wirtschaftskammerliche  Anfassung  gänzlich  verfehlt  und  un- 
erträglich wäre,  weil  weder  das  Berufsgesamtinteresse  des  Standes, 
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noch  das  Interesse    aller  Standesangehörigen ,    sondern  dasjenige 
wechselnder  Schichten  von  Berufsgenossen  wahrzunehmen  ist. 

Dies  vorausgeschickt  ist  nach  den  verschiedenen  Richtungen 
Umschau  zu  halten,  in  welchen  die  öffentliche  Wirtschaftsgenos- 
senschaft oder  berufskörperschaftliche  Spezialinstitution  entweder 
schon  gegeben  oder  fürderhin  denkbar  ist  und  daraufhin  das  Ver- 
hältnis des  wirtschaftskammerlichen  Körpers  zur  freien  Wirtschafts- 
genossenschaft oder  zur  öffentlichen  Wirtschaftsgenossenschaft 
zu  bestimmen. 

Man  trifft  hiebei  sogleich  auf  verschiedene  Klassen  von 
öffentlichen  Wirtschaftsgenossenschaften.  Auf  solche  welche  die 
Haus-  oder  die  Erwerbswirtschaft  zu  ergänzen  bestimmt  sind. 
Weiter  auf  solche ,  welche  allen  Berufsgenossen  und  auf  solche, 
welche  nur  bestimmten  ,  veränderlichen  oder  unveränderlichen 
Schichten  des  Berufsstandes  das  besondere  Ergänzungsbedürfnis 
ihrer  Sonderwirtschaft  zu  befriedigen  haben.  Hienach  unter- 
scheiden wir  haus  Wirtschaft  liehe  und  erwerbswirt- 
schaftliche, umfassende  und  eingeschränkte  Wirt- 
schaftsgenossenschaften öffentlicher  Art.  Jede  Art  heischt  be- 
sondere Charakteristik. 

Im  Vordergrund  des  Interesses  der  Zeitgenossen  steht  die 
öffentliche  Kreditgenossenschaft.  Ihr  ist  der  nächste 
Abschnitt  der  gegenwärtigen  Abhandlung  gewidmet.  Sie  ist 
als  eine  mittelbar  zwingende  eingeschränkte  Genossenschaft  der 
in  der  Erwerbswirtschaft  kreditbedürftigen  Berufswirte  zu  charak- 
terisieren und  wird  wenigstens  als  Sonderkörperschaft  für  die 
Landwirtschaft  und  in  dieser  mindestens  für  den  Realkredit  ge- 
rechtfertigt werden  können. 

Starke  Anfänge  öffentlicher  Wirtschaftsgenossenschaft  finden 
sich  im  Versicherungswesen.  Die  Zwangsversicherung 
ist  für  die  Regel  umfassende,  unmittelbar  zwingende,  auf  haus- 
wirtschaftliche Ergänzung  gerichtete  Wirtschaftsgenossenschaft. 

Oeffentliche  Personal  Versicherung  findet  sich  schon  lange  im 
öffentlichen  Pensionswesen  der  Staats- ,  Gemeinde-, 
Kirchen-  und  Schuldiener,  allerdings  unter  Zuschüssen  aus  Staats- 
und Gemeindemitteln  und  in  überwiegend  staatlich-kommunaler, 
nicht  eigentlich  berufsgenossenschaftlicher  Verwaltung. 

In  grossem  Aufbau  ist  die  zwangsgenossenschaftliche  Personal- 
versicherung zu  Stande  gekommen  durch  die  deutsche  Kranken- 
Unfall-,  Invaliditäts-  und  Alters-  Versicherung  der  Arbeiter. 
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Die  Berechtigung,  ja  die  innere  Notwendigkeit  allgemeiner  Zwangs- 
genossenschaft für  die  Arbeiterversicherung  habe  ich  an  anderer 
Stelle  nachgewiesen  ').  Leider  ist  die  berufliche  Gliederung  für 
die  Invaliditäts-  und  Altersversicherung  unterblieben  und  sind 
dabei  Gesindeleute ,  Grossbetriebs-  und  Kleinbetriebsarbeiter  in 
einen  einzigen  Topf  geworfen  worden,  was  dann  auch  die  bureau- 
kratisch-formalistische  Ausgestaltung  der  Verwaltung  zur  Folge 
hatte.  Berufliche  Gliederung  innerhalb  der  Landesversicherungs- 
anstalten wäre  sehr  wohl  möglich  gewesen,  ohne  die  Zusammen- 
setzung der  Rente  aus  den  bei  verschiedenen  Anstalten  aufgelau- 
fenen Beitragszeiten  auch  nur  im  Geringsten  zu  beeinträchtigen. 
Wäre  das  Wirtschaftskammerwesen  schon  entwickelt  gewesen, 
so  wäre  diese  Ausgestaltung  sicher  unterblieben.  Die  Arbeiter- 
versicherung hätte  zwar  auch  eine  gesonderte  Versicherungskörper- 
schaft werden  müssen ,  aber  der  Wirtschaftskammerorganismus 
wäre  der  gegebene  Stützpunkt  der  Ordnung  und  Oberaufsicht, 
des  Beitrags- ,  Rechnungs-  und  Kassenwesens  geworden.  Die 
Versicherung  der  Gesindeleute,  welche  in  ihrer  grossen  Mehrzahl 
vom  dreissigsten  und  vierzigsten  Jahr  an  aus  dem  Dienst  treten, 
hätte  mit  minimalen  Kosten  durchgeführt  werden  können.  Gesinde- 
herrschaften, Handwerker  und  Bauern  hätten  nicht  für  die  Gross- 
betriebs-Arbeiterversicherung  mit  aufzukommen  gehabt.  Die  Ver- 
waltung hätte  viel  volkstümlicher  gestaltet  und  an  die  Kreis- 
kammern-Verwaltung angelehnt  werden  können.  Die  Quittungs- 
karte konnte  wenigstens  für  die  landwirtschaftliche  Arbeiterver- 
sicherung vermieden  werden  und  die  Beitragsleistung  hätte  für  die 
den  Dienst  nicht  wechselnden  Arbeiter  auf  erheblich  längere 
Zeiträume  als  eine  Woche  befristet  werden  können.  So  lange 
jedoch  die  Landwirtschaftskammern  nicht  nach  Gross-  und  Klein- 
betriebs-, Kreis-  und  Landeskammern  gegliedert  werden,  dürften 
sie  für  eine  gerechtere,  einfachere  und  praktische  Umgestaltung 
des  Arbeiterversicherungswesens  nicht  sehr  viel  zu  leisten  vermögen. 
Die  Personalversicherung  gegen  Unfall,  Alter  und  Invalidität 
ist  nicht  bloss  für  die  Lohnarbeiter  ein  Bedürfnis,  sondern  auch 
für  kleine  und  mittlere  Unternehmer,  welche  in  ihrem 
Betrieb  selbst  Hand  anlegen.  Mit  Recht  fordert  Biichenberger 
die  entsprechende  Ausdehnung  der  Versicherung  auf  die  Inhaber 
der  Klein-  und  Mittelgüter  in  der  Landwirtschaft.  Im  Handwerk 
liegt    dasselbe  Bedürfnis  vor.     Auch   diese  Versicherung    müsste 

i)  Korporativer  Hilfskassenzwang.     Tübingen,  1882. 
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in  abgesonderter  Rechnung  durchgeführt  werden,  aber  ihre  Ver- 
waltung würde  auf  das  Einfachste  an  die  Kreiskammern  und  deren 
Bureaumittel  angelehnt  werden  können. 

Der  bedeutendste  Zweig  der  Personalversicherung,  die  Le- 
bensversicherung, wird  für  den  Fall ,  als  allgemein 
die  Amortisationshypothek  eingeführt  werden  würde  ,  ein  all- 
gemeines Bedürfnis  der  Landwirtschaft  werden.  Die  Amortisations- 
hypothek, d.  h.  der  Zwang  zur  Tilgung  der  aus  der  Besitzüber- 
nahme entstehenden  Schulden  hat  den  Zweck,  dass  beim  Ableben 
des  Grundbesitzers  das  Gut  schuldenfrei  sei  und  zur  Abfindung 
der  Miterben  nur  ein  Teil  des  Gutswerts  verschuldet  zu  werden 
brauche.  Dieser  Zweck  kann  nur  sehr  unvollständig  erreicht 
werden,  da  viele  Gutsinhaber  vor  Ablauf  der  Tilgungsfrist,  nament- 
lich wenn  letztere  auf  mehr  als  Generationsdauer  bemessen  ist,  ab- 
ieben ,  so  dass  das  Gut  mit  Erbschulden ,  alten  neben  neuen 
Uebernahmeschulden ,  behaftet  bleibt  oder  zur  Abfindung  der 
Miterben  veräussert  werden  muss.  Dies  würde  verhindert  sein, 
wenn  für  den  Fall  des  früheren  Ablebens  der  noch  nicht  getilgte 
Schuldrest  im  Wege  der  Lebensversicherung  gedeckt  wäre ;  diese 
»Hypothekenamortisations-Lebensversicherung«  wäre  sachgemäss 
mit  der  Organisation  der  Amortisationshypotheken- Verwaltung 
zu  verknüpfen  und  würde  nur  die  Verschuldeten  umfassend  zwar 
eine  selbständige  öffentliche  Wirtschaftsgenossenschaft  ergeben, 
jedoch  unter  Obhut  und  Pflege  der  Gross-  und  Kleinbetriebs- 
Kammern  gestellt  werden  können.  Möglich,  wie  so  vieles  andere 
in  der  Agrarreform,  wäre  auch  eine  solche  Einrichtung  nur  dann, 
wenn  die  unwirtschaftliche  Verschuldung  überhaupt  verhütet  wird 
(vgl.  nächsten  Abschnitt), 

Die  Ausbreitung  der  Lebensversicherung  überhaupt 
über  die  landwirtschaftlichen  Kreise  bleibt  sehr  erwünscht ,  aber 
erzwingbar  wäre  eine  Minimalversicherung  wieder  nur  dann,  wenn 
unwirtschaftliche  Verschuldung  jeder  Art  hintangehalten  wird 
(Abschnitt  X).  Ich  habe  auch  hierauf  schon  vor  zehn  Jahren 
hingewiesen.  Wenn  jedoch  die  Amortisationshypothek  zur  all- 
gemeinen Einrichtung  werden  sollte,  so  ist  ein  Lebensversiche- 
rungszwang für  eine  grosse  Zahl  nicht  allzu  kinderreicher  Familien 
mehr  oder  weniger  entbehrlich.  Jedenfalls  könnte  die  Zwangs- 
versicherung nur  abgesondert ,  also  nicht  als  unmittelbar  wirt- 
schaftskammerliche  Einrichtung  durchgeführt  werden.  Ein  grosses 
Hindernis  für  die  Ausbreitung  der  freien  Lebensversicherung  unter 

32* 
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den  Landwirten  besteht  in  der  Schwierigkeit ,  Jahr  um  Jahr  die 
gleiche  Prämie  aufzubringen,  während  die  landwirtschafthchen  Er- 
träge grossen  Jahres-,  selbst  Siebenjahr-Schwankungen  unterliegen. 
Hier  liegt  ein  Bedürfnis  vor ,  welches  nur  auf  dem  Wege  einer 
weiterhin  zu  erörternden  allgemein  gewordenen  Kreditgenossen- 
schaft sich  befriedigen  lässt! 

Wendet  man  den  Blick  weiter  der  Realversicherung 
zu,  so  findet  man  öffentliche  Versicherungsgenossenschaft  in  der 
Gebäude-Brandversicherung  schon  weit  verbreitet, 
in  der  Viehseuchen-  Versicherung  *)  bereits  angebahnt.  Auch 
die  allgemeine  Viehversicherung  in  Form  der  öffent- 
hchen  Wirtschaftsgenossenschaft  ist  gefordert  und  wird  von  Buchen- 
berger  warm  empfohlen  (a.  a.  O.  II,  S.  356).  Es  ist  klar,  dass 
diese  Versicherung  an  die  Wirtschaftskammern,  statt  an  die  Ge- 
meinden wenigstens  von  da  ab  anzulehnen  wäre  ,  als  der  wirt- 
schaftskammerliche  Wirkungskreis  sich  allmählich  ausfüllen  und 
seinen  Exekutiv-Organismus  bis  in  die  Gemeinden  hinein  erstrecken 
könnte ;  diese  Erstreckung  wird  uns  im  folgenden  Abschnitt  nicht 
unwahrscheinlich  dünken.  Dasselbe  würde  im  Falle  der  Einführung 
des  allgemeinen  Hagelversicherungszwanges  gelten,  für  welche 
Einrichtungen  wie  die  bayerische  Hagelversicherung  als  erziehe- 
rische Veranstaltungen  anzusehen  sind  ^). 

Der  Realversicherungszwang  kann  allgemeinst  durchgeführt 
werden,  sobald  für  den  Betriebskredit  die  im  f.  Abschnitt  zu  er- 
örternde Genossenschaftsorganisation  allgemein  erreicht  wäre,  was 
an  sich  möglich  ist;  denn  alsdann  würde  die  Prämienzahlung 
keinem  Landwirte  je  zur  unerschwinglichen  Last  werden  können. 
Freilich  wäre  es  dann  überhaupt  fraglich,  ob  der  Realversiche- 
rungszwang auf  irgend  welche  Art  noch  ein  Bedürfnis  wäre  ,  da 
die  Landwirte  allgemein  durch  den  ihnen  gesicherten  Kredit  in 
die  Lage  gesetzt  wären ,  Selbstversicherung  zu  üben, 
bezw.  zwischen  der  letzteren  und  der  Versicherung  bei  Privat- 
und  Genossenschafts-Anstalten  zu  wählen.  Dann  wäre  auch  die 
wichtigste  Versicherung,  diejenige  gegen  Not  aus  Misswachs  als 
Selbstversicherung  allgemein  als  möglich  gegeben. 

Ausserhalb  des  Kredit-  und  des  Versicherungswesens  lässt 
sich  an  eine  dritte  Art  öffentlicher  Wirtschaftsgenossenschaft, 
wenigstens  in  der  Landwirtschaft  denken.    Ich  meine  den  zwangs- 

i)  Vgl.  Buchenber ger  II,  §  153  f. 
2j  Buchenberger  a.  a.  O. 
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weisen  Zusammenschluss  aller  landwirtschaftlichen  Unternehmer 
zur  Teilnahme  an  der  Erwerbung,  Veräusserung  und 
Verpachtung  von  Grundstücken  im  Interesse  der  Her- 
stellung und  Erhaltung  der  volkswirtschaftlich  wün- 
schenswerten Verteilung  des  Grundbesitzes  an 
Gross-,  Mittel-  und  Kleingütern,  sowie  im  Interesse 
der  Verhütung  der  Aufsaugung  des  Bauernlandes  zu  Lati- 
fundien- und  Zeitpachtgütern  der  grossen  Rentenvermögen. 
Sagen  wir  kürzer:  eine  Körperschaft  für  >Landpolitik«. 
Auch  das  würde  eiue  besondere  und  zwar  eine  den  ganzen  Stand 
umfassende  Sonde  rkörperschaft  ergeben,  welche  mit  dem 
landwirtschaftlichen  Kammerwesen  sich  berühren,  aber  gleich  den 
schon  erwähnten  Kredit-  und  Versicherungs-Sonderkörperschaften 
mit  der  wirtschaftskammerlichen  Zentralkörperschaft  in  keiner 
Weise  zusammenfallen  würde. 

Diese  Gestaltung  habe  ich  in  meiner  »Inkorporation  des 
Hypothekarkredites«  (1884)  entfernter  in  Aussicht  zu  nehmen 
keinen  Anstand  empfunden.  Vielleicht  war  dies  unvorsichtig ; 
wenigstens  hat  die  Kritik  gerade  hiegegen  sich  ablehnend  ver- 
halten. Ich  gebe  jedoch  heute  gerne  dieser  Kritik  das  Eine 
zu,  dass  korporative  Beteiligung  am  Grundbesitzverkehr  und  am 
Pachtwesen  starkem  Widerstände  der  Grundbesitzer  begegnen 
würde,  da  gerade  die  schuldenfreien  Grundbesitzer  der  Uebernahme 
des  Risiko,  welches  sie  am  meisten  treffen  müsste,  mächtig  wider- 
streben würden.  Ohne  den  Gedanken  aktiver  Landpolitik  preis- 
zugeben, kann  ich  einräumen,  dass  der  Zweck  auch  vom  Staate 
aus ,  für  Rechnung  und  auf  Gefahr  des  letzteren  durchgeführt 
werden  könnte  und  vielleicht  zweckmässiger  in  dieser  Form  zu 
verwirklichen  wäre.  Die  fragliche  Einrichtung  wäre  ja  nicht  eine 
Wirtschaftsgenossenschaft  zur  Ergänzung  der  Privatwirtschaft  der 
Genossen,  sondern  eine  von  der  Körperschaft  im  Interesse  ge- 
sunder Grundbesitz-  und  Pachtzustände  durchgeführte  Organisation 
des  Grundbesitzverkehrs.  Dieses  Interesse  ist  ein  allgemeines 
Volksinteresse  und  darf  deshalb  vom  Staate  angefasst  werden. 
Es  würde  auch  nach  dem  Richtscheit  des  Ertragswertsprinzips 
und  der  beharrlichen  Wiederabstossung  der  zu  dem  und  unter 
dem  Ertragswert  übernommenen  Güter  durchgeführt ,  finanziell 
gewiss  eher  vorteilhaft  als  nachteilig  ausfallen.  In  dieser  Hinsicht 
haben  mich  die  Einwendungen  meiner  Kritiker  gegen  die  Not- 
wendigkeit einer  aktiven  Landpolitik  durchaus  nicht  zu  überzeugen 
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vermocht.  Das  Institut,  ob  als  berufskörperschaftliche  Spezial- 
einrichtung,  oder  sachgemässer  als  Staatseinrichtung  durchgeführt, 
wäre  in  beiden  Fällen  nur  unter  Mitwirkung  der  bäuerlichen  Wirt- 
schaftskammern  zu  verwalten.  Das  würde  gerade  dann  nicht  zu 
umgehen  sein,  wenn  einmal  die  Amortisationshypothek  eingeführt 
wäre  (vgl.  f.  Abschnitt).  Man  käme  ohne  sie  fast  sicher  vom 
Regen  in  die  Traufe,  aus  der  jetzigen  enormen  Hypothekarüber- 
schuldung,  welche  die  Grundbesitzer  zu  Verwaltern  des  Mobil- 
kapitals und  zwar  zu  Verwaltern  auf  Verwalterrisiko  macht,  in 
die  Gefahr  der  Auskaufung  und  Pachtaufsaugung  der  Grundrente 
und  des  Arbeitsertrages  durch  die  Rentenvermögen  aller  Art 
hinein.  Ich  halte  solchen  Gedanken  zwar  nicht  zu  alsbaldiger 
Verwirklichung  fest ,  aber  als  ein  notwendiges  Seitenstück  zur 
Agrarerbrechts-  und  Agrarkreditrechts-Reform  ist  er  m.  E.  für 
die  Zeit  nach  Durchführung  letzterer  Reformen  gar  nicht  zu  um- 
gehen. Und  selbst  seine  VerwirkHchung  durch  Konstituierung 
des  ganzen  Berufsstandes  zu  einer  Sonderkörperschaft  für  Land- 
politik wird  nicht  als  schlechthinig  unmöglich  anzusehen  sein. 
Dass  zur  Agrarreform  aktive  Landpolitik  gehört,  wie  sie  nicht 
bloss  in  England ,  sondern  nach  den  Rentengutsgesetzen  auch 
schon  in  Preussen  getrieben  wird,  war  der  unbedingt  richtige 
Kern  in  den  fraglichen  Ausführungen  meiner  »Inkorporation  des 
Hypothekarkredits«.  Alsbald  werde  ich  hierauf  antikritisch  zu- 
rückkommen. 

Der  folgende  Abschnitt  wird  darthun,  dass  die  geplante  Ein- 
führung des  Zwangsanerbenrechtes,  welches  auf  dem  hier  zu  ver- 
tretenden Standpunkt  allerdings  als  entbehrlich  sich  erweisen  wird, 
und  die  Bildung  von  Zwangs-Kreditgenossenschaften  darauf  aus- 
gehen ,  bei  allem  Grundbesitzwechsel ,  welcher  von  Todeswegen 
oder  durch  Veräusserung  unter  Lebenden  stattfindet,  die  Bewer- 
tung nach  dem  Ertragswert  zur  Geltung  zu  bringen  und  der  Ueber- 
schuldung  für  den  blossen  Besitzerwerb  eine  Grenze  zu  setzen, 
damit  dem  Betriebskredit  neben  dem  Besitzkredit  der  erforderliche 
Spielraum  übrig  bleibe.  Gelänge  es  nun  wirklich,  den  Ertrags- 
wert im  Grundbesitzverkehr  zur  vollen  Geltung  zu  bringen  und 
die  immer  noch  anwachsende  Besitzverschuldung  wesentlich  zu 
vermindern,  so  liegt  die  Gefahr  nahe,  dass  das  Mobilkapital,  aus 
der  bequemen  Position  der  Rentenaufsaugung  durch  Pfandbrief- 
besitz teilweise  vertrieben,  zu  Ertragswertpreisen  mehr  und  mehr 
den  Grundbesitz   erwerbe  und  pachtweise  verwerte.     Die  Gefahr 
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irischer  und  italienischer  Agrarzustände  käme  auch  für  Deutsch- 
land viel  näher  zu  liegen.  Das  Uebel  der  Hypothekaraufsaugung 
des  ländlichen  Boden-  und  bäuerlichen  Arbeitsertrages  durch  den 
nicht  landbauenden  Besitz  würde  in  die  andere  und  mindestens 
ebenso  schlimme  Form  teils  des  absenteistischen  und  nichtabsen- 
teistischen  Latifundienbesitzes  ,  teils  der  massenhaften  Zeitpacht, 
teils  der  Ausbreitung  der  von  Schuldnerseite  unkündbaren  Renten- 
schuld sich  zu  verwandeln  trachten.  An  sich  ist  ja  die  Gefahr 
der  Aufsaugung  durch  das  grossadelige  Fideikommissvermögen, 
durch  Beforstung  von  Bauernland,  durch  die  tote  Hand,  selbst 
jetzt  schon  in  agrarpolitischer  Hinsicht  keine  qiiantite  Jiegligeahle  ^). 
Will  man  dieser  neuen  Gefahr  vorbeugen  ,  so  muss  zur  Amorti- 
sationshypothek und  zur  Aufstellung  einer  Höchstgrenze  der  Be- 
sitzverschuldung (vgl.  f.  Abschn.)  eine  Einrichtung  hinzukommen, 
welche  unter  Ausschluss  jedes  anderen  als  des  Rückenbesitzes 
(Selbstbevvirtschaftung)  an  landwirtschaftlichem  Grund  und  Boden, 
soweit  solcher  nicht  jetzt  schon  in  Pacht  gestanden  hat,  den  nicht 
von  Selbstwirten  innerhalb  der  Besitzverschuldung  angekauften 
landwirtschaftlichen  Besitz  zu  Ertragswertpreisen  oder  etwas  da- 
runter übernimmt,  um  diesen  Besitz  zur  Herstellung  der  örtlich 
wünschenswerten  Grössenverteilung  des  Grundbesitzes,  unter  Pacht- 
verwertung nach  dem  Reinertragsprinzip  und  zum  Wiederverkauf 
an  kaufkräftige  Landwirte  zu  erwerben ,  hiemit  auch  das  ganze 
schon  bestehende  und  weiter  fortbestehende  Privatpachtwesen 
auf  die  volkswirtschaftlich  und  sozialpolitisch  wünschenswerte 
Weise  zu  beeinflussen.  Einen  einfacheren  und  durchgreifenderen 
Weg  gibt  es  nicht  und  er  wird  eingeschlagen  werden,  sobald  er 
sich  als  das  notwendige  Komplement  der  geplanten  Agrarerb- 
rechts-  und  Agrarkreditrechts-Reform  in  der  Erfahrung  erwiesen 
haben  wird. 

Wer  dieser  Prognose  sich  nicht  entschlagen  kann ,  braucht 
dennoch  keine  Hast  zu  empfehlen  und  kann  sehr  wohl  damit  ein- 
verstanden sein,  dass  der  Staat  an  Stelle  eines  spezialkörperschaft- 
lichen Instituts  für  den  landwirtschaftlichen  Grundbesitzverkehr 
die  grosse  Aufgabe  in  die  Hand  nehme  ,  sei  es  vorläufig,  sei  es 
endgültig.  In  der  Rentengüterbildung  aus  Staatsmitteln  durch 
Vermittelung  der  Rentenbanken  hat  ja  der  Staat  den  ersten  grossen 
Schritt  auf  dieser  Bahn  bereits  gethan.  Ob  er  vom  Staat  oder 
vom    Stande   der    Landwirte    in    berufskörperschaftlicher    Veran- 

1)  Vgl.  Buchenberger,  Agrarpol.  I,  a.  a.  O. 
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staltung  gethaii  werden  wird  ,  die  Wirtschaftskammern  würden 
dennoch  nur  in  der  Stellung  landwirtschaftlicher  Verwaltung ,  nicht 
in  der  Stellung  der  unmittelbaren  Durchführung  die  Regulierung 
der  Grundbesitzverteilung,  in  ersterer  Stellung  allerdings  sehr  leb- 
haft zu  beeinflussen  haben.  Ein  vollentwickelter  Organismus  von 
VVirtschaftskammern  dürfte  nicht  fehlen  und  wäre  auch  für  die 
landwirtschaftliche  Staatsverwaltung  der  unerlässliche  Stützpunkt. 

Hienach  ist  ein  hochbedeutsames  Walten  der  Landwirtschafts- 
kammern in  Bezug  auf  öffentliche  Wirtschaftsgenossenschaft,  und 
der  tiefe,  aus  der  berufszentralkörperschaftlichen  Stellung  hervor- 
gehende Unterschied  von  den  öffentlichen  Wirtschaftskörper- 
schaften genugsam  hervorgetreten.  Der  nächste  Abschnitt  wird 
dasselbe  auch  an  den  landwirtschaftlichen  Kreditkörperschaften, 
welche  in  Wurf  zu  kommen  scheinen,  erkennen  lassen.  Im  Ge- 
biete der  handwerklichen  oder  handelskammerlichen  Berufsgemein- 
schaft, wo  die  öffentliche  Wirtschaftsgenossenschaft  nicht,  wenig- 
stens noch  nicht  im  selben  Umfang  Bedürfnis  ist,  würde  sich  ein 
völlig  analoges  Verhältnis  zwischen  Wirtschaftskammer  und  öffent- 
licher Wirtschaftsgenossenschaft  nachweisen  lassen. 

Die  politische  wie  autonome  Vertretung  und  Verwaltung  der 
Zentralinteressen  auch  der  Wirtschaftsgenossenschaft  gehört  zum 
Wirkungskreis  der  Wirtschaftskammern,  aber  das  füllt  den  letzteren 
nicht  von  ferne  aus,  wie  schon  unser  erster  Artikel  hat  erkennen 
lassen.  Die  schlechthin  selbständige  Durchführung  aller  öffent- 
Uchen  Wirtschaftsgenossenschaft  auf  Sonderrechnung  der  von  der 
Sondergenossenschaft  Gebrauch  machenden  Genossen  nach  Mass- 
gabe der  Benützung  durch  jeden  Einzelnen  macht  es  voraus  zur 
Gewissheit ,  dass  der  finanzielle  Bedarf  der  Wirtschaftskammern 
nur  ein  sehr  beschränkter  werden  und  bleiben  wird ,  namentlich 
wenn  im  kreiskammerlichen  Verbände  das  Bildungswesen  von 
den  Gross-,  Mittel-  und  Kleinbetrieben  mit  vereinten  Kräften  ge- 
pflegt werden  wird,  wie  das  in  der  Natur  der  Sache  liegt.  Dennoch 
wäre  die  Wirkung  eine  gewaltige  und  ohne  die  Beihilfe  des  mit 
der  Zeit  bis  in  die  Kreise  und  in  die  einzelnen  Ortsgemeinden  sich 
verzweigenden  Organismus  der  Wirtschaftskammern  würde  eine 
die  ganze  Wirtschaftspolizei  und  Landwirtschaftspflege  nach  örtlich 
gegebenem  und  stets  wechselndem  Verhältnis  sorgfältig  individuali- 
sierende Gewerbe-  und  Landwirtschaftsverwaltung  dem  Staat  und 
der  Gemeinde  der  Zukunft  nicht  möglich  sein. 
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X.    Landwirtschaftskamtnern,    Anerbenrecht, 
Verschuldungsgrenze,  Zwangskreditgenossen- 
schaft. 

Die  Einführung  der  Landvvirtschaftskammern  in  Prcussen  ist 
von  der  k.  pr.  Regierung  als  Voraussetzung  einer  weittragenden 
Reform  des  Agrarerb-  und  Agrarkredit-Rechts,  gerichtet  auf  fort- 
gesetzte Schuldbefreiung  und  auf  Verhütung  unwirtschaftlichen 
Kreditgebrauches  gefordert  und  gerechtfertigt  worden.  So  seit 
Jahr  und  Tagen  in  den  parlamentarischen  Reden  ,  welche  ver- 
schiedene Fachminister  über  den  Gegenstand  gehalten  haben. 
Der  Bericht  der  Kommission  des  preussischen  Abg.Hauses  über 
den  Gesetzentwurf  betr.  die  Einführung  von  Landwirtschaftskam- 
mern giebt  die  in  dieser  Kommission  abgegebene  Erklärung  des 
k,  preuss.  Herrn  Ministers  für  Landwirtschaft,  Domänen  und 
Forsten  wie  folgt  wieder:  »Unter  den  Massregeln  der  Gesetzge- 
bung und  Verwaltung,  welche  zur  Anbahnung  einer  Besserung  in 
der  Lage  der  Landwirtschaft  in  Frage  kämen,  stehe  eine  Reform 
des  Erbrechts  für  den  ländlichen  Besitz  und  eine 
Reform  des  ländlichen  Kreditwesens  in  erster  Linie. 
Neben  den  Restkaufgeldern  bildeten  die  Ab  findu  ngen 
der  Miterben  die  hauptsächliche  Quelle  der  jetzigen  Ueberschul- 
dung ,  welche  beim  Sinken  der  landwirtschaftlichen  Reinerträge 
unerträglich  werde.  Während  im  überwiegenden  Teile  der  Mo- 
narchie die  ländliche  Bevölkerung,  besonders  die  bäuerliche,  die 
Erhaltung  des  Besitzes  in  der  Familie  und  den  Uebergang  des 
Besitzes  auf  einen  leistungsfähigen  Uebernehmer  anstrebe,  wirke 
das  auf  römisch-rechtlicher  Grundlage  beruhende  gel- 
tende Erbrecht  dieser  Sitte  entgegen ,  namentlich  weil  danach 
regelmässig  der  Verkaufs  wert ,  nicht  der  Ertrags  wert  für 
die  Erbteilung  massgebend  sei.  Es  sei  nicht  die  Absicht,  zwangs- 
weise in  die  Rechtsüberzeugung  der  Bevölkerung  einzugreifen  und 
das  gleiche  Erbrecht  da  zu  beseitigen ,  wo  es  in  der  Ge- 
wohnheit der  Bevölkerung  seine  feste  Stütze  finde ;  die  Tendenz 
einer  Reformgesetzgebung  könne  nur  dahin  gehen,  die  Sitte  der 
ungeteilten  Vererbung  der  ländlichen  Besitzungen  da,  wo  sie  be- 
stehe, zu  erhalten,  wo  sie  zu  wanken  beginne,  zu  kräftigen.  Das 
sei  auch  die  Tendenz  der  Höferollen-  (Landgüter-)  Ord- 
nungen gewesen.  Die  Erfahrung  habe  aber  gezeigt,  dass  die  hier 
gewählte  Form  (des  fakultativen,    durch  Eintragung  geschaffenen 
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Anerbenrechtes)  sich  im  allgemeinen  nicht  bewährt  habe ,  es 
werde  von  diesen  Gesetzen  wenig  Gebrauch  gemacht,  abgesehen 
von  Hannover  und  allenfalls  Westfalen.  Es  werde  deshalb  zu 
erwägen  sein,  auf  dem  Wege  einer  Aenderung  des  Intestat- 
erbrechts vorzugehen,  wenngleich  bei  der  Verschiedenheit 
der  Verhältnisse  im  Lande  auch  dieser  Weg  grosse  Schwierig- 
keiten biete.  —  Der  Druck  der  Ueberschuldung  werde  noch  ver- 
mehrt durch  die  den  Realkredit  beherrschende,  den  Verhältnissen 
des  ländlichen  Grundbesitzes  nicht  entsprechende  Rechtsform  der 
k  ü  n  d  b  a  r  e  n  H  y  p  o  t  h  e  k.  Es  sei  daher  anzustreben ,  dass 
dem  Grundbesitze  derjenige  Kredit,  dessen  er  überhaupt  bedürfe, 
in  der  Form  des  unkündbaren  Amortisationskredits 
zugänglich  gemacht  werde,  namentlich  auch  für  die  Eintragung 
der  Erbanteile.  —  Alle  diese  Probleme,  an  die  sich  naturgemäss 
die  Frage  wegen  einer  etwaigen  Beschränkung  der  jetzigen  Ver- 
schuldungsfreiheit und  Einführung  einer  gesetzlichen  Ver- 
schuldungsgrenze anschliesse,  berührten  die  Interessen  des 
gesamten  Grundbesitzes  auf  das  Tiefste  und  könnten  nicht  ohne 
den  Beirat  einer  organisierten  Interessenvertretung  zum  Austrage 
gebracht  werden.  Zur  Vorbereitung  und  Durchführung  weiterer 
Massnahmen  auf  diesen  Gebieten  bedürfe  die  Königliche  Staats- 
regierung vielmehr  der  Mitwirkung  der  organisierten  Landwirt- 
schaft, der  Mitarbeit  selbständiger  auf  öffentlich-rechtlicher  Grund- 
lage beruhender  Organe  des  Berufsstandes  der  Landwirte.  Um 
diese  zunächst  zu  schaffen,  sei  als  vorbereitende  Massregel 
für  die  weitere  Verfolgung  jenes  angedeuteten  Ziels  dieser  Ge- 
setzentwurfeingebracht.« Der  H.  Minister  der  Finanzen  Dr.  Miquel 
fügte  bei  der  2.  Lesung  im  Abgeordnetenhause  hinzu:  »Wenn  die 
Thatsache  feststeht,  dass  die  Verschuldung  des  ländlichen  Grund- 
besitzes in  den  letzten  lO  Jahren  um  ca.  i  Va  Milliarden  gewachsen 
ist,  dass  auch  in  dem  letzten  Jahre,  dessen  Ermittelungen  jetzt 
auch  abgeschlossen  sind ,  die  Verschuldung  wiederum  um  200 
bis  220  Millionen  zugenommen  hat;  wenn  Sie  sich  vergegenwär- 
tigen ,  dass  man  den  Wert  unseres  ländlichen  Grundbesitzes  auf 
20  bis  24  Milliarden  schätzen  kann  und  innerhalb  zehn  Jahren 
eine  Mehrbelastung  von  1V2  MiUiarden  stattgefunden  hat;  wenn 
Sie  sich  vergegenwärtigen ,  dass  diese  Mehrbelastung  nicht  den 
ganzen  Wert  des  Grund  und  Bodens  trifft,  sondern  nur  denjenigen 
Teil,  der  noch  den  Besitzern  verblieben  ist  —  und  das  ist  der 
geringere  Teil  — ,  so  werden  Sie  nicht  verkennen  können ,    dass 
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das  Erscheinungen  sind,  an  denen  man  nicht  achtlos  vorüber- 
gehen darf.  In  meinen  Augen  besteht  kein  Zweifel  darüber,  dass, 
wenn  man  sich  nicht  dazu  entschhesst,  dem  weiteren  Fortschreiten 
dieser  Verschuldung  eine  Grenze  zu  ziehen  und  die  Quellen  ab- 
zugraben, aus  denen  sie  fliesst,  dann  ein  unabhängiger,  selbstän- 
diger Grundbesitzerstand  in  einem  grossen  Teile  unseres  Landes 
verschwinden  wird.  Es  bleibt  nichts  übrig  als  eine  Verwaltung 
des  Grund  und  Bodens  für  fremde  Rechnung.  Das  ist  ein  Aus- 
bHck,  der  dazu  zwingt,  über  Mittel  und  Wege  nachzudenken,  ob 
und  wie  das  zu  verhindern  ist.  Aber  die  Fragen  sind  so  schwierig, 
sie  bedürfen  einer  so  eingehenden  Diskussion  und  Erwä- 
gung in  den  einzelnen  Landesteilen ,  dass  die  Staatsregierung 
dazu  der  organisierten  Landwirtschaft  bedarf.« 

In  einer  weiteren  Rede  wies  Dr.  Miqiiel  in  der  Statistik  der 
Veranlagung  der  neuen  Einkommensteuer  nach,  dass  bei  Zensiten 
mit  mehr  als  3000  M.  Einkommen  die  Verschuldung  besonders 
gross  ist  in  den  Provinzen  östlich  von  der  Elbe :  von  44  bis 
65  Proz.  des  Durchnittsertrages  nach  den  einzelnen  Regierungs- 
bezirken (Danzig  44  Proz.,  Potsdam  58  Proz.,  Köslin  65  Proz.). 
In  den  westlichen  Provinzen  und  schon  in  der  Provinz  Sachsen 
sei  die  Hypothekarverschuldung  mit  14  bis  30  Proz.  im  Durch- 
schnitt zwar  geringer ,  namentlich  in  Hannover ,  Rheinland  und 
Westfalen,  (R.B.  Osnabrück  nur  14  Proz.,  desgleichen  R.B.  Aachen). 
Dabei  sei  jedoch  zu  bedenken,  dass  wenigstens  für  das  rheinische 
Gebiet  für  die  landwirtschaftlichen  Zensiten  unter  3000  fl.  eine 
erhebliche  Personalverschuldung  mit  grosser  Wahrscheinlichkeit 
anzunehmen  sei.  In  Berlin ,  wo  doch  sehr  viele  schuldenfreie 
Grundstücke  vorhanden  seien,  habe  der  Grundbesitz  nahezu  70  Proz. 
des  Ertrages  abzugeben.  Das  Grundeigentum  drohe  weithin  eine 
nuda  proprietas  und  das  Eigentum  zum  Verwalter  der  Hypotheken- 
zinsen zu  werden.  Die  Hoffnung  der  Stein-Hardenbergischen 
Periode,  dass  übermässige  Verschuldung  durch  Abverkauf  werde 
verhütet  werden,  habe  sich  nach  der  Praxis  nicht  bewährt  und 
nach  der  Natur  der  gesamten  wirtschaftlichen  Lage  auch  gar 
nicht  bewähren  können.  »Wir  stehen  hier  vor  der  Frage,  ob  es 
mögUch  ist,  durch  staatliche  Einwirkung,  durch  die  Gesetzgebung, 
durch  die  Mitwirkung  von  Verbänden  und  Genos- 
senschaften u.  s.  w.  überhaupt  noch  einen  leistungsfähigen 
Grundbesitz  zu  erhalten.« 

Ganz  in  diesem  Sinne  habe  ich   vor   zehn  Jahren  in    meiner 
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»Inkorporation«  ')  die  Diagnose  gestellt  und  das  Problem  zu  lösen 
gesucht.  Namentlich  habe  ich  die  direkte  Beschränkung  der  Ver- 
schuldung unter  Befriedigung  des  wirtschaftlich  gesunden  Kredits 
durch  »Mitwirkung  von  Verbänden  und  Genossenschaften«  ver- 
treten. Es  sind  gegen  meinen  Vorschlag  Bedenken  erhoben 
worden ,  aber  bei  den  Modifikationen ,  durch  welche  ich  diesen 
Vorschlag  unbeschadet  des  Grundgedankens  in  meinen  »Kern- 
und  Zeitfragen«  weiter  ausgebildet  habe  und  durch  welche  ich 
denselben  hier  in  einigen  Punkten  noch  weiter  führe,  glaube  ich 
alle  Einwendungen  einer  an  sich  dankenswerten  Kritik ,  wie  sie 
neuestens  noch  von  BiicJienberger  ^)  und  von  v.  Freyberg  ^)  er- 
hoben worden  sind,  vollständig  entkräften  zu   können. 

Der  K.  preussischen  Regierung  wird  man  zugeben  müssen, 
dass  die  Lage  der  deutschen  Landwirtschaft  weithin  eine  ernste 
ist.  Wir  rühmen  uns  so  gerne,  dass  wir  nicht  so  sind  wie  diese, 
nämlich  die  Engländer  und  die  Italiener  mit  ihren  Pachtsystemen, 
allein  eine  Verschuldung,  welche  in  so  hohem  Masse  in  der  Rich- 
tung fortschreitet ,  den  Eigentümer  »zum  Verwalter  der  Hypo- 
thekenzinse«  nämlich  für  das  Renten  vermögen  zu  machen,  kann 
für  die  produktive  Grundbesitzerklasse  so  schlimm  und  noch 
schlimmer  werden ,  als  der  Druck  der  Zeitpacht.  Für  das  Zins- 
vermögen ist  diese  Form  der  Aufsaugung  sicherlich  bequemer, 
als  die  Aufsaugung  des  Bodenreinertrages  durch  Zeitverpachtung, 
allein  weniger  drückend  wird  die  unwirtschaftliche  Besitzverschul- 
dung für  die  Eigentum  bebauende  Landwirtschaft  dadurch  nicht, 
dass  das  Renten  beziehende  Zinsvermögen  persönlich  unerkennbar 
hinter  einer  aus  Pfandbriefen  aufgebauten  spanischen  Wand  sich 
etabliert  hat.  Um  die  Kreditaufsaugung  der  Bodenrente  und  des 
den  notwendigen  Unterhalt  der  ländlichen  Arbeit  überschreiten- 
den Teils  des  Arbeitsertrages  zu  beseitigen,  muss  ein  Doppeltes 
geschehen:  erstens  die  Zurückdrängung  der  Besitz  schuld  auf 
einen  Höchstbetrag,  bei  welchem  die  Schuld  binnen  jeder  Be- 
sitzergeneration regelmässig  getilgt  wird,  ohne  den  Besitzer  unter 
das  standesmässig  notwendige  Einkommen  herabzudrücken  und 
zweitens  die  Zurückführung  des  übrigen  landwirtschaftlichen 
Kredites  auf  den  wirtschaftlich  befruchtenden  Kreditgebrauch, 
d.  h.  die  Organisation  des  Wirtschaftskredits.    Das   hauptsächliche 

i)  Tübingen.    Laupp.    1884. 

2)  Agrarpolitik  Bd.  II. 

3)  Die  landwirtschaftliche  Verschuldungsfrage.     München.    1894. 
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Organ  hiefür  sind  »Verbände  und  Genossenschaften«  ,  Kredit- 
körperschaften der  Schuldner  unter  wirtschaftskammerHcher  Mit- 
wirkung des  ganzen  Berufsstandes. 

Ehe  ich  letztere  Grundgedanken  weiter  ausführe ,  habe  ich 
voraus  einige  mögliche  Missverständnisse  zu  beseitigen. 

Ich  bin  nicht  einmal  der  Meinung,  dass  die  körperschaftliche 
Kreditreform  den  einzigen  Hebel  bilde,  welcher  zur  Verbesserung 
der  Lage  eingesetzt  werden  kann,  vielmehr  stimme  ich  Buchen- 
berger  vollständig  zu ,  wenn  dieser  der  Agrarreform  einen  viel- 
seitigeren Inhalt,  namentlich  nach  der  Seite  der  Hebung  der  wirt- 
schaftlichen Technik  gegeben  hat. 

Ausser  der  Steigerung  der  Produktionstechnik  und  der  Be- 
triebsökonomik sind  weiter  eine  bessere  Bildung  namentlich  für  die 
bäuerliche  Wirtschaft  der  Gegenden  mit  freier  Naturalerbteilung 
der  Güter ,  weiter  die  Flurbereinigung,  die  Feldweg- 
regulierung,  das  Parzelle  nminimum  zu  erstreben, 
Massregeln,  welche  von  BucJienbei'ger  a.  a.  O.  meisterlich  erörtert 
sind.  Die  ganze  landwirtschaftliche  Verwaltung 
und  landwirtschaftliche  Polizei  unter  Mitwirkung  der  Grossbetriebs- 
und der  Kleinbetriebs-Wirtschaftskammern  wird  im  Folgenden  als 
zweite  Grundvoraussetzung  des  Gelingens  angenommen. 

Sodann  bin  ich  nicht  der  Meinung,  dass  nach  etwaiger  Ein- 
führung aller  von  der  preussischen  Regierung  auf  die  Tagesord- 
nungen gesetzten  Massnahmen  der  unkündbaren  Amortisations- 
hypothek, des  Intestatanerbenrechtes,  der  allgemeinen  gesetzlichen 
Verschuldungsgrenze  die  Aufsaugung  des  landwirtschaftlichen 
Reinertrages  in  anderen  Formen ,  nämlich  der  Auskaufung  des 
Bauernlandes  durch  das  grosse  Rentenvermögen  jeder  Art,  in  der 
Form  der  Aussaugung  im  Kredit,  welcher  nicht  Besitzkredit  ist, 
sowie  im  Kauf  und  Verkauf  ausgeschlossen  sein  werde.  Vielmehr 
betone  ich  mit  Nachdruck,  dass  der  Drang  zur  Reinertragsauf- 
saugung in  diesen  anderen  Formen ,  der  Drang  zur  Verallgemei- 
nerung der  Zeitpacht  und  zur  Ausbeutung  der  bäuerlichen  Arbeit 
im  Wirtschafts-  und  Unwirtschaftskredit,  als  Folge  der  Reform 
des  Agrarerb-  und  des  Agrarkreditrechtes  wahrscheinlich  zu  er- 
warten ist  und  dass  man  die  stärksten  Dämme  hiegegen  aufführen 
muss,  wenn  nicht  die  ganze  Agrarreform  in  Enttäuschungen  aus- 
laufen soll.     Ich  komme  hierauf  alsbald  zurück. 

Die  folgende  Untersuchung  bleibt  sich  hienach  dessen  voll- 
ständig bewusst ,    dass  zwei  weitere   grosse  Aufgaben  vorliegen  ; 
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die  mittelbar  zwingende  Genossenschaft  auch  für  den  Wirt- 
schaftskredit oder  Betriebskredit  im  weitesten  Sinne  des  Wortes, 
sowie  der  Eingriff  der  landwirtschaftlichen  Verwaltung  in  den 
Grundbesitzverkehr  zu  dem  Zweck,  die  Aufsaugung  von  Bauern- 
land durch  das  Kapital  zu  Pachtland  zu  verhüten  und  überhaupt 
die  gesunde  Verteilung  des  Bodens  im  Mittel-,  Klein-  und  Gross- 
besitz fortgesetzt  zu  beeinflussen.  Diese  beiden  Aufgaben,  welche 
ich  stets  im  Auge  gehabt  habe,  werden  im  Folgenden  modifiziert, 
aber  im  Grundgedanken  unverändert  zur  Lösung  gestellt  werden. 

Unter  diesen  Vorbehalten  darf  man  sich  der  Frage,  wie  der 
Besitzüberschuldung  unter  Zurückdrängung  des  Verkehrswertes 
gegen  den  Ertragswert  im  Erbgange  oder  im  Erb-  und  Kauf- 
gange durch  die  Massnahmen  der  unkündbaren  Amortisations- 
hypothek zu  steuern  sei,  zunächst  ausschliesslich  zuwenden.  Andere 
reaktionäre  Massnahmen:  die  allgemeine  Domanialisierung  oder  sog. 
Bodenverstaatlichung,  das  bäuerliche  Erbgut,  sei  es  in  Gestalt  des 
eigentlichen  Fideikommisses,  sei  es  in  Form  der  testamentarischen 
Festlegung  auf  zwei  Generationen  nach  dem  Vorbild  der  in  Eng- 
land selbst  angegriffenen  Entails,  die  Ausschliessung  des  Rechtes 
des  Eigentums  zu  Lebzeiten ,  seinen  Grundbesitz  zu  veräussern 
und  zu  teilen,  sowie  des  Rechtes,  von  Todeswegen  innerhalb  der 
Schranken  der  gesetzlichen  Pflichtheitsrechte  testamentarisch  zu 
verfügen  —  diese  und  ähnliche  Vorschläge  kommen  heute  von 
keiner  Seite  mehr  in  Betracht.  Diese  Rückgriffe  auf  abgelebtes 
Agrarrecht  sind^  wie  5?^(:/^^;z<^^r^^r  abschliessend  nachgewiesen  haben 
dürfte,  für  die  Gegenwart  und  für  eine  in  Landwirtschaft  und  In- 
dustrie weiter  fortschreitende  Zukunft  ein  Ding  der  Unmöglichkeit 
geworden.  Das  fakultative  Heimstättenrecht  lasse  ich  schon  des- 
halb ausser  Betracht,  weil  es  eine  irgend  erkleckliche  Wirkung  so 
wenig  haben  kann,  wie  das  bayerische  Erbgut. 

Auf  dem  Boden  des  also  eingeschränkten  Programmes  für 
Bekämpfung  der  Besitzüberschuldung  ist  eine  bedeutende  weitere 
Vereinfachung  des  Themas  dadurch  eingetreten ,  dass  die  unter 
dem  Einfluss  der  Rodbei'tus' sehen.  Rentenfondstheorie  eine  Zeit 
lang  höchst  einseitige  Strömung  auf  blosse  Renten-  statt  auf 
Kapitalverschul  düng  rückläufig  und  der  betreffende  Streit 
fast  gegenstandlos  geworden  ist.  Darum  sei  auch  der  Streit  mit 
den  Schwärmern  für  die  ausschliessende  Rentenhypothek  hier 
bei  Seite  geschoben,  indem  ich  das  Ergebnis  der  von  Buchen- 
berger   auf   das    Ueberzeugendste    durchgeführten    Untersuchung 
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über  ausschliessende  Rentcnverschuldung  für  unwiderlegt  und  un- 
widerlegbar anzusehen  habe.     In  der  That,  wenn  die  Besitzüber- 
schuldung  in  Form  der   unkündbaren  Amortisationshypothek  be- 
kämpft wird,  macht  es  keinen  Unterschied  mehr,  ob  die  Besitz- 
schuld als  Renten-  oder  als  Kapitalschuld,  als  Schuldnershypothek 
oder  als  »Grundschuld«  gedacht  wird.    Das  Wesentliche  ist  nicht 
die  Form    der  Rentenschuld ,    sondern    die  Unkündbarkeit    jeder 
Schuld  gegen  den  Schuldner,  verbunden  mit  gesetzlicher  Amorti- 
sationspflicht unter  Einschränkung  der  Besitz  Verschuldung  auf 
einen  aliquoten  Teil  des  kapitalisierten  Reinertrags,  so  zwar,  dass 
der  Landwirt    und    Eigentümer    Zinsen-    und  Tilgungsquote    aus 
dem  Ertrag  bestreiten  und  aus  dem  Rest  des  Ertrages  leben  kann. 
Die  Besitzüberschuldung  als   das  Grundübel    überhaupt  wird 
sehr  gut  von  v.  Freyberg  analysiert:   »Ueber  allen  Zweifel  erhaben 
ist  die  Notwendigkeit,   einen  Verschuldungszustand  zu  verhindern, 
bei    welchem    ein    absolutes  Defizit    eintritt,    nämlich    die 
Last  der  Schuldenverzinsung    und  -Tilgung    den  gesamten  Rein- 
ertrag aufzehrt,  und  dem  Landwirt  nicht  einmal  den  zur  Lebens- 
fristung  absolut  nötigen  Betrag  übrig  lässt,  so  dass  dieser    selbst 
den    notdürftigsten  Lebensunterhalt    nur    durch   Angriff  auf   den 
Vermögensgrundstock  bestreiten  kann,  was  sich  durch  Aufnahme 
immer  neuer  Schulden    und  Uebergreifen    der    rein    persönlichen 
Verschuldung  ins  Gebiet  des  Realkredites  äussern  wird,  oder  aber 
aus  anderen  Einkommensquellen  Zuschüsse  für  den  landwirtschaft- 
lichen Betrieb  leisten  muss ,    so  dass  ihm   auch  diese ,    zur  müh- 
samen landwirtschaftlichen  Arbeit   hinzutretende  Thätigkeit  nicht 
den,  dem  thatsächlichen  Verdienst  entsprechenden  Ertrag  liefert. 
In  diesem  Stadium    ist  der  Grundbesitz    statt    eine  Einkommens- 
quelle eine  drückende  Last,  und  beim  ersten  Versagen  der  Mög- 
lichkeit ,    das  Defizit  aus  sonstigem  Einkommen  zu  decken ,    der 
Ruin     unvermeidlich.      Selbstverständlich    kann     die    Konsequenz 
hieraus  nicht  die    eines  Verbotes  der  Verbindung  landwirtschaft- 
licher mit  gewerblicher  oder  sonstiger  Thätigkeit  sein,  wie  es  ja 
ohnehin  absolut    undurchführbar  wäre.     Dagegen    lässt  sich  kein 
ernstlicher  Grund  denken,  warum  eine  gesetzliche  Beschränkung 
der  Verschuldung    nicht    auch    in    diesen  Fällen    unzulässig    sein 
soll ,    wenn  ihre  Notwendigkeit  im    allgemeinen    anerkannt  wird ; 
denn  dieselbe  bewirkt  nur  die  Klarlegung  der  ohnehin  thatsächlich 
bestehenden  Ausscheidung  zwischen  rein  persönlichem  und  realem 
Kredit,  wie  sie  allerdings  in  manchen  konkreten  Fällen  praktisch 
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ziemlich  schwierig  sein  mag ,  in  allen  Fällen  aber  zur  sehr  nütz- 
lichen Aufklärung  den  Beteiligten  gereichen  wird.« 

Unvermeidlich  sei  aber  auch  der  Ausschluss  der  Fälle  rela- 
tiven Defizits,  weil  es  auf  die  Dauer  ein  unhaltbares  und 
gemeinschädliches  Verhältnis  ist,  wenn  einer  grossen  Klasse  von 
Vermögensbesitzern  der  Ertrag  ihres  Vermögens  derart  ge- 
schmälert wird  ,  dass  sie  nicht  einmal  mehr  für  die  ,  auf  dessen 
Verwaltung  verwendete  Arbeit  in  dem  ,  gleicher  Thätigkeit  in 
fremdem  Betrieb  entsprechenden  Masse  entschädigt  werden.  »Die 
Notwendigkeit,  der  nicht  bloss  quantitativ,  sondern  in  einem 
Ackerbaustaat,  wie  Deutschland  im  ganzen  trotz  der  riesigen  Ent- 
wicklung seiner  Industrie  es  immer  noch  ist,  auch  qualitativ  so 
wichtigen  Bevölkerungsklasse  der  Landwirte  wenigstens  die  Mög- 
lichkeit ausreichenden  Lebensunterhaltes  zu  garantieren ,  was  ja 
insbesondere  auch  auf  das  Gewerbe  äusserst  förderlich  rückwirken 
muss,  ist  eine  so  zwingende,  dass  der  Staat  nicht  nur  sich  selbst 
aller  Massnahmen  enthalten  muss,  welche  eine  dauernde  Schmä- 
lerung über  jene  Grenze  hinaus  veranlassen  könnten ,  sondern 
auch  bei  möglichster  Hochhaltung  des  Prinzips  der  vollen  wirt- 
schaftlichen Verfügungsfreiheit  des  Individuums ,  den  Einzelnen 
verhindern  muss ,  freiwillig  jene  Grenze  zu  überschreiten ,  weil 
Sünden  in  dieser  Richtung  nicht  nur  am  Sünder  sich  rächen, 
sondern  auf  die  Gesamtheit  schädigend  zurückwirken,  indem  wich- 
tige Bestandteile  des  Nationalvermögens  dauerndem  Siechtum 
oder  vollem  Ruin  verfallen,  bei  weiterem  Umsichgreifen  den  ganzen 
wichtigen  Produktionsstand  lahm  legen ,  und  damit  die  in  volks- 
wirtschaftlicher wie  in  sozialer  Beziehung  unentbehrliche  Produk- 
tion unterbinden.« 

Von  derselben  Grundaufifassung  bin  ich  schon  vor  lo  Jahren 
in  meiner  »Inkorporation«  ausgegangen. 

Tritt  man  nun  den  Mitteln  und  Wegen  zur  Hebung  des  eigent- 
lichen Uebels  näher,  so  erhebt  sich  die  Grundfrage:  ist  die  di- 
rekte allgemeine  Verschuldungsgrenze  für  allen  Grundbe- 
besitzerwerb, auch  den  kaufgängigen  ,  angezeigt  und  ausführbar, 
oder  genügt  die  Beschränkung  bloss  der  erbgängigen  Verschul- 
dung durch  das  Anerbenrecht,  und  zwar  durch  ein  Intestatanerben- 
recht,  nachdem  das  fakultative  Anerbenrecht  der  Höferollen  sich 
in  der  Hauptsache  als  unwirksam  erwiesen  hat  ?  Oder  sind  beide 
Mittel  mit  einander  zu  verknüpfen?  Wir  nennen  im  Folgenden 
die  allgemeine    gesetzliche  Verschuldungsgrenze  »Verschuldungs- 
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grenze«  schlechtweg  im  Gegensatz  zur  Beschränkung  der  Besitz- 
schuld durch  Intestatanerbenrecht. 

Worin  besteht  nun  der  eine  und  der  andere  Vorschlag? 

Die  Verschuldungsgrenze  erstrebt  eine  Organisation  des  Hypo- 
thekarkredites ,  bei  welchem  für  den  Grund  besitz  erwerb  der 
Erbe  und  der  Käufer  sich  nicht  weiter  verschulden  darf  und 
kann,  als  bis  zu  jenem  Betrage  des  Reinertragswertes,  welcher 
binnen  einer  Besitzergeneration  unbeschadet  des  zum  standes- 
mässigen  Lebensunterhalte  für  den  Besitzer  notwendigen  Ein- 
kommens (Existenzminimums)  auf  unkündbare  aber  amortisations- 
pflichtige  Hypothek  getilgt  werden  kann.  Wofern  die  erwor- 
benen Grundstücke  den  Eigentümer  nicht  vollständig  nähren,  und 
Zeit  zu  anderweitigem  Erwerb  übrig  lassen,  wäre  der  Abzug  des 
Existenzminimums  am  Reinertrag  mit  der  entsprechenden  Quote 
zu  kontingentieren.  Die  für  die  Besitzschuld  verpfändbare  Quote 
des  Reinertrages  kann  auf  periodische  Revision  nach  den  be- 
sonderen Verhältnissen  jedes  Landkreises  in  den  Satzungen  der 
Kreiskorporation  oder  der  Kreisanstalt  für  Besitzkredit  festgelegt 
werden ,  um  alle  Willkür  in  der  Handhabung  der  gesetzlichen 
Verschuldungsgrenze  auszuschliessen.  Zur  Tilgung  ist  irgend  ein 
Kreditinstitut  zu  schaffen  ,  welches  die  Kreditnehmer  mit  den 
Kreditgebern  auf  Tilgung  und  Verzinsung  unkündbarer  Hypo- 
thekenpfandbriefe zusammenfasst.  Dass  ein  berufskörperschaft- 
liches Institut  unter  Oberaufsicht  der  von  den  Staatsbehörden 
und  von  den  Wirtschaftskammern  geübten  »landwirtschaftlichen 
Verwaltung«  dieser  Aufgabe  endgültig  besser  gerecht  werden 
wird ,  als  eine  rein  staatlich-bureaukratische  Bankorganisation, 
liegt  an  sich  nahe,  bleibe  aber  hier  noch  auf  sich  beruhen. 

Das  Anerbenrecht  ab  int e st ato  verlangt,  dass  der 
erb  gängige  Grundbesitz,  für  den  Fall,  als  der  Erblasser  letzt- 
willig nicht  anders  verfügt  hat,  möglichst  ungeteilt  auf  einen  der 
Erben  unter  Abfindung  der  übrigen  übergehe.  Der  Zweck  ist, 
das  Gut  auf  die  Dauer  thunlichst  in  der  Familie  zu  erhalten.  Der 
das  Gut  übernehmende  Erbe  hat  Anspruch  auf  das  Gut  zu  einem 
Betrage  der  Abfindung  der  übrigen  Miterben ,  bei  welchem  er 
»bestehen«  kann.  Dieses  »Bestehenkönnen«  wird  nur  dann  ge- 
sichert sein ,  also  das  Gut  nur  dann  Generation  um  Generation 
in  der  Familie  erhalten  werden  können ,  wenn  der  Anerbe  an 
die  Miterben  nicht  mehr  herauszuzahlen  hat,  als  zulässig  ist,  wenn 
er  aus  dem  mittleren  Gutsreinertrag  nach  Abzug  seines  Existenz- 
Zeitschrift  für  die  ges.  Siaatswissensch.  1895.  III.  33 
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mininiums  die  Verzinsung  und  Tilgung  soll  vollziehen  können. 
Diese  Grundforderung,  wie  auch  ihre  Erfüllung  geregelt  werde, 
erhebt  sich  für  das  intestatanerbenrechtliche  System  mittelbarer  Be- 
schränkung der  Besitzüberschuldung  genau  ebenso ,  wie  für  das 
andere  System  der  allgemeinen  »gesetzlichen  Verschuldungs- 
grenze«. Auch  kann  bei  rationeller  Regelung  das  Intestatanerben- 
recht  der  unkündbaren  Amortisationshypothek  und  zur  Durch- 
führung der  letzteren  eines  bis  in  die  Landkreise  hinaus  verzweigten 
Bankorganismus  nicht  entbehren.  Conrad  hat  dies  neuestens  be- 
stimmt in  seinen  »Jahrbüchern«  ausgesprochen,  indem  er  aus- 
führt *) :  »Wir  setzen  die  allgemeine  Errichtung  von  Rentenbanken 
voraus,  und  zwar  mit  durchaus  lokalem  Charakter 
unter  Haftung  des  Grundbesitzes  des  betr.  Distrikts,  ganz  wie  es 
seiner  Zeit  Rodbertus  und  Becker  in  Vorschlag  gebracht  haben 
und  was  leider  so  wenig  Beachtung  gefunden  hat.  Dieselben 
sollen  die  Aufgabe  haben  ,  in  jedem  Erbfalle  auf  Verlangen  die 
Rentenschuld  zur  Vermittelung  zu  übernehmen  bis  zu  der  Höhe, 
welche  nach  der  Taxe  acceptabel  ist.  Sie  liefern  den  Miterben 
die  Rentenbriefe  aus  und  übernehmen  die  Garantie  für  dieselben ; 
sie  zahlen  ihnen  die  Renten ,  aber  nicht  die  Amortisationsquote 
aus,  während  sie  beide  von  dem  Schuldner  einziehen.  Erst  von 
5  zu  5  Jahren  ist  der  Gläubiger  die  Auszahlung  der  getilgten 
Rentensummen  zu  verlangen  berechtigt ;  wie  in  dem  gleichen  Zeit- 
abschnitt der  Schuldner  die  Löschung  beanspruchen  kann.  Die 
Miterben  werden  veranlasst  sein ,  sich  um  die  Vermittelung  der 
Rentenbank  zu  bewerben ,  weil  die  Rentenbriefe  erst  durch  die- 
selbe ,  d.  h.  durch  die  Garantie,  allgemein  verkäuflich  werden. 
Damit  ist  auch  ein  Druck  auf  die  Miterben  ausgeübt,  sich  der 
Aufsammlung  der  Amortisationsquoten  zu  fügen.  Die  Renten- 
schuld selbst  müssen  die  Miterben  solidarisch  übernehmen,  einen 
etwaigen  Ausfall  gemeinsam  tragen.  Sie  haben  sich  deshalb 
ebenso  in  die  garantierten  Rentenbriefe  zu  teilen,  wie  in  die  nicht 
von  der  Rentenbank  übernommenen.« 

Das  Prinzip  der  Verschuldungsbeschränkung  ist  also  beiden 
Systemen,  demjenigen  der  direkten  allgemeinen  Verschuldungs- 
grenze'^und  demjenigen  des  Intestatanerbenrechtes  gemein,  nur 
die  Art  der  Durchführung  ist  eine  verschiedene.  Das  Intestat- 
anerbenrecht  geht  unmittelbar  auf  eine  Schätzung  des  Rein- 
ertragswertes los,  bei  welcher  der  Anerbe  nicht  nur  für  sich  be- 

i)  A.  a.  O.  1864,  S.  8. 
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stehen,  sondern  auch  tilgen  kann.  Die  gesetzliche  Verschuldungs- 
grenze will  mittelbar  denselben  Zweck  erreichen ,  indem  sie  die 
Besitzverschuldung  über  einen  aliquoten  Teil  des  Reinertrags- 
wertes hinaus  verhindert  und  hiemit  bei  Erbsübernahme  und  Kauf 
die  Güterüberzahlung  in  der  Richtung  auf  den  Ertragswert  soweit 
zurückdrängt,  als  es  nötig  ist,  um  jedes  Gut  im  Laufe  einer 
Besitzergeneration  besitzschuldenfrei  zu  machen.  Beide  Systeme 
stehen  deshalb  auf  demselben  Boden.  Beide  heischen  bei  ratio- 
neller Durchführung  die  Unkündbarkeit  verbunden  mit  Zwangs- 
amortisation. Beide  haben  hiefür  eine  Bankorganisation  nötig. 
Beide  können,  wenn  neben  der  gesetzlichen  Verschuldungsgrenze 
als  der  prinzipalen  Einrichtung  das  Intestaterbenrecht  als  singu- 
läres  Rechtsinstitut  zugelassen  wird ,  eben  deshalb  auch  in  der- 
selben Bankorganisation  zusammengefasst  werden.  Beide  aber  hin- 
dern nicht,  dass  wenn  nur  der  Besitzkredit  geregelt  wird, 
der  Zweck,  die  Verhütung  der  Ueberschuldung  durch  Unordnung 
und  durch  Ausbeutung  im  Wirtschaftskredit  umfassendst  vereitelt 
werden  kann.  Hienach  ist  es  gänzlich  unrichtig,  dass  die  »ge- 
setzliche Verschuldungsgrenze«  ein  neues  Prinzip  in  das  Agrarerb- 
und  Agrarkreditrecht  einführen  wolle.  Dieselbe  operiert  für  den- 
selben Zweck  im  allgemeinen  mit  denselben  Mitteln,  ganz  abge- 
sehen davon,  dass  das  Prinzip  der  Begrenzung  der  Besitzschuld 
in  höchster  Potenz,  in  der  Potenz  der  Ausschliessung  aller 
Besitzschuld  des  Landbebauers  in  der  Erbpacht  und  im  Renten- 
gut wieder  zur  Geltung  gebracht  werden  will.  Die  »gesetzliche 
Verschuldungsgrenze«  will  nur  allgemein,  einfacher,  ohne  An- 
knüpfung der  Succession  an  den  Geburtszufall ,  ohne  Verhinde- 
rung der  Bewegung  der  Güter  zu  dem  tüchtigsten ,  betriebskräf- 
tigsten, innerhalb  der  gesetzlichen  Verschuldungsgrenze  zahlungs- 
fähigsten Sohn  oder  Käufer  dasselbe  erreichen,  was  das  Intestat- 
anerbenrecht  nur  für  den  erbgängigen  Besitz  durch  Forterhaltung  und 
Wiederausbreitung  geschlossener  Gutsvererbung  erreichen  will  und 
kann.  Dieser  oberste  Satz  meiner  »Inkorporation«  hat  durch 
keinen  meiner  Kritiker  widerlegt  werden  können. 

Die  Anhänger  des  Intestatanerbenrechtes  sind  allerdings  nicht 
konsequent  genug,  die  Grundforderung,  dass  die  Besitzschuld 
binnen  einer  Besitzergeneration,  also  etwa  binnen  30  bis  35  Jahren 
zur  Tilgung  durch  die  Rentenbanken  gelange,  mit  voller  Strenge 
durchzuführen;  denn  sie  geben  auch  vierzig-  bis  fünfzigjährige 
Tilgung  zu,  obwohl  doch  dabei  jede  folgende  Generation  mit  Be- 
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sitzveischuldungs-Resten  der  vorhergehenden  Generation  um- 
fassendst  überzogen  bleiben  muss.  Nur  bei  dieser  strengen  Durch- 
führung des  Prinzips  könnte  es  verhütet  werden,  dass  die  Grund- 
eigentümer ,  wie  V.  Freyberg  sagt ,  in  grossem  Umfang  auf  das 
wirtschaftliche  Niveau  in  fremden  Diensten  arbeitender  Taglöhner 
herabgedrückt  oder  gar  um  den  Arbeitsverdienst  und  den  Guts- 
besitz selbst  infolge  der  Besitzüberschuldung  gebracht  werden. 

Das  System  der  allgemeinen  gesetzlichen  Verschuldungsgrenze 
drängt  mittelbar  den  Verkehrswert  der  Güter  gegen  deren  Ertrags- 
wert zurück;  denn  nicht  jeder  kann  mitsteigern,  sondern  nur  der- 
jenige, welcher  das  Gut  innerhalb  der  Verschuldungsgrenze  zu 
erwerben  vermag ,  also  zunächst  der  kapitalkräftigste  Sohn  oder 
Schwiegersohn,  weiterhin  die  kapitalkräftigste  dritte  Hand,  welche 
das  Gut  erwerben  kann ,  ohne  sich  für  den  Besitz  überschulden 
zu  müssen. 

Allerdings  würde  die  mittelbare  Zurückdrängung  des  freien 
Verkehrswerts  zum  Ertragswerte  eine  sehr  kräftige  sein,  wenn  eben 
Tilgung  binnen  einer  Besitzergeneration  der  Ermittelung  des  Rein- 
ertragsquotienten, bis  zu  welchem  Besitzverschuldung  stattfinden 
darf,  zu  Grunde  gelegt  wird.  Allein  diese  Folge  erleichtert  es 
nur,  dass  ohne  jegliche  Verkürzung  von  Miterben  das  Gut  für 
die  Regel  in  der  Familie  festgehalten  werden  kann  ohne  die  Um- 
ständlichkeiten, Unbilligkeiten  und  Schwierigkeiten  des  Intestat- 
anerbenrechtes,  auf  welche  der  weitere  Gang  der  Untersuchung 
alsbald  stossen  wird.  Wenn  weiter  das  Mitbieten  der  Güterschläch- 
ter und  des  Rentenvermögens  jeder  Art  auf  dem  schon  angedeu- 
teten Wege  einer  positiven  Landpolitik  ^)  ausgeschlossen  würde, 
so  würde  die  Zurückdrängung  der  Güterüberzahlung  durch  den 
freien  Verkehr  selbst  das  Ziel  sicher  erreichen.  Die 
allgemeine  gesetzliche  Verschuldungsgrenze  ,  entfernt  sich  eben 
ohne  Gefahr  von  der  Wertfeststellung  durch  den  Verkehr  selber 
weit  weniger  als  das  System  des  Intestatanerbenrechfes,  welches 
die  Taxe  nach  dem  Ertragswert  für  den  erbgängigen  Besitz- 
wechsel abgesondert  neben  den  Verkehrswert  für  den  kaufgän- 
gigen Grundbesitzwechsel  hinstellt,  während  die  »gesetzliche  Ver- 
schuldungsgrenze« für  beiderlei  Besitzwechsel  bei  freier  Ver- 
kehrswertbildung den  Verkehrswert  gegen  den  Ertrags- 
wert nur  soweit  zurückdrängt,  als  es  volkswirtschaftlich,  sozial-  und 
verfassungspolitisch  überhaupt  wünschenswert  ist. 

i)  Oben  S,  499  flf. 
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So  strenge  braucht  der  Grundsatz  der  Tilgung  nicht  ge- 
nommen zu  werden,  dass  der  neue  Besitzer  nur  so  weit  für  den 
Besitzerwerb  sich  verschulden  könnte,  um  auch,  wenn  er  erst  in 
späteren  Jahren  ein  Grundstück  erwirbt,  die  Besitzschuld  selbst 
noch  tilgen  zu  können.  Derselbe  wird  der  allgemeinen  Ver- 
schuldbarkeitsquote  zu  unterwerfen  sein.  Wenn  dieses  bewirkt, 
dass  er  bei  seinem  Tode  ungetilgte  Besitzschulden  hinterlässt, 
welche  der  Anerbe  zu  übernehmen  ausser  Stande  ist,  so  geht 
eben  der  zu  spät  erworben  gewesene  Grundbesitz  wieder  in  einen 
Verkehr  über,  welcher  den  Verkehrswert  gegen  den  Ertragswert 
von  selbst  zurückdrängt ,  und  wird  in  diesem  Verkehre  in  kräf- 
tigeren Händen  sich  befestigen. 

Die  bank  massige  Durchführung  der  Besitz- 
schuld wird  allerdings  zu  verselbständigen,  d.h. 
von  der  Befriedigung  des  Betriebs-  oder  Wirt- 
schaftskredites zu  trennen  sein.  Die  weitere  Aus- 
führung wird  zeigen,  dass  dies  möghch  ist. 

Dies  vorausgeschickt  ist  nun  der  Grund  für  das  volle  Ver- 
ständnis der  kritischen  Auseinandersetzung  zwi- 
schen gesetzlicher  Verschuldungsgrenze  und 
Intestatanerbenrecht  gelegt  und  für  die  Antikritik  der 
Kritiker  meiner   »Inkorporation«   gegeben. 

Obwohl  ein  wirksam  sein  sollendes  Intestatanerbenrecht  un- 
mittelbar oder  mittelbar  auf  denselben  Boden  mit  dem  System 
der  gesetzlichen  Verschuldungsgrenze  sich  stellen  muss ,  so  ist 
es  bis  jetzt  doch  als  Mittel  zur  Verhütung  der  Besitzüberschul- 
dung  obenangestellt  worden.  Um  ein  richtiges  Urteil  über  das- 
selbe zu  gewinnen ,  muss  man  daher  von  der  rechtlichen 
Gestaltung  als  neuzeitlichen  Anerbenrechtes 
ein  klares  Bild  gewinnen. 

Das  Anerbenrecht  hat  als  fakultatives  Anerben- 
recht zur  Verbreitung  gebracht  werden  wollen,  indem  die  An- 
wendung desselben  von  einem  ausdrücklichen  Willensakt  des  Be- 
sitzers, der  Eintragung  in  das  öffentliche  Verzeichnis  der  anerben- 
rechtHch  übergehenden  Güter,  die  sog.  Höferolle  abhängig  gemacht 
wird.  Dieses  System  ist  in  Preussen  in  Anwendung  gekommen, 
jedoch  mit  geringem  Erfolg,  wenn  man  von  Hannover  absieht, 
auf  welches  von  den  bis  Ende  1891  in  die  Höferollen  eingetra- 
genen 68158  Gütern  des  preussischen  Staates  allein  65672 
entfallen.      Dieser    geringe    Erfolg ,   welcher    sozialpsychologisch 
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so  leicht  erklärlich  ist,  legt  es,  wenn  man  einmal  die  Sache  haben 
will,  durchaus  nahe,  den  Spiess  umzukehren  und  alle  Güter,  we- 
nigstens alle  Güter  gewisser  Art  zwingend  dem  Anerbenrecht 
zuzuweisen,  wofern  sie  der  Erblasser  nicht  letztwiüig  dem  An- 
erbenrecht entzieht.  Dieses  zweite  System ,  welches  in  Oester- 
reich,  Braunschweig,  Schaumburg-Lippe  Anwendung  gefunden 
hat,  ist  das  Intestatanerb  e  n  recht. 

Das  Intestatanerbenrecht  stösst  jedoch  in  der  Durchführung 
auf  praktische  Schwierigkeiten,  und  diese  Schwierigkeiten  wur- 
zeln eben  darin,  dass  es  die  Resthälfte  der  alten  Be- 
sitzgebundenheit, nämlich  die  Besitzgeschlossen- 
heit für  den  Besitzwechsel  von  Todeswegen  festhält. 

Die  Schwierigkeiten  ^)  ergeben  sich  einmal  für  die  Abgren- 
zung der  Objekte  des  Anerbenrechtes  mit  der  Fest- 
stellung der  Erbfolgeordnung. 

Die  grössten  Schwierigkeiten  macht  aber  die  Festsetzung 
des  Uebernahmewertes  (der  Gutstaxe),  zu  welcher 
der  Anerbe  die  Gutsnachfolge  anzutreten  hat.  Wenn  mehrere 
Kinder  vorhanden  sind,  so  ist  der  ganze  Zweck  des  Intestatan- 
erbenrechtes ,  nämlich  die  dauernde  Erhaltung  des  Gutes  in  der 
Familie  gefährdet,  wofern  nicht  dem  Anerbenrecht  eine  Taxierung 
unterlegt  wird ,  welche  die  Geschwister  mehr  oder  weniger  ver- 
kürzt. Dem  aber  widerstrebt  das  Rechtsgefühl  des  Volkes  desto 
mehr,  je  mehr  —  und  dies  ist  eher  in  zunehmendem  als  in  ab- 
nehmendem Grade  zu  erwarten,  das  Freiheitsgefühl  erstarkt,  der 
Familiensinn  vor  den  egoistischen  Regungen  innerhalb  der  bäuer- 
lichen Kreise  zurücktritt  und  das  Pflichtheitsrecht  der  gemein- 
rechtlichen Erbteilungsvorschriften  dem  Familienhaupt  die  testa- 
mentarische Schlichtung  des  Interessenkonfliktes  zwischen  den 
Geschwistern  erschwert.  Daher  ist  ein  Gesetz  nötig,  welches  den 
Gutsanschlag  regelt  und  dieses  Gesetz  muss  für  die  Abfindung  den 
Ertragswert  a  n  s  c  hl  a  g  zu  Grunde  legen,  weil  bei  Regelung  der 
Abfindung  nach  dem  den  Ertragswert  übersteigenden  Verkehrs- 
wert der  Anerbe  sich  überschuldet  und  zusammenbricht,  falls  er 
die  Succession  überhaupt  antritt;  die  Schwierigkeit  der  Ermitte- 
lung des  Ertragswertes ,  welche  dem  System  der  gesetzlichen 
Verschuldungsgrenze  anhaftet,  wird  also  vom  Intestanerbenrecht 
keineswegs  umgangen.  Dazu  kommt  aber  eine  weitere  Schwie- 
rigkeit,  welche  (vgl.  weiter  unten)  dem  System  der  Verschuldungs- 

l)  Vgl.  Buchenberger  a,  a.  O.  I,  49  ff.,   sowie  meine   »Kern-  und  Zeitfr.  N.  F. 
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grenze  nicht  anhaftet,  die  Notwendigkeit  der  Begünstigung  (»Vor- 
aus«) des  Anerben  den  Geschwistern  gegenüber,  welche  bei  einer 
grösseren  Zahl  von  Geschwistern  gar  nicht  zu   umgehen  ist. 

Die  Gerechtigkeit  des  »Voraus«  lässt  sich  sehr  anfechten 
und  wie  sich  alsbald  zeigen  wird,  auch  aus  der  Rentenfond-Theorie 
von  Rodbertus  nicht  begründen.  Beim  System  der  allgemein  ge- 
setzlichen Verschuldungsgrenze  verschwindet,  wie  ich  zeigen  werde, 
jede  Bevorzugung,  ohne  dass  deshalb  andere  als  nicht  zu  be- 
hauptende Güter,  durch  Veräusserung  den  Familien  mit  zweifel- 
hafter Behauptungsfähigkeit  entgehen  würden.  —  Der  »Voraus« 
gebührt  Schlimmes  fortzeugend  ein  weiteres  Uebel ,  die  Gefahr, 
dass  der  Anerbe  sogleich  oder  später  das  Gut  an  Dritte  verkauft 
und  das  von  den  Miterben  auferlegte  Familienopfer  einsackt. 
Darum  ist  in  Mecklenburg  den  Miterben  des  Gutsnachfolgers  für 
die  Bauerngüter  des  Domaniums  ein  Vorkaufsrecht  für  diesen 
Fall  eingeräumt  ')  und  schlägt  Conrad  neuestens  vor,  den  in  Ren- 
ten abgefundenen  Miterben  auch  einen  Anteil  am  Mehrerlös  zu 
sichern,  falls  der  Anerbe  in  den  nächsten  10  Jahren  nach  erfolgter 
Gutsübernahme  das  Gut  über  der  Erbtaxe  losschlagen  sollte  ^). 
Es  ist  klar,  dass  das  schwierig  durchzuführende,  palliative  Mittel 
sind,  über  welche  man  sich  nicht  allgemein  damit  hinwegzutrösten 
vermag,  dass  solche  F""älle  des  Missbrauches  der  Vergünstigung 
seitens  des  Anerben,  wie  Buchenberger  sagt,  »doch  äusserst  selten 
vorkommen  werden« ;  ich  fürchte ,  dass  die  Versuchung  immer 
grösser,  die  Verschleierung  immer  leichter  werden  wird. 

Mit  dem  Vorstehenden  ist  die  ganze  Reihe  der  gegen  das 
Intestatanerberecht  sich  erhebenden  Schwierigkeiten  noch  nicht 
erschöpft.  Um  die  Verkürzung  der  Miterben  möglichst  zu  besei- 
tigen, liegt  die  Versuchung  nahe,  bei  der  Abfindungsverschuldung 
des  Gutes  auf  unkündbare,,  aber  binnen  der  Besitzergeneration 
zu  amortisierende  Hypothek  auf  viel  zu  langfristige  Annuitäten- 
tilgung, also  auf  ca.  50jährige,  statt  30jährige  Amortisation  sich 
einzulassen.  Damit  wird  aber  der  ganze  Zweck  der  Institution 
vereitelt;  denn  die  Erhaltung  des  Gutes  in  der  FamiHe  von  Gene- 
ration zu  Generation  ist  nur  möglich,  wenn  jede  Generation  das 
Gut  von  der  Besitzschuld  frei  macht.  Wenn  keiner  der  Erben 
das  Gut  auf  Tilgung  der  Besitzschuld  übernehmen  kann,  geht  es 


1)  V.O.  vom  24.  Juni  1869. 

2)  Die  näheren  Bestimmungen  der  Partikulargesetzgebung  über  den  Gutsanschlag, 
s.  bei  Buchenberger  I,  S.   497  f.,  Anm.  Ziff.  3. 
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besser  durch  Veräusserung  in  eine  kräftige  Hand  über.  Dem 
System  der  »allgemeinen  gesetzlichen  Verschuldungsgrenze«  liegt 
jene  Versuchung  ganz  ferne. 

Endlich  liegt  es  im  Wesen  des  Intestatanerbenrechtes,  in  der 
Zurückdrängung  des  Teilungsanschlages  weiter  zu  gehen ,  als  es 
nötig  und  mit  der  Gerechtigkeit  gegen  die  Miterben  vereinbar 
ist.  Es  ist  durchaus  nicht  notwendig,  dass  der  Erbabfindungs- 
anschlag  des  Gutes  ganz  und  stets  auf  den  Reinertragswert- Anschlag 
zurückgehe ,  statt  dass  er  vom  Verkehrswert  hinweg  nach  dem 
Schwerpunkt  des  Reinertragswertes  hin  nur  soweit  zurückginge 
dass  auf  das  Gut  nur  ein  amortisierbarer  Besitzverschuldungsbe- 
trag zu  liegen  käme.  Hiemit  ist  Steigerung,  wenig- 
stens zwischen  den  Anerben  selbst  ganz  angezeigt. 
Es  kann  sogar  die  Feststellung  des  Verteilungsanschlages  durch 
öffentliche  Feilbietung  festgehalten  werden,  sobald  in  Fortsetzung 
der  Agrarpolitik,  welche  nicht  nur  dem  irischen  Landact,  sondern 
auch  den  preussischen  Rentengütergesetzen  zu  Grunde  liegt,  der 
Staat  mit  positiver  Landpolitik  der  Hofmetzgerei  und  der  kapi- 
talistischen Legung  des  Bauernlandes  zu  Zeitpacht ,  namentlich 
Zeitkleinpacht  wehrt.  Weitere  Schritte  auf  diesem  Wege  werden 
ja  auf  die  Dauer  nicht  zu  vermeiden  sein.  Dies  vorausgeschickt  ist 
es  nicht  nötig,  in  allen  Fällen  den  Teilungsanschlag  ganz  auf  den 
Ertragswert  zurückzudrängen. 

Das  System  der  allgemeinen  gesetzlichen  Verschuldungs- 
grenze hat  mit  allen  vorgenannten  Schwierigkeiten  und  Versuch- 
ungen nicht  zu  kämpfen : 

die  Abgrenzung  der  Grundstücke ,  welche  ab  intestato  dem 
Anerbenrecht  verfallen,  ist  überflüssig,  da  alle  Grundbesitzer  der 
gesetzlichen  Grenze  der  Besitzüberschuldung  verfallen; 

jede  singulare  Erbfolgeordnung,  Majorat  und  Minorat  ist 
gleichsehr  entbehrlich,  da  der  kaufkräftigste  Erbe,  oder  wenn  es 
einen  kaufkräftigen  Erben  nicht  giebt,  die  kaufkräftigste  dritte 
Hand  das  Gut  erlangt ; 

keine  unfreiwillige  Zurücksetzung  irgend  eines  Miterben  ist 
geboten  und  dennoch  wird  Besitzüberschuldung  allgemein  verhütet; 

der  Verkaufswert  bleibt  für  den  Erbteilungsanschlag  mass- 
gebend, jedoch  ein  Verkehrswert,  welcher  soweit  es  wünschens- 
wert ist,  gegen  den  Schwerpunkt  des  Ertragswertes  trotz  freier 
Feilbietung  zurückgetrieben  wird; 
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der  Anschlag  des  Reinertragswertes  ist  hier  offenbar  sehr 
vereinfacht ; 

jedes  Vorkaufsrecht  gegen  den  Anerben  ist  überflüssig; 

endlich  liegt  die  Versuchung  fern,  dass  die  Tilgungsfrist  nicht  kurz 
genug  bemessen  werde,  um  die  Tilgung  der  Besitzschuld  binnen  jeder 
Besitzergeneration  mit  Sicherheit  zu  Stande  kommen  zu  lassen. 

An  dieser  Stelle  muss  ich  eine  Zwischenerörterung  einfügen. 

Nach  der  soeben  gegebenen  Nachweisung  fehlt  jede  Faser 
reaktionären  Rückgriffes  auf  abgelebtes  Agrarrecht  jeglichem 
System  der  direkten  allgemeinen  gesetzlichen  Ueberschuldungs- 
grenze.  Das  Anerbenrecht  hat  jedoch  diesen  Beigeschmack  einmal 
dadurch,  dass  es,  sei  es  im  Majorat,  sei  es  im  Minorat  persön- 
liches Recht  an  den  Zufall  der  Geburt  anknüpft,  sodann  dadurch, 
dass    die  Miterben   in    der  Regel    zurückgesetzt    werden    müssen. 

Es  ist  ein  grosser  Vorzug  des  Systems  der  gesetzlichen  Ver- 
schuldungsgrenze, das  Geburtsvorrecht  des  Anerben  und  die  Ge- 
burtsbenachteiligung der  Miterben  auszuschliessen  ;  denn  die  Zeit 
ist  solcher  Rechtsgestaltung  nicht  günstig  und  wird  dauernd  immer 
weniger  es  werden. 

Rechtfertigungen,  welche  man  für  das  I.A.R.  angeführt  hat,  die 
Begründung  auf  die  Rentenfondnatur  des  Bodens  und  die  Be- 
gründung auf  die  Sicherung  der  Miterben  durch  den  Anhalt  am 
Familienbesitz  halten  meines  Erachtens  vor  einer  kühlen  Erwä- 
gung nicht  Stich.     Ich  habe  diese  Ansicht  kurz  zu  begründen. 

Mit  der  Rentenfondtheorie  von  Rodbertus  lässt  sich 
für  die  Zurücksetzung  der  Anerben  gar  nichts  be- 
weisen. Eigentlich  ist  alles  Kapital  Rentenfond.  Grund  und 
Boden  ist  nur  Rentenfond  eigentümlicher  Art,  gleich  allem  stehen- 
den Kapital ,  mit  der  einen  Besonderheit ,  dass  er  bei  guter  In- 
standhaltung ein  dauernder  Rentenfonds  ist.  Auch  der  Boden - 
wert  geht  nicht  durch  einmaligen  Gebrauch  im  Ertrag  auf,  noch 
kommt  er  so  aus  letzterem  wieder  herein,  wie  das  gesamte  umlaufende 
Kapital  oder  das  -Betriebskapital«  im  bekannten  engeren  Sinne  des 
Wortes.  Wer  daher  irgend  welches  stehende  Kapital,  voran  Grund 
und  Boden  auf  Kredit  erwirbt,  muss  gegen  willkürliche  Kündigung 
geschützt  sein  oder  in  so  geringem  Masse  verschuldet  bleiben, 
dass  er  auch  bei  Kündigung  ohne  Verlust  und  mit  Sicherheit 
einen  Gläubiger  wieder  findet ;  aus  dieser  Eigenschaft  alles  stehen- 
den Kapitals  geht  das  Bedürfnis  der  Unkündbarkeit  und  einer 
niedrigeren  Verschuldungsgrenze    hervor.     Auch  Handwerk    und 
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Industrie  haben  bezüglich  ihres  stehenden  Kapitals  an  Gebäuden, 
Wasserkräften,  Maschinen  dasselbe  Bedürfnis  und  auch  bei  ihnen 
kann  einmal  an  ausschliessende  öffentliche  Realkreditorganisation 
gedacht  werden.  Beim  Grundbesitz  kommt  zum  Bedürfnis  der 
Unkündbarkeit  seitens  des  Gläubigers  weiter  das  Bedürfnis  der 
Eindämmung  der  Besitzüberschuldung  überall  da  hinzu ,  wo  der 
Boden  vollständig  in  Besitz  genommen,  also  eine  unvermehrbare 
und  daher  bei  steigender  Bevölkerung  zur  Besitzüberzahlung  be- 
harrlich anreizende  Güterart  geworden  ist.  Hieraus,  nicht  aus 
der  einzigartigen  Eigenschaft  eines  Rentenfonds  ergiebt  sich  für 
den  Grundbesitz  weiter  das  Bedürfnis  der  Einschränkung  der  Be- 
sitzerwerbsverschuldung auf  jenen  aliquoten  Teil  des  kapitalisierten 
Reinertragswertes ,  bei  welchem  der  Schuldner  nach  Bezahlung 
der  Zinsen  und  Tilgungsquoten  der  Besitzkreditschuld  noch 
bestehen  kann.  Die  Rentenfondtheorie  rechtfertigt  daher  den 
»Voraus«  der  Anerben  nicht,  dieser  Voraus  Hesse  sich  höchstens 
aus  Gründen  der  überwiegenden  Zweckmässigkeit  für  den  Fall 
rechtfertigen ,  dass  es  ausser  dem  Anerbenrecht  ein  Mittel  zur 
Begrenzung  der  Besitzüberschuldung  und  mit  diesem  Mittel  einen 
Weg  der  thunlichsten  Erhaltung  der  Güter  in  der  Familie  nicht 
gebe.  Es  giebt  jedoch  ein  solches  Mittel,  nämlich  die  gesetzliche 
Verschuldungsgrenze  in  unserem  Sinn.  In  der  That  wäre  das 
Anerbenrecht  kein  Bedürfnis  mehr ,  sobald  die  gesetzliche  Ver- 
schuldungsgrenze allgemein  und  unter  satzungsmässiger  Anpassung 
an  die  besonderen  Verhältnisse  jedes  Wirtschaftskammerkreises 
eingeführt  sein  würde. 

Der  Besitzüberschuldung,  welcher  das  Anerbenrecht  auf  seine 
W^eise  am  erbgängigen  Grundbesitz  wehrt,  wäre  ja  allgemein  ge- 
steuert ,  also  der  eine  Zweck  des  Anerbenrechtes  erfüllt.  Der 
andere  Zweck  des  letzteren,  den  Grundbesitz  in  derselben  Familie 
zu  erhalten,  würde  unter  der  Voraussetzung,  dass  jedes  Grund- 
stück beim  Ableben  des  letzten  Anerben  schuldenfrei  wäre,  auch 
ohne  Anerbenrecht  allgemein  in  Erfüllung  gehen;  denn  unter 
dieser  Voraussetzung  würde  der  Familiensinn  den  Gutsverbleib 
in  der  Familie,  welchen  er  will,  für  die  Regel  auch  durchsetzen 
können,  und  die  testamentarische  Regelung  durch  den  Erb- 
lasser würde  wohl  lebhafter  als  bisher,  den  Gutsübergang  regeln, 
da  er  diesen  nun  ohne  harte  Zurücksetzungen  der  Geschwister 
des  Anerben  regeln  könnte.  Diese  Annahme  wird  durchaus  be- 
gründet sein ,    da  selbst    unter    dem  Rechtssystem   der    gleichen 
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Intestaterbteilung  der  Familiensinn  die  ungeteilte  Vererbung  der 
Höfe  in  der  Familie  ohne  Amortisationsorganisation  weithin 
aufrecht  erhalten  hat  *). 

Das  aber  kann  nicht  behauptet  werden,  dass  die  Miterben  nur 
auf  gleiche  Ertrags  wertanteile  Anspruch  hätten.  Sie  haben 
auf  gleichen  Anteil  an  jenem  Verkehrs  wert  An- 
spruch ,  welcher  auf  dem  innerhalb  der  gesetzlichen  Ueberschul- 
dungsgrenze  sich  bewegenden  >  Grundmarkt"  erreicht  werden 
kann.  Die  Rodbertus  sc\\q  Rentenfond-Theorie  kann  gegen  diesen 
Satz  m.  E,  nicht  aufkommen.  Sie  beweist  nur  gegen  die  Ab- 
findung der  Miterben  in  kündbarem  Kapital  und  für  die  Notwen- 
digkeit, denselben  die  Möglichkeit  der  Versilberung  durch  Renten- 
banken zu  bieten.  »Werden,  sagt  Conrad  a.  a.  O.  ,  über  die 
Rentenanteile  Rentenbriefe  ausgestellt ,  so  werden  die  Inhaber 
stets  in  der  Lage  sein,  dieselben  in  angemessener  Weise  zu  Geld 
zu  machen  und  in  dringenden  Fällen  entsprechendes  Kapital  in 
die  Hand  zu  bekommen.  Es  muss  die  Aufgabe  sein,  durch  Renten- 
kredit-Anstalten ,  welche  bis  zu  einer  angemessenen  Höhe  die 
Garantie  übernehmen,  den  Absatz  wesentlich  zu  erleichtern.  Das 
Vorbild  dafür  haben  wir  ja  längst  in  unseren  alten  Rentenbanken.« 

Bei  einer  grossen  Zahl  von  Erben  wird  es  zwar  zum  Hof- 
verkauf in  dem  Falle  kommen,  wenn  keines  der  Geschwister  durch 
Heiratgut  oder  Muttergut,  oder  Ersparnis  oder  sonstwie  im  stände 
wäre ,  den  Hof  ohne  Ueberschreitung  des  reellen  Besitzkredites 
an  sich  zu  bringen.  Allein  bei  einem  gerecht  geregelten  Anerben- 
recht ,  wie  es  Conrad  neuestens  ^)  in  der  Richtung  gleicher  in 
Rente  abzufindender  Reinertragsanteile  aller  Geschwister  vorge- 
schlagen hat,  käme  es  darauf  bei  grösserer  Erbenzahl  ganz  ebenso 
hinaus.  Und  im  einen  wie  im  andern  Fall  wäre  dies  volkswirt- 
schaftlich kein  Uebel;  denn  die  Höfe  in  betriebskräftiger  Hand 
und  für  jeden  Erbfall  schuldenfrei  zu  machen  ,  wäre  in  solchem 
Falle  wichtiger,  als  ihn  einem  Kinde  des  Erblassers  im  Zustande 
der  Unfähigkeit  zur  dauernden  Behauptung  des  Familienbesitzes 
zu  hinterlassen. 

Eine  Bevorzugung  des  Anerben  findet  auch  bei  gleicher  Teilung 
des  Gutsreinertrages  unter  die  Erben  mit  Abfindung  der  letzteren 
durch  Rente  statt.  Man  kann  auch  diese  Thatsache  mit  der 
Rodbertiis'' sehen  Rentenfondtheorie    nicht    aus    der  Welt  schaffen. 


i)  Vgl.  Buchenberger  a.  a.   O.  I,  434  ff. 
2)  A.  a.   O. 
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Vom  Standpunkt  der  Volkswirtschaft  ist  dies  nicht  geboten,  dass 
nur  nach  dem  Ertragswert  geteilt  werde,  sondern  dass  kein  höherer 
Verkehrswert  beim  Gutsübergang  zur  Geltung  gelange,  als  solcher 
ohne  Ueberschreitung  der  Besitzüberschuldung  und  ohne  Ver- 
eitelung der  vollen  Amortisation  geboten  werden  darf.  Wenn 
daher  nur  der  zahlungsfähigere  Miterbe  oder  ein  zahlungsfähiger 
Dritter  das  Gut  über  den  Ertragswert  hinaus  unter  dieser  Voraus- 
setzung übernehmen  kann ,  so  ist  jede  Zurücksetzung  ausge- 
schlossen. Das  ist  bei  der  gesetzlichen  Verschuldungsgrenze,  nicht 
aber  beim  Intestatanerbenrecht  der  Fall. 

Wenn  aber  schon  die  gesetzliche  Verschuldungsgrenze  im 
wünschenswerten  Masse  die  Vererbung  in  der  F'amilie  sichert,  so 
kann  hier  das  Intestatanerbenrecht  aus  dem  Grunde ,  dass  der 
Hof  »die  im  Hintergrund  stehende  Familienzufluchtstätte  für  die 
Miterben  bleibe«,  nicht  gerechtfertigt  werden;  das  wird  er  in 
immer  geringerem  Masse  bleiben  und  für  die  Miterben  ist  das 
ein  sehr  prekäres  Aequivalent  für  die  Zurücksetzung.  Ich  kann 
daher  Buchenberger  in  diesem  Stück  nicht  zustimmen,  wenn  er  ^) 
Miaskoivski  beipflichtet. 

Am  ehesten  verschwinden  die  Bedenken  gegen  erb-recht- 
liche  Bevorzugung  und  Zurücksetzung  noch  da,  wo,  z.  B.  in 
Gebirgsländern  oder  in  klimatisch  rauhen  Ebenen  das  Hofsystem 
das  wirtschaftlich  für  die  Dauer  gegebene  System  ist  und  die  Ge- 
schwister, wie  Mägde  und  Knechte  im  Dienste  und  im  Familien- 
verbande  des  Anerben  verbleiben  ,  wie  in  den  deutschen  Alpen- 
ländern Oesterreichs.  Allein  mit  dem  Eindringen  der  Industrie 
in  den  Gebirgsländern  durch  die  industrielle  Attraktion  der  Wasser- 
kräfte ,  mit  dem  Wachsen  der  Bedürfnisse  auch  der  Landbevöl- 
kerung in  ihrer  Berührung  mit  allen  Städten  ist  eben  dieses 
Patriarchalsystem  von  der  Auflösung  bedroht.  Unter  Umständen 
ist  diese  Auflösung  sogar  wünschenswert  vom  nationalen  Stand- 
punkt ^),  Das  Intestatanerbenrecht  wird  auch  da ,  wo  der  alte 
Patriarchalismus  restlich  noch  vorhanden  ist,  nicht  ausschUessend 
sondern  nur  neben  A^vi\  jus  commune  der  gesetzlichen 
V  e  r  s  c  h  u  Id  u  n  gs  g  r  e  nz  e  als  S  i  n  gu  1  a  r  i  n  s  t  i  t  u  t  i  o  n 
gerechtfertigt  werden  können. 

Das  Intestatanerbenrecht  hat  nun  auch  für  denjenigen,  welcher 
sich  über  Anerbenbevorzugung  und  Miterbenzurücksetzung  leichter 

i)  A.  a.  O.  I,  495. 

2)  Vgl.  meine   »Kern-  und  Zeitfragen«.     Neue  Folge. 
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hinwegtrösten  kann ,  als  uns  dieses  im  Obigen  möglich  gewesen 
ist,  weiter  den  Mangel  einer  gewaltigen  Lückenhaftig- 
keit. In  zweierlei  Hinsicht:  es  ist  auch  auf  den  erbgängigen 
Besitzwechsel  nur  beschränkt  anwendbar  und  es  tritt  der  aus  dem 
kaufgängigen  Besitzwechsel  hervorgehenden  Besitzüberschuldung, 
der  Besitzüberschuldung  aus  »Kaufschillingsresten«  überhaupt  nicht 
entgegen.  Das  System  der  gesetzlichen  Verschuldungsgrenze 
erfüllt  lückenlos  den  Zweck. 

Einzelne  Agrarpolitiker  sind  so  weit  gegangen,  das  Intestat- 
anerbenrecht  nahezu  für  jede  Gattung  Grundbesitz  zu  verlangen. 
Conrad  fordert ,  im  Entwurf  für  das  bürgerliche  Gesetzbuch  für 
das  Erbrecht  den  Satz  aufzunehmen:  »In  dem  Falle  der  Intestat- 
erbfolge haben  die  Miterben  an  den  Uebernehmer  eines  länd- 
lichen Grundstückes  (Anerben)  nur  Anspruch  auf  einen  ihrer  Erb- 
quote entsprechenden  Anteil  an  einer  nach  dem  durchschnitt- 
lichen Reinertrage  des  Grundstückes  festzustellenden  Rente.«  Er 
fügt  bei:  »Die  nähere  Bestimmung  über  den  Begriff  eines  »'>länd- 
lichen  Grundstücks  «  und  des  »»Anerben  ^  bleibt  vorbehalten.« 
Je  nachdem  die  >uiähere  Bestimmung«  weit  ausfallen  würde, 
könnte  das  Intestatanerbenrecht  eine  sehr  weite,  aber  im  selben 
Mass  eine  viel  zu  weite  Anwendung  erfahren. 

Seine  dem  Intestatanerbenrecht  nicht  abgeneigte  Betrachtung 
des  letzteren  schliesst  Buchenberger  ^)  dennoch  mit  der  entschie- 
densten Behauptung  der  Unthunlichkeit  der  Anwendung  auf 
sämtlichen  erbgängigen  Grundbesitz. 

Das  System  der  gesetzlichen  Verschuldungsgrenze  füllt  sicher 
die  Lücke ,  welche  das  Intestatanerbenrecht  übrig  lässt.  Es 
wehrt  auch  der  Besitzüberschuldung  aus  K  a  u  f  s  c  h  i  1 1  i  n  g  s- 
r  e  s  t  e  n.  Die  Ueberschuldung  aus  dieser  Ursache  hat  aber  einen 
grossen  Umfang,  wenigstens  in  Gegenden  der  Freiteilbarkeit  und 
des  Kleinbetriebs. 

Das  Anerbenrecht  würde  endlich  keinen  sicheren  und  allge- 
meineren Wandel  zum  Besseren  schaffen ,  wenn  nicht  durch  er- 
gänzende Institutionen  auch  die  Ueberschuldung  der  Landwirte 
im  Wirtschaftskredit,  sowie  die  Ausbeutung  im  Wirtschaftsbetriebe 
entfielen  und  der  Aufsaugung  des  Bauernlandes  durch  das  Ka- 
pital zur  Pachtvergebung  die  erforderliche  positive  Gegenwirkung 
entgegentreten  würde.  Der  nachstehende  Vorschlag  wird  diese 
Ergänzungsstücke  der  Agrarreform  mit  umfassen. 

I)  A.  a.  O.  I,  483  ff. 
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Das  Ergebnis  der  bisherigen,  auf  Verhütung  der  Besitzüber- 
schuldung  eingeschränkten  Untersuchung  geht  also  dahin :  die 
gesetzliche  Verschuldungsgrenze  erscheint  als  das  vorzuziehende, 
jedenfalls  prinzipale  System ,  das  Intestatanerbenrecht  bestenfalls 
als  die  unter  besonderen  Voraussetzungen  zulässige  Ausnahme.  In 
seiner  Durchführung  durch  Rentenamortisationsbanken  nach  dem 
Vorschlag  ConracTs  ^)  lässt  sich  das  Intestatanerbenrecht  einfach  an 
die  bankmässige  Organisation  der  Besitzschulden  nach  dem  System 
der  gesetzlichen  Verschuldungsgrenze  anschliessen.  Da  auch  das 
Anerbenrecht  grundsätzlich  auf  dem  Boden  der  Verhütung  der 
Besitzüberschuldung  steht,  so  ist  dieser  eventuelle  Bankanschluss 
des  untergeordneten  an  das  prinzipale  Banksystem  leicht  ausführbar. 

Hienach  kann  zur  Darlegung  und  Rechtfertigung  des  hier 
vertretenen  Standpunktes  geschritten  werden. 

Bei  Bekämpfung  der  Besitzüberschuldung  kann  daran  ge- 
dacht werden  ,  den  Besitzkredit  ganz  zu  sperren  ,  wie  er  durch 
die  Institute  der  Erbpacht  und  des  Rentengutes  ebenfalls  zu  gänz- 
licher Ausschliessung  gelangt;  durch  positivste  Ordnung  des 
Wirtschaftskredites  könnten  mittelbar  reiche  Mittel  zu  schulden- 
freiem Besitzerwerb  gesichert  werden  wollen.  Auf  dieser  Linie 
bewegte  sich  meine  »Inkorporation  des  Hypothekarkredits«.  In 
meinen  »Kern-  und  Zeitfragen«  habe  ich  den  unkündbaren,  aber 
amortisabeln  Besitzkredit  bis  zu  der  oben  begründeten  gesetz- 
lichen Verschuldungsgrenze  vorgezogen,  um  den  erhobenen  Ein- 
wendungen zu  begegnen;  ich  habe  ihn  »Freikredit«  genannt,  weil 
ich  bis  zur  gedachten  Grenze  dem  Grundbesitzer  die  erste  Hypo- 
thek freistellen  wollte,  ob  er  nun  für  Besitzerwerb  oder  Mangels 
vollständiger  Anspruchnahme  für  letzteren  für  einen  anderen 
Zweck  sein  Gut  verschulden  wollte.  Dem  Besitz-  oder  Freikredit 
hatte  ich  auch  a.  a.  O.  eine  berufskörperschaftliche  Organisation 
zugedacht;  eine  Körperschaftsbank  hätte  allein  das  Recht  haben 
sollen ,  hypothekierbaren  Kredit  bis  zur  gesetzlichen  Verschul- 
dungsgrenze zu  geben,  aber  auch  die  Pflicht,  solchen  jedem  Kör- 
perschaftsmitgliede  zu  gewähren.  Dieselbe  Korporation  hätte 
nach  dem  Vorschlag  in  den  »Kern-  und  Zeitfragen«  auch  Kredit 
für  den  Betrieb  für  bestimmte  zu  benennende  Zwecke  betriebs- 
und  hauswirtschaftlicher  Natur  nach  satzungsrechtlicher  Bestim- 
mung ausschliessend ,  etwa  bis  80  Prozent  Gesamtverschuldung 
zu    gewähren;    ich    nannte    diesen  Kredit    »gebundenen  Kredit«, 

i)  S.   oben. 
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weil  er  nur  für  bestimmt  7x\  benennende,  sat7.ungsmässig  zulässige 
Verwendungszwecke  gewährt  werden  sollte ;  ich  nenne  ihn  hier 
Wirtschaftskredit  im  Gegensatz  zum  Besitzkredit,  Schon  in  den 
»Kern-  und  Zeitfragen«  ist  daran  gedacht,  dass  die  Körperschaft 
W  i  r  t  s  c  h  a  f  t  s  kredit  durch  die  Hand  eingeschriebener  Kredit- 
genossenschaften gewähren,  kontrollieren  und  tilgen  lasse. 

Man  kann  noch  weiter  gehen  und  den  Kreditgenossenschaften 
direkt  den  Wirtschaftskredit  zu  unmittelbarer  Verwaltung  aus- 
schliessend  zuweisen  gegen  Deckung  durch  eine  General  nach- 
hypothek  auf  allen  nicht  durch  die  gesetzliche  Verschuldungs- 
grenze mit  erster  Hypothek  iaberzogenen  Teil  des  Grundbesitz- 
wertes. Grundsätzlich  ist  diese  weiter  gehende  Scheidung  von 
Freikredit  und  von  Wirtschaftskredit  keine  wesentliche  Aende- 
rung ;  die  aufgesteckten  Ziele:  allgemeine  Tilgung  auch  des  Wirt- 
schaftskredites, mittelbare  Nötigung  zur  allgemeinen  Teilnahme  an 
den  berufsgenossenschaftlichen  Kreditinstituten  für  Wirtschafts- 
schulden und  durch  diese  an  den  nicht  für  Kredit  bestimmten 
anderen  Wirtschaftsgenossenschaften,  Hinausdrängung  des  Privat- 
wuchers aus  dem  bäuerlichen  Leben  würden  nicht  nur  aufrecht 
bleiben,    sondern  würden  noch  wirksamer  ins  Auge  gefasst  sein. 

Der  Zweck  dieser  weiteren  Scheidung  ist  ein  praktischer: 
die  Unabhängigkeit  der  Befriedigung  im  Wirtschaftskredit  von 
derjenigen  im  Besitzkredite  und  die  Vermeidung  alles  widerwär- 
tigen Eindringens  in  die  Verhältnisse  der  kreditnehmenden  Wirt- 
schaft. Derselbe  praktische  Zweck  läs.st  auch  den  Vorschlag  von 
Frhr.  v.  Freyberg,  den  Meliorationskredit  durch  die  Landeskultur- 
rentenbanken befriedigen  zu  lassen,  plausibel  erscheinen.  An  der 
Voraussetzung  ,  dass  der  Besitz-  und  der  Betriebskredit  für  den 
Grossgrundbesitz  und  für  die  Bauerschaften  möglichst  abgesondert, 
für  jene  in  fortgebildeten  »Landschaften«  ,  für  diese  in  zweierlei 
bauerschaftlichen  Kreditbanken,  einer  für  den  Besitzkredit  und  einer 
anderen  für  den  Wirtschaftskredit  zur  positiven  Ausgestaltung 
gelangen ,  wird  von  mir  festgehalten.  Ebenso  daran ,  dass  die 
Kreditgenossenschaft,  welche  ausschliessend  hypothekierbaren  und 
klagbaren  Wirtschaftskredit  zu  gewähren  berechtigt  wäre ,  auch 
vorzüglich  als  Stützpunkt  für  die  Vermittlung  und  Tilgung  von 
Notstandskrediten  sich  eignen  würde  *), 

An  und  für  sich  wäre  nun  die  körperschaftliche 
Kreditorganisation    des  Besitzkredites    innerhalb  der    gesetzlichen 

i)  Vgl.   »Kern-  und  Zeitfragen«.     N,  F. 
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Beleihungsgrenze  nicht  unbedingt  notwendig;  auch  bureaukratische 
Staatsbanken  vermöchten  den  Besitzkredit  durchzuführen.  Nur 
auf  Privatbankinstitute  nach  Wahl  des  Besitzschuldners  wird  die 
unkündbare  Amortisationshypothek  nicht  gestützt  werden  dürfen, 
ohne  die  Handhabung  der  gesetzlichen  Verschuldungsgrenze  ver- 
wickelt zu  machen  und  zu  gefährden.  Wird  aber  einmal  die  Be- 
sitzverschuldung bankmässig  konzentriert,  so  ist  die  körperschaft- 
liche Kreditorganisation  unter  Aufsicht  des  Staates  und  der  Wirt- 
schaftskammern der  staatlich-bureaukratischen  Organisation  des 
Besitzkredites  vorzuziehen  und  weiter  wird  das  Kreditinstitut  an 
Einfachheit  und  Wohlfeilheit,  Niedrigkeit  des  Zinsfusses  für  seine 
Pfandbriefe  dadurch  gewinnen,  dass  sämtliche  Besitzkreditnehmer 
nur  bei  dem  berufskörperschaftlichen  Kreditinstitut  hypothekier- 
baren  und  bei  Zahlungssäumnissen  klagbaren  Kredit  finden.  Und 
für  ausschliessend  berufsgenossenschaftliche  Befriedigung  auch  des 
Wirtschaftskredites  sprechen  analoge  Gründe  und  ausserdem  dieses, 
dass  nur  so  das  Wirtschaftsgenossenschaftswesen  aller  Art  sich 
verallgemeinern  und  die  Ausbeutung  des  Standes  durch  wuche- 
risches Privatkapital  schlechthin  ausgeschlossen  wäre  ,  indem 
dennoch  dem  Bedürfnis  des  Wirtschaftskredites  eine  viel  vollstän- 
digere Befriedigung  gesichert  wird. 

Dies  vorausgeschickt  ergiebt  sich  folgende  Organisation  des 
Institutes  der  gesetzlichen  Ueberschuldungsgrenze  oder  des  Frei- 
kredites, sowie  der  ausschliessend  genossenschaftlichen  Organi- 
sation  des  Wirtschaftskredites  : 

hypothekierbarer  und  nur  im  Fall  von  Zahlungssäumnis  des 
Schuldners  vollstreckbarer  Kredit  darf  nur ,  muss  aber  seitens 
der  Realkörperschaft  für  den  sog.  >Freikredit>.<  ,  seitens  der 
öffentlichen  Kulturrentenbanken  für  den  Meliorationskredit,  seitens 
der  eingeschriebenen  Kreditgenossenschaften  auf  Basis  der  Ertrags- 
wertschätzung der  Güter  für  den  Wirtschaftskredit  jeder  Art  ge- 
währt werden.  Aller  übrige  »private«  Kredit  ist  in  den  Grundbesitz 
und  alles  zugehörige  Wirtschaftsinventar  nicht  klagbar  und  voll- 
streckbar, sondern  erst  im  Erb-  und  Verkaufsfall  hinter  den  For- 
derungen der   soeben  genannten  Prioritätsgläubiger  liquidierbar. 

Die  gesamte  Bauerschaft ,  bezw.  Grosslandwirtschaft  kon- 
stituiert sich  von  den  Landkreisen  aus  als  Körperschaft  für  aus- 
schliessliche Gewährung  des  Besitz-  oder  Freikredites  mittelst 
Ausgabe  von  Pfandbriefen  als  Bauernbank ,  der  Grossbesitz  als 
Landschaft.    Die  Gewährleistung  der  Pfandbriefe  durch  die  ganze 


Das  Froblem  der    Wirtschaftskammern.  527 

Körperschaft  wäre  wünschenswert  und  ungefährHch ;  doch  vA  auch 
die  alleinige  Gewährschaft  der  Güter,  welche  bei  der  Realkörper- 
schaft Unterpfandkredit  genommen  haben,  genügend  und  würde 
dies  die  Einführung  des  Institutes  wohl  erleichtern.  Der  ohne 
Angabe  des  Verwendungszweckes  erhältliche  Kredit  (Freikredit) 
würde  auf  denjenigen  Teil  des  Reinertragswertes  beschränkt  werden, 
bei  welchem  der  Eigentümer  nach  Deckung  der  Gesamtheit  der 
durchschnittlichen  Betriebskosten  (inkl.  Steuern  ,  Schuldzinsen, 
Zwangsamortisationsprämien  ,  VVirtschaftsausgaben  ,  Reparaturen 
u.  s.  w.)  seine  Arbeit  noch  bezahlt  erhält.  Nach  diesem  Prinzip 
wäre  die  Quote  festzulegen,  mit  Unterscheidung  nach  Höfen  und 
für  den  parzellierten  Kleinbesitz  nach  Kulturarten.  Der  Eigen- 
tümer kann  alsdann,  wenn  der  übrige  Teil  des  Reinertragswertes 
für  alles  übrige  Kreditbedürfnis  durch  das  alsbald  anzugebende 
äusserst  einfache  Mittel  gebunden  bleibt,  sich  für  die  Besitzerwer- 
bung nicht  überschulden,  kann  übrigens,  wenn  er  den  Freikredit 
zum  Kaufschilling  und  zur  Miterbenabfindung  nicht  nötig  hat,  die 
im  Freikredit  zur  Verfügung  stehenden  Summen  verwenden  wie 
er  will.  Der  nach  obigem  Grundsatz  zu  bemessende  Gutswert- 
teil ,  über  welchen  die  Verschuldung  nicht  hinausgehen  könnte, 
wäre  in  jeder  Landkreisabteilung  des  Landes-Realkreditinstitutes 
satzungsmässig  festzustellen,  jedoch  periodisch  zu  revidieren,  bis 
aus  der  Erfahrung  für  jede  der  üblichen  Kulturarten  das  Richtige 
herausgefunden  ist.  Der  Bauer  will  Unabhängigkeit  von  der  Gnade 
Anderer  seinesgleichen  und  die  Fixierung  giebt  ihm  diese  Unab- 
hängigkeit. Für  allen  Kleinbesitz  ,  welcher  den  Mann  nicht 
vollständig  nährt,  sondern  mehr  oder  weniger  Nebenerwerb,  selbst- 
ständigen oder  lohnmässigen  voraussetzt,  dürfte  die  Freikreditquote 
vielleicht  etwas  höher  bemessen  werden  ;  denn  hier  ist  meist  nicht 
viel  Betriebskredit  erforderlich.  Eine  Schwierigkeit  kann  es  nicht 
haben,  im  Kreisbank-Statut  festzusetzen,  was  als  Kleinbesitz  in  diesem 
Sinne  anzusehen  ist.  Der  Gesamtbesitz  jedes  Freikreditwerbers 
wäre  ja  nach  sämtlichen  Kulturarten  vollständig  bekannt.  Bei  Hypo- 
thekarverpfändung von  Parzellen  des  Gesamtbesitzes  wäre  der 
aliquote  Teil  des  Parzellar-Reinertragswertes  zu  Grunde  zu  legen. 

Ausser  dem  Freikredit  wäre  der  Grundbesitz  nur  noch  für 
wirtschaftliche  Verwendungszwecke,  kurz  gesagt  im  W  i  r  t  s  c  h  a  ft  s- 
k  r  e  d  i  t  verschuldungsfähig. 

Zulässig  wäre  weiter  die  gebundene  Belastung  für  Erho- 
lung   von    ausserordentlichem  Unglück,    namentlich  von  M  i  s  s- 
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wachs  und  M  o  bi  1  i  ar  b  r  an  d  s  c  h  a  d  e  n.  Dieser  »Erholungs- 
kredit« lässt  sich  dadurch  binden ,  dass  nur  gewisse  eingeschrie- 
bene Kreditgenossenschaften  die  Erholungsvorschüsse  unter  hypo- 
thekarischer Sicherheit  gewähren  können  und  nur  gegen  die 
thun  liehst  rasche  Tilgung  wirklich  gewähren. 
Da  immer  wieder  die  sieben  fetten  und  die  sieben  mageren  Jahre 
zum  Durchschnittsertrag  sich  ausgleichen  ,  so  lässt  sich  der  Er- 
holungskredit unschwer  organisieren.  Staat  und  Gemeinden  sind 
bisher  schon  unmittelbar  oder  durch  Garantieleistung  eingetreten. 
Unter  dieser  Garantieleistung  ,  aber  auch  ohne  solche  könnten 
eingeschriebene  Kreditgenossenschaften,  den  Erholungskredit  bei 
abgesonderter  Verrechnung  stets  leicht  vollziehen. 

Vieh  schaden,  Hagelschaden  werden  wohl  besser 
durch  allgemeine  Zwangsversicherung  ausgeglichen,  und  die  Prä- 
mien hiefür  stünden  nach  allgemeiner  Ausbreitung  der  Betriebs- 
kreditgenossenschaften, »Kreditgenossenschaften«  im  engeren  Sinne 
vollständig  parat.  In  dem  Gesetz  und  Statut  der  eingeschriebenen 
Kreditgenossenschaften  wäre  eben  die  kurzfristigste  Beleihung  für 
den  Prämienbedarf  mit  vorzusehen. 

Solche  Belastung  ist  unbedenklich  einmal  für  Gutsmehora- 
tionen  und  Neubauten,  aufweiche  eine  Landeskultur-Rentenbank, 
die  ja  überall  durchführbar  ist ,  Geld  entleiht.  Denn  durch  die 
Melioration  wird  der  Gutswert  entsprechend  gehoben.  Der  Me- 
liorator wird  vom  Belieben  der  Körperschaft  unabhängig.  Die 
bäuerliche  Kreditgenossenschaft  ist  durch  die  Landeskulturrenten- 
bank, welche  vom  Staat  unbedenklich  sichergestellt  werden  darf, 
von  allem  Risiko  enthoben,  die  produktive  Meliorationsverschul- 
dung aber  selbständig  analog  nach  Grundsätzen  der  Besitzkredit- 
Organisation  geregelt,  v.  Freyberg  hat  die  selbständige  Ausge- 
staltung des  Meliorationskredits  wirksam  empfohlen. 

Die  Verschuldung  im  Wirtschaftskredit  wäre  weiter  unbe- 
denklich für  den  eigentlichen  Betriebskredit  seinem 
ganzen  Umfange  nach.  Binden  lässt  sich  die  Kreditge- 
währung in  der  leichtesten  Weise  dadurch,  dass  klagbare  und 
vollstreckbare  Vorschüsse  nach  der  Freikredithypothek  nur  ein- 
geschriebene Genossenschaften  zu  gewähren  be- 
rechtigt sein  würden.  Für  jede  Art  Besitzkredit  wäre,  je  nachdem 
die  Verwendungsweise  raschere  oder  längere  Kapitalrotation  be- 
dingt, auch  raschere  oder  länger  befristete  Tilgung  satzungsmässig 
zu  regeln,  doch  so,  dass  die  Kreditgenossenschaft  erst  einschreitet, 
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wenn  der  l^etriebsschuldner  säumit^  ist.  Nur  der  beabbichtigte 
Verwendungszweck  wäre  anzugeben  ,  damit  die  Tilgungsfrist  da- 
nach bemessen  werden  kann.  Hiemit  wäre  jede  Einmischung 
des  Standes  in  die  Betriebsführung  abgeschnitten.  Die  Kredit- 
genossenschaft würde  nicht  schärfer  reagieren,  als  jeder  ordent- 
liche Kreditgeber  reagiert. 

Zum  Betriebskredit  wird  auch  das  gehören,  was  ich  in  den 
> Kern-  und  Zeitfragen <  den  Beteiligungskredit  genannt 
habe.  Es  ist  der  Kredit,  welcher  die  Einlagen  in  die  Wirtschafts- 
genossenschaften aller  Art  jedem  Kreditgenossen  ermöglicht.  Das 
Beteiligungskapital,  wie  das  Betriebskapital  kommt  ja  in  bestimmten 
Fristen  wieder  herein  ,  und  es  darf  daher  auch  dieser  Kredit  je 
nach  der  Verwendungsart  dem  Tilgungszwang  unterworfen  werden. 
Es  wäre  lediglich  im  Gesetz  über  die  eingeschriebenen  Kredit- 
genossenschaften darauf  zu  sehen,  dass  diese  nur  Erholungs-,  Be- 
triebs- und  Beteiligungskredit ,  vielleicht  und  möglicher  Weise 
Kredit  für  Personal-  und  Realversicherungs-Prämienzahlung  nach 
ganz  bestimmten  Tilgungsvorschriften  und  insolange  als  der  Ge- 
nosse seinen  Verbindlichkeiten  nachkommt,  unkündbar  gewähren. 

Da  der  ganze  nicht  dem  Freikredit  und  nicht  dem  Meliora- 
tionskredit vorbehaltene  Gutswert  jedes  Genossen  wieder  im  Aus- 
mass  seiner  Schuld  an  die  Kreditgenossenschaft  der  letzteren 
generell  als  Unterpfand  zugewiesen  würde,  so  würden  eben  damit 
die  Kreditgenossenschaften  auf  einfachste  Weise  eine  nicht  zu  ver- 
achtende Grundlage  für  ihre  Geldaufnahmen  bei  Stiftungen,  Privat- 
banken, Privatgeldverleihern  u.  s.  w.  erlangen.  Dank  dieser  breiten 
und  sicheren  Realkreditgrundlage  würden  die  eingeschriebenen 
Kreditgenossenschaften  n  a  c  h  W  a  h  1  auch  die  beschränkte  Haft- 
barkeit statutarisch  einführen  können,  ohne  ihren  eigenen  Kredit 
zu  gefährden. 

Es  ist  kaum  daran  zu  zweifeln,  dass  die  Kreditgenossenschaft 
ohne  Zwang  allgemein  ins  Leben  treten  würde;  denn  der  Kredit, 
welcher  jetzt  unter  allerlei  Gefahren  der  Bewucherung  und  unter 
allerlei  Anreizungen  zu  schlechter  Guts-  und  Familienwirtschaft, 
ohne  geregelte  Tilgung  und  ohne  Sicherung  gegen  ruinöse  Kündi- 
gungsfreiheit bei  Dritten  geholt  werden  muss,  wäre  für  die  Regel 
nur  noch  bei  der  eingeschriebenen  Kreditgenossenschaft  erhält- 
lich. Alle  Forderungen  dritter  Gläubiger  wären  ja  in  den  Grund- 
besitz und  das  Inventar  unklagbar  und  unvollstreckbar,  ausser  im 
Erbfall  und  bei  Veräusserungen. 

34* 


530  Dr.  Schäffle: 

Das  würde  den  Kredit  bei  Dritten,  wucherischen  und  nicht- 
wucherischen, verwandten  und  nichtverwandten  Gläubigern  auf  den 
Fall  besonderer  persönlicher  und  wirtschaftlicher  Vertrauenswürdig- 
keit einschränken.  Da  aber  jedes  übrige  Kreditbedürfnis  durch  die 
Besitzkreditkörperschaft,  durch  die  Kultur-Rentenbank  und  durch 
die  Kreditgenossenschaft  vollständig  gedeckt  wäre,  bedarf  es  auch 
weiteren  Kredites ,  als  des  reinen  Personalkredites  nicht.  Die 
ganze  Organisation  würde  den  Durchschnittswirtschafter  vollständig 
im  wirtschaftlich  berechtigten  Kredit  befriedigen,  ohne  dem  her- 
vorragenden Oekonomen  bei  Gläubigern,  welche  dessen  persön- 
licher Befähigung  vertrauen,  den  Kredit  zu  verlegen ;  vielmehr 
wäre  der  Personalkredit  verstärkt,  da  dem  ordentlichen  Personal- 
gläubiger kein  Wucherer  durch  Wechsel  oder  Hypothek  den  Rang 
ablaufen  könnte. 

An  sich  wäre  es  wünschenswert,  dass  die  so  viel  als  mög- 
lich zu  lokalisierenden  Kreditgenossenschaftenje  in  ihrem  Rayon  die 
ihnen  zugewiesenen  Kreditbedürfnisse  aller  Rayonsinsassen  in  die 
Hand  bekommen,  dass  allgemeiner  Beitritt  der  Landwirte  zu  einer 
einzigen  landwirtschaftlichen  Lokal  (Orts)-  und  Kreisgenossen- 
schaft stattfinde.  Allein  erzwungen  soll  das  nicht  werden.  Allen  Grund- 
besitzern muss  es  frei  stehen,  einer  zweiten  oder  dritten  Genossen- 
schaft anzugehören.  Mehreren  Genossenschaften  zugleich  kann 
zwar  derselbe  Schuldner  nicht  angehören,  aber  gegen  Erfüllung 
der  Verbindlichkeiten  bei  der  bisherigen  Genossenschaft  würde 
er  stets  einer  anderen  Genossenschaft  innerhalb  des  Bezirkes  bei- 
treten können. 

Das  Bedürfnis  der  Lokalisierung  nach  dem  bewährten  Vor- 
gang der  Raififeisen'schen  Kreditgenossenschaften  ist  für  Gegen- 
den des  kleinbäuerlichen  Betriebes  nicht  zu  verkennen.  Für  Gegen- 
den des  mittleren  und  grossen  bäuerlichen  Betriebes  können  aber 
weitere  Verbände  bis  zum  Umfang  eines  Landkreises  und  mit 
beschränkter  Haftbarkeit  sehr  wohl  angezeigt  sein.  Es  ist  nur 
notwendig,  dass  auch  solche  mittel-  und  grossbäuerlichen  Verbände 
die  Tilgungsbedingungen  des  Gesetzes  über  eingeschriebene  Be- 
rufsgenossenschaften in  ihre  Satzungen  aufnehmen. 

\^^o  besondere  mittel-  und  grossbäuerliche  Kreditgenossen- 
schaften nicht  entstehen  oder  nicht  benutzt  werden  wollten,  stände 
gar  Nichts  im  Wege,  dass  die  Kreissektion  des  allgemeinen  Be- 
sitzkreditinstitutes als  Surrogat  für  Wirtschaftskredit  so  ausgestaltet 
werden  würde,    dass    solche  Kreditbedürftige,    welche  bei  keiner 
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Kreditgenossenschaft  Wirtschaftskredit  suchen  wollen  oder  finden 
können,  bis  zu  einer  gewissen  Quote  des  Hypothekarwertes  unter 
Ueberlassung  der  oben  erwähnten  General- Nachhypothek  VVirt- 
schaftskredit  in  Anspruch  zu  nehmen  berechtigt  wären.  Doch 
hätte  das  Besitzkreditinstitut  diesen  besonderen  Wirkungskreis 
nach  den  Normativbestimmungen  für  Wirtschafts-Kreditgenossen- 
schaften satzungsmässig  zu  regeln.  Von  einer  Hineinzwängung 
aller  Oekonomen  in  eine  bestimmte,  gar  bloss  in  die  freie  klein- 
bäuerliche Kreditgenossenschaft  brauchte  hiernach  gar  nicht  die 
Rede  zu  sein.  Es  kann  für  eine  allerdings  noch  nicht  absehbare 
Zeit  daran  gedacht  werden,  dass  der  gesamte  hier  der  Kredit- 
genossenschaft zugedachte  Wirkungskreis  zur  besonderen  zweiten 
Abteilung  einer  öfifentlichen  Kreditkörperschaft  neben  der  ersten 
Abteilung  für  geordnete  Besitzkredit- Verschuldung  werden  würde, 
nachdem  die  Bauernschaft  allgemein  die  Vorschule  der  freien  Kredit- 
genossenschaft durchlaufen  haben  würde,  nur  braucht  dies  nicht 
heute  schon  im  Einzelnen  erörtert  zu  werden. 

Beide  Institute  der  Befriedigung  des  landwirtschaftlichen 
Kredites  wären  öffentlicheWirtschaftsgenossenschaf- 
ten,  aber  doch  nur  auf  mittelbare  Weise,  indem  sie  aus- 
schliessend  berechtigt  wären,  hypothekierbaren  und  vollstreckbaren, 
dabei  amortisirbaren  und  unkündbaren  Besitz-  und  Wirtschafts- 
kredit zu  gewähren.  Dieser  nur  mittelbare  Beitrittszwang  würde 
eben  für  das  reizbarste  Selbstgefühl  nicht  empfindlich  sein,  wenn 
die  Landwirte  dafür  den  Vorteil  unverweigbaren  Kredites  zu  den 
billigsten  Bedingungen  eingeräumt  erhalten  würden.  Beides  aber 
wäre  durch  die  ganze  Organisation  der  korporativen  Besitzkredit- 
und  Wirtschaftskreditinstitute  auf  dem  Boden  obiger  Vorschläge 
gesichert.  Gebunden  wäre  der  Landwirt  nur  in  der  Freiheit,  sich 
im  Liederlichkeits-Kredit  zu  ruinieren  und  in  der  Mög- 
Hchkeit,  dem  Wucher  jeder  Art  alle  Zeit,  namentlich  aber  bei 
Notständen  sich  preiszugeben.  Vom  Kreditverband  wäre  that- 
sächlich  und  rechtlich  jeder  Landwirt  frei,  welcher  überhaupt 
keinen  Kredit  bedarf,  im  Verkehr  mit  Dritten  baar  bezahlen  und 
an  der  nichtkreditmässigen  freien  Wirtschaftsgenossenschaft  Dank 
zureichender  eigener  Betriebskraft  nicht  Anteil  zu  nehmen 
braucht.  Der  einzige  und  doch  nur  mittelbare  Zwang  bestände 
lediglich  in  der  Ausschliessung  jeder  Individual- 
hypothek  und  in  der  Ausschliessung  jeder  Klagbarkeit 
und  Vollstreckbarkeit  der  Hypothek    für  anderen  als  Besitz-  und 
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Wirtschaftskredit.  Dafür  wäre  aber  der  körperschaftliche  Besitz- 
und  VVirtschaftskredit  aufs  Vollständigste  und  Positivste  für  jeden 
Genossen  sichergestellt  und  allgemein  so  wirtschaftlich  geordnet, 
dass  auch  der  solide  Personalkredit  ein  viel  sicheres  Funda- 
ment erhalten  würde,  da  es  ausgeschlossen  wäre,  dass  die  wuche- 
rischen Gläubiger  den  gutgläubigen  Kreditgebern  durch  Wechsel- 
klagen, Kündigungs-  und  Vollstreckungsüberfälle  stets  um  Pferdelän- 
gen vorauskommen,  und  nicht  blos  dieBesitzüberschuldung,  sondern 
jede  nur  wirtschaftliche  Ueberschuldung  wäre  bei  allgemeinster 
positivster  Durchführung  der  Unkündbarkeit  und  Tilgbarkeit  der 
ganzen  Landwirtschaft  für  immer  abgenommen.  Gleichviel  ob 
die  Grundrente  jeweils  eine  sinkende  oder  eine  steigende  Tendenz 
verfolgt ;  denn  die  Kreditgewährung  wird  ja  durchgreifend  nach  dem 
Reinertragsanschlag  erfolgen,  welcher  bei  allgemeinem  und  längerem 
Rückgang  der  Landwirtschaft  Anpassung  des  ganzen  Schuldeu- 
stands  an  die  Schwankungen  des  Reinertrages,  und  zwar  rascher 
in  den  verschiedenen  Zweigen  des  Wirtschaftskredites,  langsamer 
im  Besitzkredit  herbeiführen  müsste.  Der  allgemeine  Notstands- 
kredit wäre  positiv  organisiert,  individuelle  Notstände  fänden  Dank 
der  Ausschliessung  der  Wucherkonkurrenz  einen  breiteren  Kredit- 
boden. Verkauf,  Abverkauf  und  Abgabe  von  Grundstücken  zur  Aus- 
stattung bei  besonderer  Familiennot  und  bei  besonderem  Familien- 
bedarf stände  unbeschränkt  zu  Gebot.  Angesichts  alles  dessen  wäre 
der  mittelbare  Zwang,  welcher  darin  liegt,  sich  nur  bei  öffentlichen 
Kreditinstituten  des  Berufsstandes  im  unkündbaren,  aber  durchaus 
amortisirbaren,  daher  niemals  ruinösen  Besitz-  und  Wirtschafts- 
kredit verschulden  zu  können,  vollständig  begründet,  für  jeden  guten 
Wirt  wünschenswert,  für  den  ganzenStand  und  die  Nation  einSegen. 

Anerkannt  soll  noch  einmal  werden,  dass  auch  eine  staat- 
liche Kreditorganisation  nach  denselben  Grundsätzen  ausgeführt, 
einen  grossen  Teil  des  Segens  bringen  könnte.  Allein  billiger, 
freier,  unabhängiger  wäre  solche  bureaukratische  Kreditorganisa- 
tion nicht  und  bei  der  notwendigen  Verzweigung  bis  in  die  Dörfer 
hinaus  müsste  doch  der  Berufsstand  selbst  durch  gewählte  Ver- 
trauensmänner, beziehungsweise  durch  gegebene  wirtschaftskam- 
merliche  Organe  jedenfalls  auch  sehr  ausgiebig  herangezogen 
werden.  Es  wird  kein  Wort  weiter  darüber  zu  verlieren  sein, 
dass  die  berufsständische  Selbstverwaltung  der  bureaukratischen 
Ausgestaltung  wohl  schon  von  allem  Anfang  an  vorzuziehen  wäre. 

Die  Frage,  ob    der   Grossgrundbesitz   analog    die    Or- 
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ganisation  des  Freikredites  und  des  Wirtschaftskredites  erhalten 
soll  oder  nicht,  behandle  ich  wie  früher  als  eine  offene.  Unter 
allen  Umständen  wäre  überall,  wo  Grossgüter  in  genügender  Zahl 
vorhanden  sind,  um  eine  leistungsfähige  ;> Landschaft ;  zu  bilden, 
die  landschaftliche  von  der  bauernschaftlichen  Kreditinkorporation 
geschieden  zu  erhalten.  Der  Verzweigung  bis  in  die  Kreise  hinein 
würde  die  grosslandwirtschaftliche  Kreditorganisation  wohl  ebenso 
entraten  können,  wie  dieselbe  für  die  grosslandwirtschaftliche 
Kammerorganisation  als  entbehrlich  erschienen  ist.  Die  gegebenen 
Organe  der  autonomen  und  politischen  Vertretung  und  Verwal- 
tung wären  auch  in  Beziehung  auf  das  Kreditwesen  die  bauern- 
schaftlichen und  eventuell  die  landschaftlichen  Wirtschaftskammern. 
Die  vorstehenden  Erörterungen  dürften  die  Einsichten  er- 
geben haben  : 

1 )  d  a  s  s  die  allgemeine  K  r  e  d  i  t  g  e  n  o  s  s  e  n  s  c  h  a  f  t 
als  Unterlage  aller  sonstigen  berufs ständischen 
WMrtschaftsgenossenschaften  und  als  gemein- 
sames Band  der  letzteren  erreichbar  ist; 

2)  dass  sie  sowohl  als  öffentliche  wie  als  pri- 
vate Kreditgenossenschaft  —  als  öffentliche  für 
den  Besitz-,  als  freie  für  den  Betriebskredit  — 
ausgestaltet  werden  kann  ; 

3)  dass  sie  als  Genossenschaft  für  Rechnung 
und  Gefahr  nur  der  verschuldeten  Grundbesitze 
ohne  Haftpflicht  der  unverschuldeten  durchzu- 
führen wäre; 

4)  dass  sie  in  der  L  a  n  d  w  i  r  t  s  c  h  a  f  t  s  k  a  m  m  e  r  ,  als  der 
berufsständischen  Zentralkörperschaft  nicht  aufgehen  dürfte,  wohl 
aber  deren  Oberaufsicht  und    deren  Schutz  zu  unterstellen  wäre. 

An  einer  Aufgabe  von  gewaltigster  Bedeutung  ist  hienach 
die  völlig  eigentümliche  Natur  der  Wirtschafts- 
kammer auch  der  Wi  r  ts  c  h  a  ft  s  g  e  n  o  s  s  e  n  s  c  h  a  f  t 
gegenüber  klargestellt. 

XI.  Antikritik. 

Das  Problem  der  Wirtschaftskammern  ist  im  Bisherigen  zu 
Ende  geführt.  Ich  darf  mir  aber  wohl  noch  mit  Rückbeziehung 
auf  die  grossen  Fragen  des  Abschnittes  X  schliessHch  einige  anti- 
kritische  Auseinandersetzungen  erlauben,    welche  ich  den   bedeu- 
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tendsten  Kritikern  meiner  »Inkorporation  des  Hypothekarkredits« 
noch  schuldig  bin. 

Der  von  mir  versuchten  Lösung  des  Agrarreformplanes  ge- 
genüber dürften  nun  alle,  auch  die  zuletzt  noch  von  Buchenberger  ') 
und  von  v.  Freyberg  ^)  erhobenen  Einwendungen  beseitigt  sein, 
Einwendungen,  für  welche  ich  übrigens  den  beiden  genannten 
Urhebern  aufrichtig  dankbar  bin. 

Die  Nichthypothekierbarkeit  der  Kaufschil- 
lingsreste und  derErbabfindungsgelder  ist  von 
mir  nach  Erscheinen  der  Buchenberger  sehen,  aber  vor  dem  Er- 
scheinen der  V.  Freyberg' sehen  Kritik  fallen  gelassen  und  einem 
begrenzten  Besitzkredit  sogar  die  vordere  Stelle  der 
Hypothekierbarkeit  eingeräumt  worden.  Die  Begrenzung  auf 
einen  aliquoten  Teil  des  Reinertragswertes  ist  auf  dasselbe  feste 
Mass,  mit  welchem  auch  das  ältere  gewohnheitsmässige  Anerben- 
recht in  Bausch  und  Bogen  gemessen  hat  und  das  zu  schaffende 
neue  Intestatanerbenrecht  auf  Basis  der  unkündbaren  Amortisa- 
tions-Rentenhypothek  messen  möchte,  zurückgebracht,  jedoch  für 
allen,  nicht  bloss  für  den  erbgangmässigen,  sondern  auch  für  den 
kaufgängigen  Grundbesitzwechsel.  Ja  es  wird  in  demjenigen,  was 
ich  »Freikredit*  nenne,  für  jeden  Grundbesitzer,  welcher  einen 
Teil  des  Erbanschlages  oder  Kaufschillings  aus  paraten  Mitteln 
ohne  Kredit  decken  kann,  ein  Spielraum  freier,  jeder  Verwen- 
dungsangabe sich  entziehender  Realkreditbenützung  vorbehalten. 
Gegen  den  so  modifizierten  Vorschlag  werden  die  dem  älteren 
Vorschlag  gegenüber  vielleicht  mehr  oder  weniger  begründeten 
Einwendungen  Buchenberger  s  (a.  a.  O.  II,  §  139  lit.  a)  insgesamt 
hinfällig,  während  in  der  Bekämpfung  der  Besitzüberschuldung 
die  dem  Intestatanerbenrecht  anhaftenden  Lücken  auf  einfache 
Weise  ohne  die  dem  Anerbenrecht  anhaftenden  Missstände  positiv 
ausgefüllt  sind.  Da  die  Bekämpfung  der  Abfindungsüberschuldung, 
welche  im  Anerbenrecht  unmittelbar  stattfinden  soll ,  durch  ein 
einfach ,  direkt  und  allgemein  wirkendes  Mittel  ohne  die  mittel- 
baren Behelfe  des  Vollstreckungsrechtes  mit  ganzem  Erfolg  er- 
reicht werden  kann,  so  wird  unser  erster  Agrarpolitiker  gegen 
den  modifizierten  Vorschlag,  wie  ich  vermute,  nicht  weiter  die 
litera  a  seines  §  139  einwenden. 

Bei    dem   so    modifizierten    Vorschlag    fallen    auch    alle    Be- 

1)  A.  a.  O.  II,  §  139. 

2)  Die  landw.  Verschuldungsfrage.     München  1894. 
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denken,  welche  bezüglich  des  Emporkomiiienkönnens  der  »tüch- 
tigen, fleissigen,  strebsamen  Elemente  der  Landbevölkerung«  und 
der  Schonung  ihres  Familientriebes  erhoben  werden ,  gänzlich 
dahin;  denn  jeder  Besitzkredit,  bei  welchem  nicht  der  Ruin  die 
notwendige  Folge  ist,  bleibt  ihnen  gewahrt  und  ist  ihnen  voraus 
allgemein  gesichert.  Die  Begrenzung  geht  nicht  weiter ,  als  sie 
im  Iiiteresse  dieser  Volksklasse  und  in  demjenigen  der  ganzen 
Volkswirtschaft  liegt.  Die  ^^  Privilegierung  der  augenblicklich  Ver- 
möglichsten und  Kapitalkräftigsten«  und  die  Besilzaufsaugung 
durch  das  Kapital  ist  nun  keine  besondere  Gefahr  der  Inkorpo- 
ration des  Besitzkredites  mehr,  sondern  eine  solche,  welche  auch 
bei  Intestatanerbenrecht  eben  so  umfassend  sich  verwirklichen 
kann.  Ein  besonderer  Anwurf  mir  gegenüber  ist  daher  um  so 
weniger  begründet,  als  ich  positive  Gedanken  lür  die  Bewältigung 
dieser  Gefahr,  namentlich  für  Verhütung  der  Kapitalaufsaugung 
des  Bauernlands  ausgesprochen  habe,  welchen  keiner  der  Herren 
Kritiker  einen  ausreichenden  Gegenvorschlag  positiver  Art  bisher 
entgegengesetzt  hat. 

Buchenberger  hat  Bedenken  gegen  die  Anteilnahme  der 
Korporation  am  Güterverkehr  und  spricht  namentlich 
auch  Zweifel  aus  gegen  das  »Absto  ssungs  recht«  des  Korpora- 
tionsgenossen hinsichtlich  seines  mit  Schulden  belasteten  Grund- 
besitzes. Nun  wäre  ich  befugt,  diesen  Teil  des  Vorschlages  aufzu- 
geben und  gegenüber  den  Gefahren  der  Güterschlächterei  und  der 
Bauernlegung  durch  das  bewegliche  Kapital  rat-  und  thatlos  stehen  zu 
bleiben  ,  wenigstens  Palliative  nicht  in  Vorschlag  zu  bringen. 
Als  Mittel  zur  vollständigen  Verhütung  der  Besitzüberschuldung 
hätte  die  »Inkorporation«  dann  auch  nicht  das  Geringste  an  Be- 
deutung verloren.  Ich  thue  es  aber  nicht.  Als  Eventual- 
vorschlag,  dessen  Verwirklichung  man  sich  zuzuwenden  hätte, 
sobald  die  Besitzaufsaugung  drohen  würde,  halte  ich  den  Ein- 
griff des  Staates,  allerdings  nicht  mehr  den  Eingriff  einer  Grund- 
besitzerkorporation, dennoch  aufrecht.  Und  zwar  mittelst  der 
begründeten  Modifikation,  wonach  nicht  auf  Rechnung  der  Kredit- 
korporation, aber  unter  Mitwirkung  der  Wirtschaftskammern  der 
Staat  auf  seine  Gefahr  zur  Aufrechterhaltung  des  Bauernstandes 
einzugreifen  hätte. 

Er  greift  in  England  nach  dortigem  Bedürfnis  seit  der  irischen 
Landakte  mit  grossen  Vorschüssen  für  den  Zweck  besserer  Be- 
sitzverteilung ein.     Er  thut  es    in  Preussen  für    die  Bildung    von 
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Rentengütern,  Er  ist  berufen  und  befugt,  auf  diesem  Wege 
weiter  zu  gehen ,  was  Buclienberger  selbst  ganz  allgemein  billigt. 
Das  »Abstossungsrecht«,  d.  h.  das  Recht  jedes  verschuldeten 
Landwirtes  seinen  Besitz  gegen  Abzug  eines  Prozentsatzes  am 
Reinertragswerte  dem  Staat  abtreten  zu  können,  wäre  zwar  keine 
besondere  Gefahr,  da  ja  in  Folge  der  allgemein  wirkenden  ge- 
setzlichen Resitzverschuldungsgrenze  Massenabstossungen  kaum 
mehr  zu  befürchten  wären.  Man  kann  aber  das  Abstossungs- 
recht fallen  lassen  und  der  Regierung  nur  Befugnis  und  Kredit 
einräumen,  innerhalb  grösserer  Summen  auf  Vorschlag  derLandes- 
Wirtschaftskammern  Grundbesitz  zu  erwerben,  wenn  derselbe  um 
einen  gewissen  Betrag  unter  dem  Reinertragsvvert  zum  Verkaufe 
käme.  Das  wäre  ja  nur  eine  Verallgemeinerung  dessen,  was  die 
» Landpolitik  c<  in  England  billigt  und  in  Preussen  bereits  be- 
gonnen hat.  Wenn  vollends  die  Regierung  durch  das  betreffende 
Organisationsgesetz  verhalten  wäre,  Land  zum  Reinertragswerte 
auf  Basis  der  Barzahlung  oder  der  unkündbaren  Amortisations- 
hypothek innerhalb  der  Verschuldungsgrenze  auf  Verlangen  im 
Feilbietungswege  wieder  abgeben  zu  müssen ,  wenn  sie 
ebenso  verhalten  würde,  den  erworbenen  Besitz  in  der  Form  der 
Rentengüterbildung  (mit  Ablösungsberechtigung  des  Rentengütlers) 
in  jedem  Umfang,  in  welchem  hiefür  Nachfrage  sich  findet,  wieder 
abzustossen,  so  wäre  die  befürchtete  Gefahr  der  willensschwachen 
Besitzabstossung  seitens  der  Landwirte  und  der  Begünstigung  des 
zunehmenden  Zeitpachtbetriebes  nicht  zu  befürchten.  Die  Gefahr, 
dass  beim  Wiederabstossen  des  Korporationslandes  einstiges 
Bauernland  von  mobilem  Kapital  auf  Zeitpacht  erworben,  also 
eine  dauernde  Verschlechterung  in  der  nationalen  Verteilung  des 
Grundbesitzes  stattfinden  würde,  ist  doch  keinesfalls  eine  grössere 
als  wenn  der  Staat  in  kritischer  Zeit  bei  tiefgesunkenen  Güter- 
preisen die  Hände  ganz  in  den  Schoss  legt  und  ohne  jede  »aktive 
Landpolitik«  dem  Güterschlächter  und  dem  Bodenwucher  die  Beute 
zu  Schleuderpreisen  überlässt.  Ich  erachte  daher  die  Einwendungen 
bei  Buchenberger  ^)  gegen  meinen  modifizierten  Vorschlag  für 
nicht  mehr  begründet  und  halte  daran  fest,  dass  nur  unter  Bei- 
hilfe eines  positiv  organisierten  Eingriffes  des  Staates  in  den  Not- 
Grundbesitzwechsel  die  erwähnte  Gefahr  gebannt  werden  kann, 
namentlich  wenn  der  betreffende  Zweig  der  landwirtschaftlichen 
Verwaltung  gesetzlich  gehindert  wäre,  »Korporationsland«  oder 
i)  §  131,  litera  b. 
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Land  der  staatlichen  Vermitteln ng  des  Not-Grundbesitzwechsels 
anders  als  zum  Rücken  besitz,  zur  Eigenbewirtschaftung 
abzugeben.  Was  meinem  Vorschlag  in  der  älteren  Form 
hätte  vorgeworfen  werden  können  ,  die  V  e  r  q  u  i  c  k  u  n  g  der 
Landpolitik  mit  der  Kreditkorporation  ist  m.  W. 
nicht  eingewendet  worden  ,  bei  der  nunmehrigen  Fassung  aber 
von  mir  selbst  beseitigt. 

Eine  dritte  Modifikation  meines  ursprünglichen  Vorschlages 
besteht  darin,  dass  die  Befriedigung  aller  Gattungen  von  VV  i  r  t- 
schaftskredit  von  der  Verwaltung  des  Besitz- 
kredites losgetrennt  werden  soll,  wenigstens  was 
Gefahr  und  Gewinn  betrifft.  Die  »Kreditgenossenschaften«  für  aus- 
schliessende  Befriedigung  des  Wirtschaftskredites  würden  in  einer 
den  verschiedenen  Besitzgrössenklassen  angepassten  Weise  a  1 1- 
gemein  für  die  ganze  bäuerliche  Landwirtschaft  das  werden, 
was  die  Raiffeisen'schen  Genossenschaften  für  die  kleinbäuerliche 
Landwirtschaft  in  den  Gegenden ,  wo  diese  vorwiegt ,  mehr  und 
mehr  wurden.  Sie  hätten  die  mächtige  Grundlage  der  General- 
nachhypothek für  ihr  Wirken  und  würden  gewiss  auch  bei  einer 
zur  Wahl  freigelassenen  beschränkten  Haftbarkeit,  ihre  Pfandbriefe 
günstigst  unterbringen  können.  Mehr  »  S  c  h  e  m  a  t  i  s  i  e  r  u  n  g  « 
als  sie  bei  den  Raiffeisen'schen  Genossenschaften  hinsichthch  der 
Verwendungsbenennung  stattfindet,  wäre  auch  bei  allgemein  ver- 
breiteten —  eingeschriebenen ,  aber  nur  mit  mittelbarem  Betei- 
ligungszwang bekleideten  —  Kreditgenossenschaften  nicht  erfor- 
derlich ;  mehr  als  die  einzige  Auflage  an  den  kreditnehmenden  Ge- 
nossen, die  allgemeine  Angabe  des  Wirtschaftszweckes,  für  welchen 
er  Kredit  beansprucht,  wäre  nicht  nötig,  da  diese  Angabe  ge- 
nügt, die  Tilgungsbefristung  der  meist  kurzfälligen  Wirtschafts- 
kredite zu  bestimmen ;  fortlaufende  Kontrolle  der  Verwendung 
wäre  nicht  nötig,  die  Unkündbarkeit  bei  Einhaltung  der  Zins- 
und  Tilgungsverpflichtungen  würde  gegen  jeden  Einspruch  der 
Kreditgenossenschaft  schützen  und  diese  würde  erst  beim  Säumnis 
des  Betriebsschuldners  einschreiten,  wie  jeder  andere  ordentliche 
Betriebsgläubiger  auch ,  welcher  nicht  aus  Verstrickungsabsicht 
prolongiert ;  der  säumige  Schuldner  wäre  der  Genossenschaft  gegen- 
über in  keiner  schHmmeren  Lage ,  als  er  es  jetzt  jedem  Privat- 
gläubiger gegenüber  im  gleichen  Falle  ist,  nur  dass  er  dem  Wucherer 
nicht  in  die  Hände  fallen  könnte.  Der  Vorwurf  des  »Schemati- 
sierens«  wird  einer  nur    mitelbar    zwingenden  Genossenschaft  für 
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den  Wirtschaftskredit  in  keiner  Weise  mehr  gemacht  werden 
können.  Diese  Kreditgenossenschaft  aber  wäre  rasch  eine  all- 
gemeine Einrichtung  geworden,  was  ja  auch  Buclienberger  wünscht, 
und  sie  würde  den  Stütz-  und  Mittelpunkt  für  die  Zusammen- 
fassung wie  für  die  Ausbreitung  des  ganzen  Wirtschaftsgenossen- 
schaftswesens  abgeben,  was  Buclienberger  a.  a.  O.  ebenfalls  so 
nachdrücklich  betont. 

Bei  dieser  Ausgestaltung  des  Wirlschaftskredites  wäre  allen 
Landwirten  auch  die  Aufbringung  des  Versicherungs-Prä- 
mienbedarfs  selbst  in  schlechten  Zeiten  gesichert,  hiemit  aber 
ein  Haupthindernis  der  von  Buclienberger  gewünschten  Zwangs- 
versicherungen gehoben ,  ausserdem  in  dem  lokal  verzweigten 
Kreditgenossenschaftswesen  ein  äusserst  brauchbares  Hilfsorgan 
öffentlicher  Versicherungsverwaltung  geschaffen.  Ich  glaube  daher, 
dass  auch  die  betreffenden  Einwendungen  Buclienberger  s  (a.  a.  O. 
§   139  ht.   c)  nicht  weiter  stichhaltig  sind. 

Auch  der  Freikreditschuldner  wäre  keiner  anderen  Verpflich- 
tung seitens  der  Genossenschaft  ausgesetzt,  als  jeder  Anerbe  auf 
Grund  der  unkündbaren  Amortisationshypothek  es  bei  Intestat- 
anerbenrecht  auch  sein  würde.  Landwirte  ,  welche  sich  über- 
haupt nicht  verschulden,  trügen  nach  dem  modifizierten  Vorschlag 
auch  nicht  einen  Pfennig  Risiko.  Einwendungen  in  dieser  Hinsicht 
habe  ich  höchstens  dadurch  verschuldet,  dass  ich  die  wirtschafts- 
kammerhche  Leitung  und  Oberaufsicht  des  Institutes  von  der  pro 
ri^^a-Gefahrengemeinschaft ,  welche  bloss  die  Kreditnehmer  um- 
spannen würde,  nicht  sogleich  mit  jener  Schärfe  abgehoben  habe, 
mit  welcher  ich  dies  nun  zu  thun  vermochte.  Das  Bedenken 
Buchenbergers  (a.  a   O.  S.  274)  ist  also  beseitigt. 

Buclienberger  betont  (a.  a.  O.  lit.  d)  das  Wünschenswerte 
der  Bewegung  des  Grundbesitzes  zum  tüchtigsten  und  kapital- 
kräftigsten Wirt ,  einer  Bewegung ,  welche  ich  von  Anfang  an 
nachdrücklichst  betont  habe,  und  hält  die  Hinleitung  des  Boden- 
besitzes zum  besten  Wirt  sogar  für  »das  Endziel  jeder  Agrar- 
politik«. Er  hält  aber  auch  für  wünschenswert,  dass  die  Erhaltung 
des  Grundbesitzes  in  der  Familie  darunter  nicht  notleide.  Ich 
meine ,  dass  die  letztere  Bemerkung  mich  jetzt  wenigstens  nicht 
mehr  trifft ;  denn  eben  mein  Vorschlag  schafft  durch  Freimachung 
des  Gutes  von  der  Besitzschuld  während  jeder  Generation  allge- 
mein die  Fähigkeit,  den  Besitz  in  der  Familie  erhalten  zu  können. 
Dass  der  Bauernstand  trotz  P'reiteilbarkeit  und  Freiveräusserlichkeit 
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diese  Erhaltung  will,  wenn  er  sie  bewirken  kann,  das  hat  er 
in  hundert  Jahren  unbeschränkten  Verkehres  selbst  unter  einseitig 
individualistischem  Agrarliberalismus  bewiesen.  Das  Anerben- 
recht mit  allen  seinen  alttVänkisch  angethanen  Bestandteilen  macht 
mein  Vorschlag  überall,  wo  man  dasselbe  entbehren  will,  wirklich 
entbehrlich.  Die  Einwendungen  Buchenberger's  (§  139,  litcra  d) 
dürften  daher  ebenfalls  hinfällig  geworden  sein. 

In  Biic/ienbergers  Kritik  klingt  immer  wieder  die  Suspensiv- 
bemerkung  durch ,  dass  die  korporative  Grundorganisation  der 
Landwirtschaft  für  nicht  absehbare  Zeit  den  Durchgang  durch  die 
bäuerliche  Bildungschule  allgemeiner  Beteiligung  an  den  land- 
wirtschaftlichen Genossenschaften  zur  Voraussetzung  habe.  Könnte 
denn  nicht  die  gegenteilige  Ansicht  mehr  Berechtigung  haben, 
dass  die  Verallgemein  erung  wirtschaftsgenossen- 
schaftlicher Beteiligung  durch  den  mittelbaren 
Zwang  aussch  Hessen  der  Betrieb  skreditgenos- 
senschaft  zu  bewirken  sei,  um  dieLandwirte  rasch 
und  allgemein  in  die  korporative  Vorschule  zu 
bringen,  hiedurch  die  von  Biichenberger  gewünschte 
Konzentration  im  Wirtschaftsgenossenschafts- 
wesen herbeizuführen  und  den  Wirtschaftskam- 
mern, in  welchen  als  berufs körperschaftlichem 
Zentralorgan  der  Abschluss  der  korporativen 
Verfassung  zu  finden  ist,  das  tüchtigste  Material 
zu  erziehen?  Diese  Ansicht  drängt  sich  mir  immer  wieder 
auf.  Buchenberger  beachtet  hier  wohl  nicht,  dass  die  korporative 
Organisation  des  ganzen  Standes  für  die  Gesamtheit  seiner  ge- 
meinsamen Interessen  nie  in  den  öffentlichen  Wirtschaftsgenossen- 
schaften, sondern  nur  in  den  Wirtschaftskammern,  welche  auch 
über  den  Kreditgenossenschaften  sich  erheben ,  ihren  Abschluss 
wird  finden  können.  Diese  klare  Einsicht  habe  auch  ich  erst 
durch  die  gegenwärtige  Untersuchung  erlangt,  zu  welcher  Buchen- 
berger mich  mächtig  angeregt  hat. 

In  der  vorstehenden  Auseinandersetzung  mit  Buchenberger 
habe  ich  wohl  auch  die  meisten  Bedenken  v.  Freyberg?,  ^)  be- 
seitigt. Die  vorzügliche  Begründung  des  Prinzips,  nach  welchem 
die  Grenze  der  Besitzüberschuldung  zu  ziehen  ist,  anerkenne  ich 
übrigens  gerne  und  mit  der  v.  Frej/berg' sehen  Zuweisung  des 
Meliorationskredites    an    die    Landeskultur-Rentenbanken    könnte 

l)  A.  a.  O.  S.   161  f.,  Anmerkung. 
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auch  ich  mich  befreunden.  Allein  alles  Weitere,  was  v.  Freyberg 
vorbringt,  dürfte  gegen  mich  wenigstens  nicht  oder  nicht  mehr 
Stich  halten.  Mein  Vorschlag,  sagt  v.  Freyberg ,  scheitere  not- 
wendig >an  dem  verschlossenen,  trotzig  eigenwilligen,  selbstbe- 
wussten  Charakter  der  Bauernbevölkerung,  welche  lieber  zu 
dunkeln  Vertrauensmännern  greife ,  als  Standesgenossen  in  die 
Verhältnisse  einzuweihen.  Allein  mehr  als  v.  Freyberg  mit  seiner 
Verschuldungsgrenze  und  seinem  Intestatanerbenrecht  dem  Bauer 
auferlegt ,  legt  auch  mein  Vorschlag  nicht  auf,  namentlich  wenn 
die  zwei  Komplemente  —  Organisation  des  Betriebskredites  und 
eine  staatliche  »Landpolitik«  —  bis  auf  Weiteres  vertagt  bleiben. 
Und  auch  dann,  wenn  diese  weiteren  Stücke  einer  Agrarreform- 
politik in  Angriff  genommen  werden  würden ,  hätte  der  Bauer 
schlechterdings  nichts  zu  offenbaren,  als  den  Zweck,  für  welchen 
er  Wirtschaftskredit  haben  will,  damit  dieTilgung  danach 
bemessen  werde.  Die  einzige  Freiheit ,  die  er  verlöre ,  wäre 
die ,  nicht  mehr  zum  Wucherer  gehen  und  für  Liederlichkeit- 
schulden keinen  Hypothekarkredit  nehmen  zu  können.  Und  der 
Zwang  wäre  nur  ein  mittelbarer,  indem  die  Verschuldung  im 
Hypothekar-  und  im  Nachhypothekarkredit  auf  körperschaftliche, 
bezw.  genossenschaftliche  Kreditinstitute  ausschliessend  ange- 
wiesen wäre.  Den  offenbaren  Vorzügen  der  fraglichen  Institu- 
tionen gegenüber  würde  dieser  mittelbare  Zwang,  auf  dessen 
positiver  Kehrseite  umfassendste,  gesichertste  Befriedigung  alles 
ordentlichen  Kreditbedürfnisses  geschrieben  stünde ,  gewiss  dem 
Bauernstande  einleuchten. 

V.  Freyberg  meint  weiter,  dass  körperschaftliche  Besitzkredit- 
Organisation  unmöglich  sei,  weil  sie  zu  viel  ehrenamtliche 
Mitwirkung  erfordere.  Das  ist  nicht  richtig.  Die  ehrenamt- 
liche Mitwirkung,  wesentlich  den  Wirtschaftskammern  übertragen, 
wäre  äusserst  geringfügig.  Taxatoren-  und  Bureaupersonal  könnte 
ebensogut  und  nicht  kostspieliger  für  körperschaftliche  Kredit- 
institute gewonnen  werden  ,  als  dasselbe  für  die  Banken  der  in- 
testatanerbenrechtlichen  Bankorganisation  beschafft  werden  müsste. 
Die  Genossenschaft  für  Wirtschaftskredit  verglichen  mit  dem  zer- 
splitterten Individualkreditwesen  ,  wie  es  besteht  und  der  Aus- 
beutung Thür  und  Thor  öffnet,  würde  eher  eine  grosse  Verein- 
fachung mit  sich  führen,  im  Verhältnis  zur  Gesamtleistung  be- 
trachtet. Diese  Bedenken  v.  Freyberg's  sind  meiner  modifizierten 
-Inkorporation«  gegenüber  wirklich  gegenstandslos. 
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V.  Freybei'g  bemängelt  ferner  meinen  Gedanken,  dem  Grund- 
besitze die  Ansammlung  von  Kapital  zur  Abfindung  der  nach- 
geborenen Kinder  im  Wege  der  Lebensversicherung  zu  verschaffen. 
Er  vergisst,  dass  jener  Gedanke  nur  für  den  Fall  der  Sperre  alles 
Besitzkredites  ausgesprochen  war.  Wenn  nun  mittelst  der  Amor- 
tisationshypothek für  Besitzschulden  das  Gut  besitzschuldenfrei 
beim  Tode  des  Erblassers  gemacht  würde,  so  findet  eben  die  An- 
sammlung in  Form  der  Amortisation  für  die  Besitzschuld  statt 
und  ist  die  Einwendung  v.   Freyberg?,  gegenstandslos. 

Ein  weiterer  Einwurf  v.  Freyberg's,  dahin  gehend,  dass  die 
Nötigung  zum  Eintritt  in  eine  Kreditkorporation ,  eine 
gewaltige  Beschränkung  sei,  beruht  offenbar  auf  einem 
Missverständnis.  Kein  Landwirt,  welcher  Kredit  bedarf,  hat  auch 
nur  einen  Pfennig  zu  haften,  und  keiner,  welcher  Kredit  nimmt, 
hat  für  mehr  zu  haften,  als  er  jetzt  bei  unkündbarer  Privathypo- 
thek schon  leisten  muss  und  beim  rentenhypothekarischen  Intestat- 
anerbenrecht  erst  recht  leisten  müsste ,  nämlich  Verzinsung  und 
Amortisation  binnen  jeder  Besitzergeneration.  Von  allgemeiner 
»Verstrickung  des  freien  Privatvermögens  in  einen  allgemeinen 
Solidarhaftsverband«   ist  gar  keine  Rede  mehr. 

Endlich  meint  v.  Freyberg ,  meine  Vorschläge  seien  »augen- 
scheinlich auch  insofern  utopistischc  als  sie  die  Durchführung  der 
Schuldentilgung  gar  zu  leicht  nehmen  und  von  der  Möglichkeit 
sprechen ,  den  Reinertragswert  für  eine  einzige ,  demnach  erste 
und  niedrig  verzinsliche  Hypothek  auszunützen  und  dabei  noch 
von  der  notwendigen  ,  kräftigen  ,  raschen  Tilgung  zu  sprechen.« 
V.  Freyberg  vergisst ,  dass  ich  nur  für  den  Fall ,  als  eine  einzige 
Kreditkorporation  für  die  ausschliessende  Gewährung  des  Wirt- 
schafts- wie  des  Besitzkredites  ausersehen  würde  ,  an  Beleihung 
in  einziger  Hypothek  gedacht  habe  ,  dass  aber  die  meisten  für 
Wirtschafts  kredit  gewährten  Vorschüsse  über  die  Besitzschuld 
hinaus  in  kurzen  Fristen  wieder  hereinkommen 
und  daher  auch  neben  der  Amortisation  der  Besitzhypothek  ge- 
tilgt werden  können ,  da  eben  eine  der  Rotation  jeder  Gattung 
der  Betriebskreditverwendungen  besonders  angepasste  Tilgung 
vorgesehen  wäre.  Der  Rohertrag  der  Wirtschaft  bringt  eben  die 
Mittel  der  Tilgung  samt  den  Zinsen  jeder  Art  Wirtschaftskredites 
herein ;  bei  v.  Freyberg's  Berechnung  der  Reinertragsverschul- 
dungsgrenze wird  ja,  da  alle  Wirtschaftsauslagen  einschliesslich 
der  Betriebskapitalverzinsung  in  die  am   Rohertrag  abzuziehenden 
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Wirtschaftskosten  eingerechnet  werden ,  die  Tilgung  aller 
Schulden  ebenfalls  als  beharrlich  stattfindend 
vorausgesetzt.  Ich  mache  also  in  keiner  Weise  einen  »uto- 
pistischeren ;<  Vorschlag,  als  v.  Freyberg  selbst.  Mein  Vorschlag 
unterscheidet  sich  von  dem  seinigen  nur  dadurch,  dass  die  geregelte 
Tilgung  auch  des  Wirtschaftskredites  vorgesehen 
und  nicht  bloss  der  Besitzschuld,  sondern  auch  der  Wirtschafts- 
schuld der  Reinertragswert  zur  Verfügung  gestellt  wird.  Nachdem 
die  Organisation  des  Wirtschaftskredites  und  die  geregelte  Tilgung 
des  letzteren  nunmehr  besonderen  genossenschaftlichen  Instituten 
für  Wirtschaftskredit  zugewiesen  sein  würde,  erhielten  die  letzteren 
eine  gesicherte  Generalnachhypothek  am  ganzen  nicht  schon  für 
die  Besitzschuld  verschlungenen  Reinertragswert.  Selbst  beim  An- 
erbenrecht auf  dem  Boden  der  unkündbaren  Amortisations- 
hypothek ,  desgleichen  bei  den  v.  Freyberg  sehen  Vorschlägen 
muss  der  Schuldner  im  Rohertrag  auch  die  auf  Wirtschafts- 
kredit bestrittenen  Auslagen  neben  dem  Zins-  und  dem  Amorti- 
sationsbedarf wieder  hereinbringen.  Mein  Vorschlag  sucht  für 
dieses  Wiederhereinbringen  eine  positive,  gegen  »Verstrickung«  in 
Wucher  und  Not  unbedingt  sichernde ,  besondere  Kreditorgani- 
sation zu  gewinnen.  Der  »ungeheuerlichen«  Forderung,  dass  die 
»Allgemeinheit  der  Landwirte«  für  Verzinsung  und  Tilgung  der  Be- 
triebsschulden Einzelner  aufzukommen  hätte,  ist  ein  eingebildetes  Un- 
geheuer nur  V.  Freyberg' s ;  er  beachtet  nicht,  dass  ich  den  Besitzkredit 
oder  wie  ich  ihn  genannt  habe,  Freikredit  und  den  Wirtschafts- 
kredit oder  Betriebskredit  bezüglich  der  Tilgung  scharf  auseinander- 
halte und  zur  geordneten  Tilgung  des  Besitzkredites  diejenige 
des  Wirtschaftskredites  in  besonderer  positiver  Ausgestaltung 
hinzufüge  und  erleichtere.  »Ungeheuerliche  Forderungen«  und 
»bare  Unmöglichkeiten«  liegen  nur  in  seinem  Missverständnis  vor. 

Nach  V.  Freyberg  sollich  »den  Missbrauch  des  Kredites  ganz 
ausschliessen  wollen«.  Von  dieser  Thorheit  ist  wieder  keine  Rede. 
Ich  will  den  Missbrauch  ausschliessen,  soweit  dies  ohne  Antastung 
der  Freiheit  möglich  ist,  soweit  es  im  Interesse  der  Kreditnehmer 
liegt  und  zur  Vertilgung  des  Wuchers  ausführbar  erscheint.  Lieder- 
liche Wirte  würden  aber  immer  noch  vorkommen ,  sie  würden 
nur  früher  entweder  korrigiert  oder  ausgestossen  werden ,  statt 
in  den  Krallen  des  Wuchers  grausam  auf  langsame  Weise  zu 
verenden. 

Einen  >Sprung  ins  Dunkle«   verlangt  mein  Vorschlag  am  aller- 
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wenigsten.  Er  ist  sich  des  zu  gehenden  Weges  Schritt  um  Schritt 
klar  bewusst  und  heisst  nirgends  tiefer  ins  Wasser  gehen,  als 
man  Boden  sieht.  Ohne  nach  der  »Vergangenheitsmusik«  des 
allgemeinen  Intestatanerbenrechts  auch  nur  eine  einzige  Note  zu 
geigen,  hält  er  sich  aller  »Zukunftsmusik«  ferne,  da  er  vom 
Boden  des  neuzeitlichen  liberalen  Agrarrechtes 
aus  ohne  jede  Einräumung  von  Vorzugsrechten 
derGeburt  den  umsichtigen  Fortschritt  von  einer 
schrankenlosen  Freiheit  ohne  Ordnung  und  Or- 
ganisation zu  einer  solchen  mit  Ordnung  und 
Organisation  erstrebt. 

Mit  den  juristischen  Gegnern  meiner  Vorschläge  will 
ich  mich  um  so  weniger  einlassen ,  als  ich  vollständig  zugebe, 
dass  der  Tunnel,  welcher  den  Ausgang  der  Landwirtschaft  aus 
dem  ultraindividualistischen  Agrarrecht  der  neueren  Zeit  ermög- 
Hchen  soll,  auch  einiger  juristischen  Stollen  zur  Durchschlagung 
bedarf.  Allein  das  glaube  ich  nicht,  dass  die  juristische  Wucher- 
gesetzgebung und  die  Reform  der  Zwangsvollstreckung  allein 
oder  hauptsächlich  geeignet  sind,  die  Aufgabe  im  Wesentlichsten 
zu  lösen.  Dass  die  Aufgabe  der  juristischen  Gesetzgebung  in 
beiderlei  Richtungen  bei  meinem  Vorschlag  sich  überaus  ver- 
einfacht, glaube  ich  an  anderem  Orte  ^)  wirklich  nachgewiesen 
zu  haben. 

Auf  eine  der  landwirtschaftlichen  Kreditkorporation  analoge 
Inkorporation  des  kleingewerblichen  Kredits  nicht 
durch  die,  sondern  unter  den  zu  schaffenden  Handwerkskammern 
will  ich  nicht  eingehen.  Die  Inkorporation  eines  Besitzüberschul- 
dungskredites  wird  hier  kein  Bedürfnis  sein.  Diejenige  des  hand- 
werkerlichen Wirtschaftskredites  könnte  allein  in  Wurf  kommen. 
Eher  käme  es  in  Frage,  ob  der  Staat  nicht  bloss  eine  Land-, 
sondern  auch  eine  Stadtpolitik  in  Beziehung  auf  den  gewerblichen 
Gebäudebesitz  durchzuführen  habe.  Allein  diese  grosse  Frage, 
welche  ich  vor  zehn  Jahren  in  der  »Inkorporation«  gestreift  habe, 
soll  an  dieser  Stelle  nicht   aufgenommen  werden. 

Und  so  eile  ich  zum  Schluss.  Was  meinen  Vorschlag  vielem 
Missverständnis  aussetzte,  war  wohl  dies,  dass  er  noch  nicht 
auf  dem  Boden  scharfer  Unterscheidung  derWirt- 
schaftskammer  als  der  Zentralkörperschaft  des 

i)  Kern-  und  Zeitfragen.    Neue  Folge. 
Zeitschrift  für  die  ges.  Staatswissensch.  1895.  III.  X  C 
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ganzen  wirtschaftlichen  Berufs  Standes  von  öf- 
fentlichen Spezialkörperschaften  der  kreditbe- 
dürftigen  Berufsgenossen  stand,  weiter  dieses,  dass  er  nicht 
auf  durchgreifender  Abhebung  der  Wirtschaftskammer 
von  den  freien  Wirtschafts  genossensc  haften,  vom  freien 
Vereins  wesen ,  sowie  vom  Staats-  und  Gemeinde- 
wesen sich  zu  bewegen  vermocht  hat.  Ich  hofife  nun  diesen 
Mangel  gut  gemacht  und  auch  weiter  noch  die  Missverständnisse, 
welche  der  Verquickung  der  staatlichen  »Landpolitik«  mit  der 
körperschaftlichen  Kreditorganisation  entsprungen  sind ,  ohne 
irgend  welche  Preisgebung  meines  Grundgedankens  beseitigt  zu 
haben. 

Ohne  die  Anregungen  der  Kritik  wäre  ich  hiezu  schwerlich 
gekommen.  Und  so  schliesse  ich  diese  ganze  Abhandlung,  welche 
die  Stellung  der  Wirtschaftskammern  im  Gesellschaftsorganismus 
zu  bestimmen  hatte,  unter  lebhaftem  Dank  an  diejenigen  unter 
den  Kritikern  der  »Inkorporation«,  welche  mich  wirklich  gelesen 
haben  und  auch  haben  verstehen  wollen. 


IL  LITTERATUR. 


van  der  Borght,  Dr.  R.,  Professor  der  Nationalökonomie  an  der  kgl.  tech- 
nischen Hochschule  zu  Aachen,  »Das  Verkehrsivesen* ,  7.  Band  der  I.  Abteilung: 
>Volkswirlschaftslehre«  des  Hand-  undLehrbuches  der  Staatswissen- 
schaften in  selbständigen  Bänden,  herausgegeben  von  Kuno  Frankenstein.  Leipzig, 
Verlag  von  C.  L.  Hirschfeld.    1894.    M.  12.50. 

Seit  dem  Inslebentreten  des  grossen  Frankenstein'schen  Unternehmens  der  Heraus- 
gabe eines  Hand-  und  Lehrbuches  der  Staatswissenschaften  in  selbständigen  Bänden 
wurde  in  den  Fachkreisen  des  Verkehrswesens  dem  Erscheinen  des  Bandes  »Verkehrs- 
wesen« mit  einer  gewissen  Spannung  entgegengesehen.  Denn  seit  dem  vor  16  Jahren 
erschienenen,  heute  trotz  aller  Vorzüge  vielfach  veralteten  und  überholten  Werke 
von  Sax  hatte  der  Gegenstand  keine  zusammenfassende  Behandlung  mehr  erfahren. 
Um  so  reicher  war  dagegen  in  der  Zwischenzeit  die  Litteratur  auf  den  verschiedenen 
Spezialgebieten  und  zweifellos  ist  da  manch  wertvoller  Schatz  gehoben,  manche  wichtige 
Erkenntnis  niedergelegt  worden. 

Aber  diese  Litteratur  ist  räumlich  und  zeitlich  derart  zerstreut  und  zudem  grossen- 
teils  polemischer  Natur,  dass  es  selbst  dem  Fachmanne  unmöglich  geworden  war,  in 
einem  bestimmten  Momente  gewissermassen  einen  Querschnitt  durch  das  ganze  Gebiet 
zu  machen ,  um  die  bis  dahin  erzielten  Fortschritte  in  technischer  und  ökonomischer 
Beziehung ,  die  vor  sich  gegangene  Entwicklung  in  einzelnen  Ländern  und  für  die 
verschiedenen  Verkehrsgruppen,  die  Summe  der  gemachten  Erfahrungen  und  die  letzten 
Sätze ,  welche  durch  Forschung  und  Praxis  gewonnen  wurden ,  sicherzustellen  und 
in  einem  Bilde  festzuhalten. 

V.  d.  Borght  hat  diese  Aufgabe  mit  seinem  Werke,  man  kann  nicht  sagen  gelöst,  aber 
immerhin  in  dankenswerter  Weise  zu  lösen  gesucht.  Sein  »Verkehrswesen«  teilt  im 
grossen  und  ganzen  das  wesentlichste  Wissen  über  diesen  Gegenstand  mit.  Das  Grund- 
schema der  Stoffeinteilung  ist  offenbar  mit  Rücksicht  auf  den  Lehrzweck  und  zur  Er- 
leichterung der  Uebersicht  gewählt  worden. 

Dem  I.  Abschnitte  »Das  Verkehrswesen  im  allgemeinen«  ,  der  über  ein  Dritteil 
des  Buches  ausfüllt,  folgen  in  vier  Abschnitten  die  einzelnen  Verkehrsgruppen :  »Der 
Landstrassenverkehr«  »Der  Wasserstrassenverkehr«,  »Der  Eisenbahnverkehr«  und  der 
»Post-  und  Telegraphenverkehr«.  Jeder  dieser  fünf  Abschnitte  gliedert  sich  in  fünf 
Kapitel,  in  denen  Begriff,  Gliederung,  wirtschaftliche  Leistung,  Arten  und  Hilfsmittel,  — 
die  Entwickelung  — ,  die  Wirkungen  und  volkswirtschaftliche  Bedeutung,  —  die  Auf- 
gaben der  öffentlichen  Gewalt  und  die  Preisbildung  erörtert  werden. 
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Es  liegt  auf  der  Hand ,  dass  diese  systematische  Durchführung  dazu  beiträgt, 
die  Berührungspunkte  und  Unterscheidungsmerkmale  zwischen  den  einzelnen  Ver- 
kehrsgruppen darzustellen.  Dieser  Zweck  wird  noch  durch  die  grössere  Ausdeh- 
nung des  ersten  allgemeinen  Abschnittes  wesentlich  gefördert ,  in  welchem  die 
einzelnen  Verkehrsgruppen  als  Glieder  der  Gesamtheit  des  Verkehrswesens  zusam- 
mengefasst  erscheinen.  Auf  diese  Weise  ist  es  van  der  Borght  wohl  zweifellos  ge- 
lungen ,  einen  höheren  Gesichtspunkt  zu  gewinnen  ,  soweit  es  sich  darum  handelt, 
Stellung,  Aufgaben  und  Wirkungen  der  verschiedenen  Verkehrsmittel  nebeneinander 
und  untereinander  zu  beurteilen. 

Soweit  es  sich  jedoch  darum  handelt,  die  Gesamtheit  des  Verkehrswesens  ein- 
zugliedern in  das  Ganze  des  wirtschaftlichen ,  staatlichen  und  gesellschaftlichen 
Lebens,  befriedigt  das  Werk  nicht  in  gleichem  Masse.  Man  wird  es  als  einen  Mangel, 
als  eine  Lücke  bezeichnen  dürfen,  dass  nicht  mehr  vom  Grossen  ins  Kleine  gear- 
beitet wurde.  Das  Buch  hebt  frischweg  an  mit  »Begriff  des  Verkehrs«,  »Gliederung 
des  Verkehrswesens«,  »Verkehrswerkzeuge«  u.  dgl.  und  vergebens  erwartet  man  auf 
jeder  neuen  Seite  gewissermassen  einen  Blick  aus  der  Vogelperspektive  zu  gewinnen, 
der ,  bevor  an  die  Behandlung  von  Einzelfragen  geschritten  wird ,  uns  befähigen 
soll ,  das  Verkehrswesen  als  Ganzes ,  in  seiner  Lage  im  Ganzen,  in  seinen  Bezieh- 
ungen zu  allen  Zweigen  der  Wirtschaft  und  zu  allen  Lebensgebieten,  in  seinem 
Entstehen  und  Entwickeln,  seinen  Aufgaben  in  sozialer,  finanzieller,  wirtschaftlicher 
und  technischer  Rücksicht  zu  erkennen  und  zu  beurteilen.  Man  empfängt  aus  diesem 
Mangel  den  Eindruck ,  dass  der  ganzen  Darstellung  eine  etwas  mechanische  Auf- 
fassung zu  Grunde  liege.  Dieser  Eindruck  wird  auch  nicht  abgeschwächt  durch  das 
3.  Kapitel  des  L  Abschnittes,  in  welchem  in  sieben  Paragraphen  auf  die  Wirkungen 
des  vervollkommneten  Verkehrswesens,  jedoch  nur  hinsichtlich  der  technischen  Natur 
desselben  als  Transportmittel,  auf  Güter-Erzeugung  und  Verbrauch,  auf  das  soziale, 
geistige,  sittliche  und  politische  Leben,  auf  die  internationalen  Beziehungen  und  die 
Rechts entwicklung  ein  Loblied  nach  bekannten  Mustern  gesungen  wird.  Zudem 
wird  auch  vergessen,  die  Wirkungen  des  Verkehrswesens  auf  die  Kleinigkeit  von 
Landwirtschaft  zu  besprechen. 

So  lässt  es  sich  begreifen,  dass  das  Bild  Licht  in  Licht  gemalt  erscheint,  und 
wo  ja  ein  Schatten  sich  vordrängt,  wird  er  sofort  abgeschwächt  und  übertüncht.  So 
giebt  Verfasser  beispielsweise  zu  —  und  dass  er  überhaupt  dergleichen  zugiebt  und 
doch  der  Erwähnung  wert  erachtet,  muss  schon  als  ein  Verdienst  bezeichnet  werden  — 
dass  durch  das  moderne  Verkehrswesen  freilich  nicht  die  Elemente  beseitigt  werden 
(doch  wohl  erst  in  grossem  Stile  geschaffen  wurden  ?),  die  an  starken  Schwankungen 
der  Preise  ein  Interesse  haben,  und  deshalb  das  Angebot  künstlich  und  unnatürlich 
vergrössern  oder  vermindern.  »Aber«,  xvSxv.  d.  Borght  recht  naiv  aus,  »auch  ihnen 
gelingt  es  nur  für  kurze  Zeit.  Denn  die  Presse,  von  Telegraph  und  Fernsprecher 
über  alle  wichtigen  Vorgänge  in  der  Kulturwelt  unterrichtet,  und  mit  Hilfe  der  Post 
weitesten  Kreisen  rasch  und  billig  zugänglich,  sorgt  dafür,  dass  die  Beteiligten  bald 
über  die  thatsächlichen  Verhältnisse  aufgeklärt  werden  und  sich  zur  Abwehr  rüsten  I« 
Leider  wurde  beizufügen  vergessen,  in  welchem  Lande  sich  diese  wunderbare  Presse 
befindet,  die  nicht  den  Zwecken  der  Börse  und  Banken,  nicht  Haussiers  oder  Baissiers 
dient,  nicht  von  der  Spekulation,  von  Kartellen  und  Ringen  gekauft  und  bestochen 
ist,  sondern  die  Betroffenen  rechtzeitig  warnt. 

Dafür  hat  v.  d.  Borght,  angeblich  bei  genauerem  Zusehen,  die  Entdeckung  ge- 
macht, dass  die  am  wenigsten  leistungsfähigen  Klassen  den  grössten  Vorteil  aus  der 
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Verbesserung  des  Verkehrswesens  gezogen  haben.  Den  Beweis  hicfür  findet  er  ein- 
fach und  rasch  in  der  besseren  Ausnützung  der  III.  Klasse  und  in  der,  aus  Ed. 
Engel's  »Eisenbahnreform«  geholten  angeblichen  Thatsache,  dass  die  längsten  Reisen 
in  den  untern  Wagenklassen  gemacht  werden.  —  Demgegenüber  ist  man  fast  ver- 
sucht zu  fragen,  ob  denn  die  soziale  Frage  vor  den  Thoren  Aachens  Halt  gemacht 
habe.  Zwar  wird  auf  der  folgenden  Seite  (46)  doch  wieder  zugestanden,  dass  das 
moderne  Verkehrswesen  die  ungünstige  Wirkung  habe ,  grosse  Menschenmassen 
zusammenzudrängen  (das  Unrichtige  einer  solchen  Meinung  wurde  von  mir  in  einem 
Aufsatze  »Der  Zug  vom  Lande  und  die  Eisenbahnen«  in  der  Zeitung  des  Vereins 
Deutscher  Eisenbahnverwaltungen,  Jahrg.  1895,  darzulegen  versucht),  was  die  Gefahr 
der  Verarmung  und  Proletarisierung  in  sich  schliesse ,  und  auch  die  Abkehr  der 
Arbeitskräfte  von  der  landwirtschaftlichen  Thätigkeit  bewirke.  Aber  auch  hier  trage 
das  Verkehrswesen  sofort  wieder  das  Heilmittel  in  sich :  »Erleichtert  es  das  Zuströ- 
men, so  erleichtert  es  auch  das  Abströmen«.  Die  Sache  ist  ja  ganz  einfach!  Abge- 
sehen aber  davon ,  dass  die  Landwirtschaft  sich  bedanken  würde  für  die  trüben 
Wasser  des  Rückstromes  aus  den  Städten,  scheint  es  wohl  ziemlich  lange  zu  währen, 
bis  dieses  Heilmittel  endlich  zur  Wirkung  gelangen  wird. 

Den  Gipfelpunkt  erreichen  die  bezüglichen  Ausführungen  aufS.  50:  »Man  kann 
unserer  Zeit  im  Ernste  nicht  vorwerfen,  dass  sie  vollständig  von  rohem  Materialis- 
mus regiert  werde  und  kein  anderes  Ziel  kenne ,  als  mühelos  reich  zu  werden .... 
Aber  doch  soll  nicht  geleugnet  werden,  dass  Gefahren  in  dieser  Richtung  bestehen. 
Ihnen  kann  und  muss  entgegengearbeitet  werden  durch  intensivere  Pflege  des  idealen 
und  sittlichen  Sinnes  in  der  Bevölkerung,  und  diese  Pflege  wird  durch  das  Verkehrs- 
wesen entschieden  erleichtert.  Es  wiederholt  sich  eben  immer  wieder  (!),  dass  das 
heutige  Verkehrswesen  da,  wo  es  Nachteile  zur  Folge  hat,  auch  sofort  die  Abhilfe 
erleichtert.«  So  erledigt  sich  ja  die  Frage  gerechter  Güterverteilung  ganz  vor- 
trefflich: Die  einen  erhalten  den  idealen  und  sittlichen  Sinn  und  die  andern  Geld 
und  Gut. 

Im  Widerspruch  damit  steht  allerdings  das  unmittelbar  darauf  folgende  Ge- 
ständnis: »Jetzt,  in  der  Uebergangszeit,  sieht  man  freilich  manches  Mittel  sittlicher 
Zucht  dahinschwinden  ....  Man  sieht  auch  mit  Bedauern  das  Nervösere  unseres 
Zeitalters,  das  sich  im  Anschlüsse  an  das  moderne  Verkehrswesen  entwickelt.  Hastiger, 
unruhiger,  unstäter,  aufgeregter,  vielfach  auch  poesieloser  ist  das  Leben  in  den  letzten 
Jahrzehnten  ohne  Frage  geworden  und  in  hartem,  unaufhörlichem,  rastlosem  Ringen 
nutzt  es  sich  schneller  ab.«  Aber  auch  hier  ist  das  Allheilmittel  sofort  zur  Hand 
». .  .  .  und  wiederum  wird  das  Verkehrswesen  hier  helfend  eingreifen«. 

Es  ist  bedauerlich,  dass  v.  d.  Borght  sich  nicht  genügend  frei  zu  machen  wusste 
von  jenem  volkstümlichen  Optimismus,  der  alle  Erfolge  auf  technischem  Gebiete  be- 
gleitet. Solche,  in  einer  bereits  entschwindenden  und  bezüglich  des  Verkehrswesens 
in  Mitteleuropa  schon  entschwTindenen  Zeit ,  in  der  Periode  des  Gründertums  ent- 
standene und  tendenziös  genährte  einseitige  Anschauungen  sind  heute  durch  That- 
sachen,  durch  eine  mehr  gesellschaftliche  Auffassung  und  das  Eindringen  der  Ethik 
in  Praxis  und  Wissenschaft  der  Wirtschaftspolitik  als  überholt  zu  bezeichnen,  und 
scheint  die  nochmalige  Aufwärmung  und  Vertretung  derselben  geeignet,  sonstige  Vor- 
züge des  vorliegenden  Werkes  ernstlich  zu  beeinträchtigen. 

Als  gut  ausgearbeitet  müssen  dagegen  die  Darstellungen  des  l.  Kapitels 
§§  5  und  6  und  des  2.  Kapitels  »die  Vervollkommnung  des  Verkehrs«,  »die  ein- 
zelnen Verkehrsgruppen«  und   »die  Entwicklung  der  Verkehrs  Vervollkommnung«   her- 


548  Litieratur. 

vorgehoben  werden.  Zu  den  im  Vorstehenden  bereits  erörterten  »Wirkungen  des 
vervollkommneten  Verkehrswesens«  ist  noch  zu  bemerken,  dass  eine  Begründung, 
warum  die  Transportkosten  sich  im  grossen  und  ganzen  immer  verringern  müssen, 
nicht  gebracht  ist  ').  Auch  der  auf  S.  56  versuchte  Nachweis ,  dass  die  einseitige 
industrielle  Entwicklung  und  der  Rückgang  des  Brotfruchtbaues  in  den  europäischen 
Kulturstaaten  unbedenklich  sei,  ist  frivol  und  kann  nicht  als  gelungen  bezeichnet 
werden ;  wenigstens  huldigen  die  meisten  und  bedeutendsten  Agrarpolitiker  anderen 
Anschauungen. 

Was  die  Wirkung  des  modernen  Verkehrswesens  auf  die  Rechtsentwicklung  be- 
trifft, so  ist  V.  d.  Borght  an  sich  und  im  allgemeinen  wohl  zuzustimmen,  dass  auch 
das  Recht  der  Entwickelung  des  Verkehrwesens,  wie  überhaupt  der  wirtschaftlichen 
Entwickelung  nachgehinkt  ist ,  und  in  der  Hauptsache  eine  Ausbildung  des  Privat- 
rechts vor  sich  ging,  wogegen  das  öffentliche  Recht  und  die  Absteckung  der  Grenze 
zwischen  diesem  und  dem  Privatrechte  zurückgeblieben  ist. 

Hinsichtlich  der  im  4.  Kapitel  behandelten  Aufgaben  der  öffentlichen  Gewalt 
gegenüber  dem  Verkehrswesen  schliesst  sich  v.  d.  Borght  den  Ausführungen  Cohn's 
an,  ohne  dieselben  jedoch  in  der  Folge  konsequent  durchzuführen.  Er  beschränkt 
sich  darauf  zu  konstatieren,  dass  und  wodurch  das  Verkehrswesen  unserer  Zeit  der 
öffentlichen  Gewalt  Anlass  zum  Eingreifen  giebt,  ohne  in  eine  prinzipielle  Erörterung 
und,  wie  schon  Eingangs  erwähnt  wurde,  auf  die  Frage  über  die  Stellung  des  Ver- 
kehrswesens im  Staate  und  in  der  Gesellschaft  näher  einzugehen.  Dementsprechend 
sind  auch  die  Gründe  ,  welche  für  die  Verstaatlichung  vorgebracht  werden ,  weder 
zulänglich  noch  immer  einwandfrei.  Hervorgehoben  muss  jedoch  werden,  dass  Verf. 
sich  unbedingt  für  die  Verstaatlichung  ausspricht ,  was  in  bemerkenswerter  Weise 
den  Wandel  in  der  Auffassung  seit  Sax  bezeichnet.  Wie  weit  hiezu  die  thatsäch- 
liche  Entwicklung  der  Dinge  in  Deutschland  und  andern  europäischen  Ländern  bei- 
getragen hat,  soll  unerörtert  bleiben.  In  jedem  Falle  ist  es  klug  und  dankbar,  Ar- 
gumentationen den  vollendeten  Thatsachen  anzupassen  und  unterzuordnen. 

Welche  die  geheimen  Triebfedern  und  wirkenden  Kräfte  waren  und  sind,  die, 
allen  prinzipiellen  Beschlüssen  und  theoretischen  Schlussätzen  voran,  die  Entwick- 
lung der  Verstaatlichung  entgegendrängen,  diese  Frage  lässt  v.  d,  Borght  gleich 
allen  seinen  Vorgängern  unbesprochen,  welch  letzteren  er  sich  auch  darin  anschliesst, 
dass  er  eine  absolute  Lösung  des  Problems  »Staatsbahn  oder  Privatbahn«  von  der 
Hand  weist.  Es  ist  dies  wieder  eine  Konsequenz  der  Betrachtung  der  Frage  an 
sich,  und  nicht  in  ihrer  Eingliederung  im  Ganzen. 

Glücklich  ist  die  Widerlegung  der  i'ö;i;'schen  Märe  von  der  »delegierten  ge- 
meinwirtschaftlichen Funktion«  der  privaten  Eisenbahngesellschaften,  sowie  die  Ab- 
handlung über  die  Vorzüge  und  Schwächen  des  öffentlichen  Betriebes  des  Verkehrs- 
wesens, und  wichtig  ist  das  Eintreten  für  Eisenbahnanlagen  aus  den  laufenden  Ein- 
nahmen. 

Nicht  genügend  klar  und  einigermassen  widerspruchsvoll  ist  §  4  über  »die  finan- 
zielle Behandlung  des  Verkehrswesens  durch  die  öffentliche  Gewalt«,  van  der  Borght 
erweist  mir  hiebei  die  Ehre  ,  mich  wiederholt  zu  zitieren ;  ich  bin  aber  leider  von 
ihm  missverstanden  worden ;  denn  niemals  trat  ich  für  das  Prinzip  der  reinen 
Regalität  ein,  sondern  dafür,  und  darin  stimme  ich  mit  ihm  überein,  den  Verkehr 
zu  entwickeln  und  zu  fördern,  um  dadurch  die  Mittel  zu  schaffen ,    die  notwen- 
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digen  Ergänzungen  und  Verbesserungen  des  Verkehrswesens  zu  bewirken ,  und  den 
sozialen  Forderungen  gerecht  werden  zu  können.  Wenn  auch  an  dieser  Stelle  be- 
hauptet wird,  dass  das  Verkehrswesen  vorzugsweise  der  ärmeren  Bevölkerung  und 
nicht  den  Besitzenden  diene,  dass  der  nebelhafte  »volkswirtschaftliche  Reinertrag« 
viel  wichtiger  und  viel  grösser  sei,  als  der  privatwirtschaflliche  Ertrag,  so  gemahnt 
dies  lebhaft  an  die  besten  Schlagworte  der  60er  und  70er  Jahre. 

»Unter  Umständen«  heisst  es  dagegen  auf  S.  iii,  »kann  das  gewerb- 
liche Prinzip  berechtigt  sein*  und  darf  das  Gebührenprinzip 
nicht  ganz  allgemein  als  richtig  hingestellt  werden. 

Die  Lösung  des  Problems  findet  van  der  Borght  gleichwohl  darin :  die  Deckung 
der  vollen  Selbstkosten  zunächst  durch  die  Gebühren  der  Benutzer  anzustreben,  und 
aus  allgemeinen  Mitteln  nur  dann  einen  Zuschuss  zu  den  Selbstkosten  zu  leisten, 
wenn  ohne  solchen  Zuschuss  das  allgemeine  Verkehrsinteresse  benachteiligt  oder 
der  Verkehr  gehemmt  wird.  Das  heisst  also  in  verständlicher  Sprache  doch  wieder 
»Gebührenprinzip«,  jedoch  mit  zeitweiser  kleiner  Schwenkung  zum  »Ge- 
nussgut«. Wie  soll  man  dies  wohl  anstellen?  Gleich  darauf  aber  heisst  es: 
»Sinkt  der  Ertrag  unter  die  Amortisation  und  Verzinsung  des  Anlagekapitals,  so  ist 
die  Aufrechterhaltung  dieses  Zustandes  der  Gesamtheit  der  Steuerzahler  gegen- 
über eine  harte  Unbilligkeit.«  Also  wieder  eine  kleine  Schwenkung 
zurück  zum  gewerblichen  Prinzip!  Und  weiter :  »Solange  das 
Verkehrsnetz  nicht  vollständig  ausgebaut  ist ,  wäre  der  Uebergang  zum  Prinzip  der 
vollen  Eigenkostendeckung  (Gebührenprinzip)  eine  empfindliche 
Ungerechtigkeit.«  Also  entschiedene  Absage  an  das  »Gebührenprinzip«  ; 
denn  es  wird  sich  erklärlicherweise  kaum  jemals  behaupten  lassen ,  das  Verkehrs- 
mittelnetz sei  vollständig  ausgebaut.  Endlich  S.  113:  »Kann  aber  ein  Gewinn 
nach  der  ganzen  Finanzlage  nicht  entbehrt  werden  (welcher  Staat  würde  ihn  »ent- 
behren« können  ?)  und  ist  kein  anderer  Weg  möglich,  als  die  unteren  Klassen  stärker 
zu  belasten  (bisher  wurde  kein  anderer  Weg  entdeckt) ,  dann  wird  sich  der  Ueber- 
gang zum  Prinzip  der  vollen  Eigenkostenbedeckung  (Gebührenprinzip)  nicht  recht- 
fertigen lassen!  Damit  ist  van  der  Borght  nach  Passierung  verschiedener 
Fährlichkeiten  und  Klippen,  geleitet  durch  den  freundlichen  Schein  des  Leuchtfeuers 
der  Reinerträge  bei  den  preussischen  Staatsbahnen,  glücklich  im  Hafen  des  »ge- 
werblichen Prinzipes«  angelangt  und  wir  heissen  ihn  darin  auf  das  Beste  will- 
kommen! Es  ist  damit  viel  erreicht  und  bedeutet  einen  entschiedenen  Fortschritt 
gegenüber  Sax,  dass  dieses  Prinzip  endlich,  wenn  auch  in  verschämter  Form,  in  einem 
Hand-  und  Lehrbuche  über  das  Verkehrswesen  zum  Ausdrucke  kommt. 

Es  ist  nur  bedauerlich  und  befremdend  ,  dass  dieser  so  mühsam  gewonnene 
Schlusssatz,  der  doch,  wie  man  annehmen  sollte,  die  selbstverständliche  Grundlage 
für  die  »Preisbildung«  zu  bilden  hätte,  von  v.  d.  Borght  im  5.  Kapitel  »Die  Preis- 
bildung« im  Verkehrswesen«,  das  wir  als  das  wenigst  gelungene  bezeichnen  müssen, 
gänzlich  ignoriert  wird.  Sätze,  wie  z.  B.  (S.  117):  »Die  Mindestgrenze  (des 
Reinertrages)  liegt  für  Privatgesellschaften  und  für  die  dem  gewerblichen  Prinzipe 
folgende  öffentliche  Gewalt  da,  wo  sie  dauernd  verhindert  sind,  Ueberschüsse  zu 
erzielen;  für  die  das  Prinzip  der  vollen  Eigenkostendeckung  befolgende  öffentliche 
Gewalt  da,  wo  die  Fortsetzung  des  Betriebes  nur  durch  dauernde  Zuschüsse  aus  all- 
gemeinen Staatsmitteln  ermöglicht  werden  kann.  Die  Höchstgrenze  wird  bei  öffent- 
lichen Unternehmungen  an  dem  Punkte  zu  suchen  sein ,  wo  das  Verkehrswesen  in- 
folge der  hohen  Frachtsätze  nachlasse,  das  wirtschaftliche  Leben  zu  befruchten.    Bei 
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Privatunternelimungen,  da,  wo  die  Fiequenzverminderung  infolge  der  hohen  Fracht- 
sätze die  Reineinnahmen  herunterdrückt«,  sind  praktisch  gänzlich  wertlos,  stehen 
in  Widerspruch  mit  den  oben  gewonnenen  Erkenntnissen  und  fassen  auf  der  ganz 
falschen  und  antiquierten  Voraussetzung ,  dass  hohe  Einnahmen  und  hohe  Tarife 
sich  bedingen. 

In  der  Darstellung  der  verkehrschafifenden  Wirkung  der  Preisermässigungen 
kommen  wohl  noch  etwas  übermässige  Vorstellungen  zum  Ausdrucke.  Wo  infolge 
einer  Tarif herabsetzung  grosser  Frequenzzuwachs  erfolgt,  da  waren  eben  die  be- 
stehenden Tarife  viel  zu  hoch  und  vom  »Sättigungspunkte«  des  Verkehrs  weit  ent- 
fernt, zu  hoch  auch  für  den  günstigsten  finanziellen  Erfolg.  Die  verkehrschafFende 
Wirkung  der  Tarifherabsetzung  beginnt  übrigens  erst  dann,  wenn  eine  ganze  Reihe 
von  Voraussetzungen,  die  sich  auf  Wert  und  Art  der  Güter ,  auf  betriebstechnische 
Momente  und  auf  bestimmte  Bedürfnisse  beziehen,  erfüllt  sind.  Und  dann  muss  erst 
gefragt  werden:  Die  Herabsetzung  von  welcher  Tarif  höhe  ?  Will  man  nicht  selbst- 
verständliche Dinge  behaupten,  so  kann  es  sich  hier  doch  nur  um  die  Frage  han- 
deln »Herabsetzung  der  Tarife  von  jener  Höhe  ,  welche  nach  theoretischen  Grund- 
sätzen und  erfahrungsgemäss  die  höchste  Rentabilität  und  daher  auch  die  relativ 
grösste  Frequenz  ohnehin  verbürgen.«  Und  da  wird  jeder,  der  praktisch  im  Ver- 
kehrsdienste thätig  war  und  die  Verhältnisse  und  die  Ziffern  der  Statistik  kennt 
und  nicht  verkennt,  zugestehen  müssen,  dass  in  solchen  Fällen  eine  Herabsetzung 
keine  oder  nur  eine  bedeutungslose  und  vorübergehende  Verkehrssteigerung  herbei- 
führen kann. 

Das  auf  S.  125  gewählte  Beispiel  ist  unrichtig,  da  die  Erhöhung  der  Fracht- 
gebühren erst  6  Wochen  nach  deren  Verlautbarung  erfolgen  darf.  Damit  erscheint 
auch  der  Nachweis  missglückt,  dass  Verschiebungen  in  den  Frachtsätzen  immer  von 
grossem  Nachteile  sind. 

Im  übrigen  sind  die  »allgemeinen  Anforderungen  an  die  Gestaltung  der  Preise« 
in  recht  zutreffender  Weise  dargestellt. 

Die  hochwichtige,  prinzipiell  und  praktisch  bedeutungsvolle,  aber  leider  allge- 
mein viel  zu  wenig  gewürdigte  Selbstkostenfrage ,  in  welcher  auch  zum  Teil  die 
Lösung  des  viel  umstrittenen  Problems  »Eisenbahn  oder  Wasserstrasse«  liegt,  findet 
bei  V.  d.  Borght  eine  recht  oberflächliche  und  an  das  Hergebrachte  sich  haltende 
Behandlung.  Glaubt  der  Herr  Verfasser  allen  Ernstes,  es  sei  ohne  Belang  für  den 
Eisenbahnverkehr  und  das  Eisenbahntarifwesen,  dass  die  Bahnen  heute  hinsichtlich 
der  Kosten  für  i  Personenkilometer  in  I.  Klasse  Schnellzug  und  für  i  Tonnkilometer 
im  offenen  Wagen  mit  Güterzug  beförderte  Kohle  keinen  Unterschied  machen  ? 

Amortisation  und  Verzinsung  werden  natürlich  auch  wieder  zu  den  Selbstkosten 
geschlagen.  Dass  sie  hereingebracht  werden  müssen,  ist  eine  selbstverständliche 
Forderung.  Dass  sie  aber  in  der  Regel  nicht  hereingebracht  werden,  wenn  man 
entsprechende  Quoten  den  Frachtsätzen  zuschlägt,  ist  durch  die  Erfahrung  erwiesen, 
weil  dadurch  eine  künstliche  und  die,  ja  doch  auch  von  v.  d.  Borght  gewollte  volle 
Verkehrsentwicklung  hemmende  Ueberhöhung  eintritt.  —  Die  praktisch  wertlose 
Scheidung  in  veränderliche  und  unveränderliche  Selbstkosten  wird  natürlich  gleich- 
falls vorgenommen ;  die  praktisch  wertvolle  Scheidung  in  Kosten  der  Passiv-  und 
Aktivleistungen  wurde  dagegen  leider  übersehen. 

Für  die  Werttarifierung  wird  die  »einzige  Rechtfertigung«  darin  er- 
blickt, dass  bei  geringwertigen  Gütern  der  Beförderungspreis  viel  eher  den  Punkt  erreicht 
wird,  von  dem  an  sie   nicht  mehr  transportfähig  sind,  als   bei   hochwertigen  Gütern. 
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Eine  wissenschaftliche  Vertiefung  über  diese  Opportunitätsgründe  hinaus  wird  hier 
ebenso  wenig  wie  bei  den  Staffeltarifen  versucht ;  wie  man  überhaupt  in  dem  ganzen 
Kapitel  vergeblich  nach  einem  leitenden  Prinzip,  einer  Richtschnur,  suchen  wird. 

Zum  Schlüsse  der  gemachten  Einwendungen  kann  nicht  vermieden  werden ,  es 
in  Bezug  auf  das  ganze  Werk  als  einen  methodischen  Fehler  zu  bezeichnen  ,  dass 
der  Darstellung  der  geschichtlichen  Entwicklung  des  Verkehrswesens  ein  so  karger 
Raum  gegönnt  wurde.  Gerade  diese  geschichtliche  Entwicklung  der  verschiedenen 
Verkehrsmittelgruppen  in  den  einzelnen  Ländern  liefert  uns  ja  die  wertvollsten  Er- 
kenntnisse ,  gestattet  die  wichtigsten  Rückschlüsse  und  Ausblicke ,  führt  zur  Auf- 
deckung der  einheitlich  wirkenden  Kräfte ,  sowie  des  inneren  Zusammenhanges  der 
Glieder  untereinander  und  mit  dem  Ganzen ,  und  bildet  endlich  die  Basis  für  den 
Weilerbau  in  theoretischen  Erörterungen. 

Es  war  für  den  Kritiker  naheliegend  ,  vornehmlich  jene  Punkte  zu  besprechen, 
denen  die  Zustimmung  versagt  werden  musste.  Die  allgemeine  Wertschätzung 
des  Werkes ,  das  auch  manche  höhere  Gesichtspunkte  und  mannigfache  Anreg- 
ungen enthält,  kann  dadurch  um  so  weniger  beeinträchtigt  werden,  als  die  bedeu- 
tenden Schwierigkeiten  nicht  verkannt  werden  dürfen,  die  bei  der  bestehenden  reich- 
haltigen Litteratur  eines  Zeitraumes  von  2  Dezennien  bei  der  rapiden  und  ab- 
wechslungsreichen Entwicklung ,  der  Vielheit  der  Beziehungen  zu  allen  Schaflfens- 
und  Lebensgebieten ,  der  traditionellen ,  wie  festgemauerten  bisherigen  Auffassung, 
bei  dem  gerade  auf  diesem  Gebiete  herrschenden  schroffen  Gegenüberstehen  von 
Theorie  und  Praxis,  und  endlich  bei  der  höchst  mangelhaften  und  für  den  National- 
ökonomen nur  in  geringerem  Masse  verwertbaren  statistischen  Aufzeichnungen ,  der 
Verfassung  einer  den  ganzen  Gegenstand  umfassenden  und  erschöpfenden  Darstellung 
durch  einen  Nichtfachmann  entgegenstanden. 

Von  den  vorstehenden,  sich  vornemlich  auf  die  Ausführungen  des  grundlegenden 
ersten  Abschnittes  beziehenden ,  und  zum  Teile  sich  in  den  folgenden  Abschnitten 
naturgemäss  widerspiegelnden  Bedenken  abgesehen,  ist  die  Zeichnung  und  Darstel- 
lung der  einzelnen  Verkehrsgruppen  in  den  Abschnitten  II — V  eine  ganz  bemer- 
kenswerte Leistung. 

Als  gelungen  muss,  von  einigem  Nebensächlichem  abgesehen,  der  III.  Abschnitt 
»Wasserstrassenverkehr«  bezeichnet  werden ,  dem  in  gerechter  Würdigung  dessen 
zunehmender  Bedeutung  sogar  ein  breiterer  Raum  als  den  Eisenbahnen  gegönnt 
ist.  »Gegenseitige  Ergänzung  nicht  gegenseitige  Bekämpfung«  ist,  wie  v.  d.  Borght 
hervorhebt ,  der  oberste  Grundsatz  für  eine  gesunde  Verkehrspolitik.  Aber  auch 
landwirtschaftlichen  Meliorationszwecken  kann  eine  gute  Kanalanlage  wertvolle 
Dienste  leisten. 

Im  IV.  Abschnitt  über  den  »Eisenbahnverkehr«  ist  auf  S.  304  übersehen  worden, 
die  »Personalfrage«  als  einen  Eckstein  der  Organisation  einer  Staatsbahnverwaltung 
zu  bezeichnen.  Die  Nichtbeachtung  gerade  dieser  Frage  ist  die  Stelle,  an  welcher 
das  Staatsbahnsystem  unserer  Zeit  am  schwersten  krankt. 

Dass  die  Dienstbarmachung  der  Ueberschüsse  der  staatlichen  Verkehrsmittel 
für  Staatsausgaben,  die  mit  dem  Verkehrswesen  nichts  zu  thun  haben,  grundsätzlich 
zu  beanstanden  sei ,    dieser  Satz   dürfte    kaum  die  Zustimmung  Dr.  Miquel's  finden. 

Was  die  Taraklassifikation ,  bezw.  das  Gewichts-  und  Wagenraumtarifsystem 
betrifft ,  so  scheine  ich  mich  diesbezüglich  in  meinem  von  v,  d.  Borght  zitierten 
jüngsten  Buche  nicht  genügend  klar    ausgedrückt  zu  haben.     Auch  ich  trete  gleich 
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ihm  für  eine  begünstigte  Behandlung  ganzer  Wagenladungen  ein;  nur  schlage  ich 
hiefür  eine  das  Worttarifsystem  nicht  verletzende  Form  vor. 

Den  allgemeinen  Mitteilungen  über  das  Staifeltarifsystem  ist  in  allen  Punkten 
beizutreten,  wenn  sie  auch ,  wie  bereits  früher  erwähnt ,  der  Vollständigkeit ,  bezw. 
theoretischen  Begründung  entbehren.  Das  Wesen  des  Zonentarifs  scheint  jedoch 
nicht  ganz  richtig  dargestellt.  Unter  die  verschiedenen  Arten  difFerentieller  Tarife 
wären  auch  jene  nach  Einbruchspunkten  anzuführen  gewesen ,  ebenso  auf  S.  347 
Rumänien  und  Russland  unter  den  Ländern  mit  Staffeltarifen  für  den  Personen- 
verkehr. Der  auf  S.  345  ausgesprochene  Satz,  dass  die  Lebhaftigkeit  des  Lokal- 
verkehrs die  Selbstkosten  durch  die  bessere  Wagenausnützung  verbillige,  ist  in  seiner 
Allgemeinheit  falsch.  Ebenso  ist  die  vielfache  Verteidigung  des  bestehenden  Post- 
pakettarifes  im  V.  Abschnitte  anfechtbar ,  die  übrigens  mit  den  Mitteilungen  auf 
S.  384  und  402  in  Widerspruch  steht.  Sehr  richtig  ist  dagegen  die  Behauptung 
V.  d.  Borghfs,  dass  die  Geschichte  der  Nachrichtenbeförderung  nicht  die  Geschichte 
der  modernen  Postinstitution  sei. 

Den  Schluss  des  Werkes  bildet  eine  vom  Herausgeber  verfasste  Bibliographie 
von  ziemlicher  Vollständigkeit,  Freiherr  v.  W  e  i  c  h  s. 


Eine  wichtige  Aufgabe  des  bairischen  Verkehrswesens.  Denkschrift  des  Vereines 
für  Hebung  der  Fluss-  und  Kanalschiffahrt  in  Bayern  über  den  Ausbau  der  bayeri- 
schen Main-  und  Main-Donauwasserstrasse,  bearbeitet  von  Dr.  Gottfried  Zöpfl, 
Geschäftsführer  des  Vereines.     Verlag  von  J.  L.  Schräg.     Nürnberg,   1894. 

Die  dem  Prinzen  Ludwig  von  Bayern  gewidmete  Schrift  beginnt  mit  der  Ver- 
werfung von  Ulrich'^  Abhandlung  über  »Staffeltarife  und  Wasserstrassen«  und  schliesst 
mit  der  Behauptung ,  dass  ein  Risiko  kaum  vorhanden  sei.  Was  dazwischen  liegt, 
sind  die  sämtlichen,  für  die  Ausführung  jenes  Grossschiffahrtsweges  sprechenden  und 
mit  Geschick  gruppierten  Momente.  Eine  streng  sachliche  und  unparteiische  Bilanz 
der  Frage  wird  demnach  nicht  geboten,  was  den  wissenschaftlichen  Gehalt  der 
Arbeit  wohl  nicht  unwesentlich  vermindert.  Ihr  eigentlicher  Zweck  wird  darin  zu 
suchen  sein,  Stimmung  für  das  Projekt  zu  machen.  Freiherr  v.  W  e  i  c  h  s. 

Ueber  die  Staffeltarife  im  allgemeinen  und  über  den  erstellten  Ausnahmetarif  für 
landwirtschaftliche  Produkte  im  besonderen.  Nach  einem  Vortrage,  gehalten  in  der 
Generalversammlung  des  Breslauer  landwirtschaftlichen  Vereins  am  20.  Febr.  1894 
von  Leopold  Schoeller,  Kgl.  Geheimer  Kommerzienrat.  Breslau.  Wilhelm  Gott- 
lieb Korn.      1894. 

In  geschickter  und  zutreffender  Weise ,  wenn  auch  ohne  tiefere  sachliche  Ge- 
sichtspunkte tritt  die  Schrift  für  die  Staffeltarife  im  allgemeinen ,  und  für  ihre  An- 
wendung auf  landwirtschaftliche  Produkte  im  besonderen  ein.  Die  neuere  Litteratur 
über  den  Gegenstand  scheint  Verf.  zum  Teile  nicht  bekannt  geworden  zu  sein.  Die 
Behauptungen,  dass  der  Staffeltarif  »gerade  für  höhere  Tarif klassen«  günstig 
sei  (S.  9)  und  sich  »insbesondere  für  landwirtschaftliche  Produkte«  eigne 
(S.  12),  stehen  zu  einander  in  gewissem  Widerspruche.  Thatsächlich  eignet  er  sich 
für  alle  Transporte  ;  aber  der  Entfernungs-Staffeltarif,  den  Verf.  allein 
im  Auge  hat,  besitzt  für  minderwertige    Güter  die  grössere  Bedeutung. 

Freiherr  v.  W  e  i  c  h  s. 
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Die  Verkehrs-Ordnung  für  die  Eisenlnxhnen  Deutschlands  vom  15.  November 
1892  ,  nebst  allgemeinen  Zusatzbestimmungen  erläutert  von  Dr.  jur.  Georg  Eger, 
Regierungsrat  und  Justiziar  der  Königl.  Eisenbahn-Direktion  zu  Breslau.  Erster  Teil. 
Hannover.     Helwing'sche  Verlagsbuchhandlung.    1895. 

Im  Anschlüsse  an  das  Berner  internationale  Uebereinkommen  über  den  Eisen- 
bahnfrachtverkehr wTirde  mit  dem  i.  Januar  1893  eine  neue  ^ Verkehrsordnung  für 
die  Eisenbahnen  Deutschlands«  in  Geltung  gesetzt.  Für  die  Anwendung  derselben 
wird  nun  in  vorliegender  Arbeit  ein  treffliches  Hilfsbuch  gegeben ,  das  einen  voll- 
ständigen Kommentar  über  die  Abschnitte  I — VII  der  Verkehrsordnung  (allgemeine 
Bestimmungen,  Beförderung  von  Personen,  Reisegepäck,  Expressgut,  Leichen  und 
lebenden  Tieren)  enthält,  wogegen  der  Kommentar  über  die  Abschnitte  VIII  und  IX 
für  die  nächste  Zeit  in  Aussicht  gestellt  ist. 

Von  allgemeinem  Interesse  ist  die  in  der  Einleitung  gegebene  geschichtliche 
Entwicklung  des  deutschen  Eisenbahntransportrechtes  in  den  Zeitabschnitten  bis  zur 
Einführung  des  deutschen  Handelsgesetzbuches  (der  Zeitpunkt  dieser  Einführung 
wird  merkwürdigerweise  nicht  angegeben),  bis  zum  Erlasse  des  Betriebsreglements 
und  endlich  bis  zur  Einführung  der  Verkehrsordnung.  In  einem  II.  Teile  der  Ein- 
leitung werden  die  Rechtsgrundlagen  des  deutschen  Eisenbahntransportrechtes  und 
zwar  die  gesetzlichen  Grundlagen  und  die  reglementarischen  Grundlagen  erörtert. 

Freiherr  v.  W  e  i  c  h  s. 


Der  Donau-Main-Kanal  Ufid  seine  Schicksale  von  Dr.  Georg  SchattS,  Pro- 
fessor der  Nationalökonomie  in  Würzburg.  Mit  i  Karte.  Bamberg.  C.  C.  Büchner's 
Verlag.    1894. 

Unter  der  Ueberschrift  »Studien  über  die  Bairischen  Wasserstrassen«  schliesst 
sich  vorliegende  interessante  Arbeit  an  die  im  Vorjahre  erschienene  und  im  3.  Hefte 
1894  dieser  Zeitschrift  besprochene  Schrift  des  gleichen  Verfassers  an  ,  und  scheint 
wohl  den  Vorläufer  einer  im  Schlussworte  bereits  angekündigten  besonderen  Studie 
über  das  grosse  Projekt  der  vollständigen  Umgestaltung  des  Donau-Main-Kanales 
darzustellen. 

In  höchst  klarer  und  übersichtlicher  Weise  —  besonderen  Vorzügen  der  Schanz'- 
schen  Darstellung  —  werden  wir  mit  der  Geschichte  jenes  Unternehmens  bekannt 
gemacht,  dessen  Misslingen  aus  den  Einzelheiten  dieser  Geschichte  als  zwingende 
Notwendigkeit   hervorgeht. 

Vor  iioo  Jahren  unternahm  Karl  der  Grosse  den  ersten  Versuch ,  Donau  und 
Main  miteinander  zu  verbinden.  Die  Ausführung  dieses  kühnen  Gedankens  —  der 
Fossa  Carolina  —  ist  dem  grossen  Kaiser  zwar  misslungen.  Aber  die  Idee  lebte 
seither  in  der  Erinnerung  aller  kommenden  Geschlechter  fort  und  wurde  Mitte  des 
17.  Jahrhunderts  von  Eberhard  Wasserburg  in  einer  an  die  Stände  gerichteten  Schrift 
wieder  aufgenommen.  Diese  u.  a.  Rufe  und  Anregungen  blieben  jedoch  in  Süd- 
deutschland ohne  Erfolg.  Erst  in  der  zweiten  Hälfte  des  18.  Jahrhunderts,  als  sich 
immer  mehr  zeigte ,  welche  grossen  Vorteile  die  billige  Wasserfracht  gegen  den 
teureren  Landtransport  bedeuten,  begann  es  sich  wieder  zu  regen.  Das  erste,  wenn 
auch  dürftige  technische  Gutachten  über  die  Kanalverbindung  verdanken  wir  jedoch 
der  Initiative  eines  Ausländers,  des  Marquis  Dessoles,  Generalstabschef  Moreau's,  der 
1800  mit  einer  französischen  Armee  in  Süddeutschland  stand.  Dessoles  gedachte 
damit  das  Mittelstück  einer,  den  ganzen  Kontinent  durchziehenden  Wasserstrasse  zu 
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schaffen  und  Frankreich  wie  den  Kontinent  auf  diese  Weise  der  drückenden  See- 
macht Englands  zu  entziehen. 

Der  aufsehenerregende  Aufsatz  bildete  zugleich  den  Ausgangspunkt  für  eine 
litterarische  Bewegung  in  dieser  Sache  ,  und  auch  die  Regierungen  blieben  nicht 
unthätig.  Der  Ausbruch  des  Krieges  liess  zwar  alle  Pläne  vorläufig  zurücktreten 
und  auch  in  der  Folge  kam  es  nur  zu  einer  grossen  Zahl  von  Projekten,  aber  keinem 
praktischen  Anfange,  bis  endlich,  trotz  entschiedener  Einwendungen  Lisfs,  König 
Ludwig  I.  die  Entscheidung  für  das  Kanalprojekt  fällte  und  1832  dnx  Peck?>iann'^chti 
Entwurf  des  Kanalprojektes  veröffentlicht  wurde.  Der  bezügliche  Gesetzentwurf 
wurde  den  Ständen  1834  vorgelegt  und  von  den  letzteren  mit  geringen  Abweich- 
ungen angenommen.  Bemerkenswert  ist  die  im  begleitenden  Berichte  enthaltene 
Versicherung,  dass  die  Frage,  ob  Kanal  oder  Eisenbahn,  eingehendst  erwogen  worden 
sei.  Das  Gesetz  selbst  ging  dahin,  das  ganze  Unternehmen  einer  Aktiengesellschaft 
zu  überlassen  gegen  die  Versicherung,  dass  der  Staat  sich  mit  V4  der  Aktien  zu 
beteiligen  habe.  Alle  Versuche,  eine  Aktiengesellschaft  zu  schaffen,  blieben  jedoch 
vergebens,  bis  sich  endlich  1835  Rothschild  herbeiliess  und  unter  drückenden,  die 
gesetzlichen  Garantien  überschreitenden  Bedingungen  die  Bildung  einer  Aktienge- 
sellschaft übernahm.  Die  Regierung  hatte  mit  jenem  Vertrage  die  Blankohaftung 
für  den  ganzen  Bau ,  die  Unterhaltung  und  Verwaltung  des  Kanals  übernommen  ! 
Nun  war  der  Absatz  der  Aktien  nicht  mehr  schwierig. 

Der  ursprüngliche  Voranschlag  war  mit  fl.  8  540  000  festgesetzt  worden ;  der 
thatsächliche  Aufwand  nach  Fertigstellung  des  Kanals  im  Jahre  1846  belief  sich  auf 
fl-  17433759-  Das  ganze  Projekt /"f^/^wöz/M's  basierte  auf  der  Annahme,  man  werde 
den  Main  und  die  Donau  auf  1,46  m  Tiefe  im  Minimum  bringen  können.  Diese 
Annahme  erwies  sich  als  ein  verhängnisvoller  Irrtum;  denn  man  brachte  den  Main 
nur  auf  0,58  m  bezw.  0,88  m,  und  wenn  auch  die  Tiefenverhältnisse  der  Donau 
in  besserer  Uebereinstimmung  standen ,  so  bildete  dafür  die  Regensburger  Brücke 
ein  grosses  Hemmnis  und  im  Kanäle  selbst  war  der  Wasserstand  1,46  m  zu  keiner 
Zeit  sichergestellt ,  da  ^U  dessen  ganzen  Wasserverbrauches  auf  Versickerung  und 
Verdunstung  aufgehen.  Endlich  waren  auch  die  Schleusendimensionen  des  Kanals 
für  die  Flussschiffe  hinderlich.  Hiezu  kam  nun  noch  die  mächtige  Entwicklung  der 
Dampfschleppschiffahrt  auf  dem  Rhein,  und  vor  allem  trat  in  den  Eisenbahnen  ein 
Konkurrent  auf,  der,  wie  überall,  den  Wasserverkehr  tötlich  traf,  wo  dieser  nicht 
im  Stande  war,  auch  technisch  fortzuschreiten. 

So  weist  denn  auch  die  Verkehrsentwicklung  auf  dem  Kanäle  einen  stetigen 
Rückgang  auf.  1850  erreicht  der  Verkehr  200000  ton,  1877:  102363  ton  und 
1892:  83447  ton.  Die  Tonnenkilometer  waren  von  462780  im  Jahre  1852,  auf 
358270  im  Jahre  1877,  und  183583  im  Jahre  1892  gesunken.  Der  Verkehr  auf 
dem  Kanal  schmolz  daher  immer  mehr  zu  einem  Lokalverkehr  zusammen.  Von  1872 
bis  1887  sank  die  Zahl  der  Schiffe  von  49  auf  32,  ihre  Tragfähigkeit  von  5477 
auf  2646  ton.  In  diesen  Zahlen  drückt  sich  die  ganze  Dürftigkeit  des  Kanalver- 
kehres aus.  Das  grosse  Warenquantum,  das  Anfangs  zur  Verladung  kam,  bestand 
vorwiegend  aus  Holz  und  Getreide.  Der  Versand  des  ersteren  sank  186 1 — 81  von 
30398  ton  auf  8440  ton,  des  letzteren  1861 — 1891  von  24794  ton  auf  59  ton. 
Der  heutige  Verkehr  auf  dem  Kanäle  hat  sich  fast  ausschliesslich  auf  Holz  und 
Steine  zurückgezogen. 

Was  die  Beziehungen  zur  Eisenbahn  betrifft,  so  sank  der  Umschlag  in  Nürnberg 
von  20220  ton  im  Jahre   1862  auf  5820  ton  im  Jahre  1892.    Eine  Konkurrenz  mit 
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der  Eisenbahn  erwies  sich  jedoch  unmöglich,  wie  Schanz  im  V.  Kapitel  treffend  nach- 
weist, nachdem  sich  das  Brutio-Jahreseinkommen  per  Schiff  mit  840  M.  ergiebt.  Dies 
Kapitel  sei  insbesondere  jenen  empfohlen ,  die  das  Nichtvorhandensein  einer  Kon- 
kurrenz zwischen  Eisenbahnen  und  Wasserstrassen  behaupten. 

Was  die  einzuhebenden  Kanalgebühren  betrifft,  so  erfuhren  dieselben  eine  succesive 
Herabsetzung  bis  auf  1,54  und  1,55  Pf.  pro  Tonnenkilometer  in  2  Klassen.  Diese 
Gebühren  werden  aber  nach  einem  durchaus  falschen  Prinzip  bemessen.  Bei  Stück- 
gütern betragen  dieselben  von  3,43  Proz.  des  Frachtsatzes  angefangen  mit  der  Ent- 
fernung bis  zu  33  Proz.  steigend,  bei  Steinkohlen  dagegen  von  22,8  Proz.  bis  62,4  Proz. 
der  Frachtsätze. 

Das  Gesamtopfer,  das  bis  jetzt  der  Kanal  der  baierischen  Bevölkerung  gekostet 
hat,  berechnet  sich  wie  folgt:  Es  betrugen  für  die  Periode  1846— 1892  die  Defizite 
des  Kanals  abzüglich  der  zeitweiligen  kleinen  Ueberschüsse  M.  3  314  744.  Die  Zinsen 
des  Anlagekapitals  von  M.  17  433  759,  bezw.  von  fl.  29  911  728  mit  rund  M.  55  000  000, 
also  im  ganzen  rund  58  Millionen  Mark  Verlust. 

Die  Geschichte  dieses  Kanals  ist  nicht  nur  an  sich  von  grossem  Interesse ;  sie 
ist  typisch  für  die  ganze  Wasserstrassenfrage,  die  neuerdings  wieder  in  den  Vorder- 
grund gerückt  wird  und  Schanz  hat  sich  damit  ein  grosses  Verdienst  erworben,  indem 
er  durch  seine  volldurchdachten ,  strenge  sachgemässen  und  mit  reichem  Zahlenma- 
teriale  unterstützten  Ausführungen  gewissermassen  einen  Warnruf  gegenüber  allen 
optimistischen  Auffassungen  und  Wasserstrassen-Agitationen  ergehen  lässt ;  einen  Warn- 
ruf, der  wohl  wirkungsvoller  sein  dürfte ,  als  alle  theoretischen  Auseinandersetzungen 
in  dieser  Frage. 

»Man  hatte«,  sagt  Verf.  in  seiner  Schlussbetrachtung,  »nicht  genügend  den  Puls- 
schlag der  neuen  Zeit  gefühlt,  man  hatte  die  Bedeutung  der  stürmisch  hereinbrechenden 
neuen  Verkehrsmittel  verkannt.  Was  vor  50  oder  100  Jahren  reichen  Segen  gespendet 
und  Baierns  wirtschaftliclae  Entwicklung  sehr  beschleunigt  hätte  ,  das  hatte  nun  nur 
einen  begrenzten  Wert  und  wurde  eine  recht  kostspielige  Sache. 

Freiherr  v.  W  e  i  c  h  s. 


Schwiedlattd ,  Dr.  Eugen,  Kleingewerbe  und  Hausindustrie  in  Oesterreich. 
Beiträge  zur  Kenntnis  ihrer  Entwicklung  und  ihrer  Existenzbedingungen.  I.  Allge- 
meiner Teil :  Die  wirtschaftliche  Stellung  der  Hausindustrie  und  des  Kleingewerbes. 
II.  Besonderer  Teil:  Die  Wiener  Muscheldrechsler.     VII  u.   230  u.   520  S.    8". 

Es  ist  eigentümlich,  dass  gerade  über  die  gewerbliche  und  industrielle  Verfassung 
Oesterreichs,  das  auf  die  Stärkung  seines  Kleingewerbestandes  so  viel  gesetzgeberische 
Sorgfalt  verwendet  hat,  keine  sehr  namhafte  wissenschaftliche  Litteratur  vorhanden 
ist.  Bestehen  in  Frankreich  die  gewerblichen  Monographien  von  Barberet  und  Ma- 
roussem,  in  Deutschland  die  Sammlung  des  Vereins  für  Sozialpolitik  und  eine  Reihe 
bekannter  Facharbeiten ,  so  waren  für  Oesterreich ,  dem  keineswegs  zur  Deskription 
neigenden  Hange  seiner  nationalökonomischen  Professoren  entsprechend  ,  nur  wenig 
Bücher  solcher  Art  bekannt. 

Diesem  Mangel  soll  nun  eine  von  Dr.  Eugen  Schwiedland  ins  Leben  gerufene 
Sammlung  abhelfen,  von  welcher  die  in  der  Ueberschrift  bezeichneten  beiden  Bände 
vor  kurzem  erschienen.  Sie  bringen  beide  ein  überaus  reiches  Thatsachenmaterial, 
vornemlich  aus  Oesterreich,  nach  theoretischen  Gesichtspunkten  geordnet,  zu  anschau- 
licher Darstellung. 
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Der  erste  allgemeine  Band  zerfällt  in  zwei  Essais,  über  die  Entstehung  der 
Haus-(Verlags-)Industrie  und  über  die  Lage  des  selbständigen  Kleinmeisters  im  heu- 
tigen Konkurrenzkampfe ;  der  zweite  Band  bringt  das  erste  S  p  e  z  i  a  1  bild  der  Samm- 
lung, die  ökonomische  Darstellung  der  Muscheldrechslerei  in  Wien ,  eines  Gewerbes, 
das  seit  1883  durch  den  Befähigungsnachweis  des  österreichischen  Gewerberechtes 
geschützt«  ist,  in  dem  auch  der  Fabriksbetrieb  unbekannt  ist,  das  aber  gleichwohl 
mannigfache  und  höchst  belehrende  Krisen  durchgemacht  hat  und  schliesslich  zum 
namhaften  Teile  von  der  kaufmännischen  Betriebsweise  ergriffen  imd  zur  primitiveren 
Form  des  Grossbetriebes,  zur  Verlagsarbeit,  umgestaltet  worden  ist. 

Diese  Spezialdarstellung  erhebt ,  abgesehen  von  ihrem  Zusammenhang  mit  dem 
allgemeinen  Teil,  dessen  Ausführungen  er  illustrieren  soll,  mit  vollem  Recht  Anspruch 
auf  selbständigen  theoretischen  Wert ;  zahlreiche  feine  und  theoretisch  wertvolle  Be- 
obachtungen, welche  der  Gegenstand  darbot,  finden  sich  in  diesem  Band,  der  vielfach 
typische  Verhältnisse  schildert. 

Der  Verfasser  unterscheidet  eine  deritative  und  eine  originäre  Entstehung  der  Ver- 
lagsindustrie. Hausindustrien,  sagt  er,  bilden  sich  oder  werden  gegründet; 
sie  gehen  entweder  aus  anderen  Formen  gewerblichen  Betriebes  hervor,  welche  der 
Verleger  sich  allmählich  unterwirft ,  oder  werden  an  Orten ,  wo  man  die  betreffende 
Fertigkeit  noch  gar  nicht  oder  nicht  zu  Erwerbszwecken  ausübte,  unvermittelt  ange- 
setzt. Obwohl  dieser  Unterschied  keineswegs  ein  lokaler  ist,  sind  doch  deritative, 
d.  i.  durch  andere  Betriebsformen  überkommene  Hausindustrien  vorzugsweise  den 
Städten,  die  angesetzten  mehr  dem  Lande  eigen.  Das  erste  Kapitel  (S.  3 — 121)  ist 
der  Schilderung  dieser  Entstehungsarten  des  Verlages  und  dem  Nachweis  gewidmet, 
dass  sich  alle  Betriebssysteme,  der  Hausfleiss  (=  die  Familienindustrie),  das  Lohn- 
werk, das  Handwerk  und  sogar  die  Fabrik  unter  Umständen  zu  Hausindustrien  um- 
bilden, während  die  angesetzten  Hausindustrien  als  klösterlicher  und  gutsherr- 
licher Verlag,  sowie  in  moderner  kapitalistischer  Form  gegründet  werden.  Im  Osten, 
aber  auch  im  Norden  wird  die  Verlagsindustrie  mit  der  Erweiterung  der  Absatzge- 
biete unmittelbar  auf  die  noch  bestehenden  Reste  der  primitivsten  Form  gewerblichen 
Betriebes ,  der  Erzeugung  der  geschlossenen  Hauswirtschaft  für  den  eigenen  Bedarf, 
aufgesetzt.  Insgemein  vollzieht  sich  jedoch  die  Entwicklung  in  der  Richtung ,  dass 
das  ländliche  eigentümlich  lokalisierte  Handwerk  entsteht ,  welches  tra- 
ditionell im  ganzen  Dorfe  ausgeübt  wird.  Auf  diese  letztere  Betriebsgestaltung,  welche 
für  den  Osten  Europas  ebenso  charakteristisch  ist,  als  für  Russland  die  Wanderge- 
werbe, nachdrücklich  aufmerksam  gemacht  und  dessen  Entwicklung  aus  der  ursprüng- 
lichen Familienarbeit  dargestellt  zu  haben ,  ist  ein  Verdienst  des  Autors ;  sie  bildet 
»in  Ländern  mit  dünner  Bevölkerung,  wo  das  Städtewesen  keine  für  die  wirtschaft- 
liche Verfassung  bedeutsame  Rolle  hat ,  den  Faktor ,  durch  den  die  interlokale  Ar- 
beitsteilung sich  vollzieht«.  Das  Lohn  werk,  das  ländliche  sowie  das  städtische  Hand- 
werk verwandeln  sich  leicht  zur  Verlagsindustrie,  in  Italien  schon  seit  dem  XIII.  Jahr- 
hundert, in  Mitteleuropa  vom  XVI.  bis  zum  XVIII.  Jahrhundert,  dann  (was  das  städtische 
Handwerk  betrifft)  in  unerhörtem  Masse  seit  dem  zweiten  Viertel  unseres  Jahrhunderts.  Die 
Voraussetzung  dieser  Umwandlung  ist  für  die  niederen  Produktionsformen  (gewerbliche 
Familienarbeit ,  Lohnwerk  und  Handwerk)  die  Erweiterung  des  Absatzgebietes.  Der 
Kleinmeister  ist  nicht  im  Stande,  den  Export  nach  fernen  Gebieten,  welcher  Kapital- 
kraft ,  kaufmännischen  Geist  voraussetzt  und  Kredit  erfordert ,  zu  besorgen.  Mit 
der  Vergrösserung  des  Absatzes  tritt  daher  eine  Teilung  der  Funktionen  zwischen 
den  Erzeugern    und    den    Organen    des  Vertriebes  ein.     Diese    letzteren  — 
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Händler  und  unternehmende  Kleinmeister,  welche  die  neue  Lage  der  Dinge  geschickt 
benutzen  —  erringen  alsbald  die  Herrschaft  über  die  Masse  der  erstercn.  in  unseren 
Tagen  üben  namentlich  die  grossstädtischen  Kaufhäuser  eine  ähnliche  Wirkung  auf 
das  städtische  Handwerk,  das,  wie  der  Verfasser  nachweist,  in  einem  völligen  Zer- 
setzungsprozess  begriffen  ist.  Findet  der  abhängig  gewordene  städtische  Heimarbeiter 
Hilfskräfte,  welche  die  von  ihm  übernommene  Arbeit  noch  wolfeiler  ausführen,  als 
er  sie  übernommen,  so  lässt  er  sie  in  seiner  Wohnung  arbeiten  und  wird  zum  i> Schwitz- 
meister« (Sweater)  seiner  Leute.  In  Paris  waren  im  Jahr  1860  13 'A  Proz.  der  klein- 
gewerblichen Arbeiter  Heimarbeiter,  in  Wien  im  Jahr  1890  17'/»  Proz.  Hierunter 
fallen  zahlreiche  Erzeuger  von  Bekleidungs-  und  Galanteriewaren  aller  Art.  Die 
ehemaligen  Kundenschneider  erhalten  vom  Konfektionär  Rohstoffe  und  Zubehör  in 
vorgearbeitetem  Zustande  zur  Fertigstellung ,  desgleichen  die  Schuhmacher  in  stets 
wachsender  Zahl.  An  die  Möbelhallen  liefern  zahlreiche  Tischler  um  Stücklohn, 
und  auf  dem  Lande  führt  der  Kaufmann  Einrichtangs-  und  Bekleidungsstücke  aus  den 
städtischen  Magazinen.  In  Wien  verkaufen  Handlungshäuser  Wirkwaren  »eigener 
Erzeugung«  ,  ohne  Maschinen  oder  Handstühle  zu  besitzen  oder  auch  nur  einen 
Arbeiter  im  Hause  zu  haben.  Sie  übernehmen  zu  Beginn  der  Saison  von  klein- 
gewerblichen Meistern  Muster  der  für  die  nächste  Saison  bestimmten  Waren ,  mit 
welchen  sie  Reisende  aussenden,  um  Aufträge  zu  sammeln.  Dann  lässt  der  Verleger 
die  Produktion  je  nach  den  erhaltenen  Aufträgen  mit  den  von  ihm  gelieferten  Garnen 
beginnen  ,  und  bei  der  Lieferung  erhält  jeder  Meister  den  bedungenen  Stücklohn. 
Aehnlich  verfahren  die  Sonnen-  und  Regenschirmfabrikanten ,  Korbwarenhäuser ,  ja 
sogar  manche  »Fabrikanten«  feuerfester  Kassen.  Zumeist  handelt  es  sich  jedoch  da 
um  Gewerbe ,  welche  überhaupt  nicht  gegen  eine  Fabriks-  oder  Maschinenindustrie 
anzukämpfen  haben. 

Auch  der  Fabriksbetrieb  kehrt  zur  Abwälzung  der  Risiken  schlechter  Konjunk- 
turen mitunter  zur  Hausindustrie  zurück.  —  Die  logische  Fortbildung  dieses  Systems 
ist  aber,  dass  die  Unternehmer  die  Verlagsindustrie  auf  dem  platten  Lande  begründen, 
namentlich  in  übervölkerten  Gebieten  und  misslichen  wirtschaftlichen  Verhältnissen, 
deren  Bevölkerung  für  gutmütig  und  geschickt  gilt  und  wo  es  auch  an  weiblichen 
Arbeitskräften  nicht  fehlt. 

Der  städtische  Kleinmeister  ist,  wie  der  Verfasser  im  zweiten  Teile  des  ersten 
Bandes  nachweist,  von  zwei  Bedrängern  bedroht,  die  seine  Selbständigkeit  in  gleichem 
Masse  gefährden:  von  dem  Grosskapital  und  von  der  Kapitallosigkeit  seiner  Kon- 
kurrenten. Was  zunächst  die  Konkurrenz  des  Kapitals,  der  Fabrik,  betrifft,  so  zeigt 
die  Aneinanderreihung  der  Ergebnisse  der  Gewerbezählungen  von  1840  und  von  1890, 
in  welch'  beispiellos  nachhaltiger  Weise  sich  in  dieser  Zeit  auch  in  Oesterreich  das 
Fabrikwesen  auf  Kosten  der  Gewerbe  entwickelt  hat.  Wo  die  Möglichkeit  eines 
grossen  und  konstanten  Absatzes  gegeben  erscheint,  da  ist  die  Entwicklung  des  Gross- 
betriebes, die  Rückdrängung  des  Handwerks  unaufhaltsam ;  in  anderen  Gruppen  von 
Gewerben  ist  die  Entwicklung  eine  weniger  gewaltsame.  Aber  auch  dort,  wo  das 
Hinzutreten  eines  fabrikmässigen  Apparates  nicht  zu  gewahren  oder  doch  für  die  Lage 
des  Meisters  nicht  von  Belang  ist ,  erschüttert  der  kapitalistische  Grossbetrieb ,  das 
kaufmännische  Grosskapital,  die  Handwerke.  Hier  bedroht  den  Meister  die 
Konkurrenz  der  Kapitallosen  —  der  von  den  Gross-  und  Detailhändlern  abhängig 
gewordenen ,  von  ihnen  verlegten  Mitmeister.  Die  Lehrlingszüchterei  ist  eine  Form 
des  Kampfes  um  die  Existenz,  allein  die  zahlreichen  Lehrlinge  vermehren  wieder  als- 
bald   die  Zahl    der  Heimarbeiter   und  zugrundegehenden    Meister.     Der  Verfasser  er- 
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örtert  auch  in  eingehender  Weise  die  Wirkungen,  welche  die  Gewerbefreiheit  und  der 
Uebergang  vom  prohibitiven  System  der  Handelspolitik  zum  vertragsfreundlichen  in 
Oesterreich  in  Hinsicht  der  Lage  des  Kleingewerbes  mit  sich  führten  ;  beide  haben 
seiner  Ansicht  nach  die  Keime  der  modernen  Entwicklung  entfaltet  und  die  Entwick- 
lung beeilt ,  welche  dazu  geführt  hat ,  dass  der  Kleinbetrieb  heute  vielfach  bereits 
eine  überlebte  Form  des  gewerblichen  Betriebes  bildet.  Auch  in  dieser  Richtung 
sind  die  beigebrachten  systematischen  statistischen  Belege  von  grossem  Interesse. 

Doch  auch  der  besondere  Band  über  die  Wiener  Muscheldrechsler  enthält  zahl- 
reiche Ausführungen  von  allgemeinstem  wissenschaftlichem  Interesse :  so  vor  allem 
ein  auf  Archivforschungen  beruhendes  Kapitel  über  die  rechtlicheVerfassung 
des  Handwerks  in  Oesterreich  seit  dem  Beginn  des  vorigen  Jahrhunderts 
und  ein  Schlusskapitel  über  die  Bekämpfung  der  Hausindustrie.  Zwei 
einleitende  Kapitel  befassen  sich,  ohne  technische  Weitläufigkeiten,  in  bündiger  Form 
und  vom  ökonomischen  Gesichtspunkte  aus  mit  der  Entwicklung  des  Muschel drechsler- 
gewerbes  in  Wien  und  der  Geschichte  seiner  Konjunkturen.  Der  stete  Wechsel 
zwischen  guten  und  schlechten  Konjunkturen  und  die  rasche  Zunahme  der  Klein- 
meister in  günstigen  Zeiten,  der  Druck,  den  die  Zugrundegehenden  in  den  schlechten 
Jahren  auf  die  Preise  üben  und  die  mit  der  Zunahme  des  Absatzes  sich  ergebende 
Ausdehnung  des  Verlages  untergraben  den  Wohlstand  der  Meister,  welche,  ökonomisch 
zerrüttet  und  ohne  Zusammenhang  unter  einander,  zum  Spielball  von  Muschelhändlern 
und  Exporteuren  geworden  sind.  Die  Schwankungen  des  Absatzes  änderten  die  ganze 
Organisation  des  Gewerbes,  und  ihre  Folgen  werden,  zum  Teil  unter  Entgegenstellung 
der  Zustände  der  40er  Jahre  und  der  heutigen,  plastisch  geschildert.  Interessant  sind 
die  Bestrebungen  der  Meister  zur  Verbesserung  ihrer  Lage ,  allein  ein  Erfolg  scheint 
sich  an  sie  nicht  zu  knüpfen.  An  alle  diese  Schilderungen  schliesst  der  Verfasser 
manche  Bemerkungen  allgemeiner  Art  an ;  desgleichen  reicht  auch  der  Inhalt  des 
Kapitels  über  die  Lage  und  die  Bestrebungen  der  Gehilfen  über  den  Gegenstand 
hinaus.  Hier  werden  erörtert :  der  Ursprung  und  die  Vermittlung  der  Lehrlinge,  die 
Organisation  des  gewerblichen  Unterrichtes  in  Oesterreich,  die  Lage  der  Lehrlinge  im 
Vergleich  zu  früher  und  bezügliche  Bestrebungen  der  organisierten  Gehilfen ,  die  so- 
zialen Verhältnisse  der  Gehilfen  im  Wiener  Kleingewerbe  überhaupt ,  das  Konkubinat 
und  seine  Gründe,  der  Bildungstrieb  der  Arbeiter,  Zweck  und  Organisation  des  freien 
Unterrichtes ,  die  Arbeitervereine  und  das  Verhalten  der  Behörden  zu  denselben ,  die 
ethische  Bedeutung  der  sozialistischen  Idee  für  den  Arbeiter  u,  s.  w. ,  wobei  auf  die 
Besonderheiten  der  Verhältnisse  im  speziellen  Muscheldrechslergewerbe  fortlaufend 
Rücksicht  genommen  ist,  wodurch  die  Mitteilungen  lebendig  und  anschaulich  werden. 
Plastisch  sind  insbesondere  die  Schilderungen  des  Werkstattlebens  in  der  ersten  Hälfte 
des  Jahrhunderts,  der  allmählichen  Heranbildung  eines  Klassengegensatzes  zwischen 
Meistern  und  Gehilfen,  der  Lebensverhältnisse  der  Drechslergehilfen  von  heute,  sowie 
endlich  die  Widergabe  der  konkreten  Ziele  und  Bestrebungen  der  organisierten  Ge- 
hilfen —  eine  deskriptive  Studie  aus  dem  Gebiete  des  Sozialismus.  Liebe  zum  be- 
handelten Stoff  und  Kunst  der  Kleinmalerei  verbindet  sich  im  Buche  mit  weiser  Her- 
vorhebung der  typischen  Momente,  mit  Knappheit  und  Klarheit  des  Stiles.  Wertvoll 
sind  auch  die  allgemeinen  Erörterungen  ,  welche  der  Verfasser  über  die  mit  der  Zu- 
nahme der  Produktion  eingetretene  Verbreitung  des  Verlages  in  der  Stadt  und  auf 
dem  flachen  Lande  und  über  die  Vorteile  mitteilt ,  welche  die  hausindustrielle  Be- 
triebsform dem  Verleger  im  Vergleiche  zum  Werkstattmeister  oder  Fabrikanten  dar- 
bietet.   Glücklich  gewählt  und  dargestellt  sind  endlich  die  verschiedenen  Typen  mehr 
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oder  minder  günstig  situierter  Heimarbeiterfamilien  in  der  Stadt  wie  auf  dem  Lande, 
wo  die  Drechsler  noch  Halbbauern  sind. 

Im  ganzen  lässt  sich  das  Sckwiedlatufsche  Werk  am  besten  charakterisieren,  wenn 
man  den  Reichtum  seines  Inhalts ,  die  geschmackvolle  Schilderung  und  den  theore- 
tischen, dabei  jedoch  durchaus  realistischen  Blick  des  Verfassers  hervorhebt.  Man 
darf  der  Fortffiibrung  der  Sammlung  mit  Interesse  entgegensehen.  i  i. 


Aus  zwei  deutschen  Kleinstädten.  Ein  Beitrag  zur  Arbeit  .rwohnungsfrage  von 
Dr,  jur.  Karl  von  Mangoldt.     Jena,  Verlag  von   Gustav  Fischer.     1894. 

Die  beiden  deutschen  Kleinstädte  sind  Merseburg  und  Weissenfeis,  von  denen 
ersteres  18  000,  letzteres  25  000  Einwohner  zählt.  Gerade  die  Wohnungszustände  in 
k  1  e  i  n  e  n  Städten  waren  bisher  sehr  stiefmütterlich  behandelt  worden,  und  doch  be- 
darf die  Wissenschaft  auch  eine  gründliche  Kenntnis  dieser  Zustände,  bevor  eine 
soziale  Reformgesetzgebung  mit  Erfolg  einsetzen  kann.  Merseburg  ist  mehr  eine  stille, 
stabile  Stadt,  das  aristokratische  Haupt  eines  grösseren  ländlichen  Kreises.  In  Weissen- 
fels  hingegen  spielt  die  Industrie ,  obenan  Schuhfabrikation  und  Kürschnerei ,  eine 
recht  ansehnliche  Rolle.  Weissenfeis  hat  seine  Bevölkerung  in  der  Zeit  von  1819  bis 
1890  mehr  als  vervierfacht,  während  Merseburg  sie  nur  verdoppelte.  Beide  Städte 
haben  einen  alten  Kern,  mehrere  neue  Vorstädte  und  zahlreiche  einzelne  neue  Häuser, 
aber  in  Merseburg  ist  der  alte  Kern  viel  bedeutender,  die  Häuser  sind  niedriger  und 
die  alten  Strassen  enger  als  in  Weissenfeis.  Hier  wie  dort  wohnen  die  Arbeiter  vor- 
nehmlich in  den  alten  Häusern  und  hier  wie  dort  sind  nur  etwa  20  Prozent  der  Woh- 
nungen ,  welche  Arbeiter  inne  haben ,  als  befriedigende  zu  bezeichnen.  Die  übrigen 
Arbeiterwohnungen  sind  schlecht,  zum  Teil  ganz  schlecht.  Mit  Hof  und  Garten  ist 
es  in  beiden  Städten  in  den  inneren  Stadtvierteln  schlecht ,  in  den  äusseren  leidlich 
bestellt ;  für  Anlagen  und  Spielplätze  ist  dagegen  ziemlich  gut  gesorgt  ,  wenn  auch 
noch  manches  zu  wünschen  übrig  bleibt;  ebenso  geben  die  sonstigen,  allgemeinen, 
das  Wohnen  beeinflussenden  Verhältnisse,  wie  die  Reinlichkeit  der  Strassen,  Wasser- 
leitung u.  dgl.  zu  Klagen  nur  wenig  Veranlassung.  Dagegen  leidet  ein  grosser  Teil 
der  Arbeiterwohnungen  an  üblen  Gerüchen  vom  Abtritt  her,  an  Dunkelheit  und  Feuch- 
tigkeit. Ganz  allgemein  ist  die  UeberfüUung  der  Arbeiterwohnungen.  Es  ergiebt 
sich ,  dass  die  Arbeiterwohnungen  in  Merseburg  und  Weissenfeis ,  was  den  Luftraum 
anlangt,  schlechter  sind,  als  die  in  vielen  grossen  Städten.  Die  Wohnungen  im  all- 
gemeinen sind  mit  Ausnahme  etwa  der  20  Prozent,  welche  das  Prädikat  »befriedigend« 
verdienen  ,  so  wie  nun  einmal  ihre  Beschaffenheit  und  Benutzung  ist ,  durchweg 
als  mehr  oder  minder  ungesund  zu  bezeichnen.  Dabei  haben  sie  auch  manches  Gute. 
Sie  bieten  trotz  ihrer  Enge  in  der  Mehrzahl  nicht  bloss  2 ,  sondern  3  Wohnräume, 
nämlich  Stube,  Kammer  und  Küche;  sie  befinden  sich  zumeist  nicht  in  hohen  Miets- 
kasernen, sondern  in  massig  hohen  Häusern  und  haben,  soweit  sie  in  neueren  Häusern 
liegen,  bessere  Hofräume  als  die  modernen ,  grossstädtischen  Arbeiterwohnungen  und 
sind  infolge  dieser  Umstände  vielfach  freundlicher  als  diese.  Die  Kontrakte  sind 
mündlich  und  enthalten  keine  besonders  harten  Bedingungen.  Das  Schlafstellenwesen 
ist  im  allgemeinen  befriedigend  und  vor  allem  die  Mieten  sind  billig ,  d.  h.  sie  er- 
lauben den  Mietern,  ihre  hergebrachte  geringe  Lebenshaltung  fortzusetzen. 

Von  hohem  Interesse  ist  eine  von  Dr.  von  Mangoldt  aufgestellte  Tabelle,  welche 
die  Mietpreise  von  Städten  sehr  verschiedener  Grösse  vergleicht.  Der  jährliche  Miet- 
preis einer  Arbeiterwohnung ,  bestehend  aus  2  Zimmern  mit  Küche  oder  3  Wohn- 
räumen, beträgt  in  Merseburg  78 — 120  M.,  in  Weissenfeis  80 — 120  M.,  in  Osnabrück 
Zeitschrift  für  die  gas.  Staatswissensch.  1895.  III.  36 
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120 — 150  M.,  in  Basel  200 — 240  M.,  in  Berlin  300 — 400  M.  Man  sieht  daran,  dass 
die  Mietpreise  um  so  höher  sind,  je  grösser  die  Stadt  ist.  Ich  möchte  diese  Tabelle 
aus  meiner  Erfahrung  in  anderen  Kleinstädten  um  eine  Notiz  ergänzen.  In  der  sächsischen 
Industriestadt  Krimmitschau  an  der  Pleisse,  wo  die  von  Arbeitern  bewohnten  Häuser 
und  Wohnungen  samt  den  Mietpreisen  eine  grosse  Gleichheit  aufweisen ,  beträgt  der 
jährliche  Mietzins  einer  durchschnittlichen  Arbeiterwohnung,  die  aus  einer  Stube,  einer 
Stubenkammer  und  einer  Bodenkammer  besteht,  96  M.,  derjenige  einer  besseren  Arbeiter- 
wohnung aber ,  die  aus  einer  Stube ,  zwei  Stubenkammern  und  einer  Bodenkammer 
besteht,  120  M.  Ziemlich  dieselben  Verhältnisse  herrschen  in  dem  benachbarten 
Werdau.  Mir  scheint  es  auf  Grund  der  Lektüre  der  von  Mangoldt'schtn  Schrift,  als 
seien  die  Mietpreise  und  überhaupt  die  Wohnungsverhältnisse  zu  Merseburg  und 
Weissenfels  etwas  ungünstiger  als  in  den  vollständig  zum  mechanischen  Betrieb  über- 
gegangenen sächsischen  Industriestädten  Krimmitschau  und  Werdau. 

Fasst  man  die  Merseburger  und  Weissenfel.ser  Arbeiterwohnungsverhältnisse  unter 
dem  Gesichtspunkte  der  Wohnungsnot  zusammen,  so  giebt  es  solche  in  der  Form 
eigentlicher  Obdachlosigkeit  so  gut  wie  nicht,  wohl  aber  in  der  Form  schlechter  Be- 
schaffenheit eines  grossen,  UeberfüUung  des  grössten  und  Teuerung  eines  kleinen  Teiles 
der  Wohnungen.  Die  Ursachen  der  Wohnungsnot  sind  vor  allem  in  dem  Missver- 
hältnis zwischen  dem  Mietpreis  einer  guten  Wohnung  und  dem  Einkommen  der  Ar- 
beiterfamilien zu  suchen.  Dabei  steigen  die  Preise  des  Baulandes.  Eine  sehr  bedeu- 
tende Ursache  des  schlechten  Wohnens  sieht  von  Mangoldt  in  der  allzu  grossen 
Kinderzahl  vieler  Arbeiter. 

Von  einer  bewusst  sozialreformatorischen  Thätigkeit  der  Gemeinde-  und  Staats- 
behörden auf  dem  Gebiete  des  Wohnungswesens ,  wie  sie  vor  allem  in  der  Bauord- 
nung und  in  der  Ausmerzung  der  schlechtesten  Wohnungen  hätte  zum  Vorschein 
kommen  müssen,  sind  nach  von  Mangoldfs  Urteil  nur  ganz  schwache  Spuren  zu  be- 
merken. Die  Arbeiter  haben  in  beiden  Städten  in  der  Wohnungsfrage  gar  keine,  die 
Arbeitgeber  nur  eine  sehr  geringfügige  Thätigkeit  entfaltet. 

Es  mag  das  bisher  Gesagte  in  grossen  Zügen  eine  Zusammenfassung  des  beschrei- 
benden Teiles  der  vo?!.  Afango/dl'schen  Schrift  sein.  Die  Beschreibung  der  Wohnungs- 
verhältnisse der  Arbeiter  beider  Städte  ist  eine  tief  gründliche  und  streng  objektive. 
Die  kurze  Schrift  von  92  Seiten  enthält  ein  überaus  reiches  Material,  welches  sie 
jedem  Schriftsteller  auf  dem  Gebiete  des  Wohnungswesens  unentbehrlich  und  jedem 
Sozialpolitiker  wertvoll  macht.  Sie  beschränkt  sich  nie  auf  eine  Darstellung  der  vor- 
gefundenen Wohnungsverhältnisse,  sondern  legt  auch  die  Ursachen  derselben  dar  und 
liefert  so  einen  wichtigen  Beitrag  zur  Kenntnis  der  sozialen  und  wirtschaftlichen  Ver- 
hältnisse dieser  Gegend  und  des  deutschen  Kleinstadtlebens  überhaupt.  Als  besonders 
lesenswert  möchte  ich  jedem,  der  die  Schrift  in  die  Hand  bekommt,  das  VI.  Kapitel 
»Der  Einfluss  der  Wohnungen  auf  Gesundheit  und  Sittlichkeit«  und  das  IX.  Kapitel 
«Die  Ursachen  der  Wohnungsnot«  empfehlen.  Die  frische,  lebhafte  Sprache  und  die 
originelle  Art  der  Darstellung  erleichtern  die  Lektüre  ungemein  und  la.ssen  die  Schrift 
als  ein  vorzügliches  Mittel  zur  Einführung  in  die  sonst  schon  so  angeschwollene 
Wohnungslitteratur  erscheinen. 

Eine  ganz  besondere  Bedeutung  aber  weiss  von  Mangoldt  seiner  Schrift  zu 
verleihen ,  indem  er  dem  beschreibenden  Teile  als  Schlusskapitel  eine  Erörterung 
der  »Abhilfsmassregeln«  folgen  lässt.  Er  teilt  seine  Vorschläge  in  zwei  Klassen  ein: 
in  grundsätzliche,  welche  die  Wohnungsnot  an  der  Wurzel  fassen,  und  in  vorüber- 
gehend wünschenswerte ,  welche  nur  geeignet  sind  ,  gegenwärtig  einige    Linderung  zu 
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verschaffen.  Mit  der  Behandlung  der  ersteren  tritt  von  Mangoldt  aus  dem  auf  die 
zwei  deutschen  Kleinstädte  beschränkten  Thema  heraus  und  erörtert  das  wichtige 
Problem  der  Arbeiterwohnungsfrage  in  seiner  Allgemeinheil  und  von  Grund  aus. 

Die  bedeutsamste  Massregel  zur  Steuerung  der  Wohnungsnot  der  Arbeiter  erblickt 
von  Mangoldt  in  der  Beseitigung  des  Missverhältnisses,  welches  zwischen  dem  Ein- 
kommen der  Arbeiter  und  der  Miete,  welche  sie  zu  zahlen  haben,  besteht.  Zu  diesem 
Zwecke  wünscht  er,  dass  der  Mietpreis  verringert  und  das  Einkommen  der  Arbeiter 
erhöht  werde.  Um  die  Miete  zu  verbilligen  ,  verlangt  er  die  Ueberführung  des  ge- 
samten Bau-  und  Wohnungswesens  in  öffentlichen  Betrieb ,  des  gesamten  städtischen 
Grund  und  Bodens  samt  dem  darauf  stehenden  unbeweglichen  Eigentum  in  öffent- 
lichen Besitz.  Die  öffentliche  Korporation,  der  er  diese  Funktionen  übertragen  will, 
ist  die  Stadtgemeinde,  in  der  aber  die  Arbeiterklasse  einen  viel  weitergehenden  Einfluss 
haben  soll,  als  dies  heut  der  Fall  ist. 

Inwiefern  verspricht  sich  von  Mangoldt  von  diesem  städtischen  Betrieb  eine  Ver- 
billigung  der  Mieten?  Das  Bauwesen  würde  nunmehr  alle  Vorteile  des  Grossbetriebes 
geniessen  und  der  Grossbetrieb  hat  ja  in  der  That  auf  allen  Gebieten  der  gewerblichen 
Produktion  die  Kosten  verringert.  Die  .Stadt  würde  als  Bauunternehmer  einen  billigeren 
Kredit  als  Privatleute  geniessen  und  also  die  Mieten ,  die  dann  immerhin  noch  ein 
bestimmtes  Kapital  verzinsen  müssen,  entsprechend  niedriger  als  die  Privatunternehmer 
und  -Eigentümer  stellen  können.  Die  mancherlei  Unkosten  und  Verluste,  welche 
jetzt  bei  der  gegenwärtigen  bekannten  schwindelhaften  Art  so  zahlreicher  Bauunter- 
nehmungen auf  den  Bau  sich  häufen,  wurden  vermieden  werden. 

Die  Grundrente  endlich  würde  vollständig  dem  gemeinen  Säckel  zufallen.  Zum 
grossen  Teile  würde  nun  die  künstlich  durch  das  private  Monopol  an  dem  Bauland 
erzeugte  Grundrente  überhaupt  wegfallen  und  die  Mieten  um  einen  entsprechenden 
Betrag  billiger  werden  können.  Dass  diese  von  v.  Mangoldt  angeführten  Umstände 
die  Miete  verbilligen  werden,  wird  zugegeben  werden  müssen.  Er  begnügt  sich  aber 
nicht  mit  der  durch  sie  erreichten  Verbilligung,  sondern  setzt  es  als  natürlich  voraus, 
»dass  zwar  allenfalls  der  Bauwert  der  Häuser  voll ,  der  Rentenwert  des  Grund  und 
Bodens  aber  höchstens  zu  einem  kleinen  Teile  abgelöst  wird«. 

Eine  solche  Zwangsenteignung  des  Grundeigentumes  würde  meiner  Ansicht  nach 
eine  grosse  Ungerechtigkeit  darstellen  und  daher  entschieden  zu  missbilligen  sein. 
Allerdings  hat  es  an  ganz  unentgeltlichen  Zwangsenteignungen  auch  in  Deutschland 
im  19.  Jahrhundert  nicht  gefehlt,  so  z.B.  in  Preussen  bei  dem  Jagdrecht  auf  fremdem 
Boden  nach  dem  Gesetz  vom  31.  Oktober  1848,  §  i.  Aber  die  Zwangsabtretung  des 
städtischen  Grund  und  Bodens  ist  von  so  einschneidender  Bedeutung,  dass  eine  volle 
Entschädigung  der  Grundeigentümer  gefordert  werden  muss.  Soviel  ich  sehe,  erkennt 
auch  Adolf  Wagtier  in  der  neuesten  Auflage  seiner  »Grundlegung«  einen  Rechtsan- 
spruch auf  volle  Entschädigung  bei  der  Zwangsabtretung  des  Grundeigentumes  an 
(vgl.  Adolf  Wagner,  Grundlegung  der  politischen  Oekonomie,  III.  Auflage,  II.  Teil, 
Volkswirtschaft  und  Recht,  S.  561.  Leipzig,  1894).  Dabei  ist  es  selbstverständlich, 
dass  nicht  der  lucrum  cessans  vergütet  werden  kann. 

von  Mangoldt  trägt  kein  Bedenken ,  nicht  nur  das  Eigentum  am  Grund  und 
Boden  ,  sondern  auch  am  Hause  in  das  Gemeineigentum  und  überdies  das  Bauwesen 
in  den  Gemeinbetrieb  zu  übertragen.  Es  ist  das  eine  konsequente  Lösung  des  Problems, 
aber  die  Schwierigkeiten  der  praktischen  Durchführung  wachsen  damit  bedeutend. 
Adolf  Wagtier ,  der  von  allen  Nationalökonomen  diese  Fragen  am  gründlichsten  er- 
örtert hat ,    legt    die    dadurch    auftauchenden  Schwierigkeiten    mit    aller  Schärfe  klar 
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(S,  500  ff.  des  gen.  Werkes).  Aber  auch  er  hält  diese  konsequentere  Lösung  des 
Problems  nicht  für  unmöglich  und  unwahrscheinlich.  Nur  schlägt  er,  anders  als  von 
Maiigüldt,  folgendes  Schema  desjHerrschaftsverhältnisses  vor :  beim  Boden  staatliches 
Gemeingut  und  kommunale  Gemeinnutzung,  beim  Hause  kommunales  Gemeingut  und 
Privatnutzung.  Das  Bauwesen  würde  demnach  in  den  Betrieb  der  Kommune  über- 
gehen. Mich  haben  die  Ausführungen  Adolf  Wagner'%  überzeugt,  dass  sein  Vorschlag 
der  besser  durchführbare  ist. 

Die  Hebung  des  Einkommens  der  Arbeiter  erwartet  von  Mangoldt  von  einer 
besseren,  gleichmässigeren  Verteilung  des  Volkseinkommens.  Die  letztere  wird  sicher 
durch  die  Aufhebung  des  privaten  städtischen  Grund-  und  Hauseigentums  mächtig 
gefördert  werden.  Auch  die  anderen  Faktoren,  welche  v.  Mangoldt  erwähnt,  z.  B. 
ein  Fortschreiten  des  Arbeiterschutzes,  des  Bildungswesens,  der  Gewerkschaften,  sowie 
eine  soziale  Finanz-  und  Steuerpolitik  vermögen  eine  gleichmässigere  Verteilung  des 
Volkseinkommens  herbeizuführen.  Mir  scheint  aber ,  als  überschätze  von  Mangoldt 
die  Bedeutung  einer  gleichmässigeren  Verteilung  des  Volkseinkommens  für  die  He- 
bung des  Einkommens  der  arbeitenden  Klassen.  Der  Wert  einer  gleichmässigeren 
Verteilung  des  Volkseinkommens  erscheint  mir  in  erster  Linie  darin  zu  liegen,  dass 
sie  zu  einer  Erhöhung  des  Reineinkommens  der  Nation  wesentlich  beiträgt.  An  die 
Spitze  dieser  Erörterung  hätte  v.  Mangoldt  die  Forderung  einer  Erhöhung  des  Rein- 
einkommens der  Nation  stellen  müssen.  Wenn  v.  Mangoldt  von  der  Möglichkeit, 
das  Reineinkommen  der  Nation  zu  erhöhen  ,  mehr  überzeugt  wäre  ,  würde  er  wohl 
auch  eine  volle  Entschädigung  bei  der  Zwangsenteignung  des  städtischen  Grund- 
eigentums verlangt  haben.  Es  ist  meines  Erachtens  von  höchstem  Werte  für  die 
praktische  Durchführung  aller  sozialen  und  wirtschaftlichen  Reformen,  dass  die  National- 
ökonomen fort  und  fort  darauf  hinweisen,  wie  diese  Reformen  zu  einer  Erhöhung  des 
Reineinkommens  der  Nation  führen  und  damit  nicht  nur  eine  Vermehrung  der  Ge- 
samtmasse des  Arbeitslohnes ,  sondern  auch  des  Kapitalzinses,  Unternehmergewinnes 
und  auch  der  Grundrente  —  soweit  das  private  Grundeigentum  nicht  beseitigt  wird  — 
zur  Folge  haben.  Wird  dieser  Hinweis  unterlassen  oder  verlangt  man  gar  eine  Zwangs- 
enteignung ohne  volle  Entschädigung ,  so  darf  man  sich  nicht  wundern ,  wenn  die 
besitzenden  Klassen  einer  Fortführung  der  sozialen  Reformen  wenig  Neigung  ent- 
gegenbringen. 

Wenn  man  die  Klasse  der  »reichen  Leute«  ,  seien  sie  Kapitalisten  ,  Grundeigen- 
tümer oder  Unternehmer ,  als  ein  Ganzes  ansieht ,  so  wird  man  ihr  schwerlich  den 
Vorwurf  machen  können,  dass  sie  zu  viel  Luxus  treibe  oder  zu  viel  spare,  d.  h.  ka- 
pitalisiere. Der  eine  Vorwurf  schliesst  den  andern  aus.  Die  Zahl  der  Verschwender 
wird  aufgewogen  durch  die  Zahl  der  Geizhälse.  Und  das  Interesse  der  Produktion 
erfordert  sowohl  Luxus  als  Kapitalisierung.  Die  Rechtfertigung  einer  energischen  so- 
zialen und  wirtschaftlichen  Reform ,  vor  allem  einer  Hebung  des  gesamten  Arbeits- 
lohnes der  Nation,  sehe  ich  in  erster  Linie  in  der  dadurch  herbeigeführten  Steigerung 
des  Reineinkommens  der  Nation. 

Ueber  die  einstweiligen  Abhilfemassregeln  ,  welche  von  Mangoldt  unter  beson- 
derer Bezugnahme  auf  Merseburg  und  Weissenfeis  vorschlägt ,  mag  an  dieser  Stelle 
nur  soviel  gesagt  werden,  dass  sich  unter  ihnen  auch  die  von  Oberbürgermeister  Adickes 
vorgeschlagene  Umlegung  und  Zonenenteignung  findet. 

Bevor  wir  das  fesselnd  geschriebene  Buch  aus  der  Hand  legen ,  wollen  wir  es 
noch  einmal  kurz  überschauen.  Es  ist  durchtränkt  von  echt  sozialem  Geiste  und  steht 
ganz  eigentlich  im  Zeichen  der  Zeit.    Der  Verfasser  hat  sich  das  Verdienst  erworben. 


Litter  atur.  563 

den  zuerst  im  Jahre  1872  von  Adolf  Wagner  betonten  Zusammenhang  zwischen  der 
Wohnungsnot  und  dem  privaten  städtischen  Grundbesitz  vom  Standpunkte  der  klein- 
städtischen Verhältnisse  aus  klar  zu  legen  und  Abhilfe  zu  fordern.  Nach /Ittot/ Wag- 
ner's  Meinung  ist  die  praktische  Verwirklichung  des  Gemeineigentums  am  städtischen 
Boden  samt  Gebäuden  für  irgend  absehbare  Zeit  noch  nicht  zu  erwarten,  aber  nicht, 
weil  diese  Verwirklichung  so  ausserordentlich  schwierig  und  bedenklich  wäre,  sondern, 
weil  die  Forderung  fast  noch  keine  Unterstützung  in  der  öffentlichen  Meinung  findet 
(ebenda  S.  506).  Die  von  Afango/dt' sehe  Schrift  erscheint  sehr  geeignet,  die  öffent- 
liche Meinung  für  diese  Forderung  zu  gewinnen. 

Die  Schrift  bildet  einen  neuen  Beweis  dafür,  dass  die  jüngste  Generation  volkswirt- 
schaftlicher Schriftsteller  wie  keine  zuvor  von  sozialreformatorischem  Geiste  beseelt 
und  insonderheit  von  der  Ueberzeugung  durchdrungen  ist ,  dass  das  zwangsgemein- 
wirtschaftliche  System  bedeutend  fortschreiten  müsse,  wenn  anders  die  soziale  Frage 
ihre  Lösung  finden  solle. 

Dieses  Erstlingsbuch  des  jungen  Autors  lässt  erwarten,  dass  dieser,  der  Sohn  des 
bekannten,  zu  früh  verstorbenen  Professors  der  Nationalökonomie  von  Mangoldt^  noch 
manchen  wertvollen  Beitrag  zur  Volkswirtschaftslehre   liefern  wird. 

Um  dem  Leser  einen  Begriff  zu  geben ,  welcher  Geist  die  Schrift  »Aus  zwei 
deutschen  Kleinstädten«  durchweht,  lasse  ich  die  Schlussworte  des  Dr.  jur.  Karl  von 
Mangoldt  hier  folgen : 

»Und  damit  wären  wir  denn  wirklich  am  Ende  unserer  Abhandlung  angelangt. 
Wir  geben  uns  der  Hoffnung  hin,  dass  sie  ein  wenig  dazu  beitragen  werde,  das  Los 
der  Armen  und  Unterdrückten  zu  erleichtem.  Vielleicht  gewinnt  sie  denn  doch  der 
Sache  des  sozialen  Fortschrittes  diesen  oder  jenen  neuen  furchtlosen  Kämpen.  Und 
im  Geiste  drücken  wir  dem  neuen  Streitgenossen  die  Hand  und  rufen  ihm  zu ;  Frisch 
und  mutig  ans  Werk !  Unser  ist  der  Sieg !  Denn  wir  kämpfen  im  Namen  dessen, 
wonach  die  Menschen  nie  aufhören  werden,  sich  zu  sehnen  und  was  sie  glücklicher 
macht,  als  jeder  Haufen  Goldes/  im  Namen  der  Liebe  und  Gerechtigkeit!« 

Herrnhut  (Kgr.  Sachsen),  Januar  1895.  Rudolf  Martin. 


Zur  neuesten  Litteratur  über  Genossenschaftswesen 
von  Dr.   W.   T  r  o  e  1  t  s  c  h. 

Haentschke,  H.,  Die  ge'iverblichen  Produktivgenossenschaften  in  Deutschland.    Bei- 
trag zur  Förderung  der  Handwerker-  und  Arbeiterfrage.    Charlottenburg.    Adolf 
Gertz.     1894.     350  S. 
Knittel,  Dr.  Albert,  Beiträge  zur  Geschichte  des  deutschen  Genossenschaftswesens. 
Freiburg  i.   B.    und    Leipzig.     J.  C.  B.  Mohr.     1895.    VI,    124  S.    mit  vielen 
Tabellen. 
Diese  beiden  neuesten  Veröffentlichungen  über  Genossenschaftswesen   entstammen 
der  Feder  von  Freunden  dieser  Bestrebungen.     Aber  darüber  hinaus  haben  sie  nicht 
viel  gemein.     Das  erstgenannte  Buch  des  zweiten  Sekretärs  des  allgemeinen  Verbands 
der  deutschen  Erwerbs-  und  Wirtschaftsgenossenschaften  bietet  nicht  so  sehr  Urteile,   als 
eine  Summe  zusammengetragenen  Materials,  das  der  Verfasser  so  gut  wie  unbearbeitet 
gelassen  hat.     Die  zweite,    von  einem  Schüler  Brentano'%  verfasste  Schrift    trägt  den 
Stempel  systematischer  kritischer  Schulung,  greift  jedoch  als  Grundlage  für  das  Raissonne- 
ment  die  Geschichte  und  die  Resultate    einer  nur  kleinen  Zahl  von  Genossenschaften 
heraus. 
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Haentsclikc%  Arbeit  gegenüber  wirft  sich  zunächst  die  Frage  auf,  was  denn  unter 
gewerblicher  Produktivgenossenschaft  im  sozialpolitisch  relevanten  Sinn  zu  verstehen  sei. 

Der  Verfasser  empfindet  selbst,  dass  gemeinhin  unter  diesem  Namen  ganz  ver- 
schiedene Dinge  zusammengefasst  werden.  »Im  allgemeinen«  definiert  er  sie  (in  der 
Einleitung)  als  Vereinigung  von  Personen  zur  Herstellung  und  zum  Verkauf  von  Ge- 
genständen des  täglichen  Gebrauchs  auf  gemeinsame  Rechnung  durch  gemeinsamen 
gewerblichen  Geschäftsbetrieb.  Die  Teilnahme  an  letzterem  braucht  nicht  notwendig 
in  Mitarbeit  zu  bestehen ,  auch  eine  Beschränkung  auf  blosse  Kapitalbeteiligung  (ob 
aller ,  ob  nur  einzelner  Genossen  ,  fügt  Haentschke  nicht  bei)  genügt.  Wir  wollen 
nicht  genauer  untersuchen,  ob  die  in  diesem  Beisatz  liegende  Verflachung  des  allge- 
meinen Begriffs  folgerichtig  oder  zweckmässig  ist.  Uns  scheint  jedoch,  dass  von  ge- 
meinsamem Geschäftsbetrieb  nicht  gesprochen  werden  kann  bezüglich  derer,  die  lediglich 
Kapital  zuschiessen,  die  Arbeit  aber  anderen  überlassen,  und  dass,  wie  nachher  noch 
zu  zeigen  ist,  das  Wesen  der  Produktivgenossenschaften  im  einzelnen  eben  davon  ab- 
hängt, ob  gemeinschaftliche  Arbeit  erfolgt  oder  nicht. 

Haentschke  scheidet  nun  innerhalb  des  weiteren  Begriffs  mit  der  löblichen  Ab- 
sicht, klarer  zu  sehen,  4  Klassen  von  gewerblichen  Produktivgenossenschaften : 

a.  die  von  Handwerkern,  Kleinmeistern  und  Lohnarbeitern  eines  Gewerbes  spontan 
errichteten:   »die  reinste  Form«; 

b.  3.  Wohlfahrtsgenossenschaften«,  künstliche  Gründungen  auf  humanitärer  Grundlage  ; 

c.  Genossenschaften  von  »Unternehmern«,  d.  h.  von  »Berufsklassen,  die  nicht 
das  Gewerbe  betreiben ,  welches  durch  die  Produktivgenossenschaft  ausgeübt  wird«  ; 
sie  dienen  lediglich  kapitalistischen  Zwecken.  Zu  ihnen  rechnet  er  Brau-  und 
Brennereigenossenschaften,  die  meisten  genossenschaftlichen  Buchdruckereien ; 

d.  in  Diensten  bestimmter  Konsumentenkreise  und  Konsuminteressen  stehende  Ge- 
nossenschaften (z.  B.  Bäckereien,  Mühlen). 

Für  die  »soziale  Frage«  ')  erscheinen  ihm  nur  die  beiden  ersten  Arten  von  Bedeutung. 

Zugegeben ,  dass  eine  Abtrennung  der  unter  b  und  d  genannten  Art  berechtigt 
ist;  —  denn  beide  Genossenschaftsarten  arbeiten  unter  ganz  anderen  und  unvergleich- 
lich viel  günstigeren  Bedingungen ,  die  erstere  bezüglich  der  Kapitalbeschaffung  und 
Leitung,  die  letztere  bezüglich  des  Absatzes  —  so  fragt  sich,  ob  eine  weitere  Auf- 
lösung der  noch  übrigen,  unter  dem  Namen  »Produktivgenossenschaften«  bestehenden 
Gebilde  in  der  vom  Verfasser  bewerkstelligten  Weise  sich  empfiehlt. 

Dass  eine  strenge  Scheidung  zwischen  Böcken  und  Schafen  dringend  notwendig 
ist,  wenn  man  in  den  Anschauungen  über  die  Zukunft  der  Produktivgenossenschaften 
weiter  kommen  will,  wird  niemand  leugnen.  Erfolgt  sie  aber  wirklich  durch  die  von 
Haentschke  vertretene  Scheidung  der  Handwerker-  und  Arbeitergenossenschaften  von 
den  »Unternehmergenossenschaften«  (oben  c)  bezw.  führt  der  Verfasser  diese  Scheidung 
konsequent  durch  ? 

Um  präzise  zu  sein,  müssen  wir  uns,  genauer  als  Haentschke  dies  thut,  die  Ziele 
vergegenwärtigen ,  die  den  auf  Selbsthilfe  ruhenden  Produktivgenossenschaften ,  so- 
weit sie  die  Lage  der  Genossen  als  Produzenten  zu  verbessern  suchen,  vorgesteckt 
sind.     Man  knüpft  an  sie  in  drei  Richtungen  Hoffnungen : 


i)  Er  versteht  darunter  offenbar  nur  die  Hebung  der  sozialen  Stellung  der  Pro- 
duzenten. Denn  nur  unter  dieser  Supposition  ist  es  verständlich,  dass  Haentschke 
den  Produktivgenossenschaften  der  Konsumenten  keine  soziale  Bedeutung  beimisst. 
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1)  Den  selbständigen  Handwerker  im  Kampf  mit  dem  Grossbetrieb  zu  stärken, 
ihm  die  Vorteile  des  Grossbetriebs  zugänglich  zu  machen. 

2)  Den  unselbständigen  Arbeiter  des  Grossbetriebs  aus  sich  selbst  allein  heraus 
zum  Unternehmer  zu  machen. 

3)  Gleichzeitig  mit  diesen  Zielen  eine  Versöhnung  zwischen  Arbeil  und  Kapital 
herbeizuführen. 

Die  beiden  erstgenannten  Ziele  sind  durchaus  vom  letzten  zu  scheiden.  Jene 
lassen  die  heutigen  Grundlagen  des  Gescliäftsbetriebs,  die  »kapitalistische«  Form  der 
Unternehmung,  nicht  nur  unberührt,  sondern  passen  sich  derselben  geradezu  an.  Das 
an  dritter  Stelle  genannte  Ziel  setzt  sich  dagegen  mit  dem  heutigen  »Kapitalismus« 
bewusst  in  Widerspruch. 

Ist  dies  richtig,  so  sind  offenbar  die  Genossenschaften  mit  jenen  beiden  ersten 
Zielen  wohl  zu  trennen  von  denen,  die  das  dritte  Problem  zu  lösen  bestrebt  sind  und 
wir  haben  so  statt  Haentschke's  Trennung  der  Genossenschaften  ad  a  und  c  viel  mehr 
auseinander  zu  halten 

I.  Genossenschaften,  in  denen  (eventuell  auch  von  Arbeitern,  Handwerkern)  aus- 
schliesslich oder  ganz  überwiegend  kapitalistische  Interessen  zur  Geltung  gebracht 
werden,  wo  also  z.  B.  der  Genosse,  auch  wenn  er  ehedem  abhängiger  Arbeiter  war, 
gegenüber  nicht  genossenschaftlichen  Arbeitern  lediglich  den  Standpunkt  des  für  die 
bestmögliche  Verzinsung  seines  Geschäftskapitals  bedachten  Unternehmers  vertritt,  wo 
sich  die  Mehrzahl  oder  alle  Genossen  baldmöglichst  von  der  gewerblichen  Mitarbeit 
zurückzuziehen  sucht,  höchstens  noch  die  Leitung  in  Händen  behält.  In  allen  diesen 
Fällen  darf  die  genossenschaftliche  Form ,  der  Zusammenhang  mit  der  Anwaltschaft 
nicht  darüber  täuschen,  dass  in  Wirklichkeit  lediglich  Kapitalgesellschaften  vorliegen, 
denen  genossenschaftlicher  Geist  fehlt.  Diese  Erwerbsgesellschaften  mögen,  das  soll 
nicht  verkannt  sein,  dabei  im  einzelnen  häufig  ihre  Teilnehmer  von  der  Abhängigkeit 
zur  Selbständigkeit ,  von  der  Armut  zur  Behäbigkeit ,  von  stumpfer  Resigniertheit  zu 
Geschäftseifer  emporheben,  was  ohne  sie  vielleicht  nie  erfolgt  wäre,  aber  bei  den  Be- 
strebungen ,  Kapital  und  Arl)eit  mit  einander  zu  versöhnen ,  fallen  sie  nicht  in  die 
Wagschale. 

II.  Genossenschaften,  die  neben  der  Kapitalgeraeinschaft  eine  Arbeitsgemeinschaft 
wenigstens  der  Mehrzahl  ihrer  Mitglieder  darstellen,  die  die  Arbeit  als  solche  ehren, 
indem  sie  bewusst  das  Ziel  verfolgen,  ihren  arbeitenden  Genossen  und  Nichtgenossen 
in  Gestalt  hoher  Löhne,  Gewinnbeteiligung,  Arbeiterfürsorge,  Beteiligung  an  der  Ge- 
schäftsleitung einen  engeren  Anschluss  an  das  Geschäft  und  höheren  Anteil  am  Er- 
trag zu  sichern,  als  kapitalistische  Unternehmen.  Diese  Genossenschaften  haben  wirklich 
sozialreformatorische  Bedeutung. 

Haentschke  scheint  d  i  e  s  e  Scheidung  vorgeschwebt  zu  haben,  wenn  er  mehrfach 
von  der  sozialpolitischen  Wertlosigkeit  der  Unternehmergenossenschaften  und  dem 
Mangel  an  genossenschaftlichem  Geist  auch  in  anderen  Produktivgenossenschaften 
spricht.    Aber  er  hat  sich  zu  dieser  Scheidung  weder  klar  noch  konsequent ')  bekannt. 


i)  Mangel  an  Folgerichtigkeit  zeigt  sich  übrigens  bei  Häntschke  auch  dann,  wenn 
man  seine  Unterscheidungsmerkmale  acceptiert.  Unter  den  von  ihm  .S.  213  ff.  auf- 
gezählten und  zum  Teil  beschriebenen  gewerblichen  Unternehmerproduktivgenossen- 
schaften finden  sich  nämlich  i)  eine  Reihe  landwirtschaftlicher  Produktiv- 
genossenschaften (Brennereien,  Kartoffelmehlherstellung);  21  mehrere  blosse  Absatz- 
und  Handelsgenossenschaften  (Nr.   104,   109  seines  Verzeichnisses),  die  beide  in  einem 


566  Litteratur. 

Seine  Definition,  dass  Unternehmergenossenschaften  die  seien,  die  von  »Unter- 
nehmern« ,  von  Personen  aus  Berufsklassen,  die  nicht  das  später  von  der  Produktiv- 
genossenschaft vertretene  Gewerbe  treiben,  zu  kapitalistischen  Zwecken  errichtet  sind, 
trifft  den  Kern  der  Sache  nicht. 

Vor  allem  ist  zu  bemängeln,  dass  die  Begriffsbestimmung  mit  abgestellt  ist  auf 
die  Berufszugehörigkeit  der  Gründer  ,  auf  die  Thatsache ,  dass  die  Gründer  aus  dem 
»Unternehmerstand«  hervorgegangen  sind. 

Diese  Verquickung  subjektiver  Eigenschaften  mit  objektiven  Zielen  in  der  Defi- 
nition hat  zur  Folge,  dass  von  Handwerkern  begründete,  aber  zu  kapitalistischen  Ge- 
sellschaften gewordene  Produktivgenossenschaften  nicht  zu  den  Unternehmergenossen- 
schaften gerechnet  werden ,  z.  B.  die  Parketfabrik  in  Dresden ,  die  24  000  M.  Ein- 
trittsgeld fordert.  Oder  wie  will  der  Verfasser  entscheiden,  wenn  eine  von  Kaufleuten 
errichtete  Produktivgenossenschaft  etwa  durch  Kauf  in  die  Hände  von  Handwerkern 
gelangt  ?  Wir  fragen  weiter :  Welcher  Unterschied  besteht  denn  zwischen  der  von 
■Haentsckke  als  leuchtendes  Beispiel  einer  Handwerkergenossenschaft  gepriesenen  Antik- 
leistengenossenschaft in  Burg  und  der  zu  den  Unternehmergenossenschaften  gezählten 
Genossenschaftsbuchdruckerei  in  Konstanz?  In  beiden  arbeiten  nur  2 — 3  Genossen 
mit ,  die  übrigen  sind  lediglich  Kapitalisten  oder  zu  Kapitalisten  geworden.  Beide 
verteilen  den  Gewinn  ausschliesslich  nach  Massgabe  der  Kapitalanteile. 

Uns  scheint ,  nicht  der  Stand  oder  Berufs  zweig,  aus  dem  sich  die 
Gründer  oder  Mitglieder  rekrutieren,  sondern  die  statutenmässigen  und  sonstigen  Grund- 
sätze, nach  welchen  bei  der  ganzen  Geschäftsführung ,  z.  B.  bei  der  Gewinnver- 
teilung, der  Behandlung  der  arbeitenden  Genossen  und  Nichtgenossen  etc.  verfahren 
wird,  sind  entscheidend  für  das  Wesen  und  den  Wert  der  einzelnen  Produktivgenossen- 
schaften. Entartete  Handwerker-  oder  Arbeitergenossenschaften  sind  so  wenig  vv'ie  Ge- 
nossenschaften brauberechtigter  Bürger  Produktivgenossenschaften  mit  für  eine  soziale 
Reform  in  Betracht  kommenden  Erfolgen. 

Freilich  eine  derartig  scharfe  Grenze  zu  ziehen,  mag  einen  Beamten  des  aAllge- 
ineinen  Verbands«  Ueberwindungen  kosten ;  denn  die  Zahl  der  Produktivgenossen- 
schaften, bei  denen  der  »genossenschaftliche  Geist«  zugleich  einen  Vorkampf  kämpft 
für  die  Sozialreform  ,  für  eine  Ausgleichung  der  Interessen  von  Kapital  und  Arbeit, 
schmilzt  dabei  zusammen  wie  Schnee  im  Sonnenschein.  Aber  ohne  solche  Begrenzung 
hat  alles ,  was  über  Wert  und  Zukunft  der  Produktivgenossenschaften  gesagt  wird, 
keinen  Halt. 

Dieser  Mangel  an  begrifflicher  Schärfe  und  an  Kritik  zieht  sich  wie  ein  Faden 
durch  das  ganze  Haentschke'sche  Buch. 

Schon  seine  Mitteilungen  über  die  Produktivgenossenschaften  des  Auslands  sind 
dadurch  stark  beeinflusst ;  sie  entbehren,  auch  wenn  man  ihnen  die  »lakonische  Kürze« 
zu  Gut  hält,  nicht  nur  ganz  der  Kritik ,  sondern  lassen  auch  meist  gerade  die  wich- 
tigsten Punkte,  die  Art  der  Entstehung ,    das  Verhältnis   der  blossen  Kapitalteilhaber 


Buch  über  »gewerbliche«  und  »Produktiv«  genossenschaften  doch  füglich 
wegzulassen  waren.  Sodann  drängt  sich  auch  die  Frage  auf,  ob  nicht  die  sozialdemo- 
kratischen Buchdruckergenossenschaften ,  da  sie  wegen  ihrer  politischen  Ziele  von 
vorneherein  mit  einem  festen  Kreis  von  Abnehmern  rechnen  können  und  teilweise 
eben  dem  Bedürfnisse  dieser  Kreise  ihre  Entstehung  verdanken,  mehr  den  Produktiv- 
genossenschaften der  Konsumenten  zuzuzählen  sind  ,  als  einer  anderen  Gruppe 
von  Produktivgenossenschaften, 


I 
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zu  den  arbeitenden  Genossen,  das  Verhältnis  der  letzteren  zu  den  verwendeten  Nicht- 
genossen,  die  Höhe  der  Löhne  nicht  erkennen.  So  z.  B.  bei  den  französischen 
Produktivgenossenschaften,  wo  der  Verfasser  Erfolge  der  Genossenschaftsidee  bewiesen 
zu  haben  glaubt  durch  Zahlenangaben  über  den  meist  glänzenden  Geschäftsgang,  über 
die  erfolgten  Prämiierungen.  Wir  verweisen  z.  B.  darauf,  dass  Criiger  (Handw.  d. 
Staatsw.)  die  von  Haaitschke  erstgenannte  französische  Produktivgenossenschaft  (S.  13) 
als  dem  Genossenschaftsgeist  entfremdet  bezeichnet.  Immerhin  ist  das  häufige  Vor- 
kommen von  Gewinnbeteiligung  aller  Arbeiter  ein  erfreuliches  Zeichen. 

Bei  den  Angaben  über  englische  Produktivgenossenschaften ,  wobei  er  nur 
die  Produktivgenossenschaften  der  Konsumenten  ausschliesst ,  giebt  Haentsckke  zwar 
die  kritischen  Aeusserungen  von  Frau  Beatrice  Potter  wieder,  aber  mit  innerem  Wider- 
streben und  ohne  selbst  weiter  den  Massstab  der  Kritik  anzulegen,  obwohl  doch  das 
Vorkommen  von  Kapitaldividenden  von  11,  14,  15 — 20  Proz.,  das  Vorherrschen  von 
Dividenden  an  die  Konsumenten  gegenüber  der  Gewinnbeteiligung  der  Arbeiter  ge- 
radezu dazu  einlädt.  Die  tabellarische  Zusammenstellung  des  dem  Verfasser  zugäng- 
lichen Materials  hat  deshalb  (auch  abgesehen  von  der  Bedenklichkeit  einer  einfachen 
Addition  der  sehr  unvollständigen  und  vermutlich  auch  heterogenen  Angaben)  keinerlei 
Wert  und  es  erscheint  höchst  gewagt,  »erfreuliche  Resultate  der  genossenschaftlichen 
Selbsthilfe«  in  England  (p,  30)  zu  konstatieren. 

Wir  übergehen  die  Angaben  über  andere  fremde  Länder  und  verweisen  nur  da- 
rauf, dass  die  für  30  »Produktivgenossenschaften«  Oesterreichs  gegebene  brauch- 
barere Zusammenstellung  wenigstens  annähernd  zeigt,  wie  sehr  auch  da  das  Moment 
gemeinschaftlicher  Kapitalbeschaffung  vielfach  das  Ziel  gemeinschaftlicher  Arbeit  zu- 
rückdrängt. 

Die  Darstellung  der  deutschen  gewerblichen  Produktivgenossenschaften,  den 
Kern  seiner  Arbeit ,  teilt  der  Verfasser  zweckmässig  in  2  Teile :  zunächst  beschäftigt 
er  sich  eingehend  (p.  47 — 202)  mit  den  aufgelösten  Produktivgenossenschaften, 
dann  (p.  203—324)  mit  den  (in  seinem  Sinne)  bestehenden,  wobei  jedesmal 
allgemeinen  zusammenfassenden  Bemerkungen  eine  Aufzählung  der  in  Betracht  köm- 
menden und  eingehendere  Mitteilungen  über  einzelne  Produktivgenossenschaften  folgen. 

Es  ist  anzuerkennen,  dass  Haentsckke  Dank  der  Unterstützung  von  Genossenschafts- 
beamten ein  viel  umfangreicheres  Material  zusammengebracht  hat ,  als  Rabbeno  es 
seiner  Zeit  seinem  Buche  zu  Grund  legen  konnte.  Aber  weder  die  Sammlung,  noch 
die  Bearbeitung  desselben  ist  unter  den  für  das  schliessliche  Urteil  entscheidenden  Ge- 
sichtspunkten erfolgt. 

Was  die  aufgelösten  Produktivgenossenschaften  betrifft ,  so  müssen  wir  uns 
unter  Verzicht  auf  eine  weitere  Kritik  und  weitere  Einzelheiten  mit  folgenden  statisti- 
schen Angaben  begnügen. 

Nach  Haentsckke  sind  bis  einschliesslich  1893  322  gewerbliche  Produktivgenossen- 
schaften gegründet  worden  und  davon  213  [■=z  66  Proz.)  wieder  zu  Grund  gegangen. 
Davon  lösten  sich  auf  1874—77:  50,  1889  -  93:  50,  in  den  übrigen  21  Jahren  (1864 — 73, 
1878 — 88):  72.  Für  41  Genossenschaften  konnte  die  Zeit  der  Auflösung  nicht  be- 
stimmt -werden.  Zum  Vergleich  mit  dieser  Vergänglichkeit  führen  wir  an ,  dass  in 
Preussen  bis  Ende  1882  nur  21  Proz.  der  überhaupt  gegründeten  Aktiengesellschaften 
mit  17  Proz.  des  Kapitals  und  in  Bayern  von  1834 — 1883  nur  33  Proz.  dieser  Gesell- 
schaften mit  40  Proz.  des  Kapitals  wieder  eingegangen  sind. 

Wenn  nur  19  der  aufgelösten  Produktivgenossenschaften  durch  Konkurs  endigten 
(meist  in  neuerer  Zeit),  so  ist  das  ein  Zeichen,  wie  zurückhaltend  fremde  Kreditgeber 
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den  Genossenschaften  gegenüber  waren.  Dass  gerade  gut  rentierende  Genossenschaften 
auch  äusserhch  andere  handelsrechtliche  Formen  annahmen,  durch  die  den  Teilhabern 
ausschliesslich  die  Früchte  ihrer  Arbeit  gewahrt  blieben,  ist  zwar  für  die  Verfechter 
des  Genossenschaftswesens  eine  betrübende  Erscheinung ;  dieselbe  liefert  aber  für  jeden 
Weiterblickenden  in  Verbindung  mit  der  häufigen  bloss  inneren  Entartung  den  Be- 
weis, wie  wenig  von  Produktivgenossenschaften  als  dauernden  und  allgemeinen  Ein- 
richtungen zu  erhoffen  ist. 

Kommt  auch  eine  Lebensdauer  von  29  Jahren  und  ähnlichen  Zeiträumen  ver- 
einzelt vor,  so  fehlte  es  doch  den  meisten  zu  Grund  gegangenen  Genossenschaften 
von  vorneherein  an  Lebenskraft.  Von  6q  Genossenschaften  (=  43  Proz.  aller  ge- 
nauer bekannten  und  nicht  in  andere  Formen  umgegossenen  Genossenschaften)  kann 
man  feststellen,  dass  sie  in  den  ersten  3  Jahren  nach  dem  Gründungsjahr  sich  auf- 
lösten. Da  von  den  unbekannten  41  wohl  die  meisten  ebenfalls  in  diese  Kategorie 
fallen ,  so  erwiesen  sich  annähernd  60  Proz.  nicht  einmal  für  kurze  Zeit  lebensfähig. 

An  bestehenden  Produktivgenossenschaften  zählt  Haentschke  (unter  Berück- 
sichtigung seiner  eigenen  Korrekturen  S.  213  und  214)  107  auf.  Er  weicht  damit  er- 
heblich von  den  Zahlen  der  letzten  »Jahresberichte«  ab  (Ende  Mai  1893;  128,  Ende 
Mai  1894 :  120).  Nach  Haentschke  verteilen  sich  diese  107  in  32  von  Handwerkern 
und  Arbeitern,  42  von  »Unternehmern«  aus  anderen  Berufskreisen  errichtete,  in  31 
Konsumentenproduktivgenossenschaften,  endlich  in  2  sog.  Wohlfahrtsgenossenschaften. 

Acceptieren  wir  nun  für  den  Augenblick  des  Verfassers  Standpunkt ,  dass  ge- 
nossenschaftlich bezw.  sozialpolitisch  wertvoll  (abgesehen  von  den  letztgenannten  2) 
jene  32  Handwerker-  und  Arbeitergenossenschaften  seien,  so  bleibt  doch  dieser  Er- 
folg einer  in  Deutschland  fast  40jährigen  Geschichte  —  es  fällt  noch  ins  Gewicht,  dass 
von  den  fraglichen  Genossenschaften  9  erst  seit  1890  begründet  sind  und  somit  die 
Zeit  der  »Kinderkrankheiten«  noch  kaum  überstanden  haben  dürften  —  ein  ausser- 
ordentlich geringer.  Täuscht  sich  darüber  auch  Haentschke  nicht,  so  scheint  uns  doch : 
er  hat  (auch  von  seinem  Standpunkt  aus)  nicht  mit  genügendem  Nachdruck  darauf 
hingewiesen  und  er  hätte  angesichts  dieser  Thatsachen  seine  Schlussbemerkungen  noch 
wesentlich  herabstimmen  müssen. 

Nun  kommt  aber  auch  hier  wieder  in  Betracht,  dass  Haentschke  keine  genügende 
kritische  Sichtung  des  Materials  in  der  Richtung  unternommen  hat ,  wie  viele  jener 
32  Genossenschaften  wirklich  genossenschaftlichen  Geist  atmen  bezw.  sozialpolitisch 
relevante  Erfolge  erzielt  haben. 

Was  der  Verfasser  hier  bietet  (auch  in  seinen  zusammenfassenden  Bemerkungen) 
ist  ganz  dürftig  und  oberflächlich  ,  obwohl  es  doch  gerade  ihm ,  dem  Beamten  des 
»Allgemeinen  Verbandes«,  trotz  der  Geheimniskrämerei  einzelner  Genossenschaften 
möglich  gewesen  wäre  ,  durch  Korrespondenz  ausser  Statuten  ,  Rechenschafts-  und 
Geschäftsberichten  noch  andere  für  die  Beurteilung  wichtige  Aufschlüsse  zu  erhalten. 
Zu  geschweigen  davon,  dass  er  unter  diese  »Produktivgenossenschaften«  eine  derzeitige 
Hausvermietungsgesellschaft  (Nr.  57  seines  Verzeichnisses),  eine  Braunkohlenabsatzge- 
nossenschaft (Nr.  103)  und  (vielleicht  nur  aus  Versehen)  eine  von  ihm  selbst  sog. 
Unternehmergenossenschaft  (Nr.  68)  aufgenommen  hat. 

Ein  Versuch  ,  aus  den  gegebenen  Mitteilungen  festzustellen ,  wie  viele  der  Pro- 
duktivgenossenschaften zu  den  von  uns  unter  II  charakterisierten  gerechnet  werden 
können  ,  scheitert  an  der  Lückenhaftigkeit  des  Materials.  Es  scheint  jedoch ,  als  ob 
nicht  viel  mehr  als  6  dorthin  gehören. 

Wenn  der  Verfasser   gleichwohl  (S.  329  ff.)  die  Zuversicht  hegt,    dass  »bei  ge- 
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eigneten!  Ausbau«  die  Produktivgenossenschaflen  künftig  »grosse  Teile  der  Hand- 
werker und  Arbeiter«  werden  heben  und  mittelbar  auch  das  Verhältnis  zwischen 
grossen  Unternehmern  und  Arbeitern  werden  beeinflussen  können,  so  wollen  wir  nach 
allem  Gesagten  mit  Haentschke  darüber  nicht  rechten.  Denn  das  sind  Glaubensfragen, 
deren  Verwirklichung  jedenfalls  nach  der  Geschichte  der  deutschen  Produktivgenos- 
senschaften wie  nach  der  der  ausländischen  noch  in  weiteste  Ferne  gerückt  sind. 

Wir  unsererseits  können  uns  zu  der  Höhe  solcher  Erwartungen  nicht  erheben. 
Wir  sehen  in  den  sog.  Produktivgenossenschaften  ein  lediglich  in  Einzelfällen  und  unter 
bestimmten,  sehr  begrenzten  Voraussetzungen  wirksames  Mittel,  tüchtige  und  begabte 
Handwerker  oder  Arbeiter  emporzubringen,  zu  Unternehmern  zu  machen.  Vor  allem 
müssen  wir  dabei  Haentschke  gegenüber  betonen,  dass  eine  Sicherung  der  vom  Gross- 
betrieb bedrohten  Teile  des  Handwerks,  abgesehen  von  allen  übrigen  Voraussetzungen  nur 
dann  erwartet  werden  kann,  wenn  der  genossenschaftliche  Betrieb  sich  den  Formen 
des  Grossbetriebs  anpasst.  Weiter  legt  Haejttschke  besonders  auf  Beschaffung  des 
Kapitals,  grössere  Bildung  und  Kenntnisse  Gewicht;  sie  alle  aber  können  Intelligenz, 
Solidität,  feste  einheitliche  Leitung  nicht  ersetzen  und  herbeiführen,  die  für  den  Erfolg 
von  mindestens  gleicher  Bedeutung  sind.  Wie  sehr  gerade  einheitliche  Leitung,  d.  h. 
also  nicht  bloss  Unterwerfung  des  Einzelnen  unter  das  »Ganze« ,  sondern  aller  unter 
die  Leitung  der  durch  Intelligenz  ,  Alter ,  Erfahrungen  hervorragenden  Genossen  für 
den  dauernden  Erfolg  unerlässlich  ist,  hat  abgesehen  von  Schmoller'%  vielfaltigen  Aus- 
führungen V.  Wieser  in  einem  von  Haentschke  viel  zu  wenig  gewürdigten  Aufsatz  in 
der  Zeitschrift  für  Volkswirtschaft,  Sozialpolitik  und  Verwaltung  betont. 

Noch  geringer  sind  unsere  Erwartungen  von  der  sozialreformatorischen  Wirksam- 
keit der  Produktivgenossenschaften,  also  von  ihrer  Mithilfe  bei  dem  heutigen  Problem, 
Kapitalisten-  und  Arbeiterinteressen  in  Einklang  zu  bringen.  Wenn  Haentschke  den 
Produktivgenossenschaften  empfiehlt,  Gewinnbeteiligung  aller  ihrer  Arbeiter  einzu- 
führen, so  ist  dies  allerdings  eine  Etappe  auf  dem  Weg  zum  Ziel,  aber  eben  nur 
eine,  deren  Erreichung  zudem  nie  die  Macht  haben  wird,  etwa  den  Grossbetrieb  zur 
Nachahmung  zu  veranlassen. 

Um  soziale  Schäden  zu  heilen ,  müssen  die  Ursachen ,  aus  denen  die  Schäden 
entspringen,  beseitigt  werden.  Das  aber  kann  nur  erfolgen,  indem  der  heutige  Gross- 
betrieb selbst  allmählich  in  Formen  übergeführt  wird ,  die  den  Arbeitern  (wenigstens 
dem  bewährten  älteren  Teil  derselben)  einen  Einfluss  auf  das  Geschäft  und  einen 
über  den  Arbeitslohn  hinausgehenden  Anteil  am  Ertrage  gewähren.  In  wie  weit  für 
diese  Wandelungen  zunehmende  Einsicht  der  jetzigen  Unternehmer  genügen  oder 
etwa  äusserer  staatlicher  Zwang  nötig  werden  wird,   ist  hier  nicht  weiter  zu  erörtern. 

Knittel'%  Schrift  hat  einen  weit  grösseren  wissenschaftlichen  Gehalt.  Was  sie  an 
Material  bringt,  ist  kritisch  gesichtet  und  für  den  Endzweck,  den  der  Verfasser  damit 
verfolgt,  zumeist  auch  zubereitet.  Ist  das  Material  auch  beschränkt ,  so  erprobt  sich 
doch  an  ihm  fast  überall  die  wissenschaftliche  Schulung  des  Autors. 

Das  Forschen  nach  dem  Kausalzusammenhang ,  das  Streben  ,  das  Wesentliche 
hervorzuheben  tritt  durchaus  in  den  Vordergrund. 

Knittel  schliesst  ausser  den  Baugenossenschaften  das  landwirtschaftliche  Genossen- 
schaftswesen aus ;  er  betrachtet  daher  auch  die  Kreditvereine  nur  in  ihrem  Verhältnis 
zu  den  gewerblichen  Produzenten.  So  sehr  das  landwirtschaftliche  Genossenschafts- 
wesen hinsichtlich  seiner  Erfolge  und  der  Bedingungen  seines  Gedeihens  auf  einem 
anderen  Boden  steht,    so  misslich  ist  doch  solche  Abtrennung    bei    der  Besprechung 
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der  Kreditgenossenschaften.  Der  Verfasser  entgeht  dieser  Unannehmlichkeit  nur  da- 
durch, dass  er  sehr  bedauerlicher  Weise  überhaupt  auf  Mitteilungen  verzichtet,  die 
den  Geschäftsverkehr  der  Vereine  mit  den  einzelnen  Mitgliederkreisen  beleuchten. 

Der  Verfasser  will  ferner  nur  Beiträge  zur  Geschichte  des  Genossenschafts- 
wesens geben.  Dies  prägt  sich  deutlich  in  seiner  Arbeit  aus.  Seine  Bemerkungen 
über  allgemeine  wirtschaftliche  Zusammenhänge  sind  so  wenig  erschöpfend,  wie  sein 
Material  und  die  Behandlung  der  Einzelkontroversen.  Aber  immer  weiss  er  in  leben- 
digem Stil  anschaulich  zu  schildern ,  häufig  giebt  er  Anregungen  —  auch  darin  ein 
Antipode  von  Haentschke. 

Seine  Darstellung  gliedert  sich  nach  den  einzelnen  Arten  der  Genossenschaften. 
Er  zeigt  zunächst  in  kurzen  Zügen,  auf  welchem  Boden  Schulze-Delitzsch's  Bemühungen 
Wurzel  fassten,  welche  Schwierigkeiten  die  Genossenschaftsbewegung  und  besonders  die 
Bildung  von  Kreditvereinen  in  der  zweideutigen  Haltung  der  Regierungen  und  den 
Missgriffen  der  ersten  Vorstände  zu  überwinden  hatte.  Er  weist  dann  nach ,  wie 
nach  dem  Erlass  der  ersten  Genossenschaftsgesetze  auch  die  Kreditvereine  trotz  der 
Abmahnungen  Schulze'%  in  der  Spekulationsperiode  der  70er  Jahre  sich  vielfach  in 
den  allgemeinen  Strudel  einreissen  Hessen  ,  eine  grosse  Zahl  derselben  auch  formell 
sich  in  Kapitalgesellschaften  umwandelte  ,  um  den  Verlockungen  der  Zeit  bequemer 
folgen  zu  können,  wie  sich  aber  doch  gleichzeitig  schon  seit  1878  die  treugebliebenen 
von  selbst  zu  der  Massregel  bekannten,  durch  Vereinsrevisoren  Missbräuche  abzuschneiden. 

Ueber  die  Wirksamkeit  des  Gesetzes  von   1889  äussert  sich  Knittel  nur  kurz. 

Um  die  Geschäftsthätigkeit  der  Kreditgenossenschaften  zu  beurteilen ,  verwendet 
der  Verfasser  nur  die  kleine  Zahl  von  24  Vereinen,  methodisch  zweifellos  mit  Recht. 
Denn  die  Zusammenfassung  aller  berichtenden  Vereine,  die  in  den  Publikationen  der 
Anwaltschaft  eine  grosse  Rolle  spielt  und  dort  auch  der  Berechtigung  nicht  entbehrt, 
giebt,  unter  wissenschaftlichen  Gesichtspunkten  betrachtet,  an  sich  und  besonders  bei 
Vergleichungen  mehrerer  Jahre  nur  ungenaue  Resultate.  Immerhin  bleibt  hier  nicht 
nur  eine  Heranziehung  auch  kleinerer  Vereine,  sondern  besonders  eine  vollkommenere 
Durcharbeitung  der  Geschäftsergebnisse  jener  24  gewählten  Genossenschaften  zu 
vermissen. 

Letztere  Lücke  ist  am  sichtbarsten  im  Schlusskapitel  über  die  Kreditvereine,  das 
die  sozialen  Resultate  derselben  behandelt.  Diese  Frage  hat  Knittel  mehr  nicht  als 
angedeutet,  indem  er  auf  den  Rückgang  der  Mitglieder  aus  Handwerkerkreisen  und  auf 
die  Unmöglichkeit  verweist,  durch  Genossenschaftskredit  in  der  bestehenden  Form  den 
Handwerker  beim  Uebergang  zur  Maschinenverwendung  zu  unterstützen.  Ganz  richtig  ist, 
dass  die  Gewährung  bloss  kurzfristigen  Kredits  den  Handwerker  gerade  da  im  Stich 
lässt,  wo  er  heute  mehr  wie  früher  Hilfe  gebraucht.  Wir  hätten  aber  vor  allem  eine 
eingehendere  Erfassung  des  ganzen  Problems  gewünscht.  W^ie  gross  ist  denn  über- 
haupt der  Verkehr  der  Handwerker  mit  den  Kreditgenossenschaften  im  Vergleich  zu 
dem  anderer  Berufsklassen  ?  Erhalten  die  Handwerker  nicht  zum  Teil  längerfristigen 
Kredit  durch  den  Umweg  des  Kontokorrentverkehrs?  Und  welches  sind  denn  nun 
eigentlich  die  Gründe  des  Rückgangs  in  der  Teilnahme  der  Handwerker  >  Alle  diese 
Fragen,  die  sich  wenigstens  für  einzelne  Vereine  (also  ganz  nach  der  Methode  des 
Verfassers)  beantworten  liessen,  hat  Knittel  weder  gestellt  noch  beantwortet.  Selbst 
seine  Bemerkungen  über  den  zahlenmässigen  Rückgang  des  Handwerks  in  seinen 
24  Vereinen  bleiben  an  der  Oberfläche  haften.  Und  doch  weisen  diese  Zahlen 
(gleichzeitig  ein  Wink  mit  dem  Zaunpfahl,  wie  wenig  mit  allgemeinen  Bemerkungen 
und  Durcbschnittsziffern  auch    auf  diesem  Gebiet    anzufangen    ist!)    darauf    hin,    dass 
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von  Verein  zu  Verein  die  Verhältnisse  verschieden  liegen,  ja  im  Ein/elverein  oft  sogar 
von  Periode  zu  Periode ,  sowie  dass  eine  Verschiebung  der  relativen  Zahlen  etwas 
ganz  anderes  bedeutet,  je  nachdem  der  Kreis  der  Mitglieder  im  Ganzen  sich  ver- 
mehrt hat,  oder  gleich  geblieben  oder  zurückgegangen  ist. 

Wir  können  dem  Verfasser  nicht  gleich  eingehend  bei  seinen  Darlegungen  über 
die  »Genossenschaften  in  einzelnen  Gewerbszweigenc   folgen. 

Der  Vorzug  seiner  Methode  ist  auch  hier,  dass  er  einzelne  ihm  zugängliche  Ge- 
nossenschaften herausgreift  und  näher  untersucht.  Wir  verweisen  z.  B.  auf  seine 
Mitteilungen  über  die  Münchener  Schneidermagazingenossenschaft  (S.  52).  Während 
sein  Urteil  über  die  einzelnen  Vereine  im  Ganzen  ein  treffendes  ist ,  erscheinen  uns 
seine  Schlüsse  da  und  dort  anfechtbar.  So  wenn  er  S.  48  die  Häufigkeit  der 
Schuhmacher-  und  Schneider-Rohstoffgenossenschaften  auch  mit  dem  zunehmenden 
Eindringen  des  Grossbetriebs  erklärt,  obwohl  dieselben  schon  vor  dieser  Thatsache 
immer  unter  den  Rohstoffgenossenschaften  überwogen  haben  und  gerade  in  den  letzten 
10  Jahren  an  Zahl  sehr  zurückgegangen  sind,  ferner  seine  Erklärung  der  Nichtgründung 
von  Werk-  oder  Werkzeuggenossenschaften  (S.  50).  Zuzustimmen  ist  dagegen  nicht 
nur  seinem  Zweifel,  in  wie  weit  die  Magazingenossenschaften  wirklich  genossenschaft- 
lichen Wert  besitzen  (S.  54)  sondern  vor  allem  der  ganzen  Art ,  wie  er  die  sog, 
Erfolge  der  Produktivgenossenschaften  kritisiert.  Wenn  er  auch  im  Ganzen  nur  wenig 
mehr  als  das  Haetitschke'sche.  Material  verwendet ,  so  zeigt  er  doch  schlagend ,  wie 
verschiedenartig  und  den  ursprünglichen  Zielen  entfremdet  die  Gebilde  sind,  die  unter  dem 
Titel  der  Produktivgenossenschaften  bestehen.  Die  Hoffnungen  auf  einen  grösseren 
Erfolg  der  Produktivgenossenschaften  für  das  Handwerk  lehnt  er  ziemlich  deutlich 
ab;  ebenso  skeptisch  verhält  er  sich  gegenüber  der  Verwertung  von  Produktiv- 
genossenschaften für  die  Arbeiter  des  Grossbetriebs.  Sein  Vorwurf  gegen  Schtiltze- 
Delitzsch,  er  habe  den  Produktivgenossenschaften  zu  schwache  Grundlagen  gegeben, 
scheint  mir  jedoch  nicht  berechtigt. 

Bei  Knitter?,  Darlegungen  über  die  Konsumvereine  machen  wir  besonders  auf 
seine  Untersuchungen  über  den  Standort  derselben  aufmerksam.  Leider  ist  bei  der 
Darstellung  der  geschäftlichen  Resultate  das  dankbare  aber  schwierige  Gebiet  der 
Preispolitik ,  der  Höhe  der  Verkaufsgewinne  an  einzelnen  Waren  im  Vergleich  zum 
Detailhandel  unberücksichtigt  geblieben.  Wie  denn  auch  hier  eine  Reihe  von  Pro- 
blemen z.  B.  die  Verteilung  des  Reingewinns,  die  Besteuerung  der  Konsumvereine 
nur  skizziert  ist. 

Des  Verfassers  Anschauungen  über  »Klassenkonsumvereine«  (z.  B.  von  Beamten), 
die  er  »Abirrungen  vom  genossenschaftlichen  Wege«  nennt  (S.  87)  werden  nur  ge- 
teilten Beifall  finden.  Sie  entspringen  dem  schiefen  Standpunkt ,  als  ob  sich  das 
Leben  nach  den  Ideen  und  Ratschlägen  des  ersten  Verfechters  einer  Institution  richten 
müsse.  Wie  weit  stehen  doch  selbst  in  England  die  » geistigen «■  Vorteile  hinter  den 
wirtschaftlichen  Zielen  der  Konsumgenossenschaften  zurück!  Wir  verkennen  nicht,  wie 
wünschenswert  im  Allgemeinen  ein  Zusammenwirken  verschiedener  sozialen  Schichten, 
Aufwendungen  für  Bildungszwecke  etc.  wären ,  aber  für  die  Existenzberechtigung  der 
Konsumvereine  kommen  diese  Ziele  nur  ganz  untergeordnet,  wenn  überhaupt  in  Frage. 
Wenn  auch  in  der  ersten  Entwicklung  mit  anderen  Genossenschaften  Hand  in 
Hand  gehend  und  die  gleichen  Mittel  der  Koalition  und  Selbsthilfe  benützend,  tragen 
doch  die  Konsumvereine  innerlich,  bezügl.  ihrer  Lebensbedingungen  und  Endzwecke, 
ein  von  allen  sonstigen  Genossenschaften  ganz  verschiedenes  Gepräge.  .Sind  die 
letzteren  ein  allerdings  nicht    sehr   breiter  Stützpunkt    für   die    selbständigen  und  un- 
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selbständigen  Produzenten ,  so  bilden  die  ersteren  einen  gewaltigen  Hebel  für  die 
Konsumenten ,  auf  Kosten  der  Produzenten  und  Händler  sich  günstigere  Konsum- 
bedingungen zu  schaffen.  Kollisionen  zwischen  beiden  Organisationen  liegen  in  der 
Natur  der  Sache.  Knittel  unterschätzt  das  Schwergewicht  dieses  allerdings  lange 
latent  gebliebenen  Widerspruchs  zwischen  den  Zielen  der  Genossenschaften  der  Produ- 
zenten und  der  der  Konsumenten ,  sonst  würde  er  nicht  seinen  Abschnitt  über  die 
gemeinschaftliche  Organisation  aller  Genossenschaften  mit  der  Mahnung ,  dass  die 
Genossenschaften  trotz  der  Verschiedenheit  der  Ziele  an  dem  Allgemeinen  Verband 
festhalten  sollten,  und  mit  der  Befürchtung  schliessen ,  dass  eine  zersplitterte  Organi- 
sation der  Kreditgenossenschaften  einerseits,  der  Konsumvereine  andrerseits  den  Unter- 
gang beider  herbeiführen  werde.  Wir  teilen  diese  Befürchtung  nicht,  sondern  glauben 
geradezu ,  dass  einer  selbständigen  Organisation  der  Konsumvereine  umsomehr  die 
Zukunft  angehört,  je  mehr  Anfeindungen  dieselben  begegnen. 

Ein  kurzes  Schlusskapitel  ist  der  Stellung  der  Innungen,  der  sozialreformatorischen 
Bestrebungen  des  Freiherrn  von  Broich  gegenüber  den  von  der  Anwaltschaft  ver- 
tretenen Genossenschaften  gewidmet.  Was  Verfasser  hier  sagt ,  entspricht  der  der- 
zeitigen Lage  der  Verhältnisse.  Er  konstatiert  schliesslich,  dass  der  von  Schulze  stets 
in  den  Vordergrund  gerückte  genossenschaftliche  Geist  längst  vergangen  sei  und 
vindiziert  einem  W^iederaufleben  desselben  allein  die  Kraft,  auf  die  sozialen  Gegen- 
sätze unserer  Zeit  versöhnend  zu  wirken. 

Ebenso  wie  Haentschke  ist  aber  auch  Knittel  gegenüber  hervorzuheben ,  dass 
diese  Hoff'nungen ,  wie  sie  im  Laufe  der  letzten  Generation  enttäuscht  wurden,  so 
auch  in  Zukunft  nicht  in  grösserem  Umfang  in  Erfüllung  gehen  werden,  dass  also  bei 
dieser  Lage  der  Dinge  nun  erst  recht  die  Frage  entsteht,  welche  anderen  Organisations- 
formen, welche  anderen  Kräfte  neben  der  freien  Selbsthilfe  wirksam  werden  müssen. 

Tübingen,  Januar  1895. 

Die  Werke  des  f  Karl  Secretan.  —  Kürzlich  verschied  im  80.  Lebensjahr 
zu  Lausanne  ein  achtbarer  Denker,  welchen  die  Tagesblätter  einen  Neochristen  zu 
nennen  beliebten,  der  aber  im  Grunde  Philosoph  und  zwar  Neoschellingianer 
war,  in  seinen  letzten  Jahren  doch  unserem  Gebiete  sich  zuwandte  ,  im  Greisenalter 
umlernte,  dann  Studien  in  der  Sozial-  und  Staatswissenschaft  trieb  und  dieselben  mit 
Jünglingseifer  einem  weiteren  Publikum  in  Form  von  gemeinverständlichen  Erörterungen 
zum  besten  gab.  Charles  Secreian  reicht  mit  seinen  Fachstudien  in  die  Restaurations- 
epoche und  jenes  philosophische  Zeitalter,  wo  man  in  Deutschland  an  der  »Welt- 
weisheit« sich  wärmte.  In  München  studierte  er  —  die  Zeitungen  schreiben  zu  den 
Füssen  Schelling's  und  Baader's  —  was  freilich  insofern  ungenau ,  als  bekanntlich 
Schelling  während  seines  Münchener  Aufenthaltes  gar  nicht  dozierte,  sondern  der 
bayerischen  Akademie  der  Wissenschaften  vorstand.  Schon  im  Jahre  1838  wurde  er 
in  Lausanne  Professor  der  Philosophie  an  der  sog.  Akademie  daselbst ,  die  erst  in 
neuester  Zeit  (1892)  zur  Universität  im  vollen  Sinne  des  Wortes  erhoben  wurde.  Eine 
Zeit  lang  (10  Jahre)  lehrte  er  in  Neuenburg  (Neufchätel),  kehrte  sodann  wieder  nach  Lau- 
sanne zurück.  Insofern  dürfte  eine  staatswissenschaftliche  Zeitschrift  seiner  nicht  gedenken , 
wenn  nicht  der  Umstand  wäre,  dass  der  Verewigte  eben  im  Herbst  des  langen  Lebens  der 
Staatswissenschaft  sich  zuwandte.  Das  war  der  Fall  weder  mit  Schelling,  dem  Cha- 
mäleon der  Philosophie  ,  welcher  ungern  sich  mit  dem  Staate  beschäftigte,  noch  mit 
Franz  v.  Baader ,  dessen  nachgelassene  »Societätsphilosophie«,  von  Hofftnann  1864 
abermals  herausgegeben ,    politische  Zeitfragen    stark    mit    theologischen  verbrämt  be- 
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rührt.  Nicht  so  Secretan  als  P'achphilosoph  und  Sozialpolitiker  am  Lebensende.  Er 
war  und  ist  zeitlebens  Ethiker  durchweg,  wenn  auch  sein  bekanntes  ,  1879 
zum  drittenmal  aufgelegtes  Werk  Philosophie  de  la  libertc  metaphysischen  Inhalts  und 
mit  Theosophie  sich  mehr  als  mit  Philosophie  der  Geschichte  beschäftigt.  Trotz  des 
Titels  ist  darin  keine  Spur  von  dem  in  »0  Libertyi  J.  St.  Mill's  angeregten  Sozial- 
fragen. Trotzdem  finden  wir  darin  Thesen,  wie  beispielsweise  XXXVI.  »Le  but  de 
l'histoire  est  la  Constitution  de  la  societ^,  qui  d'abord  absorbe  l'in- 
dividu,  puis  le  limite,  le  comprime  et  finit  par  l'^manciper  et  par  s'appuyer  sur 
lui«,  und  der  XLI.  »L'individualit^  m  orale  se  forme  graduellement  dans  cours  de 
l'histoire«.  Wir  lesen  ebenfalls  darin  (I,  S.  57)  »Le  socialisme  moderne  est  in- 
capable  de  rester  socialiste  jusqu'au  bout  ,  car  il  ne  saurait  en  demiere  analyse  pro- 
poser  a  notre  volonte  que  des  buts  i  n  d  i  v  i  d  u  e  1  s«.  Im  Jahr  1887  schrieb  unser 
Philosoph  seine,  1892  zum  zweitenmale  aufgelegte  La  croyance  et  la  civilisation,  ein 
trefTliches,  in  seinem  sozialwissenschaftlichen  Teil  auch  von  deutschen  Fachgenossen 
reiche  Anerkennung  findendes  Buch  Secrclaii's.  1888  feierte  er  sein  Philosophen- 
jubiläum, bei  welcher  Gelegenheit  ihn  das  französische  Institut  Acad.  des  sc.  mor.  et.  polit. 
endlich  zum  auswärtigen  Mitglied  erkor ,  wenn  schon  früher  Franzosen  (Scherer)  von 
dessen  wundervoll  klarem  Stil'),  »laplus  belle  langue  philosophique  de  notre  siecle« 
mit  Auszeichnung  redeten.  1889  erschienen  die  Etudes  sociales,  anspruchslose  Studien 
über  den  Gegensatz  von  Reich  und  Arm,  eine  begeisterte  Begründung  der  Teilhaber- 
schaft am  Geschäftsgewinn  nebst  nachdrücklicher  Bevormundung  der  staatlich  den 
Arbeitern  zu  gewährenden  Berufsbildung,  trefflichen  Erörterungen  über  den  Luxus 
u.  s.  w.  1890  gab  der  Verewigte  seine  rechtsphilosophischen  Droits  de  l'humanite 
heraus,  ein  treffliches  Büchlein,  worin  die  »Menschenrechte«  anders  als  in  der  be- 
rüchtigten 1789er  Fassung  charakterisiert  und  mehr  an  die  nordamerikanische  Dekla- 
ration 1778  anschliessend  hervorgehoben  und  begründet  worden.  Es  ist  darin  ein 
ausgezeichneter  Abschnitt  über  Eigentum  und  Kollektivismus  hervorzuheben ;  der 
Kollektivismus  wird  als  den  Lebensodem  der  »Individualität«  der  Menschenperson 
zerstörend  abgefertigt.  Doch  denke  man  dabei  bei  Leibe  nicht,  Secretan  sei  ein  In- 
dividuatist  pur  et  simple.  Im  Gegenteil.  Aehnlich  R.  v.  Mohl,  mit  welchem  er  viel 
Gemeinsames  hatte,  steht  er  lebhaft  für  Staatseisenbahnen,  Telegraphen,  ja 
für  eine  Verstaatlichung  der  Kreditinstitute  ein,  was  doch  nicht  zum  liberalismus  vul- 
garis stimmt.  Auch  den  staatlichen  Bildungsanstalten  redet  er  das  Wort.  Das  so- 
wohl hier  als  in  der  letzten  Arbeit  Mon  Utopie  (1892)  oft  gebrauchte  Schlagwort 
■»l'Etat  protecteur  pas  producteuri.  soll  allerdings  nur  in  diesem  eingeschränkten  indivi- 
dualistischen Sinne  verstanden  werden.  —  Im  letzteren  trefflichen  Büchlein  wird  ein 
gefälliger  Sozialroman  an  einen  Traum  angeknüpft,  die  voraussichtlichen  Gestaltungen 
des  zukünftigen  Jahrhunderts  viel  bedächtiger  geschildert,  als  beispielsweise  vom 
berühmten  Bellamy  das  Jahr  2000.  Ausserdem  bringt  Verfasser  eine  ausgezeichnete 
Philippika  für  die  Frauenemanzipation,  deren  er  zeitlebens  ein  Anhänger 
war,  und  fordert  »vollständiges  Weiberrecht«.  Da  weiland  Secretan  genau  in  seiner 
letzten  Lebenszeit  das  Problem  des  Verhältnisses  zwischen  Ethik  und  Soziologie  studierte 
und  vertrat ,    hat  Gefertigter    ihn    vor    einem   Halbjahr  —  mit  Kenntnis    des    Leiters 


l)  Doch  schreibt  Ch.  Gide  (Rev.  d.  Ec.  pol.  Fevr.  95)  im  Nachruf:  II  lui 
manquait  certaines  qualites  d'exposition  et  notamment  la  plus  precieuse  pour  s'adresser 
ä  des  Frangais:  la  clart6.  Dies  Urteil  des  Kollegen  aus  Montpellier  scheint  uns 
nicht  zutreffend  und  Scherer  scheint  doch  Recht  zu  haben. 
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dieser  Zeitschrift  —  ersucht,  seine  Ansichten  über  H.  Speucer's  »Justiceii  äussern  zu 
wollen.  Leider  erlaubte  der  sich  verschlimmernde  Gesundheitszustand  und  ein  Augen- 
leiden dem  ehrwürdigen  Schweizerphilosophen  es  nicht,  sich  mit  den  letzten  Ausfüh- 
rungen des  brittischen  Evolutionsdenkers  zu  befassen,  wie  er  uns  antwortete.  Aehnlich 
Paulsen  u.  a.  ist  eben  der  Verewigte  ein  sprechender  Beweis  dafür,  dass  man  Sitten- 
und  Soziallehre  innig  verbinden  soll  und  darf.  Natürlich  entzieht  sich  seine 
übrige  schriftstellerische  fachphilosophische  Wirksamkeit ,  seine  Werke  über  Logik 
(Recherche  de  la  tncthode),  Ethik  {Principe  de  la  inorale,  1880),  sein  Grundriss  (Precis 
de  Philosophie)  unserer  Beurteilung. 

Krakau,    Februar  1895.  Joseph    Oczapowski. 


I.  ABHANDLUNGEN. 


SOZIALREFORM  UND  POLITIK. 

VON 

H.  HERKNER. 


Der  ehemalige  Waldbauernbub  Petri  Kettenfeier  Rosegger  er- 
zählt in  einer  seiner  Schriften,  dass  auf  dem  elterlichen  Bauern- 
hofe im  obersteirischen  Alpl  noch  der  grösste  Teil  des  Lebens- 
bedarfes in  eigener  Produktion  gewonnen  worden  sei.  An  diese 
Mitteilungen  knüpft  der  sinnige  Dichter  einige  feine  Bemerkungen 
über  die  eigentümliche  Mannigfaltigkeit  der  Ausbildung  und  die 
Unabhängigkeit  des  Charakters ,  die  der  Mensch  unter  solchen 
Umständen  erziele. 

Aehnliche  Zustände  werden  uns  von  verschiedenen ,  vom 
modernen  Verkehre  weniger  berührten  Teilen  Europas  berichtet. 
In  Norwegen,  in  vielen  Gebieten  Russlands,  in  Galizien,  Rumänien, 
Serbien,  Bulgarien,  Griechenland  u.  s.  w.  erzeugt  der  Bauer  selbst 
noch  heute  der  Hauptsache  nach  dasjenige,  was  er  zum  Leben 
braucht. 

Karl  Bücher  ^)  ist  es  gewesen ,  der  sich  um  die  Aufklärung 
dieser  Verhältnisse  besondere  Verdienste  erworben  hat.  Er 
nennt  die  Wirtschaften,  welche  die  von  ihnen  zum  Konsum  begehr- 
ten   Güter   selbst    produzieren,    »geschlossene  Hauswirtschaften«. 

Diese  Produktion  im  Hause  für  das  Haus,  bei  uns  nur  in 
unbedeutenden  Resten  noch  vorhanden,  war  bis  vor  wenigen  Jahr- 
hunderten die  herrschende  Wirtschaftsweise. 


i)  K.  Bücher ,    Die   Entstehung    der  Volkswirtschaft.    Tübingen    1893.    S.    16    ff. 
S.  86  ff. 
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Der  Poet  Roseggcr  grübelt  darüber  nach,  welchen  Einfluss 
diese  Wirtschaftsform  auf  den  Charakter ,  auf  das  Gemüt  der 
Menschen  ausgeübt  hat.  Der  Volkswirt  legt  sich  die  Frage  vor,  ob 
unter  solchen  Verhältnissen  schon  von  Kapital  gesprochen  werden 
dürfe,  welche  wirtschaftliche  Bedeutung  dem  Mangel  der  Berufs- 
bildung, des  Gütertausches  und  Verkehres  beizumessen  sei  u.  s.  w. 
Uns  interessiert  diese  geschlossene  Hauswirtschaft  hier  von  einem 
ganz  anderen  Standpunkte  aus,  nämlich  vom  politischen. 

Hatte  der  in  geschlossener  Hauswirtschaft  lebende  Mensch 
eigentlich  politische  Interessen  ?  Darauf  lässt  sich  mit  einem 
blossen  »Ja«  oder  »Nein«  nicht  antworten. 

Auch  der  in  geschlossener  Hauswirtschaft  lebende  Bauer 
hatte  ein  Interesse  daran,  dass  er  nicht  durch  langwierige  Kriegs- 
züge seiner  Wirtschaft  entzogen  wurde,  dass  sein  Hof,  sein  Vieh, 
sein  Feld  nicht  der  Verwüstung  durch  den  Feind  anheimfiel.  Er 
hatte  ein  Interesse  daran ,  dass  eine  Verletzung  seiner  Person, 
seiner  Rechte  an  Flur,  Wasser,  Wald,  Wild  und  Weide  nicht  un- 
bestraft blieb. 

Diese  Interessen  wahrte  aber  ein  grosser  Teil  der  germanischen 
Bauernschaft  in  sehr  eigentümlicher  Weise,  Er  verzichtete  auf 
die  Rechte  der  Freiheit,  um  der  wirtschaftlichen  Lasten  der  Frei- 
heit, der  Kriegs-  und  Gerichtsdienste  und  anderer  öffenthcher 
Verpflichtungen  ledig  zu  werden :  er  begab  sich  durch  die  Eigen- 
gabe ,  die  Kommendation ,  in  den  Schutz  eines  weltlichen  oder 
geistlichen  grossen  Herrn.  Nun  hatte  der  Bauer  allerdings  Ab- 
gaben an  den  Grundherrn  zu  entrichten,  aber  von  den  öffentlichen 
Diensten  war  er  frei.  Somit  war  sein  Interessenkreis  auf  die  Be- 
ziehungen zu  dem  Schutzherrn  und  zu  den  Dorfgenossen  be- 
schränkt. Das  war  seine  ganze  Welt.  Was  darüber  hinausging, 
berührte  ihn  kaum.  Wer  Kaiser  wurde,  wer  Herzog,  wer  dieses 
oder  jenes  Reichslehen  bekam ,  wie  Papst  und  Kaiser  sich  ver- 
trugen, was  ging  das  ihn  an?  Wenn  nur  der  Grundherr  seine 
Versprechungen  hielt,  wenn  nur  der  Bauer  nicht  mehr,  als  Rechtens 
war,  zu  leisten  hatte,  wenn  nur  keiner  der  Dorfgenossen  sich 
auf  Kosten  der  anderen  bereicherte,  so  erfreute  er  sich  einer  Un- 
abhängigkeit, um  die  ihn  mancher  heute  beneiden  möchte.  Der 
Erfolg  seiner  wirtschaftlichen  Thätigkeit  war, 
ausser  von  der  Natur,  eben  nur  von  ihm  allein 
abhängig.  Da  gab  es  keine  Handelsverträge ,  kein  Kredit- 
wesen ,    keine  Silberkrisis ,    keine  Staffeltarife ,  keine  Bahnbauten, 
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keine  Maschinen,  keine  Schule,  keine  Börse,  keinen  Terminhandel, 
keine  Thomasschlackcnsyndikate,  ja  selbst  kein  »Wappcrl«-Gesetz, 
worunter  seine  gute  Stimmung  hätte  leiden  können.  Spendete 
der  Himmel  zur  rechten  Zeit  Sonnenschein  und  Regen ,  dann 
konnte  nichts  fehlschlagen. 

Aus  Gründen,  die  hier  nicht  näher  angegeben  werden  können, 
entwickelten  sich  die  Städte  ').  Innerhalb  ihrer  zinnengekrönten 
Mauern  löst  sich  die  geschlossene  Haus-  und  Eigenwirtschaft  auf. 
Immer  weniger  wird  für  den  eigenen  Bedarf  produziert ,  immer 
mehr  auf  die  Bestellung  von  Kunden  hin  oder  für  den  Markt.  Das, 
was  der  Städter  zum  Leben  braucht,  kauft  er  für  den  Lohn  oder 
den  Preis  ein,  den  ihm  die  gewerbliche  Berufsarbeit  einbringt.  Mit 
der  Berufsbildung ,  der  Produktions-  und  Berufsteilung ,  mit  der 
Entfaltung  des  Markt-  und  Geldverkehres  entsteht  eine  Fülle  neuer 
Interessen.  Der  städtische  Handwerker  besitzt  besondere  Inte- 
ressen gegenüber  anderen  Handwerkern  gleichen  oder  ungleichen 
Berufs,  er  besitzt  als  Produzent  besondere  Interessen  gegenüber 
den  Konsumenten  ,  als  Stadtbewohner  gegenüber  den  Bewoh- 
nern des  Landes ;  er  hegt  aber  auch  besondere  Interessen  gegen- 
über anderen  in  der  Stadt  vertretenen  sozialen  Schichten ,  z.  B. 
gegenüber  dem  Patriziate ;  es  Hegt  ihm  viel  daran,  dass  die  Lasten 
zur  Erhaltung  des  städtischen  Gemeinwesens  richtig  verteilt  wer- 
den, und  dass  die  Verwendung  der  Steuergroschen  wirklich  im 
Sinne  der  gemeinen  Wohlfahrt  erfolgt.  Ihn  erfüllt  das  ganz  be- 
greifliche Bestreben,  auf  all'  diese  Verhältnisse,  die  für  sein  Wohl 
und  Wehe  mit  wachsendem  Gewichte  in  die  Wagschale  fallen, 
auch  seinerseits  einen  Einfluss  zu  erlangen.  So  kommt  es  zu  den 
Kämpfen  zwischen  Handwerkern  und  Stadtherrn,  zwischen  Zünften 
und  Geschlechtern.  Es  erheben  sich  Zunftdemokratien  in  Florenz, 
in  Norditalien,  in  Flandern,  in  Südwestdeutschland,  in  der  Schweiz. 
So  lebendig  nun  auch  das  politische  Leben  in  diesen  Städten 
pulsieren  mag,  die  Städte  als  solche  legen  noch  weniger  Wert 
darauf,  die  Ereignisse  der  hohen  Politik  mit  zu  bestimmen,  als 
von  ihnen  möglichst  unabhängig  zu  werden  und  zu  bleiben.  Nur 
die  Beziehungen  zu  der  umliegenden  Landschaft  gewinnen  Be- 
deutung. Oftmals  trachten  die  Städte  danach ,  die  Grundherr- 
schaft über  sie  zu  erwerben. 

Erst  als  der  Verkehr  der  Städte  über  die  Beziehungen  zu 
den  benachbarten  Landbewohnern  hinauswächst,  erst  als  ein  Ver- 

i)  Bücher,  a.  a.   O.  S.  42  ff. 

37* 


578  H.  Herkner: 

kehr  von  Stadt  zu  Stadt,  ja  selbst  zum  Auslande  sich  entfaltet, 
empfinden  die  Städte  ihre  Vereinzelung ,  ihre  Ohnmacht  gegen- 
über den  grossen  Territorialherren  als  Nachteil.  Die  Träger  ge- 
meinsamer und  verwandter  Interessen  schliessen  Bündnisse ,  wie 
den  rheinischen  und  schwäbischen  Städtebund,  wie  die  Hansa,  ab. 
Sie  sehnen  sich  nach  einer  nationalen  Einigung,  einer  nationalen 
Wirtschaftspolitik. 

Die  Austauschbeziehungen  der  Landbewohner  zu  den  Städtern 
haben  einen  Stein  nach  dem  andern  aus  dem  festen  Gefüge  der 
geschlossenen  Hauswirtschaft  herausgezogen.  Kauf  und  Verkauf 
hängen  eben  zusammen.  Wer  verkaufen  will ,  muss  schliesslich 
auch  kaufen  und  umgekehrt.  Auch  das  Verhältnis  zu  den  Grund- 
herrn hat  sich  verändert. 

Diese  sehen  sich  in  ihrer  sozialen  Stellung  durch  die  wohl- 
habend gewordenen  Stadtbürger  zurückgedrängt.  Sie  trachten 
deshalb  nach  einer  Vermehrung  ihrer  Einkünfte,  um  in  der  Lebens- 
weise den  Städtern  nicht  nachzustehen.  Dadurch  wird  der  Land- 
bewohner an  seiner  empfindlichsten  Stelle  getroffen.  Es  kommt 
zu  den  bekannten  Bauernaufständen  und  -Kriegen.  Charakte- 
ristischerweise enthält  das  Bauernprogramm  keine  eigentlich  po- 
litischen Forderungen.  Die  berühmten  »Zwölf  Artikel«  gipfeln  in 
dem  Begehren  nach  gerechtem,  unparteiischem  Gericht.  Es  soll 
den  Uebergriffen  der  Grundherren  in  Bezug  auf  die  gemeine  Mark, 
in  Bezug  auf  Wald,  Wild  und  Weide,  in  Bezug  aufZinsungen  und 
Gülten  Einhalt  geboten  werden.  Der  Streit  ist  also  zivilistischer, 
nicht  politischer  Art.  Nur  in  den  wirtschaftlich  fortgeschritten- 
sten Teilen  des  Reiches,  wie  in  Franken,  ferner  in  Tirol,  wo  der 
reiche  Bergsegen  eine  hohe  wirtschaftliche  Kultur  gezeitigt  hatte, 
werden  Wünsche  nach  einer  Reform  des  Zoll- ,  des  Markt-  und 
Münzwesens  auch  unter  den  Bauern  laut.  Selbst  der  Gedanke 
der  Einberufung  eines  Volksparlaments  taucht  vorübergehend  auf. 

Im  übrigen  werden  aber  erst  durch  das  Fortschreiten  der 
Reformation  auch  die  Massen  des  Volkes  in  den  wilden  Strudel 
einer  politischen  Bewegung  grossen  Stiles  gerissen. 

Die  Fürsten,  die  Herren  nehmen  das  jus  reformandi  in  An- 
spruch. Dadurch  gewinnen  nun  die  grossen  Ereignisse  der  Zeit 
auch  für  den  letzten  Dorfbewohner  eine  bei  der  Stärke  des  reli- 
giösen Gefühles  schwerwiegende  Bedeutung.  In  dieser  Thatsache 
wurzelt  der  nachhaltige  Einfluss,  den  die  Reformation  auf  die 
politische  Entwicklung  ausgeübt  hat.    Er  kommt  naturgemäss  um 
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so  mehr  zur  Geltung,  je  hartnäckiger  und  langwieriger  die  Kämpfe 
zwischen  beiden  Konfessionen  ausfallen ,  also  insbesondere  in 
Deutschland,  in  Böhmen,  in  Holland,  in  England.  Bei  uns  werden 
durch  den  ewigen  Streit  schliesslich  die  Kräfte  beider  Parteien 
so  sehr  erschöpft,  dass  das  Reich  in  seiner  wirtschaftlichen,  na- 
tionalen und  politischen  Entwicklung  um  Jahrhunderte  zurückge- 
worfen wird.  In  Böhmen  folgt  auf  eine  kurze  Zeit  reichster 
Blüte  das  tiefste  Elend  aristokratischer  Ausbeutung  und  habs- 
burgisch-jesuitischer  Knechtschaft.  Aber  in  Holland  und  Eng- 
land mündet  die  religiöse  Bewegung  in  eine  Epoche  wirtschaft- 
licher und  politischer  Fortschritte  aus.  Hier  durchbricht  eben 
auch  der  durch  die  Entdeckung  der  neuen  Welt  bewirkte  Um- 
schwung im  Welthandel  dauernd  die  alten  Schranken  der  Eigen- 
produktion, der  Stadtwirtschaft,  des  zünftigen  Kleinbetriebes.  Es 
schlägt  die  Geburtsstunde  des  kapitalistischen  Grossbetriebes,  der 
Volks-  und  Weltwirtschaft.  Es  wird  das  erste  System  staatlicher 
Wirtschaftspolitik  entworfen  :   der  Merkantilismus. 

In  Holland  und  England  erlangen  die  grossen  Unternehmer 
unmittelbaren  Einfluss  auf  die  Staatsgewalt,  die  sich  mühsam  über 
die  aus  dem  Mittelalter  überkommenen  Sondergebilde  und  Sonder- 
rechte emporarbeitet.  In  Frankreich  wird  durch  Colbert  die  Ver- 
waltung wenigstens  den  Interessen  der  emporstrebenden  Schichten 
gemäss  gehandhabt. 

Allein  bald  werden  die  vom  Staate  gehätschelten  Träger  der 
kapitalistischen  Entwicklung  der  bevormundenden  Unterstützung 
überdrüssig.  Sie  sind  zahlreicher  und  stärker  geworden.  Sie 
glauben ,  auf  eigenen  Füssen  stehen  zu  können.  Die  merkanti- 
listische  Bureaukratie  vermag  dem  Umschwünge  in  der  Produk- 
tionstechnik durch  die  Anwendung  der  Maschinen  nicht  zu  folgen. 
So  fühlt  sich  das  Unternehmertum  durch  den  Staat  nicht  mehr 
gefördert,  sondern  gefesselt.  Es  gilt  also,  eine  Aenderung  der 
Politik  durchzusetzen.  Hiezu  bedarf  man  der  Unterstützung  durch 
die  Volksmassen.  Sie  sind  leicht  zu  gewinnen.  In  Stadt  und 
Land  herrscht  Unzufriedenheit.  Bürger  und  Bauer  haben  die  Vor- 
teile der  früheren  stadtwirtschaftlichen  Abgeschlossenheit  zwar 
verloren,  aber  ihre  Nachteile  behalten.  Zu  den  Pflichten  gegen- 
über den  Grundherren  sind  drückende  Anforderungen  des  modernen 
Staates  in  Bezug  auf  Kriegsdienst  und  Steuerzahlungen  getreten. 
So  wird  der  Interessenkreis  des  Bauern  nicht  mehr  von  der  Dorf- 
mark und  seinen  Beziehungen  zum  Grundherrn  allein  erfüllt,   die 
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Lage  des  Bürgers  nicht  mehr  in  Zunftversammlung  und  städtischer 
Ratsstube  entschieden. 

Die  zentrale  Staatsregierung  gewinnt  auf  ihre  Wohlfahrt  einen 
wachsenden  Einfluss.  Bürger  und  Bauer  geben  sich  deshalb  nicht 
mehr  mit  dem  Anteil  am  Dorf-  und  Stadtregimente  zufrieden. 
Auch  der  moderne  Staat  soll  sie  hören.  Kaufleuten,  Fabrikanten 
und  bürgerlichen  Intelligenzen  fällt  die  Führung  der  Geister  zu. 
VViUig  scharen  sich  die  Volksmassen  um  ihr  Banner. 

Dabei  ist  aber  den  vereint  marschierenden  Interessengruppen 
eigentlich  nur  Eines  gemeinsam ;  der  Widerwille  gegen  die  absolute 
oder  feudal-aristokratische  Staatsregierung.  Ihre  Ziele  sind  sehr 
verschieden.  Der  Bauer,  der  zu  dem  Feudalherrn  in  dem  mo- 
dernen Staate  noch  einen  zweiten  Herrn  erhalten  hat,  will  nun 
wenigstens  den  alten  Herrn,  den  Junker,  und  dessen  Rechte  los 
werden.  Der  Kleinbürger  hofft  sich  des  Kapitalismus ,  der  ihn 
bedräut,  durch  staatsbürgerliche  Rechte  leichter  zu  erwehren. 
Das  höhere  Bürgertum  strebt  nach  dem  System  der  freien  Kon- 
kurrenz. 

Der  Absolutismus  fällt.  Das  kapitaUstische  Bürgertum  und 
der  Bauernstand,  deren  Interessen  zwar  nicht  identisch  sind,  aber 
zunächst  parallel  gehen,  erlangen  ihr  Ziel.  Merkantilismus  und 
Feudalismus  werden  beseitigt  oder  zurückgedrängt.  Der  Hand- 
werker dagegen  sieht  sich  um  die  Renaissance  des  Zunftwesens 
geprellt.  Er  strebt  grollend  abseits ,  während  der  Grossbetrieb, 
das  Kapital  triumphiert. 

Einer  Klasse  haben  wir  bis  jetzt  noch  nicht  gedacht ,  näm- 
lich der  Arbeiter. 

Seit  wann  besitzen  die  Arbeiter  besondere  poHtische  Inte- 
ressen? Seitdem  es  eine  Arbeiterklasse  giebt,  d.  h.  seitdem  für 
junge  Arbeiter  mehr  und  mehr  die  Aussicht  geschwunden  ist, 
zur  Selbständigkeit  und  dadurch  in  die  Klasse  der  Unternehmer 
aufzusteigen ;  seitdem  sie  mit  der  Wahrscheinlichkeit  ernstlich 
rechnen  müssen,  ihr  ganzes  Leben  hindurch  ausschhesslich  auf 
die  Verwertung  ihrer  Arbeitskraft  angewiesen  zu  sein.  Ansätze 
zu  einer  Arbeiterklasse  traten  schon  mit  der  Entartung  des  Zunft- 
wesens auf.  Im  Wege  besonderer  Gesellenorganisationen  gelang 
es  aber  den  Arbeitern,  ihre  Interessen  gegenüber  Zunft-  und  Stadt- 
obrigkeit zur  Geltung  zu  bringen.  Erst  der  bureaukratische  Ab- 
solutismus hat  diese  Gesellenvertretungen  vernichtet. 

Lange  Zeit    hindurch    haben   die  Feindseligkeit  des  Staates, 
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die  geringe  wirtschaftliche  und  soziale  Macht,  endlich  der  Mangel 
an  Bildung  und  Einsicht  in  die  besonderen  Klasseninteressen  die 
Arbeiter  an  einer  aktiven  Rolle  im  öffentlichen  Leben  verhindert. 

Die  wachsende  Ausdehnung  des  Grossbetriebes,  die  Nivellie- 
rungstendenzen  des  modernen  Verkehres ,  die  allgemeine  Schul- 
und  Wehrpflicht,  der  zunehmende  Druck  der  öffejitlichen  Abgaben, 
der  unmittelbarere  Einfluss  der  Arbeitgeber  auf  die  Staats- 
gewalt ,  das  alles  hat  die  Arbeiter  aber  schliesslich  aus  ihrem 
politischen  Schlummer  geweckt.  Sie  werden  sich  ihrer  Interessen 
bewusst  und  wollen  in  diesen  Verhältnissen  nicht  nur  »die  stum- 
men ,  ausführenden ,  gedankenlosen  Werkzeuge  eines  höheren 
Willens,  nicht  nur  gehorsame  Maschinen,  sondern  kraftvoll  und 
originell  mitwirkende  Menschen«,  nicht  nur  Hände,  sondern  auch 
Köpfe,  nicht  nur  Ambos,  sondern  auch  Hammer  sein. 

So  sind  durch  die  wirtschaftliche  Entwicklung,  durch  den 
Uebergang  von  der  Haus-  zur  Stadt-  und  Volkswirtschaft  allmäh- 
lich alle  Kreise  des  Volkes  auf  die  Bühne  der  Staatspolitik  ge- 
rufen worden ;  so  hat  der  demokratische  Gedanke,  hier  in 
weniger,  dort  in  grösserer  Ausdehnung,  Eingang  in  das  moderne 
Verfassungs-  und  Verwaltungsleben  des  Staats  gefunden. 

Wenn  aber  die  Teilnahme  des  Volkes  an  der  öffentlichen 
Gewalt  sich  aus  so  unbedingt  zureichenden  Gründen  entwickelt 
hat,  wie  kommt  es,  dass  viele  Männer,  denen  das  Wohl  des 
Volkes  zweifellos  am  Herzen  liegt,  der  Demokratie  ein  unüber- 
windliches Misstrauen  entgegensetzen  ?  Wie  kommt  es,  dass  der 
Glaube  an  die  segensreichen  Folgen  demokratischer  Einrichtungen 
immer  stärkeren  Zweifeln  begegnet  ?  Wie  kommt  es ,  dass  in 
unseren  gelehrten  Kreisen  jeder,  der  sich  als  Demokrat  bezeichnet, 
gewöhnlich  als  ein  unheilbarer  Schwachkopf  angesehen  wird  ? 

Die  Demokratie,  heisst  es  da,  verlegt  den  Schwerpunkt  der 
politischen  Entscheidungen  in  die  ungebildeten,  unwissenden,  be- 
sitzlosen Klassen.  Sie  macht  die  Blinden  zu  den  Führern  der 
Sehenden.  Sie  bedeutet  die  Herrschaft  der  roten,  schwieligen 
Faust  über  Kopf  und  Geist.  Sie  zählt  die  Stimmen,  aber  sie 
wägt  sie  nicht.  Die  Stimme  des  Gelehrten ,  des  Künstlers ,  des 
genialen  Ingenieurs,  des  Staatsmannes  gilt  nicht  mehr,  als  die  des 
unwissendsten  Tagelöhners.  So  kann  ein  Bisinarck,  ein  Virchow 
im  Wahlkampfe  ringen  müssen  mit  einem  Tabakarbeiter  oder 
einem  Buchbindergesellen. 

Von  diesen  Einwänden    halten    srewiss    nicht   alle    der  Kritik 
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Stand.  So  giebt,  meines  Erachtens ,  die  Ueberlegenheit  eines 
Menschen  in  Bezug  auf  formale  Geistesbildung  keine  Gewähr 
dafür ,  dass  er  auch  die  jeweils  wichtigsten  und  dringendsten 
Aufgaben  eines  Gemeinwesens  richtig  erfasste.  Ich  gebe  gern 
die  Möglichkeit  zu ,  dass  unter  Umständen  ein  wenig  gebildeter 
Arbeiter  manche  der  politischen  Tagesfragen  richtiger  beurteilen 
kann,  als  ein  noch  so  bedeutender,  aber  der  Fühlung  mit  dem 
Leben  des  Volkes,  mit  der  realen  Wirklichkeit  entrückter  Gelehrter, 
Beamter,  Schriftsteller  oder  Künstler.  Man  kann  gewiss  auch 
hier  das  Wort  Schiller  s,  anwenden  von  dem  »was  kein  Verstand 
der  Verständigen«  sieht.  Sodann  bleibt  zu  erwägen,  dass  der 
Arbeiter  im  allgemeinen  kein  anderes  Mittel  als  die  Abstimmung 
besitzt,  um  öffentlichen  Angelegenheiten  gegenüber  seine  Stellung 
zu  markieren.  Für  die  besitzenden  und  gebildeten  Klassen  da- 
gegen steht  noch  so  mancher  andere  Weg  offen ,  um  die  Mei- 
nungen und  Ueberzeugungen  der  Regierung,  der  Mitwelt  über- 
haupt, wirksam  zu  beeinflussen. 

Ich  kann  daher  durchaus  nicht  einsehen,  warum  für  sie  auch 
noch  das  Wahlrecht  monopolisiert  werden  sollte. 

Aber  ich  gebe  zu,  dass  die  demokratische  Entwicklung  Mängel 
besitzt,  dass  sie  wirkliche  Gefahren  heraufbeschwören  kann. 

Die  Geschichte  der  Demokratie  bietet  dafür  mancherlei  Be- 
lege. Es  fehlt  da  nicht  an  Akten  grober  Unduldsamkeit,  an  Akten 
der  Ungerechtigkeit  gegen  verdiente  und  bedeutende  Männer. 
»Wenn  jemand  in  den  Vereinigten  Staaten  von  der  Staatsgewalt 
Unrecht  leidet«,  sagt  Tocqueville,  »an  wen  solle  er  sich  wenden? 
An  die  öffentliche  Meinung?  Sie  bildet  eben  die  Majorität.  An 
die  Volksvertretung  ?  Sie  vertritt  die  Majorität  und  gehorcht  ihr 
blindlings.  An  die  Beamten?  Sie  sind  deren  passive  Werkzeuge. 
An  die  bewaffnete  Macht  oder  Jury?  Das  ist  aber  nur  wiederum 
die  Majorität  in  Waffen  oder  im  Gericht.« 

Ich  erinnere  ferner  an  die  Inkonsequenz,  die  sich  in  den  Volks- 
abstimmungen oftmals  darthut,  an  den  Mangel  an  Zucht,  die  Miss- 
bräuche der  Parteiregierungen,  die  ewigen  Regierungswechsel  in 
Frankreich ,  an  den  unheilvollen  Einfluss  der  Wahlkomitees ,  an 
die  Verwerfung  billiger  und  fortschrittlicher  Gesetzentwürfe  durch 
das  Volk  in  der  Schweiz,  also  in  der  besten  Demokratie,  die  es 
giebt,  an  das  Emporkommen  unfähiger  und  feiler  Demagogen. 
Und  kann  es  schliesslich  ein  vernichtenderes  Verdikt  für  die  De- 
mokratie geben,  als  die  Thatsache,  dass  anständige  und  gebildete 
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Nord-Amerikaner  oft  schon  die  harmlose  Frai,'c  ,  ob  sie  sich  am 
politischen  Leben  aktiv  beteiligten,  als  eine  Beleidigung  auffassen ! 

Kein  Zweifel,  die  »reinen«  wie  die  »unreinen«  Demokratien 
kranken  an  schweren  Gebrechen.  Diese  wurzeln  heute 
aber  grösstenteils  in  dem  grellen  Widerspruch, 
der  zwischen  der  f  o  r  m  a  1  ■  r  c  c  h  1 1  i  c  h  e  n  und  poli- 
tischen Stellung  des  Volkes  und  seiner  Wirt- 
schaft lieh -sozialen  Lage  besteht. 

Die  rechtlich-politische  Entwicklung  zielt  auf  eine  vollstän- 
dige Gleichheit  oder  wenigstens  eine  weitgehende  Ausgleichung 
hin,  die  w^irtschaftlich-soziale  auf  die  Zurückdrängung  der  Mittel- 
stände und  die  Verschärfung  des  Gegensatzes  zwischen  Arm  und 
Reich  ^).  Die  politische  Verfassung  setzt  allgemeine  Sittlichkeit  und 
Bildung  voraus ,  die  wirtschaftliche  zerstört  und  zertritt  sie.  Es 
giebt  in  der  That  nichts  Gefährlicheres  und  Verkehrteres,  als  den 
Arbeiter  zur  Wahlurne  schreiten  zu  lassen  und  sich  doch  um 
sein  physisches  und  geistiges  Wohl  nicht  nur  nicht  zu  bekümmern, 
sondern  auch  noch  den  heftigsten  Widerstand  allen  Bestrebungen 
entgegenzusetzen,  mittelst  deren  die  Arbeiterklasse  selbst  um  ihre 
Erhebung  sich  bemüht. 

Und  doch  liegen  heute  die  Dinge  gar  mancherorts  so. 

Aus  diesem  Wirrsal  gibt  es  augenscheinlich  nur  zwei  Rettungs- 
wege :  Entweder  man  bringt  die  politischen  Zustände  in  Ueber- 
einstimmung  mit  der  wirtschaftlich-sozialen  Entwicklung ;  man  ent- 
zieht also  den  Volksmassen  die  politischen  Freiheiten.  Oder  man 
sucht  durch  soziale  Reformen  den  arbeitenden  Klassen  dasjenige 
Mass  von  SittHchkeit,  Bildung  und  Kultur  zu  verschaffen,  das 
sie  zu  einem  dem  Heile  des  Ganzen  förderlichen  Gebrauche  ihrer 
Rechte  befähigt. 

Um  über  die  Gangbarkeit  des  zuerst  angedeuteten  Weges 
ins  Klare  zu  kommen,  brauche  ich  nur  die  Thatsachen  ins  Ge- 
dächtnis zurückzurufen,  mit  deren  Darstellung  ich  diesen  Vortrag 
eingeleitet  habe.  Wir  wissen ,  die  demokratische  Bewegung  ist 
nicht  durch  Willkür  entstanden.  Sie  ist  erwachsen  aus  dem  inten- 
siven Interesse,  das  heute  sämtliche  Klassen  der  Gesellschaft  an 
der  Art  und  Weise  empfinden,  in  welcher  die  öffentlichen  Ge- 
walten ausgeübt  werden.     Die   Aufhebung  der  politischen  Rechte 

i)  Vgl.  meine  Kritik  der  neuerdings  namentlich  von  J.  fF^// aufgestellten  ent- 
gegengesetzten Behauptung  in  der  »Zukunft«  ,  I.  Bd.  Nr.  8 ,  Die  Statistik  der  Ein- 
kommensbesteuerung. 
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des  Volkes,  die  Befolgung  der  Losung  »Vollkampf  nicht  Schein- 
kampf« kann  daher  über  kurz  oder  lang  zu  nichts  anderem  führen 
als  zum  Umsturz,  zur  Revolution.  Vielleicht,  dass  das  Wehr  und 
die  Dämme  der  Armee  die  Fluten  der  Demokratie  eine  Zeit  lang 
stauen  können ;  allein,  wenn  die  VVassermassen  dann  die  Dämme 
durchbrechen  —  und  sie  werden  sie  aller  geschichtlichen  Erfah- 
rung nach  durchbrechen  —  wird  die  Verheerung  und  Verwüstung 
nur  um  so  ärger  ausfallen. 

Ich  brauche  mich  mit  diesem  Rezepte  wohl  nicht  länger  zu 
befassen.  Grössere  Beachtung  beansprucht  indessen  eine  andere 
Idee.  Man  sagt :  die  Demokratie  ist  ausser  Stande,  ernste  soziale 
Reformen  anzubahnen ,  also  die  Voraussetzungen  für  ihre  eigene 
gedeihliche  Entwicklung  selbst  zu  erzeugen.  Glücklich  deshalb 
die  Völker,  die  noch  eine  starke  monarchische  Staatsgewalt  be- 
sitzen. Ihre  Träger  werden ,  unter  vorübergehender  Aufhebung 
der  demokratischen  Einrichtungen ,  durch  eine  auf  die  Bajonette 
gestützte  Diktatur,  die  wichtigsten  Forderungen  der  sozialen  Re- 
form durchsetzen.  Dann  können  die  politischen  Volksrechte 
ohne  Gefahr  wieder  aufleben. 

Um  dieser  Idee  gegenüber  den  richtigen  Standpunkt  zu  ge- 
winnen, müssen  wir  uns  zunächst  das  Ziel  der  sozialen  Reform 
vergegenwärtigen. 

In  erster  Linie  soll  sie  selbstverständlich  die  materiell  schlechte 
Lage,  unter  der  die  Arbeiterklasse  heute  leidet,  abstellen  und  die 
Bahn  für  eine  fortschreitende  wirtschaftliche  Hebung  eröffnen. 
Aber  es  handelt  sich  nicht  nur  um  besseres  Essen  und  Trinken, 
besseres  Wohnen,  grössere  Müsse  und  Erholung,  sondern  auch 
um  die  Hebung  der  Arbeiter  auf  ein  höheres  sittliches  und  gei- 
stiges Niveau.  Sie  sollen  nicht  nur  besser  verpflegt,  sondern  auch 
edlere  Menschen  werden.  Es  handelt  sich  ferner  um  eine  von 
dieser  Hebung  ausgehende  Hebung  auch  der  gesamten  übrigen 
Gesellschaft  auf  eine  höhere  sittliche  und  geistige  Kulturstufe. 
Erst  dann  winkt  uns  die  Aussicht  auf  eine  neue  Epoche  höherer 
Zivilisation,  auf  eine  sittlich  vollkommenere  Auffassung  von  dem 
Verhältnisse  der  Menschen  zu  einander. 

Eine  solche  Erneuerung  und  Wiedergeburt  eines  ganzen 
Volkes  in  allen  Beziehungen  seines  Daseins  kann  aber  unmöglich 
innerhalb  weniger  Jahre  erzielt  werden.  Sie  kann  nur  gedacht 
werden  als  die  Frucht  einer  jahrzehntelangen,  ununterbrochenen, 
zähen,  opfer-  und  hilfsbereiten  Erziehungsarbeit. 
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Wie  immer  man  über  einen  sozialreformatorischen  Absolu- 
tismus denken  mag ,  so  viel  ist  von  vorherein  klar  :  er  müsste, 
wenn  er  überhaupt  eine  Wirkung  haben  sollte,  eine  geraume  Zeit 
hindurch  aufrecht  erhalten  werden. 

Ferner  ist  auch  gar  nicht  recht  einzusehen ,  warum  der  Ab- 
solutismus wieder  beseitigt  werden  soll,  nachdem  er  im  Stande 
gewesen  ist,  die  grösste  Aufgabe ,  die  einer  Verfassungsform  ge- 
stellt werden  kann,  erfolgreich  zu  lösen.  Er  hätte  sich  damit  ja 
als  die  an  sich  vollkommenste  Verfassung  erwiesen.  Und  läge 
nicht  die  Gefahr  vor,  dass  durch  die  später  wieder  eingesetzte 
Demokratie  bald  alles  neuerdings  in  Verwirrung  gebracht  werden 
könnte  ? 

Indes  wir  wollen  über  diesen  Erwägungen  nicht  die  Haupt- 
frage vergessen:  Ist  der  Absolutismus,  das  persönliche  Regiment, 
überhaupt  im  Stande ,  selbst  wenn  wir  als  Träger  der  höchsten 
Gewalt  eine  ausserordentliche  Persönlichkeit  annehmen,  die  soziale 
Reform  zu  vollbringen? 

Ich  muss  darauf  mit  einem  entschiedenen  »Nein«  antworten. 
Allein  das  Ringen  der  Arbeiterklasse  selbst  um  ihre  Erhebung, 
nur  die  langen,  herben,  entbehrungsreichen  Kämpfe  um  ihre  ge- 
rechte Sache  können  ihr  diejenige  Läuterung  und  sittliche  Er- 
höhung bringen ,  die  ich  als  das  Wertvollste  der  ganzen  Reform 
betrachte.  Die  Güter  der  sozialen  Reform  müssen  von  den  Ar- 
beitern erobert  werden,  wenn  sie  sie  besitzen  sollen.  Diese  not- 
wendige, thatkräftige  Erziehungsarbeit  kann  der  Hauptsache  nach 
nur  vom  Volke  an  dem  Volke  selbst  geleistet  werden.  Die  be- 
sitzenden und  gebildeten  Klassen  und  die  noch  wesentlich  von 
ihnen  bestimmte  Staatsgewalt  können  nur  dem  Volke  helfen,  sich 
selbst  zu  helfen.  Diese  wertvollste  Fähigkeit  wird  aber  bekannt- 
lich nicht  dadurch  entwickelt,  dass  man  nur  alles  für,  nichts  durch 
das  Volk  thun  will.  Das  verkündet  alle  Erfahrung  deutlich  genug. 
Es  ist  eine  auffallende  Situation,  dass  gegen  Ende  des  Jahrhun- 
derts die  alten  Rezepte  von  seinem  Anfange  her  wieder  erörtert 
werden  müssen. 

Indes  selbst  dann,  wenn  wir  die  sozialeTieform  alles  höheren 
sittlichen  Glanzes  entkleiden,  wenn  wir  sie  auf  das  bessere  Essen, 
Trinken  und  Wohnen,  das  weniger  Arbeiten  beschränken,  auch 
dann  ist  der  Absolutismus  noch  nicht  einmal  im  Stande,  sie 
durchzuführen. 

Die  ungeheuere  Verwickelung  und  feine  GHederung  des  mo- 
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dernen  Wirtschafts-  und  Verwaltungslebens  machen  ein  wirklich 
persönliches  Regiment  unausführbar.  Im  vorigen  Jahrhunderte 
vermochte  noch  Friedrich  der  Grosse ,  wenn  er  auch  nur  einige 
Stunden  des  Tages  den  Staatsgeschäften  widmete ,  so  ziemlich 
alle  Zweige  der  Staatsthätigkeit  leidlich  selbst  zu  überwachen. 
Mit  der  Masse  des  Volkes  hatte  er  ja  wenig  zu  thun.  Die  wurde 
von  den  patrimonialen  Übrigkeiten  beherrscht.  Heute  im  mo- 
dernen Staate  giebt  es  keinen  Monarchen  mehr,  und  kann  es  keinen 
mehr  geben,  der  im  Stande  wäre,  über  die  Beziehungen  zum  Aus- 
lande, die  Verhältnisse  der  Armee  und  Flotte,  über  die  mannig- 
faltigen und  viel  verschlungenen  Aufgaben  der  inneren  Verwal- 
tung und  die  rasch  wechselnden  Phasen  der  wirtschaftlichen  und 
gesellschaftlichen  Entwickelung  insgesamt  sich  ein  eigenes,  selbst- 
ständiges und  wirklich  zutreffendes  Urteil  zu  bilden.  Eben  so 
wenig  wird  es  noch  Jemandem  gelingen,  den  ganzen  vielräderigen 
Verwaltungsapparat  ausschliesslich  seinen  Absichten  entsprechend 
funktionieren  zu  lassen.  Auch  der  begabteste  Herrscher  bleibt 
ein  Mensch,  ein  endliches  Wesen.  Gewiss  mag  von  der  steilen 
Höhe  aus  ,  auf  der  Fürsten  stehen  ,  vieles  leicht  überblickt  und 
überschaut,  aber  sicherlich  auch  vieles  leicht  übersehen  werden. 
Es  ist  gewiss  kein  blosser  Zufall,  dass  die  beiden  Herrscher, 
die  in  unserem  Jahrhunderte  in  der  Verwirklichung  cäsaristischer 
Ideale  noch  die  grössten  Erfolge  aufweisen  konnten,  dass  Napo- 
leon I.  und  Napoleon  III.  alle  Beschwerden  und  Bitternisse  des 
Lebens  der  gewöhnlichen  Sterblichen  am  eigenen  Leibe  erst  ge- 
nugsam erfahren  hatten,  ehe  sie  den  Thron  bestiegen.  Sie  hatten 
die  Welt  kennen  gelernt  nicht  nur  von  oben ,  sondern  auch  von 
unten,  die  Welt,  wie  sie  wirklich  ist  im  Werktagsleben,  nicht  nur 
in  Hoftoilette  und  Paradedrill. 

Das  persönliche  Regiment  würde  also  in  vielen  und  wichtigen 
Beziehungen  heute  nur  scheinbar  ein  persönliches  sein.  Es  würde 
im  besseren  Falle  in  die  Herrschaft  einer  aktenfrohen ,  steifen 
Bureaukratie ,  im  schlimmeren  in  die  einer  Clique  ,  einer  Hofge- 
sellschaft oder  Kamarilla  münden.  Ueber  den  sozialpolitischen 
Beruf  der  Hofgesellschaften  darf  ich  mich  wohl  in  Schweigen 
hüllen.  Aber  auch  die  Bureaukratie  geht  nicht  aus  dem  Volke, 
sondern  ganz  überwiegend  aus  engen  gesellschaftlichen  Kreisen 
hervor  und  wird  in  ihrem  ganzen  Sinnen  und  Trachten  unwill- 
kürlich und  unbewusst  von  den  Interessen  dieser  Schichten  in 
hohem  Masse  bestimmt.     Das  Interesse  der  Ausgeschlossenen  ist 
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eben  nach  John  Stiiart  Mill ,  in  Abwesenheit  seiner  natürlichen 
Verteidiger,  immer  der  Gefahr  ausgesetzt,  übersehen  zu  werden, 
und  wird  auch  dann  ,  wenn  dies  nicht  geschieht ,  jedenfalls  mit 
anderen  Augen  betrachtet  als  denen  der  unmittelbar  beteiligten 
Personen.  Auch  dafür  bietet  die  Geschichte  Belege  genug.  Es 
war  lange  Zeit  üblich,  die  sozialreformatorischen  Fähigkeiten  einer 
starken  monarchischen  Bureaukratie  mit  der  preussischen  Bauern- 
befreiung zu  beweisen.  Man  pries  sie  als  »edelste  demokratische 
Revolution  dieses  Jahrhunderts«,  als  ein  Ruhmesblatt  preussischer 
Geschichte.  Neuerdings  ist  es  davon  still  geworden.  Streng 
wissenschaftliche  aktenmässige  Untersuchungen  haben  zu  Ergeb- 
nissen geführt ,  die  den  schwungvollen  Vorstellungen  durchaus 
nicht  entsprechen,  welche  bisher  in  weiten  Kreisen  darüber  ver- 
breitet waren. 

Humane  oder  liberale  Gesichtspunkte  sind  bei  der  ganzen 
Bauernpolitik  nur  sehr  beschränkt  zur  Geltung  gekommen.  Die 
fiskalischen  ,  militärischen  und  bevölkerungspolitischen  Motive 
standen  im  Vordergrunde.  Das  von  den  Rittergutsbesitzern  so 
eifrig  betriebene  »Legen«  der  Bauern  bedeutete  nicht  nur  eine 
Verminderung  des  allein  steuerpflichtigen  Bauernlandes,  es  bedeu- 
tete auch  eine  Verminderung  der  Bevölkerung,  also  weniger  Rekru- 
ten und  schwierigere  Unterbringung  der  Truppen.  So  sehr  aber 
auch  der  Schutz  der  Bauern  den  nächstliegenden  dynastischen 
Interessen  entsprechen  mochte,  es  kam  im  XVIII.  Jahrhunderte 
herzlich  wenig  zu  Stande.  Man  muss  da  übrigens  unterscheiden 
zwischen  Domänenbauern  und  Privatbauern.  Die  Domänenbauern 
sind  diejenigen  Bauern,  deren  Guts-  und  Grundherr  der  König 
selbst  ist.  Die  Privatbauern  dagegen  sind  dem  Adel  und  andern 
Besitzern  von  Rittergütern  unterthan.  Auf  die  Verhältnisse  der 
Domänenbauern  konnte  der  König  einen  unmittelbaren  Einfluss 
ausüben.  Die  Domänenbauern  konnten  noch  vor  1806  ihre  Dienste 
ablösen  und  wurden  Eigentümer  ihrer  Stellen.  Man  darf  aber 
nicht  glauben,  dass  ihnen  irgend  etwas  geschenkt  worden  wäre. 
Die  Einkünfte  aus  den  Domänen  erfuhren  vielmehr  eine  Steige- 
rung. In  Lithauen  erwartete  man  eine  Mehreinnahme  von  100  000, 
in  Ostpreussen  eine  solche  von  68  000  Thalern  jährlich  »ledigHch 
durch  die  Auflösung  der  bisherigen  Verhältnisse.«  Die  Bauern 
hatten  eben  auf  sehr  wertvolle  Rechte  Verzicht  leisten  müssen, 
und  es  wurde  ihnen  vorher  sauer  genug,  sich  nach  der  Ablösung 
zu  halten.     So  kam  es,  dass  der  Staatsrat  Wloemer,  der  sich  be- 
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sonders  um  die  Befreiung  der  Domänenbauern  bemüht  hatte,  es 
schliesslich  beinahe  bereute,  die  Sache  in  Gang  gebracht  zu  haben. 

Immerhin  aber  bildete  die  Befreiung  der  Domänenbauern  noch 
die  glänzendste  Leistung. 

Im  übrigen  wurde  im  XVIII.  Jahrhundert  nur  mit  Mühe  und 
Not  eine  weitere  Verschlechterung  der  bäuerlichen  Verhältnisse 
hintangehalten.  Es  kam  dabei  aber  gar  nicht  auf  die  Personen, 
die  Menschen,  sondern  nur  auf  das  Bauernland  an.  Es  gab  also 
keinen  persönlichen  Bauernschutz,  wie  wir  heute  etwa  einen  Ar- 
beiterschutz besitzen ,  sondern  es  bestand  lediglich  das  Gebot, 
eine  gewisse  Zahl  bäuerlicher  Stellen  stets  mit  bäuerlichen  Wirten 
zu  besetzen.  Von  einer  positiven  Förderung  der  Privatbauern 
ist,  so  sehr  sie  auch  die  Könige  wünschen  mochten,  keine  Spur 
zu  entdecken.  Der  gute  Wille  der  Fürsten  scheiterte  regelmässig 
an  dem  Widerstände  der  Gutsherrn  und  der  mit  ihnen  verbün- 
deten Bureaukratie.  Selbst  ein  Friedrich  der  Grosse  wurde  in 
solchen  Fragen  von  seinen  Räten  geradezu  düpiert. 

Erst  nach  der  Katastrophe  von  Jena,  erst  als  man  durch  die 
fortgesetzten  Erfolge  des  durch  die  Revolution  regenerierten  Frank- 
reich erkannt  hatte,  dass  der  preussische  Staat  selbst  eine  Revo- 
lution im  Innern  bewirken  müsse,  begannen  sich  die  positiven 
reformatorischen  Bestrebungen  auch  auf  die  Privatbauern  auszu- 
dehnen, auf  den  nach  Hardenberg  »zahlreichsten  und  wichtigsten, 
bisher  allerdings  am  mehrsten  vernachlässigten  und  gedrückten 
Stand  im  Staate.« 

Es  erfolgte  das  berühmte  Edikt  vom  9.  Oktober  1807.  Es 
brachte  die  Aufhebung  der  Erbunterthänigkeit,  die  Freiheit.  Diese 
Freiheit  sollte  aber  nach  dem  Wunsch  des  Adels  eine  dem  Guts- 
herrn gewährte  Freiheit  des  Bauernlegens  bedeuten.  Vollkommene 
Einsicht  in  die  Wirkung  dieser  sogenannten  Hberalen  Massregeln 
und  den  unerschütterlichen  Willen,  die  in  ihnen  enthaltenen,  den 
Bauern  verderblichen  Spitzen  abzubrechen  ,  besass  nur  der  Frei- 
herr voit  Stern.  Und  gerade  er  musste  nicht  nur  dem  Drucke 
Napoleons  von  Aussen ,  sondern  auch  den  Intriguen  der  Ritter- 
gutsbesitzer im  Innern  schliesslich  weichen.  Das  Edikt  vom  14. 
September  1811  sollte  ursprünglich  die  Aufhebung  der  Frohndienste 
und  die  Verwandlung  der  zahlreichen  Bauern  mit  unsicherem  Be- 
sitzrechte in  Eigentümer  bewirken.  Durch  den  Einfluss  der  Guts- 
herren wurden  aber  seine  Absichten  vereitelt.  Der  Sieg  des  Adels 
trat  in  der  Deklaration  vom  29.  Mai  1816  deutlich  zu  Tage.    Jetzt 
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blieben  nur  noch  die  spannfähigen  also  grösseren  Bauern,  an  denen 
die  Rittergutsbesitzer  weniger  interessiert  waren,  regulierungsfähig; 
den  kleineren,  nicht  spannfähigen  Bauern  wurde  die  Regulierungs- 
fähigkeit entzogen.  Sie  wurden  den  Gutsherrn  einfach  preisge- 
geben, und  diese  formierten  aus  ihnen,  nachdem  sie  deren  Land 
eingezogen  hatten,  den  zahlreichen,  ländlichen,  besitzlosen  Arbei- 
terstand des  Ostens.  Mit  Rücksicht  darauf  sagt  Knapp  geradezu: 
»Jedermann  rühmt  die  Erhaltung  der  Bauern  durch  die  Ha7-dcn- 
bergsc\iQ:   Gesetzgebung ;    dass    es    nur  die  grossen   waren ,    wird 

dabei    nicht    gesagt für    die    kleinen    Bauern    war 

Preussen  nicht  viel  besser  als  Mecklenburg«,  als 
die  ideale  Junkerrepublik.  »Die  kleinen  Bauern  haben  durch 
die  Hardenberg sc\\Q  Gesetzgebung  nichts  gewonnen,  aber 
viel  verloren!«  »Die  Reformgesetzgebung«  sagt  Knapp  an 
anderer  Stelle  ,  »hat  die  bekannte  Entwicklung  ,  dass  die  gros- 
sen Güter  durch  Aufsaugen  der  kleinen  anwachsen  nicht  etwa 
Halt  geboten,  sondern  ihr  im  Gegenteil  die  Wege  geebnet.  Das 
herrschaftliche  Gut  ist  in  eine  neue  Stufe  seines  Daseins  einp-e- 
treten :  ungehemmt  durch  Bauernschutz,  an  Land  schon  durch  die 
erhaltenen  Entschädigungen  vergrössert,  kann  es  die  unabhängig 
gewordenen  Bauerngüter  je  nach  Bedürfnis  aufkaufen  und  erfreut 
sich  eines  Standes  von  Landarbeitern ,  die  nicht  mehr  selbst 
kleine  Landwirte ,  sondern  eben  nur  Arbeiter  sind  und  schlecht- 
hin von  der  Ablohnung  leben,  ohne  mit  dem  Gute  dauernd  ver- 
bunden zu  sein.  Durch  die  Kündbarkeit  der  Verhältnisse  stehen 
sie  in  Abhängigkeit  vom  Gutsbesitzer,  da  sie  auf  jedem  Vorwerke 
nur  in  kleinen  Gruppen  vorhanden  und  ohne  Verbindung  unter 
sich  so  gut  wie  keinen  Rückhalt  haben.«  In  der  That,  das  Ge- 
biet der  Sozialreform  durch  das  starke  soziale  Königtum  ist  das 
klassische  Gebiet  des  Rittergutes. 

Indes  nicht  nur  auf  diesem  Gebiete  hat  der  Junker  die  Mo- 
narchie und  Bureaukratie  seinen  materiellen  Interessen  zu  beugen 
gewusst.  In  Schlesien  gelang  es  den  Feudalherren  sogar  eine 
Reihe  von  Abgaben,  unter  anderen  den  VVeberzins,  noch  bis  1848 
weiterzubeziehen ,  obwohl  er  durch  das  Edikt  vom  2.  Nov.  i8io 
§  30  ausdrückhch  aufgehoben  worden  war  ^). 

i)  Vgl.  Brentatio ,  üeber  den  grundherrlichen  Charakter  des  hausindustriellen 
Leinengewerbes  in  Schlesien.  Zeitschrift  für  Sozial-  und  Wirtschaftsgeschichte  I, 
S.  318  ff.  und  Derselbe,  Ueber  den  Einfluss  der  Grundherrlichkeit  und  Friedrich 
d.  Gr,  auf  das  schlesische  Leinengewerbe,  ebenda  II,  S.  295  ff. 
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Und  wie  war  erst  das  Steuersystem  beschaffen  !  Auch  der 
reichste  Einwohner  des  preussischen  Staates  hatte  im  Jahre  nicht 
mehr  als  höchstens  144  Thaler  an  Klassensteuer  zu  entrichten, 
die  gewöhnlichen  Lohnarbeiter  und  das  Gesinde  bezahlten  i  V2 — 3 
Thaler.  Nimmt  man  selbst  an ,  das  Einkommen  eines  Angehö- 
rigen der  untersten  Kategorie  hätte  sich  auf  100  Thaler  belaufen, 
so  würde  er  immerhin  iV2%  gezahlt  haben.  Nun  gab  es  aber 
Magnaten,  die  mehr  als  100 000  Thaler  Einkommen  bezogen. 
Diese  zahlten  144  Thaler,  also  nur  o.i4°,'o,  bei  noch  höherem  Ein- 
kommen entsprechend  weniger.  Es  war  also  durchaus  keine 
Uebertreibung,  wenn  Wilhelm  I^<?/yf  in  der  »Schlesischen  Milliarde« 
behauptete,  es  gäbe  Knechte  die  verhältnismässig  achtzig  Mal  so 
viel  Steuer  zahlten  als  hochgeborene  Grafen.  Aber  selbst  dort, 
wo  die  unantastbaren  Interessen  der  Rittergutsbesitzer  nicht  in 
Frage  kamen ,  kann  das  absolute  Preussen  in  sozialpolitischer 
Hinsicht  keine  Lorbeeren  pflücken.  Die  Geschichte  der  Fabrik- 
gesetzgebung ist  fast  noch  trübseliger  als  die  der  Bauernbefreiung  ^). 
Schon  1820  hatte  das  Ministerium  von  einer  entsetzlichen  Aus- 
beutung der  kindlichen  Arbeitskräfte  in  den  rheinischen  Industrie- 
bezirken Kunde  erhalten.  Der  Unterrichtsminister  wollte  gegen 
die  unverantwortliche  Misshandlung  der  Kinder  einschreiten,  dem 
Handelsminister  aber  widerstrebte  es,  das  Aufblühen  der  Industrie 
zu  stören,  und  so  geschah  nichts.  Erst  1828  berichtete  der  Ge- 
nerallieutenant von  Hörn,  man  denke  ein  Generallieutenant,  direkt 
an  den  König,  dass  das  rheinische  Gebiet  nicht  mehr  im  Stande 
sei,  das  entsprechende  Truppenkontingent  zu  stellen ;  so  stark  sei 
die  Bevölkerung  durch  die  Fabrikarbeit  körperlich  entartet.  Und 
bereits  e  i  1  f  Jahre  später  erfloss  eine  königliche  Verordnung,  die 
die  Kinderarbeit  einschränkte ,  aber  nur  auf  dem  Papiere.  Vor- 
kehrungen zur  Durchführung  wurden  nicht  beliebt.  Es  blieb  also 
alles  hübsch  beim  alten  und  zwar  auf  noch  weitere  14  Jahre 
hinaus.  In  der  That,  hatte  der  ehrliche  Kraus  nicht  recht,  wenn 
er  schrieb ,  der  preussische  Staat,  weit  entfernt  eine  Monarchie 
zu  sein,  sei  eine,  allerdings  etwas  verschleierte,  Aristokratie  ?  Es 
dürfte  nach  dem  Gesagten  keinem  Zweifel  mehr  unterliegen,  dass 
man  die  sozialpolitischen  Segnungen  eines  bureaukratisch-abso- 
lutistischen  Regimentes  mit  preussischen  Erfahrungen  jedenfalls 
nicht  beweisen  kann.  Noch  bleibt  aber  die  Möglichkeit  offen, 
dass  anderwärts  wirklich  ein  erfolgreiches  soziales  Königtum  be- 

l)  Vgl.  Attton,   Geschichte  der  preuss.  Fabrikgesetzgebung.     Leipzig,  1891. 
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standen  habe.  G.  Fr.  Knapp  sagt ,  derjenige  Bauernschutz ,  der 
bisher  immer  in  Preussen  vermutet  worden  sei,  habe  seine  wahre 
Stätte  der  Wirksamkeit  im  Oesterreich  der  Maria  Theresia  und 
Josef  II.  besessen.  Das  ist  insofern  richtig,  als  in  der  That  das 
Oesterreich  des  XVIII.  Jahrhunderts  den  Schutz  der  bäuerlichen 
Bevölkerung  gegen  die  feudale  Ausbeutung  viel  erfolgreicher  be- 
trieben hat  als  Preussen.  Kein  geringerer  als  der  Freiherr  vo7t 
Stern  selbst  hat  das  unumwunden  anerkannt.  Er  kam  1809  als 
Flüchtling  nach  Böhmen,  hielt  sich  in  Prag,  Brunn  und  end- 
lich in  Troppau  auf  und  schrieb  7  Monate  nach  seiner  Ankunft 
über  die  Länder  der  böhmischen  Krone:  »Uebrigens  ist  der  Zu- 
stand der  Bauern  in  dieser  Monarchie,  exklusive  Ungarn,  viel 
glücklicher  als  in  Preussen.« 

Trotz  alledem  können  aber  auch  die  Thatsachen  der  öster- 
reichischen Verwaltungsgeschichte ,  wie  ich  meine ,  nicht  zum 
Glauben  an  den  sozialpolitischen  Beruf  des  Absolutismus  bekehren. 

Mit  Josef  II.  bestieg  allerdings  ein  Fanatiker  der  allgemeinen 
Wohlfahrt  den  Thron ,  ein  Fürst  von  einer  Willensstärke  ,  einem 
sozialpolitischen  Scharfsinn  und  einer  Rücksichtslosigkeit  gegen 
die  Interessen  des  Adels,  der  nicht  leicht  seines  gleichen  finden 
wird.  Hätte  er  seine  Massnahmen  aufrecht  erhalten  können,  dann 
wäre  die  österreichische  Bauernschaft  schon  vor  dem  Ausbruche 
der  französischen  Revolution  in  eine  Lage  versetzt  worden,  wie 
sie  der  französischen  erst  als  Frucht  der  Revolution  zu  Teil  wurde. 
Die  ganze  Initiative  zu  den  Reformen  gieng  von  ihm  allein  aus. 
In  hartem  Kampfe  hat  er  sie  seiner  Bureaukratie  und  dem  Adel 
abzutrotzen  gewusst.  »Josef«  schreibt  Karl  Grünberg,  der  Histo- 
riker der  österr.  Bauernbefreiung,  »versah  sich  eben  von  keiner 
Seite  aufrichtiger  uneigennütziger  Förderung  seiner  Bestrebungen, 
die  gutsherrlich-bäuerlichen  Verhältnisse  von  Grund  aus  umzuge- 
stalten und  die  bevorrechtete  Stellung  des  Adels  zu  untergraben, 
sondern  war  überzeugt,  dass  Stände  und  Hofstellen  denselben 
nur  entgegenarbeiteten  und  ihre  Verwirklichung  nach  Möglichkeit 
zu  hemmen  und  zu  verschleppen  suchen  werden.  Und  nicht  mit 
Unrecht!  Als  er  im  Jahre  1783  der  Hofkanzlei  seine  »einzig 
echten  und  angemessenen«  Grundsätze  über  das  Steuerwesen 
zur  Begutachtung  vorlegte  und  ihr  zugleich  seine  Absicht  kund- 
gab, mit  der  Steuerregulierung  auch  eine  Ordnung  des  Urbarial- 
wesens  zu  verbinden,  nahm  diese  höchste  politische  Behörde  so- 
fort in  der  feierlichsten  Weise    gegen    die  Pläne    des  Monarchen 

Zeitschrift  für  die  ges.  Staatswissensch.  1895.  IV.  38 
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Stellung,  Sie  könne  unmöglich  glauben,  erklärte  sie,  dass  der 
Souverain  wirklich  an  die  Einführung  eines  iinpot  Jiniqtie  oder 
gar  an  eine  »willkürliche  Schmälerung«  der  obrigkeitlichen  Ge- 
rechtsame und  »gewaltsame  Umgestaltung  aller  Privatverhältnisse 
zwischen  Grundobrigkeiten  und  Grundunterthanen«  denke.  Auch 
der  Staatsrat  widerriet  physiokratische  Experimente.  Josef  er- 
klärte daher  Staatsrat  und  Hofkanzlei  für  unfähig ,  »durch  die 
dunklen  Vorurteile  und  Begriffe  des  Eigennutzes  das  Licht  wahren 
Nutzens  für  den  Staat  zu  sehen«  und  nahm  die  Sache  selbst  in 
die  Hand.  Mit  grösster  Hast  betrieb  er  die  Regulierungsarbeiten 
und  wies  alle  Versuche,  dieselben  zu  verzögern,  energisch  zurück. 
»Nur  so  ward  es  möglich  das  grossartige  Werk  in  einem  verhält- 
nismässig so  kurzem  Zeiträume  zu  bewältigen.« 

In  der  That  durch  keine  irdische  Macht  Hess  sich  Josef  auf- 
halten, die  Reformen,  die  er  als  notwendig  erkannt  hatte  zu  be- 
treiben. Da  kam  der  unerbittliche  Tod,  und  setzte  seinem  edlen 
Wirken  ein  allzu  frühes  Ziel.  Hätte  Josef  II.  20  Jahre  länger  ge- 
lebt, vielleicht  wäre  es  dann  selbst  einem  Franz  II.  nicht  mehr  ge- 
lungen, seine  Gesetzgebung  aufzuheben.  Aber  in  dieser  Hypo- 
thetik  liegt  gerade  die  schärfste  Kritik  des  sozialpolitischen  Systemes, 
von  dem  wir  sprechen.  Man  beachte,  welch'  ungeheuere  Bedeu- 
tung dann  der  Lebensdauer  eines  einzigen  Menschen  zukommt.  Die 
Zukunft  ungezählter  Millionen  ist  einfach  dem  Zufalle  preisgegeben. 
Denn  es  ist  doch  ein  Zufall ,  ob  ein  Josef  II,  20  Jahre  früher 
oder  später  stirbt. 

Das  persönliche  Regiment,  wenn  dessen  Träger  selbst  über 
die  Vorurteile  seiner  Hofgesellschaft  und  seiner  Bureaukratie  er- 
haben ist  und  eine  ganz  ungewöhnliche  Ausdauer  und  Zähigkeit 
des  Willens  besitzt,  kann  gewiss  auch  einmal  Gutes  wirken,  ebenso 
gut  wie  schliesslich  einmal  ein  armer  Mann  durch  einen  Haupt- 
treffer zu  grossem  Reichtum  gelangt.  Ebensowenig  wir  aber  die 
Masse  des  Volkes  auf  Lotterie-  und  Hazardspiel  als  zuverlässige 
Quellen  seines  Wohlstandes  hinweisen  können ,  ebensowenig 
können  wir  das  Volk  veranlassen,  seine  soziale  Zukunft  auf  eine 
einzige,  allen  menschlichen  Zufällen  jederzeit  unterworfene  Person 
zu  gründen. 

Was  aber  die  Bureaukratie  anlangt,  so  beweist  die  preus- 
sische  wie  die  österreichische  Erfahrung  in  gleicher  Weise,  dass 
sie,  bewusst  oder  unbewusst,  in  ihrer  überwiegenden  Mehrheit  den 
Interessen  derjenigen  gesellschaftlichen  Schichten  dient,  aus  denen 
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sie  hervorgegangen  ist.  Und  das  war  sogar  in  Zeiten  der  Fall, 
in  denen  noch  der  ganze  Gang  der  Verwaltung  viel  leichter  von 
dem  Monarchen  selbst  ausreichend  beaufsichtigt  werden  konnte 
als  heute.  Selbst  ein  so  konservativer  Mann  wie  der  Geh.  Re- 
gierungsrat V071  Massozu  erklärt  in  seinem  vielgenannten  Buche 
»Reform  oder  Revolution«  schon  von  unsern  heutigen  Zuständen, 
sie  bedeuteten  die  Souverainität  der  Bureaukratie.  Thatsächlich 
werde  das  Land  von  den  Ministerialdezernenten  regiert.  Athen 
hatte  einst  30  Tyrannen,  Rom  Dezemvirn  ;  unsere  Beherrscher  im 
Staatskalender  zu  zählen,  sei  eine  mühsame  Arbeit.  Angesichts 
der  Gesellschaftsklassen,  aus  denen  sich  unsere  Bureaukratie  aber 
rekrutiert,  muss  man  sagen  :  Das  persönliche  Regiment  könnte 
bei  uns  nur  in  eine  einseitige  Klassenherrschaft  des  grössten  Grund- 
und  Kapitalbesitzes  ausmünden.  Auf  die  Dauer  würden  aber  die 
arbeitenden  Klassen  auch  bei  uns  nicht  mehr  das  Joch  der  Be- 
sitzlosigkeit und  politischen  Ohnmacht  zugleich  ertragen.  Mit 
dem  Mute  der  Verzweiflung,  der  Diejenigen  beseelt,  die  nichts 
mehr  zu  verlieren  haben,  würden  sie  sich  erheben.  Und  die  Er- 
hebung eines  durch  die  allgemeine  Dienstpflicht  in  Wehr  und 
Waffen  geschulten  Volkes  würde  ein  soziales  Erdbeben  erregen, 
von  dessen  Schrecken  wir  uns  keine  auch  nur  annähernde  Vor- 
stellung machen  können. 

Ist  das  Gesagte  richtig ,  so  bleibt  nur  ein  Ausweg 
offen:  die  Volksmassen  im  engen  Anschlüsse  an 
die  demokratischen  Einrichtungen  zu  deren  rich- 
tiger Benutzung  zu  entwickeln.  Die  Gefahren,  die  die 
heutige  Demokratie  birgt,  können  nicht  zur  Verwerfung  der  De- 
mokratie führen  ;  denn  die  Verwerfung  der  Demokratie  bedeutet 
mehr  als  eine  Gefahr,  sie  bedeutet  den  Umsturz,  den  Untergang 
selbst.  Die  Gefahren  der  Demokratie  sind  vielmehr  als  ein  heil- 
sames Menetekel  anzusehen,  um  den  besitzenden  und  gebildeten 
Kreisen  zu  zeigen,  wie  innig  ihre  Interessen  mit  denen  des  Volkes 
verknüpft  sind.  Wo  dies  bereits  richtig  erfasst  worden  ist,  dort 
hat  man,  wenn  ich  so  sagen  darf,  den  »toten  Punkt«  in  der  Ent- 
wicklung glücklich  überwunden.  Dort  sind  die  Arbeiter  in  einer 
aufsteigenden  Klassenbewegung  begriffen,  dort  entsteht  auf  Grund- 
lage der  modernen  Produktionstechnik  eine  neue  Mittelklasse,  dort 
nimmt  die  Bildung  der  Volksmassen  einen  erfreulichen  Aufschwung 
und  eben  diese  Bildung  befähigt  sie,  die  demokratischen  Einrich- 
tungen zu  ihrer  weiteren  Erhebung  verständig  auszunutzen.    Dort 
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durchdringen  Staat  und  Volk  einander  ,  dort  gelten  die  Bedürf- 
nisse des  Volkes  als  Bedürfnisse  des  Staates  und  die  Notwendig- 
keiten des  staatlichen  Lebens  werden  auch  vom  Volke  als  solche 
empfunden.  Das  trifft  für  die  Schweiz,  für  England  zu.  Es  wird 
bei  uns  noch  immer  viel  zu  wenig  beachtet ,  in  welchem  Masse 
England  sich  bereits  in  eine  Demokratie  umgewandelt  hat.  Man 
weiss  im  grossen  Publikum  wenig  davon,  dass  Führer  der  eng- 
lischen Arbeiter  zu  wiederholten  Malen  mit  hohen  Staatsämtern 
betraut  worden  sind,  man  weiss  nichts  davon,  dass  der  gegen- 
wärtige Premier  Englands,  Lord  Rosebery,  oft  noch  in  später  Mitter- 
nachtsstunde den  Versammlungen  der  Omnibus-  und  Tramway- 
bediensteten  präsidiert  hat,  wenn  sie  über  eine  Organisation  zum 
Zwecke  der  Hebung  ihrer  Lage  berieten.  Auch  im  Westen  und 
Süden  des  Deutschen  Reiches  ist,  wie  namentlich  der  Frankfurter 
Parteitag  der  deutschen  Sozialdemokratie  und  der  grosse  Wahl- 
erfolg der  Volkspartei  in  Schwaben  bewiesen  hat,  für  diese  Ent- 
wicklung bereits  der  Boden  aufgebrochen.  Darum  kein  zages, 
feiges  Zurückbeben  vor  der  Demokratie,  die  unsere  wirtschaftliche 
Entwicklung  uns  vorzeichnet.  Nur  mutiges  Beharren  auf  den 
eingeschlagenen  Pfaden  kann  die  Rettung  bringen.  Die  demo- 
kratischen Notbauten ,  die  widerwillig  genug  dem  absolutistisch- 
bureaukratischen  Staatsgebäude  angefügt  worden  sind,  haben  ein 
mehr  interessantes  und  malerisches,  als  solides  und  den  Stürmen 
schwerer  Zeiten  trotzendes  Werk  geschaffen.  Wir  haben  den 
hohen  Giebel  des  Reiches  mit  dem  allgemeinen  Wahlrechte  ge- 
schmückt, Säulen  und  Fundament,  Land  und  Gemeinde,  sind  aber 
unverändert  geblieben.  Und  doch  bildet  die  beste  Schulung  der 
Massen  für  das  öffentliche  Leben  die  Gemeinde,  die  Beschäftigung 
mit  den  unmittelbarsten  Angelegenheiten,  die  selbst  bei  dem  heu- 
tigen Bildungsstande  schon  von  dem  einfachen,  schlichten  Manne 
des  Volkes  richtig  erfasst  werden  können.  Trachten  wir  unseren 
Arbeitern  im  Vereins-  und  Gemeindeleben  ein  Thätigkeitsgebiet 
zu  eröffnen  und  sie  so  zur  Selbstverwaltung  und  zur  Selbstregie- 
rung zu  erziehen.  Immer  wichtiger  und  dringender  werden  ja  die 
sozialpolitischen  Aufgaben,  die  der  Lösung  durch  die  Gemeinde 
harren.  Ich  erinnere  an  das  Volksschulwesen ,  die  gewerbliche 
Fortbildung,  die  Wohnungsfrage,  die  Hygiene  ,  den  Arbeitsnach- 
weis, die  Gewerbegerichte,  die  Armenpflege,  die  Arbeitslosigkeit 
u.  s.  f.     Allein    noch    entbehren    die    Gemeinden    jener    sozialen 
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Schwung-   und  Triebkraft,  die  nur  vom  Volke  durch   Vermittlung 
eines  freisinnigen  Wahlrechts  geliefert  werden  kann. 

Das  Gleiche  gilt  von  den  Landesangelegenheiten.  Auch  diese 
sind  vom  Standpunkte  des  Arbeiters  durchaus  niclit  gleichgiltig. 
Die  Ausführung  der  Reichsgesetze,  die  Organisation  der  inneren 
Verwaltung,  die  direkte  Besteuerung,  das  höhere  Bildungsvvesen, 
die  positive  Förderung  und  Pflege  des  Wirtschaftslebens ,  das 
Vereins-  und  Versaminlungswesen,  das  alles  ist  Landessache  und 
für  den  Arbeiter  von  grösster  Tragweite.  Dennoch  ist  die  ar- 
beitende Klasse  im  Landtage  des  grössten  deutschen  Staates  gar 
nicht,  in  den  Kammern  der  übrigen  nur  schwach  vertreten.  Einzig 
und  allein  im  Reichstage  kommt  die  Stimme  des  arbeitenden 
Volkes  zur  Geltung.  So  wird  in  ungesunder  Weise  das  ganze 
Interesse  unserer  Arbeiterkreise  von  den  nächstliegenden ,  ver- 
ständlichsten ,  für  ihre  unmittelbare  Hebung  wichtigsten  Fragen 
auf  die  Probleme  der  hohen  Politik  abgelenkt,  zu  deren  Entschei- 
dung im  Volke  wirklich  noch  nicht  allenthalben  die  nötige  Reife 
vorhanden  ist.  Wie  könnten  sonst  Parteien ,  die  die  engsten 
Klasseninteressen  in  unbefangenster  Weise  vertreten,  selbst  unter 
dem  allgemeinen  Stimmrechte  noch  eine  politisch  ausschlaggebende 
Rolle  spielen ! 

Um  zusammenzufassen :  Je  bereitwilliger  und  aufrichtiger  wir 
den  arbeitenden  Klassen  den  Eintritt  in  freie  Berufsorganisationen, 
in  die  Gemeindestube,  in  die  Kreis-  und  Landesvertretungen  er- 
öfifnen ;  je  mehr  wir  ihnen  Gelegenheit  geben,  sich  durch  positive 
Mitarbeit  zur  Selbstverwaltung  und  Selbstregierung  heranzubilden  ; 
je  entschiedener  wir  gegenüber  den  zentralisierenden  und  unifor- 
mierenden Bestrebungen  der  Bureaukratie  für  die  freie  und  kraft- 
volle Entwicklung  volkstümlich  organisierter  Gemeinden,  Kreise, 
Provinzen,  Selbstverwaltungskörper  überhaupt  eintreten;  je  unum- 
wundener wir  die  materielle  und  geistige  Wohlfahrt  des  Volkes 
als  unser  ureigenstes  Interesse  erfassen,  desto  eher  und  zuver- 
lässiger werden  die  Gefahren,  die  uns  jetzt  bedräuen,  in  wesen- 
lose Phantome  zerfliessen. 

Und  mag  er  schliesslich  auch  einmal  aus  einem  Wetterwinkel 
Europa's  losbrechen,  der  revolutionäre  Sturmwind:  an  den  Berg- 
und  Hügelketten  freier  Selbstverwaltung  wird  sich  seine  Gewalt, 
ohne  Schaden  anzurichten,  bald  genug  brechen.  Vergebens  aber 
wird  dann  der  Bewohner  des  Flachlandes ,  der  Ebene ,  einen 
sicheren  Zufluchtsort  vor   den  Verwüstungen    und  Verheerungen 
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des  ohne  Widerstand  dahin  brausenden  ,  entfesselten  Orkanes 
suchen ,  der  Bewohner  des  bureaukratisch-zentralistischen  Ein- 
heitsstaates, der  die  Gesellschaft  in  ihre  Atome,  in  blossen  Staub 
auflöst ,  der  alle  der  Bevormundung  und  dem  Ministerialdespo- 
tismus  unterwirft.  Zu  spät  wird  dann  die  Einsicht  reifen ,  dass 
es  eine  schlechte  Politik  ist,  den  Staat  gross  und  die  Menschen 
klein  zu  machen. 

So  hat  also,  wie  ich  meine,  die  soziale  Reform  nicht  weniger 
im  Dienste  der  Politik,  als  die  Politik  im  Dienste  der  sozialen 
Reform  zu  wirken. 


DIE  ENTWICKLUNG  DER 
KONSTITUTIONELLEN  THEORIE. 

VON 

CONRAD  BORNHAK. 


Das  17.  Jahrhundert  bezeichnet  für  die  europäische  Kulturwelt 
diejenige  Periode,  in  der  nach  mannigfaltigen  vorhergegangenen 
Ansätzen  der  moderne  Staat  endgiltig  begründet  wurde.  Die 
verschiedensten  Faktoren  drängten  zu  einer  neuen  staatlichen 
Schöpfung.  Der  christliche  Gottesstaat  auf  Erden ,  den  die  ka- 
tholische Kirche  des  Mittelalters  in  grossartigem  Idealismus  zu 
verwirklichen  versucht  hatte,  war  mit  der  Losreissung  eines  grossen 
Teiles  der  lateinischen  Christenheit  von  dieser  allgemeinen  Kirche 
in  Aveite  Ferne  gerückt:  innerhalb  jedes  Staates  musste  man  jetzt 
die  Regelung  des  Verhältnisses  von  Staat  und  Kirche  finden. 
Während  die  mittelalterHche  Staatsbildung ,  beschränkt  auf  den 
Rechtsschutz  nach  innen  und  nach  aussen  nur  die  untergeordnete 
Ergänzung  der  alle  höheren  Kulturaufgaben  vertretenden  Kirche 
gebildet  hatte,  lag  nunmehr  für  die  Staatsgewalt  ein  unermess- 
liches  Gebiet  ihrer  Entfaltung  offen.  Auch  da,  wo  die  alte  Kirche 
ihre  Herrschaft  behauptete ,  war  die  Abhängigkeit  des  Staates 
von  der  Kirche  gebrochen  und  in  ihr  Gegenteil  verkehrt.  Die 
von  der  kirchlichen  Autorität  befreite  Staatsgewalt  fühlte  die  Kraft 
zu  ihrer  Bethätigung  nach  innen  und  nach  aussen  in  sich.  Die 
Beherrschung  alles  öffentlichen  Lebens  durch  den  Staat  musste 
jene  mannigfaltigen  Genossenschafts-  und  Abhängigkeitsverhält- 
nisse ersetzen ,  die ,  sich  wechselseitig  ergänzend  ,  vielfach  unbe- 
stimmt und  zweifelhaft  in  ihrem  Umfange,  das  mittelalterliche  Rechts- 
leben erfüllten. 

Trotz  aller  gemeinsamen  Züge  ist  aber  die  Mannigfaltigkeit 
der  Entwicklung   stets    der    europäischen  Kultur    charakteristisch 
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gewesen.  Jede  der  drei  grossen  Nationen  Westeuropa's  hat  die 
Lösung  der  ihr  gestellten  Aufgabe  auf  den  verschiedensten  Wegen 
versucht,  einer  jeden  ist  er  aber  schliesslich  abweichend  von  der 
anderen  gelungen. 

In  Frankreich  schien  zeitweise  ein  hugenottisches  Staatswesen 
auf  republikanisch-föderativer  Grundlage  mit  einem  Schattenkönig- 
tum an  der  Spitze  entstehen  zu  wollen.  Schliesslich  erwiesen 
sich  aber  doch  als  ausschlaggebend  die  schon  seit  dem  späteren 
Mittelalter  gepflegten  nationalen  Tendenzen  nach  einer  absoluti- 
stisch-zentralisierten  Monarchie,  die  selbst  die  katholische  Kirche 
unter  ihre  Herrschaft  beugte. 

Die  gleiche  Entwicklung  schien  in  Deutschland  bevorzustehen, 
als  während  der  ersten  Hälfte  des  dreissigj ährigen  Krieges  das 
Kaiserhaus  der  Habsburger,  gestützt  auf  die  Kirche  und  ein  schlag- 
fertiges Söldnerheer,  den  Versuch  unternahm,  mit  der  Alleinherr- 
schaft des  Kathohzismus  die  absolute  Erbmonarchie  zu  begründen. 
Die  Verbindung  der  in  ihrer  Existenz  bedrohten  Territorialge- 
walten mit  dem  schwedischen  Landesfeinde  vereitelte  diesen  Ver- 
such. So  musste  nach  dem  Kriege  der  Territorialstaat  die  Auf- 
gaben lösen,  die  das  Reich  nicht  hatte  erfüllen  können.  Inner- 
halb der  grösseren  Territorien  vollzog  sich  die  Begründung  des 
modernen  Beamtenstaates,  nirgends  mit  grösserer  Folgerichtigkeit 
als  in  Brandenburg-Preussen. 

Auch  für  England  ergab  sich  im  Anfange  des  17.  Jahrhun- 
derts die  Thatsache,  dass  die  mittelalterlich-ständische  Monarchie 
mit  der  Unbestimmtheit  der  wechselseitigen  Rechte  und  Pflichten 
nicht  aufrecht  erhalten  werden  konnte.  Gestützt  auf  die  Landes- 
kirche unternahm  das  Königtum  der  Stuarts  den  Versuch,  die 
absolute  Monarchie  zu  begründen.  Trotz  gewaltiger  Anstreng- 
ungen dreier  Generationen  des  Königshauses  ist  dieser  Versuch 
gescheitert,  weil  Mittel  wie  Zweck  unzureichend  waren.  Die  in- 
sulare Lage  machte  für  England  ein  stehendes  Heer  nicht  in  dem 
Masse  zur  unbedingten  Notwendigkeit ,  wie  für  die  Staaten  des 
Kontinents.  Jeder  Ansatz  zur  Bildung  eines  solchen  wurde  aber 
vom  Parlamente  eifersüchtig  als  Mittel  innerer  Unterdrückung 
überwacht.  Die  Kirche  allein  reichte  aber  nicht  aus,  da  der  ex- 
tremere Protestantismus  sich  von  der  Landeskirche  lossagte  und 
sich  damit  auch  ihrer  politischen  Einwirkung  entzog.  Der  Zweck 
war  ein  unzureichender,  indem  die  Monarchie  ledigHch  ihre  Macht- 
stellung zu  vergrössern  suchte,  aber  sich  weder  nach  innen  noch 
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nach  aussen  Aufgaben  stellte,  die  diese  Maciitvergrösserung  ge- 
rechtfertigt hätten.  Die  Revolution  von  1688  endete  mit  der 
Flucht  des  legitimen  Monarchen  und  mit  der  Thronbesteigung 
des  vom  Parlamente  berufenen  Königs  Wilhelm  von  Uranien  unter 
voller  Anerkennung  der  Rechte  des  Parlaments.  An  Stelle  der 
ständischen  Monarchie  des  Mittelalters  war  jetzt  endgiltig  die  kon- 
stitutionelle Monarchie  mit  fester  Abgrenzung  der  Rechte  der 
einzelnen  Staatsfaktoren  getreten. 

In  der  Zeit  des  Kampfes  zwischen  Königtum  und  Parlament 
hatte  Sir  Robert  Filmer  in  seinem  Patriarcha  es  unternommen, 
die  nach  der  Primogenitur  sich  forterbende  absolute  Monarchie 
als  allein  dem  göttlichen  Willen  entsprechend  nachzuweisen.  Schon 
Adam  sollte  nach  der  Schöpfung  eine  absolute  Gewalt  über  seine 
Mitgeschöpfe  eingeräumt  sein,  die  sich  dann  unter  seinen  Nach- 
kommen forterbte.  Diese  Lehre  war  von  der  Universität  Oxford 
feierlich  angenommen  und  Jahrzehnte  hindurch  von  allen  Kanzeln 
dem  gläubigen  Volke  verkündet  worden.  Jetzt  hatte  sie  durch 
die  geschichtlichen  Thatsachen  die  schärfste  Widerlegung  erfahren. 
Auf  dem  Throne  sass  ein  König  von  der  Gnade  des  Parlaments, 
der  sich  nicht  auf  ein  göttliches  Recht  berufen  konnte  und  keine 
absolute  Gewalt  für  sich  in  Anspruch  nahm.  Fest  begründet  und 
anerkannt  waren  gegenüber  der  Monarchie  die  Rechte  des  Par- 
lamentes. Unter  diesen  Verhältnissen  versuchte  JoJin  Locke  den 
neuen  Rechtszustand  philosophisch  zu  rechtfertigen.  Die  Locke' sq^xq. 
Rechtsphilosophie  beruht  ebensowenig  wie  eine  andere  auf  einer 
rein  abstrakten  und  absoluten  Grundlage ,  sie  ist  nur  verständ- 
lich bei  Berücksichtigung  der  historischen  Umstände,  unter  denen 
sie  entstand.  Ihre  dauernde  historische  Bedeutung  besteht  darin, 
dass  sie  die  erste,  allerdings  noch  vielfach  unvollkommene  wissen- 
schaftliche Formulierung  des  konstitutionellen  Staatsrechts  enthält. 

Von  den  Two  treatises  of  Government  enthält  der  erste  eine 
Widerlegung  der  bisher  offiziellen  religiös-philosophischen  Staats- 
theorie Filmer's,  und  kommt  für  uns  nicht  weiter  in  Betracht. 
Der  zweite  giebt  die  positive  Entwicklung  des  neuen  Staatsrechtes, 
v/elches  mit  Wilhelm  von  Uranien  zur  Anerkennung  gelangt  war. 

Seit  man  die  das  Mittelalter  beherrschende  Lehre  von  der 
göttlichen  Einsetzung  des  Staates  preisgegeben  hatte,  mühte  sich 
die  Rechtsphilosophie  Generationen  hindurch  ab,  Recht  und  Staat 
aus  der  Natur  des  Menschen  zu  erklären.  So  geht  auch  Locke 
von   einem    staatslosen  Naturzustande  aus,    von    welchem  die  im 
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Zustande  natürlicher  Gleichheit  und  Unabhängigkeit  lebenden 
Menschen  zum  wechselseitigen  besseren  Schutze  eine  staatliche 
Ordnung  begründen.  Die  absolute  Monarchie  widerspricht  diesem 
Staatszwecke,  da  sie ,  weit  davon  entfernt,  den  Einzelnen  besser 
zu  schützen ,  ihn  schutzlos  dem  absoluten  Willen  eines  anderen 
preisgiebt  und  sich  deshalb  nicht  vom  Naturzustande  entfernt. 
Die  Unterwerfung  unter  die  Staatsgewalt  ist  überhaupt  keine  un- 
beschränkte, sondern  reicht  nur  so  weit  als  der  Staatszweck. 

Nach  den  Grundsätzen  des  Naturrechts  geht  alle  staatHche 
Gewalt  aus  von  den  einzelnen  Individuen ,  die  in  dem  Natur- 
zustande vollständiger  Freiheit  und  Gleichheit  den  Staat  durch 
ihren  Vertrag  begründen  und  sich  für  die  Zukunft  dieser  staat- 
lichen Autorität  unterwerfen.  In  welcher  verfassungsmässigen  Ge- 
stalt der  Staat  konstituiert  wird ,  folgt  aus  dem  Naturrechte  an 
sich  nicht,  sondern  kann  durch  die  Willensentschliessung  der  Be- 
gründer verschieden  bestimmt  werden.  Diese  können  die  Gesetz- 
gebung der  Gemeinschaft  selbst,  die  Ausführung  bestellten  Be- 
amten übertragen :  dies  ist  die  vollständige  Demokratie.  Sie 
können  aber  auch  die  Gesetzgebung  wenigen  Auserwählten  und 
deren  Erben ,  Oligarchie ,  oder  einem  einzigen  Menschen ,  Mo- 
narchie ,  überlassen.  Endlich  sind  auch  gemischte  Verfassungs- 
formen möglich.  Mag  nun  die  Verfassung  gestaltet  sein  wie  sie  will, 
jedenfalls  bestehen  innerhalb  jedes  Staates  verschiedene  Gewalten. 

Die  höchste  Gewalt  ist  die  gesetzgebende.  Sie  ist  von  der 
Gemeinschaft  selbst  eingesetzt  und  muss  unverändert  in  den  Händen 
verbleiben,  denen  sie  einst  anvertraut  war.  Denn  ohne  dies  könnte 
das  Gesetz  nicht  dasjenige  haben,  was  ihm  begrifflich  notwendig 
ist ,  die  Zustimmung  der  Gesellschaft.  Weil  die  gesetzgebende 
Gewalt  selbst  die  höchste  ist,  kann  auch  keine  andere  Gewalt 
von  der  Beobachtung  der  Gesetze  entbinden.  Gleichwohl  ist  auch 
die  gesetzgebende  Gewalt  keine  unbeschränkte.  Sie  hat  keine 
unbeschränkte  Herrschaft  über  Leben  und  Vermögen  des  Volkes, 
sondern  nur  soweit,  als  es  der  vernünftige  Staatszweck  erfordert. 
Sie  darf  ferner  nicht  plötzliche ,  willkürliche  Bestimmungen  er- 
lassen ,  sondern  muss  dauernde  und  zu  publizierende  Gesetze 
geben,  die  durch  die  bestellten  Richter  ausgeführt  werden.  Drittens 
kann  die  gesetzgebende  Gewalt,  da  der  Schutz  des  Eigentums 
einer  der  Staatszwecke  ist,  niemandem  sein  Eigentum  ohne  seine 
Zustimmung  nehmen.  Selbst  zur  Steuererhebung  bedarf  es  daher 
der  Zustimmung  der  Mehrheit  des  Volkes  oder  seiner  Vertreter. 
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Schliesslich  kann  die  gesetzgebende  Gewalt  ihre  Befugnis  zur  Ge- 
setzgebung keinem  andern  übertragen.  Ueber  den  Träger  der 
gesetzgebenden  Gewalt  ergiebt  sich  abgesehen  von  der  Thatsache, 
dass  die  Steuerbewilligung  unter  allen  Umständen  dem  Volke  oder 
seinen  Vertretern  zustehen  muss ,  aus  dem  Naturrechte  nichts. 
Doch  haben  in  wohlgeordneten  Staaten  das  Gesetzgebungsrecht 
periodische  Versammlungen,  deren  Mitglieder  selbst  den  erlassenen 
Gesetzen  unterworfen  sind. 

Die  zweite  Gewalt  bildet  die  exekutive ,  deren  Aufgabe  in 
der  fortdauernden  Ausübung  der  Gesetze  besteht.  Schon  deshalb 
bedarf  sie  eines  beständigen  Trägers.  Sie  soll  aber  auch  um 
deswillen  einen  andern  Inhaber  haben  als  die  Gesetzgebung, 
damit  die ,  welche  die  Gesetze  machen  ,  es  nicht  in  ihrer  Hand 
haben,  sich  von  deren  Befolgung  zu  dispensieren.  Die  Trennung 
der  Exekutive  von  der  Gesetzgebung  ist  also  eine  Forderung  der 
Gerechtigkeit. 

Die  dritte  Gewalt,  die  föderative,  umfasst  die  völkerrechtliche 
Vertretung  des  Staates.  Sie  entzieht  sich  ihrer  Natur  nach  im 
wesentlichen  der  Regelung  durch  Gesetze  und  wird  nach  Gesichts- 
punkten der  politischen  Zweckmässigkeit  geleitet.  Obwohl  be- 
grififlich  von  der  Exekutive  verschieden,  kann  doch  die  föderative 
Gewalt  keinen  anderen  Träger  haben  als  die  erstere.  Denn  beide 
bedürfen  der  Staatsmacht,  diese  kann  aber  nicht,  je  nachdem  es 
sich  um  innere  oder  um  auswärtige  Verhältnisse  handelt,  in  ver- 
schiedene Hände  gelegt  werden. 

Obgleich  die  gesetzgebende  Gewalt  die  höchste  ist ,  so  hat 
sie  doch  nur  den  Charakter  einer  für  bestimmte  Zwecke  anver- 
trauten. Im  Volke  bleibt  daher  noch  eine  allerhöchste  Gewalt 
zurück,  den  Träger  der  gesetzgebenden  Gewalt  zu  ändern  und  zu 
entfernen,  wenn  es  findet,  dass  er  dem  gesetzten  Vertrauen  nicht 
entspricht.  Im  übrigen  ist  aber  die  gesetzgebende  Gewalt  selbst 
die  höchste.  Wo  eine  einzelne  Person  mit  der  Exekutive  betraut 
ist  und  gleichzeitig  Anteil  an  der  Gesetzgebung  hat,  deren  Träger 
im  übrigen  nicht  immer  versammelt  ist ,  mag  diese  Person  auch 
als  die  höchste  bezeichnet  werden ,  insofern  alle  Exekutive  von 
ihr  ausgeht,  und  auch  kein  Gesetz  gegen  ihren  Willen  erlassen 
werden  kann.  Zu  den  Aufgaben  der  Exekutive ,  wenn  dieselbe 
einer  einzelnen  Person  anvertraut  ist,  gehört  es  auch,  die  Vor- 
bedingungen für  die  Thätigkeit  der  gesetzgebenden  Versammlung 
zu  schaffen  durch  Anordnung  der  Wahlen,  Berufung,  Schliessung 
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u.  s.  w.  Hierin  liegt  keine  Obergewalt  über  die  Legislative,  son- 
dern nur  eine  vom  Volke  anvertraute  Befugnis  ,  um  die  Vorbe- 
dingungen für  die  Thätigkeit  der  Gesetzgeber  zu  schaffen ,  die 
nicht  wohl  durch  die  Verfassung  gesetzlich  geregelt  werden  konnten. 

Verschiedene  Gegenstände  entziehen  sich  der  gesetzlichen 
Normierung  und  bleiben  dem  diskretionären  Ermessen  der  exe- 
kutiven Gewalt  überlassen.  Hierher  gehört  namentlich  das  Recht 
der  Gnade.  Dies  ist  das  Gebiet  der  Prärogative.  Dieselbe  war 
früher  bei  einer  geringeren  Anzahl  von  Gesetzen  weit  ausgedehnter, 
ist  aber  neuerdings  namentlich  mit  Rücksicht  auf  die  grosse  Ge- 
fahr des  Missbrauchs  immer  mehr  eingeschränkt  worden.  Hierin 
liegt  keine  Beeinträchtigung  des  Fürsten,  da  dieser  ein  Recht  auf 
die  Prärogative  nicht  hat,  sondern  sie  ihm  nur  im  hiteresse  des 
allgemeinen  Wohles  anvertraut  war. 

Die  Grundzüge  eines  umfassenden  staatsrechtlichen  Systems 
sind  hiermit  gelegt. 

Quelle  aller  staatlichen  Gewalt  ist  das  Volk,  dessen  MitgHeder 
als  von  Natur  freie  und  gleiche  Persönlichkeiten  den  Staat  be- 
gründet haben.  Trotz  der  Gründung  des  Staates  haben  auch  ihm 
gegenüber  die  Volksgenossen  unveräusserliche  Freiheitsrechte 
zurückbehalten.  Ihre  Unterwerfung  unter  die  Staatsgewalt  geht 
nur  soweit  als  der  Staatszweck ,  die  Sa/?is  publica.  Das  Eigen- 
tumsrecht ist  ein  absolutes  auch  gegenüber  dem  Staate,  nur  mit 
Zustimmung  der  Eigentümer  oder  ihrer  Vertreter  sind  zur  Er- 
füllung der  Staatszwecke  Eingriffe  in  das  Eigentum  zulässig.  Indem 
das  Volk  den  Staat  gründete  und  die  verfassungsmässigen  Fak- 
toren des  Staates  einsetzte ,  hat  es  sich  seiner  höchsten  Gewalt 
keineswegs  entäussert,  sondern  kann  dieselbe  auch  weiter  be- 
thätigen ,  indem  es  durch  eine  neue  Verfassung  den  Träger  der 
gesetzgebenden  Gewalt  ändert.  Dies  ist  der  Ursprung  der  euro- 
päischen konstituierenden  Versammlungen  und  der  amerikanischen 
Konventionen. 

Kraft  der  Verfassung  bestehen  die  verschiedenen  Gewalten  des 
Staates,  deren  Verhältnis  zu  einander  sich  nicht  aus  dem  Natur- 
rechte, sondern  aus  dem  positiven  Rechte  ergiebt.  Das  typische 
Vorbild  des  wohlgeordneten  Staates  ist  der  englische  nach  der 
Revolution  von  1688.  Die  höchste  Gewalt ,  die  gesetzgebende, 
steht  Versammlungen  der  Vertreter  des  Volkes  gemeinsam  mit 
dem  Könige  zu.  Letzterer  ist  auch  Inhaber  der  exekutiven  Ge- 
walt, welche  die  Gesetze  auszuführen,  und  der  föderativen,  welche 
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den  Staat  als  völkerrechtliche  Persönlichkeit  zu  vertreten  hat.  Er 
schafft  die  Vorbedingungen  für  die  Thätigkeit  der  gesetzgebenden 
Versammlungen  durch  Anordnung  der  Wahl ,  Berufung,  Schlich- 
tung etc.  Er  hat  endlich  kraft  seiner  Prärogative  eine  diskretionäre 
Gewalt  überall  da,  wo  eine  unbedingte  gesetzliche  Regelung  nicht 
angebracht  erscheint. 

Vergleicht  man  diese  Staatstheorie  mit  dem  wirklichen  eng- 
lischen Staatsleben  nach  der  Revolution  von  1688,  so  lässt  sich 
nicht  verkennen ,  dass  die  geschichtlichen  Thatsachen  wie  das 
rechtliche  Verhältnis  der  Staatsgewalten  einfach  auf  den  Kopf  ge- 
stellt sind.  Nicht  der  Wille  der  Volksgenossen  hatte  den  eng- 
lischen Staat  begründet  und  die  verfassungsmässigen  Faktoren 
der  Staatsgewalt  bestellt,  sondern  den  Ausgangspunkt  des  eng- 
lischen Verfassungsrechtes  bildete  die  normannische  Eroberung 
und  die  dadurch  hergestellte  absolute  Monarchie  der  Normannen- 
könige. Der  König  allein  vereinigte  alle  Rechte  der  Staatsgewalt 
in  sich.  Allerdings  war  er  bei  Ausübung  der  Gesetzgebung 
schliesslich  an  die  Mitwirkung  und  die  Zustimmung  des  Parlaments 
gebunden  worden,  indem  die  beratenden  Hoftage  sich  zu  be- 
schliessenden  Reichsversammlungen  der  grossen  Barone  ent- 
wickelten und  später  zu  jenen  Vertreter  der  Grafschaften  und 
Städte  hinzugetreten  waren.  Nicht  die  gesetzgebende  Gewalt 
war  die  Grundlage  der  Staatsthätigkeit .  sondern  das  königliche 
Regierungsrecht,  das  jedoch  nur  ausgeübt  werden  durfte  inner- 
halb der  gesetzlichen  Schranken  und  bei  der  Gesetzgebung  an 
die  Zustimmung  des  Parlaments  gebunden  war.  Gewiss  war 
dieses  königliche  Regierungsrecht  durch  die  Macht  des  Parlamentes 
mehr  und  mehr  beschränkt  worden,  so  dass  die  Prärogative  schliess- 
lich als  ein  Ausnahmerecht  erschien.  Doch  auch  nach  der 
Revolution  waren  die  Grundlagen  des  Verfassungsrechtes  dieselben 
geblieben  wie  bisher. 

So  sehr  die  Lockesz\\Q  Staatstheorie  den  historischen  und 
staatsrechtlichen  Grundlagen  der  engUschen  Verfassung  wider- 
sprechen mochte,  so  befand  sie  sich  doch  unverkennbar  in  Ueber- 
einstimmung  mit  den  politischen  Zuständen  nach  der  Revolution 
von  1688.  In  dem  Kampfe  zwischen  Königtum  und  Parlament 
hatte  letzteres  mit  der  Berufung  einer  illegitimen  Dynastie  den 
endgiltigen  Sieg  davongetragen.  Wie  konnte  ein  Königtum,  das 
seine  Existenz  dem  Beschlüsse  des  Parlaments  verdankte ,  selbst 
wenn  es  rechtlich  die  ganze  Machtfülle  der  vertriebenen  Dynastie 
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überkam  ,  noch  von  sich  behaupten  ,  dass  es  Grund  und  Quelle 
alles  staatlichen  Rechtes  sei?  Die  im  Parlamente  verkörperte 
gesetzgebende  Gewalt,  bei  der  die  Mitvt'irkung  des  Königs  sich 
zu  einem  blossen  Veto  abschwächte,  erschien  als  die  höchste  im 
Staate.  In  Unterordnung  unter  diese  höchste  politische  Gewalt 
blieb  aber  der  König  Inhaber  der  staatlichen  Machtfülle  nach 
innen  und  nach  aussen.  Insbesondere  wird  ihm  die  gesamte  Exe- 
kutive zugesprochen,  da  noch  kein  Gewohnheitsrecht  den  König 
nötigte,  die  obersten  Organe  seiner  Regierung  aus  der  Majorität 
des  Parlaments  oder  vielmehr  des  Unterhauses  zu  entnehmen. 
Die  Betonung  der  auch  für  die  Gesetzgebung  unantastbaren  Frei- 
heitsrechte des  Volkes  ergiebt  sich  aus  der  schweren  Gefährdung, 
der  das  Privateigentum  durch  willkürliche  Massregeln  der  Stuarts 
ausgesetzt  gewesen  war. 

Der  Einfluss,  den  die  Locke  sq)[vq.  Staatstheorie  auf  die  weitere 
Ausbildung  der  konstitutionellen  Doktrin  ausgeübt  hat ,  ist  vor- 
wiegend ein  indirekter,  indem  die  französische  Rechtsphilosophie 
auf  seinen  Anschauungen  weiter  baute  und  dieselben  in  ganz 
Europa  populär  machte.  Dies  gilt  namentlich  von  Montesquieu, 
der  in  seinem  berühmten  Kap.  6  des  ii.  Buches  des  Esprit  de  lois ; 
»De  la  Constitution  d'Angleterre«  das  Idealbild  einer  die  politische 
Freiheit  der  Bürger  verwirklichenden  Verfassung  gab,  wie  es  nie 
existiert  hat  und  nie  existieren  kann. 

Der  Ausgangspunkt  Montesquieu" s  ist  allerdings  ein  anderer 
als  der  Locke's.  Während  letzterer  von  dem  Rechtsgrunde  des 
Staates  und  seiner  Begründung  durch  den  freien  Willen  von  Natur 
gleicher  Menschen  ausgeht  und  den  Staatszweck  in  der  allgemeinen 
Formel  der  Salus  publica  verschwinden  lässt,  bleibt  bei  Montesquieu 
die  Entstehung  des  Staates  ganz  dahingestellt.  Dagegen  wird  der 
Staatszweck  in  den  Vordergrund  gerückt  durch  Aufwerfung  der 
Frage :  wie  muss  eine  Verfassung  beschafifen  sein,  die  die  Lösung 
einer  bestimmten  Aufgabe ,  der  politischen  Freiheit  der  Staats- 
angehörigen und  ihrer  Abhängigkeit  allein  vom  Gesetze,  sich  zur 
Aufgabe  stellt.  Die  Antwort  auf  diese  Frage  ist  die  Aufstellung 
des  Prinzips  der  Teilung  der  Gewalten,  welches  sich  das  Ver- 
fassungsrecht in  beiden  Hemisphären  erobert  hat. 

In  voller  Uebereinstimmung  mit  Locke  werden  drei  Gewalten 
angenommen,  die  gesetzgebende,  die  ausführende  auf  dem  Gebiete 
des  Völkerrechtes  und  die  ausführende  auf  dem  Gebiete  des 
inneren  Rechtes.    Während  aber  Locke  im  Interesse  der  unbedingten 
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Herrschaft  des  Gesetzes  nur  die  Trennung  der  gesetzgebenden 
Gewalt  von  den  beiden  anderen  fordert,  wird  von  Montesquieu 
das  Prinzip  der  Teilung  der  Gewalten  mit  äusserster  Konsequenz 
durchgeführt.  Der  Inhaber  der  gesetzgebenden  Gewalt  soll  ein 
anderer  sein  als  der  der  ausführenden  nach  aussen  und  von  beiden 
verschieden  der  Inhaber  der  Exekutive  im  Innern. 

Für  die  gesetzgebende  Gewalt  wird  als  Folgerung  des  Grund- 
satzes, dass  der  freie  Bürger  nur  durch  sich  selbst  regiert  werden 
darf,  verlangt,  dass  das  Volk  in  seiner  Gesamtheit  oder  wenigstens 
durch  seine  Repräsentanten  die  Gesetzgebung  ausübt.  Bezüglich 
der  letzteren  findet  jedoch  das  imperative  Mandat  der  Wähler, 
das  an  sich  den  wahren  Volkswillen  klarer  zum  Ausdruck  bringen 
würde ,  aus  Zweckmässigkeitsgründen  wegen  der  grossen  Weit- 
läufigkeit keine  Zustimmung.  Von  dem  politischen  Wahlrechte 
sollen  einerseits  ausgeschlossen  sein  diejenigen ,  die  sich  in  so 
niedriger  Stellung  befinden,  dass  man  von  ihnen  annehmen  kann, 
sie  hätten  keinen  eigenen  Willen.  Andererseits  soll  neben  dem 
Hause  der  Volksrepräsentanten  den  durch  Geburt,  Reichtum  und 
Ehrenstellung  hervorragenden  Spitzen  der  Gesellschaft ,  die  sich 
nicht  mit  der  Masse  des  Volkes  vermischen  lassen,  ein  besonderer 
Anteil  an  der  Gesetzgebung  eingeräumt  werden.  Für  die  Mit- 
glieder des  Oberhauses  wird  Erblichkeit  verlangt,  aber,  da  sie  nicht 
das  Volk  vertreten,  in  Steuersachen  nur  ein  Veto  zugestanden. 

Die  ausführende  Gewalt  soll  in  der  Hand  eines  Monarchen 
liegen.  Wäre  sie  einer  Anzahl  von  Personen  anvertraut,  die  aus 
dem  gesetzgebenden  Körper  hervorgegangen,  so  würde  keine  Frei- 
heit mehr  existieren,  w^eil  die  beiden  Gewalten  vereinigt  wären. 
Zu  den  Gegenständen  der  ausführenden  Gewalt  gehört  es,  den  ge- 
setzgebenden Körper  zu  versammeln  und  zu  vertagen,  da  dieser 
nicht  immer  vereinigt  sein  darf.  Sie  hat  ausserdem  ein  Veto  ge- 
genüber den  Beschlüssen  der  Legislative.  Beides  erscheint  not- 
wendig, um  eine  despotische  Macht  der  gesetzgebenden  Gewalt 
zu  verhindern.  Der  gesetzgebende  Körper  hat  zwar  ein  Kontroll- 
recht gegenüber  den  Handlungen  der  Exekutive.  Allein  der  Chef 
der  Exekutivgewalt  muss  unverletzlich  sein,  weil  sonst  gleichfalls 
die  Macht  der  Legislative  eine  schrankenlose  sein  würde.  Doch 
da  er  nichts  schlecht  ausführen  kann  ohne  schlechte  Ratgeber,  so 
sind  diese  verantwortlich  und  eventuell  strafbar.  Damit  ist  die 
Begründung  der  Ministerverantwortlichkeit  gegeben.  Um  anderer- 
seits die  Exekutive  nicht  allmächtig  werden  zu  lassen,  sollen  die 
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Steuern  nur  periodisch  je  für  ein  Jahr  bewilligt  werden.  Auch 
bleibt  der  gesetzgebenden  Gewalt  das  Recht  vorbehalten,  das 
stehende  Heer  jederzeit  abzuschaffen. 

Endlich  ist  die  richterliche  Gewalt  von  den  beiden  anderen 
getrennt.  Für  die  Regel  ist  die  Entscheidung  den  aus  dem  Volke 
hervorgegangenen  Geschworenen  anzuvertrauen.  Nur  ausnahms- 
lose wird  eine  Rechtsprechung  des  Oberhauses  zugelassen,  näm- 
lich gegenüber  seinen  Mitgliedern  selbst  und  bei  Geltendmachung 
der  Ministerverantwortlichkeit. 

Dass  dieses  Idealbild  eines  freien  Staatswesens,  wie  es  Mon- 
tesquieu in  England  zu  erblicken  glaubte,  mit  der  wirklichen  eng- 
lischen Verfassung  kaum  mehr  gemeinsam  hat  als  einige  äusser- 
liche  Züge,  bedarf  kaum  einer  weiteren  Ausführung.  Wenn  in 
der  That  die  Teilung  der  Gewalten  die  politische  Freiheit  verbür- 
gen sollte,  so  musste  es  um  diese  nirgends  schlimmer  bestellt 
sein  als  in  England,  wo  die  Gewalten  untrennbar  ineinander  zu- 
sammenfiiessen.  Wo  blieb  die  Trennung  der  Rechtsprechung  von 
der  Gesetzgebung ,  wenn  das  Oberhaus  gleichzeitig  oberster  Ge- 
richtshof war?  Und  wenn  die  Uebertragung  der  Exekutive  an 
einen  Ausschuss  des  Parlamentes  die  Vernichtung  der  politischen 
Freiheit  bedeuten  soll,  wie  im  Anschlüsse  an  Locke  behauptet  wird, 
so  war  Montesquieu  ganz  die  Thatsache  entgangen ,  dass  gerade 
in  der  Zwischenzeit  die  aus  der  Parlamentsmehrheit  entnommenen 
und  mit  ihr  wechselnden  Ministerien  in  England  aufgekommen 
waren.  Doch  für  die  menschliche  Entwicklung  ist  der  Irrtum  oft 
von  grösserer  Bedeutung  als  die  Wahrheit.  So  hat  die  konsti- 
tutionelle Lehre  Montesquieu  s  mit  dem  Zerrbilde  der  englischen 
Verfassung,  das  ihm  vor  Augen  schwebte,  in  einem  Siegeslaufe 
ohne  gleichen  die  Welt  erobert ,  wie  dies  bei  einer  Darstellung 
des  wirklichen  englischen  Staatsrechts  unmöglich  gewesen  wäre. 

Zunächst  schwankt  Montesquieu  selbst  über  das  Wesen  der 
drei  Gewalten.  Während  er  anfangs  sich  ganz  an  Locke  anschliesst 
und  ausser  der  Gesetzgebung  eine  Exekutive  auf  dem  Gebiete 
des  Völkerrechts  und  im  Innern  annimmt,  treten  später  an  die 
Stelle  der  letzteren  die  Exekutive  überhaupt  auf  der  einen  und  die 
Rechtsprechung  auf  der  anderen  Seite. 

Das  Wesen  der  Teilung  der  Gewalten  besteht  nur  darin,  dass 
die  drei  Gewalten  nach  formellen  und  materiellen  Kriterien,  nach 
ihrem  Träger  und  nach  ihren  Gegenständen  unterschieden  werden, 
sich  aber  nach  beiden  Richtungen  hin   decken.     Der  Träger  der 
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Gesetzgebung  hat  daher  nichts  anderes  zu  thun  ,  als  Gesetze  zu 
geben,  der  Monarch  nichts  anderes,  als  sie  auszuführen  und  der 
Richter,  sie  in  den  Formen   der  Rechtsprechung  anzuwenden. 

Die  politische  Freiheit  wird  durch  die  Teilung  gewährleistet, 
indem  die  drei  Gewalten  sich  wechselseitig  das  Gleichgewicht 
halten  und  damit  die  absolute  Herrschaft  einer  Gewalt  über  das 
Individuum  verhindern.  Der  Vorwurf,  dass  damit  die  Einheit  des 
Staates  zerrissen ,  und  diesem  drei  verschiedene  Subjekte  substi- 
tuiert würden,  erscheint  jedenfalls  unzutreffend.  Denn  im  Hinter- 
grunde schwebt  immer  das  bei  Locke  klar  ausgesprochene  ,  bei 
Montesquieu  nur  verschwiegene,  aber  keineswegs  geleugnete  Prinzip 
der  Volkssouveränität,  wie  es  sich  mit  Notwendigkeit  aus  den  in- 
dividualistischen Anschauungen  der  Naturrechtsphilosophie  ergiebt. 
Wenn  alle  Gewalten  im  letzten  Grunde  auf  den  Willen  der  Staats- 
genossen zurückzuführen  sind,  so  findet  auch  der  Staat  seine  Ein- 
heit in  dem  mit  ihm  als  identisch  gedachten  Volke.  Das  Prinzip 
der  Volkssouveränität  bildet  daher  die  notwendige  Ergänzung  zu 
demjenigen  der  Teilung  der  Gewalten.  Deshalb  kann  auch  von 
einer  Gleichstellung  der  drei  Gewalten  nicht  die  Rede  sein.  Viel- 
mehr erscheint  die  von  dem  unmittelbaren  Vertreter  des  Volkes, 
der  Volksvertretung ,  geübte  Gewalt  der  Gesetzgebung  als  die 
höchste,  einzig  souveräne,  die  Exekutivgewalt  des  Monarchen  hat 
nur  den  Willen  des  Gesetzgebers  zu  vollziehen  ,  die  richterliche 
Gewalt  ihn  bei  Streitigkeiten  auszulegen,  so  lange  der  Gesetzgeber 
selbst  nicht  eine  authentische  Auslegung  giebt. 

In  der  Ausführung  jenes  grundlegenden  Gedankens  von  der 
Teilung  der  Gewalten,  der  vollständig  dem  Ideenkreise  der  Natur- 
rechtsphilosophie angehört,  offenbart  sich  aber  erst  der  mehrfach, 
namentlich  von  Ranke  hervorgehobene  innere  Widerspruch  in  dem 
pohtischen  Systeme  Montesquieu' s.  Obwohl  durchdrungen  von  den 
allgemeinen  Gedanken  der  Aufklärungsphilosophie  ,  die  sich  all- 
mählich Bahn  brachen,  ist  sein  historischer  Sinn  und  sein  aristo- 
kratisches Gefühl  doch  ziemlich  stark  entwickelt.  Wie  er  die  Ent- 
stehung des  Staates  durch  Vertrag  der  im  Naturzustande  gleichen 
Volksgenossen  und  das  daraus  folgende  Prinzip  der  Volkssouve- 
ränität, welche  die  notwendige  Ergänzung  seines  Systems  bilden, 
wohl  nicht  ohne  Absicht  unerwähnt  lässt,  so  zieht  er  auch  keines- 
wegs die  Folgerung  einer  absoluten  Gleichheit.  Die  selbständigen 
intermediären  Gewalten  zwischen  Fürst  und  Volk,  wie  sie  aus  dem 
Mittelalter  überkommen  waren,    sind  ihm  wesentlich  für  die  Mo- 
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narchie.  Das  allgemeine  Wahlrecht  verwirft  er  ebenso  entschie- 
den ,  wie  er  ein  erbliches  Oberhaus  fordert.  Bei  der  weiteren 
Entwicklung  und  praktischen  Anwendung  der  konstitutionellen 
Doktrin  sind  aber  gerade  diese  Elemente  eliminiert  worden,  welche 
mit  der  individualistischen  Auffassung  des  staatlichen  und  sozialen 
Lebens  im  Widerspruche  standen. 

Schwer  wiegend  war  der  Einfluss  Montesquieu^  auf  die  eng- 
lische Rechtslitteratur  selbst.  Wenn  diese  bisher  zwischen  rein 
spekulativen  Staatssystemen  der  Philosophie  und  den  positiven 
Materialiensammlungen  der  Jurisprudenz  ohne  Vermittlung  hin- 
und  hergeschwankt  hatte,  so  suchte  das  grosse  Werk  von  Black- 
stone, Commentaries  on  the  Laws  of  England,  dessen  erste  Auf- 
lage 1765  abgeschlossen  wurde,  und  das  seitdem  in  immer  neuen 
Auflagen  die  englische  Rechtswissenschaft  beherrscht  hat,  eine 
umfassende  wissenschaftliche  Darstellung  des  gesamten  englischen 
Rechtes  zu  geben. 

Die  grundliegenden  Gedanken  des  politischen  Systems,  auf 
denen  Blackstone  ?,  Staatsrecht  aufgebaut  ist,  sind  in  keiner  Weise 
neu  und  originell.  Die  Locke-Montesquieu' sc\iQ  Theorie  die  fast  mit 
deren  Worten  wiederholt  wird,  giebt  den  allgemeinen  Rahmen  ab, 
der  mit  der  Darstellung  der  positiven  Rechtsinstitutionen  ausge- 
füllt wird. 

Mit  Locke  wird  die  Begründung  des  Staates  durch  Vertrag 
angenommen,  aber  eine  fortdauernde  konstituierende  Gewalt  des 
Volkes  als  dem  positiven  Rechte  fremd  verworfen.  Das  Ziel  der 
englischen  Verfassung  soll  die  politische  Freiheit  sein.  Die  erste 
Voraussetzung  dafür  ist  aber  die  Trennung  der  Gesetzgebung  und 
der  Exekutive ,  die  sich  gegenseitig  das  Gleichgewicht  halten 
müssen.  Erstere  steht  dem  Parlamente,  letztere  dem  Könige  zu. 
Um  die  Allmacht  der  gesetzgebenden  Gewalt  zu  verhüten  ,  hat 
der  König  nicht  nur  das  Parlament  zu  berufen,  zu  schliessen  etc., 
es  steht  ihm  auch  ein  Anteil  an  der  Gesetzgebung  selbst  zu, 
doch  ist  dies  nur  ein  Veto  gegenüber  von  Gesetzen ,  die  das 
Recht  der  Exekutive  beeinträchtigen  könnten,  f>pozuer  of  rejecting 
rather  than  of  resolving« .  Andererseits  wird  die  Exekutive  durch 
die  gesetzgebende  Gewalt  kontrolliert  vermöge  der  Ministerver- 
antwortlichkeit. Genau  wie  bei  Montesquieu  wird  die  besondere 
Vertretung  der  Aristokratie  in  dem  Oberhause  und  das  Steuer- 
bewilligungsrecht des  Parlaments  gerechtfertigt.  Die  Thatsache, 
dass  bei    den  parlamentarischen  Ministerien    keine  Trennung  der 
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Gesetzgebung  von  der  Exekutive,  sondern  im  Gegenteile  deren 
Verschmelzung  stattfindet,  bleibt  unberücksichtigt,  da  die  Existenz 
des  Kabinetts  dem  positiven  Rechte  fremd  war.  So  wird  denn 
die  Lehre  von  den  königlichen  Räten  genau  so  abgehandelt,  als 
ob  man  sich  noch  in  der  Zeit  der  Tudors  befunden  hätte.  Da- 
gegen konnte  es  einem  englischen  Juristen,  der  mit  dem  positiven 
Rechte  seines  Landes  vertraut  war,  niemals  einfallen,  die  Recht- 
sprechung als  eine  besondere  Gewalt  aufzufassen.  Nach  Blackstone 
ist  vielmehr  die  Rechtsprechung  nur  ein  Teil  der  Exekutive.  Da 
diese  dem  Könige  zusteht,  leiten  alle  Gerichtshöfe  ihre  Macht  von 
der  Krone  ab. 

Dem  Kontinente  wurde  bald  darauf  das  englische  Staatsrecht 
in  populärer  Form  zugänglich  gemacht  durch  die  zuerst  1771  er- 
schienene und  später  auch  ins  Englische  übersetzte  Schrift  von 
de  Lohne,  De  la  Constitution  d'Angleterre,  welche  im  wesentlichen 
auf  Blackstone  fusst.  Für  die  weitere  Entwicklung  der  konstitu- 
tionellen Theorie  hat  sie  jedoch  in  keiner  Weise  beigetragen. 

Erst  nach  dem  Sturze  des  ersten  Kaiserreiches  gab  Benjamin 
Constant  in  seinem  Cours  de  politique  constitutionelle  eine  neue 
Theorie  des  konstitutionellen  Staatsrechtes,  die  sich  zwar  an  das 
englische  Recht  anschloss ,  aber  dieses  selbständig  weiter  ent- 
wickelte. Das  Werk  war  ein  rein  praktisches,  es  sollte  ein  Ver- 
fassungsentwurf für  die  restaurierte  Monarchie  der  Bourbonen  sein, 
dem  die  Motive  in  ausgedehntem  Umfange  beigegeben  waren. 
Aus  diesem  praktischen  Zwecke  erklärt  sich  die  Vermeidung  aller 
theoretisch-abstrakten  Erörterungen,  das  Streben  nach  dem  that- 
sächlich  Möglichen  und  Wünschenswerten  und  die  logisch  klare 
Formulierung  der  Rechtsätze. 

Die  grundlegende  Frage  nach  dem  Quelle  der  staatlichen  Sou- 
veränität wird  in  dem  Verfassungsentwurfe  vorsichtig  umgangen. 
In  den  Anmerkungen  vermag  sich  Constant  zwar  dem  Anerkennt- 
nisse nicht  zu  verschliessen ,  dass  die  Souveränität  nicht  einer 
einzelnen  Person,  sondern  nur  der  Gesamtheit  der  Staatsgenossen 
zustehen  könne.  Aber  die  Anerkenntnis  des  Prinzips  der  Volks- 
souveränität ist  für  ihn  von  mehr  theoretischer  Bedeutung.  Er 
warnt  ausdrücklich  davor,  im  Sinne  Rousseaiis  und  der  Revolution 
daraus  Konsequenzen  zu  ziehen  ,  welche  die  Freiheit  des  Indivi- 
duums im  Despotismus  der  Masse  untergehen  lassen.  Insbeson- 
dere wird  dem  Volke  die  Befugnis  eines  Eingriffs  in  die  Rechte 
der  einmal  konstituierten  Gewalten  abgesprochen. 
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Neu  ist  bei  Constant  nur  die  Auffassung  des  Verhältnisses  der 
Gewalten  untereinander.  Nach  einer  Anregung,  die  schon  wäh- 
rend der  Revolutionszeit  Clerviont-1  onnerre  gegeben  ,  nimmt  er 
nicht,  wie  bisher  allgemein  üblich  gewesen  ,  drei  Gewalten,  son- 
dern deren  vier  an,  die  königliche  ,  die  gesetzgebende ,  die  aus- 
führende und  die  richterliche.  Alle  vier  sollen  im  Sinne  der  J/ö«- 
tesquieu  sehen  Teilung  der  Gewalten  von  einander  geschieden  und 
auf  verschiedene  Träger  verteilt  sein. 

Die  königliche  Gewalt  schliesst  die  Exekutive  nicht  in  sich. 
Letztere  ist  vielmehr  den  Ministern  zur  selbständigen  Ausübung 
übertragen.  Das  Wesen  der  königlichen  Gewalt,  die  auch  als 
Pouvoir  modh'atetir  bezeichnet  wird,  besteht  darin,  dass  sie  ohne 
direktes  Eingreifen  in  die  verschiedenen  Staatsfunktionen  das  aus- 
gleichende Element  zwischen  den  drei  anderen  Gewalten  bildet 
und  sie  in  ihren  Schranken  hält.  Dies  geschieht  gegenüber  der 
Exekutive  durch  das  Recht  der  Ministerentlassung,  gegenüber  der 
Legislative  durch  das  Recht  der  Parlamentsauflösung  und  das 
absolute  Veto  bei  Gesetzen,  gegenüber  der  Rechtssprechung  durch 
das  Recht  der  Gnade.  Nimmt  man  nun  aber  voraus  ,  dass  Con- 
stant das  System  der  parlamentarischen  Ministerien  vertritt,  unter 
deren  Verantwortlichkeit  der  König  nur  handeln  kann  ,  so  ist 
thatsächlich  das  Königtum  aus  dem  wirklichen  Staatsleben  elimi- 
niert und  in  ein  nichtiges  Luftgebilde  verwandelt,  dessen  Aufgabe 
darin  besteht,  thatenlos  über  dem  Ganzen  zu  schweben.  Constant 
selbst  bezeichnet  daher  den  Monarchen  als  metre  a  pari  au  som- 
met  de  l  edifice. 

Für  die  gesetzgebende  Gewalt  wird  das  Zweikammersystem  an- 
genommen. Durch  die  erste  Kammer  soll  der  mit  der  Restauration 
zurückkehrende  Adel  des  Landes,  der  Rest  der  ständisch-feudalen 
Gesellschaftsordnung,  seine  Vertretung  finden  in  einer  auf  könig- 
Hcher  Ernennung  beruhenden  erblichen  Pairie,  Sie  soll  gewisser- 
massen  das  versöhnende  Mittelglied  bilden  zv/ischen  der  erblichen 
Monarchie  und  der  demokratischen  Gesellschaft.  Die  zweite  Kam- 
mer geht  dagegen  aus  Wahlen  derjenigen  Staatsangehörigen  her- 
vor, welche  eine  bestimmte  Steuer  zahlen.  Die  unteren  Volks- 
klassen, die  sich  in  abhängiger  Stellung  befinden,  und  denen  des- 
halb ebenso  wie  den  Kindern  jede  politische  Einsicht  abgespro- 
chen wird,  sollen  vom  Wahlrechte  ausgeschlossen  bleiben.  Ausser 
der  Gesetzgebung  steht  den  Kammern  das  Recht  der  jährlichen 
Steuerbewilligung,    das   jedoch    nicht    als  politisches  Machtmittel 
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benutzt  werden  darf,  sowie  dasjenige  der  jährlichen  Bewilligung 
des  Rekrutierungskontingentes  zu. 

Träger  der  Exekutive  sind  die  Minister.  Im  Interesse  der  inne- 
ren Harmonie  zwischen  der  Gesetzgebung  und  der  Exekutive  sollen 
die  Minister  aus  dem  Schosse  des  Parlaments,  d.  h.  der  jeweiligen 
Mehrheit  entnommen  werden.  Hierin  liege  keine  Vermischung  der 
beiden  Gewalten,  sondern  nur  eine  im  Interesse  der  Harmonie  der 
Staatsgewalten  wünschenswerte  Personenidentität.  Da  die  Exeku- 
tive den  Ministern  selbst  und  in  eigenem  Namen  zusteht,  so  löst 
sich  daraus  auch  die  Frage  nach  dem  Grunde  der  Ministerverant- 
wortlichkeit sehr  einfach.  Sie  tragen  nicht  die  Verantwortlich- 
keit für  Handlungen  des  Monarchen ,  sondern  für  ihre  eigene 
Thätigkeit  als  Inhaber  der  Exekutive. 

Endlich  ist  die  richterliche  Gewalt  unabhängig  und  geschie- 
den von  den  anderen.  Die  Ernennung  der  Richter  geht  zwar 
von  dem  Könige  oder  vielmehr  thatsächlich  von  dem  verantwort- 
lichen Ministerium  aus.  Nachdem  jedoch  die  Ernennung  einmal  er- 
folgt ist,  steht  vermöge  der  richterlichen  Unabhängigkeit  weder  der 
königlichen  Gewalt  noch  der  Exekutive  einEinfluss  auf  die  Justiz  zu. 

Damit  war  die  konstitutionelle  Theorie,  sofern  sie  überhaupt 
noch  die  Idee  der  Monarchie  aufrecht  erhalten  wollte  ,  bei  ihren 
letzten  möglichen  Konsequenzen  angelangt.  Das  romanische 
Staatsleben  war  aber  allein  der  Boden,  auf  dem  diese  Lehre  ent- 
stehen und  zur  praktischen  Anwendung  kommen  konnte.  Wie 
der  romanische  Volksgeist  seit  der  französischen  Revolution  unter 
wiederholten  revolutionären  Zuckungen  überall  die  historische 
Monarchie  zerbrach,  so  konnte  er  nicht  mehr  in  ihr,  sondern  nur 
in  der  Nation  die  dauernde  Grundlage  alles  öffentlichen  Rechtes 
erkennen.  Volkssouveränität  und  Teilung  der  Gewalten  sind  da- 
her die  Grundprinzipien  alles  romanischen  Verfassungsrechtes.  Ob 
man  dabei  wie  in  Portugal  und  Brasilien  den  Monarchen  nur  ein 
Pouvoir  moderateur  oder  ob  man  ihm  die  Exekutive  beilegte,  lief 
im  wesentlichen  auf  dasselbe  hinaus.  Denn  selbst  wo  ihm  ver- 
fassungsmässig die  Exekutive  zustand,  wurde  sie  ihm  thatsächlich 
durch  das  System  des  parlamentarischen  Ministerwechsels  ent- 
zogen. Dass  eine  derartig  auf  das  Aeusserste  geschwächte  mo- 
narchische Staatsgewalt^  welche  keinerlei  historisches  Recht  für 
sich  geltend  machen  konnte,  dem  ersten  ernstlichen  Ansturm  von 
innen  unterliegen  muss,  liegt  auf  der  Hand. 

Ein  Teil    der  romanischen  Staatsbildung    hat  daher  die  Mo- 
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narchie  überhaupt  preisgegeben  und  durch  die  Präsidentschaft  der 
Republik  ersetzt.  Ihr  Verhältnis  zum  früheren  Königtume  und 
damit  den  Charakter  des  letzteren  bezeichnet  Batbie ')  treffend 
durch  die  Worte  :  »/,<?  roi  constitutionel  n'etait  qu7i  presideyit  here- 
ditaire  et  le  President  de  la  repiiblique  est  un  roi  constitutionel 
temporaire.«  Selbstverständlich  vermag  der  Präsident  noch  viel 
weniger  eine  selbständige  Staatsgewalt  gegenüber  den  politischen 
und  sozialen  Strömungen  zu  vertreten  als  der  parlamentarische 
Monarch.  Während  im  Altertum  und  im  Mittelalter  gerade  das 
Romanentum  die  Idee  des  Staates  über  alles  entwickelt  und  durch- 
geführt hat,  erscheint  gegenwärtig  in  der  romanischen  Welt  die  selb- 
ständige Staatsgewalt  am  schwächsten  ausgebildet  und  das  herrenlose 
Staatsschiff  hilflos  den  gewaltigen  sozialen  Strömungen  ausgesetzt. 

Wie  hätte  nun  der  Einfluss  der  sich  in  Frankreich  verwirk- 
lichenden konstitutionellen  Doktrin  sich  nicht  in  Deutschland  gel- 
tend machen  sollen  ?  Gab  es  doch  eine  Zeit,  da  jedes  Wort  eines 
französischen  Kammerredners  in  Deutschland  ebenso  viel  Beach- 
tung und  Beifall  fand  als  in  Frankreich  selbst,  da  die  unter  Louis 
Philippe  zur  Wahrheit  gewordene  Charte  als  das  Ideal  freiheit- 
licher Staatsentwicklung  überhaupt  galt. 

Unverkennbar  war  aber  die  in  Frankreich  ausgebildete 
konstitutionelle  Theorie  mit  den  historischen  Grundlagen  des 
deutschen  Staates  unvereinbar.  Mochte  man  ihr  gegenüber 
von  einem  Legitimitätsprinzipe  oder  von  einem  monarchischen 
Prinzipe  sprechen,  jedenfalls  konnten  die  deutschen  Dynastien, 
die  aus  den  Trümmern  des  alten  Reiches  ihre  Staaten  geschaffen 
hatten  ,  sich  nicht  zu  blossen  Dekorationen  des  parlamentari- 
schen Gebäudes  erniedrigen  lassen.  Die  Wiener  Schlussakte 
von  1820  sprach  daher  in  allerdings  etwas  ungeschickter  Fas- 
sung ,  aber  sachlich  durchaus  richtig  den  Grundsatz  aus :  Da 
der  deutsche  Bund  mit  Ausnahme  der  freien  Städte  aus  souve- 
ränen Fürsten  bestehe,  so  müsse  dem  hierdurch  gegebenen  Grund- 
begriffe zufolge  die  gesamte  Staatsgewalt  in  dem  Oberhaupte  des 
Staates  vereinigt  bleiben  und  könne  der  Souverän  durch  eine 
landständische  Verfassung  nur  in  der  Ausübung  bestimmter  Rechte 
an  die  Mitwirkung  der  Stände  gebunden  werden.  Keine  deutsche 
Verfassungsurkunde  erkennt  daher  den  Grundsatz  der  Volkssou- 
veränität   an.     Sie     besagen    entweder    ausdrücklich    oder   setzen 

l)  Trait6  tWorique  et  pratique  de  droit  public  et  administratif ,  2.  ed.  Paris 
1885.     III,  p.   354- 
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stillschweigend  voraus,  dass  alle  Rechte  der  Staatsgewalt  sich  in 
der  Person  des  Monarchen  vereinigen. 

Auf  dieser  Grundlage  musste  aber  die  konstitutionelle  Theorie 
in  Deutschland  einen  ganz  anderen  Charakter  gewinnen.  Das 
Wesen  des  konstitutionellen  Staates  konnte  nicht  bestehen  darin, 
dass  die  einzelnen  Funktionen  der  Staatsgewalt  auf  verschiedene 
Träger  verteilt  wurden,  sondern  nur  darin,  dass  der  Monarch,  in 
dem  sich  die  Persönlichkeit  des  Staates  selbst  verkörperte,  sich 
bei  Ausübung  der  staatlichen  Funktionen  an  bestimmte  verfas- 
sungsmässige Formen  band.  Der  Monarch  blieb  also  Träger 
der  Gesetzgebung  und  war  nur  an  die  Zustimmung  der  Landes- 
vertretung gebunden,  mochte  diese  nun  auf  ständischer  oder  auf 
repräsentativer  Basis  organisiert  sein,  er  blieb  Quelle  der  Recht- 
sprechung ,  die  in  seinem  Namen  durch  unabhängige  Gerichte 
ausgeübt  wurde.  Vor  allem  blieb  ihm  eine  Regierungsgewalt,  die 
nicht  auf  die  blosse  Ausführung  der  Gesetze  beschränkt  war.  Und 
wenn  der  Monarch  dabei  auch  an  die  ministerielle  Gegenzeich- 
nung gebunden  wurde,  so  haben  andererseits  die  deutschen  Volks- 
vertretungen trotz  aller  Bemühungen  nie  einen  dauernden  Einfluss 
auf  die  Besetzung  der  Ministerstellen  gewinnen  können. 

Die  Theorie  des  deutschen  Staatsrechts  hatte  nun  aber  mit 
dem  positiven  Rechte  der  deutschen  Staaten  zu  rechnen.  Die 
konstitutionelle  Lehre  von  der  Teilung  der  Gewalten  verschwand 
zunächst  in  das  Seitenfach  des  allgemeinen  Staatsrechts,  während 
man  sich  für  das  positive  Recht  mit  der  Feststellung  der  Thatsache 
begnügte,  dass  es  jenem  Idealbilde  noch  nicht  entspreche.  Erst 
später  ist  in  Deutschland  die  französische  Theorie  auch  innerlich 
überwunden  worden.  Recht  und  Staat  aus  der  Natur  des  Men- 
schen zu  erklären  und  daraus  ein  allgemein  gültiges  System  zu 
entwickeln,  hat  man  aufgeben  müssen  ,  da  auf  diese  Natur  die 
mannigfachsten  historischen  und  sozialen  Faktoren  einwirken,  die 
die  Durchführung  eines  allgemein  gültigen  Staatsideals  unmöglich 
machen.  Man  beschränkt  sich  darauf,  das  monarchisch-konstitu- 
tionelle Staatsrecht  auf  den  historischen  Grundlagen ,  auf  denen 
es  in  Deutschland  erwachsen  ist,  zu  erörtern  ,  ohne  die  Berech- 
tigung anderer  Staatsformen,  wie  sie  unter  abweichenden  Voraus- 
setzungen entstanden  sind,  zu  leugnen. 

In  der  selbständigen  Monarchie  als  der  Quelle  alles  staat- 
lichen Rechts  hat  sich  aber  Deutschland  eine  über  allen  politi- 
schen Strömungen  stehende  Staatsgewalt  erhalten.    Während  im 
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Gegensatze  zu  der  antiken  Welt  und  zum  Roman entum  die  ger- 
manische Rasse  anderthalb  Jahrtausende  hindurch  das  Recht  des 
Individuums  aufs  äusserste  überspannt  und  den  Staat  zeitweise 
zu  einem  wesenlosen  Schatten  gegenüber  den  mannigfaltigsten 
sozialen  Bildungen  herabgedrückt  hat ,  besitzt  die  deutsche 
Staatsgewalt  der  Gegenwart  durch  die  Erhaltung  der  historischen 
Monarchie  eine  Stärke  und  Machtfülle,  wie  sie  nirgends  sonst 
vorhanden    ist. 

Die  Macht  der  geschichtlichen  Thatsachen  hat  schliesslich 
auch  in  England  diejenige  Auffassung,  welche  das  Wesen  des 
konstitutionellen  Staates  in  der  Teilung  der  Gewalten  sieht,  ver- 
schwinden lassen.  Das  Allmacht  des  Parlamentes  ist  unter  der 
hannoverschen  Dynastie  fest  begründet  worden.  Ein  Anteil  des 
Monarchen  an  der  Gesetzgebung  durch  Initiative  oder  Veto  be- 
steht nicht,  er  hat  nur  noch  die  formale  Funktion ,  die  Gesetze 
zu  publizieren.  Von  einer  Exekutive  des  Monarchen  kann  nicht 
mehr  die  Rede  sein  ,  seit  die  parlamentarischen  Ministerien  sich 
zu  einem  festen  Gewohnheitsrechte  entwickelt  haben ,  und  die 
Aufgabe  des  Herrschers  sich  darauf  beschränkt,  das  Ministerium 
nach  einem  Misstrauensvotum  des  Unterhauses  zu  entlassen  und 
den  Führer  der  Opposition  mit  der  Kabinettsbildung  zu  betrauen. 
Die  rechtlich  dem  Monarchen  zustehenden  Befugnisse  werden 
thatsächlich  in  seinem  Namen  von  dem  Verwaltungsausschusse 
des  Parlaments,  dem  jeweiligen  Ministerium,  wahrgenommen.  Wie 
in  Deutschland  die  konstitutionelle  Lehre  von  der  Teilung  der 
Gewalten  an  dem  Fortbestande  einer  selbständigen  Monarchie 
scheiterte ,  so  hat  sie  sich  in  England  als  unvereinbar  mit  der 
Omnipotenz  des  Parlamentes  erwiesen.  Das  Wesen  des  konsti- 
tutionellen Staates  bedurfte  auch  hier  einer  anderen  Formulie- 
rung, um  mit  den  bestehenden  staatsrechtlichen  und  politischen 
Verhältnissen  in  Einklang  zu  kommen.  Den  besten  Ausdruck 
für  diese  neue  Auffassung  fand  Stuart  Mill  in  seinem  i86i  er- 
schienenen Considerations  on   Representative  Government. 

Als  ideal  beste  Regieriingsform  gilt  ihm  diejenige  ,  bei  der 
die  Souveränität  der  Gesamtheit  zusteht.  Denn  sie  befördert  die 
gute  Leitung  der  Angelegenheiten  der  Gesellschaft  durch  die  vor- 
handenen Fähigkeiten  ikrer  Mitglieder  und  entwickelt  andrerseits 
diese  B'ähigkeiten.  Dabei  wird  aber  nicht  verkannt,  dass  diese 
Regieriingsform  nur  unter  bestimmten  sozialen  Verhältnissen 
möglich  ist. 
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Das  Wesen  der  Repräsentativverfassung  ist  es,  dass  das  Volk 
oder  ein  zahlreicher  Teil  davon  durch  seine  periodisch  gewählten 
Vertreter  die  oberste  Kontrollgewalt  ausübt.  Das  auch  formell  in 
Kraft  stehende  englische  Verfassungsrecht  befindet  sich  nun  hier- 
mit keineswegs  in  Uebereinstimmung ,  indem  es  neben  der  im 
Unterhause  vertretenen  Volksgewalt  noch  die  Monarchie  und  das 
Oberhaus  als  selbständige  Staatsfaktoren  anerkennt.  Dieser  Wider- 
spruch soll  gelöst  werden  durch  die  politische  Moral,  welche  Kon- 
flikte unter  den  einzelnen  Faktoren  unmöglich  macht  und  sie 
nötigt,  sich  der  Volksgewalt  zu  fügen,  z.  B.  die  Monarchie  auf 
ihr  Veto  bei  der  Gesetzgebung  zu  verzichten  und  die  Minister 
nach  dem  Willen  des  Unterhauses  zu  bestellen.  Dass  die  Be- 
obachtung der  politischen  Moral,  d.  h.  der  unbedingten  Fügsam- 
keit nur  den  nicht  populären  Faktoren  der  Verfassung  zugemutet 
wird,  nicht  aber  dem  Unterhause,  dem  sie  unter  Umständen  viel 
notwendiger  wäre,  erklärt  sich  aus  ihrem  Wesen.  Die  politische 
Moral,  welche  positives  Recht  ausser  Wirksamkeit  setzt,  ist  näm- 
lich Machtausdruck.  Die  englische  Verfassung  ist  so  wie  sie  ist, 
weil  das  populäre  Element  der  mächtigste  Faktor  ist.  Die  po- 
litische Moral  in  diesem  Sinne  dürfte  aber  überhaupt  keine  Moral 
sein,  sondern  neu  sich  bildendes  Recht,  welches  allmählich  das 
historische  Recht  überwindet. 

Mag  nun  die  oberste  Gewalt  des  Volkes,  bezw.  seiner  Ver- 
tretung sich  auf  historisches  Recht  oder  politische  Moral  gründen, 
jedenfalls  soll  sie  das  Wiesen  der  Repräsentativverfassung  aus- 
machen. Die  daneben  noch  fortbestehenden  selbständigen  Staats- 
faktoren gelten  nur  als  Kautelen  der  herrschenden  Macht  gegen 
ihre  eigenen  Fehler. 

In  der  höchsten  Gewalt  liegt  nicht ,  welche  Regierungsfunk- 
tionen direkt  vom  repräsentativen  Körper  übernommen  werden 
sollen.  Insbesondere  kann  nach  allen  gemachten  Erfahrungen 
eine  grosse  Körperschaft  nicht  selbst  verwalten.  Sie  muss  nur 
für  geeignete  Personen  sorgen.  Aber  selbst  dies  kann  sie  nicht 
durch  direkte  Ernennung,  da  gerade  für  die  Besetzung,  der  Aemter 
die  strengste  persönliche  Verantwortlichkeit  erforderlich  ist.  Die 
herrschende  Partei  bezeichnet  daher  der  Krone  den  Kabinetts- 
chef. Auch  für  die  eigene  Abfassung  der  Gesetze  erscheint  die 
Volksvertretung  ungeeignet.  Daher  wird  für  diesen  Zweck  eine 
besondere  Gesetzgebungskommission  empfohlen.    Nicht  das  eigene 
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Handeln,  sondern  die  oberste  Kontrolle  und  Entscheidung  macht 
daher  das  Wesen  der  höchsten  Gewalt  aus. 

Für  die  Bildung  der  Volksvertretung  empfiehlt  sich  das  Zwei- 
kammersystem ,  nicht  etwa  um  der  reiflichen  Ueberlegung  und 
mehrfachen  Beratung  der  Vorlagen  willen ,  die  auch  bei  einer 
einzigen  Kammer  durch  die  Geschäftsordnung  gewährleistet  wird, 
sondern  um  die  bei  dem  Einkammersysteme  sehr  leicht  mögliche 
Beherrschung  durch  einen  bestimmten  Personenkreis  zu  verhüten. 
Die  Bildung  der  ersten  Kammer  aus  aristokratischen  Elementen 
wird  aber  ein  Gegengewicht  gegen  die  Demokratie  nur  dann 
bilden  können,  wenn  jene  auch  noch  ausserhalb  des  Parlaments 
im  Volke  einen  starken  Rückhalt  haben.  Ein  aristokratisches 
Oberhaus  in  einer  demokratischen  Gesellschaft  hat  daher  nur  eine 
historische  Bedeutung.  Viel  wirksamer  soll  dem  Missbrauche  der 
Gewalt  seitens  der  Volkskammer  vorgebeugt  werden  können  durch 
eine  gesicherte  Minoritätenvertretung.  Die  beste  Zusammensetzung 
für  die  erste  Kammer  bildet  nach  dem  Vorbilde  des  römischen 
Senats  die  aus  bestimmten  Kategorien  höherer  Beamter  nach 
ihrem  Ausscheiden  aus  dem  Dienste.  Für  England  würde  sich 
aus  historischen  Gründen  die  Beibehaltung  der  Lords  oder  ge- 
wählter Vertreter  der  Pairie  unter  Zuziehung  lebenslänglicher  Peers 
der  gedachten  Art  am  leichtesten  durchführen  lassen. 

Für  die  Exekutive  wird  bureaukratische  Organisation  der 
Behörden  gefordert,  da  das  Kollegialsystem  die  Verantwortlichkeit 
abschwächt.  Jedoch  können  beratende  Körperschaften  von  sach- 
verständigen Beamten  den  entscheidenden  Chefs  beigegeben 
werden.  Zur  Wahrung  der  Verantwortlichkeit  für  die  Auswahl 
der  geeigneten  Persönlichkeiten  für  den  Staatsdienst  ist  auch  die 
Ernennung  der  Beamten  erforderlich.  Nur  der  Premierminister 
wird  seitens  des  Parlaments  der  Krone  bezeichnet  und  formell 
von  ihr  ernannt,  alle  anderen  Ernennungen  vollziehen  sich  un- 
mittelbar oder  mittelbar  durch  den  Chef  des  Kabinetts. 

Wenn  bei  diesem  ganzen  Systeme  des  Representative  Go- 
vernment die  Monarchie  kaum  beiläufig  Erwähnung  findet,  so 
entspricht  dies  auch  nur  der  neueren  Entwicklung  des  englischen 
Parlamentarismus ,  bei  der  die  Monarchie  kaum  mehr  als  eine 
Dekoration  Bedeutung  behalten  hat. 

Während  der  amerikanische  Zweig  der  angelsächsischen  Rasse 
im  Anschlüsse  an  die  vor  anderthalb  Jahrhunderten  bestehenden 
politischen  Verhältnisse  des  Mutterlandes  sein  öffentliches  Recht 


Die  Entwicklung  der  konsitiu  Hon  eilen    Theorie.  Giy 

nach  der  Locke- Montesq?iietcsc\\tn  Theorie  auf  den  Prinzipien  der 
Volkssouveränetät  und  der  Teilung  der  Gewalten  aufgebaut  hat, 
bildet  das  Representative  Government  das  politische  Glaubensbe- 
kenntnis des  Angelsachsentums  ausserhalb  der  nordamerikanischen 
Union,  sowohl  in  England  selbst,  als  in  seinen  grossen  Kolonien. 

Haben  Romanen  und  Deutsche  durch  die  verschiedenartige 
Entwicklung  der  konstitutionellen  Ideen  ihren  früheren  Staat  in 
sein  Gegenteil  verkehrt,  so  spiegelt  sich  in  den  Representative 
Govertivient  ein  politischer  Gedanke  wieder,  der  so  alt  ist  wie 
das  Germanentum  selbst,  der  der  Leitung  der  öfifentlichen  An- 
gelegenheiten durch  die  Gesamtheit  der  Volksgenossen.  Dieser 
Gedanke  hat  in  dem  Represejttative  Government  nur  diejenige 
Form  angenommen ,  in  der  er  für  die  modernen  Grossstaaten 
durchführbar  erscheint.  Dieser  Volksstaat  hat  aber  eine  gewisse 
soziale  Gleichheit  zur  notwendigen  Voraussetzung.  Wie  er  im 
früheren  Mittelalter  schon  einmal  untergegangen  ist  im  Feudalismus, 
so  kann  er  sich  auch  gegenüber  den  mannigfaltigen  Gegensätzen 
der  Gegenwart  nicht  halten.  Von  Anbeginn  war  es  die  Aufgabe 
des  Germanentums  ,  die  anscheinend  unvereinbaren  Prinzipien, 
zwischen  denen  der  antike  Staat  hin  und  herschwankte,  Imperium 
und  Liberias ,  mit  einander  zu  versöhnen.  So  wird  auch  der 
angelsächsische  Zweig  eine  Heilung  für  die  schweren  Schäden 
seines  Staatsw^esens  nur  dann  finden  können,  wenn  es  dem  durch 
die  historische  Entwicklung  zu  einem  Scheindasein  herabgedrückten 
Imperium  seiner  historischen  Monarchie  wieder  den  gebührenden 
Platz   einräumt. 

Wie  trotz  aller  gemeinsamen  Grundzüge  der  europäischen 
Kultur  jede  der  drei  Hauptnationen  ihre  besonderen  Anlagen, 
ihre  besondere  geschichtliche  Entwicklung  hat,  so  musste  eine 
jede  das  Ideal  des  konstitutionellen  Staates,  nach  der  sie  strebte, 
sich  verschieden  praktisch  gestalten.  In  der  That  giebt  es  daher 
eine  konstitutionelle  Theorie  nur  in  historischem  Sinne ,  ein  all- 
gemeines konstitutionelles  Staatsrecht  nur  auf  rechtsvergleichender 
Grundlage.  Wie  das  Naturrecht  einer  überwundenen  Periode  an- 
gehört, so  hat  sich  auch  das  staatliche  Leben  der  Völker  nicht 
nach  einer  einheithchen  Theorie  gestalten  lassen.  Nur  wechsel- 
seitig gebend  und  nehmend,  aber  doch  die  eigene  Art  wahrend, 
haben  die  europäischen  Kulturvölker  ihr  staatliches  Leben  gestaltet. 


ÜBER  DEN  WERT  DER  ARBEIT. 

VON 

FREIHERRN  v.  WEICHS-GLON. 


Vor  kurzem  ist  der  III.  Band  von  Marx  »Das  Kapital«,  be- 
arbeitet von  Engels,  erschienen,  und  unmittelbar  darauf  wurde 
auch  schon  sein  Inhalt  den  »Genossen«  in  der  Zeitschrift  »Unsere 
Zeit«  von  Bernstein  verdolmetscht,  bezw.  die  leitenden  Gesichts- 
punkte und  Schlussätze  besprochen.  Natürlich  wird  das  Werk 
als  das  Buch  der  Bücher  gepriesen,  und  von  Millionen  wird  an 
seine  Lehren  als  an  die  eines  neuen  Evangeliums  geglaubt  werden, 
—  auch  wenn  sie  unverständlich  bleiben. 

Man  braucht  jedoch  nicht  selbst  Sozialdemokrat  zu  sein,  um 
ohne  weiteres  eingestehen  zu  können ,  dass  schon  nach  jenem 
Auszuge  zu  schliessen,  jenes  Werk  nicht  nur  interessant,  sondern 
auch  in  mancher  Hinsicht  lehrreich  sei.  Unwillkürlich  drängt  sich 
jedoch  bei  Durchlesung  die  Frage  auf:  Wie  ist  es  möglich,  dass 
bei  der  gänzlich  irrtümlichen  Voraussetzung  und  Grundlage  der 
sozialdemokratischen  Doktrin,  der  Marx'schen  Werttheorie,  Marx 
doch  zu  manchen  richtigen  Schlussfolgerungen  gelangte ,  seine 
Lehre  von  solch  grossen  äusseren  Erfolgen  begleitet,  von  so  tief- 
greifender Wirkung,  von  so  bewegender  Kraft  sein  konnte  ?  Und 
wie  könnte  diesen  Lehren,  dieser  Bewegung  die  richtige 
Grundlage  gegeben  werden? 

Eine  ähnliche  Frage  legte  sich  in  einer ,  im  3.  Hefte  des 
Jahrg.  1894  dieser  Zeitschrift  gebrachten  Abhandlung  ^)  von  Schubert- 
Soldern  vor.  Die  sich  an  dessen  Fragestellung  anschliessenden 
Erörterungen  scheinen  mir  in  fast  jeder  Hinsicht  zutreffend  und 
entsprechen  bis  auf  einen  Punkt  meinem  eigenen  Gedankengange. 

l)  »Nochmals  zu  Marx'  Werttheorie«. 
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Sie  bilden  auch  die  Antwort  auf  die  gestellten  beiden  Fragen. 
Die  oben  von  mir  aufgeworfenen  Fragen  beantworten  sie  jedoch 
nicht ;  aus  dem  einfachen  Grunde,  weil  meine  Fragestellung  weiter- 
geht als  jene  v.  Sc/tiibert-Soldern's.  Aber  ich  kann  ohne  weiteres 
dort  anfangen  und  einsetzen,  wo  dieser  aufgehört  hat. 

Zunächst  sei  der  wesentliche  Inhalt  der  von  Marx  übernom- 
menen Ricardo' sch&n  Werttheorie  wiederholt: 

Arbeit  an  sich  hat  keinen  Wert ,  stellt  nicht  selbst  einen 
Wert  dar ;  sie  ist  nur  wertbildende  Substanz,  sie  verleiht 
nur  Wert  und  ist  zugleich  Masstab  dieses  Wertes.  Das 
Austauschverhältnis  hängt  wesentlich  nicht  vomGebrauchs- 
werte  ab.  Gegen  einander  ausgetauschte  Waren  sind  gleich 
als  Arbeitsprodukte;  sie  sind  gleich,  weil  sie  ein  gleiches 
Quantum  gesellschaftlich  notwendiger  Arbeit  darstellen,  und  da 
Arbeit  nur  durch  ihre  Dauer  gemessen  werden  kann  (d.  h.  ge- 
messen wird) ,  so  sind  Waren  einander  gleichwertig ,  wenn  sie 
gleich  grosse  gesellschaftlich  notwendige  Arbeitszeiten  zur  Her- 
stellung erfordert  haben. 

Marx  zieht  nun ,  und  zwar  gleichfalls  im  Anschlüsse  an 
Ricardo'^  Lohntheorie,  nach  welcher  die  gemeine  Arbeit  nie  mehr 
Lohn  als  für  den  notwendigen  Lebensunterhalt  bezieht,  aus  seiner 
Werttheorie  die  folgende  bekannte ,  das  Mutterschlagwort  der 
Sozialdemokratie  bildende  Konsequenz:  Die  erzeugten  Waren 
fallen  nicht  dem  Arbeiter,  sondern  dem  Unternehmer  zu,  der  sie 
gegen  Geld  oder  andere  Waren  austauscht,  auf  die  ebensoviel 
Arbeit  verwendet  wurde.  Den  Arbeitern  wird  nur  so  viel  ge- 
zahlt, als  sie  zum  Unterhalte  benötigen,  z,  B.  1000  Arbeitstage, 
während  auf  das  ganze  Produkt  2000  Arbeitstage  verwendet 
wurden.  1000  Arbeitstage  und  der  von  diesen  geschaffene  Mehr- 
wert fallen  daher  dem  Unternehmer  zu ,  der  derart  von  unbe- 
zahlter fremder  Arbeit  lebt.  Der  Mehrwert  gebührt  aber  dem 
Arbeiter,  als  dem  Schöpfer  des  Produktes. 

Es  ist  augenfällig ,  welche  Wirkung  eine  solche  Lehre  auf 
Millionen  ausgebeuteter ,  ausgehungerter ,  recht-  und  besitzloser, 
genussarmer,  arbeitender  Menschen  üben  musste  !  Li  dieser  Lehre 
steckt  zweifellos  der  wahre  Kern ,  dass  die  menschliche  Arbeit 
im  kapitalistischen  Produktionssysteme  nicht  die  würdige ,  ge- 
rechte und  nicht  die  ihrem  Werte  entsprechende  Entlohnung 
findet.  Was  ist  aber  dieserWert  der  Arbeit?  Marx 
lässt  darüber  vollständig  im  Unklaren,   und  dieser  Wert  der  Arbeit, 
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sowie  auch  der  Wert,  der  durch  die  Arbeit  selbst  gemessen  wird, 
ist  bei  ihm  nirgends  zu  finden,  v.  Schubert-Soldern  hat  daher 
vollkommen  Recht,  wenn  er  sagt:  »Nach  J/ör;r  hat  der  Wert  mit 
dem  Gebrauchswert  nichts  zu  thun ;  dieser  ist  gänzlich  einflusslos 
auf  ihn.  Die  Arbeit  selbst  ist  aber  auch  nicht  Wert,  sondern 
die  gesellschaftlich  notwendige  Arbeit  ist  nur  ein  Masstab  des 
Wertes.  Wo  steckt  also  der  Wert  der  Ware  an  sich  ?  Der 
Masstab  ist  da,  aber  der  Wert  selbst  fehlt!  Es 
wird  etwas  gemessen,  das  entweder  gar  nicht  vorhanden  ist,  oder 
das  nicht  namhaft  gemacht  wurde.«  v.  Schubert-Soldern  erkennt 
auch  richtig  einerseits  den  bedenklichen  Punkt  in  Marx'  Wert- 
theorie im  Fehlen  der  Brücke  vom  Gebrauchswert  zum  Wert, 
andrerseits  das  Verdienst  Marx'  in  der  Einführung  des  gesell- 
schaftlichen Momentes  in  das  Wertproblem.  Er  führt  dann  weiter 
aus  (S.  512) :  »Die  Arbeit  kann  aber  nur  dazu  da  sein,  um  Gebrauchs- 
werte zu  schaffen.  Trotzdem  ist  aber  die  Arbeit  nicht  Masstab 
des  Gebrauchswertes;  denn  der  Gebrauchswert  einer  Sache  ist 
individuell  so  verschieden,  dass  er  keinen  festen  Masstab  zulässt. 
Jedes  Individuum  hat  einen  anderen  Masstab  und  zu  jeder  Zeit 
einen  verschiedenen  Masstab  des  Gebrauchswertes  einer  und 
derselben  Sache.  Der  Gebrauchswert  hat  daher  keinen  allge- 
meinen Masstab.  Trotzdem  ist  das,  was  die  Arbeit  erzeugt,  Ge- 
brauchswert und  dieser  verleiht  ihr  in  letzter  Linie 
allen  Wert.«  Und  später  (S.  517):  »Die  Arbeit  ist  kein  Wert- 
mass  für  das  Leben,  sondern  nur  ein  Aushilfsmass  für  das 
wirtschaftliche  Leben ,  weil  sie  allein  als  Arbeitszeit  ein  genauer 
bestimmbares  Mass  abgiebt.« 

Damit  sind  jedoch  die  Beziehungen  zwischen  Gebrauchswert 
und  Wert  der  Arbeit,  welche  gerade  die  grösste  Bedeutung  be- 
sitzen, nicht  genügend  klar  gelegt,  wenn  auch  der  oben  zitierte 
Satz  »der  Gebrauchswert  verleiht  der  Arbeit  in  letzter  Linie  allen 
Wert«   die  Wurzel  dieser  Beziehungen  aufdeckt. 

Der  Gebrauchswert  ist  insoferne  stets  der  eigentliche  Wert, 
als  er  die  notwendige  Voraussetzung  aller  Wertbildung  ist ;  denn 
aller  Wertbegriff  entsteht  nur  mit  Beziehung  auf  den  Zweck  der 
Bedürfnisbefriedigung,  mit  Beziehung  also  auf  die  Eignung,  die 
Brauchbarkeit  einer  Sache  mittelbar  oder  unmittelbar  dieser  Be- 
dürfnisbefriedigung zu   dienen. 

Das  Bedürfnis  kann  nun  im  Augenblicke  der  Erzeugung  be- 
kannt sein,  oder  es  wird  geahnt,  vermutet,  oder  es  ist  latent  und 
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soll  erst  geweckt  werden,  es  kann  individuell  oder  gesellschaft- 
lich, gegenwärtig  oder  zukünftig  sein,  unter  a  1  1  e  n  U  m  s  t  ä  n- 
den  bildet  jedoch  das  Bedürfnis  die  Urquelle 
aller  Wertbildung,  nicht  aber  kann,  wie  neben  vielen  an- 
deren auch  V.  ScJiubert-Soldern  meint,  die  Arbeit  als  Quelle 
aller  Werte,  und  auch  nicht  aller  volkswirtschaftlichen  Werte  an- 
gesehen werden. 

Alle  wirtschaftliche  Arbeit  wird  nur  mit  Rücksicht  auf  den 
Zweck  der  Bedürfnisbefriedigung  vollbracht;  im  Hinblicke  auf 
diesen  Zweck  wird  eben  die  Arbeit  erst  wirtschaftlich.  Und  nur 
weil  dies  der  Fall  ist,  nur  weil  zwischen  Arbeit  und  Gebrauchs- 
wert derart  eine  ursächliche  Beziehung  besteht,  kann  die  Arbeit, 
da  sie  allein,  nicht  aber  der  unfassbare  Gebrauchswert,  als  Ar- 
beitszeit ein  genauer  bestimmbares  Mass  abgiebt,  als  Aushilfs- 
mass  für  das  wirtschaftliche  Leben  dienen.  Dieser  in  Arbeits- 
zeit ausgedrückte  Arbeitswert  ist  nur  ein  verzerrtes  und  höchst 
unvollkommenes  Bild  des  Gebrauchswertes  ,  oder  besser  ein  un- 
vollkommener Masstab  für  Gebrauchswertunterschiede.  Der 
Gebrauchswert  ist  das  primäre,  entscheidende  Moment;  die  Ar- 
beit ist  das  zufällige,  sekundäre   Moment  im  Arbeitswert. 

Die  Arbeit  wirkt  nicht  wert  s  c  h  äff  e  n  d  ,  sondern  immer 
nur  wert  vermehrend,  wertvermittelnd,  und  nur  das  mensch- 
li  c  h  e  B  e  d  ü  r  f  n  i  s  ist  der  terminus  des  Wertes.  Die  Wert- 
vermehrung durch  die  Arbeit  erfolgt  nicht  dadurch,  dass  sie  Stein 
auf  Stein  legt,  sondern  sie  liegt  darin,  dass  sie  der  Befriedigung 
des  Bedürfnisses  näher  rückt.  Das  Zweckmoment  der  Bedürfnis- 
befriedigung schwebt  während  des  ganzen  Prozesses  der  Gebrauchs- 
werterzeugung über  der  Arbeit.  Es  war  der  Anlass  zu  derselben 
und  ist  ihr  Ziel.  Die  Chinarinde  dient  bekanntlich  zur  Herstellung 
eines  wichtigen  Heilmittels ,  also  eines  Gutes  zur  Befriedigung 
menschlicher  Bedürfnisse,  eines  Gebrauchswertes.  Die  rohe  China- 
rinde kann  der  Befriedigung  dieses  Bedürfnisses  nicht  dienen ; 
gleichwohl  besass  sie  seit  dem  Augenblicke,  da  man  die  in  ihr 
enthaltenen  Stoffe  entdeckt  hatte,  schon  einen  Wert,  und  zwar 
einzig  nur  im  Hinblicke  auf  den  Gebrauchswert,  den  das 
Chinin  besitzt.  Die  zur  Herstellung  desselben  auf  die  China- 
rinde verwendete  Arbeit  besitzt  nun  auch  nur  deshalb  einen  Wert, 
weil  sie  die  Gebrauchswertbildung  vermittelt.  Sie  schafft  diesen 
Wert  nicht  selbst,  und  ist  auch  nicht  dessen  Masstab ;  geschaffen 
wurde  er  bereits  durch  das    infolge  der  Entdeckung  des  Chinins 
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in  der  Chinarinde  freigewordene  Bedürfnis  nach  diesem  Heilmittel; 
die  Dringlichkeit  des  Bedürfnisses  hienach ,  sowie  die  Wichtig- 
keit dessen  Befriedigung  bilden  den  allgemeinen  und  eigentlichen 
Masstab  für  den  Gebrauchswert  des  Chinins.  Würde  die  gleiche 
Arbeit  auf  Rinde  des  Ahornbaumes  verwendet,  so  wäre  dieselbe 
gänzlich  wertlos. 

Es  ist  also  allein  das  teleologische  Moment 
für  die  Bestimmung  desWertes  der  Arbeit  mass- 
gebend, und  weder  Arbeitszeit,  Arbeitsunlust,  Mühe,  noch 
Qualifikation,  noch  sonst  irgend  etwas  hat  diesbezüglich  irgend 
einen  Einfluss ;  denn  sonst  könnte  es  vorkommen,  dass  der  Wert 
der  Arbeit  grösser  würde  als  der  Wert  des  Arbeitsproduktes, 
was  natürlich  nie  eintreten  kann.  Denn  Wert  im  allgemeinen  ist 
die  Bedeutung,  die  wir  einem  Dinge  mit  Beziehung  auf  seine  Eig- 
nung zur  Bedürfnisbefriedigung  zuerkennen.  Die  Arbeit,  welche 
diese  Bedürfnisbefriedigung  vermittelt,  kann  niemals  grössere  Be- 
deutung erlangen,  als  dieses  Ding  selbst,  so  wenig  als  jemand, 
der  eine  Stange  emporklettert,  höher  klettern  kann,  als  die  Stange 
lang  ist.  So  wertlos  die  Arbeit  des  Werfens  von  Steinen  ins 
Meer,  oder  des  Zerschneidens  eines  Blattes  Papier  in  kleine  Stückchen 
ist,  weil  damit  nicht  der  Befriedigung  eines  Bedürfnisses  gedient 
wird,  ebenso  wertlos  ist  z.  B.  eine  Arbeit  auf  Herstellung  eines 
Gutes,  das  nach  seiner  Fertigstellung  plötzlich,  sei  es  durch  Fäulnis, 
sei  es  durch  eine  neue  Erfindung,  wertlos  geworden  ist.  Daraus 
ergiebt  sich,  wie  nur  der ,  wenigstens  bis  zur  Fertigstellung ,  zur 
Bereitstellung  zum  Ge-  und  Verbrauche  erfüllte  Zweck  der 
Gütererzeugung  der  hierauf  verwendeten  Arbeit  Wert  verleiht. 
Allein  das  Arbeiten,  wenn  auch  mit  Zweckbewusstsein,  verleiht 
der  Arbeit  noch  keinen  Wert ;  denn  wird  in  einem  bestimmten 
Stadium  des  Erzeugungsprozesses  derselbe  plötzlich  unterbrochen, 
und  ist  der  nun  vorliegende ,  halbumgeformte  Stoff  für  Zwecke 
der  Bedürfnisbefriedigung  gänzlich  unbrauchbar ,  so  ist  auch  die 
bis  dahin  mit  Zweckbewusstsein  aufgewandte  Arbeit  vollkommen 
wertlos.  Der  Fabrikant  solcher  Güter  wird  aber  gleichwohl  die 
Arbeiter  entlohnen  müssen;  jedoch  nicht  fü  r  die  wertlose  Arbeit, 
sondern  trotzdem  die  Arbeit  wertlos  war.  Aus  welchem 
Grunde  wird  später  erörtert.  —  Wert  der  Arbeit  und  Ar- 
beitslohn sind  zwei  verschiedene  Dinge,  die  aus- 
einandergehalten werden  müssen. 

Die  Beispiele  Hessen  sichbeliebig  vermehren;  aus  allen  muss 
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sich  jedoch  ergeben ,  dass  Arbeit  an  sich  wertlos  ist, 
soweit  unter  Arbeit  überhaupt  eine  gewollte  Bewegung  verstanden 
wird.  Arbeit  erhält  erst  Wert,  und  wird  dadurch  zu 
Arbeit  in  wirtschaftlichem  Sinne  ,  wenn  sie  auf  Hervorbringung, 
Ansammlung,  Erhaltung  u.  s.  w.  von  Dingen  gerichtet  ist,  welche 
der  menschlichen  Bedürfnisbefriedigung  mittelbar  oder  unmittelbar 
dienen.  Der  Wert  der  Arbeit  ist  demnach  vom  Ge- 
brauchswerte eines  Gutes  abhängig. 

Gleichwohl  kann  der  Gebrauchswert  nicht  als  Masstab 
für  den  Wert  der  Arbeit  verwendet  werden,  weil  er  zififermässig 
nicht  erfassbar  ist.  Aber  vielleicht  wird  die  früher  als  Aushilfs- 
mass  für  Gebrauchswertunterschiede  acceptierte  Arbeitszeit  als 
Mass,  oder  wenigstens  als  Aushilfsmass  auch  für  den  Wert  der 
Arbeit  verwendet  werden  können?  Hier  kommen  wir  nun  zu 
folgendem  Ergebnis :  Der  Gebrauchswert  verleiht  eben  derselben 
Arbeit  Wert,  welche  ihrerseits  (in  der  Form  von  Arbeitszeit)  als 
(Aushilfs-j  Mass  des  Gebrauchswertes,  bezw.  für  Gebrauchswert- 
unterschiede verwendet  werden  kann.  D.  h.  an  einem  Beispiele  :  Die 
Höhe  einer  Stange  (deren  Vorhandensein  die  selbstverständliche 
Voraussetzung  bildet  für  das  Hinaufklettern)  bestimmt  den  Wert 
der  Arbeit  des  Hinaufkletterns.  Die  Arbeit,  bezw.  Arbeitszeit  des 
Kletterns  kann  aber  ihrerseits  wieder  als,  wenn  auch  unvollkom- 
menes Aushilfsmass  für  die  Stange ,  bezw.  als  Vergleichswert 
für  die  Höhen  verschiedener  Stangen  und  demnach  auch  als  Aus- 
hilfsmass für  Gebrauchswertunterschiede  verwendet  werden  ;  schon 
deswegen ,  weil  der  Gebrauchswert  überhaupt  ziffermässig  nicht 
fassbar  ist,  und  es  sich  nur  um  einen  Näherungswert,  um  Ver- 
gleichswerte handelt.  Liegt  in  einem  Falle  überhaupt  kein  Ge- 
brauchswert vor,  so  kann  auch  keiner  gemessen  werden,  und  es 
kommt  dann  auch  der  Masstab  nicht   weiter  in  Frage. 

Anders  jedoch  beim  Wert  der  Arbeit,  hinsichtlich  dessen 
es  erklärlicher  Weise  von  grösster  Bedeutung  ist,  einen  genauer  be- 
stimmbaren Masstab  zu  besitzen.  An  einem  früheren  Beispiele 
wurde  gezeigt ,  dass  Umstände  eintreten  können ,  welche  selbst 
eine  mit  Zweckbewusstsein  ausgeführte  Arbeit  wertlos  erscheinen 
lassen.  Arbeit  wurde  aber  damals  doch  verrichtet.  Würde  nun 
Arbeitszeit  als  Masstab  für  den  Wert  der  Arbeit  genommen 
werden,  so  käme  man  natürlich  nicht  zum  richtigen  Resultat,  das 
in  diesem  Falle  —  o  ist,  sondern  es  würde  sich  der  Widersinn 
ergeben,  dass  eine  Arbeit  von  bestimmtem  durch  die  Arbeits- 
Zeitschrift  für  die  ges.  Staatswissensch.  1895.  IV.  AO 
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zeit  ^^emessenen  Werte  (Bedeutung  für  Bedürfnisbefriedigung) 
etwas  hervorbringt,  was  keinen  Wert  hat  (zur  Bedürfnisbefriedi- 
gung ungeeignet  ist).  D.  h.  es  würde  der  Fall  eintreten ,  wo 
der  Kletterer  in  die  Höhe  klettert,  ohne  dass  überhaupt  eine 
Stange  vorhanden  ist.  Nachdem  er  infolge  dessen  thatsächlich 
nicht  klettern  kann ,  so  kommen  die  Kletterbewegungen ,  die  er, 
am  Boden  stehend ,  eine  gewisse  Zeit  hindurch  markiert ,  bezw. 
diese  Zeit  als  Mass  für  d  i  e  H  ö  h  e  der  Stange  nicht  in  Frage  ; 
denn  eine  Stange,  die  gar  nicht  vorhanden  ist,  kann  nicht  ge- 
messen werden.  Wollte  man  nun  die  für  die  Markierung  der 
Kletterbewegung  verwendete  Zeit  als  Masstab  für  den  Wert 
der  Arbeit  des  Kletterns  verwenden,  so  beginge  man  einen 
offenbaren  Trugschluss ;  denn  die  Arbeit  des  Kletterns  ist  ja  that- 
sächlich gar  nicht  verrichtet  worden.  —  Es  lässt  sich  also  weiter 
feststellen  :  Die  Arbeitszeit  kann  nicht,  auch  nicht 
als  Aushilfsmass,  für  den  Wert  der  Arbeit  ver- 
wendet werden. 

Es  muss  daher ,  soll  ein  Masstab  für  den  Wert  der  Arbeit 
gefunden  werden,  notwendiger  Weise  wieder  auf  den  Gebrauchs- 
wert oder  auf  dessen  Beziehungen  zur  Arbeit  zurückgegriffen 
werden.  Diese  Beziehungen  wurden  ganz  allgemein  dahin  erkannt, 
dass  der  Wert  der  Arbeit  abhängig  sei  vom  Gebrauchswert,  ohne 
dass  aber  ein  bestimmtes  Verhältnis  für  diese  Abhängigkeit  an- 
gegeben werden  konnte. 

Der  Gebrauchswert  kommt  nun  im  wirtschaftlichen  Leben 
auch  nur  als  ganz  allgemeine  Voraussetzung  der  Wertbildung 
überhaupt,  als  deren  allgemeine  und  unerlässliche  Grundlage  zum 
Ausdrucke,  ohne  jedoch  selbst  ziffermässig  bewertet  werden  zu 
können. 

Der  Wert  eines  Gutes  findet  den  ziffermässigen  Ausdruck 
im  wirtschaftlichen  Leben  annähernd  erst  in  dem  schliesslich 
für  das  Gut  gezahlten  Preise,  nemlich  in  dem  Preise,  den  das  Gut 
bei  Hinüberleitung  in  den  Konsum  erzielt ,  d.  i.  also  bei  endgil- 
tigem  Abschlüsse  des  Produktionsprozesses ,  zu  welchem  nicht 
nur  stoffliche  und  Formveränderungen,  sondern  auch  Transport 
und  Bevorrätigung  gehören.  Schlusswert  und  Preis  sind 
gleichwohl  nicht  identisch,  wenn  sie  sich  unter  Umständen  auch 
decken  können.  Der  Preis  unterliegt  der  Einwirkung  noch  an- 
derer Faktoren,  die  für  den  Wertbildungsprozess,  dessen  alleiniger 
Ausgangspunkt  die  Bedürfnisbefriedigung  bildet,  nicht  in  Betracht 
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kommen.  Aber  im  allgemeinen  lässt  sich  der  Preis  als  Ver- 
hältniszahl des  Sc  hluss  wertes  ansehen ,  und  für  letz- 
teren im  wirtschaftlichen  Leben  gebrauchen. 

Schlusswert  kann  Tauschwert,  Taxwert,  genossenschaftlich 
bestimmter  Wert  etc.  sein ;  er  kann  aber  auch  nur  Gebrauchs- 
wert sein,  in  welchem  Falle  dann  die  Preisbildung,  d.  h.  zififer- 
mässige  Festlegung  entfällt.  —  Der  Schlusswert  hat  auch  wieder 
zur  Voraussetzung ,  dass  eine  Sache  überhaupt  Gebrauchswert 
besitze.  Dies  genügt  jedoch  nicht ,  um  dem  Schlusswerte  ziffer- 
mässigen  Ausdruck  geben  zu  können.  Das  Gut  muss  auch  a)  in 
beschränkter  Menge  gegeben  ,  und  wir  müssen  uns  b)  bewusst 
sein,  dass  die  Befriedigung  unseres  Bedürfnisses  von  der  Verfü- 
gung über  dieses  Gut  abhängt.  Erst  dann  sind  alle  Bedingungen 
erfüllt,  unter  welchen  eine  Preisbildung,  d.  h.  ziffermässige  Schluss- 
wertbildung erfolgen  kann.  Wasser  wird  z.  B.  auch  in  einer 
wasserreichen  Gegend  grossen  Gebrauchswert  besitzen ;  aber  ein 
ziffermässiger  Ausdruck  dafür,  d.  h.  ein  Preis  wird  sich  für  eine 
gewisse  Quantität  nicht  bilden  lassen.  Auf  dem  Gipfel  eines 
Berges  dagegen  wird  sich  für  eine  Flasche  des  gleichen  Wassers 
von  einem  Durstigen  vielleicht  der  Preis  von  5  Gulden  erzielen 
lassen.  Die  Preisbildung  erfolgt  hier ,  weil  das  Wasser  in  be- 
schränkter Menge  vorhanden  und  die  Befriedigung  des  Durstes 
abhängig  ist  von  der  Verfügung  über  dasselbe.  Würde  sich  am 
Bergesgipfel  unerwarteter  Weise  eine  Quelle  finden ,  so  entfiele 
sofort  jede  Preisbildung  für  das  mitgenommene  Wasser.  Jede 
der  drei  Voraussetzungen  für  die  Preisbildung :  Gebrauchswert, 
Beschränkung  und  Verfügung,  wirkt  nun  durch  ihr  in  jedem  ein- 
zelnen Falle  gegebenes  Ausmass  auf  die  jeweilige  Höhe  des 
Preises,  bezw.  des  Schlusswertes  ein,  d.  h.  auf  die  der  Bedürfnis- 
befriedigung zuerkannte  Bedeutung. 

Dieser  Schlusswert  enthält  demnach  zugleich  auch  das 
Mass  für  die  Wertschätzung  der  Arbeit.  —  Dass 
die  Arbeit,  z.  B.  jene  des  Wasserhinauftragens  überhaupt 
eine  grössere  oder  geringere  Wertschätzung  erfährt,  dafür  bildet 
wieder  der  grössere  oder  geringere  Gebrauchswert  die  allgemeine 
Voraussetzung.  Die  Arbeit  des  Hinauftragens  einer  Flasche  mit 
ungeniessbarer  Flüssigkeit  wäre  wertlos  gewesen. 

Hiebei  ist  es  ganz  gleichgiltig,  welchen  Grad  der  Unlust  jene 
Arbeit  erregte,  und  ob  die  Arbeitszeit  gross  oder  gering  war; 
der    ganze   Vorgang    könnte    sich    ebensowohl    am   Gipfel    eines 
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3000  ui  hohen  Berges,  wie  eines  300  m  hohen  Hügels  abspielen  ; 
die  Wertschätzung  der  Arbeit  an  sich  hängt  ebenso 
wie  die  Wertschätzung  des  Wassers  an  sich  einzig 
vom  Zweck  momente  der  Bedürfnisbefriedigung 
ab.  Diese  Wertschätzung  allein  giebt  jedoch  noch  keinen  brauch- 
baren,  d,  h.  genauer  bestimmten  Masstab  ab.  Dieser  Masstab 
wird  erst  gegeben  sein ,  wenn  eine  ziffermässige  Schlusswert- 
bildung erfolgt,  d.  h.  die  beiden  weiteren  Bedingungen  hiefür 
erfüllt  werden.  Findet  sich  am  Bergesgipfel  eine  Quelle,  so 
kommt  das  Moment  der  Beschränktheit  in  Wegfall  und  die 
Arbeit  des  Hinauftragens  war  vergebens ,  erweist  sich  als  wert- 
los. Dasselbe  tritt  ein,  wenn  am  Gipfel  die  mitgebrachte  Flasche 
vor  Gebrauchnahme  zerbricht,  also  die  Verfügung  über  das  Wasser 
entzogen  wird.  Es  sind  demnach  die  Momente  und  Faktoren, 
welche  zur  Schlusswertbildung  eines  Gutes  führen  ,  genau  die- 
selben wie  jene,  welche  dem  Wertmasse  der  Arbeit  zu  Grunde 
liegen ;  eine  Wertschätzung  der  Arbeit  kann  überhaupt  nur  statt- 
finden,  wenn  eine  Schlusswertbildung  stattfindet,  und  ein  Mass 
des  Wertes  der  Arbeit  ergiebt  sich  nur  bei  ziffermässigem  Aus- 
drucke des  Schlusswertes.  Es  lässt  sich  sohin  sagen :  Der 
Wertjeder  Arbeit  wird  rückwirkend  durch  den 
Schlusswert  des  Gutes,  auf  das  jene  Arbeit  ver- 
wendet wurde,  bestimmt,  und  istjenemSchluss- 
werte  proportional.  Eine  Arbeit  wird  daher  auch  um  so 
nutzbringender,  um  so  wertvoller  sein,  je  wichtiger  ,  grösser  und 
dringender  das  Bedürfnis  ist ,  dessen  Befriedigung  sie  vermittelt. 
Damit  ist  ein,  den  thatsächlichen  Beziehungen  zwischen  Be- 
dürfnis, Materie  und  Arbeit  entnommenes  und  denselben  auch  ent- 
sprechendes Mass  für  den  Wert  der  Arbeit  gefunden.  Die  Richtig- 
keit dieses  Satzes  wird  sich  durch  die  Gegenprobe  ergeben,  nämlich 
in  seiner  Anwendung  auf  die  verschiedenen  Fälle  der  Schlusswert- 
bildung im  wirtschaftlichen  Leben,  —  DieNichtanwendbarkeit  in  ein- 
zelnen Fällen  bildet  jedoch  keinerlei  Beweis  gegen  den  Satz,  so 
lange  sich  die  Gründe  für  diese  Nichtanwendbarkeit  genau  bezeich- 
nen lassen.  Die  Mittel,  mit  denen  im  wirtschaftlichen  Leben  gear- 
beitet wird ,  sind  eben  oft  sehr  mangelhaft  und  gestatten  häufig 
nicht  die  Verwirklichung  richtiger  theoretischer  Erkenntnisse,  was 
mit  Beziehung  auf  den  in  Rede  stehenden  Satz  insbesondere  ge- 
genüber dem  gegenwärtig  herrschenden  Wirtschaftssysteme  gilt. 
Man  kennt  z.  B.  auch   genau  die  Gesetze    des  Fluges    und  doch 
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ist  es  noch  nicht  gelungen ,  eine  brauchbare  Flugmaschine  zu 
konstruieren.  Man  weiss  auch  ganz  gut,  welches  das  Ideal  einer 
gerechten  Besteuerung  ist,  und  doch  fehlen  die  Mittel  und  Wege, 
dieses  Ideal  zu  verwirklichen.  Auch  giebt  es  im  wirtschaftlichen 
Leben  keine  Gesetze  von  unbedingter  und  ausschliesslicher  Gil- 
tigkeit ,  wie  in  der  physikalischen  Welt ,  sondern  vielmehr  nur 
Regeln ,  nach  welchen  sich  die  Vorgänge  des  Lebens  unter  An- 
nahme bestimmter  und  regelmässig  mitwirkender  Umstände  ab- 
spielen. Endlich  sind  alle  Erscheinungen  die  Wirkungen  von  Re- 
sultanten einer  ganzen  Reihe  von  Kräften  und  Einwirkungen  und 
eine,  einer  bestimmten  Kraft  scheinbar  entgegengesetzte  Bewegung 
gestattet  nicht  ohne  weiteres  den  Schluss ,  dass  jene  Kraft  nicht 
mitgewirkt  habe  beim  Zustandekommen  dieser  Bewegung.  So 
steigt  auch  der  Luftballon  in  die  Höhe ;  aber  die  Schwerkraft  ist 
deswegen  durchaus  nicht  ausgeschaltet  und  ohne  Wirkung  gewesen. 

Es  habe  z.  B.  ein  Tischler  zwei  Kästen  zu  verfertigen,  einen 
aus  Fichten-,  den  andern  aus  Nussholz.  Die  Arbeit  des  Zusam- 
menstellens,  Leimens  etc.  sei  bei  beiden  Kästen  als  ganz  gleich 
qualifiziert,  gleich  mühsam  und  von  gleicher  Dauer  angenommen. 
Der  erstere  Kasten  wird  um  5  fl. ,  der  Nussholzkasten  um  20  fl. 
verkauft.  Diese  Preise  sind  die  Verhältniszahlen  der  beiden  Schluss- 
werte und  diese  wirken  auf  die  verrichteten  Arbeiten  bewertend 
zurück.  Hienach  verhält  sich  der  Wert  der  auf  den  Fichtenkasten 
verwendeten  Arbeit  zu  jener  des  Nussholzkastens  ungefähr  wie 
5  :  20  oder   i  :  4. 

Man  wird  hier  vielleicht  folgende  Einwände  entgegenstellen : 
Der  Wertunterschied  zwischen  beiden  Kästen  sei  durch  das  ver- 
schieden wertvolle  Rohmaterial  bedingt;  die  gleiche  Herstellungs- 
arbeit sei  jedoch  in  beiden  Fällen  gleichviel  wert,  und  der  Tischler 
werde  in  seiner  Rechnung  auch  den  gleichen  Betrag  für  die  beiden 
Arbeiten  einsetzen. 

Allerdings  ist  der  Wertunterschied  der  beiden  Kästen  zum 
Teile  auch  durch  die  Wertverschiedenheit  des  Rohmateriales  be- 
dingt. Aber  worin  besteht  der  Wertunterschied  des  Rohmateriales? 
Doch  auch  nur  wieder  in  der  Bedeutung,  welche  der  Befriedigung 
des  Bedürfnisses  nach  z.  B.  einem  Kasten  zugemessen  wird.  Die 
rohen  Fichtenbretter  besitzen  für  diese  Bedürfnisbefriedigung 
ebensowenig  einen  Wert  wie  die  rohen  Nussholzbretter.  Die 
rohen  Bretter  besitzen  daher  auch  keinen  Schluss  wert,  son- 
dern   nur    einen  Zwischen  wert,    der  allein    mit  Rück- 
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sieht  auf  den  seinerzeitigen  Schlusswert  der  Möbel- 
stücke (Zweckmoment)  bei  Nussholz  grösser  ist,  als  bei  Fichtenholz. 
Denn  ein  Nussholzkasten  befriedigt  das  Bedürfnis  nach  einem 
Kasten  infolge  der  grösseren  Festigkeit,  Schwere,  Dauerhaftigkeit, 
Behaglichkeit,  Schönheit  etc.  in  höherem  Masse,  als  der  Fichten- 
holzkasten. —  Es  wird  nicht  behauptet ,  dass  der  Wert  der 
Arbeit  beim  Nussholzkasten  deswegen  grösser  sei,  weil  das  M  a- 
terial  grösseren  Wert  besitzt;  dies  wäre  eine  höchst  materiali- 
stische Auffassung.  Nein,  vom  Werte  des  Materiales 
des  Rohstoffes  an  sich  ist  der  Wert  der  Arbeit 
unabhängig.  Nur  insoferne  der  Wert  des  Rohstoffes  im  Hin- 
blicke auf  die  seinerzeitige  Bedürfnisbefriedigung  ge- 
bildet wird ,  steht  auch  der  Wert  der  Arbeit  in  Beziehung  zum 
Werte  des  Materiales,  —  Diese  Beziehung  ist  demnach  keine  un- 
mittelbare, sondern  sie  wird  erst  durch  das  teleologische  Moment 
vermittelt.  Denn  es  wird  z.  B.  ein  aus  Nussholz  verfertigter  Kasten, 
der  so  ungeschickt  gemacht  ist ,  dass  man  ihn  als  Kasten  nicht 
verwenden  kann ,  wertlos  sein ,  und  ebenso  die  auf  das  wert- 
vollere Material  verwendete  Arbeit.  Wert  der  Arbeit  und 
Wert  des  Materiales  fliessen  vielmehr  in  den 
Schluss  wert  zusammen,  oder  noch  besser,  sie  gehen 
beide  erst  aus  dem  Schlusswerte  hervor,  den  man 
übrigens  in  vielen  Fällen  im  voraus  kennen  wird.  Beide  werden 
erst  aus  dem  Gesichtswinkel  des  Schlusswertes  gebildet,  und  es 
ist  nicht  abzusehen,  warum,  wenn  man  dies  für  das  Material  als 
richtig  anerkennt,  es  für  die  Arbeit  anzuerkennen  zögern  sollte. 
Denn  wie  entstand  denn  jenes  Material  ?  Nur  durch  einen  be- 
stimmten physikalischen ,  chemischen  und  organischen  Prozess, 
den  man  in  einem  weiteren  Sinne  auch  als  Arbeit,  wenn  auch 
nicht  menschliche  Arbeit,  bezeichnen  kann,  und  die  mensch- 
liche gewollteArbeit  ist  nichts  anderes  als  eine 
Fortsetzung  jenes  Prozesses,  jener  Bewegung, 
die  zur  Befriedigung  e  i  n  es  B  e  dür  f  n  i  s  s  e  s  hinführt. 
Zu  Zeiten  unserer  ersten  Vorfahren,  als  man  noch  kein  Bedürfnis 
nach  Kästen  und  Möbeln  kannte,  war  der  Nussbaum  im  Hinblicke 
auf  seinen  Holzwert  dem  Menschen  eben  so  viel  oder  wenig  wert, 
wie  der  Fichtenbaum.  Dass  der  Tischler  in  seiner  Rechnung  den 
gleichen  Betrag  für  beide  Arbeiten  ansetzen  werde,  ist  allerdings  sehr 
wahrscheinlich.  Aber  was  beweist  dies  ?  Nichts  anderes,  als  dass 
der  Tischler  eben  vom  Wert  der  Arbeit  nicht  den  richtigen  Begriff 
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besitzt,  und  das  alte,  falsche  Aushilfsmass  >^ Arbeitszeit«  anwendet. 
Würde  er  die  verschiedenen  Werte  seiner  technisch  gleich  grossen 
Arbeiten  kennen,  so  würde  er  in  die  Rechnung  über  den  Nuss- 
holzkasten  neben  den  höheren  Materialpreisen  auch  einen  in  un- 
gefähr gleichem  Verhältnisse  höheren  Preis  für  die  geleistete 
Arbeit  einsetzen  müssen.  Zweifellos  würde  diese  Rechnung 
vom  Auftraggeber  ebenso  anstandslos  gezahlt  werden.,  wie  die 
heutige,  in  welcher  der  Tischler  durch  andere  absichtliche  Zuhoch- 
bewertungen  von  Leistungen  die  ihm  ihrer  Herkunft  nach  unbe- 
kannte, aber  thatsächlich  bestehende  Discrepanz  zwischen  Wert 
und  Preis  der  Arbeit  auszugleichen  sucht,  und  schliesslich  doch 
auf  den  nämlichen  Schlusswertbetrag  gelangt. 

Ein  Schneider  verfertigt  zwei  Röcke  nach  ganz  gleichem 
Schnitte,  aus  ganz  gleichem  Stoffe.  Die  technische  Arbeitsleistung, 
die  Arbeitszeit  seien  ebenfalls  bei  beiden  Röcken  gleich.  Der 
eine  Stoff  habe  jedoch  eine  vielverlangte  Modefarbe,  der  andere 
nicht;  der  erstere  kostet  infolge  dessen  30  fl.^  der  letztere  nur 
20  fl.  und  zu  diesen  Preisen  werden  sie  auch  verkauft.  VV^as 
heisst  dies  ?  Dass  der  erste  Rock  eine  grössere  Wertschätzung 
erfährt,  als  der  zweite,  dass  er  demnach  ein  grösseres,  dringen- 
deres —  wenn  auch  eingebildetes  —  Bedürfnis  befriedigt,  einen 
höheren  Schlusswert  hat.  Der  um  10  fl.  höhere  Preis,  der  die 
Verhältniszahl  der  Schlusswerterhöhung  darstellt,  gilt  aber  gleich- 
wohl nicht  der  Modefarbe  an  sich,  so  wenig  wie  beim 
früheren  Beispiele  dem  wertvolleren  Materiale  des  Nussholzes, 
sondern  vielmehr  der  Bedeutung,  die  der  Befriedigung  des  Be- 
dürfnisses nach  einem  modefarbenen  Rocke  zuerkannt  wird,  welche 
Bedeutung  sich  demnach  notwendigerweise  auch  auf  die, 
diese  Bedürfnisbefriedigung  vermittelnde  Ar- 
beit erstreckt  und  dieselbe  rückwirkend  wert- 
vollergestaltet, als  die  technisch  gleich  grosse  Arbeit, 
welche  auf  den  andersfarbigen  Rock  verwendet  wurde.  Natürlich 
wird  auch  der  Schneider  wieder,  weil  er  heute  noch  nicht  über 
den  richtigen  Masstab  für  den  Wert  der  Arbeit  verfügt,  in  beiden 
Fällen  für  Arbeits  lohn  das  gleiche  berechnen,  und  auch  seinen 
Arbeitern  das  gleiche  dafür  bezahlen.  Aber  dies  beweist,  wie 
gesagt,  nichts  gegen  die  Richtigkeit  des  aufgestellten  Satzes  über 
den  Wert  der  Arbeit. 

Bekannthch  pflegen  die  Damenschneiderinnen  unter  dem  Titel 
»Fagon«    ihre    Arbeitsleistung    den    Kunden    anzurechnen.     Jede 
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Schneiderin  hat  nun,  und  zwar  ohne  Rücksicht  auf  die  QuaHtät 
des  Stoffes,  einen  gewissen  Betrag  für  diese  »Fagon«  fixiert;  die 
geschickte  und  gesuchte  Schneiderin  einen  höheren  ,  die  kleinen 
Schneiderinnen  einen  geringeren.  Dies  spricht  scheinbar  gegen 
den  aufgestellten  Satz.  Thatsächlich  ergiebt  sich  jedoch  gerade 
hier  ein  Beleg  für  denselben.  Der  von  einer  guten  Schneiderin 
ein  für  alle  Male  als  »Fagon«  verrechnete  Betrag  wird  nämUch 
von  den  Kunden  nur  so  lange  ertragen,  als  deren  Wertschätzung 
der  gelieferten  Kleider  in  Beziehung  zu  ihrem  Besitzstande  nicht 
allzusehr  im  Widerspruch  steht  mit  der  Schlusswertbildung  bei 
Befriedigung  des  Bedürfnisses  nach  einem  gut  gemachten  hübschen 
Kleide,  d.h.  mit  derWertschätzung  der  geleisteten 
Arbeit.  Beabsichtigt  nun  einmal  eine  Dame ,  sich  ein  Kleid 
aus  ganz  billigem ,  leichtem  Stoffe  machen  zu  lassen ,  etwa  fürs 
Haus ,  also  um  ein  untergeordnetes  Kleiderbedürfnis  zu  befrie- 
digen, so  wird  sie  den  Stoff  nicht  jener  teueren  Schneiderin  geben, 
sondern  sie  wird ,  wenn  sie  nicht  sehr  eitel  ist  und  ein  grosses 
Kleiderbedürfnis  hat,  sagen,  »dafür  ist  sie  mir  zu  teuer«,  d.  h. 
mit  Rücksicht  auf  die  Bedeutung,  die  ich  der  Befriedigung  dieses 
Kleiderbedürfnisses  zuerkenne,  ist  der  Wert  der  notwendigen 
Arbeitsleistung  geringer  als  deren  P  r  e  i  s  ,  als  die  »Fagon«.  Hier 
bricht  das  natürliche  und  richtige  Empfinden,  der  richtige,  nämlich 
der  auf  das  teleologische  Moment  sich  stützende  Wertmasstab 
für  die  Arbeit  durch  die  Hülle  einer  schematischen  und  falschen, 
mit  dem  Werte  der  Arbeit  nicht  übereinstimmenden  Preisberech- 
nung für  die  Arbeit. 

Zwei  Rohdiamanten  von  gleichem  Gewichte  und  gleicher 
Grösse  kommen  in  die  Schleiferei.  Die  mechanische  Arbeit  des 
Schleifens  sei  bei  beiden  genau  die  gleiche.  Nach  beendetem 
Schliffe  stellt  sich  heraus,  dass  der  eine  Diamant  trübe  und  minder- 
wertig sei.  —  Ganz  zweifellos  ist  daher  auch  die  auf  denselben 
verwendete  Arbeit  von  geringerem  Werte,  als  die  auf  den  wasser- 
hellen Diamant  verwendete  Arbeit.  Denn  die  höhere  Wertschätzung 
des  letzteren,  d.  h.  dessen  Schlusswert,  wirkt  notwendiger- 
weise zurück  auf  den  Wert  der  Schleifarbeit,  welche  diese  Wert- 
bildung ermöglichte,  vermittelte.  Hätte  sich  der  eine  Diamant 
z.  B.  als  Glas  erwiesen,  so  wäre  die  ganze  Schleifarbeit  umsonst, 
d.  h.  wertlos  gewesen,  weil  das  Glas  nicht  das  Bedürfnis  nach 
einem  Diamanten  zu  befriedigen  vermocht  hätte.  Dass  der 
Diamantschleifer  von  seinem  Brotherrn  in  allen  Fällen  den  gleichen 
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Lohn  bezieht,  dies  gehört,  wie  schon  wiederholt  betont  wurde, 
zunächst  nicht  hierher. 

In  einer  Druckerei  werden  mit  denselben  Typen  zwei  Bücher 
von  vollkommen  gleichem  Umfange  gedruckt.  Das  eine  ist  das 
wertvolle  Werk  eines  grossen  Gelehrten,  das  andere  die  wertlose 
Arbeit  eines  Narren.  Selbstredend  wird  aber  die  Druckerei  für 
die  Druckarbeit  beider  Bücher  die  gleichen  Preise  berechnen. 
Warum?  Weil  sie  überhaupt  kein  Werturteil  über  den  Inhalt  der 
Bücher  hat,  und  ihr  daher  der  Masstab  für  den  Wert  der  ge- 
leisteten Arbeit  fehlt.  Würde  sie  diesen  Masstab  besitzen,  d.  h. 
würde  sie  wissen,  dass  das  Buch  des  Narren  nicht  gelesen,  nicht  ge- 
kauft und  den  Schlusswert  =  o  erreichen  wird,  so  müsste  sie  erken- 
nen, dass  ihre  Druckarbeit  wertlos  sei,  und  in  einem  Wirtschafts- 
systeme, in  welchem  der  Preis  einer  Arbeit  von  deren  Wert  bedingt 
wird,  würde  die  Druckerei  jene  Druckarbeit  zu  leisten  ablehnen. 

Ein  Gelehrter  komme  am  Abende  seines  Lebens  zum  Schluss- 
satze seiner  Forschungen.  Dieser  Schlussatz  erweise  sich  nun 
als  falsch  und  aufgebaut  auf  unrichtigen  Voraussetzungen,  —  so 
ist  die  Arbeit  seines  ganzen  Lebens  wertlos  gewesen.  Erst  durch 
jenen  Schlussatz  wurde  dies  aber  entschieden,  indem  sich  der- 
selbe als  zur  Befriedigung  eines  wissenschaftlichen  Bedürfnisses 
undienlich  erwiesen  hat. 

Wie  aus  dem  vorstehenden ,  so  ergiebt  sich  auch  aus  allen 
übrigen  Beispielen ,  die  sich  heranziehen  Hessen  ,  die  Richtigkeit 
des  Satzes ,  dass  der  Wert  der  Arbeit  rückwirkend 
durch  denSchlusswert  des  Gutes  bestimmt  werde, 
und  dieser  letztere  den  geeignetsten  Masstab 
für  den  Wert  der  Arbeit  bilde. 

Die  Konsequenzen,  die  sich  daraus  ergeben,  scheinen  weit- 
tragende zu  sein,  sollen  jedoch  an  dieser  Stelle  vorläufig  nicht 
weiter  verfolgt  werden.  Wohl  viel  eher,  als  die  Ricardo- Marx' - 
sehe  Wertlehre,  die  nur  ein  künstlich  ersonnenes  System  darstellt, 
ist  die  nun  gewonnene  Erkenntnis  über  den  Wert  der  Arbeit  ge- 
eignet, die  Grundlage  und  der  Ausgangspunkt  eines 
Systems  zu  werden,  das,  mit  allen  Füssen  in  den  thatsäch- 
lichen  Verhältnissen  und  Beziehungen  wurzelnd,  den  Gang  der 
Entwicklung  auf  gesellschaftlichem ,  wirtschaftlichem  und  recht- 
lichem Gebiete  wesentlich  zu  beeinflussen,  und  vielleicht  geradezu 
einen  Gegenpol  zur  J/ör;ir'schen  Lehre  zu  bilden  vermöchte!  Und 
auch    für    manche    von  Marx    erhobene    und   als    richtig    anzuer- 
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kennende  Sätze  wird  die  vorstehende  Erkenntnis  über  den  Wert 
der  Arbeit  erst  die  richtige  Unterlage  abgeben ,  die  sie  heute 
thatsächlich  entbehren. 

Nun  lässt  sich  auch  die  Antwort  auf  die  Eingangs  gestellten 
Fragen  geben.  Marx  konnte  so  Bedeutendes  in  der  National- 
ökonomie leisten,  weil  eine  ganze  Reihe  seiner  scharfsinnigen 
Schlussfolgerungen  thatsächlich  unabhängig  von  seiner  falschen 
Wertlehre  erfolgte,  und  nur  formell  der  Zusammenhang  mit  der- 
selben aufrecht  erhalten  wurde.  Und  dass  seine  Lehre  trotz- 
dem von  so  tiefgreifender  Wirkung ,  von  so  bewegender  Kraft 
sein  konnte,  hat  seine  Ursache  lediglich  im  agitatorischen 
Momente,  in  der  Tendenz  seiner  Lehre. 

Aber  auch  dieses  Moment  und  diese  Tendenz  werden  ver- 
blassen müssen  in  dem  Augenblicke ,  da  ihr  nun  eine  richtige 
Wertlehre  entgegengestellt  werden  kann,  der  die  gleiche  agita- 
torische bewegende  Kraft  innewohnt,  indem  aus  ihr  die  Forde- 
rung hervorgeht ,  den  Preis  der  Arbeit  mit  deren  Wert  in  ge- 
wisse Uebereinstimmung  zu  bringen  ! 

Zum  Schlüsse  nur  einige  kurze  Bemerkungen  über  diese  Be- 
ziehungen zwischen  Wert  und  Lohn  (Preis)  der  Arbeit.  —  W^urde 
in  vorstehender  Abhandlung  der  Nachweis  erbracht ,  dass  der 
Wert  der  Arbeit  abhängig  und  proportional  sei  zum  Schluss- 
werte des  Arbeitsobjektes,  des  Gutes ,  so  ist  damit  nicht  ausge- 
sprochen, dass  auch  der  Preis  der  Arbeit  unter  allen  Umständen 
mit  dem  Werte  derselben  in  einer  Höhe  zu  stehen  ,  parallel  zu 
laufen  habe.  Der  Wert  der  Arbeit  stellt  vielmehr 
für  deren  Lohn  nur  nach  oben  das  Richtmass 
und  zugleich  die  Begrenzung  dar.  Nach  unten 
dagegen  nur  so  weit,  als  der  z  u  r  B  e  f  r  i  e  d  ig  u  ng 
der  not  we  ndigen  Bedürfnisse  des  Arbeiters  ge- 
nügendeLohn  erreicht  wird.  Eine  sich  bei  der  Schluss- 
wertbildung als  wertlos  erweisende  geleistete  Arbeit  darf  daher 
den  Lohn  derselben  nie  unter  das  Niveau  der  notwendigen  Le- 
benshaltung drücken.  Für  diese  untere  Begrenzung  des  Ar- 
beitslohnes treten  eben  andere  Momente  als  der  Wert  der  Arbeit 
bestimmend  auf,  Momente,  die  aber  gleichwohl  wieder 
teleologischer  Natur  sind,  und  aus  dem  Zwecke  jeder  Ar- 
beit hervorgehen,  der  in  der  Vermittelung  der  Bedürfnisbefriedigung 
besteht.  Wenn  sich  bei  der  Schlusswertbildung  eine  geleistete 
Arbeit  vom  Gesichtspunkte    des  Konsumenten  jenes  Gutes  auch 
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als  wertlos  erweist,  so  ist  dies  ein  vereinzelter  Fall,  eine  flüchtige 
Erscheinung  im  Ganzen  des  Prozesses  der  Gütererzeugung,  der 
ununterbrochen  und  dauernd  erfolgt,  und  die  Befriedigung  der 
Bedürfnisse  der  ganzen  menschlichen  Gesellschaft  zum  alleinigen 
Zwecke  hat.  Daher  muss  die  Befriedigung  der  notwendigsten 
Lebensbedürfnisse  auch  für  das  einzelne  Glied  dieser  Gesell- 
schaft gesichert  sein,  und  kann  in  Gegenüberstellung  zur  gesamten 
Gütererzeugung  auch  thatsächlich  gesichert  sein, 

Haben  demnach  für  die  Bestimmung  der  Höhe  des  Lohnes 
der  Arbeit,  d.  h.  für  das  die  Befriedigung  der  notwendigsten  Be- 
dürfnisse überschreitende  Ausmass  desselben  individuelle 
Momente ,  nämlich  die  Beziehungen  zum  Werte  der  Arbeit  im 
einzelnen  Produktionsprozesse,  bei  der  einzelnen 
individuellen  Schlusswertbildung  Geltung  zu  ge- 
winnen, so  wird  die  untere  Lohngrenze  durch  gesellschaft- 
liche Momente  zu  bestimmen  sein,  d.  h.  unabhängig  vom 
Werte  der  Arbeit  im  einzelnenErzeugungsprozesse, 
durch  den  Wert  der  gesellschaftlichen  Arbeit  über- 
haupt, der  aus  deren  allgemeinen  und  alleinigen  Zweck  sich  er- 
giebt ,  und  den  Arbeiter  auch  als  Selbstzweck  erscheinen  lässt, 
gleich  jedem  andern  Gesellschaftsgliede.  Dieses  gesellschaftliche 
Moment  kommt  zum  rechtlichen  Ausdrucke  im  L  o  h  n  v  e  r  t  r  a  g, 
der,  solange  in  der  menschlichen  Gesellschaft  von  Privateigentum 
die  Rede  ist,  stets  bestehen  bleiben  wird.  Im  teleologischen 
Momente  der  Wertbildung  überhaupt,  wie  des  Wertes  der  Arbeit 
im  besonderen,  und  endlich  auch  des  Masses  für  beide,  sind  dem- 
nach zwei  Pole ,  der  individualistische  und  der  gesell- 
schaftliche wohl  zu  unterscheiden,  um  die  herum  auch  sonst 
alle  Fragen  im  menschlichen  Dasein  kreisen,  so  auch  die  Lohn- 
frage. In  diesem  Sinne  müssen  die  in  der  vorstehenden  Abhand- 
lung gebrachten  Beispiele  ergänzt  gedacht  werden. 

Zweifellos  würde  die  Ueberführung  der  Lehre  in  die  Praxis 
der  Arbeitslohnbildung  mancher  Schwierigkeit  begegnen  und  sich 
insbesondere  im  gegenwärtigen  kapitalistischen  Wirtschaftssysteme 
mit  seiner  entwickelten  arbeitsteiligen  Gütererzeugung  in  vielen 
Fällen  noch  nicht  verwirklichen  lassen.  Tritt  aber  an  Stelle 
des  heutigen  Systems  eine  nicht  nur  in  technischer  Beziehung 
organisierte  Erzeugung,  ein  organisiertes  Kreditwesen  und  ein 
organisierter  Absatz,  sowie  genossenschaftliche  Schlusswertbil- 
dung unter  dem  Schutze  eines  ausgestalteten  öffentlichen  Rechtes, 
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so  steht  auch  der  allgemeinen  Arbeitslohnbildung  nach  dem  Werte 
der  Arbeit  kaum  ein  Hindernis  im  Wege. 

In  einigen  Fällen  sehen  wir  es  gleichwohl  schon  heute  durch- 
geführt, so  insbesondere  durch  die  Werttarifierung  bei  den  Ver- 
kehrsmitteln. Hier  wird  bei  gleich  grossen  Arbeitsleistungen  (Trans- 
portleistungen) der  Wert  derselben  nach  dem  Schlusswerte 
(d.  i.  heute  der  Marktwert)  der  beförderten  Güter  bemessen  und 
h  i  e  n  a  c  h  der  Lohn,  bezw.  Preis  dieser  Arbeit  berechnet. 


KARTELLE. 

VON 

E.  FRIDRICHOWICZ. 


Kartelle  (trade-unions,  syndicats  industriels ,  pools,  triists)  sind 
freie  ^)  Vertrags-  oder  korporationsmässige  Vereinigungen  von  be- 
schränkt selbständig  bleibenden  Unternehmungen  eines  und  des- 
selben oder  auch  mehrerer,  dann  jedoch  verwandter  und  aufein- 
ander angewiesener  Geschäftszweige  mit  dem  Zweck ,  durch 
gemeinsames  Vorgehen  die  wirtschaftliche  Lage  womöglich  des 
ganzen  Geschäftszweiges  oder  doch  der  im  Kartell  Verbundenen 
zu  heben. 

Vier  Punkte  also  sind  es ,  auf  welche  es  hierbei  ankommt. 
Kartelle  können  genannt  werden 

i)  nur  Vereinigungen  von  Unternehmungen, 

2)  nur  Vereinigungen,  in  denen  den  verbundenen  Unterneh- 
mungen eine  wenn  auch  sehr  beschränkte  Selbständigkeit  er- 
halten bleibt, 

3)  nur  Vereinigungen,  die  Vertrags-  oder  korporationsmässig 
vollzogen  sind, 

4)  im  übrigen  aber  Vereinigungen  jeder  Art,  sofern  nur  die 
drei  erst  genannten  Voraussetzungen  bei  ihnen  zutreffen  und  sie 
die  oben  kurz  charakterisierten  Ziele  verfolgen. 

Dazu  ist  nun  zu  bemerken 

ad  I.  Dass  sie  Verbände  von  Unternehmungen  sind,  unter- 
scheidet die  Kartelle  von  den  Ringen  (Kornern,  Schwänzen),  welche 
Verbände  von  Spekulanten  sind,  d.  h.  von  Leuten,  welche  inner- 

i)  An  sich  ist  es  wohl  nicht  nötig ,  dass  eine  Vereinigung  von  Unternehmungen 
eine  freie  sei,  um  ihr  den  Namen  Kartell  beizulegen;  die  Vereinigung  könnte  auck 
gesetzlich  vorgeschrieben  sein;  doch  giebt  es  zur  Zeit  nicht  derartige  Kartelle. 
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halb  eines  ihnen  fremden  Berufszweiges  meist  nur  ein,  oder 
wenn  mehrere ,  dann  doch  nur  wenige  Gelegenheitsgeschäfte  ge- 
winnbringend durchzuführen  suchen.  Im  Gegensatz  dazu  sind  die 
Kartelle  Vereinigungen  von  Unternehmungen ,  welche  die  wirt- 
schaftlichen Interessen  ihres  berufsmässigen  Geschäftzweiges 
in  gemeinsamem  Einstehen  zu  wahren  suchen. 

ad  2.  Das  Merkmal  einer  wenn  auch  noch  so  beschränkten 
Selbständigkeit  der  verbundenen  Unternehmungen  muss  scharf 
betont  werden;  verlieren  die  Unternehmungen  in  dem  Verband 
ihre  Selbständigkeit  vollständig,  so  büssen  sie  damit  den  Charakter 
von  Unternehmungen  ein,  und  der  neue  Verband  wird  selbst  eine 
einzige  in  sich  abgeschlossene  Unternehmung.  Dann  aber  haben 
wir  nicht  mehr  ein  Kartell,  sondern  eine  Produktivgenossenschaft 
oder  eine  vollständig  vollzogene  Fusion  vor  uns  ^).  Wollten  wir 
auch  solchen  Vereinigungen  von  Unternehmungen  den  Namen 
eines  Kartells  beilegen,  so  hätten  wir  in  den  Kartellen  einerseits 
wirtschaftlich  wie  juristisch  längst  bekannte  Organisationsformen 
vor  uns,  andrerseits  würden  die  Kartelle  vollständig  neue  Organi- 
sationsformen darstellen.  Der  Begriff  des  Kartells  würde  so  zu 
einem  durchaus  verschwommenen  werden,  mit  dem  sich  nach 
keiner  Seite  hin  operieren  lässt. 

ad  3.  Um  eine  Vereinigung  von  Unternehmungen  als  Kartell 
bezeichnen  zu  können,  ist  also  auch  nötig,   dass  die  Vereinigung 


l)  Wenn  in  dem  Sammelband  des  Vereins  für  Sozialpolitik  »über  wirtschaftliche 
Kartelle  in  Deutschland  und  im  Auslande«  auch  die  »Vereinigung  bairischer  Spiegel- 
glasfabriken e.  G.  m.  u,  H.fi  in  Fürth ,  die  Aktiengesellschaft  »Vereinigte  Pinsel- 
fabriken in  Nürnberg«  Aufnahme  gefunden  haben,  wenn  Dr.  Fraenkel ,  welcher  es 
übernommen  hatte ,  über  die  Kartellbildungen  in  Dänemark  zu  berichten ,  uns  von 
Anteilsmolkereien  und  Schlächtereien  erzählt ,  die  sich  dann  aber  als  Molkerei-  und 
Schlachtgenossenschaften  entpuppen,  oder  von  einer  Aktiengesellschaft  »Vereinigte 
Dampfschiffsgesellschaft«,  so  ist  damit  eigentlich  der  Rahmen  der  dem  Sammelbande 
gesteckten  Aufgabe  überschritten  worden;  denn  das  Wesen  des  Kartells  besteht,  wie 
noch  einmal  betont  werden  muss,  eben  darin  ,  dass  die  in  irgend  einer  Weise  ver- 
einigten Unternehmungen  eine  jede  für  sich  eine,  wenn  auch  sehr  beschränkte  Selbst- 
ständigkeit sich  bewahren.  In  den  oben  genannten  Beispielen  sind  die  verbundenen 
Unternehmungen  in  eine  neue  grosse  Unternehmung  aufgegangen.  Wir  haben  eine 
Fusion,  kein  Kartell  vor  uns.  Gewiss  ist  es  für  viele  Leser  sehr  lehrreich,  einmal 
an  mehreren  Beispielen  vorgeführt  zu  sehen,  in  welcher  Weise  eine  Fusion  sich  voll- 
zogen hat,  gewiss  für  viele  Leser  sehr  interessant  zu  sehen  ,  welche  grossen  Dimen- 
sionen der  Geschäftsbetrieb  einer  Produktivgenossenschaft  annehmen  kann ;  es  gehörte 
nur  nicht  in  den  Rahmen  eines  Sammelbandes  für  Kartelle ;  es  konnte  höchstens  der 
Gegenüberstellung  wegen  im  Anhange  behandelt  werden. 
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durch  den  Abschluss  eines  formalen  Vertrages  oder  durch  die 
Bildung  einer  durch  Statuten  gebundenen  Korporation  vollzogen 
sei.  Ist  die  Vereinigung  zwar  faktisch  vollzogen ,  fehlt  es  aber 
an  jedem  formalen  Erkennungszeichen  dieser  Vereinigung ,  so 
haben  wir  ebenfalls  kein  Kartell  vor  uns.  Derartige  bloss  faktische 
Vereinigungen  von  Unternehmungen,  wie  wir  sie  hier  im  Auge 
haben ,  werden  z.  B.  zwischen  Aktiengesellschaften  dadurch  zu 
Stande  gebracht,  dass  ein  Konsortium  oder  auch  ein  Einzelner 
von  jeder  Aktiengesellschaft  in  seiner  Hand  soviel  Aktien  ver- 
einigt ,  als  hinreichend  sind ,  um  innerhalb  der  Generalversamm- 
lungen der  einzelnen  Gesellschaften  überall  die  Majorität  zu  be- 
sitzen und  so  die  einzelnen  Aktiengesellschaften,  ohne  ihnen  formal 
ihre  Selbständigkeit  als  juristischer  Personen  zu  nehmen ,  doch 
einem  einzigen  Willen  unterzuordnen.  Auch  werden  derartige 
faktische  Vereinigungen,  bei  denen  rein  formal  die  einzelne  Unter- 
nehmung als  solche  bestehen  bleibt,  dadurch  zu  Wege  gebracht, 
dass  grosse  Betriebe  kleinere  in  Pacht  nehmen.  Bekannt  ist,  dass 
das  Krupp'sche  Etablissement  in  einer  der  geschilderten  sehr  ähn- 
lichen Weise  ohne  jede  Kartellierung  ein  gewisses  Weltmonopol 
für  sich  anstrebt.  Viel  Aufsehen  erregte  seiner  Zeit  die  Verbindung 
der  Krupp'schen  und  der  Gruson'schen  Werke  auf  diesem  Wege. 

ad  4.  Im  übrigen  muss ,  wie  zu  betonen  ist ,  jede  Art  von 
Unternehmerverbänden ,  soweit  sie  nur  den  drei  erstgenannten 
Voraussetzungen  genügt  und  soweit  sie  die  oben  charakterisierten 
Zwecke  verfolgt,  als  ein  Kartell  angesehen  werden.  So  weit  und 
unbestimmt  auch  die  damit  gegebene  Definition  eines  Kartells 
erscheinen  mag,  so  wäre  es  doch  falsch,  eine  bestimmtere  und 
engere  Begriffserklärung  für  die  Kartelle  geben  zu  wollen,  da  die  Arten 
der  Vereinigungen,  in  denen  die  Unternehmungen  gemeinsam  ihre  wirt- 
schaftlichen Interessen  zu  wahren  suchen,  zu  mannigfaltige  sind,  um 
einen  engeren  Sammelbegriff  als  zulässig   erscheinen  zu  lassen. 

Als  der  lockersten  Art  der  Vereinigung  begegnen  wir  zuerst 
einem  blossen  Vertrage  über  ein  gegenseitiges  Zusammenstehen. 
Von  dieser  sehr  lockeren  Vereinigung  führen  nun  sehr  viele 
Abstufungen  bis  zu  der  bindendsten  Form  der  Kartelle,  den  ame- 
rikanischen Trusts.  Als  solche  Abstufungen  wären,  um  nur  die 
hauptsächlichsten  Uebergangsformen  hervortreten  zu  lassen ,  die 
folgenden  zu  nennen. 

Erstens  die  verschiedenen  Stufen  der  Vereinigung ,  wo  nur 
ein  Vertrag    die    einzelnen   KartellmitgUeder    mehr    oder    minder 
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lose  verbindet.  Als  lockerste  Verbindung  dieser  Art  nannten  wir 
schon  den  blossen  Vertrag,  ohne  andere  Massregeln  zur  Sicherung 
desselben,  als  die  allgemeinen  Gesetze  gewähren.  Straffer  ist  be- 
reits die  zweite  Art  der  Verbindung,  wo  zur  Sicherung  des  Ver- 
trages eine  Konventionalstrafe  festgestellt  wird,  noch  fester  die 
dritte,  wo  Kautionen  von  oft  sehr  beträchtlicher  Höhe  in  Wechseln 
und  anderen  Werten  hinterlegt  werden  müssen,  welche  verfallen, 
sobald  die  Konventionalstrafe  verwirkt  ist. 

Zweitens  die  verschiedenen  Stufen ,  wo  das  Kartell  faktisch, 
wenn  auch  zur  Zeit  noch  nicht  immer  formalrechtlich  nach  aussen 
als  eine  Korporation  auftritt ;  dies  geschieht  in  erster  Linie  da- 
durch, dass  das  Kartell  von  sich  aus  eigene  Organe  zur  Ausfüh- 
rung der  von  ihm  gefassten  Beschlüsse  und  zur  Ueberwachung 
der  getroffenen  Vereinbarungen  schafft.  Sobald  nämlich  das 
Kartell  in  diese  Entwicklungsstufe  eintritt,  müssen  wir  es  als  eine 
Korporation  betrachten ;  denn  nur  eine  Korporation  kann  von  sich 
aus  ausführende  und  revidierende  Organe  schaffen.  Damit  aber 
tritt  an  die  Stelle  des  lockeren  Vertrages  das  viel  straffere  Kor- 
porationsstatut, welches  die  Befugnisse  und  die  Pflichten  der  ein- 
zelnen Kartellmitglieder  zu  diesen  Organen  regelt. 

Die  weitere  Entwicklung  zu  immer  engeren  Verbänden  knüpft 
sich  jetzt  an  die  Ausbildung  der  reviderenden  und  ausführenden 
Organe  des  Kartells ,  besonders  an  die  Person  des  Vertrauens- 
manns. Dem  Vertrauensmann  sind  bei  fortgeschrittenerer  Stufe 
der  Entwicklung,  um  die  Kontrolle  noch  schärfer  zu  gestalten, 
alle  eingehenden  Geschäftsaufträge  mitzuteilen.  Er  entscheidet, 
ob  das  Kartellmitglied  nach  den  Bestimmungen  des  Kartellver- 
trages den  Antrag  annehmen  darf.  Im  andern  Falle  veranlasst 
er  den  betreffenden  Betrieb ,  entweder  den  Auftrag  ganz  abzu- 
lehnen oder  die  nach  dem  Statut  zu  stellenden  Gegenvorschläge 
zu  machen.  Wofern  der  Auftrag  nicht  von  dem  ersteren,  sondern 
nur  von  einem  anderen  Mitgliede  ausgeführt  werden  darf,  versteht 
es  sich  von  selbst,  dass  der  Vertrauensmann  das  betreffende  Mit- 
glied darauf  aufmerksam  macht ;  so  wird  der  Vertrauensmann  vom 
blossen  revidierenden  Beamten  unmerklich  auch  zum  Auftragver- 
mittler und  bald  aus  diesem  auch  zum  Agenten,  was  am  leich- 
testen da  eintritt ,  wo  die  Propaganda  für  den  grösseren  Absatz 
der  von  den  Kartellmitgliedern  produzierten  Warengattungen  mit 
zu  den  Aufgaben  des  Kartells  gehört. 

Noch    aber   schliessen  auf   dieser  Stufe  der  Entwicklung  die 
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einzelnen  Betriebe  ihre  Geschäfte  selbst  ab.  Der  Vertrauensmann 
führt,  soweit  er  als  Geschäftsvermittler  fungiert,  ihnen  nur  die 
Kunden  zu.  Eine  fortgeschrittenere  Entwicklungsstufe  haben  wir 
dann  festzustellen,  wenn  der  Vertrauensmann  die  Geschäfte  nicht 
nur  vermittelt,  sondern  auch  im  Namen  und  auf  Rechnung  der 
Kartellmitglieder  abschliesst.  Konnten  wir  vordem  in  Bezug  auf 
die  Geschäftsvcrmittlung  die  Stellung  des  Vertrauensmannes  zu 
den  einzelnen  Kartellmitgliedern  als  diejenige  eines  Agenten  be- 
zeichnen, so  gehen  seine  Befugnisse  auf  dieser  Stufe  der  Entwick- 
lung darüber  schon  wesentlich  hinaus.  Aus  dem  Agenten  wird, 
um  im  Bilde  zu  bleiben,  allmählich  ein  Prokurist.  Diesen  Vorgang 
sehen  wir  vollendet ,  wenn  der  Vertrauensmann  auch  die  Rech- 
nungen ausfertigt  und  die  Gelder  einzieht. 

Noch  aber  haben  die  Mitglieder  das  Recht,  auch  direkt  Ge- 
schäftsaufträge anzunehmen  und  hat  die  Zentralstelle  für  solche 
den  Unternehmern  direkt  zugehenden  Aufträge  nur  die  Befugnis, 
zu  prüfen ,  ob  das  betreffende  Mitglied  nach  den  Statuten  be- 
rechtigt ist,  den  Auftrag  auszuführen.  Ist  dies  der  Fall,  so  kann 
die  Zentralstelle  dem  Mitglied  den  Auftrag  nicht  entziehen.  Einen 
grossen  Machtzuwachs  erhält  nun  die  Zentralstelle,  wenn  die  Kartell- 
mitglieder überhaupt  auf  jede  direkte  Annahme  eines  Geschäfts- 
auftrages verzichten  und  die  Zentralstelle  allein  alle  Aufträge  an- 
nimmt und  ganz  nach  ihrem  Ermessen  verteilt.  Ebenso  geben 
die  Mitglieder  alle  ihre  in  Voraussicht  auf  später  zu  erwartenden 
Aufträge,  d.  h.  auf  Vorrat  gearbeiteten  Produkte  an  die  Zentral- 
stelle ab,  und  diese  besorgt  den  Verkauf,  Durch  Statut  ist  dabei 
meist  geregelt,  wieviel  Warenvorrat  jedes  Mitglied  dabei  an  die 
Verkaufsstelle  abgeben  darf. 

Bedenken  wir  dabei  nun  noch,  dass  die  Zentralstelle  auch 
alle  Rechnungen  ausstellt  und  einzieht,  so  ist  es  schliesslich  kein 
unüberwindlicher  Schritt  mehr  zu  der  festesten  und  bindendsten 
Form  der  Kartelle,  welche  uns  in  Europa,  namentlich  in  Deutsch- 
land, begegnet.  Bei  dieser  Form  des  Kartells  nimmt  die  Zentral- 
stelle alle  Aufträge  für  sich  auf  eigene  Rechnung  entgegen  und 
tritt  sie  cessionsweise  an  die  betreffenden  Kartellmitglieder  ab. 
Hiermit  tritt  die  Zentralstelle  nach  beiden  Seiten  hin  selbständig 
handelnd  in  die  Aktion.  Die  Zentralstelle  wird ,  um  das  obige 
Bild  weiter  auszuführen,  aus  einem  gemeinsam  angestellten  Pro- 
kuristen zu  einem  selbständigen  Kommissionär.  Das  Kartell  be- 
schränkt die  Selbständigkeit  seiner  Mitglieder  in  einer  Weise,  die 

Zeitschrift  für  die  ges.  Staatswissensch.  1895.  IV.  A\ 
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nahe  an  eine  Fusion  zu  einem  grossen  einheitlichen  Betrieb  oder 
doch  an  eine  Verkaufsgenossenschaft  grenzt. 

Im  Verkehr  mit  dem  Publikum  hat  die  einzelne  Unternehmung 
jede  Selbständigkeit  eingebüsst ;  ihre  Selbständigkeit  zeigt  sich 
nur  nach  zwei  gewissermassen  negativen  Seiten  hin.  Zunächst 
nämlich  darin,  dass  keine  Unternehmung  gezwungen  werden  kann, 
einen  ihr  von  der  Zentralstelle  zugehenden  Auftrag  auszuführen, 
zu  zweit  aber  darin,  dass  jede  Unternehmung  auch  fernerhin  noch 
die  Risiken  des  inneren  Geschäftsbetriebes  trägt.  So  trifft  das 
Unglück  einer  Vertäufung,  eines  schlagenden  Wetters,  eines  Aus- 
bleibens des  gesuchten  Metalles,  der  gesuchten  Kohle  u.  s.  w., 
die  einzelnen  Bergwerksbetriebe  und  nicht  den  gesamten  Verband. 
Ebenso  hat  nur  die  einzelne  Unternehmung  die  Vorteile  von  Glücks- 
fällen, die  sie  im  besondern  treffen.  So  hat  z.  B.  ein  Bergwerks- 
betrieb allein  den  Vorteil,  wenn  sein  Bergwerk  sich  als  besonders 
leicht  abbaubar,  als  besonders  ertragreich  erweist;  denn  nur  die- 
jenigen Risiken,  wie  diejenigen  Glücksfälle ,  welche  aus  dem  Ge- 
schäftsverkehr mit  dem  Publikum  erwachsen ,  treffen  das  Kartell 
als  Ganzes. 

Im  Westen  der  alten  Welt  ist ,  wie  gesagt ,  dies  bisher  die 
strikteste  Form  des  Kartells  geblieben.  Nur  Amerika  hat  noch 
eine  straffere  Form,  den  sog.  Trust,  ausgebildet.  Hier  übertragen 
alle  Aktionäre  der  verbundenen  Aktiengesellschaften  —  denn  nur 
unter  Aktiengesellschaften  ist  die  eigentümliche  Form  des  Trust 
möglich  —  das  aus  ihrer  Aktie  ihnen  zustehende  Stimmrecht  auf 
eine  Person,  welche  Trustee  genannt  wird,  und  behalten  sich  nur 
die  Dividende  aus  den  Aktien  vor.  Die  Aktionäre  entschlagen 
sich  also  zum  Zweck  einer  einheitlichen  Vertretung  der  wirtschaft- 
lichen Interessen  des  von  der  Aktiengesellschaft  gepflegten  In- 
dustriezweiges jedes  Einspruchs  in  den  Geschäftsbetrieb.  Unter- 
schieden sich  die  oben  geschilderten  Formen  der  Kartelle,  bei 
denen  die  Zentralstelle  die  Funktionen  eines  Kommissionärs  aus- 
übt, von  der  Fusion  noch  in  zwei  ziemlich  wesentlichen  Punkten, 
so  fällt  hier  auch  das  unterscheidende  Merkmal  einer  selbstän- 
digen Entscheidung  gegenüber  den  eingehenden  Aufträgen  weg 
und  wird  die  Selbständigkeit  der  einzelnen  Unternehmung  allein 
auf  den  Punkt  beschränkt,  dass  sie  auch  noch  nach  dem  Vollzug 
des  Trust  die  Risiken  des  inneren  Geschäftsbetriebes  trägt.  Der 
Unterschied  eines  Trust  von  einer  Fusion  ist  also  ein  sehr  mini- 
maler, ein  derart  minimaler,  dass  man  versucht  sein  könnte,  dem 
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Trust  überhaupt  den  Charakter  eines  Kartells  abzusprechen.  Vom 
Standpunkt  sowohl  des  Juristen  wie  des  Nationalökonomen  ist 
auch  thatsächlich  bezweifelt  worden,  ob  man  die  in  einem  Trust 
vereinigten  Aktiengesellschaften  noch  als  selbständige  Unterneh- 
mungen ansprechen  darf.  Je  nachdem ,  wie  man  sich  hierüber 
entscheidet,  wird  man  aber  auch  die  Trusts  entweder  den  Kar- 
tellen oder  den  Fusionen  zurechnen  müssen.  Als  die  Trusts  in 
ihrem  Heimatlande  Amerika  verboten  wurden ,  konnten  sie  mit 
geringen  formalen  und  ohne  alle  sachlichen  Aenderungen  in  die 
Form  von  einheitlichen,  in  sich  geschlossenen  Aktiengesellschaften 
übergehen.  Der  Verein  für  Sozialpolitik  betrachtet  die  Trusts 
jedoch  als  Kartelle.  Alle  Kartelle,  von  denen  uns  Dr.  Levy  von 
Halle  erzählt,  sind  solche  Trusts  ^). 

Einer  besonderen  Art  von  Kartellen  müssen  wir  noch  ge- 
denken;  es  sind  das  solche,  welche  man  am  besten  als  Zentral- 
kartelle bezeichnet;  es  sind  das  Kartelle  zwischen  einzelnen  klei- 
neren Kartellen ;  seien  es  gleichartige  Kartelle  von  kleinerem 
lokalen  Umfange ,  seien  es  Kartelle  von  verwandten  Berufsarten. 
Im  ersten  Falle  überschreiten  die  Zentralkartelle  sehr  oft  die  na- 
tionalen Grenzen  und  streben  selbst  Weltmonopole  an.  Dem 
weiteren  Publikum  sind  diese  Kartelle  bekannt  geworden  durch 
den  von  dem  Pariser  Rothschild  und  dem  amerikanischen  5/<3;«(^«;'ä^ 
Oil  gemachten  und  glücklicherweise  misslungenen  Versuch  zur 
Bildung  eines  den  ganzen  Erdball  umfassenden  Petroleumkartells. 

Auch  des  Kupferringes,  eines  ähnlichen  verfehlten  Versuches 
aus  dem  Beginn  unseres  Jahrzehnts  werden  sich  viele  unserer 
Leser  erinnern.  Von  bisher  geglückten  internationalen  Versuchen 
einer  Kartellbildung  wären  z.  B.  zu  nennen  die  sog.  »internationale 
Treuhandgesellschaft«,  ein  Kartell  für  die  Pulverfabrikation,  ferner 
ein  internationales  Zinkkartell  und  ein  internationales  Spiegelglas- 
kartell. Ihre  Vereinigung  ist  meist  eine  sehr  lockere  und,  soweit 
ersichtlich,  über  die  Form  des  Vertrages  nicht  hinausgekommen. 
In    allen    den    oben    genannten  Kartellen    und   Kartellierungsver- 

l)  Auch  in  anderer  Beziehung  sind  die  Trusts  merkwürdig,  insofern  nämlich,  als 
sie  in  den  von  ihnen  an  Stelle  der  im  Besitz  des  Trustee  bleibenden  Aktien  ausge- 
gebenen Trustzertifikaten  eine  neue  Spielart  von  Wertpapieren  zwischen  den  Aktien 
und  den  Obligationen  ausgebildet  haben.  Die  Trustzertifikate  als  Aktien  zu  bezeichnen, 
geht  deshalb  nicht ,  weil  ihren  Besitzern  das  Stimmrecht  fehlt ;  sie  als  Obligationen 
zu  bezeichnen,  ist  deshalb  unmöglich ,  weil  ihre  Besitzer  nicht  feste  Zinsen ,  sondern 
Dividenden  ziehen.  Eine  ähnliche  Spielart  zwischen  den  Aktien  und  den  Obligationen 
besitzen  wir  übrigens  schon  in  den  Prioritätsaktien. 

41  * 
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suchen  handelt  es  sich  stets  um  Gebietsabgrenzungen  zwischen 
den  grossen  Partialkartellen. 

Den  Zweck  der  Kartelle  bestimmten  wir  oben  mit  den  Worten, 
»die  wirtschaftliche  Lage  der  im  Kartell  Verbundenen  zu  heben.« 
Manchem  Leser  wird,  wie  oben  die  Begriffserklärung,  so  auch 
diese  Zweckbestimmung  als  eine  sehr  weite  und  unbestimmte  er- 
scheinen und  doch  kann  auch  sie  enger  und  genauer  nicht  ge- 
geben werden,  da  die  Ziele  der  einzelnen  Kartelle  zu  verschieden 
sind,  um  einen  engeren  Sammelbegriff  für  denselben  zu  finden. 
Im  allgemeinen  freilich  können  wir  die  von  den  Kartellen  erstrebten 
Ziele  in  zwei  verwandte  Hauptgruppen  zusammenfassen ;  nämlich 
erstens  die  Herstellungskosten  mit  den  erzielten  Preisen  in  das 
richtige  Verhältnis  zu  bringen  und  zweitens  Produktion  und  Absatz 
einander  anzupassen. 

Das  Ziel,  die  Preise  mit  den  Herstellungskosten  in  das  richtige 
Verhältnis  zu  bringen,  erstreben  die  Kartelle  auf  einem  dreifachen 
Wege:  erstens  dadurch,  dass  sie  die  Preise  hoch  zu  halten  be- 
müht sind  ^) ,  zweitens  dadurch,  dass  sie  der  ungesunden  Kredit- 
gewährung mit  allem  Nachdruck  entgegenarbeiten,  weil  man  mit 
Recht  in  dieser  Kreditgewährung  eines  der  ruinösesten  Konkurrenz- 
mittel erkannt  hat ;  drittens  endlich  durch  Verbilligung  der  Her- 
stellungskosten. Um  diese  zu  erreichen,  haben  die  Kartelle  wieder 
einen  vierfachen  Weg  eingeschlagen.  Erstens  haben  sich  die 
Kartelle  grosse  Verdienste  um  die  Verbesserung  der  Herstellungs- 
methoden erworben,  zu  zweit  haben  sie  leider  aber  auch  ebenso 
eifrig  es  sich  angelegen  sein  lassen,  einen  keineswegs  gelinden 
Druck  auf  die  Preise  der  Rohprodukte  auszuüben,  drittens  endlich 
sind  die  Kartelle  auch  vor  einer  Verschlechterung  der  wirtschaft- 
lichen Lage  der  von  ihnen  beschäftigten  Arbeiter  nicht  zurück- 
geschreckt. Doch  muss  anerkannt  werden,  dass  dies  keineswegs 
die  Regel  bildet,  und  man  von  selten  der  Arbeiterführer  neben 
sehr  heftigen  und  meist  nicht  ganz  unberechtigten  Anklagen  gegen 

i)  Unzweifelhaft  ist  unter  den  von  den  Kartellen  erstrebten  Zielen  dieses  Ziel 
dasjenige,  welches  vom  allgemeinen  volkswirtschaftlichen  Standpunkt  aus  den  schwersten 
Bedenken  begegnen  muss.  Andrerseits  muss  aber  auch  anerkannt  werden ,  dass  die 
Kartelle  dies  Ziel  keineswegs  allein  durch  eine  grosse  Steigerung  der  Differenz  zwischen 
den  Herstellungskosten  und  dem  Absatzpreis,  sondern  in  vielen  Fällen  auch  durch 
eine  Hebung  der  Warengüte,  durch  eine  Vermehrung  des  inneren  Wertes  der  Ware 
zu  erreichen  suchen.  So  musste  z.  B.  der  oberste  Gerichtshof  von  Ohio  in  seinem 
gegen  die  Standard  Oil  Company  gerichteten  Urteile  vom  27.  März  1891  anerkennen, 
dass  er  die  Qualität  des  Petroleums  verbessert  habe. 
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die  Kartelle  auch  ebenso  häufig  ihr  begeistertes  Lob  kann  singen 
hören  und  zwar  meistens  von  den  ruhigeren  und  besonneren  Führern 
der  Arbeiterschaft.  Wenn  die  Kartelle  schliesslich  auch  die  Un- 
zahl von  Zwischenhändlern,  besonders  die  Agenten  und  Kommis- 
sionäre, welche  sich  zwischen  die  Produzenten  und  Konsumenten 
hinein  gedrängt  hatten ,  zum  grossen  Teil  wieder  bei  Seite  ge- 
schoben haben,  so  mag  man  dies  für  den  Augenblick  wohl  be- 
dauern, weil  dadurch  unzweifelhaft  eine  grosse  Zahl  von  Existenzen 
untergraben  oder  doch  schwer  erschüttert  wird ,  was  teilweise 
die  Krisis  noch  vermehren  muss,  andererseits  wird  man  dies  aber 
bei  einem  Ausblick  in  die  weitere  Zukunft  nur  als  grossen  Fort- 
schritt bezeichnen  können. 

Das  Ziel ,  Produktion  und  Absatz  einander  anzupassen ,  er- 
streben die  Kartelle  ebenfalls  auf  einem  dreifachen  Wege.  Zunächst 
sucht  man  natürlich  jede  Konkurrenz  der  Kartellierten  unter  ein- 
ander unmöglich  zu  machen,  sei  es,  dass  jedem  der  Kartellierten 
ein  bestimmter  Absatzkreis  zugewiesen  wird ,  über  den  er  nicht 
hinausgehen  darf,  indem  er  aber  auch  von  keinem  der  Mitver- 
bundenen irgend  eine  Konkurrenz  zu  fürchten  hat ,  sei  es ,  dass 
jedem  Kartellierten  ein  bestimmter  Produktionsbetrieb  vorbehalten 
bleibt ,  sei  es  endlich  auch ,  dass  sich  beide  Arten  der  Absatz- 
regelung  vereint  finden,  ein  Fall,  dem  wir  besonders  häufig  be- 
gegnen ;  sei  es  endlich,  dass  der  gesamte  Absatz  durch  eine  einzige 
Verkaufsstelle  besorgt  und  der  erzielte  Mehrgewinn  nach  Mass- 
gabe bestimmter,  vorher  getroffener  Vereinbarungen  auf  die  ein- 
zelnen Mitglieder  umgelegt  wird,  ohne  Rücksicht  darauf,  welche 
Mehrgewinne  gerade  beim  Absätze  der  Produkte  der  betreffenden 
Unternehmung  erzielt  sind.  Hiermit  wird  am  gründlichsten  die 
Gelegenheit  zu  jeder  gegenseitigen  Konkurrenz  aus  dem  Wege 
geräumt ;  freiUch  ist  es  auch  am  schwersten,  ein  Kartell  auf  dieser 
Grundlage  zu  Stande  zu  bringen.  Es  darf  nicht  mehr  das  ge- 
ringste Misstrauen  zwischen  den  einzelnen  Mitgliedern  herrschen 
und  muss  vollständige  Einigkeit  über  die  Bewertung  jedes  Be- 
triebes vorhanden  sein.  Auch  muss  jedes  einzelne  Kartellmitglied 
darauf  verzichten ,  sich  innerhalb  des  Kartells  zu  heben.  Das 
Letztere  zu  erreichen ,  bereitet  aber  gerade  die  Hauptschwierig- 
keiten. So  ist  diese  Form  der  Absatzregelung,  obgleich  sie  als 
die  vollendetste  bezeichnet  werden  muss,  doch  nur  äusserst  selten 
anzutreffen,  meist  nur  dort,   wo  ein  Betrieb  vollständig  prävaliert 
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und  die  andern  sich  bereitwilligst  ihm  unterordnen,  um  nur  nicht 
ganz  aufgefressen  zu  werden. 

Zu  zweit  wird  meist  jedem  der  Katellierten  seine  Produktions- 
menge zugemessen,  welche  er  nicht  überschreiten  darf.  Im  Not- 
fall wird  auch  einzelnen  Unternehmern  selbstverständlich  gegen 
entsprechende  Entschädigung  aufgegeben,  ihren  Betrieb  zeitweise 
ganz  zu  schliessen  oder  doch  stark  einzuschränken. 

Während  die  Kartelle  aber  einerseits  bemüht  sind,  die  Pro- 
duktionsmengen zu  vermindern,  suchen  sie  andrerseits  den  Absatz 
für  die  von  ihnen  vertretenen  Produktionszweige  zu  heben.  So 
hat  z.  B.  das  deutsche  Kalikartell,  dem  auch  der  preussische  und 
der  anhaltinische  Fiskus  angehören,  durch  eine  von  seiner  Seite 
betriebene  Propaganda  für  die  der  Landwirtschaft  sehr  wertvollen 
Kalisalze  überall  im  Auslande  neue  Absatzgebiete  zu  gewinnen 
versucht.  Während  bis  vor  kurzem  der  Absatz  nach  dem  Aus- 
lande noch  ein  sehr  geringer  war,  ist  er  jetzt  in  stetem  Steigen  be- 
griffen. Keine  der  einzelnen  Unternehmungen  wäre  zu  dieser  Pro- 
paganda fähig  gewesen  oder  hätte  sie  auch  nur  betreiben  wollen, 
in  der  Furcht,  zum  grössten  Teil  nur  für  die  Konkurrenten  zu  arbeiten. 

Verwandt  hiermit  ist  es,  wenn  andere  Kartelle,  welche  haupt- 
sächlich Unternehmungen  mit  Rohproduktion  umfassen,  ihren  Ab- 
satz dadurch  zu  halten  bemüht  sind,  dass  sie  ihre  Abnehmer  stets 
bei  guter  Kauf  kraft  zu  erhalten  suchen.  So  z.  B.  hat  der  deutsche 
Walzwerksverband,  der,  wie  nebenbei  bemerkt  sei,  sich  zur  Zeit 
in  einer  schweren  Krisis  befindet,  dies  dadurch  angestrebt  und 
auch  erreicht,  dass  er  seinen  ständigen  Abnehmern  bestimmte 
Vergünstigungen  gewährt  unter  der  Bedingung  jedoch,  dass  sie 
dafür  von  keinem  ausserhalb  des  Verbandes  stehenden  Werke 
beziehen.  Alle  Mitglieder  des  deutschen  Kalikartells  haben,  um 
noch  ein  anderes  Beispiel  anzuführen,  sich  ihrerseits  verpflichtet, 
nur  an  solche  Fabrikanten  und  Händler  abzugeben ,  welche  die 
vom  Kalikartell  vorgeschriebenen  Verkaufsbedingungen  einhalten ; 
diese  aber  bezwecken  die  ungesunde  Konkurrenz  sowohl  unter 
den  Fabrikanten ,  welche  die  Rohprodukte  verarbeiten ,  als  auch 
den  Händlern  unmöglich  zu  machen.  Da  das  deutsche  Kalikartell 
z.  Z.  alle  Rohproduzenten  einschliesst,  so  ist  jeder  Händler  und 
Fabrikant  gezwungen,  diese  Bedingungen  anzunehmen. 

Die  von  den  Kartellen  hauptsächlich  verfolgten  Ziele  wären 
damit  angeführt.  Selten  natürlich  schwebt  einem  Kartell  nur  eins 
der   genannten  Ziele  vor ;    meist    sehen    wir  sie  auf   einen    mehr- 
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fachen  Zweck  hinarbeiten ;  so  finden  wir  z.  B.  besonders  häufig 
verbunden  Feststellung  von  Minimalpreisen ,  Bemessung  einer 
Maximalproduktion  für  jede  der  kartellierten  Unternehmungen  und 
Regelung  des  Absatzes. 

Eines  Zieles  der  Kartelle  müssen  wir  noch  besonders  ge- 
denken, d.  i.  der  Zusammenschluss  der  Unternehmer,  um  den 
Prätensionen  der  in  ihren  Gewerkvereinen  koalierten  Arbeiter  ge- 
meinsam entgegen  treten  zu  können.  So  ist  z.  B.  wohl  allen 
unsern  Lesern  der  Berliner  Brauerring  bekannt,  der  1890  entstand 
bei  Gelegenheit  eines  ähnlichen  Streites  zwischen  den  Brauerge- 
sellen und  den  Brauereibesitzern,  wie  wir  ihn  in  diesem  Jahre  sich 
abspielen  sehen. 

Keiner  Erwähnung  bedarf  es  endlich  wohl,  dass  die  Kartelle 
zur  Erreichung  des  gesteckten  Zieles  fast  ausnahmslos  innerhalb 
ihres  Wirkungskreises  eine  Monopolstellung  anstreben. 

Die  ältesten  Kartelle  reichen  wohl  kaum  über  das  Jahr  1862 
hinaus,  wo  wir  von  dem  »Kölner  Weissblech-Kontor«  hören.  Doch 
blieben  die  Anfänge  embryonale.  Die  Geburtsstunde  der  Kartelle 
wird  man  später  ansetzen  müssen.  »Am  9.  Mai  1873,  als  in  Wien 
die  Sterbeglocke  des  wirtschaftlichen  Aufschwungs  gellte ,  wurde 
die  Geburtsstunde  der  Kartelle  eingeläutet«  (Schönlank).  Sie  sind 
ein  Produkt  der  vom  Freihandelsprinzip  erzeugten  wüsten  Regel- 
losigkeit der  Produktion ,  des  bis  zum  Vernichtungskampf  aus- 
artenden Konkurrenzkrieges  und  der  bis  zum  Verzicht  auf  jede 
Rentabilität  fortgesetzten  gegenseitigen  Preisunterbietung.  Seit 
dem  genannten  Jahre  haben  die  Kartelle  eine  stetig  wachsende 
und  alle  möglichen  Betriebszweige  umfassende  Ausdehnung  ge- 
funden, sei  es  auf  Kohlen-,  Pertroleum-,  Kali-  und  Salzgewinnung, 
sei  es  auf  die  Produktion  von  Glas  und  Eisenplatten,  Pinseln  und 
Farbstoffen,  Pulver  und  Zucker,  Bier  und  Holzstoffen,  Eisenbahn- 
schienen und  Goldschmuck  und  mannigfachen  anderen  Waren, 
sei  es  auf  die  mannigfaltigsten  Transportbetriebe  zur  See  so  gut 
wie  zu  Lande,  sei  es  endlich  selbst  auf  Bankgeschäfte,  vornehmlich 
auf  die  verschiedenen  Arten  von  Versicherungsgeschäften.  Fast 
in  jedem  Erwerbszweige,  der  nur  einigermassen  einen  Grossbetrieb 
zulässt,  treffen  wir  auch  Kartelle. 

Auch  räumlich  finden  sich  die  Kartelle,  wo  wir  nur  eine 
»westeuropäische  Kultur«  selbst  in  ihren  ersten  Anfängen  antreffen, 
im  äussersten  Westen  der  Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika 
und  in  Russland  ebenso  gut  wie  in  Deutschland  und  in  Oesterreich 
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oder  in  Frankreich  und  in  England.  Nur  in  den  nordischen  Staaten, 
in  Dänemark'),  Schweden  und  Norwegen  haben  die  Kartelle 
wegen  der  noch  nicht  genügend  entwickelten  wirtschaftlichen  Zu- 
stände noch  keinen  festen  Fuss  fassen  können.  Ueber  die  wirk- 
liche Ausdehnung  der  Kartelle  sind  wir  freilich  noch  wenig  unter- 
richtet; denn  bei  den  Kartellen  herrscht  schwerlich  zum  besten 
der  von  ihnen  vertretenen  Sache ,  um  welche  so  ein  mystischer 
Kranz  von  Schauermärchen  geschlungen  werden  kann,  eine  schier 
unüberwindliche  Neigung  zur  Geheimnisthuerei. 

Im  allgemeinen  kann  zugegeben  werden,  dass  die  Kartelle, 
soweit  sie  einem  grösseren  Kreise  des  Publikums  in  ihrer  Wirk- 
samkeit bekannt  geworden  sind,  ihre  Zwecke  fast  ausnahmlos  alle 
mit  einem  mehr  oder  minder  grossen  Erfolge  erreicht  haben ;  es 
gilt  dies  besonders  von  den  Kartellen,  deren  Thätigkeit  sich  auf 
die  beiden  Hauptgebiete,  die  Preis-  und  die  Produktionsregelung 
erstreckt.  Zweifelhaft  aber  kann  es  scheinen,  ob  dieser  Erfolg 
von  einem  allgemeinen  volkswirtschaftlichen  Nutzen  ist,  oder  ob 
nicht  vielmehr  hier  nur  das  eine  Uebel  ungesund  niedriger  Preise 
und  überanstrengter  Produktion  vermieden  wurde ,  um  dafür  in 
das  andere  Uebel  künstlich  hochgeschraubter  Preise  und  ebenso 
künstlich  unter  dem  Bedarf  gehaltener  Produktion  zu  verfallen. 
Wenn  die  koalitionslose  Zeit  der  Gesamtheit  der  Unternehmer 
dadurch  schädlich  wurde ,  dass  die  geriebensten  und  geschäfts- 
gewandtesten Unternehmer  unbehindert  nach  dem  Grundsatze  ver- 
fahren durften  »grosser  Umsatz,  kleiner  Gewinn«,  ein  Grundsatz, 
der  mit  Erfolg  durchgeführt,  zu  einer  immer  weiter  schreitenden 
Konzentration  der  Unternehmungen  führen  und  vielen  kleinen 
Unternehmern  nicht  nur  die  Selbständigkeit,  sondern  auch  den 
Erwerb  rauben  muss,  so  birgt  dafür  die  Kartellierung  die  gegen- 
teilige Gefahr  in  sich,  dass  nämlich  die  im  Kartell  verbundenen 
Unternehmungen  den  Umsatz  nicht  nach  dem  Bedarf  des  Publi- 
kums regeln,  sondern  ihn  bis  zu  der  Grenze  einzuschränken  be- 
strebt sind,  welche  sie  den  höchsten  Gewinn  erhoffen  lässt,  wobei 
dann  aber  zu  befürchten  ist,  dass  diese  Grenze  mehr  oder  minder 
weit  hinter  dem  Bedarf  zurückbleibe. 


l)  Was  Dr.  Fraenkel  uns  als  Kartelle  in  Dänemark  vorführt,  das  kann,  worauf 
schon  an  anderer  Stelle  näher  eingegangen  ist,  als  solche  nicht  angesprochen  werden. 
Selbst  die  Beispiele  der  Papierbereitung  und  Bierbrauereien ,  welche  er  anführt ,  sind 
als  Fusionen,  nicht  als  Kartelle  zu  betrachten. 
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Wenn  nun  auch  zugestanden  werden  muss,  dass,  soweit  we- 
nigstens unsere  Kenntnis  von  der  Wirksamkeit  der  Kartelle  reicht, 
diese  Gefahr  im  allgemeinen  noch  in  sehr  weite  Fernen  gerückt 
scheint,  wenn  eher  anerkannt  werden  muss,  dass  die  Leiter  der 
Kartelle  fast  ausnahmlos  auch  in  dieser  Beziehung  sich  einer 
weisen  Mässigung  befleissigen  und  den  Bogen  nicht  überspannt 
haben,  so  darf  trotz  alledem  der  Umstand  nicht  übersehen  werden, 
dass  diese  Gefahr  dann  sehr  nahe  tritt,  wenn  die  Kartelle  auf  die 
Dauer  sich  selbst  überlassen  bleiben  und  Zeit  gewinnen  für  die 
Erstarkung  ihrer  wirtschaftlichen  Macht ,  für  die  Festigung  ihrer 
monopolartigen  Stellung. 

Während  aber  einerseits  für  das  konsumierende  Publikum  die 
Gefahr  der  »Aushungerung«  mit  jedem  Tage  näher  rückt,  welcher 
den  sich  selbst  überlassenen  Kartellen  gestattet,  ihre  Macht  zu 
vermehren,  so  ist  andrerseits  auch  hier  die  Gefahr  einer  Aufsau- 
gung der  kleinen  Unternehmer  durchaus  nicht  ausgeschlossen, 
vielmehr  gehen  wir  bei  einer  Freiheit  der  Kartellbildung  dieser 
Gefahr  auf  drei  Wegen  entgegen.  Zunächst  droht  jeder  Nach- 
wuchs an  Unternehmungen  im  Keime  erstickt  zu  werden;  denn 
schwerlich  werden  die  Kartelle  bei  genügend  gefestigter  Stellung 
neue  Unternehmungen  aufkommen  lassen,  neuen  Unternehmungen 
einen  Eintritt  gewähren.  Wir  werden  vielmehr  hier  einen  numerus 
clausus  der  volkswirtschaftlich  ungesundesten  Art  vor  uns  haben. 
Sodann  aber  verbinden  sich  im  Kartell  doch  nur  die  grösseren 
Unternehmungen  und  verbunden  werden  sie  selbstverständlich  noch 
mehr,  als  es  schon  jeder  für  sich  vermochte,  im  Stande  sein,  die 
Kleineren  aufzusaugen.  Zu  dritt  aber  endlich  sehen  wir,  wie  die 
Kartelle  immer  mehr  der  Fusion  zustreben.  Wie  wir  bei  den 
Produktivgenossenschaften  die  Beobachtung  machen  können,  dass 
eine  grosse  Zahl  von  ihnen  sich  Jahr  für  Jahr  in  eine  Aktienge- 
sellschaft mit  einer  sehr  viel  kleineren  Gesellschafterzahl  umwan- 
delt, ja  häufig  selbst  zur  Kommanditgesellschaft  wird,  so  darf  mit 
ziemlicher  Sicherheit  angenommen  werden,  dass  auch  hier  die  Zahl 
der  Fusionen  Jahr  für  Jahr  eine  steigende  sein  werde. 

Wollte  man  nun  jedoch  daraus  folgern,  dass  ein  Verbot  der 
Kartellierung  schon  deshalb  zu  erlassen  sei,  weil  dann  wenigstens 
die  Gefahr  der  »Aushungerung«  für  das  konsumierende  Publikum 
ausgeschlossen  sei,  da  die  Gefahr  einer  immer  weiter  gehenden 
Aufsaugung  der  kleinen  Unternehmer  auf  keinen  Fall  zu  vermeiden 
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sei,  so  möchte  diese  Ansicht  wohl  doch  als  eine  irrtümliche  an- 
zusehen sein  und  zwar  aus  folgenden  zwei  Gründen. 

Zunächst  ist  die  Gefahr  der  »Aushungerung«  für  das  konsu- 
mierende Publikum  keineswegs  dann  ausgeschlossen,  wenn  man 
die  Kartelle  verbietet.  Diese  Gefahr  ist  nämlich  nicht  ein  specificum 
der  Kartelle ,  sie  liegt  vielmehr  allgemein  bei  jeder  Monopol- 
bildung vor.  Da  wir  nun  aber  auch  bei  einem  Verbot  der 
Kartelle  zu  einer  Monopolbildung  gelangen  müssen ,  und  zwar 
noch  weit  schneller  als  wie  bei  ihrer  Zulassung,  vor  allen  Dingen, 
weil  bei  einem  Verbot,  wie  das  Beispiel  der  Vereinigten  Staaten 
von  Nordamerika  hinreichend  beweist,  den  Unterzeichnern  zur 
Rettung  ihres  Kartells  kein  anderer  Ausweg  bleibt  als  die  Fusion, 
so  ist  für  ein  Verbot  der  Kartelle  der  Grund,  es  könne  dann  we- 
nigstens die  Gefahr  der  Aushungerung  des  Publikums  vermieden 
werden ,  nicht  stichhaltig ;  ja  wir  können  wohl  sogar  annehmen, 
dass  die  Aushungerung  des  Publikums ,  welche  die  zuletzt  übrig 
bleibenden  vereinzelten  Unternehmer  ins  Werk  setzen,  noch  weit 
eingreifender  sein  werde ,  als  eine  solche  selbst  von  seiten  der 
Kartelle.  Wenn  die  Kartelle,  so  fern  sich  selbst  überlassen  bleiben, 
das  konsumierende  Publikum  mit  Peitschen  dafür  züchtigen  werden, 
dass  es  nicht  zur  Zeit  auf  seiner  Hut  gewesen  ist,  so  würden  bei 
einem  Verbot  der  Kartelle  die  zuletzt  übrig  bleibenden  verein- 
zelten Unternehmer  das  konsumierende  Publikum  für  seine  Sorg- 
losigkeit mit  Skorpionen  züchtigen. 

Wir  gelangen  also  zu  dem  Resultat,  das  die  Gefahr  der  Aus- 
hungerung des  Publikums,  anstatt  durch  ein  Verbot  der  Kartelle 
vermieden  oder  doch  hinausgeschoben  zu  werden,  durch  ein  solches 
Verbot  wohl  nur  beschleunigt  und  verstärkt  wird. 

Der  Grund ,  der  gegen  eine  Zulassung  der  Kartelle  spricht, 
wäre  damit  beseitigt.  Es  giebt  nun  aber  noch  einen  gewichtigen, 
bisher  nicht  beachteten  Grund ,  der  für  ihre  Zulassung  spricht. 
Die  Gefahr  einer  immer  weiter  gehenden  Aufsaugung  der  Unter- 
nehmungen und  die  damit  verbundene  weitere  Gefahr  einer  Aus- 
hungerung des  Publikums  ist  nämlich  keineswegs ,  wie  es  nach 
den  bisherigen  Ausführungen  scheinen  muss,  ganz  unvermeidbar ; 
sie  wäre  es  nämlich  nur  dann,  wenn  wir  vor  die  Alternative  ge- 
stellt wären,  »einfache  Zulassung  oder  einfaches  Verbot  der  Kartelle.« 
Glücklicherweise  giebt  es  aber  noch  ein  Drittes,  d.  i.  die  Zulassung 
der  Kartelle,  aber  unter  der  notwendigen  Aufsicht  der  Staatsbe- 
hörden;    damit  lassen  sich,    wie  u.  a.  das  Beispiel  der  Zünfte  in 
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Preussen  und  Hannover  lehrt,  die  Gefahr  eines  uuuierus  clausus 
und  alle  weiteren  daraus  entspringenden  Gefahren  wohl  umgehen. 

Dass  der  Staat,  ohne  darum  die  Kartelle  gleich  zu  zerstören, 
sehr  wohl  und  auch  mit  Schärfe  in  ihre  Bildung  eingreifen  kann, 
das  beweist  das  Beispiel  Russlands ,  wo  eine  äusserst  umsichtige 
und  vorsorgliche  Regierung  mit  sehr  grossem  Erfolg  auf  allen 
Gebieten  und  so  auch  auf  dem  der  Kartellierung  an  der  wirt- 
schaftlichen Gesundung  des  Landes  arbeitet :  das  beweist  das  Bei- 
spiel des  deutschen  Kalikartells. 

Jedoch  noch  einem  weiteren  Einwand,  der  gegen  die  Zulas- 
sung der  Kartelle  gemacht  wird,  haben  wir  zu  begegnen.  Nicht 
nur  aus  den  bisher  berührten  und  wohl  hinlänglich  widerlegten 
Gründen ,  sondern  auch  noch  nach  einer  weiteren  Seite  hin  er- 
warten selbst  so  einsichtige  Männer  wie  Professor  Stieda  aus 
Rostock  von  der  Zulassung  der  Kartelle  eine  schwere  Schädigung 
der  sozialen  Verhältnisse  unseres  Landes.  Auch  hier  freilich  zeigt 
es  sich  sofort,  dass  diese  Gefahr  nicht  unbedingt  aus  den  Kartellen 
sich  ergeben  muss.  Professor  Stieda  selbst  sagt:  >Je  weniger 
Unternehmer  sind,  desto  abhängiger  wird  die  Arbeiterwelt.  Jetzt 
ist  gelegentlich  mancher  Unternehmer  veranlasst,  zeitweilig  mit 
geringem  Verdienste  oder  gar  mit  Zubusse  arbeiten  zu  lassen, 
weil  er  seine  Fabrik  nicht  ganz  stille  stehen  lassen  darf.«  Darauf 
fährt  er  fort :  »Bei  immer  häufigeren  Kartellierungen  werden  Ar- 
beiterentlassungen an  der  Tagesordnung  sein  und  je  nachdem 
länger  oder  kürzer  andauern.«  Der  Gegensatz  zwischen  den  beiden 
Teilen  der  obigen  Ausführungen  des  Professor  Stieda  lässt  sich 
klar  ersehen,  dass  die  Gefahr,  welche  er  von  den  Kartellen  für 
die  Arbeiterwelt  voraussieht,  ihm  hauptsächlich  aus  der  durch  die 
Kartelle  geschaffenen  Monopolisierung  hervorzugehen  scheint. 
Dann  aber  haben  wir  es  auch  hier  wiederum  nicht  mit  einem  Spe- 
cificum  der  Kartelle  zu  thun,  sondern,  wenn  die  von  Professor 
Stieda  befürchtete  Gefahr  überhaupt  bei  den  Kartellen  vorliegt, 
mit  einer  aus  jeder  Monopolisierung  sich  ergebenden  Folge,  also 
mit  einer  Erscheinung,  die  unseres  Erachtens,  den  obigen  Aus- 
führungen gemäss,  durch  ein  Verbot  der  Kartelle  nur  noch  schärfer 
und  noch  schneller  heraufbeschworen  werden  würde. 

An  sich  aber  ist  es  unwahrscheinlich ,  dass  bei  immer  häu- 
figeren Kartellierungen,  wie  Professor  Stieda  meint,  die  Arbeiter- 
entlassungen an  der  Tagesordnung  sein  werden.  An  sich  ist  eher 
das  Gegenteil  wahrscheinlich,  dass  nämlich  die  Kartelle  bestrebt 
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sein  werden,  die  Produktion  auf  das  ganze  Jahr  zu  verteilen.  Wohl 
in  Betreff  des  Absatzes  —  denn  hier  ist  eine  Aenderung  ausge- 
schlossen —  aber  schwerlich  in  Betreff  der  Produktion  wird  man 
in  Zeiten  des  geordneten  Kartellwesens  noch  von  toter  und  von 
angeregter  Saison  hören ;  wenigstens  wohl  kaum  in  dem  Umfange, 
wie  dies  jetzt  der  Fall  ist.  Wenn  jetzt  mit  der  Kartellbildung  der- 
artige Erscheinungen  besonders  häufig  verbunden  sind ,  so  wird 
man  darin  eher  die  Begleiterscheinungen  einer  Einrenkung  unserer 
vollständig  verfahrenen  Verhältnisse  in  geordnete  Zustände  sehen 
müssen.  Dass  es  ohnedem  abgehen  könne,  ist  ebenso  wenig  an- 
zunehmen, wie  dass  ein  Kranker  den  Krankheitserreger  ohne  ein 
mehr  oder  minder  heftiges  Fieber  ausstosse.  Von  der  Gegenwart 
auf  die  Zukunft  schliessen  zu  wollen ,  scheint  darum  in  diesem 
Punkte  verfehlt  zu  sein. 

Das  Resultat  unserer  bisherigen  Betrachtungen  ist  also  eine 
Zulassung  der  Kartelle  unter  Staatsaufsicht.  Durch  Staatsaufsicht 
beschränkt  und  an  jeder  Ausschreitung  und  jedem  Missbrauch 
ihrer  Macht  gehindert ,  werden  die  Kartelle  der  Weg  sein ,  der 
uns  wieder  zu  geordneten  wirtschaftlichen  Verhältnissen  geleitet, 
heraus  aus  dem  jetzigen  noch  sehr  wüsten  Chaos,  welches  die 
mit  der  letzten  grossen  technischen  und  sozialen  Arbeitsteilung 
verbundene  Revolution  auf  allen  Gebieten  des  Wirtschaftslebens 
hinterlassen  hat. 

Dass  dieser  chaotische  Zustand  einer  atomistischen  und  pul- 
verisierenden Individualisierung  auf  allen  Gebieten  des  Erwerbs- 
lebens einer  Organisation  der  in  gleichem  Beruf  Thätigen  wird 
weichen  müssen,  dieser  Einsicht  kann  sich  niemand  verschliessen, 
der  versuchen  wird,  unbefangen  von  doktrinärem  Liberalismus  und 
frei  von  den  phantastischen  Träumereien  der  Sozialdemokratie, 
sich  klar  zu  werden  über  das,  was  uns  in  nächster  Zeit  not  thut. 
Dass  aber  Organisationen,  welche  aus  der  Mitte  des  wirtschaften- 
den Volkes  selbst  heraus  geboren  werden,  eine  grössere  Lebens- 
kraft erwarten  lassen ,  als  künstliche ,  von  oben  her  geschaffene, 
dies  wird  ebenfalls  jeder  zugeben,  der  nicht  in  starrem  Bureau- 
kratismus  und  extremem  Staatssozialismus  verrannt  ist.  Solche 
Organisationen  bieten  sich  uns  aber  in  den  Kartellen  an.  Die 
Pflicht  des  Staatsmannes  wird  es  darum  nur  sein,  darauf  zu  sehen, 
dass  diese  lebenskräftigen  und  gesunden  Schösslinge  des  Wirt- 
schaftslebens nicht  ins  Kraut  schiessen ,  anstatt ,  rechtzeitig  be- 
schnitten, nutzbringende  Früchte  zu  bringen.   Dass  aber  die  Kartelle 
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an  sich  nutzbringende  Früchte  erwarten  lassen ,  das  beweist  ihre 
Wirksamkeit  in  der  Gegenwart,  die  als  eine  durchaus  heilsame 
angesehen  werden  darf.  Es  kommt  darum  nur  darauf  an,  sie  recht- 
zeitig zu  beschneiden,  damit  nicht  das  Kraut  der  sich  entwickeln- 
den Frucht  die  Nahrung  entziehe. 

Was  soll  nun  von  selten  des  Staats  gegenüber  den  Kartellen 
geschehen.?  Es  wird  zu  scheiden  sein  zwischen  den  Kartellen, 
welche  nur  auf  der  Grundlage  von  Verträgen  aufgebaut  sind,  und 
den  Kartellen,  welche,  wenn  auch  nicht  juristisch  formal,  so  doch 
faktisch ,  eine  Korporation  darstellen.  Gegenüber  den  ersteren 
ist  jeder  Vertrag  für  strafbar  und  für  null  und  nichtig  zu  erklären, 
der  gegen  das  öffentliche  Wohl  gerichtet  ist.  Demgemässe  Para- 
graphen wären  sowohl  in  das  Strafgesetzbuch  wie  in  das  bürger- 
liche Gesetzbuch  aufzunehmen.  Die  Entscheidung,  ob  ein  solcher 
Vertrag  dem  öffentlichen  Wohl  zuwider  läuft,  wäre  dem  Ermessen 
des  Richters  zu  überlassen ,  wie  wir  solche  diskretionäre  Gewalt 
dem  Richter  schon  in  ähnlichen  Fragen,  z.  B.  in  der  Wucherfrage, 
gegeben  haben. 

Gegenüber  den  Kartellen,  welche  faktisch  als  Korporationen 
anzusehen  sind,  ist  zu  verlangen,  dass  sie  auch  juristisch  formal 
als  solche  sich  zu  erkennen  geben.  Darum  ist  von  den  Kartellen, 
welche  faktisch  als  Korporationen  betrachtet  werden  müssen,  in 
erster  Linie  zu  verlangen,  dass  sie  als  solche  sich  anmelden.  Wann 
ein  Kartell  als  Korporation  zu  betrachten  sei,  dafür  wären  allge- 
meine Normen  aufzustellen,  die  aber  nicht  zu  eng  zu  fassen  wären, 
um  einer  Umgehung  möglichst  zu  begegnen.  Jedes  Kartell,  das 
eigene  ausführende  oder  revidierende  Organe  besitzt,  wäre  schon 
als  eine  Korporation  zu  betrachten.  Die  Teilnahme  an  einem 
Kartell,  das  zur  Anmeldung  verpflichtet  ist,  ohne  dieser  Verpflich- 
tung zu  genügen,  wäre  strafbar  zu  machen.  Bei  der  Anmeldung 
hätte  das  Kartell  seine  Statuten  vorzulegen ,  der  registrierende 
Richter  hätte  die  Eintragung  davon  abhängig  zu  machen ,  dass 
keine  statutarische  Bestimmung  gegen  das  öffentliche  Wohl  ge- 
richtet sei.  Die  Entscheidung  hierüber  wäre  wieder  seinem  Er- 
messen vorzubehalten,  selbstverständlich  unter  Vorbehalt  eines  ge- 
nügenden Berufungsrechtes.  Was  von  den  Anfangs  eingereichten 
Statuten  gilt,  findet  selbstverständlich  auch  auf  alle  Statutenände- 
rungen Anwendung. 

Sehr  streng  wären  die  verantwortlichen  Organe  zu  bestrafen, 
wenn  neben  den  dem  Richter   mitgeteilten  statutarischen  Bestim- 
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mungen  noch  geheime  Vereinbarungen  zwischen  den  Kartellmit- 
gliedern getroffen  würden.  Ausserdem  wäre  ein  solches  Kartell 
sofort  aufzulösen.  Alle  Vereinbarungen ,  welche  Streitigkeiten 
zwischen  den  Kartellen  und  den  Mitgliedern  den  öffentlichen  Ge- 
richten zu  entziehen  suchen,  wie  solche  in  Frankreich  zur  Umgehung 
der  dortigen  strengen  Vorschriften  möglich  sind,  wären  selbst- 
verständlich ebenfalls  aufs  strengste  zu  untersagen  und  müssten 
Bestrafungen  der  verantwortlichen  Organe  und  Auflösung  der 
Kartelle  nach  sich  ziehen. 

Indem  so  die  Frage,  ob  die  Vertragsbestimmungen  bezw. 
die  Kartellstatuten  dem  Gemeinwohl  schädlich  seien ,  von  dem 
Ermessen  des  Richters  abhängig  gemacht  wird,  wird  dadurch, 
das  lässt  sich  nicht  leugnen ,  zunächst  eine  ziemlich  grosse  Ver- 
schiedenheit in  der  Rechtssprechung  sich  bemerkbar  machen ; 
doch  lässt  sich  hoffen,  dass  die  Urteilssprüche  des  Reichsgerichts 
bald  eine  gewisse  Einheitlichkeit  in  den  prinzipiellen  Fragen  her- 
beiführen werden.  Ferner  scheint  es  besser,  in  der  Uebergangs- 
zeit  diese  Rechtsunsicherheit  mit  in  den  Kauf  zu  nehmen,  als  mit 
kasuistischer  Gesetzgebung  allen  Erscheinungen  der  Kartellwirt- 
schaft, welche  gegen  das  Gemeinwohl  gerichtet  sind,  nachzuhinken 
und  stets  abzuwarten,  welche  neuen  Umgehungen  der  bisherigen 
Schranken  gerade  die  geriebensten  und  unlautersten  Elemente 
aushecken  werden.  Dass  im  allgemeinen  die  Rechtssprechung 
keine  zu  laxe  sein  werde  und  darum  schon  genügend  scharfe  Urteils- 
sprüche des  Reichsgerichtes  erzielt  werden,  dafür  spricht  der  Geist, 
von  dem  unsere  Zeit  erfüllt  ist,  dass  umgekehrt  die  Urteilssprüche 
des  Reichsgerichtes  berechtigte  Interessen  der  Kartelle  nicht  ver- 
letzen werden,  dafür  bürgt  uns  die  bekannte  grosse  Vorsicht  des 
obersten  Gerichtshofes.  Endlich  scheint  gerade  unsere  Zeit,  wo 
der  Kampf  für  und  wider  die  Kartelle  noch  nicht  zu  einem  er- 
bitterten geworden  ist,  wo  Freund  und  Feind  der  Kartelle  zu 
einem  möglichst  ruhigen  und  sachUchen  Urteil  noch  am  meisten 
geneigt  sind,  am  besten  geeignet,  die  Normen  der  Rechtssprech- 
ung in  diesem  Punkte  durch  die  Kartelle  ausgebildet  zu  sehen. 
Auch  von  diesem  Gesichtspunkte  aus  empfiehlt  sich  demnach 
eine  möglichst  bald  erfolgende  Regelung  der  Kartellfrage ,  am 
besten  wohl  derart,  dass,  wie  einst  für  die  Wirtschaftsgenossen- 
schaften, so  jetzt  für  die  Kartelle  ein  eigenes  Korporationsgesetz 
erlassen  wird. 

Indem  so  der  Staat    die  Kartelle  als   solche  nicht   nur  aner- 
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kannt,  sondern  auch  ihre  Beschlüsse  für  alle  Mitglieder  des  Kar- 
tells bindend  macht,  indem  er  ihnen  seinen  Rechtsschutz  leiht, 
kommt  er  den  berechtigten  Forderungen  der  Kartelle  in  jeder 
Weise  entgegen  und  kann  nun,  unbekümmert  um  die  Folge,  den 
Ausschreitungen  der  Kartelle  mit  um  so  grösserem  Nachdruck 
begegnen. 


DIE  PIERSON'SCHE  STEUERREFORM  IN  DEN 
NIEDERLANDEN. 

VON 

Dr.  juris  H.  SMISSAERT. 


Eine  kurze  Uebersicht  des  niederländischen  Steuersystems 
vor  den  jüngsten  Reformen  möge  der  Darlegung  der  in  denselben 
angebrachten  Aenderungen  vorangehen. 

An  erster  Stelle  muss  die  ^^Grondbelasting«.  genannt  werden. 
Die  y>grondbelastingi~  im  engeren  Sinne  des  Wortes  ist  die  Steuer 
auf  unbebaute  Besitztümer  und  unterscheidet  sich  in  Art  und  Wesen 
nicht  viel  von  der  deutschen  Grundsteuer;  im  weiteren  Sinne 
versteht  man  unter  y>grondbelasting<~<  auch  wohl  die  Steuer  auf  be- 
baute Besitztümer. 

An  zweiter  Stelle  sind  die  -»vefteringsbelastingenv-  (Verbrauchs- 
steuern) zu  erwähnen.  Die  direkten  sind  die  wichtigsten.  Die- 
selben werden  unter  dem  Gesamtnamen  y>het  Personeel«.  zusammen- 
gefasst  und  haben  sechs  Massstäbe,  nämlich  Mietwert,  Thüren  und 
Fenster,  Herdstätten,  Mobiliar,  Dienst-  und  Arbeitspersonal  und 
Pferde.  Seit  1865  ist  -»/iet  Personeel«  für  nicht  weniger  als  80  Proz. 
eine  Erhebung  zu  Gunsten  der  Gemeinden.  —  Die  indirekten  Ver- 
brauchssteuern (veter ingsbelastingen)  sind  1)  die  -»accynsen«,  Accisen 
auf  Bier,  geschlachtetes  Vieh,  Zucker,  Salz,  Spirituosen  und  auf 
—  Seife ,  welch  letztere  Steuer  ihre  Rechtfertigung  fand  in  dem 
verzweifelten  Zustande  der  Finanzen  des  Landes  nach  dem  belgi- 
schen Aufstand  im  J.  1830;  2)  die  Einfuhrzölle  (invoerr echten),  die 
meistens  sehr  niedrig  sind  (5  Proz.  oder  weniger  von  dem  ange- 
gebenen Wert)  und  die  meisten  Konsumartikel  und  Rohstoffe  nicht 
treffen;  3)  eine  Steuer  auf  Gold-  und  Silberarbeiten. 

Eine  dritte  Steuergattung  stellt  sich  dar  in  den  Ergänzungs- 
mitteln,   s.  g.  aanvullhigsmiddelen.     Dazu  gehört  an  erster  Stelle 
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das  ■»Patentrecht«!' ,  eine  Steuer  auf  den  Betrieb  bestimmter  Ge- 
werbe und  Berufsarten.  Ferner  die  i>registratierrechten<i  (Re- 
gistrationsgebühren,  Enregistrement)  eine  Steuer  auf  die  obligate 
Einschreibung  gewisser  Rechtsgeschäfte  in  die  Register.  Die  Ge- 
bühren für  das  Einregistrieren  einer  Eigentum-Uebertragungs-Akte 
von  Immobilien  waren  bis  zu  6,27  Proz.  des  Kaufpreises  gestiegen, 
worunter  die  " HypotlieekrecJitew^  (Hypotheken-Gebühren)  mit  ein- 
begriffen waren.  Das  ^Zegelreclit«-  (Stempelsteuer)  ist  eine  massige 
Steuer.  Sie  knüpft  sich  an  die  Verpflichtung,  gewisse  Urkunden 
auf  zuvor  gestempeltes  oder  nachher  zu  stempelndes  Papier  schrei- 
ben oder  drucken  zu  lassen.  Ausserdem  haben  die  Niederlande 
noch  y> successierechte^i'i  (Erbanfallssteuer) ,  eine  Steuer ,  die  bei 
einem  Sterbefall  auf  Eigentumsübertragung  erhoben  wird ;  massig 
in  gerader  Linie,  steigt  die  Steuer  in  dem  Masse,  als  der  Begün- 
stigte dem  Erblasser  entfernter  verwandt  ist. 

Was  sind,  bezw.  waren  die  Mängel  dieses  Steuersystems? 
Antwort :  der  Grundsatz  :  Besteuerung  nach  der  Leistungsfähigkeit 
war  nicht  genügend  zur  Geltung  gebracht.  Herr  Piersoji  schrieb 
schon  lange  bevor  er  das  Portefeuille  des  Finanzministeriums  über- 
nahm, nämlich  im  J.  1881  :  »Denken  wir  uns  einen  begüterten 
Mann ,  der  kein  steuerpflichtiges  Gewerbe  treibt ,  noch  sich  mit 
An-  oder  Verkauf  unbeweglicher  Güter  befasst:  was  bezahlt  eine 
solche  Person  dem  Reiche  >  Eine  geringe  Personalsteuer  (denn 
der  grösste  Teil  von  dem,  was  er  aus  dem  angegebenen  Grunde 
einbringt,  fällt  an  die  Gemeinde) ;  Erbanfallssteuer,  wenn  er  erbt ; 
Accisen  und  Einfuhrzoll  auf  gewisse  Artikel,  die  er  verbraucht. 
Ferner ,  wenn  er  Haus-  oder  Grundbesitzer  ist ,  zahlt  er  jährlich 
der  Staatskasse  eine  gewisse  Summe,  auf  welche  Entrichtung  er 
jedoch  gerechnet  hat,  als  er  sein  Grundstück  kaufte ;  hat  er  keine 
Liegenschaften,  so  geht  er  frei  aus.«  Die  Gewerbesteuer  ist  nur 
teilweise  mit  in  Rechnung  zu  ziehen;  »wie  liebevoll  schont  sie  den 
Reichen !  Den  Buchführer,  welcher  täglich  Stunden  lang  arbeiten 
muss,  lässt  sie  bezahlen ;  aber  auf  Tantiemen  der  Direktoren  oder 
Kommissare  achtet  sie  nicht.« 

Um  solche  Missstände  zu  beseitigen,  wollte  Pierson  eine  Steuer 
auf  das  Einkommen  aus  Vermögen  und  Arbeit.  Der 
Ertrag  derselben  sollte  hinreichen,  um  die  Accisen  (accynsen)  und 
das  ^ymutatierecht«  (die  auf  die  Eigentum-Uebertragung  von  Liegen- 
schaften erhobene  Steuer)  herabzusetzen  ;  durch  die  Besteuerung 
des  Einkommens  aus  Arbeit  sollte  das  mangelhafte  »Patentrecht« 
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in  Wegfall  kommen.  Die  Personalsteuer  (het  Personeel)  sollte  so 
modifiziert  werden ,  dass  die  Erhebungen  zusammen  eine  billige, 
massige  Progression  ins  Leben  rufen. 

Dieses  System  war  von  Pierson  schon  früher,  wenigstens  in 
den  wesentlichsten  Punkten,  empfohlen.  Insofern  die  Reform  des 
Niederländischen  Steuersystems  von  ihm  zu  stände  gebracht  ist, 
kann  man  sagen,  dass  er  nur  wenig  von  dem  einmal  festgesetzten 
Programm  abgewichen  ist. 

Mit  Kraft  wurden,  schon  bald  nachdem  Pierson  das  Porte- 
feuille eines  Finanzministers  anvertraut  war ,  die  neuen  Bahnen 
von  der  Regierung  und  von  der  Volksvertretung  beschritten.  Als 
die  Sessionsperiode  1891^ — 1892  zu  Ende  war,  war  schon  viel 
zustande  gebracht :  die  Seife-Steuer  war  abgeschafft ;  jene  auf  Salz 
war  von  fl.  9. —  auf  fi.  3.—  pro  100  Kilo  reduziert  (der  Minister 
hatte  fl.  4. —  vorgeschlagen)  ;  vor  allen  jedoch  waren  die  Mutations- 
rechte (mutatierechten')  —  von  6,27  Proz.  auf  2, 15  —  herabgesetzt. 
Um  für  den  hierdurch  der  Staatskasse  erwachsenden  Verlust  einiger- 
massen  Abhilfe  zu  schaffen,  wurde  die  Steuer  auf  Spirituosen, 
eine  Steuer,  bei  der  vor  allem  noch  andere  Erwägungen  als  bloss 
fiskale  im  Spiele  waren,  erhöht,  jedoch  nicht  in  dem  Masse,  wie 
der  Minister  gewollt  hatte:  anstatt  um  2  Millionen  wurde  der  Er- 
trag nur  um  fl.  i  200  000  erhöht,  d.  i.  von  fl.  60  auf  fl.  63  pro  Hekto- 
liter gebracht.  Von  dem  Verlust  für  die  Staatskasse  (10  Millionen 
Gulden)  sollte  Vs  durch  die  »verniogetisbelasting"-  gedeckt  werden. 

Aus  mehr  als  einem  Grunde  ist  es  der  Mühe  wert,  bei  der 
Vermögenssteuer  und  ihrer  Einrichtung  etwas  länger  zu  verweilen. 
Zuvörderst  ein  paar  Worte  über  die  Teilung  der  Einkommensteuer 
in  eine  auf  Einkommen  aus  Vermögen  und  auf  Einkommen  aus  Arbeit. 

Die  ungeteilte  Einkommensteuer  bietet  einige  nicht  zu  ver- 
kennende Vorzüge:  sie  vermeidet  —  das  abschreckende  Beispiel 
England  beweist  dies  —  die  Härten ,  die  notwendigerweise  der 
geteilten  ankleben  ;  sie  kann  überdies  den  Schulden  leichter  Rech- 
nung tragen.  Doch  ist  vom  Minister  die  Teilung  gewählt  und 
gegen  eine  heftige  Opposition  in  der  Volksvertretung  auf  fol- 
gende Gründe  hin  verteidigt :  Zunächst  ist  die  Trennung  wün- 
schenswert im  Hinblick  auf  die  Gemeindefinanzen ;  überlässt  man 
die  Steuer  auf  Einkommen  aus  Vermögen  den  Gemeinden  (das 
Niederländische  System),  so  stösst  man  auf  den  Uebelstand,  dass 
reiche  Kaufleute  u.  s.  w.  die  grossen  Städte,  wo  sie  ihre  Geschäfte 
treiben,  wo  die  Wohnungen  teuer  sind  und  wo  eine  Einkommen- 
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Steuer  schwere  Opfer  von  ihnen  fordert,  fliehen  und  sich  in  deren 
Nähe  niederlassen,  in  —  was  die  Amerikaner  y>a  taxpayers  para- 
dise«^  nennen,  in  einer  kleinen  Gemeinde,  wo  die  Kommunalsteuern 
sie  weniger  empfindlich  treffen ;  man  stösst  auf  den  Uebelstand 
überhaupt,  dass  die  Städte,  welche  eine  Einkommensteuer  ein- 
führen, die  Rentner  vertreiben.  Teilt  man  aber  die  Steuer,  so 
wird  dadurch  ein  Verfahren  möglich,  wodurch  zumal  die  Rentner 
von  Staatswegen  getroffen  werden  (und  sich  nur  dadurch  der 
Steuerzahlung  entziehen  können ,  dass  sie  das  Land  verlassen), 
während  man  im  selben  Falle  die  Steuer  auf  Einkommen  aus  Ge- 
werbebetrieb, Beruf  u.  s.  w.  entweder  sehr  massig  vom  Reiche 
erheben  lassen  und  den  Gemeinden  grosse  Zuschusssteuern  darauf 
gestatten,  oder  die  Steuer  den  Gemeinden  ganz  überlassen  kann. 
Ein  zweiter  Grund  für  Zweiteilung  fand  der  Minister  in  der  Mög- 
lichkeit, die  sich  dadurch  eröffnete ,  Einkommen  aus  Kapitalver- 
mögen schwerer  zu  treffen ,  als  Einkommen  aus  Arbeit.  Einen 
dritten  darin,  dass  bei  einer  Trennung  die  Verwaltung  besser 
im  Stande  ist,  die  von  den  Steuerpflichtigen  abgegebenen  Steuer- 
erklärungen über  ihr  Vermögen  und  ihre  Einkommensverhältnisse 
zu  prüfen. 

Die  Vermögenssteuer,  »vermogensbelastingi. ,  wie  schlecht- 
hin die  Steuer  auf  Einkommen  aus  Vermögen  genannt  wird,  ist 
im  J.  1892  angenommen  worden.  Die  Annahme  war  aber  un- 
möglich gewesen,  so  lange  nicht  ein  Streitpunkt,  an  dem  frühere 
Steuerreform-Versuche  gescheitert  waren ,  gelöst ,  bezw.  beseitigt 
war.  Die  Frage  war  diese  :  Ist  es  wahr ,  dass  die  Grundsteuer, 
wenn  sie  lange  Zeit  hinter  einander  erhoben  ist,  für  den,  der  sie 
zahlt ,  aufhört  eine  Steuer  zu  sein ,  weil  bei  dem  Preis ,  den  er 
für  das  Grundstück  erlegt  hat,  der  Steuer  Rechnung  getragen  ist? 
Mit  anderen  Worten:  ist  die  Grundsteuer  (ganz  oder  wenigstens 
fast  ganz)  amortisiert?  Wer  die  Amortisation  annahm,  wie  es  der 
Minister  that,  musste  bei  einer  neuen  Besteuerung,  die  alles 
Einkommen  (aus  Vermögen)  treffen  sollte ,  keinen  Unterschied 
machen  zwischen  Einkommen  aus  Grund  und  Boden  und  solchem 
aus  anderen  Besitzungen,  sondern  beide  gleichmässig  besteuern: 
wer  die  Grundsteuer  für  eine  Personalsteuer  hält ,  will  natürlich 
bei  ihrem  Fortbestehen  allein  von  einer  neuen  Steuer  auf  beweg- 
liche Habe  hören.  Die  Lösung  der  Frage  nun  ist  diese  gewesen, 
dass  zwar  auch  der  Wert  der  unbewegUchen  Habe  zur  Berechnung 
des  steuerpflichtigen  Vermögens    in  Absatz   kam,    dass  aber  der 
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Steuervvert  nach  der  Schätzung  hinter  dem  reellen  Werte  mehr 
oder  weniger  zurückzustehen  hatte.  Bestimmte  doch  Art.  7,  dass  für 
die  V  eranlagung  der  Steuer  der  Wert  der  Bauten  und  sonstigen  Besitz- 
ungen Cgeboinvde  en  ongeboinvde  eigendonimen)  bestimmt  wird  auf 
das  Zwanzigfache  ^)  ihres  steuerbaren  Ertrages  nach  der  letzten 
Schätzung,  es  sei  denn,  dass  der  Steuerpflichtige  eigene  Schätzung 
nach  dem  Verkaufwerte  vorzöge ;  dass ,  falls  der  Wert  auf  das 
Zwanzigfache  des  steuerbaren  Ertrages  festgesetzt  wird,  der  Er- 
trag vorher  vermindert  wird  um  i)  die  Staats-Grundsteuer  und 
die  zu  derselben  erhobene  Zuschusssteuer ,  2)  die  Polder-  und 
Deichlasten,  insoweit  diese  mehr  betragen  als  die  Summe,  welche 
bei  der  Veranlagung  des  steuerbaren  Ertrages  in  Abzug  gebracht 
ist,  3)  um  den  Betrag  oder  Geldeswert  der  jährlichen  für  Baulich- 
keiten, Erbpacht,  Grundzins,  Zehnten  u.  s.  w.  verausgabten  Un- 
kosten ;  und  dass  bei  eigener  Schätzung  der  Werte  den  gemachten 
Aufwendungen  ebenfalls  Rechnung  getragen  wird. 

Uebrigens  konnten  die  Gegner  der  Amortisation  froh  sein  in 
der  Voraussicht,  dass  die  Grundsteuer  von  7  Proz.  auf  6  Proz. 
herabgesetzt  werde,  und  dass,  was  die  künftige  Veranlagung  der 
Betriebssteuer  betraf,  Steuererlass  für  Gewinne  aus  dem  Betrieb 
der  Landwirtschaft  in  des  Ministers  Absicht  lag ,  so  dass  in  die 
Landwirtschaft  gestecktes  Kapital  kraft  der  gesetzlichen  Präsum- 
tion eines  Erträgnisses  von  nie  mehr  als  4  Proz.  von  dieser  Steuer 
nicht  getroffen  werden  sollte.  Die  bereits  besprochene  Vermin- 
derung der  Mutationsrechte  und  die  Herabsetzung  der  Salzsteuer 
kamen  zumal  den  Grundbesitzern  zu  gute. 

Die  Vermögenssteuer  gilt  als  Einkommen  Steuer.  Doch 
sind  nicht  die  Einkünfte,  sondern  das  Vermögen  selbst  der  Mass- 
stab ,  und  zwar  dem  bedeutenden  Vorteile  zu  Liebe ,  dass  alle 
Wertveränderungen,  denen  das  Vermögen  unterliegt,  auch  dann, 
wenn  sie  nicht  mit  Vermehrung  oder  Verminderung  der  Einkünfte 
zusammenhangen,  Einfluss  auf  die  Steuerbezifferung  nehmen.  Ferner 
weil  man  mit  dem  Vermögen  als  Massstab  eine  Menge  von  Schwie- 
rigkeiten überwindet.  Leute  von  geringem  Besitz  suchen  das  Ein- 
kommen häufig  durch  hohe  Zinsen,  wenn  auch  mit  Gefahr  für  die 


i)  Art.  51  d.  E.  bestimmte,  dass,  solange  der  steuerbare  Ertrag  der  gebauten 
Besitzungen  (gebouwde  eigendommen)  nicht  allgemein  revidiert  ist  und  die  Ergebnisse 
in  das  Hauptbuch  des  Katasters  aufgenommen  sind,  ihr  Wert  einstweilen  behufs  Ver- 
anlagung der  Vermögenssteuer  auf  das  Fiinfzehnfache  ihres  steuerbaren  Ertrages  fest- 
gesetzt wird. 
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Sicherheit ,  zu  vergrössern.  Anderen  ist  der  Ertrag  schon  mehr 
gleichgiltig ,  wenn  nur  das  Kapital  keine  Gefahr  läuft.  Bei  Be- 
messung nach  dem  Einkommen  würde  die  Steuer  gerade  nicht 
nach  der  Leistungsfähigkeit,  sondern  im  umgekehrten  Verhältnisse 
drücken.  Dazu  kommt  noch ,  dass  in  diesem  Falle  der  Fiskus 
keine  Untersuchungen  anzustellen  braucht  nach  der  Weise,  wie 
jemand  sein  Geld  angelegt  hat,  sondern  allein  fragt,  wieviel  das 
Vermögen  des  Betreffenden  beträgt. 

Das  Gesetz  rechnet  nur  mit  lebenden  Personen  ,  nicht  mit 
Gründungen  (sticJitingen) ,  Genossenschaften  u.  s.  w.  Unter  dem 
Vermögen  sind  nicht  miteinbegriffen :  Möbel ,  Kleider ,  Lebens- 
mittel, Kunst-  oder  wissenschaftliche  Gegenstände,  Gold-  und  Silber- 
zeug ,  Perlen ,  Edelsteine ,  wofern  es  keine  Handelsartikel  sind ; 
Policen  von  noch  laufenden  Lebensversicherungen;  ebensowenig 
die  Ansprüche  auf  Leibrenten  und  Pensionen,  Güter,  von  welchen 
andere  die  Nutzniessung  haben  und  noch  nicht  einforderbare  Ter- 
mine von  Renten,  von  Auszahlungen,  von  Besoldungen  und  von 
anderen  Einkünften. 

Wie  der  Wert  des  Vermögens  bestimmt  wird,  findet  man  im 
Gesetze  in  vielen  Einzelheiten  angegeben ;  das  Vermögen  wird 
u.  a.  vermindert  um  den  Betrag  der  Schuldforderungen  zu  Lasten 
des  Steuerpflichtigen. 

Was  die  Veranlagung  anbetrifft,  ist  die  Regel :  Selbstbekenntnis- 
pflicht; wer  keine  Steuererklärung  abgegeben  hat,  wird  von  dem 
Inspektor  (_->■> inspecteiir«)  von  Amts  wegen  veranlagt. 

Der  Steuerfuss  stellt  sich  als  schwache  Progression  dar : 
wenn  der  gesetzmässig  bestimmte  Wert  des  Vermögens  weniger 
beträgt  als  fl.  13  000,  so  wird  keine  Steuer  erhoben.  Ist  der  Wert 
fl.  13000  oder  mehr,  aber  weniger  als  fl.  14000,  so  ist  der  Steuer- 
betrag fl.  2.  Ist  derselbe  fl.  14000  oder  mehr,  doch  weniger 
als  fl.  15  000,  so  ist  der  Steuerbetrag  fl.  4.  Ist  derselbe  fl.  15000 
oder  mehr,  doch  nicht  mehr  als  fl.  200000,  so  ist  der  Steuer- 
betrag fl.  1,25  für  jede  ganze  Summe  von  fl.  1000,  die  den  Wert 
des  Vermögens  den  Betrag  von  fl.  200  000  überschreitet. 

Bedenkt  man,  dass  die  Vermögenssteuer  in  ihrem  Wesen  eine 
Einkommensteuer  sein  soll  und  nimmt  man  als  Norm  der  Zinsen 
4  Proz.  an,  so  stellt  sich  folgende  Progressions-Skala  heraus: 
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Einkommen  nach  Gulden  berechnet  Verschuldeter  Prozentsatz 

600  1,04 

1  000  1,88 

2  000  2,50 

4000  2,81 

6  000  2,92 

8  000  2,97 

10  000  3,38 

20000  4,19 

40  000  4,60 

60  000  4,73 

80  000  4,80 

100  000  4,84 

200  000  4,92 

500  000  4,96 

Grenze  5,00 

welche  Grenze  jedoch  wegen  des  Abzuges  von  fl,  10  000  nie  er- 
reicht werden  kann. 

Die  Vermögenssteuer  war  zur  allgemeinen  Einkommensteuer 
zu  ergänzen.  Dies  ist  geschehen  durch  Besteuerung  des  Einkom- 
mens aus  anderen  Einnahmequellen  als  aus  Vermögen.  Die  ur- 
sprüngliche Vorlage  hatte  als  Benennung  vorgeschlagen :  Bedrijfs- 
en  beroeps-belasting  (Betriebs-  und  Berufs-Steuer) ;  später  wurde, 
nach  einer  Einwendung  in  der  zweiten  Kammer  der  Generalstaaten, 
dass  auch  Pensionen  und  Wartegelder  getroffen  würden,  und  diese 
doch  nicht  als  Einkünfte  aus  Betrieb  oder  Beruf  gelten  könnten, 
der  Name  verändert  in  :  Belasting  op  bedrijfs-  en  andere  inkomsten 
(Steuer  auf  Betrieb-  und  andere  Einkünfte)  (Gesetz  vom  2.  Ok- 
tober 1893). 

Die  ^Bedrijfsbelasting<s.,  wie  sie  kurzweg  genannt  wurde,  sollte 
zugleich  das  alte   i>Patentrecht<s~  ersetzen  und  ausdehnen. 

Gross  sind  die  durch  diesen  Wandel  erzielten  Vorteile.  Mit 
fast  allgemeiner  Zustimmung  ist  die  Patentsteuer  von  der  Volks- 
vertretung verurteilt :  sie  hemmte  die  Freiheit  des  Gewerbebetriebs, 
die  Freiheit  der  Arbeit;  sie  verpflichtete  jeden,  der  etwas  unter- 
nehmen wollte,  erst  die  Regierung  um  die  Konzession  zu  bitten; 
sie  wurde  entrichtet,  auch  wenn  mit  Verlust  gearbeitet  war,  und 
drückte  dann  natürlich  doppelt  schwer;  sie  arbeitete  sehr  ein- 
seitig. Die  Betriebssteuer  hingegen  ist  nur  zu  zahlen,  wenn  Ge- 
winn erzielt  ist. 

Wurde  auch  die  Beseitigung  des  Patents  fast    allgemein  mit 
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Jubel  begrüsst,  so  machten  sich  gegen  die  Betriebssteuer- Vorlage 
dennoch  Bedenken  geltend.  An  erster  Stelle  wegen  der  schon 
erwähnten  Steuerfreiheit  der  aus  dem  landwirtschaftlichen  Betrieb 
erwachsenden  Unkosten.  Einige  sprachen  von  einem  Bruch  mit 
dem  Prinzip  des  Gesetzes  und  einem  Privilegium  für  die  Land- 
wirtschaft betreibende  Bevölkerung.  Es  ist  bereits  erwähnt,  dass 
dieser  Steuererlass  von  Haus  aus  in  des  Ministers  Absicht  lag ; 
man  liest  —  und  das  motiviert  diese  Freistellung  —  in  dem 
früher  von  Pierson  geschriebenen  »Leerboek  der  Staatshuishoud- 
kunde«  (Lehrbuch  der  Nationalökonomie)  :  »Das  Getreide  ist  nicht 
teuer,  weil  Erbpacht  bezahlt  wird ;  aber  Pacht  wird  bezahlt,  weil 
das  Getreide  teuer  ist«  und:  »Die  Pacht  hat  keine  anderen  Folgen, 
als  dass  sie  die  Gewinne  im  landwirtschaftlichen  Betrieb  einander 
gleich  macht,  indem  sie  alle  besonderen  Erträgnisse,  die  der  Vor- 
trefflichkeit  des  einen  Bodens  im  Vergleich  zu  einem  anderen  zu 
verdanken  sind,  dem  Grundbesitzer  zufliessen  lässt.«  Zu  diesen 
Zitaten  fügt  ein  Kommentator  des  Gesetzes  unseres  Erachtens 
mit  Recht  hinzu  :  »Mit  anderen  Worten  :  der  Pachtwert  des  Grund- 
stückes ist  abhängig  von  dem  Netto  -  Gewinn,  den  der  landwirt- 
schaftliche Betrieb,  auf  diesem  Grundstück  ausgeübt,  dem  Acker- 
bauer abwirft.  Je  schwerer  nun  die  Lasten,  die  auf  dem  Betrieb 
ruhen,  desto  niedriger  also  der  Pachtwert.  Nicht  auf  den  Netto- 
Gewinn  des  Pächters  wird  also  Einfluss  geübt  durch  Erhöhung 
oder  Herabsetzung  der  auf  dem  Betrieb  beruhenden  Lasten,  son- 
dern auf  die  Pachtsumme,  die  dem  Grundbesitzer  zu  Gute  kommt. 
Es  geht  daher  nicht  an,  während  der  Landwirt  nicht  vom  Patent- 
recht getroffen  wird ,  ihn  zur  Betriebssteuer  heranzuziehen  ,  die 
an  die  Stelle  der  Patentsteuer  tritt.«  So  ungefähr  war  auch  der 
Gang  der  Beweisführung  des  Ministers  ,  welcher  er  noch  mehr 
Nachdruck  gab  durch  die  Hinweisung  auf  die  für  die  Landwirt- 
schaft so  ungünstigen  Zeitumstände. 

Von  den  übrigen  gegen  die  Steuervorlagen  angeführten  Be- 
denken sei  nur  noch  erwähnt,  dass  der  Druck  im  allgemeinen 
zu  schwer  wäre.  Dieser  Beschwerde  ist  der  Minister  dadurch 
entgegengekommen ,  dass  er  die  Steuerpflicht  erst  bei  fl.  650, 
anstatt  bei  fl.  600  eintreten  Hess ,  dass  er  allen  Steuerpflichtigen 
einen  Abzug  von  fl.  600 ,  anstatt  von  fl.  400  gewährte  und  da- 
durch, dass  er  bei  der  Behandlung  des  Steuertarifs  gegen  Anträge, 
die  eine  Verminderung  desselben  bezweckten,  keinen  starken  Ein- 
spruch erhob. 
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Ziel  des  Gesetzes  ist,   alle  nicht  steuerfreien  Einkünfte,  Be- 
züge, Gewinne  u.  s.  w.  zu  belasten,  gleichviel  aus  welcher  Leistung 
und  aus  welcher  Einnahmequelle  sie  hervorgehen,  insoweit  dafür 
nicht   schon  in  der  Vermögenssteuer    gezahlt    ist.     Die  Betriebs- 
steuer (bedryfsbelasting)  ist  nicht  streng  persönlich  und  trifft  auch 
Ausländer ,    so    oft    durch  Vermittlung   hier    zu  Lande    sesshafte 
Zwischenpersonen  Eingesessenen  Konkurrenz  machen  oder  durch 
Beteiligung  an  niederländischen  Unternehmungen  Gewinne  erzielen. 
Die  Steuerpflichtigen,  insofern  sie  hier  zu  Lande  wohnende  Per- 
sonen sind,  werden  unterschieden  in  solche,  die  zur  Vermögens- 
steuer   veranlagt    sind    und    diejenigen,    welche    nicht    besteuert 
werden.    Das  Gesetz  sagt,  dass  man  steuerpflichtig  ist  nach  Mass- 
gabe der  Summe  seines  jährlichen  Einkommens,    insofern  dieses 
besteht  a)  aus  Gewinnbezügen  und  Löhnen,  b)   aus  Wartegeldern, 
Pensionen,  Leibrenten  und  sonstigen  periodischen  Auszahlungen, 
die  nicht   in  dem  Gesetze   betr.  die  Vermögenssteuer  ^)    gemeint 
sind  ;  für  diejenigen,  die  nicht  zur  Vermögenssteuer  veranlagt  sind, 
weil  ihr  Vermögen  als  unter  fl.  13000  betragend  angesehen  wird, 
wird  obige  Summe  um  fl.  40  für  je  fl,  lOOO,  woraus  ihr  Vermögen 
(nach  dem  Vermögenssteuergesetz  aufgefasst)  besteht,  erhöht.   Was 
Gewinn  und    was  Verlust  ist,    wird  durch  das  Gesetz   bestimmt. 
Auch  ist   festgestellt,    welcher  Teil   eines   Einkommens   aus  Ver- 
mögen und  aus  Arbeit,  von  der  Vermögenssteuer  schon  getroffen  ist. 
Vorbehaltlich  der  nötigen  Steuererlasse  —  wir  nannten  bereits 
die  Gewinne    aus    landwirtschaftlichem  Betrieb  —  hat    man   also 
belastet  die  reinen  Einkünfte  aus  Arbeit  und  den  reinen  Gewinn 
der  Unternehmer   (d.    h.    im    Sinne    des  Gesetzes :    Gewinn    über 
4  Proz.    des  Kapitals).     Zur  Vermeidung    doppelter  Besteuerung 
darf  man  die  Rente  (zu  4  Proz.  berechnet)  von  dem  im  Betrieb 
oder  Beruf  verwendeten  Kapital    abziehen.     Beachtung  verdient, 
dass  die  Regierung  erst  vorgeschlagen  hatte,    auch  für  die  Aus- 
zahlungen anonymer  Gesellschaften  und  Genossenschaften    einen 
Abzug  von  4  Proz.  zu  gestatten,  wogegen  von  einigen  Parlaments- 
mitgliedern Einspruch  erhoben  wurde  durch  die  Behauptung,  dass  das 
Patent  stets  mit  Recht  die  volle  Dividende  getroffen  hätte,  weil  der- 
gleichen Gesellschaften  selbständige  Handelspersonen  mit  eigenem 
Vermögen  seien,  abgesondert  von  dem  der  Aktionäre.     Die  Re- 
gierung ging  auf   diese  Gründe  ein ,    machte  die  Steuer  zu  einer 

i)  Unter  Jahreseinkünften  wird  verstanden  der  Rein  ertrag  derselben,  nach  Ab- 
zug der  erlittenen  Verluste  nach  den  gesetzlichen  Bestimmungen. 
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sachlichen  und  besteuerte  die  volle  Dividende,  weil  die  besondere 
Last,  die  auf  solche  Weise  auf  älteren  Vereinigungen  dieser  Art 
liege,  in  dem  Werte  der  Aktien  amortisiert  sei. 

Was  den  Steuertarif  betrifft ,  so  sahen  wir  schon,  dass  das 
reine  Einkommen  unter  fl.  650  steuerfrei  bleibt.  Von  fi.  650 — 700 
beträgt  der  Satz  fl.  i ,  von  fl.  700 — 750  fl.  2  und  so  weiter  für 
um  fl.  50  höhere  Einkünfte  bis  zu  fl.  1500  fl.  0,75  mehr.  Also 
von  fl.  1450  bis  zu  fl.  ii^cx):  fl.  13,25.  Für  ein  Einkommen  von 
fl.  1500  bis  zu  fl.  1600  beträgt  die  Steuer  fl.  14.  Betragen  die 
reinen  Einkünfte  mehr  als  fl.  1500,  jedoch  nicht  mehr  als  fl.  8200, 
so  ist  ausser  dem  Betrage  von  fl.  14,  überdies  fl.  2  zu  entrichten 
für  jede  ganze  Summe  von  fl.  loo,  um  die  sie  den  Betrag  von 
fl.  1500  übersteigen.  Betragen  sie  mehr  als  fl.  8200,  so  schuldet 
man  eine  feste  Summe  von  fl.  148,  nebst  fl.  3,20  für  jede  ganze 
Summe  von  fl.  100,  um  die  sie  den  Betrag  von  fl.  8200  übersteigen. 

Dies  gilt  allein  für  solche ,  die  ausschliesslich  Einkommen 
aus  Betrieb,  Beruf  u.  s.  w.  gewinnen.  Diejenigen,  welche 
auch  Einkünfte  aus  Kapital  ziehen ,  sind  steuerfrei ,  wenn  dieses 
Kapital  unter  fl.  13  000  bleibt,  wie  wir  gesehen  haben,  und  w^enn 
dasselbe  diese  Summe  übersteigt,  dürfen  sie  fl.  10 000  (ein  Ein- 
kommen von  fl.  450  repräsentierend)  als  steuerfrei  in  Abzug 
bringen.  Wer  in  die  niedrigste  Klasse  der  Vermögenssteuer  mit 
über  fl.  13000  bis  15  000  fällt,  wird  betrachtet  als  jemand,  der 
daraus  fl.  400  zieht.  Seine  Betriebssteuerpflicht  tritt  also  bereits 
ein  bei  einem  Einkommen  aus  Arbeit  von  fl.  250  bis  fl.  300, 
wofür  fl.  2  zu  entrichten  sind.  Die  Steuer  steigt  dann  um  je 
fl.  0,75  für  jede  fl.  50,  bis  bei  fl.  1050  bis  zu  fl.  1150  die  fl.  14  er- 
reicht sind.  Von  dem  darüber  Hinausgehenden  werden  dann  2  Proz. 
bezahlt.  Beträgt  das  reine  Einkommen  des  steuerpflichtigen  Ver- 
mögens mehr  als  fl.  8150,  so  ist  für  das  Mehr  noch  fl.  1,20  für 
jede  ganze  Summe  von  fl.  100  zu  entrichten.  —  Beträgt  das  steuer- 
pflichtige Vermögen  fl.  15000  bis  fl.  20000,  so  ist  für  ein  Ein- 
kommen aus  Arbeit  von  fl.  250  bis  fl.  300  der  Steuersatz  fl.  1,25 
mit  gleicher  Erhöhung  wie  oben  (fl.  0,75  für  je  fl.  50),  so  dass 
die  Erhebung  von  fl.  14  (Betriebssteuer)  auf  fl.  iioo  bis  fl.  1200 
Einkommen  aus  Betrieb  Platz  greift  und  der  höhere  Satz  bei 
fl.  8200  beginnt  (in  welchem  Falle  für  einen  höheren  Betrag  wieder 
fl.  1,20  für  je  fl.  100  zu  entrichten  ist.  —  Ist  endlich  das  steuer- 
pflichtige Vermögen  grösser  als  fl.  200  000 ,  so  sind  fl.  3,20  zu 
entrichten  für   jede   vollständige  Summe    von  fl.   100    des    reinen 
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Einkommens,  um  welche  letzteres  den  Betrag  von  fl.  200  übersteigt. 

Durch  dieses  Veranlagungsverfahren  entsteht  eine  allmäh- 
liche Progression.  Das  niedrigste  steuerpflichtige  Ein- 
kommen zahlt  also  nur  etwa  V?  Prozent;  das  höchste  beinahe 
3,2  Proz.  aus   den   reinen  Erträgnissen. 

Der  Arbeit  werden  nur  fl.  200  in  Abzug  gebracht.  Von 
Pensionen,  Wartegeldern  und  Leibrenten  wird  von  den  ersten 
fl.   1000  nur  die  Hälfte  als  steuerpflichtig  berechnet. 

Das  Ziel  dieser  Steuertarife  geht  dahin  ,  dass  beide  Steuern 
zusammen  eine  allgemeine  Einkommensteuer  bilden  sollen,  mit 
gleichen  Progressionen  in  beiden  Zweigen,  aber  so,  dass  ein  Ein- 
kommen allein  aus  Vermögen  schwerer  belastet  wird ,  als  ein 
Einkommen,  teils  aus  Vermögen,  teils  aus  Arbeit,  und  ein  Ein- 
kommen aus  Vermögen  und  gewinnbringender  Beschäftigung 
schwerer,  als  ein  Einkommen  aus  Arbeit  allein. 

Die  Steuer  auf  Betriebs-  und  sonstige  Einkünfte  ist  am  i.  Mai 
1894  in  Wirksamkeit  getreten.  Allgemein  war  man  bei  den  Be- 
ratschlagungen in  der  Kammer  zu  der  Erkenntnis  gelangt,  dass 
die  Skala  der  Progression  unzulänglich  war,  wenn  man  nicht  nach 
Einführung  der  Betriebssteuer  die  Verbrauchssteuer ,  die  unter 
dem  Namen  ^>het  Personeel«  (Personalsteuer  j  bekannt  ist,  revidiere 
und  dadurch  Personen  mit  kleinem  Einkommen  entlaste.  Man 
hüte  sich,  die  Notwendigkeit  dieser  Entlastung  als  einen  Fehler 
des  Systems  zu  betrachten.  Nach  dem  Massstabe  der  Leistungs- 
fähigkeit, so  urteilte  der  Minister,  müsse  im  ganzen  Steuer- 
system gestrebt  werden. 

Wir  lernten  als  die  sechs  Grundlagen  der  Personalsteuer 
kennen :  Mietwert  der  Wohnung,  Thüren  und  Fenster,  Herdstätten, 
Mobiliar,  Dienstboten  und  Arbeiter,  Pferde.  Gegen  diese  Grund- 
lagen sind  mit  Recht  wichtige  Bedenken  angeführt:  man  kann 
diese  Bedenken  in  einem  Worte  zusammenfassen :  die  äusseren 
Kriterien,  welche  diese  Steuer  aufstellt,  sind  im  allgemeinen  sehr 
ungenügende  Kennzeichen  des  Verbrauches.  Gutsituierte  Menschen 
verwenden  für  ihre  Wohnung  einen  viel  kleineren  Bruchteil  ihres 
Einkommens  als  weniger  begüterte.  Oft  auch  ist  das  Bewohnen 
eines  grossen  oder  teuren  Hauses  kein  Luxus,  sondern  eine  ab- 
solute Notwendigkeit  für  Steuerträger  mit  starker  Familie.  Richtig 
wurde  bemerkt,  dass  die  Grösse  der  FamiHe  zu  der  erforderlichen 
geräumigen  Wohnung  in  direktem,  aber  zu  der  Leistungsfähigkeit 
des  Hausvaters  in  umgekehrtem  Verhältnisse  stehe ,  so  dass  die 
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Progression  hier  verkehrt  wirkt.  Daher  sollte  zu  den  Bedingungen, 
die  eine  niedrigere  Veranlagung  der  Personalsteuer  bergünden, 
die  Stärke  der  F"amilie  gehören.  Der  Minister  erachtete  eine 
gründliche  Reform  der  Personalsteuer  nicht  anders  möglich ,  als 
dadurch,  dass  daraus  eine  Gemeindesteuer  gemacht  würde;  wenn 
der  Mietwert  der  Wohnung  als  Grundlage  beibehalten  werde,  be- 
reite die  Ungleichheit  der  Mieten  in  den  verschiedenen  Oertern 
des  Landes  eine  unüberwindliche  Schwierigkeit  für  eine  gute  Fest- 
setzung als  R  e  i  c  h  s  Steuer.  Es  war  jedoch  dem  Minister  Pierson 
nicht  beschieden,  auch  noch  diesen  Teil  der  Aufgabe,  die  er  über- 
nommen hatte,  zu  Ende  zu  führen. 

Dasselbe  gilt  von  der  Grundsteuer.  Ein  Gesetzentwurf 
zur  definitiven  Regelung  dieser  Steuer  ist  am  29.  Juni  1893  der 
zweiten  Kammer  vorgelegt  worden  und  sie  hat  darüber  den  sog. 
yvoorlooping  verslag«-  (vorläufigen  Bericht)  erstattet.  Der  Grund- 
steuerreform stand  ein  Hindernis  entgegen ,  dass  anstatt  einer 
periodischen  Wiedereinschätzung  der  steuerpflichtige  Ertrag  jeder 
Parzelle  unveränderlich  gemacht  war,  während  der  Steuer-Prozent- 
satz, der  ein  fester  sein  sollte  ,  mehrmals  abgeändert  worden  ist. 
Um  das  Jahr  1830,  als  der  niederländische  Kataster  vollendet  war, 
beabsichtigte  man  zwar  alle  Liegenschaften  nach  ihrem  reinen 
Pacht-  oder  Mietwerte  hinfort  zu  veranlagen,  aber  um  den  Klagen 
einiger  Provinzen  über  die  infolge  der  neuen  Schätzung  stattge- 
habte Erhöhung  und  über  eine  ungleichmässige  Verteilung  zwischen 
den  Provinzen  unter  einander  entgegenzukommen,  wurde  schon 
im  J.  1835  die  Grundsteuer  zu  einem  Gesamtbetrag  von  8  Mill. 
als  Hauptsumme  fixiert.  Der  steuerpflichtige  Ertrag  jeder  Parzelle 
sollte  also,  unter  Vorbehalt  von  Ausnahmen,  ein  unveränderlicher 
sein.  So  hatte  die  Grundsteuer  eine  Art  Grundrente  zu  werden 
gedroht.  Im  J.  1879  wurde  jedoch  eine  Wiedereinschätzung  der 
y>ongeboiiwde  eigendommen<s.  (unüberbaute  Besitzungen)  verordnet, 
im  J.  1870  für  die  überbauten.  Bei  der  Wiedereinschätzung  (im 
J.  1879)  wurde  zugleich  bestimmt,  dass  der  Steuerbetrag,  wenn 
die  Schätzung  zu  Ende  geführt  wäre,  vor  dem  Anfang  des  dar- 
auf folgenden  Jahres  gesetzlich  festgesetzt  und  über  den  Gesamt- 
betrag des  neuen  steuerpflichtigen  Ertrages  gleichmässig  verteilt 
werde.  Diese  neue  Ausgleichung ,  »peraeguatie<ia  genannt ,  war 
unerlässlich  gewesen,  wollte  man  eine  gute  und  dauernde  Reform 
der  Grundsteuer  ermöglichen  ;  dann  erst  könnte  eine  Organisation 
zustande  kommen,  welche  dahin  führte,  dass  die  steuerpflichtigen 
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Erträgnisse,  also  auch  die  Steuer  selbst,  gleichen  Schritt  halten 
konnte  mit  bleibenden  Veränderungen  des  Pachtwertes.  Das  Perä- 
quations-Gesetz  (peraeguatie-zvet)  bestimmte,  dass  mit  dem  J.  1893 
ein  Anfang  gemacht  werde  mit  der  Erhebung  der  Grundsteuer 
(auf  die  unbebauten  Besitzungen)  nach  dem  Prozentsatz  von  6  Proz. 
des  steuerpflichtigen  Ertrages.  In  jeder  der  durch  das  Gesetz 
ausgenommenen  Gemeinde  wurde  über  das  Jahr  1893  die  Steuer 
erhoben  nach  so  viel  Prozent  des  steuerpflichtigen  Ertrages ,  als 
nötig  ist  zur  Erzielung  des  in  jeder  dieser  Gemeinden  über  das 
Jahr  1892  (in  Hauptsumme  und  Staats-Zuschusssteuern)  erhobenen 
Betrages,  erhöht  um  'A.  Der  Unterschied  zwischen  diesem  Prozent- 
satz und  6  Proz.  von  demselben  Ertrag  wird  jährlich ,  für  die 
10  nächstfolgenden  Jahre,  um  Vio  vermindert.  Diese  Bestimmung 
bezweckt  da,  wo  aus  der  Schätzung  ein  erhöhter  Steuersatz  her- 
vorging, die  Folgen  davon  für  diesen  Besitz  möglichst  zu  massigen. 
Die  Herabsetzung  der  Grundsteuer  kam  dem  Königreiche  auf 
I  Million  Gulden  zu  stehen. 

Nun  leuchtet  ein ,  dass  durch  die  Wiedereinschätzung  des 
J.  1879  und  durch  die  Peräquation  im  J.  1893  wohl  eine  erheb- 
liche, aber  keine  dauerhafte  Verbesserung  der  Grundsteuer  erzielt 
werden  konnte.  Will  man ,  dass  die  Steuer  wirklich  eine  sach- 
liche Besteuerung  ^)  sei  und  bleibe ,  welche  an  dem  Grundeigen- 
tum haftet  und  in  einem  gewissen  Prozentsatz  des  reinen  Durch- 
schnittswertes der  Pacht  (welcher  Prozentsatz  sich  für  alle  Län- 
dereien gleich  bleiben  muss),  bestehe,  will  man  sie  nicht  allein  in 
einem  gegebenen  Augenblick  in  möglichst  gleiche  Proportion  zu 
den  reinen  Pachtwerten  bringen,  sondern  auch  dauernd  erhalten, 
so  ist  Peräquation  allein  dazu  nicht  hinreichend.  Man  muss  in 
dem  Falle  vielmehr  mehr  Festigkeit  in  der  Verhältnisziffer  zwischen 
Steuer  und  Ertrag  der  Ländereien  garantieren.  Der  Gesetzgeber 
könnte  auch  die  für  die  Grundsteuer  unerlässliche  Festigkeit  in 
dem  Steuerbetrag  jeder  Parzelle,  in  der  von  jeder  Parzelle  zu  er- 


i)  Einige  sahen  in  der  Grundsteuer  mit  Unrecht  eine  (partielle)  Einkommensteuer. 
Diese  waren  natürlich  der  Meinung,  dass  nach  Einführung  der  Vermögenssteuer  die 
Grundsteuer  daneben  jede  Daseinsberechtigung  verloren  hätte.  Andere  meinten,  nach 
der  Beobachtung,  dass  die  Grundsteuer  auf  einen  sozusagen  festen  Betrag  an  Geld 
hinauslaufe ,  einen  Betrag  ,  welcher  lediglich  unter  ganz  besonderen  Umständen  einer 
Abänderung  fähig  wäre,  dass  die  Grundsteuer  eine  Art  Grundzins  wäre.  —  Dass  unser 
Gesetzgeber  (schon  durch  das  Gesetz  vom  3.  Frimaire  an  VII)  nicht  an  ein  Fixum 
gedacht,  sondern  gemeint  hat,  dass  dieselbe,  als  Steuer,  mit  einem  oder  dem  anderen 
Massstab  im  Zusammenhang  bleiben  müsse,  leuchtet  ein. 
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hebenden  Geldsumme  suchen  ;  aber  thäte  er  dies,  so  machte  er 
in  der  That  aus  der  Grundsteuer  einen  Grundzins. 

Berufen,  die  Grundgedanken  des  Gesetzes  vom  25.  April  1879 
(zur  allgemeinen  Reform  des  steuerpflichtigen  Ertrages  der  unÜber- 
bauten Besitzungen)  und  des  Gesetzes  vom  31.  Dezember  1S92, 
des  Peräquationsgesetzes,  das  die  Ergebnisse  der  Reform  in  An- 
wendung brachte,  zur  Ausführung  zu  bringen,  hatte  hicnach  der 
Gesetzgeber  ein  Verfahren  zu  entwerfen,  das  —  wie  der  Minister 
in  dem  motivierenden  Begleitschreiben  entwickelte  —  die  grösst- 
mögliche  Festigkeit  in  das  Verhältnis  zwischen  der  Steuer  und 
dem  Durchschnittsertrag  des  Bodens  bringt,  das  den  festen  Zu- 
sammenhang zwischen  der  Schätzung  überbauter  und  unüber- 
bauter  Besitzungen  ,  so  oft  die  beiden  ökonomisch  eine  Einheit 
bilden,  sorgfältig  wahren  und  Gelegenheit  geben  würde  zu  fort- 
gesetzter Verbesserung  aller  Schätzungen,  sowohl  derer,  die  statt- 
gefunden haben  infolge  des  Gesetzes  vom  J.  1879,  als  aller  späteren. 

Als  Grundzüge  einer  solchen  Regelung  wurden  folgende  auf- 
gestellt :  Das  Königreich  wird  geteilt  in  Veranlagungsbezirke 
(schattingsdistricten)  und  jeder  Bezirk  in  Unterabteilungen.  Als 
Veranlagungsperiode  wird  jedesmal  ein  Zeitraum  festgesetzt,  vom 
I.  Januar  1894  ab  10  Jahre.  Von  diesen  zehn  Jahren  werden  die 
drei  ersten  benutzt  a)  zur  neuen  Schätzung  der  überbauten  Be- 
sitzungen, die  nicht  zu  den  Bauerngütern  (hoeven)  gehören,  b)  zur 
Revision  oder  Verbesserung  der  Schätzungsstufen  und  der  Typen 
der  unÜberbauten  Besitztümer  nebst  den  dazu  gehörenden  land- 
wirtschaftlichen Gebäuden  u.  s.  w.  Sind  diese  drei  Jahre  ver- 
strichen, so  bleiben  7  Jahre  übrig  zur  Einschätzung  der  unÜber- 
bauten Besitzungen  und  der  für  landwirtschaftlichen  Betrieb  über- 
bauten, entsprechend  den  in  den  vorhergegangenen  3  Jahren  re- 
vidierten oder  verbesserten  Skalen  und  Typen.  Zu  diesem  Behufe 
wird  jeder  Unterdistrikt  geteilt  in  7  Abteilungen,  in  welchen  hinter 
einander  die  Schätzung  in  e  i  n  e  m  Jahre  Platz  findet.  Danach  beginnt 
eine  neue  Periode  von  zehn  Jahren  und  so  gehts  immer  weiter  *). 

i)  In  dem  Sinne  jedoch,  was  die  unüberbauten  Besitzungen  betrifft,  dass  die 
Schätzungsstufen  jeder  (katastralen)  Gemeinde  und  die  dazu  gehörige  Typenschätzung 
nur  dann  mit  dem  reinen  Durchschnittswert  der  Pacht  verghchen  wird  und  Vorschläge 
zur  Verbesserung  und  Erwägungen  gemacht  werden  ,  wenn  die  betreffende  Abteilung 
der  Schätzungskommiss:on  selbst,  ihr  Vorsitzender  oder  die  Hauptkommission  es  nötig 
erachtet  oder  wenn  es  nachgesucht  wird  von  einem  oder  mehr  Interessenten  in  dieser 
Gemeinde,  die  für  eine  gesetzlich  zu  bestimmende  Anzahl  von  Hektaren  veranlagt 
sind ,  während  die  Hauptkommission  befugt  ist ,    eine  von  Interessenten  nachgesuchte 
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Die  Grundsteuer  wird  erhoben  nach  dem  Massstabe  von  6  Proz. 
des  steuerpflichtigen  Ertrages  der  Besitzungen  gemäss  dem  Haupt- 
buche des  Katasters.  Bei  der  Festsetzung  wird  unter  steuerpflich- 
tigem Ertrag  verstanden  der  katastrale  Ertrag,  nötigenfalls  ver- 
mindert um  die  Deichlasten.  Unter  katastralem  Ertrag  versteht 
das  Gesetz  den  reinen  Miet-  oder  Pachtwert,  d.  h.  denMiet-  oder 
Pachtwert,  vermindert  um  die  notwendigen  Unterhaltungskosten, 
die  nach  dem  bürgerlichen  Gesetz  zu  Lasten  des  Vermieters  dem 
Verpächter  in  Anrechnung  zu  bringen  sind.  Damit  die  periodische 
Wiedereinschätzung  nicht  den  Impuls  zur  Verbesserung  des  Bodens 
nehme  oder  schwäche,  ist  bestimmt,  dass  wegen  der  Verbesserung 
gewinnbringender  und  unüberbauter  Besitzungen  durch  andere 
Mittel,  als  diejenigen,  welche  dazu  dienen,  die  Ländereien  in 
gutem  Zustande  zu  erhalten ,  die  Grundsteuer  erst  erhöht  wird 
nach  Verlauf  von  zwanzig  Jahren,  anfangend  mit  dem  Jahre, 
worin  die  Verbesserung  begonnen  ist  (wofern  diese  Ausgaben  zu 
Lasten  des  Steuerpflichtigen  oder  der  Benutzer  kommen). 

Aus  dem  motivierenden  Begleitschreiben  (Memorievan  Toelich- 
ting)  möchten  wir  noch  Folgendes  anführen :  Der  grosse  fiska- 
lische Vorteil  einer  geordneten  Wiedereinschätzung  liegt  darin, 
dass  dabei  der  einmal  festgestellte  Steuertarif  beibehalten  werden 
kann.  Und  für  die  Interessenten  kann  diese  Regelung  nie  be- 
lastend sein.  Sie  verschafft  ihnen  den  bedeutenden  Vorteil,  dass, 
sollten  Zeiten  wiederkehren,  wie  nach  dem  Jahre  1879  vorgekom- 
men ist,  wo  der  Pachtwert  der  Ländereien  herabsinkt,  die  Grund- 
steuer nicht  unverändert  bleibt,  sondern  in  gleichem  Verhältnisse 
ermässigt  wird.  Im  Gegensatz  dazu  wird ,  falls  der  Pachtwert 
steigt,  der  Geldertrag  der  Grundsteuer  zunehmen,  aber  in  einem 
solchen  für  den  Eigentümer  günstigen  Falle  kann  eine  kleine  Er- 
höhung der  Lasten  nur  von  geringer  Bedeutung  sein:  sie  wird 
bei  weitem  nicht  aufgewogen  durch  den  Vorteil,  den  er  geniesst. 
Auch  dieser  Vorteil  wird  von  dem  Eigentümer  erlangt,  damit  er 
wisse,  worauf  er  zu  rechnen  hat,  nämlich  auf  eine  bestimmte  Zah- 
lung an  das  Königreich  im  Betrage  von  6  Proz.  des  Reinertrages. 
Jeder,  der  Grundstücke  kauft,  wird  bei  der  Bestimmung  des  Preises 
diese  VerbindUchkeit  in  Betracht  ziehen. 


Abänderung  der  Schätzungsstufen  und  der  dazu  gehörigen  Typenschätzung  in  einer 
motivierten  Entscheidung  zu  verweigern.  Aehnliches  gilt  für  Neueinschätzung  von 
Parzellen.  Zweck  dieser  Beschränkung  ist,  unnötiger  Arbeit  vorzubeugen  und  zugleich 
zu  verbürgen,  dass  bei  begründetem  Zweifel   die  Untersuchung  nicht  unterbleibt. 
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Schliesslich  noch  ein  Wort  über  das  eigentümliche  Schätzungs- 
system :  drei  Jahre  werden  dazu  gebraucht,  die  Schätzungs-Skalen 
und  die  »Typen«  zu  revidieren.  Diese  Arbeit  wird  die  grösste 
Umsicht  und  Sachkenntnis  erfordern ;  es  gilt ,  den  Massstab  zu 
finden,  oder,  wenn  man  lieber  will,  den  alten  Massstab  zu  ver- 
bessern. Die  sieben  Jahre  werden  verwendet  zu  der  weniger  kom- 
plizierten, aber  mehr  Zeit  raubenden  Arbeit,  die  darin  besteht, 
die  zu  schätzenden  Besitzungen  an  dem  gefundenen  Massstab, 
wie  an  einem  Probierstein  zu  prüfen.  Die  Distrikte  wurden,  wie 
wir  sahen,  in  Unterdistrikte  geteilt  und  jeder  dieser  Unterdistrikte 
in  sieben  Fachabteilungen,  die  jede  innerhalb  eines  Jahres  mit 
der  Wiedereinschätzung  fertig  werden  muss.  So  ist  binnen  je 
10  Jahren  die  Wiedereinschätzung  im  ganzen  Lande  vollendet. 
Dieses  System  ist  neu  ^)  und  bietet  vor  bestehenden  Systemen 
bedeutende  Vorteile:  es  lässt  sich  erwarten,  dass  die  Schätzungen, 
weil  sie  regelmässig  fortgesetzt  werden,  stets  an  Genauigkeit  ge- 
winnen werden  ;  jede  Kommission  oder  jede  Abteilung  einer  Kom- 
mission wird  eine  verhältnismässig  wenig  umfangreiche  Aufgabe 
zu  vollbringen  haben  und  diese  Aufgabe  wird  ihr  deshalb  auch 
nicht  schwer  fallen,  weil  die  von  ihr  zu  schätzenden  Parzellen  in 
ihrer  Umgebung  liegen  werden. 

In  Obigem  waren  wir  bestrebt,  das  Steuerreformsystem  des 
Ministers  Piersoji  kurz  darzulegen.  Vollendet  ist  die  Re- 
form nicht.  Was  den  Punkt  der  Regelung  der  Wahlberech- 
tigung betrifift,  so  konnte  zwischen  dem  Kabinett  und  der  zweiten 
Kammer,  wie  es  schien,  keine  Uebereinstimmung  erzielt  werden. 
Infolgedessen  zog  der  Minister  des  Innern  den  betreffenden  Ge- 
setzesentwurf zurück;  bald  darauf  wurde  die  zweite  Kammer  auf- 
gelöst. In  der  Zusammensetzung  der  neugewählten  Volksvertre- 
tung fand  das  Ministerium  Veranlassung,  das  Portefeuille  nieder- 
zulegen. Auf  diese  Weise  wird  das  grosse  Werk,  von  Minister 
Pierson  angefangen  und  von  ihm  für  einen  guten  Teil  mit  günstigem 
Resultate  fortgesetzt,  nicht  von  ihm  vollendet  werden. 

Wir  haben  nicht  mehr  als  eine  Skizze  geben  wollen ,  ohne 
uns  an  eine  Kritik  zu  wagen  oder  unseren  Beifall  zu  bezeugen.  Dass 
bestehende  Mängel  von  Belang  durch  die  vorgeschlagenen  und 
angenommenen  Bestimmungen  beseitigt  sind,  haben  wir  mehr  als 

l)  In  einigen  Teilen  von  Britisch-Indien  wird  ein  System  in  Anwendung  gebracht, 
das  einige  Verwandtschaft  mit  dem  obigen  zeigt ;  in  Bombay  z.  B.  wird  jährlich  Vso 
des  Grundgebietes  wiedereingeschätzt. 
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einmal  nachgewiesen.  Uebrigens  möge  das  zum  Leser  für  sich 
selbst  sprechen.  Ist  auch  das  Reformwerk  des  Herrn  Pierson 
nicht  in  allen  Teilen  vollkommen,  so  dürfen  wir  doch  zwei  seiner 
Zeit  von  ihm  selbst  niedergeschriebene  Worte  hersetzen.  Das 
erstere  lautet :  »Erreichbar  ist  kein  einziges  Ideal,  am  allerwenigsten 
auf  finanziellem  Gebiete«  und  das  zweite  :  »Je  höher  man  sich  ein 
Ziel  stellt,  desto  grösser  sind  die  Schwierigkeiten«.  Aber  es  ist  — 
so  heisst  es  weiter  —  schöner,  mit  den  Schwierigkeiten  kämpfen, 
als  dieselben  zu  umgehen ! 


DIE  KRANKENVERSICHERUNG  DER 
ARBEITER. 

VON 

Dr.  RICHARD  ZIMMERMANN. 


I.    Allgemeines. 

Die  gesetzliche  Grundlage  der  Krankenversicherung  der  Ar- 
beiterwar für  die  Jahre  1885  bis  1892  das  Gesetz  über  die  Kranken- 
versicherung der  Arbeiter  vom  15.  Juni  1883.  Vom  i.  Januar  1893 
ab  ist  die  Novelle  zum  Krankenversicherungsgesetz  vom  10.  April 
1892  in  Kraft  getreten,  welche  andere  Bestimmungen  über  die 
Statistik  der  Krankenversicherung  bedingte.  Es  rechtfertigt  sich 
sonach  eine  Untersuchung  über  die  Entwicklung  der  Kranken- 
versicherung der  Arbeiter  in  den  Jahren  1885 — 1892  ,  in  der  die 
durch  das  ursprüngliche  Gesetz  erreichten  Ziele  zum  Ausdruck 
kommen  sollen,  späteren  Jahren  würde  unter  der  Herrschaft  der 
Novelle  ein  Vergleich  mit  diesem  Endresultat  gewiss  von  hohem 
Interesse  sein.  Als  Hauptquelle  für  die  weiteren  Ausführungen 
sollen  die  zum  Tabellenwerk  über  die  Krankenversicherung  der 
Arbeiter  im  Jahre  1892  (Bd.  72  der  Statistik  des  deutschen  Reichs. 
Neue  Folge)  in  dankenswerter  Vollständigkeit  und  Trefflichkeit 
gegebenen  Einleitungstabellen  nebst  Text  dienen  ;  an  der  Hand  der 
ausführlichen  Einleitung  wollen  wir  uns  die  wichtigsten  Daten  über  die 
Krankenversicherung  der  Arbeiter  in  den  Jahren  1885 — 1892  vor  Au- 
gen führen. 

Vergegenwärtigen  wir  uns  in  grossen  Zügen  die  Resultate 
der  Krankenversicherung  der  Arbeiter,  so  kann  niemand  ver- 
kennen ,  dass  sie  bedeutende  sind.  Während  nämlich  vor  1883 
in  Deutschland  nur  annähernd  2  Millionen  Arbeiter,  und  recht 
unvollkommen,  gegen  Krankheit  versichert  waren,  sind  heute  in- 
folge der  staatlichen  Zwangsversicherung  etwa  7  Mill.  Arbeiter 
in  relativ  sehr  vollkommener  Weise  gegen  Krankheit  durch  Versi- 
cherung geschützt,  da  nämlich  die  Krankenkassen  jährlich  ungefähr 
100  Mill.  Mark  für  die  Arbeiter  aufwenden.    In  den  folgenden  Zah- 

Zeitschrift  für  die  ges.  Staatswissensch.  1895.  IV.  <^3 
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len  drückt  sich  die  jetzige  Bedeutung  der  Krankenversicherung  für 
die  Arbeiter  seit  1885  und  zugleich  vor  dieser  Zeit  recht  deutlich  aus  : 

1885  1892 


18942  21588 

3727231')        6955049 


I  804  829  2  478  237 

25  301 178         42756026 
66100344        124283 140 


Zahl  der  Krankenkassen      .     . 
»        »    Mitglieder    .... 
»        »    Erkrankungsfälle  . 
»        »    Krankheitstage 
Summe  der  Einnahmen      ....       M. 
>  »    Ausgaben  ausschliesslich 

der  Kapitalanlage    ....        »      52646826  104  468  961 

darunter  für  Krankheitskosten      .     .        »      47  400 121  94258373 

Welch  ein  Abstand  liegt  in  den  Zahlen  von  1885  und  1892, 
und  wie  hat  sich  die  Zahl  der  Kassen,  der  Mitglieder  und  die 
Summe  der  für  die  Erkrankten  aufgewendeten  Kosten  gehoben. 

Die  Hauptabsicht  des  Krankenversicherungsgesetzes  von  1883 
war  gewesen,  die  Arbeiter  in  lokalen  Berufsklassen,  die  soge- 
nannten Ortskrankenkassen  als  Fortsetzung  der  früheren  Zwangs- 
kassen zu  konzentrieren  und  daneben  für  die  ganz  grossen  Fabrik- 
unternehmungen besondere  sogenannte  Betriebskassen  zu  schaffen, 
in  welchen  in  der  Regel  die  Arbeiter  je  einer  Fabrik  sich  be- 
finden. Wo  das  nicht  möglich  sei,  sollte  eine  Gemeinde  als  solche 
die  Krankenversicherung  übernehmen.  Daneben  sollten  die  Knapp- 
schaftskassen, die  Innungskassen ,  die  freien  Hilfskassen  und  die 
sogenannten  landesrechtHch  geordneten  Hilfskassen  fortbestehen, 
sowie  für  vorübergehende  grosse  Bauten  sogenannte  Baukassen 
geschaffen  werden.  So  ungefähr  skizzierte  in  seinen  Vorlesungen  ein- 
mal Professor  Schmoller  die  Einrichtung  der  Krankenkassen.  Wie  im 
einzelnen  ihre  Entwickelung  sich  vollzogen  hat,  und  wie  weit  der 
Gedanke  des  Gesetzgebers  zum  wohlthätigen  Werk  für  unsere  Arbei- 
terklasse geworden  ist,  bleibt  der  weiteren  Schilderung  vorbehalten. 

Einzugehen  haben  wir  hier  nur  auf  einen  Vorwurf,  der  der 
ganzen  Arbeiterversicherung,  also  dem  Krankenkassen-,  dem  Un- 
fall-, dem  Alters-  und  Invaliditätsgesetz  so  häufig  gemacht  wird, 
nämlich ,  dass  der  Charakter  der  Einheitlichkeit  in  ihr  nicht  ge- 
nügend gewahrt  ist.  Hingewiesen  mag  hier  werden,  dass  Deutsch- 
land als  erster  Staat  den  Dienst  der  Arbeiterversicherung  organi- 
sierte, und  dass  nach  einer  gewissen  Probezeit  sicher  dem  Einheits- 
gedanken in  der  Arbeiterversicherung  mehr  Rechnung  getragen 
werden  muss  und  auch  werden  wird.  Vorläufig  sind  noch  nicht 
genügend  Erfahrungen  in  der  Unfallversicherung,  die  eng  mit  der 

i)  Bestand  Anfang  1885, 
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Krankenversicherung  verwachsen  ist ,  und  über  die  noch  junge 
Alters-  und  Invaliditätsversicherung  gesammelt,  und  es  ist  an  uns, 
vorläufig  uns  der  Resultate  derselben  zu  erfreuen.  Im  Jahre  1892 
waren  im  Deutschen  Reich  über  18  Millionen  Menschen  gegen 
10  Mill.  im  Jahre  1888  gegen  Unfall  versichert,  und  die  Ausgaben 
für  die  Unfallversicherung  beliefen  sich  1892  auf  fast  53  Mill.  Mark 
gegen  26,8  Mill.  Mark  im  Jahre  1888.  Die  Ausgaben  der  Versiche- 
rungsanstalten in  der  Invaliditäts-  und  Altersversicherung  betrugen 
1892  fast  27  Mill.  Mark  unter  Ausschluss  der  Zuschusssumme  der 
Renten,  die  das  Reich  zu  übernehmen  hatte.  Gezahlt  waren  an  In- 
validenrenten 1,2,  an  Altersrenten  20,7,  zusammen  21,9  Mill.  Mark. 

Leider  wird  die  Bedeutung  dieser  Summen  als  Aufwendung 
für  die  Arbeiterschaft  des  Reiches  gegen  Krankheit  und  Berufs- 
gefahren von  den  Arbeitern  selbst  nicht  genügend  gewürdigt,  man 
scheint  absichtlich  die  Augen  vor  den  segensreichen  und  immer 
sich  besser  ausgestaltenden  Resultaten  der  Arbeiterversicherung 
schliessen  zu  wollen,  um  nur  nicht  dem  Staat  Dank  wissen  zu  müssen. 

Es  ist  deshalb  eine  unabweisbare  Pflicht ,  in  diesen  allge- 
meinen Aufführungen  die  Wirkungen  der  Arbeiterschutzgesetz- 
gebung in  das  hellste  Licht  zu  rücken.  Wir  sind  überzeugt,  dass 
die  Krankenversicherung  einen  weiteren  Schritt  vorwärts  machen 
würde,  was  uns  übrigens  nur  eine  Frage  der  Zeit  zu  sein  scheint, 
wenn  erst  durch  besondere  Nebenerhebungen  für  jeden  Krankheits- 
fall (etwa  durch  eine  Krankenkarte)  festgestellt  werden  kann,  durch 
welche  Krankheit  der  Patient  unterstützungspflichtig  geworden  ist, 
zu  welcher  Jahreszeit,  in  welchem  Lebensalter,  in  welchem  Beruf, 
zu  welchem  Geschlecht  er  gehört,  und  von  welcher  Dauer  die 
Krankheit  ist.  Ein  wie  reichhaltiges  Material  Hesse  sich  hier  mit 
verhältnismässig  leichter  Mühe  schaffen,  und  wie  wichtige  Schluss- 
folgerungen über  die  Häufigkeit  der  Krankheiten  überhaupt  und  in 
bestimmtem  Lebensalter,  in  den  einzelnen  Berufen,  über  die  Dauer 
gewisser  Krankheiten  würden  sichergeben.  Unsere  bisherige  Me- 
dizinalstatistik würde  auf  einen  ganz  anderen  und  sichereren  Fuss 
gestellt.  Doch  nun  zu  den  Einzelausführungen,  bei  denen  gewisse 
wichtige  Fragen  ihre  besondere  Beantwortung  finden  werden. 

II.    Die  Ausdehnung  und  Bedeutung  der  Kranken- 
kassen-Organisation. 

Von  der  Ausdehnung  und  Bedeutung  der  Kranken-Versiche- 
rung und   ihrer  Entwickelung  seit   1885    kann  man    ein  richtiges 
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Bild  erst  gewinnen,  wenn  man  erstlich  die  Verbreitung  der  einzelnen 
Arten  von  Krankenkassen  in  Deutschland  kennt  und  zweitens  den 
Mitgliederstand  der  Krankenkassen  bei  der  Beurteilung  heranzieht. 
Was  den  ersteren  Punkt  anlangt,  so  ist  von  Wichtigkeit  zu 
wissen,  dass  sich  die  Kassen-,  allerdings  mehr  noch  die  Mitglieder- 
zahl analog  vermehren  musste,  je  mehr  Betriebe  in  den  Bereich 
der  Krankenversicherung  aufgenommen  wurden,  wie  dies  weiter 
unten  bei  den  Ausführungen  über  das  Anwachsen  der  Mitglieder- 
zalil  näher  noch  zur  Erörterung  kommen  soll.  Die  Gesamtzahl 
der  Krankenkassen  betrug  seit  1885; 


Jahr 

Gemeinde- 
kassen 

Orts- 
kassen 

Fabrik- 
kassen 

Bau- 
kassen 

Innungs- 
kassea 

üinge-         Lanaes- 

schrieb.         rechtl. 

Hilfskassen 

Kassen 
überhaupt 

1885 

7125 

3700 

5500 

lOI 

224 

1818 

474 

18942 

1886 

7170 

3747 

5658 

127 

289 

1876 

490 

19357 

1887 

7363 

3763 

5757 

131 

352 

1878 

471 

I9715 

1888 

7852 

3893 

5868 

135 

401 

1853 

466 

20468 

1889 

7926 

4030 

5958 

150 

425 

1866 

467 

20  822 

1890 

801 1 

4119 

6124 

130 

452 

1869 

468 

2  1  173 

189 1 

8145 

4219 

6214 

132 

467 

184I 

450 

21  498 

1892 

8253 

4243 

6316 

123 

471 

1739 

443 

21588 

Ueberall  ist  hiernach  eine  Steigerung  der  Kassen  nicht  zu 
konstatieren,  die  sich  in  der  Gesamtzahl  bemerkbar  macht;  die 
Baukassen  und  die  Hilfskassen  zeigen,  die  ersteren  seit  1890,  die 
letzteren  von  gleich  an  eine  Abnahme  in  der  Anzahl,  die  bei  den 
Baukassen  eine  Folge  der  verminderten  Baulust  und  Baukraft  ist, 
bei  den  Hilfskassen  aber  als  Wirkung  einer  Regierungsmassregel 
erscheint ,  wonach  diese  freien  Kassen  später  den  Nachweis  der 
Verausgabung  von  Geldern  an  Arzt  und  Arznei  zu  führen  hatten, 
welcher  ihnen  anfangs  wegen  der  weiten  Ausdehnung  ihres  Wir- 
kungskreises erlassen  war,  eine  Massregel,  durch  welche  der  Verfüh- 
rung zur  Verausgabung  und  Verabfolgung  von  Krankenkassengeldern 
für  die  Zwecke  des  sozialdemokratischen  Strikefonds  entgegengetre- 
ten werden  sollte.  Berechnet  man,  wieviel  von  100  überhaupt  thätigen 
Kassen  auf  die  einzelnen  Kassenarten  entfielen,  so  zeigt  sich  unserer 
Erwartung  entsprechend,  dass  sich  das  Anteilsverhältnis  der  Einzel- 
kassen an  der  Gesamtzahl  zu  Ungunsten  der  Hilfskassen  wesent- 
lich verschoben  hat.  Die  Eingeschriebenen  und  Landesrechtlichen 
Hilfskassen  sind  von  1885  :  9,6  bezw.  2,5  der  Gesamtzahl  auf  8,1 
bezw.  2,0  im  Jahre  1892  zurückgegangen.  Gesteigert  haben  sich 
in  dem  gleichen  Zeitabschnitt  die  Gemeindekrankenkassen  von 
37,6  auf  38,2  ;  die  Ortskrankenkassen  von  19,5  auf  19,6;  die  Fabrik- 
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krankenkassen  von  29,1  auf  29,3;  die  Baukrankenkassen  von  0,5 
auf  0,6;  die  Innungskrankenkassen  von  1,2  auf  2,2  der  Gesamtzahl, 
so  dass  also  ohne  Zweifel  die  Innungskassen  die  verhältnismässig 
grösste  Vermehrung  aufzuweisen  haben,  was  auf  die  Begünstigung 
des  Innungsgedankens  und  Innungswesens  in  den  letzten  Jahren 
zurückzuführen  ist. 

Die  Tendenz  der  Regierung,  eine  möglichst  ausgedehnte  kor- 
porative, berufliche  Organisation  der  Krankenversicherung,  gegen- 
seitig auf  Selbstverwaltung  begründet,  als  der  rationellsten  anzu- 
streben wegen  der  leichten  Durchführbarkeit,  des  besseren  mora- 
lischen Einflusses  und  der  leichteren  Ausführbarkeit  der  Kontrolle, 
ist  sonach  erst  wenig  über  halb  zur  Durchführung  gelangt,  da  die 
Gemeindekrankenkassen  noch  immer  38,2  Proz.  der  Gesamtzahl 
der  Kassen  ausmachen.  Zuzuschreiben  ist  dieser  noch  massige 
Erfolg  wesentlich  dem  Umstände ,  dass  die  Gemeinde-Kranken- 
versicherung in  Bayern  noch  weit  verbreitet  ist ,  da  hier  eine 
Krankenversicherung  in  der  Gemeinde  bereits  vor  Erlass  des  Reichs- 
gesetzes in  Geltung  war.  So  gehören  von  den  4401  bayrischen 
Krankenkassen  3802  oder  86,4  Proz.  der  Gemeinde-Krankenver- 
sicherung an.  Allerdings  überwiegen  auch  die  letzteren  Kassen 
noch  in  Hessen,  Reuss  j.  L. ,  Mecklenburg-Strelitz ,  Reuss  ä.  L. 
und  in  Lübeck. 

Die  Fabrikkrankenkassen  sind  in  der  Mehrzahl  in  Süddeutsch- 
land, ausser  Bayern,  in  Elsass-Lothringen  (54,1  Proz.),  Baden  52,6 
Proz.),  Württemberg  (52,1  Proz.).  Die  Eingeschriebenen  Hilfskassen 
sind  bedeutend  in  Bremen  (53,8  Proz.)  und  zugleich  mit  den  Lan- 
desrechtlichen auch  in  Hamburg,  die  Ortskrankenkassen  sind  be- 
sonders ausgebildet  in  Schaumburg-Lippe  (45,5  Proz.),  Koburg- 
Gotha  (38,9  Proz.),  Sachsen- Weimar  (34,9Proz.),  Mecklenburg-Strelitz 
(33.3  Proz.),  Preussen  (31,4  Proz.).  Innungskassen  finden  sich  ver- 
hältnismässig stark  vertreten  in  Lübeck  (15,4  Proz.),  Mecklenburg- 
Schwerin  (15,1  Proz.)  und  Bremen  (14,3  Proz.);  bezüglich  der  Bau- 
kassen weist  Waldeck  mit  13,3  Proz.  die  grösste  Zahl  auf.  Ganz 
unvertreten  oder  in  geringer  Zahl  vorhanden  ist  die  Gemeinde- 
krankenversicherung in  Elsass-Lothringen  und  Schaumburg- Lippe, 
Koburg-Gotha,  Bremen,  Württemberg  und  Sachsen-Weimar.  Fabrik- 
krankenkassen sind  in  Mecklenburg-Strelitz  nicht  vorhanden  und 
in  geringer  Prozentzahl  in  Lübeck,  Hessen,  Mecklenburg-Schwerin. 
Das  Hilfskassenwesen  ist  gering  vertreten  in  Bayern,  Mecklenburg- 
Strelitz,  Braunschweig,  Reuss  ä.  L.,  Preussen  und  Schaumburg-Lippe. 
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In  Waldeck  giebt  es  keine  Ortskrankenkassen ,  wenige  Kassen  in 
Bayern,  Lübeck,  Bremen ;  Innungskassen  fehlen  in  Mecklenburg- 
Strelitz ,  Sachsen-Meiningen ,  Schwarzburg-Sondershausen ,  Wald- 
eck, Reuss  j.  L.  und  Schaumburg-Lippe,  in  massiger  Zahl  finden 
sie  sich  in  ganz  Süddeutschland  und   Oldenburg. 

Gehen  wir  in  der  Beurteilung  der  Bedeutung  einiger  dieser 
Kassenzahlen  dazu  über,  die  Mitgliederzahl  der  Kassen  insgesamt 
und  einzeln  uns  anzusehen.  Wir  wissen  es  bereits,  dass  der  Grund- 
gedanke des  Kranken- Versicherungsgesetzes ,  die  berufliche  Or- 
ganisation, sich  doch  bei  61,8  Proz.  der  Gesamtkassenzahl  durch- 
führen Hess.  Untersuchen  wir  nunmehr,  wer  denn  der  Haupt- 
träger der  Krankenversicherung  ist  und  ob  die  sich  ergebende 
Entwickelung  der  Voraussicht  des  Gesetzgebers  entsprochen  hat. 

Es  betrug  die  Zahl  der  Versicherten: 

am  Ende       Gemeinde-  Orts-  Betriebs-  Bau-        Innungs-      „l'ifA"  rechtT         alle  Kas<:en 

d.  Jahres  K.V.  K.K.  K.K.  K.K.  K.K.  ^"^""u?/,  ,       "'=*'"•  *"*  Kassen 

-'  Hilfskassen 

1885  586584       1534888       I  261200       12  115       24879       730722         143785        4294173 

1886  629069       I   701  305       13  14  2 16       12897       32013       731943         148644       4570087 

1887  628985       1909046       1374683       17  311       41700       727127         143374        4842226 

1888  882244    2200937     1459737    26964    50447     752918      143  214     5  5 16  461 

1889  1000  142  2451072  160 1706  21600  57868  792993  145654  6071035 

1890  2056726  2559761  1689977  10834  61554  821403  142573  6342828 

1891  1089506  2685707  1707767  17593  62898  832098  134944  6530513 

1892  1099339  2776591  1693342  16094  61470  749576  117  326  6513738 

Seit  Bestehen  der  Krankenversicherung  ist  die  Zahl  der  Mit- 
glieder um  über  2  Millionen  Personen  in  der  Gesamtheit  gestiegen. 
Am  stärksten  war  die  Vermehrung  bei  den  Innungskassen ,  fast 
doppelt  so  viel  Mitglieder  als  1885  wiesen  im  Jahre  1892  die  Ge- 
meinde- und  Ortskrankenkassen  auf,  gewachsen  ist  die  Mitglieder- 
zahl bei  den  Betriebs-  und  den  Baukrankenkassen,  welch  letztere 
bedeutenden  Schwankungen  in  den  einzelnen  Jahren  unterlagen. 
Die  Eingeschriebenen  Hilfskassen  zeigten  bis  1891  eine  steigende 
Tendenz ,  gingen  aber  1892  fast  auf  das  Niveau  des  Jahres  1885 
herunter,  und  werden  zweifellos  gleich  den  Landesrechtlichen  Kassen 
mehr  und  mehr,  besonders  unter  der  Wirkung  der  1892er  Novelle 
an  Mitgliederzahl  verlieren,  hört  man  doch  schon  von  Auflösungen 
von  Hilfskassen  in  mannigfacher  Zahl,  eine  Entwickelung,  die  sich 
übrigens  wohl  mit  der  Absicht  der  Regierung  völlig  decken  dürfte. 
Die  Landesrechtlichen  Kassen  haben  seit  1885  fast  durchweg  ein 
Sinken  der  Mitgliederzahl  erkennen  lassen.  Die  starke  Zunahme  der 
Versicherten  allgemein  seit  1885  hat  wesentlich  seinen  Grund  in  der 
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weiteren  Ausdehnung  des  Gesetzes  auf  die  Angestellten  in  den 
Schififahrts-  und  Fuhrwerksbetrieben  seit  i.  JuH  1886  und  der  Unter- 
werfung der  in  landwirtschaftHchen  und  forstwirtschaftlichen  Be- 
trieben beschäftigten  Personen  seit  1889  unter  die  Wirksamkeit 
der  Krankenversicherung. 

Die  Krankenversicherungs-Statistik  hat  sich  indessen  daran 
gewöhnt,  nicht  mit  den  Zahlen  der  Mitglieder  am  Schlüsse  des 
Jahres  oder  auch  am  Anfang  desselben  zu  rechnen,  weil  der  Be- 
stand fortwährenden  und  erheblichen  Schwankungen  unterliegt. 
Für  die  ersten  Jahre  1885/86  hat  man  übrigens  die  Häufigkeit  des 
Ein-  und  Austretens  bei  den  Kassenarten  beobachten  können, 
und  kann  der  häufige  Wechsel  der  Arbeitsstelle,  als  dessen  Folge 
sich  der  häufige  Wechsel  in  der  Kasse  ergeben  hat,  als  ein  Zeichen 
für  die  Wichtigkeit  aufgeführt  werden,  welche  eine  allgemeine  Or- 
ganisierung des  Arbeitsnachweises  für  den  ganzen  Arbeiterstand 
in  sich  schliessen  würde.  Man  hat  unter  Beobachtung  einer  ge- 
wissen Berechnungsform  sich  dazu  verstanden,  der  besseren  Ein- 
heitlichkeit und  Gleichmässigkeit  wegen  zu  Durchschnittszahlen  zu 
greifen,  die  übrigens  seit  1889 — 92  immer  erheblicher  die  Mitglie- 
derzahl am  Jahresschluss  übertraf,  ein  Beweis  dafür ,  dass  sich, 
wenn  man  sich  von  der  Zahl  der  Krankenversicherten  einen  Rück- 
schlussauf den  Umfang  der  Arbeitsgelegenheit  erlauben  darf,  »der 
Unterschied  in  der  Arbeitsnachfrage  in  verschiedenen  Jahresteilen 
von  Jahr  zu  Jahr  vergrössert  hat.«  Wie  sich  die  Arbeitsgelegen- 
heit hinsichtlich  der  einzelnen  Kassen  und  der  Berufe  auf  die  ein- 
zelnen Monate  verteilt,  lässt  sich,  so  zweckmässig  es  auch  wäre, 
leider  nicht  erkennen. 

Wenn  wir  neben  den  Bemerkungen  über  die  Durchschnitts- 
zahl der  Mitglieder  im  allgemeinen  die  Durchschnittszahl  für  die 
verschiedenen  Kassen  des  Jahres  1892  noch  mit  in  Betracht  ziehen, 
so  ergiebt  sich  folgendes  Zahlenbild  : 

Kassenarten  : 

Gemeinde-K.V. 

Orts-K.K. 

Betriebs-K.K. 

Bau- 

Innungs-     » 

Eingeschriebene  Hilfskassen 

Landesrechtliche  > 

Summe     20981        100,0  6955049        100,0 


Durchschnittszahl  der  Kassen 

Durchschnittl.Zahld. 

Versicherten 

absolut 

in  Proz. 

absolut 

in  Proz. 

7802 

37,2 

I  179845 

17,0 

4220 

20,1 

2  998  378 

43.1 

6257 

29,8 

I  742  838 

25,1 

103 

0,5 

29743 

0,4 

469 

2,2 

764II 

1,1 

1697 

8,1 

796  340 

11,4 

433 

2,1 

I  3  1  494 

1.9 
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Die  Hauptträger  der  Versicherung  sind  nach  der  Kassenzahl 
die  Gemeinde-Kranken-Versicherung,  weiter  die  Betriebs-  und  dann 
die  Ortskrankenkassen,  nach  der  MitgHederzahl,  was  natürhch  von 
grösster  Bedeutung  ist,  aber  die  Ortskrankenkassen,  dann  folgen 
die  Betriebskrankenkassen  und  weiter  erst  die  Gemeinde-Kranken- 
Versicherung ,  nach  ihr  aber  die  übrigen  Kassen.  Diese  letztere 
Reihenfolge  dürfte  der  Absicht  der  Gesetzgeber  nicht  ganz  ent- 
sprechen, da  die  Entwickelung  der  Gemeinde-Krankenversicherung 
eine  immerhin  noch  zu  grosse  ist  gegenüber  den  Innungs-  und 
Baukrankenkassen.  Etwas  günstiger  stellt  sich  die  Entwickelung 
dar,  wenn  man  sie  nach  der  Durchschnittsgrösse  einer  Kasse  be- 
urteilt, die  für  alle  Kassenarten  zusammengefasst  übrigens  331,5 
Mitglieder  im  Jahre  1892  gegen  329,2  im  Jahre  1891  und  319,9  im 
Jahre  1890  betrug.     Es  kamen  für  die  Einzelkassen 


auf  eine 

1885 

1886 

J.TX   1    l  g 
1887 

1   L  ^  U.  ^  i 

1888 

1111     j 
1889 

1890 

189I 

1892 

Gemeinde-K.V. 

83.5 

87.7 

85,7 

112,2 

139,9 

144.8 

150,9 

151.2 

Orts-K.K. 

415.6 

455,1 

508,5 

587.0 

638,3 

675.7 

693.6 

710,5 

Betriebs-K.K. 

230,4 

234.1 

240,2 

247,1 

262,0 

276,9 

280,8 

278,5 

Bau-           » 

146,0 

122,8 

176,6 

248,9 

300,  I 

266,6 

248,1 

288,8 

Innungs-    » 

III, I 

111,2 

119,1 

141,4 

150,6 

166,2 

169,0 

162,9 

Eingeschrieb.  Hilfskasse 

404,8 

397.1 

395.6 

409,0 

425.5 

441.4 

464,8 

469.3 

LandesrechÜ.          » 

303.3 

310,3 

307.7 

310,0 

312,9 

313.8 

31 1.4 

303.7 

Alle  Kassen  zusammen      228,7     237,6     247,4     280,4     306,2     319,9     329,2     331,5 

Die  Ortskrankenkassen  zeigen  den  höchsten  Stand  überhaupt 
und  neben  den  eingeschriebenen  Hilfskassen  und  denen  der  Ge- 
meinde-Krankenversicherung den  höchsten  Mitgliederstand  über- 
haupt im  Jahre  1892,  während  die  übrigen  Kassen  schon  in  früheren 
Jahren  einen  höheren  Durchschnittsbestand  aufwiesen ,  was  aber 
nicht  hindert,  zu  betonen,  dass  augenscheinlich  die  Vergrösserung 
der  Mitgliederzahl  der  Grundzug  der  ganzen  Kassenentwickelung  ist. 

Daher  stehen  wir  nicht  an  zu  behaupten,  dass  alles  nach  dem 
Krankenversicherungsgesetz  von  1883  Erreichbare  im  grossen  und 
ganzen  sich  erfüllt  hat,  und  hoffen,  dass  das  noch  Fehlende  in 
der  weiteren  Entwickelung  nicht  ausbleiben  möge.  Es  erübrigt 
aber  noch,  einen  Punkt  zu  erwähnen,  der  nicht  so  günstig  beurteilt 
werden  kann.  Betrachtet  man  nämlich  die  Beteiligung  des  weib- 
lichen Geschlechts  im  Vergleich  zum  männlichen  an  der  Versiche- 
rung, so  ergiebt  sich,  dass  in  den  letzten  Jahren  die  weibliche  Mit- 
gliederzahl unverhältnismässig  stark  gegenüber  der  männlichen  ge- 
wachsen ist.   Die  durchschnittliche  Mitgliederzahl  der  männlichen 
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Versicherten  stieg  nämlich  1889  von  4948  537  auf  5  510  521  im  Jahre 
1892,  also  wie  100 :  113,3,  die  der  weiblichen  im  gleichen  Zeitraum  von 
1 195  662  auf  1 444  528  oder  wie  100 :  120,8.  Auf  100  Männer  aber  tre- 
ten dadurch  Frauen  1889:  24,2;  1890:  24,9;  1891 :  25,7;  1892:  26,2. 
Nach  Einzelkassen  beobachtet  zeigt  sich  die  immerhin  noch  erfreu- 
hche  Thatsache,  dass  die  Grossindustrie  wohl  nicht  mehr  weibliche 
Personen  beschäftigt,  als  bei  Beginn  der  Versicherung,  dass  das 
Mehr  zumeist  auf  die  Gemeinde-Krankenversicherung,  auf  die  Orts-, 
Baukrankenkassen  und  die  Eingeschriebenen  llilfskassen  entfällt. 
Eine  weitere  Beurteilung  in  der  Entwickelung  der  Kranken- 
versicherung wird  uns  eine  übersichtliche  Zusammenstellung  über 
die  Leistungen  der  einzelnen  Kassen  geben.  Wir  wenden  uns 
daher  dieser  zu. 

III.  Die  Leistungen  der  Krankenkassen. 

Will  man  ein  richtiges  Bild  über  die  Leistungen  der  Kranken- 
kassen gewinnen,  so  muss  man  feststellen,  was  die  einzelnen  Kassen 
als  Beitrag  erheben  und  was  sie  als  Krankengeld  etc.  gewähren. 
Je  längere  Zeit  nämlich  die  Unterstützungspflicht  der  einzelnen 
Kassen  dauert  und  je  geringere  Beiträge  relativ  sie  erheben  und 
doch  reichlich  Krankenunterstützung  gewähren,  desto  besser  wird 
das  Urteil  über  die  Leistungen  der  Krankenkassen  zu  lauten  haben. 

Als  Massstab  der  Beiträge  soll  uns  das  Verhältnis  derselben 
zum  Lohne  dienen,  wie  es  die  folgende  Uebersicht  bietet: 

von  je  100  Krankenkassenversicherungen  erhoben  Beiträge : 
bis  2  Prozent  des  Lohnes  über  2   Prozent  des  Lohnes 

Gemeinde-i)    Orts-    Betriebs-      Bau-      Innungs-       Gemeinde-    Orts-    Betriebs-      Bau-    Innungs- 
Kran  k  e  n  k  a  s  s  e  n  Krankenkassen 


1885 

100 

63.4 

47,8 

23.8 

85.7 

— 

36,6 

52.2 

76,2 

14,3 

1886 

109 

54>4 

37.3 

21,2 

82,0 

— 

45.6 

62,7 

78,8 

18,0 

1887 

99.9 

51.1 

39;7 

26,0 

82,4 

0,1 

48,9 

60,3 

74.0 

17.6 

1888 

100 

50.7 

42.3 

25,2 

79.1 

— 

49.3 

57,7 

74.8 

20,9 

1889 

100 

50,0 

42,9 

31.3 

80,0 

— 

50.0 

57.1 

68,7 

20,0 

1890 

100 

47.2 

43.5 

28,5 

79.8 

— 

52,8 

56,5 

71.5 

20,2 

189 1 

100 

45.2 

43.9 

25.8 

78,4 

— 

54,8 

56,1 

74.2 

21,6 

1892 

100 

42,2 

43.6 

30,1 

77.7 

— 

57.8 

56.4 

69.9 

22,3 

Bei  den  5  Kassenarten  zeigt  sich  deutHch,  dass  das  Prozent- 
verhältnis der  Beiträge  zum  Lohne  von  188 5/ 1892  gestiegen  ist. 
Die  Kassen   zusammen    betrachtet,    hat    die  Zahl    derselben    mit 

i)  Davon  1885:  0,5;  1886:  3,8;    1887:  5,4;  1888:  6,4;    1889:  8,6;  1890:  9,7; 
1891 :   11,6;  1892:  14,2  über  1,5  Proz. 
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nur  1V2  Prozent  Beitrag  vom  Lohn  von  8935  im  Jahre  1885 
auf  8891  im  Jahre  1892  abgenommen ,  gleichzeitig  hat  die  Zahl 
der  I  V2 — 2  Proz.  erhebenden  Kassen  von  3362  auf  4306,  also  um 
28,1  Proz.,  die  der  2 — 3  Proz.  fordernden  von  4204  auf  5767 
(37,2  Proz.),  die  der  mehr  als  3  bis  4V2  Proz.  erhebenden  von  128 
auf  442  (245,3  Proz.)  zugenommen. 

Die  entsprechenden  Angaben  liefern  uns  die  beiden  Hilfskas- 
senarten  nicht,  wir  müssen  uns  hier  bescheiden ,  unsere  Schluss- 
folgerungen mit  Berechnungen  über  die  Höhe  der  Beiträge  und  Ein- 
trittsgelder, welche  auf  ein  Mitglied  kamen,  zu  machen. 

Beiträge  und  Eintrittsgelder  pro  Mitglied  bei  den 
Eingeschriebenen  Landesrechtlichen 

Hilfskassen, 
welche   dem  §  75  entsprechen: 

I5>4  I3;7 

14,4  i3>7 

i5»o  i3>8 

15.9  14,4 

15.6  14,4 

16,4  14,9 

16,8  15,2 

Auch  hier  zeigt  sich  demnach  die  charakteristische  Erhöhung 
der  Sätze,  wie  wir  sie  bei  den  5  vorherbesprochenen  Kassenarten 
sahen.  Erklärlich  würde  dieselbe  sein,  wenn  nachzuweisen  wäre, 
dass  entweder  die  statutenmässige  Dauer  der  Krankenunterstützung 
eine  höhere  geworden  wäre  oder  andererseits  vielleicht  das  Prozent- 
verhältnis des  Krankengeldes  zum  Lohne  sich  gesteigert  hätte. 
Hinsichtlich  der  statutenmässigen  Dauer  der  Krankenunterstützung 
haben  die  Gemeindekassen  13  Wochen  zu  leisten,  die  übrigen  Kassen 
können  darüber  hinaus  die  Ausdehnung  der  Krankenunterstützung 
selbst  bestimmen.  Sehen  wir  nun ,  wie  sich  die  statutenmässige 
Dauer  der  Krankenunterstützung  in  Wochen  bei  den  überhaupt 
thätig  gewesenen  Kassen  stellt. 


886 


891 
892 


In    den 

Gemeinde- 
Kr.-Vers. 

Orts-Krankenkassen 

Betriebs.  (Fabrik-) 
Krankenkassen 

Bau- Krankenkassen 

über 

über 

über 

über     .., 

über 

über    ... 

Jahren 

13 

13 

13 

26 

über 

13 

26      ut)er 

13 

13 

26      "^^"^ 

bis 

bis 

52 

13 

bis 

bis        52 

bis 

bis        52 

26 

52 

26 

52    1 

26 

5« 

1885 

7125 

2842 

734 

123 

I 

4332 

897 

265 

6 

lOI 

— 

— 

— 

1886 

7170 

2909 

700 

130 

8 

4001 

II4I 

478 

38 

124 

3 

— 

— 

1887 

7363 

2981 

647 

128 

7 

4194 

II  05 

421 

37 

127 

4 

— 

— 

1888 

7852 

3115 

650 

127 

I 

4063I1153 

644 

8 

131 

4 

— 

— 

1889 

7926 

32561651 

I  2  I  1     2 

4208 

II  76 

559 

15 

143 

7 

— 

— 

1890 

8  oii 

3318 

666 

131I    4 

4281 

1238 

581 

24 

124 

6 

— 

— 

189 1 

8145 

3419 

665 

135 

— 

4324 

1295 

625 

— 

125 

2 

5 

— 

1892 

8253 

3461 

657 

125 

— 

4393 

131I 

612 

— 

118 

— 

5 

— 
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Hiernach  gehen  die  Gemeindekrankenkassen  nicht  über  das 
Mindestmass  hinaus,  diesen  am  nächsten  kommen  die  Baukranken- 
kassen, dann  die  Innungskrankenkassen.  Die  Orts-  und  die  Be- 
triebskrankenkassen halten  sich  auf  ihrem  Niveau,  übersteigen  es 
teilweise  ein  wenig,  die  langdauernd  unterstützenden  Kassen  sind 
bei  beiden  Kassenarten  seit  1891  verschwunden,  bei  den  Baukassen 
waren  sie  nie  vorhanden,  bei  den  Innungskassen  bestehen  sie  seit 
1888  nicht  mehr.  Die  Hilfskassen  zeigen  hier  gleichfalls  einen  Rück- 
gang, doch  stechen  sie  hinsichtlich  ihrer  Unterstützungsdauer  über 
13  Wochen  hinaus  sehr  günstig  gegen  die  übrigen  Kassen  ab,  eine 
Folge  der  freieren  Organisation  der  Kassen.  Beachtenswert  aber 
bleibt,  dass  durchschnittHch  die  Hilfskassen  mit  ihrer  Unterstütz- 
ungsdauer im  Heruntergehen  begriffen  sind,  dasselbe  ist  von  den 
Orts-  und  den  Innungskassen  zu  sagen,  wenn  auch  in  geringerer 
Merkbarkeit,  während  Betriebs-  und  Baukassen  die  Tendenz  haben, 
ihre  Unterstützungspflicht  zu  erhöhen.  Setzt  man  nämlich,  um 
messbare  Resultate  zu  haben,  die  Unterstützung  von  13 — 26  Wochen 
auf  einheitlich  25,  die  von  26 — 52  Wochen  auf  45,  die  über  52  Wo- 
chen auf  100  fest  nach  gemachten  Erfahrungen,  so  findet  man  fol- 
gende Uebersicht  über  die  durchschnittliche  Unterstützungsdauer 
in  Wochen  für  die  Jahre  1885 — 1892: 

Gemeinde-  Kr.  Vers. 

Orts-Krankenkasse 

Betriebs-(Fabrik-)Kr.K. 

Bau-Krankenkasse 

Innungs-Krankenkasse 

Eingeschrieb.  1    Hilfs- 

Landesrechtl.  j  kassen 

Alle  Kassenarten  zus.        17,1    17,9    17,6    17,5     17,2    17,1     17,0    16,8       17,3 

Somit  haben  im  grossen  und  ganzen  die  verschiedenen  Kassen- 
arten, wennschon  die  Uebersicht  auf  unbedingte  Genauigkeit  wegen 


1885 

1886 

1887 

1888 

1889 

1890 

189  I 

1892 

1885/92 

durchseht! 

i3>o 

i3>o 

13-0 

13.0 

13,0 

13.0 

13.0 

13.0 

13.0 

iö,5 

16,5 

16,3 

16,1 

IS,9 

16,0 

i,S,9 

iS,8 

16,1 

16,6 

18,7 

18,2 

19,0 

18,6 

18,8 

18,7 

18,6 

18,4 

i3>o 

13.3 

13-4 

13.4 

13,6 

13,6 

14.4 

14,3 

13-6 

16,7 

17,0 

16,4 

16,2 

16,1 

16,0 

16,1 

I.S.9 

16,3 

30,7 

31.5 

30,9 

31.4 

28,6 

27,1 

27.3 

26,9 

29.3 

39.1 

40,6 

40,6 

3«,6 

37.0 

36.3 

36,0 

36,0 

37.8 

Innungs- 

Eingeschriebene 

Landesrechtliche 

In    den 

irankenkassen 

Hilfskassen 

Hilfskassen 

über 

über 

über      über 

über 

über 

Jahren 

13 

13 

26 

über 

11 

13           26 

über 

13 

26 

über 

bis 

bis 

52 

*^ 

bis         bis 

52 

13 

bis 

bis 

5» 

26 

52 

26           52 

1     26 

54 

1885 

172 

42 

10 

— 

582 

661    !    470 

105 

95 

142        181 

56 

1886 

220 

56 

12 

I 

584 

689       472 

131 

108 

134       176 

72 

1887 

273 

70 

8     !        1 

616 

696 

435 

131 

96 

132      177  1  66 

1888 

312 

;     79 

10  1  - 

616 

690 

431 

116 

100 

130      185  1   51 

1889 

332 

1    ^3 

10    ]    — 

655 

687 

450 

74 

100 

142 

183    1    42 

1890 

356 

1    86 

10  1  _ 

685 

718 

414 

52 

100 

139 

194  1  35 

189 1 

363 

95 

9    '    - 

661 

706       424 

50 

93 

136 

191    !    30 

1892 

372 

90 

9 

— 

637 

655 

410 

37 

102 

128 

r8o 

33 
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des  gewählten  Massstabes  nicht  Anspruch  machen  kann ,  keine 
Erhöhung  in  der  Dauer  der  Krankenunterstützung  gezeigt,  welche 
übrigens  bei  längerer  Krankheit  in  vielen  Fällen  eine  Ermässigung 
insofern  erleidet,  als  die  Leistungen  erniedrigt  werden  bezw,  der 
Fürtbezug  in  derselben  Höhe  an  gewisse  schärfere  Bestimmungen, 
(längere  Mitgliedschaft,  gute  Finanzlage  der  Kasse)  geknüpft  ist. 
Desto  erfreulicher  berührt  es  uns,  gleich  vorweg  als  Resultat 
nehmen  zu  können,  dass  aber  das  Prozentverhältnis  der  Kranken- 
geldsätze zum  Lohne  im  Laufe  der  Jahre  gestiegen  ist.  Das  Verhältnis 
des  Krankengeldes  zum  Lohne  beträgt  bei  den  Gemeindekranken- 
versicherungen 50  Proz.  des  ortsüblichen  Tagelohnes  gewöhnlicher 
Tagelöhner,  bei  den  Orts-  und  Innungskassen  50  und  mehr  Proz. 
vom  durchschnittlichen  Tagelohn,  bei  den  Bau-  und  Betriebskassen 
mindestens  50  Proz.  vom  wirklichen  Arbeitsverdienst.  Die  Hilfs- 
kassen haben  hier  wieder  freie  Hand,  und  man  kann  hier  wie  aus 
den  Krankheitskosten  (Ausgaben  für  Arzt  und  Arznei,  Kranken- 
geld und  für  Krankenanstalten)  pro  Krankheitstag  auf  die  Erhöhung 
der  Krankengelder  schliessen.  Auf  einen  Krankheitstag  kamen  Ko- 
sten in  Mark  : 

bei  den  Eingeschrieb.  Hilfskassen,      bei  den  Landesrecht!.  Hilfskassen, 
welche  dem  §  75  entsprechen: 

1885  1,78  1,55 

1886  1,75  1,64 

1887  1,76  1,65 

1888  1,81  1,71 

1889  1,85  1,80 

1890  1,92  1,85 

1891  1,97  1,85 

1892  1,98  1,95 

Bei  den  übrigen  Krankenkassen  stellt  sich  die  Zahl  der  Kassen 
nach  dem  Verhältnis  des  Krankengeldes  zum  Lohne  in  relativen 
Zahlen  folgendermassen : 


In 

den 

Jahren 


Gemeinde 
Krankenversicherung 


50  "/o 
(und 

darun- 
ter) 


über 

50 
bis 

.66'^/3 


über 
66% 

bis 

75 


mehr 
als 
75 


einschl.!  einschl. 


Orts-Krankenkassen 


50  »/o 
(und 
darun- 
ter) 


über 

50 

bis 


über 

66'^/3 

bis 


I  66^8        75 
I  einschl.  einschl. 


mehr 
als 
75 


Betriebs-  (Fabrik-) 
Krankenkassen 


50  7o 
(und 
darun- 
ter) 


über 

50 

bis 

66V3 

einschl. 


über 

66V3 

bis 

75 
einschl. 


mehr 
als 
79 

7o 


Von  je  100  Kassen  der  betr.  Art  zahlten 


1888 

100,0 

0,0 

0,0 

— 

92,1 

5.7 

2,2 

— 

89,8 

7,5 

2,6 

1889 

100,0 

0,0 

0,0 

— 

91,0 

6,3 

2,6 

0, 1 

88,9 

7,8 

3,2 

1890 

100,0 

0,0 

0,0 

0,0 

90,0 

6,9 

3,0 

0, 1 

86,0 

9,1 

3,9 

1891 

100,0 

0,0 

— 

— 

89,9 

7,2 

2,9 

— 

85,3 

10,2 

4,5 

1892 

99.9 

0,1 

— 

— 

89-7 

7.3 

3,0 

— 

84,5 

10,5 

4,9 

0,1 

0,1 

0,2 

0,1 
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Diese  5  Kassenarten  zusammen  betrachtet,  nahm  die  Zahl  der 
von  1888  auf  1892  das  Krankengeld  bis  zum  halben  Lohn  ent- 
richtenden Kassen  von  17  179  auf  17902  (4,2  Prozent),  der  bis 
"^1%  gewährenden  aber  von  705  auf  1037  (47)^  Prozent),  und  der 
mehr  als  '^/s  bewilligenden  Kassen  von  265  auf  467  (76,2  Prozent) 
zu.  Die  Zahl  der  Krankenkassen  mit  dem  geringsten  Satze  nimmt 
bei  den  Bau-,  Betriebs-  und  Innungskassen  von  Jahr  zu  Jahr  ab, 
die  über  V2  des  Lohnes  bewilligenden  ständig  zu. 

Wenn  wir  im  Vorhergehenden  uns  über  die  Länge  der  Unter- 
stützungspflicht und  die  Höhe  des  Krankengeldes  allgemein  Klar- 
heit verschafften,  so  müssen  wir  uns  nun  mit  den  Kosten  beschäf- 
tigen, die  thatsächlich  für  die  Krankheiten  der  Arbeiter  aufgewen- 
det sind,  als  den  Summen,  welche  den  grössten  Theil  der  Aus- 
gaben der  Krankenversicherung  ausmachen. 

Es  kann  uns  nach  den  Resultaten  unserer  bisherigen  Unter- 
suchungen natürlich  nicht  Wunder  nehmen,  dass  die  Gesamtsummen 
der  Krankheitskosten  von  Jahr  zu  Jahr  angewachsen  sind,  dies  er- 
klärt sich  durch  den  grossen  Zuwachs  an  Mitgliedern ;  auch  über- 
raschen darf  es  nicht  mehr,  dass  die  Vergleichung  der  Krankheits- 
kosten z.  B.  in  den  3  Jahren  1890,  1891,  1892  (analog  natürlich  im 
Vergleich  mit  den  früheren)  relativ  zur  Mitgliederzahl  ein  stetiges 
Anwachsen  der  Krankheitskosten  zeigt,  und  zwar  bei  jeder  einzelnen 
Kassenart.  Erklären  lässt  sich  diese  Erscheinung  durch  die  schon 
geschilderte  Tendenz  zur  Erhöhung  des  Krankengeldsatzes  pro 
Tag,  und  sie  findet  auch  ihre  Begründung  in  dem  ganz  ausnahmslosen 
Anwachsen  der  Krankengeld-Tage  relativ  zur  Mitgliederzahl. 

Die  Uebersicht  auf  Seite  684  illustriert  das  Anwachsen  der 
Krankheitstage ,  für  welche  .  Krankengeld  an  Mitglieder  gezahlt 
wurde. 


In 

den 
Jahren 


Bau-Krankenkassen 


50  «/o 
(und 

darun- 
ter) 


über 

50 

bis 

66V3 

einschl. 


über 

66^3 

bis 

75 

einschl. 


mehr 
als 

75 

«/o 


Innungs-Krankenkassen 


50  0/0 
(und 

darun- 
ter) 


über 

50 

bis 

66V3 

einschl. 


über 
66V3 
bis 

75 
einschl. 


mehr 
als 

75 
"/o 


Zusamihen 


50  °/o 
(und 

darun- 
ter) 


über 
50 

bis 
66^/3 


über 
66^3 

bis 

75 


einschl.  einschl. 


mehr 
als 

75 

»/o 


Krankengeld  in  obenbezeichneter  Höhe 


1888 

96,3 

0,7 

3.0 

— 

86,0 

10,0 

3,0 

1,0 

94,6 

3,9 

1,4 

1889 

96,7 

1.3 

2,0 

— 

85,2 

10,6 

4,0 

0,2 

94,1 

4,1 

1,7 

1890 

93,9 

2,3 

3,8 

— 

84,7 

10,8 

3,8 

0,7 

93,1 

4,7 

2,1 

1891 

96,2 

1,5 

2.3 

— 

82,9 

11,8 

5,3 

— 

92,5 

5,2 

2,3 

1892 

96,8 

0,8 

2,4 

— 

82,8 

12,3 

4,9 

-~ 

92,2 

5,3 

2,4 

0,1 
0,1 
0,1 

0,1 
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In 

Gemeinde- 

Orts- 

Betriebs- 

Bau- 

Innungs- 

Einge- 

Landes- 

Alle 

den 

Kranken- 
Versiche- 

Kranken- 

Kranken- 

Kranken- 

Kranken- 

schriebene 

rechtliche 

Kassen 

Jahren 

rung 

Kassen 

Kassen 

Kassen 

Kassen 

Hilfskassen 

zusammen. 

bei    allen    thä 

tig    gewesenen    Kassen 

1885 

2  540  0 16 

8677928 

8  035  990 

144  313 

120  015 

4801  276 

98 1  640 

25 301 178 

18S6 

2  642  986 

9  400  898 

7933051 

165  292 

148257 

4991333 

999  620 

26281437 

1SS7 

2  798  589 

10255  106 

7  882  527 

174357 

1 90  1 92 

4  834  597 

977  337 

27  112  705 

1S88 

3  048  449 

1 1  796  929 

8417511 

238  140 

232  472 

4870591 

924  678 

29  528  770 

1889 

3  965  469 

13753560 

9  034  0 14 

305  449 

264377 

5191551 

9  14  262 

33  428  682 

1890 

4  605  862 

16  336 271 

10784966 

2 17  304 

338  604 

5881013 

I  0 12  669 

39176689 

1891 

4825017 

I  7  462  2  10 

10878086 

189  108 

381 881 

6  097  407 

964  91 1 

40  798  620 

1892 

5  "  7  405 

18630823 

1 1  236  269 

229350 

403  067    6  202  069 

937  043 

42  756026 

Zus. 

29  543  793 

106  313725 

74  202  414 

I  663  313 

2  07886542  869837 

7  712  160 

264  384  107 

11,2  °/o 

40,2  % 

28,1  °/o 

0,6  "/o 

0,8  o/o 

16,2  o/o 

2,9  0/0 

100 

Auf  je  100  Mitglieder  des  durchschnittlichen  Mitgliederstandes 
kamen  Krankheitstage,  für  die  Krankengeld  gezahlt  wurde : 


Ge- 

meinde- 

Orts- 
Kr.K. 

Be- 

triebs- 

Bau- 
Kr.K. 

In- 
nungs- 

Einge- 
schrieb. 

Landes- 
recht!. 

Alle 
Kassen 

Kr.V. 

Kr.K. 

Kr.K. 

Hilfskassen 

zus. 

1888 

395.4 

531.2 

586,7 

831.9 

419.4 

653.6 

647.1 

547,0 

1889 

386,5 

540,8 

585.2 

820,9 

418,1 

660,3 

631,1 

544.1 

1890 

418,2 

594.9 

644.4 

747.8 

454,9 

725.6 

700,0 

595,4 

I89I 

413.4 

602,1 

628,7 

692,9 

489,2 

727,2 

694.8 

593,0 

1892 

433.7 

621,4 

644,7 

771.1 

527.5 

778,8 

712,6 

614,7 

im 
Mittel 

409.4 

578,1 

617,9 

772,9 

461,8 

709,1 

677,1 

578,8 

Doch  nun  zu  den  Krankheitskosten  mit  ihrer  erklärlichen  Ver- 
schiedenheit in  der  Höhe  der  Leistungen  der  einzelnen  Kassenarten, 
aber  der  Tendenz  zur  Erhöhung  des  Krankengeldsatzes  allgemein 
von  Jahr  zu  Jahr ;  es  betrug  die  Gesammtsumme  und  die  Vertei- 
lung auf  I  Mitglied : 

im  Jahre  auf  i  Mitglied 

1891  1892  M. 

1000  M.  1000  M.  1890       1891       1892 

89166,1  94258,4  12,77     12,96     13,55 


1890 
1000  M. 


überhaupt 80  040,0 

davon  verausgabt  durch: 

Gemeinde-Kr.V 8162,4  8570,0  9128,6 

Orts-Kr.K 32  696,0  35  468,9  38  036,4 

Betriebs-Kr.K 27  984,  i  29  284,7  30  723.4 

Bau-Kr.K 545.8  484,4  573.7 

Innungs-Kr.K 722,0  798,2  849,8 

Eingeschriebene  H.K.    .     .  1 1  874,9  '  2  600,3  1 2  904,4 

Landesrechtliche  H.K.  .     .  2  054,8  i  959,6  2  042,  i 


7.41  7,34  7.74 

11,91  12,23  12,69 

16,72  16,92  17,63 

18,78  17,75  19,29 

9,70  10,23  11,12 

14,65  15,03  16,20 

14,20  14,11  15,53 

was  Alles   versteht 
Es 


Was  sind  nun  Krankheitskosten,  besser 
man  unter  diesem  Begriff?  Das  muss  jetzt  klar  gestellt  werden 
werden  unter  Krankheitskosten  die  Summen  verstanden,  welche  für 
Krankengeld,  Arzt,  Arzneien,  Verpflegung  in  Krankenanstalten, 
Sterbegeld  und  Unterstützung  an  Wöchnerinnen  (bei  den  Gemeinde- 
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kassen  kommen  die  beiden  letzteren  Ausgaben  nicht  vor)  gezahlt 
werden.  Zerlegt  man  die  Krankheitskosten,  so  kommen  auf  je  lOoM.: 

Verpflegung  in  Krankenhäusern  i  1,06  M. 

Sterbegeld  3,77    » 

Unterstützung  an  Wöclinerinnen  1,29    »  ; 

aber  die  Verteilung  auf  die  einzelnen  Kassenarten  zeigt  folgende 
Verschiebung : 

Von  je  100  M.  der  Krankheitskosten  kommen  auf: 


Krankengeld 

46,63  M. 

Arzt 

20,23    * 

Arznei 

17,02    » 

Arznei 
und 

Kran- 

Unter. 
Stützung 

Sterbe- 

VerpHe- 
gungs- 

Arzt 

sonstige 

an 

kosten 

Heil- 

kengeld 

Wöchne- 

geld 

an 

mittel 

rinnen 

Anstalten 

bei 

den  Gemeinde-Kr.V. 

29,62 

19,40 

30,89 



— 

20,09 

» 

»     Orts-Kr.K. 

20,25 

18,52 

42,57 

1.55 

3,39 

13.72 

» 

»    Betriebs-Kr.K. 

23.98 

20,28 

41,91 

1.97 

4,63 

7,23 

■» 

»    Bau-           » 

22,91 

11,73 

37,54 

0,07 

1,27 

26,48 

» 

»     Innungs-      -^ 

19.47 

14.85 

38,77 

0,41 

3,22 

23,28 

V 

»     Eingeschr.  H.K. 

6,56 

5.23 

77,72 

0,08 

4,73 

5,68 

" 

»     Landesrecht!.  H.K. 

7.35 

6,13 

73.24 

0,34 

9.66 

3.28 

Den  Hauptteil  der  Ausgaben  bilden  naturgemäss  die  Kranken- 
geldsummen, und  in  erhöhtem  Masse  bei  den  Hilfskassen,  weil  hier 
ja  an  die  Stelle  freier  ärztlicher  Behandlung  und  Arznei  ein  um 
die  Hälfte  des  Mindestmasses  erhöhtes  Krankengeld  treten  konnte, 
was  die  Novelle  vom  10.  April  1892  bekanntlich  geändert  hat.  Bei 
den  Hilfskassen,  speziell  den  Landesrechtlichen,  macht  das  Sterbe- 
geld eine  hohe  Prozentquote  aus ,  eine  Folge  der  früheren  Um- 
wandlung dieser  Kassen  aus  reinen  Sterbekassen. 


IV.   Die  Gegenleistungen  im  Vergleich  zu  den 
Leistungen. 

Wir  kennen  die  Leistungen  der  Krankenkassen,  wir  wissen, 
dass  die  grösseren  Beiträge  nicht  eine  Erhöhung  der  Unterstütz- 
ungsdauer bedingten,  wohl  aber  eine  beträchtliche  Erhöhung  des 
Krankengeldes  zur  Folge  hatten,  dass  sich  diese  darin  aussprach, 
dass  trotz  erheblich  vermehrter  Anzahl  der  Krankengeldtage  über 
die  Erwartung  hinaus  doch  die  Krankheitskosten  (die  Aufwen- 
dungen für  die  Kranken)  gegen  früher  bedeutend  höhere  geworden 
sind ;  bemerken  nunmehr,  dass  die  Hauptausgaben  der  Kassen,  welche 
in  den  Krankheitskosten  bestehen,  1892  :  94  258  373  M.  gegen  1891: 
89 166  091 M.  betrugen,  und  können  nun  auch  hieraus  und  aus  den  Bei- 
trags- und  Eintrittsgeldern  berechnen,  was  die  Kassen  den  Versicher- 
ten gewähren,  und  was  diese  hierfür  zu  zahlen  haben.  Zu  berück- 
sichtigen bleibt  hierbei,  dass  bei  den  Kassen,  exkl.  den  Hilfskassen, 
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nur  '^/s  in  Ansatz  zu  bringen  sind ,  weil  die  Arbeitgeber  Vs  zu 
zahlen  haben.  Es  stellten  sich  die  Beiträge  der  Arbeitgeber  1892 
auf  27 62 5700  M.,  1891  auf  26630731  M.;  die  Beiträge  und  Eintritts- 
gelder der  Arbeitnehmer  1892  auf  71652099M.,  1891  auf  70 126  896  M., 
so  dass  eine  Differenz  zwischen  den  Krankheitskosten  und  den  Bei- 
trägen der  Arbeitnehmer  zu  Gunsten  der  ersteren  entsteht,  von  1892 : 
22606274  M.,  1891:  19039  195  M.  Auf  einen  Versicherten  ver- 
teilen sich  hiernach  Kranhkeitskosten  und  Beitragszahlung,  wie  folgt: 

1892  1891 

Krankheitskosten I3>55  M.  12,96  M. 

von   dem  Versicherten  gezahlte 

Beiträge  und  Eintrittsgelder  10,30     »  10,19     » 

mithin  von  ihm  mehr  empfangen        3,25  M,  2,77  M. 

Dieses  Plus,  von  Jahr  zu  Jahr  gewachsen,  kommt  zum  gröss- 
ten  Teil  den  Orts-  und  Betriebs-Kassen  zu  Gute,  relativ  indessen 
haben  den  grössten  Mehrempfang  die  Baukassen,  dem  folgen  Be- 
triebs-, Orts-,  Gemeinde-Kassen.  Die  Reihenfolge  nach  beiden 
Richtungen  hin  geben  folgende  Uebersichten  für  1892 : 


. 

Beiträge  der 

Differenz  : 

Krankheits- 

Beiträge 

der 

Arbeitgeber 

Arbeitneh- 

Krankheitskost. 

kosten 

mer  und 
Eintrittsgeld 

betrag,  mehr  -f-, 
weniger  — 

M. 

M. 

M. 

M. 

Gemeinde-Kranken- Vers. 

9128638 

2  770005 

5  540  009 

+  3  588  629 

Orts-Krankenkassen 

38  036  346 

13977548 

28  815  610 

-f    9  220  736 

Betriebs-        » 

30  723  409 

10  360  771 

20824217 

+  9  899  1 92 

Bau- 

573  735 

196  I  13 

392751 

-j-      1 80  984 

Innungs-        » 

849  807 

321353 

664  425 

+      185382 

Eingeschriebene  Hilfskassen 

12  904  392 

— 

13  416  093 

—     5"  701 

Landesrechtliche          » 

2  042  046 

— 

I  998  994 

+       43  052 

Auf  I  Versicherten  berechnen  sich  für  das  Jahr  1892 : 


in  den 


Bau-Krankenkassen 
Betriebs-  »  ,  . 
Orts-  j.     ,     . 

Gemeinde-  »  .  . 
Innungs-  »  .  . 
Landesrechtlichen  1 
Eingeschriebenen  j 


d"     K      kh  't        ^^^  Beiträge  der  -f-  Mehr-Empfang 

ran       1   -     Arbeitsnehmer  u.  —  Mehrleistung 

kosten  Eintrittsgelder  der  Versicherten 

in    Mark 


Hilfskassen 


19,29 

17,63 
12,69 

7.74 
1 1,12 

15.53 
16,20 


13,20 

11,95 

9,61 

4,70 

8,70 

15.20 

16,85 


+  6,09 
+  5.68 
+  3.08 
+  3.04 
+  2,42 
+  0,33 
—  0.65 


Wenn  wir  nun  noch  mit  einigen  Worten  die  Leistungen  der 
Krankenversicherung  zusammenfassen,  so  müssen  wir  bezeugen,  dass 
vor  Allem  die  Arbeitnehmer  sich  von  denselben  überaus  befriedigt 
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erklaren  können,  dass  ihnen  überall,  wo  die  Unzufriedenheit  sich  in 
ihren  Kreisen  breit  macht,  diese  Resultate  vor  Augen  geführt  werden 
müssten,  damit  sie  erkennen,  was  die  Regierung  für  sie  Gutes  ge- 
than  und  unterscheiden  lernen  zwischen  den  Resultaten  der  Wohl- 
thaten,  welche  ihnen  der  Staat  gewährt  und  den  gehässigen  Kritiken 
ihrer  Führer,  deren  Bestreben  darauf  hinausgeht,  diese  Sorge  um 
das  Wohl  der  arbeitenden  Klassen  zu  bespötteln,  als  für  die  Katze« 
hinzustellen.  Es  ist  eine  Summe  von  fast  100  Mill.  Mark,  die  all- 
jährlich an  Krankheitskosten  *)  infolge  der  Krankenversicherung  für 
die  Arbeiter  aufgewandt  wird,  das  sollte  doch  jedem  Arbeiter  zu 
denken  geben. 

V.  S  c  h  1  u  s  s. 
Damit  wir  aber  einen  Ueberblick  erhalten ,  wie  sich  die 
Krankheitskosten  zu  den  anderen  Ausgaben  der  Kassen  verhalten, 
die  Beiträge  und  Eintrittsgelder  zu  der  Gesamtheit  der  Einnah- 
men ,  mögen  zum  Schluss  noch  einige  orientierende  Zahlen  über 
die  finanziellen  Verhältnisse  der  Kassen  folgen.  1892  waren, 
wie  wir  sahen,  21588  Kassen  thätig,  und  diese  vereinnahmten 
124283 140  M.  und  verausgabten  117 194666  M.,  so  dass  dem  Reserve- 
fonds eine  ganz  hübsche  Summe  zufliessen  konnte.  Es  machten  die 
Einnahmen  und  Ausgaben  folgende  Prozente  der  Gesamtsumme  aus: 

Einnahmen:  Ausgaben: 

Baarer  Kassenbestand.     .     .     .        5,5  °/o      Aerztliche  Behandlung      .     .     .      16,3^/0 

Zinsen  und  Kapitalien      .     .     .        2,2    »       Arznei 13,7   i- 

Eintrittsgelder 1,0   »        ^^       ,  ,  ,    )    an  Mitgheder  .      37,0   » 

,       .  ,    .      ,  ,  Krankengeld    \  .        ,  .  .  \ 

Beiträge    der  Arbeitnehmer  und  )    an  Angenonge       0,6   » 

Arbeitgeber 79i  i   »        Unterstützung  an  Wöchnerinnen        1,0   » 

Gesetzlich  zu  leistende  Vorschüsse        1,0    -        Sterbegelder 3,0  » 

Ersatzleistungen    Dritter   für   ge-  Kur-  und  Verpflegungskosten  an 

währte    Krankenunterstützung        1,0  »            Krankenanstalten      ....       8,9   » 
Aus  verkauften  Wertpapieren  etc.        7,5    »        Ersatzleistungen  an  Dritte     .  0,3    » 
Aufgenommene  Darlehen       .     .       0,9   »        Zurückgezahlte  Vorschüsse    .     .       0,6   » 
Sonstige  Einnahmen     ....        1,7                         '"              Beiträge  u.  Ein- 
trittsgelder        0,2   » 

Angekaufte  Wertpapiere  .     .     .     10,9    > 
Zurückgezahlte  Darlehen  .     .     .       0,8   » 

Verwaltungskosten 5,3   » 

Sonstige  Ausgaben i,3  » 

i)  Krankheitskosten  1885 — 1892:  555,6  Mill.  Mark;  darunter  260,3  Mill.  M. 
Krankengeld  an  Mitglieder;  3,9  Mill.  M.  an  Angehörige;  7,2  Mill.  M.  Unterstützung 
an  Wöchnerinnen  ;  22,8  Mill.  M.  Sterbegeld  und  59,5  Mill.  M.  Kur-  und  Verpflegungs- 
kosten an  Krankenanstalten;  111,3  Mill.  M.  ^ür  ärztliche  Behandlung  und  90,6  Mill.  M. 
für  Arznei  und  Heilmittel. 
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Das  Uebervviegen  der  Einnahmen  über  die  Ausgaben,  welches 
man  alle  Jahre  verfolgen  kann,  hat  es  ermöglicht,  ein  ganz  bedeuten- 
des Vermögen  anzusammeln.  Der  Vermögensstand  betrug  Ende  1892 
Aktiva:  70884741^.(1891:  7005019 M.)  in  baaremGelde,  82  291916M. 
(189 1 :  79137758  M.)  in  Hypotheken,  Wertpapieren,  Sparkassen- 
büchern, Bankeinlagen,  inSumma  89380390M.  (1891 :  86 142 777  M.). 
Da  noch  161  619  M.  (1891  ;  199  199  M.)  Ersatzforderungen  gegen 
Gemeinden,  Berufsgenossenschaften,  Arbeitgeber  vorhanden  waren 
und  die  Passiva  4040047  M.  (1891 :  3490218  M.)  betrugen,  so 
stelltsichdas  Vermögen  auf:  85  501962  M.  Ende  1892,  82  851  758  M. 
Ende  1891.  Es  kamen  auf  ein  Mitglied  von  diesem  Vermögen 
Ende  1892:  12,29  M.,  Ende  1891 :  12,04  M.,  vom  Reservefonds 
allein   10,74  bezw.  10,38  M. 


DIE  VERSICHERUNG  GEGEN  ARBEITS- 
LOSIGKEIT. 

VON 

Dr.  FREIHERRN  OTTO  v.  BOENIGK. 


Die  Frage  nach  den  Grenzen  der  Wirksamkeit  des  Staates 
ist  seit  dem  Verfall  der  festen  Ständegliederung  fortwährend  be- 
sprochen und  sowohl  durch  die  Praxis  seit  der  französischen  Revo- 
lution, als  auch  durch  die  Wissenschaft  seit  Wilhelm  von  Humboldt  in 
der  verschiedensten  Weise  beantwortet  worden.  Heut  hat  jene 
Frage  kaum  mehr  irgend  welche  prinzipielle  Bedeutung,  da  die  An- 
sichten nun  nicht  mehr  essentiell,  sondern  nur  graduell  auseinander 
gehen.  Die  ökonomische  Entwicklung,  das  Elend  des  Arbeiter- 
Standes  führte  allgemein  zu  der  Einsicht,  dass  der  Staat  nicht  nur, 
wie  Ferdinand  Lassall  sich  charakteristisch  ausdrückte ,  Nacht- 
wächterdienste verrichten  solle.  Jene  bedeutungsvolle  Botschaft, 
welche  die  väterliche  Hand  unseres  grossen  Kaisers  am  17.  Nov. 
1881  unterschrieb,  w^ar  das  endgiltige  Todesurteil  des  staatlichen 
Liberalismus,  denn  sie  stellt  klar  und  unumwunden  das  Postulat 
auf,  die  Gesellschaftshilfe  müsse  ein  Recht  werden.  Wer  arbeits- 
unfähig ist,  den  müsse  die  Gesellschaft  schützen  und  stützen.  Merk- 
würdigerweise aber  ging  man  der  Verwirklichung  dieses  Zieles  zu- 
nächst in  der  Form  entgegen,  dass  man  die  Kranken,  Invaliden, 
Alten,  von  einem  körperlichen  Unfall  Betroffenen  vom  sicheren 
Untergang  zu  erretten  suchte,  während  die  nächstliegende  Art  der 
Arbeitslosigkeit,  die  bei  gesunden  Gliedern  und  frischem  Können 
gänzlich  unbeachtet  noch  weiter  alljährlich  ihre  Opfer  fordern 
durfte.    Lujo  Brentano  bezeichnete  schon  1879  *)  die  »Versicherung 


i)  Lujo  Brentano,    Die  Arbeiter- Versicherung    gemäss  der  heutigen   Wirtschafts- 
ordnung.    Leipzig  1879. 
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gegen  Arbeitslosigkeit«  als  den  Punkt,  um  den  sich  die  ganze  Sozial- 
politik drehe,  doch  blieb  seine  Mahnung  unbeachtet,  bis  in  der 
allerjüngsten  Zeit  die  Arbeiter-Bewegung  wieder  auf  die  grosse  Lücke 
energisch  hinweist. 

Die  früher  oft  gehörte  »vulgär-ökonomische «  Phrase,  dass  der, 
welcher  wirklich  arbeiten  wolle,  auch  Arbeit  finden  werde,  verblasst 
und  verschwindet  mehr  und  mehr  angesichts  der  in  jedem  Winter 
wiederkehrenden  Vornahme  umfassender  »Notstands-Arbeiten«,  an- 
gesichts der  durch  die  Zeitungen  bekannt  werdenden  Selbstmorde 
erwerbsfähiger  Menschen,  der  Demonstrationen  arbeitsloser  Heere 
und  nicht  zuletzt  der  sprechenden  Bilder  des  Grossstadt-Lebens. 
Die  wirtschaftlichen  Verhältnisse  bringen^  wie  die  Dinge  nun  einmal 
heut  liegen,  es  leider  mit  sich,  dass  der  Arbeiter  trotz  Jugendkraft, 
Fähigkeit  und  Arbeitslust  in  bitterste  Not  gerät  —  weil  er  keine 
Beschäftigung  findet ').  Der  Notstand  ist  klar,  und  er  muss,  mag  er 
von  geringer  oder  bedeutender  Ausdehnung  sein,  bekämpft  werden. 
Von  den  bereits  bestehenden  Bildungen  in  den  Berufsgenossen- 
schaften abgesehen,  gab  es  auf  der  ganzen  Erde  keine  Möglichkeit 
für  die  Arbeiter  ^) ,  sich  vor  den  Folgen  der  Arbeitslosigkeit  zu 
schützen ;  jetzt  beginnt  man  an's  Werk  zu  gehen  ^) :  die  Schweiz  hat  in 
verschiedenen  Kantonen  mutig  den  Anfang  gemacht,  unterstützt  von 
rührigen  Männern,  wie  Georg  Adler,  dessen  Thätigkeit  dort  von  gros- 
sem Einflüsse  auf  die  Gestaltung  der  Praxis  geworden  ist ;  in  Deutsch- 
land freilich  ist  man  noch  sehr  zurück,  doch  mehren  sich  neuerdings  die 


i)  Siehe  L.  Brentano,  am  angegebenen  Orte  p.  200  ff.     —   Vgl.  Faiszi,  S.  17  ff. 

2)  Auch  für  gewisse  Klassen  von  kaufmännischen  Angestellten  bietet  sich  keine 
Gelegenheit,  da  diesbezügliche  Versicherung,  selbst  wo  sie  von  einigen  Anstalten  ver- 
sprochen wird,  doch  nur  in  ganz  sicheren  Fällen  zur  Durchführung  gelangt.  S.  Oesterr. 
Vers.Ztg.  1894,  S.  8  über  die  Norddeutsche  Versicherun gs-  und  Rentenbank  in  Hamburg. 

3)  Die  vorliegende  Litteratur  ist  gering  :  Vor  allen  sind  zu  nennen  Georg  Adler'% 
Schriften;  i)  Die  Aufgaben  des  Staates  angesichts  der  Arbeitslosigkeit.  Akademische 
Antrittsrede.  Tübingen  1894 ;  2)  Die  Versicherung  der  Arbeiter  gegen  Arbeitslosigkeit 
im  Kanton  Basel-Land.  1895  >  ferner  yohn  Schikowski ,  Ueber  Arbeitslosigkeit  und 
Arbeitslosen-Statistik.  Leipzig  1894  und  Zur  Methodik  der  Arbeitslosenstatistik 
von  demselben.  Leipzig  1895.  —  Aufsätze  von  G.  Adler  ,  Scharr  er  ,  Schär  tlin  in 
»Schweizerische  Blätter  fürWirtschafts-  und  Sozialpolitik«. 
1893  ff-  —  Notizen  im  Sozialpolitischen  Zentralblatt  bezw.  in  der  Sozialen  Praxis. 
—  Miszellen  in  »Jahrbücher  für  Nationalökonomie  und  Stati- 
stik, III.  Folge,  Bd.  VIII,  S.  265,  Jena  1894  und  neuerdings  1895,  L  Bd.  S.  107  ff. 
(Max  von  Hechel)  sowie  1895,  2.  Heft  (Rud.  Grätzer) ;  dort  noch  mehr  Litteraturan- 
gaben.  —  Hans  Hall ,  Die  Versicherung  gegen  Stellenlosigkeit  im  Handelsgewerbe. 
München    1894   (Separat    aus    "Bayerische   Handelszeitung«);    desselben 
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Anzeichen  ^),  dass  das  beregte  Thema  in  den  nächsten  Jahren  in  den 
Vordergrund  zu  treten  berufen  ist.  Leider  lässt  man  den  Druck 
der  Massen  erst  immer  eine  solche  Stärke  erreichen,  dass  die  Ein- 
richtung von  Anstalten,  welche  den  Arbeitern  zu  Gute  kommen, 
immer  als  ein  erzwungenes  Zugeständnis  angesehen  wird  ,  eine 
Lässigkeit,  welche  naturgemäss  der  Sozial-Demokratie  neue  Scha- 
ren zuführt,  und  es  droht  zur  Zeit  das  Wort  vom  »langsamen 
Tempo«  in  der  Sozialpolitik  zu  einem  Schlagwort  zu  werden, 
welches  die  berufenen  Kreise  von  der  Erfüllung  so  klar  liegender 
Verpflichtungen  wegbannt ;  es  kann  die  Arbeitslosigkeit  daher  nicht 
oft  genug  beleuchtet  werden,  und  ich  will  auf  den  folgenden  Seiten 
den  Versuch  machen,  das  eine  der  zum  Ziel  vorgeschlagenen  Mittel: 
die  Versicherung  auf  ihren  Wert  für  die  Lösung  der  Frage  hin  zu 
prüfen,  weil  die  Leistungsfähigkeit  des  Versicherungs-Prinzips  hier- 
bei vielfach  überschätzt  wird,  eine  spätere  Entäuschung  aber  leicht 
zu  dem  Umschwenken  zu  dem  ebenso  wenig  berechtigten  Gegen- 
teil, der  völligen  Verwerfung  der  Versicherung  führen  kann  ;  dann 
aber,  weil  meiner  Ansicht  nach  in  der  bisherigen  Arbeit  der  Zusam- 
menhang dieses  Zweiges  mit  dem  gesamten  Versicherungswesen 
nicht  genug  berücksichtigt  ist. 

Zerlegt  man  die  Bevölkerung  eines  Landes  in  einen  arbeiten- 
den und  einen  nicht  arbeitenden  Teil,  so  wäre  es  sehr  bequem, 
den  Begriff  »arbeitslos«  als  mit  der  letzten  der  beiden  Gruppen 
identisch  zu  betrachten ;  jedoch  ein  Blick  auf  die  so  vereinigte, 
bunt  zusammengewürfelte  Gesellschaft   würde    zu    der  Erkenntnis 


Verfassers  Aufsatz  »Die  Versicherung  gegen  Arbeitslosigkeit«  in  »Assekuranz- 
Jahrbuch«,  herausgegeben  von  A.  Ehrenzweig.  XVI.  Bd.  Wien  1895  (beschäftigt 
sich  nur  mit  kaufmänn.  Stellenlosigkeit).  —  Maiaja  in  Böhm-Bawerk's  Zeitschrift  für 
Volkswirtschaft ,  Sozialpolitik  und  Verwaltung.  Wien  1894.  —  Zacher  in  »Deut- 
sches Wochenblatt«,  herausg.  von  O.  Arendt.  Berlin  1893.  —  Herkner,  Die 
Arbeiterfrage.  1894.  —  C.  0.  Schmidt,  Die  allgemeine  Arbeitslosigkeit,  ihre  Ursachen 
und  Beseitigung.  Berlin  1895.  —  Geoffrey  Drage,  The  unemployed.  London  1894. 
—  Faiszt,  Rudolf,  Versicherung  gegen  unverschuldete  Arbeitslosigkeit.  (Evangelisch- 
soziale Zeitfragen.  2.  Reihe,  9.  Heft).  Leipzig  1894,  —  F.  Schotthöefer  in  der  »Ge- 
genwart« 1895,  S.  193  ff.  —  E.  Hirschberg ,  Die  Massnahmen  gegenüber  der  Ar- 
beitslosigkeit (Volkswirtschaftliche  Zeitfragen,  Heft  125)  Berlin  1894.  —  Oesterreich. 
Versicherungszeitung,  herausg.  von  A.  Ehrenzweig,  Wien,  z.  B.  vom  24.  XIL  1892, 
vom  14.  L  1893,  vom  28.  VIL  1894,  vom  4.  VHI.  1894,  29.  VIL  1893  u.  5.  VIIL  1893. 
i)  So  hielt  Prof.  Krieg  aus  Kaiserslautern  in  Speier  am  21.  VIIL  1893  vor  den 
Vertretern  des  Generalverbandes  evangelischer  Arbeitervereine  Deutschlands  einen  län- 
geren Vortrag  über  Arbeitslosen- Versicherung ;  zu  bestimmten  Massnahmen  kam  es  da- 
mals jedoch  nicht. 
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genügen,  dass  für  unser,  der  Arbeiter  frage  angehörendes  Pro- 
blem eine  derartige  Begriffsbestimmung  unbrauchbar  wäre :  Kinder 
und  Greise,  Kranke  und  Invalide,  Strikende  und  Arbeitscheue, 
Rentiers  und  Vagabunden  —  sie  alle  als  »Arbeitslose«  zu  bezeich- 
nen, verbietet  der  moderne  Sprachgebrauch  wie  die  Notwendig- 
keit, eine  bestimmte  Gruppe  aus  all  den  genannten  Menschen 
begrifflich  zu  fassen.  Als  arbeitslos  im  Sinne  der  mo- 
dernen Sozialpolitik  müssen  diejenigen  Men- 
schen gelten,  welche  sich  durch  ihre  Arbeit  er- 
nähren müssen,  aber  trotz  Fähigkeit  undWillen 
keine  entsprechende  Beschäftigung  finden  kön- 
nen. —  Diese  Art  der  Arbeitslosigkeit  kann  es  nur  sein ,  mit 
welcher  sich  die  Sozialpolitiker  beschäftigen  wollen,  und  ihr  allein 
gelten  die  nachfolgenden  Ausführungen. 

Wollen  wir  ihr  zu  Leibe  gehen,  so  ist  es  wichtig,  zu  erfahren, 
auf  welche  Weise  sie  entstanden  ist;  dabei  sieht  man,  wie  verschie- 
dener Natur  die  Gründe  der  Arbeitslosigkeit  sein  können.  John 
Schikozvski  hat  sie  zu  klassifizieren  versucht ,  ich  verweise  daher 
auf  dessen  genauere  Ausführungen  und  beschränke  mich  hier  auf 
die  kurze  Zergliederung,  welche  für  spätere  Erörterung  sich  not- 
wendig erweist :  danach  stellen  sich  als  Gründe  der  Arbeitslosigkeit 
denjenigen,  welche  einer  Beeinflussung  durch  Menschen  ausgesetzt 
sind,  die  anderen  entgegen,  welche  nicht  wesentlich  von  dem  mensch- 
lichen Willen  abhängig  sind  —  ein  Unterscheidungsmerkmal,  wel- 
ches z.  B.,  wie  weiter  unten  auszuführen  sein  wird,  für  das  gesamte 
Versicherungswesen  von  grosser  Bedeutung  ist.  Als  ein  der  erst- 
genannten Gruppe  angehörender  Grund  der  Arbeitslosigkeit  sei 
hier  der  angeführt,  dass  die  Arbeitsuchenden  nicht  wissen,  wo  sie 
Arbeit  finden:  hier  kann  der  Mensch  durch  Begründung  von  Nach- 
weise-Anstalten einen  sehr  wesentlichen  Einfluss  ausüben  (ebenso 
Lehrlingszüchterei,  Zuzug  vom  Land  u.  s.  w.),  während  der  zuletzt 
genannten  Gruppe  der  Fall  der  Absatzkrisen  angehört,  welche  dem 
Willen  der  Menschen  meist  völlig  entzogen  sind  und  ein  starkes 
Kontingent  zur  Arbeitslosen-Armee  stellen  ^). 

Beim  Festhalten  dieses  Gedankens  erkennt  man,  wie  verfehlt 
es  ist ,  die  Arbeitslosigkeit  durch  Bekämpfung  ihrer  Gründe  aus 
der  Welt  schaffen  zu  wollen,  da  es  doch  gänzlich  ausserhalb  des 
Machtbereichs  der  Menschen  liegt,  manchem  derselben  zu  begeg- 

i)  Die  Unterscheidung  ist  im  Einzelfalle  schwer,  man  denke  an  die  Arbeitslosig- 
keit infolge  grösseren  Maschinengebrauchs. 
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nen.  Hier  hat  schon  Karl  Marx  auf  die  Thatsache  hingewiesen, 
dass  in  der  heutigen  Wirtschaftsordnung  gerade  die  Ware  den 
Menschen  beherrscht  und  nicht  umgekehrt  der  Mensch  die  Ware ; 
daher  ist  die  industrielle  Reserve-Armee,  welche  doch  die  infolge 
von  Arbeitskrisen  arbeitslos  Gewordenen  aufnimmt,  ein  chronisches 
Uebel  der  modernen  Volkswirtschaft,  gegen  welches  kein  sozial- 
politisches Kraut  gewachsen  ist.  —  Andererseits  freilich  glaube 
ich  nicht,  dass  die  »Arbeitslosigkeit  infolge  von  Arbeitskrisen« 
die  einzige  (was  Max  v.  Heckel  zu  glauben  scheint  '))  oder  auch 
nur  die  charakteristische  Form  der  Arbeitslosigkeit  sei,  wie  G.  Adler 
betont  ^) ;  sagt  uns  doch  schon  die  spärliche  Statistik,  die  uns  bis- 
her zu  Gebote  steht ,  dass  die  Saison- Arbeit  einen  sehr  grossen 
Teil  der  Arbeitslosen  stellt.  Wenn  man  auch  gegenüber  Georg 
Adler  zugeben  würde,  Absatzkrisen  seien  »die  Unmöglichkeit,  ent- 
weder die  produzierten  Warenmassen  auch  nur  annähernd  zu  den 
bisherigen  Preisen  abzusetzen ,  oder  überhaupt ,  das  Gewerbe  im 
alten  Umfange  fortzusetzen«  —  so  könnte  man  die  Saison  Arbeits- 
losigkeit wegen  ihrer  regelmässigen  Widerkehr  doch  nicht  darunter 
begreifen.  Würde  man  nur  den  Sommer  als  Produktionsperiode  an- 
rechnen, so  würde  sich  allerdings  ein  grosses  Schwanken  in  der 
Produktionsziffer  ergeben,  allein  eine  derartige  Berechnung  erscheint 
als  unzulässig,  da  man  als  Produktionsperiode  doch  immer  ein 
Jahr  wird  in  Ansatz  bringen  müssen;  bei  einer  Vergleichung  der 
Jahresproduktionen  treten  aber  die  Saison-Schwankungen  nicht 
hervor,  es  kann  also  von  keiner  Krise  gesprochen  werden.  —  Ein 
weiterer  nicht  zu  unterschätzender  Grund  der  Arbeitslosigkeit  liegt 
in  dem  beständigen  Zuzug  vom  Lande  zur  Stadt,  von  der  kleinen 
zur  grossen  Stadt,  eine  neuerdings  wieder  für  einen  Einzelfall  von 
Otto  Amman  schlagend  bewiesene  Thatsache  ^),  bei  welcher  doch  von 
einer  Absatzkrise  in  irgend  welchem  Sinne  keine  Rede  sein  kann.  Eben- 
sowenig kann  das  statthaben  bei  der  nur  aus  der  unverhältnismässi- 
gen Bevölkerungszunahme  hervorgehenden  Arbeitslosigkeit.  Dass 
eine  solche  in  Ländern  mit  starker  Bevölkerungsvermehrung  eintreten 
kann  und  muss,  wenn  der  »wirtschaftliche  Aufschwung«  nicht  glei- 
chen Schritt  hält,  liegt  auf  der  Hand,  allein  auf  dieses  bedingte 
Zugeständnis  nun  die  Behauptung  gründen  zu  wollen,  als  sei  die 
Beschränkung  der  Vermehrung  ein  Mittel  gegen  die  Arbeitslosigkeit, 

i)  Jahrb.  für  National-Oekonomie.    1895,  I,  S.  107. 

2)  Aufgaben  des  Staates.     S.   3. 

3)  Otto  Ammon,  Die  natürliche  Auslese  beim  Menschen.    Jena  1894. 
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wäre  nicht  gerechtfertigt.  Leider  hat  Maltlms  nur  zu  recht,  wenn 
er  sagt:  »Ein  Mensch  .  .  .  hat,  wenn  seine  Familie  ihn  nicht  er- 
nähren, noch  die  Gesellschaft  seine  Arbeit  gebrauchen  kann,  nicht 
das  mindeste  Recht,  irgendwelche  Nahrungsmittel  zu  fordern  und 
er  ist  wirklich  überflüssig  auf  der  Erde  .  .  .  Die  Natur  gebietet  ihm, 
sich  wieder  zu  entfernen  .  .  .«  —  aber  dieser  wunde  Punkt,  dieses 
Fehlen  eines  Rechtstitels  ist  ja  gerade  der  Inhalt  der  ganzen  Ar- 
beitslosenfrage;  man  will  ein  solches  Recht  festlegen,  da  man  er- 
kennt, dass  die  Gründe  der  Arbeitslosigkeit  unausrottbar  sind;  der 
Malthusianismus  wird  die  Behauptung  nicht  widerlegen  können, 
dass  die  Zunahme  der  Bevölkerung  keineswegs  immer  der  Grund 
der  Arbeitslosigkeit  ist,  diese  daher  durchaus  nicht  verschwinden 
würde,  wenn  die  Vermehrung  eine  geringere  wäre.  Doch  das 
nur  nebenbei. 

Aus  dem  Gesagten  ist  wohl  das  klar  geworden,  dass  nur  eine 
von  Staats  wegen  eingeführte  Regelung  von  Produktion  und  Kon- 
sumtion die  Kraft  der  Krisen,  die  Kraft  der  Arbeitslosigkeit  brechen 
kann,  und  da  mit  einer  solchen  Neuordnung  zur  Zeit  noch  nicht  zu 
rechnen  ist,  so  muss  man  die  Hoffnung,  alle  Gründe  der  Arbeits- 
losigkeit beseitigen  zu  können,  als  gescheitert  betrachten  und  aufge- 
ben. Die  uns  zugänglichen  Quellen  freilich  werden  wir  sicher  verstop- 
fen, im  übrigen  aber  nach  Mitteln  suchen  müssen,  welche  die  Folgen 
jenes  unvermeidlichen  Uebels  möglichst  abzuwenden  geeignet  sind. 

Diese  P'olgen  sind  mannigfacher  Art,  und  ich  kann  von  all 
den  tiefgehenden  Gefahren ,  welche  die  Arbeitslosigkeit  mit  sich 
bringt ,  nur  die  einer  kurzen  Betrachtung  hier  würdigen  ,  welche 
für  Begründung  und  Verständnis  der  weiteren  Ausführungen  von  Be- 
deutung sind.  —  In  erster  Linie  verliert  der  Arbeiter  mit  seiner 
Beschäftigung  die  Mittel  zu  seinem  Lebensunterhalt ;  das  Missliche 
seiner  Lage  wird  ihm  bei  der  Arbeitssuche  erst  recht  zum  Bewusst- 
sein  gebracht:  wenn  er  müde  und  abgehetzt  abends  zu  den  Sei- 
nigen zurückkehrt,  überall  nach  langem,  bescheidenem  Warten  hart 
abgewiesen,  —  wird  er  leicht  den  Mut  verlieren  und  sich  jenem 
fünften  Stande ,  dem  der  Arbeitsscheuen  anschliessen.  Die  aus 
strammer  Arbeit  entspringende  Befriedigung  wird  der  Gewohnheit 
an  ein  dolce  far  niente  Platz  machen,  das  den  Unglücklichen  bald 
dem  Branntwein,  das  heisst  dem  Verbrechen  und  seine  Familie 
dem  wirtschaftlichen  Ruin  rettungslos  entgegentreibt,  es  sei  denn, 
dass  eine  Tochter  durch  das  lachende  Elend  der  Prostitution  die 
Bedürfnisse  der  Ihrigen  zu  befriedigen  gewillt  ist. 
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Sind  dies  die  Gefahren,  die  den  Arbeiter  selbst  bedrohen,  so 
leidet  andererseits  die  gesamte  Gesellschaft  unter  derselben :  so 
werden,  um  gleich  den  angesponnenen  Faden  weiter  zu  führen,  die 
Söhne  der  bemittelten  Stände  leichter  durch  den  grosseren  Umfang 
der  Hurenzunft  zur  Unsittlichkeit  verleitet  werden,  und  die  Ver- 
seuchung ergreift  psychisch  und  physisch  immer  weitere  Kreise. 
Ein  sehr  grosser  Teil  der  unehelichen  Kinder  nennen  Prostituierte 
Mutter,  und  die  armen  Dinger  werden,  wenn  ihrer  nicht  so  viele 
früh  stürben  ,  sobald  sie  herangewachsen  sind  ,  nicht  weit  vom 
Stamme  fallen.  Dann  aber  bedeutet  die  Arbeitslosigkeit  für  den 
Arbeiterstand  als  Gesamtheit  eine  grosse  Gefahr :  das  Vorhanden- 
sein einer  Reserve-Armee,  und  die  Grösse  derselben  bedingt  in- 
folge der  Konkurrenz  (»ehernes  Lohngesetz«)  die  Höhe  des  Lohnes 
und  die  ganze  Lage  des  Arbeiterstandes.  Die  jetzt  mächtig  im  Gange 
befindliche  Bewegung  zu  Gunsten  der  arbeitenden  Klassen  erblickt 
hier  ein  recht  schwer  zu  überwältigendes  Hindernis,  was  der  Sozial- 
demokrat C.  O.  Schmidt,  S.  20  auch  hervorhebt.  --  Die  Summe 
all  dieser  starken  Schäden  lässt  sich  für  unsere  weiteren  Zwecke 
passend  zerteilen  in 

i)  rein  materielle  Schäden, 

2)  nicht  rein  materielle  Schäden,  also  die  sittlichen  u.  s.  w.  — 
eine  Scheidung,  welche  ich  genau  im  Auge  behalten  wissen  möchte. 

Diesen  Gefahren  zu  begegnen ,  hat  man  die  verschiedensten 
Gebiete  des  wirtschaftlichen  Schutzes  angerufen:  Einige  wollten 
auf  dem  Wege  der  M  e  i  d  u  n  g  Abhilfe  schaffen ,  indem  sie  die 
Quellen  der  Arbeitslosigkeit  zu  verstopfen  suchen  ;  andere  wollen 
die  bereits  eingetretene  Arbeitslosigkeit  durch  Beschaffung  von 
Arbeitsgelegenheit  unterdrücken;  noch  andere  endlich  nehmen 
die  Arbeitslosigkeit  als  solche  hin  und  gewähren  dem  Arbeiter 
die  Mittel,  sich  über  die  arbeitslose,  die  schreckliche  Zeit  hinweg- 
zuretten. 

Der  ersten  der  drei  Klassen  gehören  z,  B.  die  Kartelle  ')  an ; 
diese  würden  gewiss  eine  Krise  für  die  betreffende  Industrie  weni- 
ger fühlbar  machen,  aber  einerseits  wären  internationale  Kartelle 
nötig,  was  sehr  schwierig  durchführbar  ist,  und  andererseits  sind 
auch  Kartelle  durchaus  nicht  in  der  Lage,  alle  Krisen  zu  beseitigen. 
—  Ferner  wären  hierher  die  Massregeln  zu  rechnen,  welche  den 
hoffnungslosen  Zuzug  zur  grossen  Stadt  bekämpfen,  etwa  die  Grün- 
dung von  Fabriken  auf  dem  Lande,  oder  die  oft  in  der  Politik  an- 

i)  Siehe  G.  Adler,  Aufgaben,  p.  10. 
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gezogene  Beschränkung  der  Freizügigkeit ,  vielleicht  auch  neo- 
malthusianisches  Eingreifen  ').  Schon  oben  habe  ich  diese  Art  der 
Heilmittel  besprochen  :  es  steckt  zweifellos  in  diesem  Prinzip  manch 
guter  Kern,  da  in  unendlich  vielen  Fällen  die  Arbeitslosigkeit  durch 
Eingreifen  der  Menschen  vermieden  werden  kann,  aber  sobald  man 
sich  zu  dem  Eingeständnis  versteht,  dass  manche  Gründe  der  Ar- 
beitslosigkeit gänzlich  ausserhalb  des  Machtbereichs  der  Menschen 
liegen,  fällt  der  Wert  dieses  Gedankens  ^),  ganz  abgesehen  davon, 
dass  Einschränkungen  der  Freizügigkeit ,  Beschränkung  der  Ehe 
u.  dgl.  wohl  kaum  auf  Durchführung  rechnen  können. 

Von  weit  grösserer  praktischer  Bedeutung  sind  die  Anwen- 
dungsformen der  zweitgenannten  Art,  die  der  Unterdrückung  der 
bereits  eingetretenen  Arbeitslosigkeit.  Dieser  Gedanke  hat  sich 
bisher  in  verschiedene  Gestalten  gekleidet,  welche  alle  in  zwei  streng 
auseinander  gehende  Gruppen   zerfallen.     Entweder 

i)  der  Sozialpolitiker  (sei  dies  nun  der  Staat,  die  Gemeinde, 
eine  private  oder  juristische  Person)  giebt  dem  arbeitslos  Gewor- 
denen selbst  als  Arbeitgeber  Beschäftigung  —   oder 

2)  der  Sozialpolitiker  ist  nur  die  vermittelnde  dritte  Person 
zwischen  dem,  der  Arbeit  und  dem,  der  Arbeitskraft  sucht. 

Der  Fall,  wo  der  Sozialpolitiker  sowohl  als  eigener  Arbeit- 
geber wie  als  Arbeitsvermittler  auftritt,  kann  nicht  als  besonders 
aufgeführt  werden ,  da  er  keine  besondere  Behandlung  erfordert 
oder  zulässt. 

Man  kann  fast  sagen,  dass  die  unter  i)  genannte  Art  der  Hei- 
lung zur  Zeit  die  am  meisten  besprochene  und  bestrittene  ist :  fällt  in 
ihr  Bereich  doch  das  »Recht  auf  Arbeit«,  auf  das  ich  hier  nicht  näher 
eingehen  kann  ■^) ;  ferner  gehören  hierher  die  Arbeiterkolonien,  wie 
sie  z.  B.  V.  Bodelschwingh  in  den  1880er  Jahren  von  Bielefeld  aus 
ins  Leben  rief.  Vor  allem  aber  ist  der  Notstandsarbeiten  zu  ge- 
denken, welche  nunmehr  fast  zu  einer  Art  System  geworden  sind. 
Die  grossen  Kommunen  entschUessen  sich  jeden  Winter  zu  erheb- 
lichen Ausgaben  zum  Zweck  der  Beschäftigung  Arbeitsloser,  welche 


i)  Schotthoefer  sieht  in  der  Uebervölkerung  ein  unüberwindliches  Hindernis;  er 
empfiehlt  Auswanderung  bezw.  Kolonialpolitik. 

2)  In  gewisser  Weise  gehört  auch  Sismondis  im  Jahre  1819  erhobener  Vorschlag 
(G.  Adler,  Aufgaben,  S.  26)  hierhin;  dort  sollten  Arbeitgeber-Genossenschaften  der 
einzelnen  Industrien  für  die  Erhaltung  aller  Arbeiter  eintreten. 

3)  Das  ja  im  östlichen  Preussen  zum  geltenden  Recht  gehört.  Preussisches  Land- 
recht.  Buch  II,  Titel  19,  §§    l,  2  und  6. 
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ausser  vom  Hunger  gerade  im  Winter  durch  Kälte  um  so  empfind- 
licher zu  leiden  haben,  was  mit  der  unten  besprochenen  Saison- 
arbeit in  engem  Zusammenhange  steht.  Herhier  ist  für  dieses 
Verfahren  in  seiner  »Arbeiterfrage«  1894  lebhaft  eingetreten,  er 
wünscht  die  Lösung  der  Arbeitslosenfrage  durch  Beschäftigung  der- 
selben und  will  die  Stadt  verpflichten,  Arbeit  zu  beschaffen.  Auf 
die  sich  sogleich  einstellende  Gegenfrage :  womit  die  Leute  dann 
beschäftigt  werden  sollen,  antwortet  er  :  ein  jeder  in  seinem  Fache. 
Herkner  hätte  Recht,  wenn  überhaupt  die  Beschäftigung  als  Heil- 
mittel in  den  Vordergrund  gestellt  werden  soll,  denn  die  Arbeits- 
losen erhalten  heute  nur  solche  Notstandsarbeiten  zugewiesen, 
welche  ein  grosser  Teil  derselben  gar  nicht  auszuführen  im  stände 
ist  ^).  Die  ausgeworfenen  Gelder  können  ihm  nicht  helfen,  da  er  sie 
aus  Mangel  an  physischer  Kraft  nicht  verdienen  kann  ;  so  bewilligte 
die  Bürgerschaft  von  Altona  im  Winter  1894/95  eine  grössere  Summe 
zur  Ausführung  von  Notstandsarbeiten,  doch  erklärte  der  Bürger- 
meister sogleich,  dass  er  keine  andere  Arbeit  hätte  als  —  Stein- 
klopfen !  Wenn  also  die  Beschäftigung  der  Arbeitslosen  die  ganze 
P'rage  lösen  soll,  dann  müsste  man  auch  jeden  in  seinem  Fache 
beschäftigen.  Was  das  aber  besagt,  wird  bei  der  einfachen  Ueber- 
legung  klar,  dass  die  Stadt  dann  ein  Heer  von  geschulten  Beamten 
zum  Ankauf  der  Rohmaterialien,  Leder,  Tuchen  u.  s.  w.  für  die 
brotlosen  Schuster  ,  Schneider  u.  s.  w.  unterhalten  müsste.  Wo 
sollte  dann  aber  die  Stadt  hin  mit  all  den  Schuhen,  Hosen,  Cigarren, 
oder  gar  all  den  Luxusgegenständen  der  modernen  Produktion. 
Die  Stadt  wäre  ein  grosses  Kaufhaus  und  ein  gefährlicher  Konkurrent 
ihrer  nicht  arbeitslos  gewordenen  Bürger  !  Die  Städte  würden  in  wil- 
dem Wettbewerb  sich  befehden,  gerade  die  niedergehenden  Berufe 
würden  in  ihrem  Untergange  aufgehalten  und  künstlich  fortge- 
fristet, es  würden  Waren  hervorgebracht,  für  die  schon  vorher  er- 
sichtlich kein  Bedürfnis  vorlag,  die  Krise  würde  also  nur  noch  er- 
höht —  kurz  es  ergäbe  sich  ein  unhaltbarer  Zustand  ^).  Für  jeden 
Arbeiter  wäre  es  eine  Lust ,  arbeitslos  zu  sein ,  da  er  gar  keine 
Schwierigkeiten  hat,  Brot  zu  erhalten,  während  die  Nicht-Arbeits- 
losen mit  grosser  Mühe  und  knapper  Not  sich  durchhelfen.  Es 
liegt  heute  schon  in  der  Gefängnisarbeit  ein  starkes  Missverhältnis 
vor,  da  für  die  Zuchthäusler  ein   »Recht  auf  Arbeit«   bereits  vor- 


i)  Faiszt,  S.  42. 

2)  S.  Adler,  Aufgaben,   S.  22  und  36. 
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liegt'),  während  die  ruhigen  Bürger  dieses  Schutzes  entbehren.  Auch 
die  Vermehrung  der  Arbeitsgelegenheit  durch  Herabsetzung  der 
Arbeitszeit,  die  Ho-kner  ^)  befürwortet,  kann  doch  nur  von  ganz 
vorübergehendem  Wert  sein,  solange  es  Absatzkrisen  gibt  und  die 
Volksvermehrung  so  anarchistisch  ist  wie  heute.  —  Jedoch  ist  es 
sicher,  dass  alle  diese  Vorschläge  nicht  ganz  ohne  Wert  sind :  die 
Errichtung  von  Arbeiterkolonien  schafft  neue  Arbeitsgelegenheit, 
die  Notstandsarbeiten  bringen  eine  bessere  Verteilung  der  von  der 
Stadt  geplanten  Bauten  u.  s.  w.  auf  das  ganze  Jahr  hervor,  wenn 
dieselbe  eben  nicht  Arbeiten  ,  die  im  Winter  möglich  sind ,  im 
Sommer  ausführen  lässt  ^).  Auch  die  Pläne  Herkner^  hätten  in- 
sofern einen  gewissen  Wert,  weil  ihrer  Durchführung  die  Errich- 
tung kommunaler  Arbeitsnachweis-Anstalten  auf  dem  Fusse  folgen 
würde.  Nur  ist  hierbei  zu  bedenken,  dass  das  praktische  Leben 
sicherlich  eher  zu  den  Vermittlungsanstalten  gelangen  wird,  als  zu 
der  Anerkennung  des  Rechtes  auf  Arbeit,  wie  sich  das  ja  schon 
z.B.  in  Lüttich  und  in  der  Schweiz  zeigt,  wo  kein  Recht  auf  Arbeit 
besteht,  wohl  aber  Vermittelungsanstalten.  Doch  ist  der  Wert  der 
besprochenen  Wege  ein  recht  geringer  im  Vergleich  zu  der  unter 
2)  genannten  Art  der  Unterdrückung  von  Arbeitslosigkeit. 

Dieser  Fall,  bei  welchem  der  Sozialpolitiker  nur  die  vermit- 
telnde, also  eine  an  sich  uninteressierte  Person  ist,  wird  wohl  auf 
praktische  Verwirklichung  in  den  nächsten  Jahren  rechnen  können. 
Der  Arbeitsnachweis  ist  der  bei  weitem  wichtigste  Weg  zur  Lösung 
der  Arbeitslosenfrage,  er  nimmt  unter  allen  Mitteln  zur  Bekämpfung 
von  Arbeitslosigkeit  und  deren  Folgen  den  allerersten  Platz  ein, 
ja  man  kann  sogar  direkt  sagen :  ohne  die  Anwendung  des  Ar- 
beitsnachweis im  grossen  Styl  ist  die  Arbeitslosigkeit  als  eine 
durchaus  unheilbare  Krankheit  anzusehen.  Die  Arbeitsvermittelung 
ist  allein  im  Prinzip  in  der  Lage,  nicht  nur  die  materiellen  Schäden 
der  Arbeitslosigkeit,  sondern  auch  die  nicht  materiellen ,  die  ge- 
samten traurigen  Folgen  für  Moral,  Gesundheit  und  Volkswirt- 
schaft zu  erfassen,  wenn  sie  auch  freilich  nicht  allmächtig  ist.  Die 
Versicherung,  von  der  ich  weiter  unten  handeln  werde,  ist  zwar 
auch  im  Stande,  Grosses  auf  unserem  Gebiet  zu  leisten,  aber  sie 
ist  eine  Waffe  nur  gegen  die  Einbussen  am  Einkommen,  am  Lohn 


i)  Faiszt,  S.  25. 

2)  Sozialpolitisches  Zentralblatt.  —  Vgl.  Schmidt,  S.    36. 

3)  Eduard  von  Hartmann  in  der  Zeitschrift  »Zukunft«,  herausg.  von  Max  Harden. 
Berlin  1893.  —  Faiszt,  S.  23. 
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—  nicht  gegen  Verbrechen  und  Prostitution ;  sie  richtet  sich  eben 
nicht  gegen  die  Arbeitslosigkeit  selbst,  wie  unter  anderen  die  Ar- 
beitsvermittelung, sondern  nur  gegen  eine  besondere  Art  ihrer 
Folgen,  während  der  Arbeitsnachweis  alle  Seiten  der  Arbeitslosig- 
keit treffen  kann. 

In  folgenden  Zeilen  muss  ich  nun  die  Frage  aufwerfen  ,  die 
überall  in  den  Zeitungen  zwischen  den  Zeilen  zu  lesen  ist  und  in 
der  Luft  zu  liegen  scheint :  Arbeits-Nachweis  oder  Arbeitslosen- 
Versicherung  ? 

Meine  Behauptung,  die  Versicherung  sei  ihrem  Wesen  nach 
nur  zur  Bekämpfung  materieller  Einbussen  fähig,  muss  ich  zunächst 
noch  genauer  beleuchten.  Gesetzt  z.  B.  Hamburg  beschlösse, 
jedem  Arbeitslosen  eine  bestimmte  Unterstützung  zu  gewähren,  so 
wäre  damit  die  Arbeitslosigkeit  nicht  beseitigt,  dagegen  wäre  die 
Versicherung  zwecklos  geworden ,  woraus  klar  hervorgeht ,  dass 
die  Versicherung  mit  der  Arbeitslosigkeit  als  solcher  nichts  zu  thun 
hat.  Daher  ist  die  gebräuchliche  Bezeichnung  »Versicherung  ge- 
gen Arbeitslosigkeit«  ebenso  falsch,  wie  >  Versicherung  gegen  Feuer, 
Hagel  .  .  .  «.  Richtiger  würde  man  sagen:  »Versicherung  gegen 
die  infolge  von  Arbeitslosigkeit  entstandenen  Vermögensverluste«, 
doch  braucht  die  Praxis  knappe  Bezeichnungen,  und  ich  will  mich 
dem  vernünftigen  Brauch  nicht  widersetzen. 

Nun  sind  aber  jene  oben  bezeichneten  sittlichen  Gefahren  der 
Arbeitslosigkeit  nicht  der  Grund  für  die  neuzeitlichen  Bewegungen 
zur  Bekämpfung  derselben  ,  sie  sind  vielmehr  rein  accessorischer 
Natur,  während  der  Knotenpunkt  all  der  wirr  durch  einander  lau- 
fenden Fäden  sicherlich  ausschliesslich  der  Hunger  ist ;  mit  an- 
deren Worten :  die  Frage  der  Bekämpfung  der  Arbeitslosigkeit  ist 
wesentlich  eine  Magenfrage.  Diese  materielle  Sachlage  würde  das 
Prinzip  der  Versicherung ,  das  sich  schon  in  so  manchem  Falle 
materieller  Not  als  kräftiger  Helfer  erwiesen  hat,  ganz  besonders 
geeignet  erscheinen  lassen,  hier  seine  Kraft  walten  zu  lassen,  so 
dass  es  nunmehr  immer  noch  unentschieden  erscheint,  welche  Me- 
dizin als  die  wirksamste  empfohlen  werden  muss.  Jedoch  es  treten 
noch  andere  Gründe  hinzu,  um  das  Prinzip  der  Versicherung  doch 
aus  dem  Felde  zu  schlagen  ,  oder  doch  aus  der  Front  zurückzu- 
drängen, vor  allem  die  Frage  nach  der  Rentabilität,  jenem  Prinzip, 
welches  seit  v.  Thünens  geistvoller  Einzel-Darstellung  sich  als  von 
allgemeiner  Geltung  herausgestellt  hat.  Es  ist  falsch,  überall  das 
intensivste    System    der  Wirtschaft    in    Anwendung    zu    bringen; 
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im  Versicherungswesen  steht  es  natürlich  gerade  so ;  es  ist 
doch ,  wie  wir  oben  sahen ,  die  intensivste  Art  wirtschaftlichen 
Schutzes.  Ist  ein  derartiger  Aufwand  nötig,  oder  kann  man  wohl 
auf  so  starke  Beteiligung  rechnen,  dass  sich  eine  so  wertvolle 
Anlage  »rentieren«  würde.  Oder  lässt  sich  etwa  mit  geringerem 
Aufwand,  also  vielleicht  durch  Meidung  und  Unterdrückung,  durch 
Arbeitsnachweis  dasselbe  erreichen  ? 

Wenn  man  nun  bedenkt,  dass  der  Arbeitsnachweis  zwar  von 
den  wohlthätigsten  Folgen  sein  würde,  aber  es  andererseits  nicht 
zu  vermeiden  ist,  dass  zahlreiche  Menschen  arbeits-,  d.  h.  brotlos 
das  Amtslokal  verlassen  müssen,  so  wird  man  nicht  mit  einem 
kurzen  Ja  oder  Nein  antworten  können.  Mag  das  Arbeitsnach- 
weiswesen noch  so  vorzügliche  Erfolge  aufweisen ,  es  wird 
dadurch  die  Arbeitslosigkeit  nur  vermindert ,  nicht  überwun- 
den ,  eine  Thatsache ,  welche  durch  die  zahlreichen  vorliegenden 
Erfahrungen  der  Berufsgenossenschaften  klar  bewiesen  wird;  denn 
diese  geben  grössere  Summen  an  Arbeitslose  ihres  Berufs,  obwohl 
das  Vermittlungswesen  ein  recht  ausgebildetes  genannt  werden 
kann.  —  Wenn  nun  nicht  ein  oder  verschiedene  öffentliche  Körper 
einfach  mit  ihren  Mitteln  in  die  Schanze  treten  sollen,  so  wäre  für 
jene  genannten  Fälle  die  Anwendung  des  Versicherungsprinzips 
durchaus  wertvoll  und  am  Platze. 

Zu  s  a  m  m  e  ng  e  f  as  s  t  würde  sich  die  Sachlage 
dahin  ausdrücken,  dass  zu  r  W  e  g  s  c  haf  f  u  n  g  der 
Arbeitslosigkeit  dieNachweisung  von  unbesetz- 
tenStellen  ganz  in  erster  Linie  anzuwenden  ist, 
dass  sie  allein  aber  nur  eine  Linderung,  keine  abso- 
lute Heilung  derNot  für  jeden  zu  leisten  vermag,  die 
Heranziehung  der  Versicherung  in  zweiter  Linie 
daher  dringend  geboten  erscheint^).  Die  Versicherung 
gegen  Arbeitslosigkeit  ist,  wenn  man  nicht  mit  einer  halben  Mass- 
regel sich  begnügen  will,  daher  ebenso  unentbehrlich  als  der  Ar- 
beitsnachweis. Wäre  die  Errichtung  der  Versicherung  ohne  den 
Arbeitsnachweis  als  gänzlich  wertlos  zu  bezeichnen,  so  ist  anderer- 
seits der  letztere  ohne  ersteren  von  verhältnismässig  viel  geringe- 
rem Wert,  als  er  es  sein  könnte.  In  der  Praxis  ist  dies  Verhältnis 
von  Anfang  an  zur  Anerkennung  gelangt;  wo  in  der  Schweiz  eine 


l)  »Die  Verwaltung  der  Versicherungskasse  sucht  bei  eintretender  Arbeitslosigkeit 
in  Verbindung  mit  dem  Bureau  für  Arbeitsnachweis  den  Arbeitslosen  Arbeit  zu  ver- 
schaffen.«    8  8  des  Berner  Statuts. 
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Arbeitslosenversicherung  besteht,  da  ist  sie  eng  mit  dem  Arbeits- 
Nachweise-Wesen  verknüpft. 

Dieser  enge  Zusammenhang  zwischen  beiden  Einrichtungen, 
welcher  an  sich  schon  eine  gemeinschaftliche  Leitung  verlangt,  er- 
leichtert uns  die  Aufgabe  ganz  erheblich ,  da  sich  viele  Spezial- 
fragen  für  beide  Institute  gemeinschaftlich  beantworten.  Ist  die  Lei- 
tung nicht  gemeinschaftlich ,  so  entstehen  sofort  zahlreiche  Inte- 
ressenkonflikte, welche  vom  sozialpolitischen  Gesichtspunkte  aus 
sehr  zu  beklagen  wären.  Zunächst  läge  es  dann  nicht  so  im  In- 
teresse des  Nachweise-Bureaus,  möglichst  vielen  Arbeitern  Beschäf- 
tigung zu  verschaffen,  während  eine  gemeinschaftliche  Leitung  we- 
gen der  eventuell  zu  zahlenden  Unterstützungs-Summen  jedenfalls 
die  Vermittelung  aus  allen  Kräften  betreiben  würde  —  und  das  ist 
volkswirtschaftlich  sehr  wichtig.  Andere  Schwierigkeiten  würden 
sich  aus  der  Art  der  Einrichtung  ergeben:  sind  z.  B.  nicht  alle 
Arbeiter  versichert,  so  könnte  die  Vermittelungsanstalt  leicht  ver- 
sucht sein,  denjenigen  keine  Beschäftigung  zu  verschaffen,  welche 
versichert  sind  —  eine  grosse  Belastung  der  Versicherungskasse, 
zum  erheblichen  Schaden  ihrer  Leistungsfähigkeit.  Mit  der  Errich- 
tung solcher  gemeinsam  geleiteter  Institute  ist  der  Anfang  gege- 
ben, überhaupt  ein  Arbeitsamt  zu  schaffen,  welches  für  alle  ein- 
schlägigen Dinge  kompetent  ist^);  in  Krefeld  scheint  ein  solches 
schon  vorzuliegen.  Es  liegt  ja  im  ganzen  Versicherungswesen  die 
Tendenz  vor,  von  selten  der  Anstalt  auf  grössere  Anwendung  von 
Meidung  und  Unterdrückung  hinzuwirken,  so  hat  z.  B.  die  Magde- 
burger Feuer-Versicherungs-Anstalt  Tausende  von  Feuerspritzen 
in  den  Orten,  wo  sie  engagiert  sind,  zu  billigen  Sätzen  angebracht, 
und  vielfach  knüpft  eine  Gesellschaft  die  Annahme  eines  Versiche- 
rungsantrages ausdrücklich  an  die  vorherige  Einrichtung  gewisser, 
das  Risiko  vermindernder  Vorkehrungen,  man  denke  nur  an  die 
vielfachen  Schutzvorrichtungen,  die  mit  der  allgemeinen  Unfall- 
versicherung entstanden  sind.  Es  würde  sich  daher  ganz  von 
selbst  bei  Einführung  der  Arbeitslosen- Versicherung  das  Nachweise- 
Wesen  sehr  bald  einstellen  und  zwar  von  der  Leitung  der  Versiche- 
rungsanstalt ausgehend,  weshalb  eine  Trennung,  eine  verschieden- 
artige Behandlung  durchaus  verfehlt  wäre.  —  Wenn  ich  daher  im 
weiteren  Verlauf  nur  von  der  Versicherung  spreche,  so  gilt  doch 
manches  auch  für  die  Nachweise-Anstalten,  wie  sich  schon  in  den 
nächsten  Zeilen  zeigen  wird. 

i)  Vorschlag  von  Quarck  im  Sozialpolitischen  Zentralblatt.  1892,  S.  322. 
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Ist  es  zweckmässig,  die  Arbeitslosen- Versicherung  privater 
Regelung  zu  überlassen,  oder  soll  der  Staat  oder  ein  anderer  öf- 
fentlicher Körper  zur  Uebernahme  dieser  Pflichten  gezwungen  wer- 
den? Im  ganzen  Versicherungswesen  besteht  bekanntlich  ein  leb- 
hafter Streit,  ob  privater  oder  öffentlicher  Betrieb  vorzuziehen  sei ; 
besonders  die  öffentlichen  Feuer- Versicherungs-Anstalten  Deutsch- 
lands, in  der  Presse  durch  ihre  »Mitteilungen  aus  den  öffentlichen 
Feuer- Versicherungs- Anstalten«  trefflich  vertreten,  sind  wegen  ihrer 
nicht-individualistischen  Behandlung  der  Risiken  von  Freund  und 
Feind  vielfach  ins  Feld  geführt  worden.  In  der  ökonomischen 
Wissenschaft  steht  Adolf  Wagner  '),  der  mit  wuchtigen  Gründen 
für  die  staatliche  Organisation  des  gesamten  Versicherungswesens 
aus  Prinzip  eintritt,  so  ziemlich  allein  da,  und  muss  sich  mit  der 
ganzen,  ihm  eigenen  Polemik  gegen  die  unausgesetzten  Angriffe 
wehren.  Wenn  ich  nun  auch  glaube,  eine  prinzipielle  Entscheidung 
für  das  gesamte  Versicherungswesen  wegen  der  Verschiedenheit 
ihrer  Zweige  zur  Zeit  noch  nicht  für  angebracht  halten  zu  müssen, 
so  scheint  mir  ganz  fraglos  für  den  uns  vorliegenden  Teil  desselben, 
für  die  Arbeitslosenversicherung  die  Ansicht  Ad.  Wagners  die  ein- 
zig richtige  zu  sein. 

Die  Angelegenheit  privater  Thätigkeit  überlassen,  hiesse  auf 
unhaltbare  Verhältnisse  hinsteuern.  In  den  Gewerkschaften  hat 
sich  das  Institut  der  Arbeitsvermittelung  und  Arbeitslosen-Ver- 
sicherung ausgezeichnet  bewährt,  so  dass  sie  bisher  in  der  Lage 
waren ,  ihre  Mitglieder  vor  der  äussersten  unverschuldeten  Not 
meist  zu  schützen ;  Zacher  empfiehlt  die  Angliederung  der  Vor- 
kehrungen gegen  Arbeitslosigkeit  u.  s.  w.  an  die  Innungen  und  Be- 
rufsgenossenschaften, auch  Herkner  vertritt  denselben  Gedanken, 
aber  was  wäre  denn  damit  erreicht?  Wo  bleiben  Nicht-Innungs- 
Mitglieder  und  Ungelernte  ?  Diese  Verbände  umfassen  doch  nur 
einen  recht  geringen  Teil  der  Arbeiterschaft ;  gerade  die ,  denen 
die  Gefahr  am  meisten  droht,  sind  ihr  dann  völlig  preisgegeben, 
sofern  man  nicht,  was  Adler  ^)  vorschlägt,  für  d  i  e  s  e  Armen  kom- 
munale Aemter  ins  Leben  riefe,  was  sehr  bedenkhch  wäre.  Man 
denke  an  die  sog.  Saisonarbeiter,  die  nur  in  einem  Teil  des  Jahres 
Beschäftigung  in  deren  Fach  finden  können,  —  sie  gehören  mei- 


1)  Staat  und  Versicherung.    Tübingen  1880/81,  separat  aus  der  Zeitschrift   für  die 
gesamte  Staatswissenschaft. 

2)  Aufgaben,  S.   31 
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stens  dem  Maurer-  und  Erdarbeiterstand  an,   in   welchem  die  Or- 
ganisation sehr  schwach  ist. 

Dann  aber  ist  nicht  zu  vergessen,  dass  die  Gewerkschaften 
Bildungen  sind,  welche  den  Zweck  haben,  ausschliesslich  die  In- 
teressen eines  Standes,  des  Arbeiterstandes,  zu  vertreten,  weshalb 
die  gewaltsame  Einführung  von  Arbeits-Vermittelung  u.  s.  w.  auf 
genossenschaftlicher  Grundlage  die  gänzliche  Preisgebung  der  In- 
teressen der  Arbeitgeber  und  der  allgemeinen  Interessen  wäre. 
Ein  Beispiel :  eine  öffentHche,  d.  h.  von  Staat,  Provinz,  Gemeinde 
geleitete  Anstalt  muss  ihren  Statuten  einen  Paragraphen  einver- 
leiben, laut  welchem  die  Vermittelung  von  Arbeit,  bezw.  die  Un- 
terstützung der  Kasse  für  Leute ,  welche  striken  ,  ausgeschlossen 
ist  *).  Der  Staat  darf  sich  bei  solchen  Streitigkeiten  nicht  auf  die 
Seite  der  einen  Partei  stellen,  zumal  wenn  die  Arbeitgeber  gleich- 
falls zur  Zahlung  von  Beiträgen  verpflichtet  werden  sollten.  Mit 
einer  Zahlung  an  Ausständige  wäre  coteris  paribus  die  Niederlage 
der  Arbeitgeber  so  ziemlich  sicher.  Ganz  anders  die  Arbeitslosen- 
kasse beim  Gewerkverein :  Dieser  hat  allein  den  Zweck ,  seinen 
Mitgliedern  in  jedem  Falle  beizustehen  und  ihnen  im  Kampfe  gegen 
das  Kapital  alle  erreichbaren  Mittel  zur  Hand  zu  geben.  Sie  sind 
selbstverständlich  eben  Partei  und  können  sich  um  die  Interessen 
anderer  Gesellschaftsgruppen  nicht  kümmern.  Mit  der  Dar- 
reichung einer  derart  gefährlichen  Waffe  darf  man  zur  Zeit  noch 
nicht  freigebig  sein.  Bre7itano  schrieb  1879  (Arbeiterversicherung 
gemäss  der  heutigen  Wirtschaftsordnung,  p.  210)  »Die  Versiche- 
rung für  den  Fall  der  Arbeitslosigkeit  infolge  der  allgemeinen  Lage 
des  Marktes  kommt  nicht  nur  thatsächlich  nirgends  von  der  Ver- 
sicherung für  den  Fall  von  Arbeitslosigkeit  infolge  von  Arbeits- 
streitigkeiten (Arbeitseinstellung  und  Arbeiteraussperrung)  getrennt 
vor,  sie  ist  auch  von  dieser  überhaupt  nicht  trennbar.  Die  Ver- 
sicherungskasse für  den  Fall  der  Arbeitslosigkeit  kann  nur  ein  »»Ge- 
werkverein«« sein.«.  Die  Entwickelung  unserer  Tage  (z.  B.  in  der 
Schweiz)  beweist  die  Unrichtigkeit ;  ich  möchte  dem  letzten  Satz 
des  Zitats  den  ebenso  kategorischen  entgegensetzen :  Die  Versiche- 
rung gegen  Arbeitslosigkeit  darf  kein  Gewerkverein  sein.  Pocht 
also  Möller  ^)  auf  die  Errichtung  neutraler  Arbeitsvermittelungs- 
Bureaux,  so  muss  man  ebenso  entschieden  daneben  die  Forderung 


i)   So  ist  es  in  der  Anstalt  Basel-Stadt;  vgl.  Max  v.  Hechel,  I.  c.  1895. 
2)  Jahrbuch  für  Gesetzgebung,  Verwaltung  und  Volkswirtschaft .  .  . ,  herausgegeben 
von  Gust.   Schmoller.    1894. 

Zeitschrift  für  die  ges.  Staatswissensch.  1895.  IV.  45 
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neutraler  Arbeitslosen- Versicherung  betonen,  und  dies  Verlangen 
kann  nur  der  Staat  befriedigen.  Ich  sage  der  Staat,  will  aber  darunter 
ausdrücklich  alle  öffentlichen  Körper  verstanden  wissen ;  auch  die 
Gemeinde  kann  die  Sache  in  die  Hand  nehmen,  allein  es  müsste 
dann  eine  Verbindung ,  eine  Zentralisation  irgendwie  vorgesehen 
werden ,  ohne  welche  die  Hoffnung  auf  gute  Erfolge  wesentlich 
geschmälert  erscheint.  Möller  sagt  sehr  richtig :  die  Zentralisation 
des  Arbeitsnachweises  (ich  setze  hinzu :  einschliesslich  der  Arbeits- 
losen-Versicherung) bringt  die  Dezentralisation  der  Industrie  her- 
vor, eine  Erwägung,  welche  in  der  eben  besprochenen  Frage  auch 
sehr  schwer  zu  Gunsten  des  Staatsbetriebs  in  die  Wagschale  fällt. 
Im  Versicherungswesen  tritt  dieser  Punkt  ganz  besonders  in  den 
Vordergrund.  Max  von  Hecke l'^)  schreibt:  »Bei  alledem  darf  man 
indessen  nicht  ausser  acht  lassen ,  dass  die  Lösung  einer  so  tief 
einschneidenden  und  schwierigen  Aufgabe  in  einem  lokal  eng  be- 
grenzten Kreise  auf  einem  kleinen  territorialen  Raum  bei  weitem 
eher  in  Angriff  genommen  werden  kann  und  im  technischen  Detail 
viel  leichter  zu  ordnen  und  durchzuführen  ist,  als  in  einem  grossen 
Staate.«  Diese  Erwägung  hat  einen  gewissen,  aber  sehr  proble- 
matischen Wert.  Ganz  zweifellos  ist  die  Anlage  und  Ueberwin- 
dung  gewisser,  z.  B.  aus  der  Verschiedenheit  der  Interessenten- 
Klassen  (fachmännisch:  Verschiedenheit  der  Risiken)  entspringen- 
der Schwierigkeiten  bedeutend  leichter  in  einem  Schweizer  Kanton 
als  in  einem  Deutschen  Reich,  aber  ohne  eine  festgefügte  Ver- 
bindung aller  kleineren  Anstalten  unter  einander  verliert  die  An- 
lage eine  der  festen  Grundlagen  jeder  Versicherung.  Je  grösser 
der  Kreis  der  Versicherten,  desto  sicherer  die  Anstalt,  je  kleiner, 
desto  unsicherer.  W^arum?  Das  gesamte  Versicherungswesen  be- 
steht darin,  dass  es  Gefahren- Gemeinschaften  gründet,  sei  es,  in- 
dem man  eine  Anstalt  auf  Gegenseitigkeit  oder  als  Aktiengesell- 
schaft gründet.  Tritt  nun  eine  aussergewöhnlich  hohe  Schaden- 
ziffer (z.  B.  bei  der  Todesfall- Versicherung  infolge  einer  Epidemie) 
ein,  so  wird  bei  einer  grossen  Gefahrengemeinschaft  der  ausser- 
ordentHche  Beitrag  bei  weitem  geringer,  also  erträglicher  sein,  als 
bei  einer  Gemeinschaft  weniger  Personen,  für  welche  ein  einziger 
grosser  Schadensfall  einen  empfindlichen  Schlag  darstellt;  so  fin- 
den zahlreiche  ländliche  Feuerkassen  infolge  eines  einzigen  Brandes 
jährlich  ihr  Ende.  In  dem  vorliegenden  Fach  dürfte  es  sich  daher 
ganz  besonders  empfehlen,  die  Anstalten  auf  einzelne  Bezirke  zu 

i)  HüdebrantTs  Jahrb.   1895,  S.  iio. 
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beschränken,  aber  eine  scharfe  Zentralisation  7ai  schaffen,  um  die 
grösseren  Schläge  auf  breitere  Schultern  verteilen  und  die  Wucht 
dadurch  abschwächen  zu  können. 

Die  nächste  Frage  ist  die  nach  der  Ausdehnung  der  Versiche- 
rung, jedoch  erledigt  sich  auch  diese  fast  von  selbst  bei  der  Erwä- 
gung, dass  ein  irgend  ernst  zu  nehmender  Arbeitsnachweis  nicht 
auf  einzelne  Gewerbe  beschränkt  werden  darf;  im  Gegenteil  muss 
es  das  letzte  Ziel  sein,  keinen  einzigen  Arbeitslosen  gefährdet  zu 
wissen.  Dasselbe  gilt  von  der  Versicherung.  Es  ist  daher  die  An- 
sicht von  Hans  Hall  entschieden  zu  bekämpfen,  welche  nur  ein- 
zelne Gewerbe  für  geeignet  erklärt,  eine  Versicherung  als  durch- 
führbar erscheinen  zu  lassen  —  sonderbarerweise  auch  noch  nur 
die  der  qualifiziertesten  Arbeiter.  Freilich  mag  dies  in  gewisser 
Weise  zutreffen,  wenn  man  nämlich  private  Regelung  voraussetzt; 
denn  in  diesem  Falle  wäre  allerdings  kaum  an  die  Versicherung 
der  Erdarbeiter  und  Ungelernten  zu  denken.  Selbst  bei  der  sehr 
entgegenkommenden  Annahme  aber,  die  Ungelernten  brächten 
auch  eine  derartige  Genossenschaft  zu  stände^  ergäbe  sich  bei  der- 
selben eine  grosse  Gefahr,  da  sie  einen  der  wichtigsten  Grundsätze 
des  Versicherungswesens  unberücksichtigt  Hesse.  Besonders  scharf 
tritt  derselbe  bei  der  Hagelversicherung  hervor,  welche  daher  immer 
wieder  mit  neuen  Schwierigkeiten  zu  kämpfen  hat.  Es  giebt  ge- 
wisse Gegenden ,  in  denen  es  erfahrungsmässig  häufiger  bezw. 
stärker  hagelt  als  in  anderen  :  so  kamen  in  den  Jahren  1828 — 1887 
in  199  von  191 1  Gemeinden  gar  keine,  in  32  Gemeinden  dagegen 
10  und  mehr  Schadensfälle  vor ').  Die  günstiger  gestellten  Land- 
striche bedürfen  der  Versicherung  weniger,  ihre  Besitzer  wollen 
daher  billiger  bedient  sein  oder  versichern  überhaupt  nicht.  Die 
gefährdeteren  Besitzer  dagegen  brauchen  die  Sicherstellung  nötiger, 
müssen  nun  aber  natürlich  die  hohe  Schadenssumme  allein  auf- 
bringen und  schrecken  daher  entweder  vor  der  hohen  Prämie  oft 
ganz  zurück,  oder  die  Anstalt  steht  auf  solch  unsicheren  Füssen, 
dass  oft  ein  hagelreicher  Monat  genügt,  die  ganze  Anlage  zu  be- 
graben. Eine  Anstalt  dieser  Art  ist  auf  sehr  grosse  Opfer  der  Betei- 
ligten angewiesen,  welche  zu  bringen  die  gegen  Arbeitslosigkeit 
Versicherten   naturgemäss  nicht  willens,    noch  in  der  Lage  sind. 

Ich  weiss  sehr  wohl,  dass  ich  mich  durch  diese  Forderung  der 
weitesten   Ausdehnung    der  Arbeitslosen-Versicherung   in  Wider- 

i)  Ausführlich  in  Ehreiizweig's  Assekuranz- Jahrbuch.   Wien  1895  ;  aus  den  Wiirl- 
tembergischen  Jahrbüchern  für  Statistik  und  Landeskunde,  1888. 

45* 


7o6  Frhr.   Otto  v.  Boenigk: 

Spruch  mit  den  meisten  Aeusserungen  massgebender  Schriftsteller 
setze,  konnte  mich  aber  von  diesen  bisher  nicht  überzeugen  lassen, 
weil  ich  der  festen  Ueberzeugung  bin,  dass  ein  Ausschluss  irgend 
welcher  Art  die  wertvolle  Errungenschaft  entwerten  muss.  Ruht 
die  Anlage  infolge  des  Mangels  einer  irgend  allgemeineren  Sta- 
tistik schon  an  sich  auf  schwankendem  Grunde,  so  darf  man  diesen 
nicht  noch  unsicherer  machen.  Sollte  übrigens  Hall  Recht  be- 
halten, sollte  man  sich  dafür  entscheiden,  das  Versicherungsprinzip 
nur  für  die  qualifiziertesten  Zweige  brauchbar  zu  halten,  so  wäre 
die  ganze  Besprechung  überflüssig,  denn  die  Arbeitslosigkeit  bHebe 
unbehelligt;  will  man  aber  andererseits  gerade  die  Gefährdetsten 
schützen,  so  kann  der  Beitritt  der  besser  gestellten  Berufsgruppen 
der  Anstalt  in  keinem  Falle  schaden,  da  bei  diesen  die  Gefahr 
eine  geringere  ist.  Es  ist  daher  die  oben  gestellte  Frage  nach 
der  Ausdehnung  der  Arbeitslosen- Versicherung  dahin  zu  beant- 
worten ,  dass  kein  Beruf  ausgeschlossen  werden  soll ; 
nur  durch  diese  Mischung  von  guten  und  schlechten  Risiken  wird 
einem  Hauptbedürfnis  gesunder  Sozial- Versicherungs-Anstalten  ge- 
nügt. Wie  weit  man  anfangs  aus  Vorsicht  sich  auf  gewisse 
Berufe  beschränken  will,  ist  eine  andere  Frage. 

Aus  dieser  Antwort  ergiebt  sich  zum  Teil  schon  die  Stellung- 
nahme gegenüber  dem  »Beitrittszwang«,  denn  öffnen  wir 
allen  die  Thore,  so  werden  diejenigen,  welche  am  gefährdetsten 
sind ,  auch  das  grösste  Interesse  an  ihrer  Sicherstellung  haben, 
während  die  besser  Gestellten  in  geringerer  Zahl  sich  beteiligen 
würden,  was  wiederum  eine  starke  Belastung  der  Kasse  bedeuten 
würde  ;  die  Schadenziffer  würde  sehr  hoch  sein,  die  Prämien  da- 
her ebenfalls,  und  die  Unbeliebtheit  der  Anstalt  wird  gleichfalls 
steigen.  Ausserdem  dürfte  häufig,  wie  G.  Adler  bemerkt,  der  Ar- 
beitgeber, wenn  er  sich  der  Notwendigkeit  von  Entlassungen  ge- 
genübersieht, gerade  den  versicherten  Arbeitern  kündigen,  da  diese 
doch  nicht  so  sehr  unter  der  Arbeitslosigkeit  zu  leiden  haben,  als 
die  Unversicherten,  so  dass  die  Anstalt  schwerlich  ihren  Verpflich- 
tungen würde  nachkommen  können.  Nur  der  Zwang  vermag  da- 
her dem  Unternehmen  eine  gesunde  Grundlage  zu  verbürgen : 
wenn  er  auch  viel  böses  Blut  macht,  wie  Herkner  befürchtet,  es 
hilft  nichts,  man  muss  sich  daran  gewöhnen.  Es  ist  ja  in  Theorie 
und  Praxis  längst  dargelegt,  neuerdings  hat  es  Röscher  in  seinem 
nachgelassenen  Buche  wiederum  ausgesprochen,  dass  der  Mensch 
freiwillig  nicht  daran  denkt,  sich  zu  versichern,  sondern  das  Geld 
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lieber  zu  anderen  Zwecken  leichtsinnig  verwendet.  Gerät  er  dann 
aber  in  Not,  so  sind  die  Klagen  über  die  Grausamkeit  der  besitzen- 
den Klassen,  die  Verderbtheit  der  wirtschaftlichen  Zustände  gross. 
Es  ist  daher  der  Zwang  ^)  das  einzige  Mittel,  diesem  gefährlichen 
Dilemma  zu  entgehen. 

Man  hat  wohl  gesagt,  die  Arbeitslosigkeit  sei  überhaupt  nicht 
versicherbar,  weil  ihre  Ursachen,  wie  Handelskrisen,  sich  für  die 
Vorausberechnung  der  Prämienhöhe  nicht  eignen,  allein  darauf 
wurde  schon  vor  einigen  Jahren  ^)  erwidert,  dass  uns  nur  noch  die 
statistischen  Unterlagen  fehlen,  welche  jedoch  mit  der  Zeit  be- 
schafft werden  können.  Auch  ist  dies  Argument  gegen  jede  Art 
der  Versicherung  vorzubringen,  denn  ohne  die  üblichen  »Kinder- 
krankheiten« geht  es  eben  nicht  ab,  auch  bei  der  Arbeitslosigkeit 
werden  sie  nicht  zu  vermeiden  sein.  Allerdings  wäre  eine  Sta- 
tistik der  Handelskrisen  uneheuer  schwer ,  abgesehen 
davon ,  dass  man  aus  ihnen  nur  recht  fraghche  Schlüsse  ziehen 
könnte,  aber  darum  handelt  es  sich  ja  in  unserer  Frage  gar  nicht, 
wir  brauchen  vielmehr  eine  Statistik  der  Arbeitslosig- 
keit, etwas  wesentlich  anderes  und  bei  weitem  geringes  Schwie- 
riges. Die  bisherigen  Ansätze  deuten  uns  heute  schon  auf  eine 
leicht  kenntliche  Regelmässigkeit,  so  dass  wir  wirklich  nicht  zu 
optimistisch  sind,  wenn  wir  die  Statistik  der  Arbeitslosigkeit  für 
sehr  wohl  durchführbar  halten :  es  herrscht  dort  wie  sonst  überall 
die  grosse  Zahl ,  die  Grundlage  der  Wahrscheinlichkeit.  Somit 
hegt  der  Einführung  der  Versicherung  hier  kein  Hindernis  im  Wege, 
nur  erscheint  naturgemäss  ein  grosses  Mass  von  Vorsicht  geboten, 
und  zunächst  eine  möglichst  genaue  Feststellung  des  Versiche- 
rungsereignisses dringend  von  Nöten. 

Im  gesamten  Versicherungswesen  spielt  die  Umgrenzung  des 
»Versicherungs-Ereignisses«,  d.  h.  des  Ereignisses,  bei  dessen  Ein- 
tritt die  Gesellschaft  zur  Zahlung  der  Versicherungssumme  ver- 
pflichtet ist,  eine  grosse  Rolle.  In  der  Feuerversicherung  entsteht 
die  Frage,  ob  Schäden  infolge  von  Explosion  oder  gar  von  krie- 
gerischen Massregeln  von  der  Anstalt  bezahlt  werden  müssen ;  in 
der  Todesfallversicherung  bildet  der  Selbstmord  den  Streitfall  und 
das  Prinzip    der  »Unanfechtbarkeit«.     Man   wird  daher  gut  thun, 

i)  Die  Anstalt  in  Basel-Stadt  hat  Versicherungszwang  für  alle ,  welche  an  der 
Versicherungsanstalt  beteiligt  sind:  Fabrik-  und  Bau-Arbeiter. 

2)  Moeller  in  der  Oesterr.  Versicherungs-Zeitung.  —  Zitat  aus  Ehrenzweig's  Asse- 
kuranz-Jahrbuch.   1895,   Wien, 
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die  auf  andern  Gebieten  gesammelten  Erfahrungen  bei  der  Ein- 
richtung der  Versicherung  gegen  Arbeitslosigkeit  vorher  wohl  zu 
Rate  zu  ziehen  und  das  Versicherungs-Ereignis  bei  Zeiten  scharf 
festzustellen. 

Da  stellt  sich  sogleich,  scheinbar  als  selbstverständlich,  der 
Satz  ein  :  dass  nur  unfreiwillige  Arbeitslosigkeit  versicherungsfähig 
sei,  ein  Prinzip,  welches  sich  sowohl  auf  versicherungs-technische 
wie  sozialpolitische  Erwägungen  stützt.  Die  Arbeitslosigkeit  ge- 
hört zu  jener  Gruppe  von  Ereignissen,  welche  ohne  weiteres  durch 
den  »Versicherten«  herbeigeführt  werden  kann  ;  die  analogen  Fälle 
sind  in  der  Todesfall- Versicherung  der  Selbstmord  oder  Mord,  in 
der  Feuerversicherung  Selbstbrand  und  Brandstiftung  u.  s.  w.  Der 
bekannte  Wiener  Selbstmord  nach  Einführung  der  Unanfechtbar- 
keit der  Police,  die  gewerbsmässige  Selbstbrand-Praxis  ganzer  jü- 
discher und  nicht-jüdischer  Banden  in  den  grossen  Städten  Ame- 
rikas sind  Schul-Beispiele  zur  Darstellung  der  Gefahren,  welche  die 
doch  so  segensreichen  Versicherungs-Anstalten  mit  sich  bringen 
durch  den  von  ihnen  erzeugten  Anreiz  zur  Zerstörung  wirtschaft- 
licher Güter.  Man  hat  daher  überall  Vorsichtsmassregeln  getroffen 
und  wird  solche  bei  der  Arbeitslosigkeit,  deren  Versicherung  doch 
auf  besonders  schwachen  Füssen  ruht ,  nicht  entbehren  können, 
was  übrigens  gar  nicht  so  besonderen  Hindernissen  begegnet.  Ge- 
wiss ist  Konstantin  Liebich  ^)  beizupflichten ,  wenn  er  behauptet, 
dass  die  vorhandenen  gesetzlichen  Bestimmungen  und  Einrich- 
tungen nicht  zur  befriedigenden  Unterscheidung  von  Arbeitsscheu 
und  Arbeitslosigkeit  ausreichen,  aber  eben  so  Recht  hat  er  auch, 
wenn  er  eine  Besserung  dieser  Verhältnisse  für  nicht  so  besonders 
schwierig  hält.  Schliesslich  lässt  sich  doch  unschwer  ein  Weg  finden, 
die  Unfreiwilligkeit  der  Arbeitslosigkeit  feststellen  zu  können,  z.  B. 
durch  die  Einführung  einer  Bescheinigung  des  Arbeitgebers  über  den 
Grund  der  Entlassung,  gegen  deren  Inhalt  der  betreffende  Ar- 
beiter natürlich  eventuell  bei  der  Anstalt  »Berufung«  einlegen 
kann.  Nur  wird  man  hierbei  nicht  immer  streng  nach  den  Vor- 
schriften des  Reglements  urteilen,  z.  B.  eine  Arbeitslosigkeit  infolge 
roher,  unwürdiger  Behandlung  nicht  als  freiwillige  ansehen  dürfen. 

Schwierig  ist  die  Stellung  der  Anstalt  gegenüber  solchen  Ver- 
sicherten ,  welche  infolge  von  Strikes  arbeitslos  geworden  sind ; 
zwar  kann  sie  sich  durch  Zahlung  einer  Unterstützung,  wie  schon 
oben  dargelegt,  nicht  einer  Partei  dienstbar  machen,  darf  also  den 

l)   »Obdachlos«  von  Cö«jA  Z/^^/f/^.    MÄiNox^oxt.  yctn  Adolf  Wagner.    Berlin  1894. 
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Strikenden  an  sich  keine  Rente  bewilligen,  aber  wie  steht  es  mit 
denen,  welche  sich  dem  Strike  nicht  angeschlossen  haben,  an  der 
Arbeit  aber  durch  ihre  ausständigen  Genossen  verhindert  werden. 
Sie  gleichfalls  von  dem  Genuss  der  ihnen  zukommenden  Summe 
auszuschliessen,  liegt  kein  einziger  logischer  Grund  vor,  während 
andererseits  die  prinzipielle  Bewilligung  der  Rente  leicht  dazu  führt, 
dass  bei  Arbeits-Einstellungen  ein  ganzer  Bruchteil  der  Strikenden 
diese  Lücke  als  Vorwand  benützen  wird  —  es  sind  also  gewisse 
Vorsichtsmassregeln  notwendig.  —  Doch  dürfte  die  ganze  Gefahr 
des  Versicherungsbetruges  jedenfalls  für  die  Anfangsjahre  aus  dem 
praktischen  Grunde  von  ziemlich  geringem  Belang  sein ,  als  die 
Höhe  der  Rente,  die  der  zunächst  nur  geringen  Geldmittel  wegen 
die  Höhe  des  Arbeitslohnes  keineswegs  annähernd  erreichen  kann, 
auch  niemanden  so  leicht  zur  freiwilligen  Herbeiführung  des  Ver- 
sicherungsereignisses reizen  dürfte.  Dass  ein  grosses  Mass  von 
Vorsicht  hier  am  Platze  ist,  zeigt  die  Thatsache,  dass  bei  den  Natio- 
tionalwerkstätten  in  Frankreich  die  Schneider  und  Schuster  bei 
einem  Unterstützungssatze  von  l  Frank  ihre  Arbeit  niederlegten, 
obwohl  sie  durch  dieselbe  das  Doppelte  verdient  hätten.  — 

Schlössen  wir  soeben  die  freiwillige  Arbeitslosigkeit  im  Prinzip 
aus,  so  müssen  wir  auch  an  dem  übrig  bleibenden  Rest  mancher- 
lei Streichungen  vornehmen ,  da  es  Arten  unfreiwilliger  Arbeits- 
losigkeit giebt,  welche  keineswegs  Gegenstand  der  Versicherung 
sein  sollen,  so  vor  allem  die  dauernde  Arbeitslosigkeit  ').  Sie  kann 
nicht  den  Schadensfällen  der  Arbeitslosen- Versicherung  zugezählt 
werden,  gehört  vielmehr  in  andere  Gebiete  des  Assekuranzwesens 
oder  überhaupt  zur  Armenpflege.  Man  muss  daher  eine  Zeitgrenze 
festsetzen  (auch  schon  aus  finanziellen  Gründen),  bis  zu  welcher 
die  Kasse  zur  Zahlung  von  Renten  verpflichtet  ist ;  der  treffliche 
Georg  Adler ,  dem  wir  die  erste  ausführlichere  Bearbeitung  der 
Arbeitslosen- Versicherung  verdanken,  schlägt  lo  Wochen  vor,  das 
wäre  etwa  ein  Fünftel  der  ganzen  Versicherungsperiode  eines  Jahres  ; 
ich  will  nicht  versuchen ,  einen  anderen  Satz  vorzuschlagen ,  da 
sich  z.  Z.  kaum  zwingende  Gründe  finden  Hessen  ,  irgend  einen 
Satz  als  den  richtigen  zu  bezeichnen.  —  Es  ist  natürlich  dabei 
nicht  nötig,  dass  diese  lo  Wochen  hinter  einander  gelegen  sind, 
diese  Summe  resultiert  nur  aus  einer  Zusammenzählung  sämtlicher 
Unterstützungsperioden  eines  Individuums  innerhalb  eines  Jahres. 
Für  den  Fall  einer  lang  anhaltenden,  ununterbrochenen  Arbeits- 

i)  Genauer  bei  Ed.  v.  Hartmann  in  Harden's  Zeitschrift :  Zukunft.  1893. 
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losigkeit  mag  sich  das  Prinzip  der  fallenden  Rente,  das  in  eng- 
lischen Gewerkvereinen  in  Anwendung  ist,  empfehlen,  doch  dürfte 
eine  lange  ununterbrochene  Arbeitslosigkeit  nicht  sehr  häufig  sein, 
da  bei  niedergehenden  Industrien  die  entlassenen  Arbeiter  von 
dem  Nachweise-Bureau  bei  Zeiten  auf  andere  Erwerbszweige  ge- 
wiesen werden  müssen,  und  dies  Bureau  im  Interesse  der  Sozial- 
politik besonders  diejenigen  Arbeiter  unterzubringen  versuchen  muss, 
welche  am  längsten  arbeitslos  waren. 

Jene  Zeitgrenze  wird  sich  als  sehr  segensreiche  Waffe  gegen- 
über den  sog.  Saison- Arbeitern  erweisen,  welche  die  Kasse  in  un- 
verhältnismässiger Weise   ausnützen.     Wenn   der  Winter  umfang- 
reichere Erd-  und  Maurerarbeiten  verbietet,  treten  in  die  Reihen 
der  Arbeitslosen  sehr  viele  der  Leute,  welche  jenen  Berufen  an- 
gehören, worüber  die  sonst  mangelhafte  Statistik  beredt  Auskunft 
giebt.     In  der  Zeit  der  Arbeit  denken  die  wenigsten  an  die  Zu- 
kunft, vielleicht  lässt  dies  ihr  Einkommen  aber  auch  gar  nicht  zu ; 
es  ist    auch    unwesentlich,    ob    die  Einnahmen    auch    für   die  ar- 
beitslose Zeit  mit    ausreichen  würden,    denn  selbst  wenn  sie  das 
thäten,  würden  die  betreffenden  Leute  doch  im  Winter  Not  leiden, 
weil  sie  nicht  sparen,  —  nur  darum  handelt  es  sich,  ob  diese  Art 
der  Arbeitslosigkeit  überhaupt  Gegenstand  der  Versicherung  sein 
solle,  was  vielfach  angezweifelt  wurde.    In  diesen  Fällen,  so  sagte 
man,  ist  das  Eintreten  des  Versicherungs-Ereignisses  kaum  mehr 
als  etwas  Unvorhergesehenes,  Unerwartetes  anzusehen  ^).  Die  Wahr- 
scheinlichkeit der  Arbeitslosigkeit  nähert  sich  bedenklich  der  Höhe 
von  Vi ,  was  sehr  gegen  die  Durchführbarkeit  dieser  Versicherung 
spricht :  ist  doch  hier  die  Sache  umgekehrt  wie  in  anderen  Ver- 
sicherungsfächern, da  hier  eher  der  Nichteintritt  des  Versicherungs- 
Ereignisses  eine  Wahrscheinlichkeit  von  weniger  als  V2  aufweist. 
Die  Unterscheidung  Eduard  vo7i  Hartmann's,  welcher  die  Länge 
der  Arbeits-Saison  ausschlaggebend  sein  lassen  will,  entbehrt  der 
Schärfe,  und  es  wäre  doch  wohl  zu  hart,  wollte  man  einen  höheren 
Grad  von  Leichtsinn  als  Ausschliessungsgrund  ansehen.    Es  scheint 
mir  jedoch  die  Hilfe  gegen  diesUebel  weit  mehr  Gegenstand  des 
Arbeitsnachweises  zu  sein,  als  der  Versicherung.     Die  wenigsten 
der  Arbeitslosen    aus   den   »Saison-Berufen«  —  wenn   ich    diesen 
Ausdruck  einmal  gebrauchen  darf  —  werden  durch  die  Vermitte- 
lungsanstalten  in  ihrem  eigenen  Berufszweige  untergebracht  wer- 
den können,  da  man  eben  z.  B,  im  Winter  keine  Maurerarbeiten 

l)  Näheres  bei  yohn  Schikowski,  1.  c.  S.  9. 
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ausführen  lässt.  Das  Amt  wird  sie  daher  in  anderen  Berufen  unter- 
zubringen ,  und  hiermit  ihnen  für  die  Zukunft  einen  grossen  Dienst 
geleistet  haben,  denn  sie  lernen  nun  zu  ihrem  eigentlichen  Beruf 
noch  eine  weitere  Handtierung  hinzu  und  werden  in  späteren  Win- 
tern nicht  wieder  mit  solcher  Bestimmtheit  im  Bureau  für  Ar- 
beitslose erwartet  werden. 

Ausser  den  hier  angedeuteten  Einschränkungen  des  Versiche- 
rungs-Ereignisses giebt  es  noch  eine  ganze  Reihe  :  so  die  Arbeits- 
losigkeit wegen  Krankheit,  Invalidität  u.  s.  w.,  welche  als  Erwerbs- 
unfähigkeit, wie  schon  eingangs  gesagt,  ganzaus  dem  Rahmen  der 
Arbeitslosigkeit  herausfallen.  Gesetzt  aber,  alle  jene  ausschlies- 
senden  Möglichkeiten  wären  erschöpft ,  wir  hätten  es  mit  einem 
Mann  zu  thun,  der  trotz  Schaffenskraft,  Schaffenslust  und  Schaffens- 
fähigkeit nirgends  Arbeit  findet  und  nunmehr  die  Rente  bean- 
sprucht, so  darf  die  Kasse  nicht  ohne  weiteres  seinem  Ansuchen 
stattgeben.  Denn  es  liegt  im  Interesse  aller,  keinen  auf  Kosten 
der  Gesellschaft  zu  ernähren,  der  ihr  durch  seine  Arbeit  noch  nützen 
könnte :  das  Nachweise-Bureau  wird  erst  seine  Unterbringung  ver- 
suchen müssen.  Doch  taucht  hier  die  schwer  erscheinende  Frage 
auf,  ob  das  Arbeitsamt  dem  Arbeitslosen  nur  die  Annahme  von 
Beschäftigung  im  engen  Berufsgebiet  zumuten  dürfe,  oder  wie  weit 
die  Verpflichtung  der  Nachfragenden  bezüglich  der  Annahme  von 
Arbeit  in  anderen  Berufen  zu  ziehen  sei  ^). 

Vielfach  wird  ja  die  Höhe  des  Einkommens  entscheidend 
sein,  verglichen  mit  dem  früheren  Lohnsatz  ;  man  wird  daher  fest- 
zustellen haben,  wie  weit  die  Arbeiter  von  ihren  Lohnansprüchen, 
wenn  man  ihnen  nichts  Besseres  bieten  kann ,  abzulassen  sein, 
eine  wie  viel  niedriger  besoldete  Stelle  sie  vom  Nachweisebureau 
bei  Verlust  ihrer  Versicherungs-Berechtigungen  anzunehmen  haben. 
Höher  besoldete  Stellungen  zu  verschaffen,  sollte  die  Anstalt  nach 
Möglichkeit  vermeiden,  um  keinen  Anreiz  zur  willkürlichen  Herbei- 
führung der  Arbeitslosigkeit  zu  geben ;  doch  steht  naturgemäss 
einer  Verbesserung  des  Einkommens  durch  die  Vermittelungs- 
Anstalt  nichts  im  Wege,  sofern  der  Betreffende  seine  Stellung  noch 
innehat  und  sie  solange  auszufüllen  verspricht,  bis  die  Anstalt  ihm 


l)  Man  denke  besonders  an  ländliche  Arbeiten.  Vgl.  R.  Faiszt,  a.  a.  O.  S.  24  ff. 
Rudolf  Grätzer  sieht  in  dem  Verhältnis  vom  städtischen  Arbeitsmangel  zum  ländlichen 
Arbeitermangel  einen  der  Angelpunkte  des  ganzen  Problems.  (Jahrbücher  f.  Nat.- 
Oekonomie.    1895,  ^-  Heft.) 
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einen  besseren  Platz  zuweist;  doch  das  sind  Dinge,  die  in  das 
Gebiet  der  Arbeitsnachweisung  gehören. 

Aber  das  Einkommen  entscheidet  keineswegs  allgemein  die 
Pflicht  der  Annahme  von  nachgewiesener  Arbeitsgelegenheit ;  die 
Art  der  Arbeit  ist  stets  in  den  Vordergrund  der  Frage  zu  rücken. 
Es  ist  hierbei  klar,  dass  dieselbe  Arbeit,  welche  der  Arbeiter  früher 
berufsmässig  betrieb,  auch  von  ihm  bei  Strafe  des  Verlustes  der 
Unterstützung  angenommen  werden  muss.  Nun  sahen  wir  aber 
schon  auf  den  ersten  Seiten  dieses  Aufsatzes  die  Unmöglichkeit, 
einen  jeden  Arbeitslosen  in  seinem  Berufe  zu  beschäftigen,  da  bei 
dem  Niedergang  eines  Industriezweiges  eben  viele  Arbeiter  in  die- 
sem Berufe  überflüssig  geworden  sind.  Diese  ohne  weiteres  an 
die  Versicherungskasse  zur  Geltendmachung  von  Ansprüchen  zu 
verweisen ,  wäre  vom  volkswirtschaftlichen  Standpunkte  in  jeder 
Beziehung  zu  missraten.  Es  erweist  sich  vielmehr  eine  geschickte 
Ueberführung  von  freien  Arbeitskräften  aus  im  Niedergang  be- 
griffenen Berufsarten  in  solche,  welche  sich  im  Aufschwung  be- 
finden, als  notwendig,  wie  auch  als  volkswirtschaftlich  von  höch- 
stem Werte.  Was  ich  oben  schon  gelegentlich  der  Behandlung 
der  Saison-Arbeit  sagte,  gilt  auch  hier.  Der  hohe  Wert  dieser 
Massregel  liegt  auf  der  Hand,  wird  sich  aber  erst  später  in  ausgie- 
bigerer Weise  zinsbar  machen  lassen,  wenn  die  gesammelten  Er- 
fahrungen der  Leitung  die  Möghchkeit  in  die  Hand  geben,  bei 
Zeiten  einer  Arbeitskrise  in  einem  oder  mehreren  gefährdeten  Be- 
rufen vorzubeugen.  Wenn  Adler  so  sehr  darauf  dringt,  die  Ar- 
beitslosen nur  zur  Annahme  »passender«  Arbeit  zu  verpflichten, 
so  muss  man  sich  ihm  von  Herzen  anschliessen,  denn  es  hiesse, 
den  sozialpolitischen  Zweck  gänzlich  zu  nichte  machen,  wollte  man 
die  Arbeiter  mit  solchen  Arbeiten  beschäftigen ,  welche  seinem 
eigentlichen  Beruf,  seinem  künftigen  Fortkommen  schaden.  Doch 
ist  dies  alles  nur  bei  straffer  Zentralisation  des  gesamten  Arbeits- 
nachweises erreichbar;  ist  diese  jedoch  erst  zur  Durchführung  ge- 
langt, so  ist  der  Versicherung  ein  grosses  Hindernis  aus  dem 
Wege  geräumt. 

Nach  diesen  die  Ersatzpflicht  der  Versicherungs- Anstalt  enger 
begrenzenden  Feststellungen  ^)  gilt  es,  noch  einen  Blick  auf  gegen- 

i)  Wie  ich  aus  M.  v.  Heckel's  Mitteilungen  in  Hildebrand's  Jahrbüchern  ersehe, 
hat  die  Anstalt  in  Basel-Stadt  all  diese  Gründe  in  fast  schulmässiger  Klarheit  zu  Grunde 
gelegt :  die  Anstalt  zahlt  nicht, 

I.  wenn  eine  Arbeitseinstellung  (Aussperrung)  vorliegt ; 
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teilig  wirkende  Dinge  zu  werfen,  also  auf  scheinbare  Belastungen 
der  Anstalt  entgegen  den  oben  festgestellten  Merkmalen  des  Ver- 
sicherungs-Ereignisses. —  An  erster  Stelle  tritt  hier  die  schwie- 
rige Lage  der  Anstalt  bei  Strikes  hervor.  Schon  gelegentlich  der 
Frage,  ob  öffentliche  oder  private  Organisation  erwünscht  sei,  ver- 
suchte ich  nachzuweisen,  dass  neutrale  Anstalten  nicht  durch  Zah- 
lung von  Renten  sich  einer  Partei  zugesellen  dürfen,  allein  einer- 
seits hat  jetzt  die  Anstalt  bei  der  Besetzung  der  durch  Arbeits-Ein- 
stellungen erledigten  Stellen  **)  einen  schweren  Stand  und  anderer- 
seits ebenso  gegenüber  den  Arbeitern,  welche  durch  Strikende  an 
der  Durchführung  ihrer  Obliegenheiten  verhindert  werden.  Den 
boykottierten  Arbeitgebern  neue  Kräfte  zuführen,  hiesse  wiederum 
das  prinzipielle  Aufgeben  der  Neutralität,  die  an  der  Arbeit  durch 
Ausständische  Verhinderten  jedoch  der  Unterstützung  verlustig  zu 
erklären,  dürfte  nicht  den  Zwecken  der  Anstalt  entsprechen,  wes- 
halb man  unter  Beachtung  ganz  besonderer  Vorsichtsmassregeln 
gegen  Versicherungsbetrug  wohl  von  Fall  zu  Fall  wird  entschei- 
den müssen. 

Ein  weiteres  Bedenken  ruft  das  Verhalten  gegenüber  einem 
Sinken  des  Lohnes  hervor.  Hier  wird  es  am  besten  sein,  der 
Arbeiter  meldet  seinen  Entschluss,  die  Stelle  aufzugeben,  auf  dem 
Nachweisebureau  und  man  versucht  ihm  eine  lohnendere  Beschäf- 
tigung zu  verschaffen.  Erweist  sich  jedoch  hierzu  keine  MögHch- 
keit,  so  muss  gesetzlich  eine  gewisse  Grenze  festgesetzt  sein,  viel- 
leicht Vs  des  bisherigen  Lohnes ;  sinkt  derselbe  noch  tiefer ,  so 
hat  der  Arbeiter  das  Recht,  die  Arbeit  einzustellen  und  sich  bei 
der  Nachweise-  bezw.  Versicherungs-Anstalt  zu  melden. 

Ferner  ist  das  Verhalten  der  Anstalt  gegenüber  der  »Neben- 
beschäftigung« Arbeitsloser  klarzustellen.  Adler  bejaht  die  Zah- 
lungsverpflichtung der  Anstalt,  sofern  der  Ertrag  der  Nebenbe- 
schäftigung eine  gewisse  Höhe  nicht  erreicht ;  hier  liegen  meines 
Erachtens  Schwierigkeiten  vor,  die  trotz  bester  Vorkehrungen 
nicht  ganz  beseitigt  werden  können ;  man  erfährt  ja  gar  nicht  den 
Umfang  der  Nebenthätigkeit ,  die  Höhe  der  aus  ihr  entspringen- 


2.  bei  freiwilligem  Austritt  aus  der  Arbeit; 

3.  wenn  der  Arbeiter  sich  so  verhält,  dass  eine  sofortige  Entlassung  gerechtfertigt  ist ; 

4.  bei  Krankheit  und  Unfall; 

5.  wenn  der  Versicherte  noch  nicht  26  Wochenbeiträge  bezahlt  hat ; 

6.  bei  Nichtannahme  nachgewiesener  Arbeit. 

2)  In  Basel-Stadt  darf  die  Anstalt  solche  Stellen  nicht  besetzen. 
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den  Einnahmen.  Man  wird  hiergegen  gar  nichts  im  allgemeinen 
thun  können,  sondern  wird,  wenn  man  irgend  welchen  Verdacht 
hat,  von  Fall  zu  Fall  nach  eingezogenen  Erkundigungen  seine  Ent- 
scheidung treffen.  Die  Grenze,  bis  zu  welcher  der  Kasse  die  Ver- 
pflichtung der  Rentenzahlung  bleibt,  dürfte  ebenfalls  von  jeder 
Anstalt  einzeln  beantwortet  werden  müssen,  den  Verschiedenheiten 
von  Gegend  und  Verhältnissen  entsprechend. 

Wenn  ich  nun  noch  der  inneren  Einrichtung  der  Anstalt  ei- 
nige Worte  widmen  darf,  so  können  nur  ganz  allgemeine  Gesichts- 
punkte angeführt  werden;  die  vielen  im  wirklichen  Leben  auf- 
tauchenden Schwierigkeiten  vorauszusehen,  ist  heute  noch  kein 
Mensch  im  stände.  —  Die  Hauptfrage,  um  welche  sich  alles  dreht, 
ist  natürlich  die  Geldfrage;  woher  nimmt  die  Kasse  die  Mittel,  um 
allen  ihren  Verpflichtungen  prompt  gerecht  werden  zu  können  ? 
Es  wird  sich  bei  der  Errichtung  solcher  Anstalt  zunächst  darum 
handeln ,  die  Höhe  der  eventuellen  Ausgaben  festzustellen ,  wo- 
bei ich  hier  der  Bequemlichkeit  halber  und  ohne  erheblichen 
Nachteil  für  die  Richtigkeit  der  Schlüsse  die  Verwaltungskosten 
ausser  Ansatz  lasse ,  ebenso  die  Abzüge  für  die  Reserven.  Die 
Ausgaben  wären  daher  der  Summe  der  ausgezahlten  Renten  gleich 
zu  setzen  ;  da  nun  der  Staat  an  der  Einrichtung  nichts  verdienen 
will,  so  wäre  die  auf  die  Renten  entfallende  Summe  irgendwie  in 
Einnahme  zu  bringen.  Angenommen  nun  den  einfachsten  und  im 
allgemeinen  noch  überall  in  Geltung  befindlichen  Fall  (abgesehen 
von  der  deutschen  Reichs-Invaliden-Versicherung),  dass  die  Ver- 
sicherten die  Kosten  zu  tragen  haben,  so  würde  sich  die  Höhe 
des  Beitrags  (»Prämie«)  einfach  als  der  Bruch  darstellen : 

Ausgaben 
Zahl  der  Versicherten. 

Sofort  stossen  wir  auf  ein  sehr  grosses  Hindernis :  wir  kennen 
nämlich  nicht  den  Zähler,  da  die  Angaben  sich  doch  nur  voraus- 
berechnen lassen,  wenn  man  die  Zahl  der  Schadensfälle  und  die 
Schwere  ')  derselben  kennt:  es  fehlt  uns  bisher  jede  irgendwie 
brauchbare  Statistik,  welche  ein  grösseres  Gebiet  oder  eine  grössere 
Zahl  von  Berufen  umfasst.  Die  Gegner  der  Arbeitslosen- Versiche- 
rung weisen  auf  dies  allerdings  sehr  empfindliche  Fehlen  zahlen- 
mässiger  Unterlagen  hin  und  haben  damit  in  weitem  Umfange 
Recht,  da  die  Statistik,   als  die  Grundlage  der  Wahrscheinlichkeits- 

i)  Zur  Schwere  gehört  nicht  die  Dauer  der  Arbeitslosigkeit,  diese  ist  gleichgiltig, 
wenn  man  nicht  fallende  Renten  einführen  will. 
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rechnung,  auch  die  des  gesamten  Versicherungswesens  ist  —  allein 
wenn  dieser  Hinweis  ohne  alle  Einschränkung  Geltung  hätte,  wäre 
ein  Emporkommen  des  gesamten  Versicherungswesens  unmöglich 
gewesen  ^).  Was  die  deutsche  Kraft  aber  erreicht  trotz  grosser  Hin- 
dernisse, die  nicht  zuletzt  in  der  Buntscheckigkeit  deutscher  Grenz- 
pfahl-Gesetzgebungen (einem  in  der  Arbeitslosen- Versicherung  doch 
ausgeschlossenen  Hindernis)  belegen  waren ,  sagt  die  eine  That- 
sache  ^),  dass  im  deutschen  Reich  allein  in  der  Eeuerversicherung 
106  307  Millionen  Mark  versichert  sind. 

Wir  dürfen  uns  durch  jenen  Mangel  nicht  abschrecken  lassen, 
sondern  müssen  alle  Anhaltspunkte  zu  einer  Schätzung  zusammen- 
raffen. Dass  wir  bei  dieser  in  keinem  Falle  einer  optimistischen 
Auffassung  Raum  geben  dürfen  ,  sondern  vielmehr  jedenfalls  be- 
strebt sein  müssen,  zunächst  die  Arbeitslosigkeit  sehr  hoch  anzu- 
schlagen, ist  für  jeden,  der  nur  flüchtig  das  Versicherungsprinzip 
betrachtete,  selbstverständlich.  Deshalb  sei  zunächst')  hier  der 
Satz  von  20  Proz.  benützt,  ein  ganz  kolossaler  Satz,  zumal  wenn  das 
Nachweise-Bureau  erst  seine  erspriessliche  Thätigkeit  entfaltet  hat. 

Bevor  wir  aus  dieser  Schätzung  Schlüsse  ziehen,  müssen  wir 
uns  über  die  Grundsätze  einigen,  nach  welchen  die  Rente  bestimmt 
wird.  Dass  sie  dem  vollen  Arbeitslohn  nicht  gleichkommen  darf, 
ist  für  die  gegenwärtige  Lage  sowohl  aus  volkswirtschaftlichen, 
wie  aus  pekuniären  Gründen  fast  selbstverständlich,  es  fragt  sich 
also  nur,  ob  man  einen  ein  für  allemal  festen  Satz  für  alle  fest- 
stellen, oder  die  Rente  in  einem  Bruchteil  des  früheren  Arbeits- 
lohnes ausdrücken  soll.  Der  Wunsch  nach  Vereinfachung  (und 
damit  nach  Verbilligung)  der  Anlage  neigt  ja  zu  ersterer  Mass- 
nahme ,  aber  er  wird  sich  nicht  in  vollem  Umfange  durchführen 
lassen,  doch  darf  andererseits  keine  genaue  »Spezialisierung  der 
Risiken«  Platz  greifen.  Die  Tarifierung  der  Renten  darf  nur  eine 
ganz  oberflächliche  sein,  wenn  die  Einrichtung  überhaupt  auf  irgend- 
welche Sympathien  und  auf  leichte  Durchführung  rechnen  will. 
Klassifizierung  und  Tarifierung  macht  den  Apparat  zu  verwickelt, 
so  dass  seine  Handhabung  nur  sehr  schwer  oder  überhaupt  un- 
möglich wäre.  Die  Art  der  Klassifizierung  nach  dem  Grade  der 
Gefahr  würde   schon    ein   statistisches  Amt  für  sich  in  Anspruch 


1)  Im  Juni  1895  will    die  Regierung  zum    ersten  Mal  eine  Zählung  der  Arbeits- 
losen veranstalten,  sie  wäre  im  Winter  natürlich  zu  wiederholen. 

2)  Ehrenzweig's  Assekuranz-Jahrbuch.    1895.    Wien. 

3)  Gemäss  Georg  Adler's  Vorschlag  für  Basel-Land. 
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nehmen,  es  kann  sich  also  nur  um  eine  Klassifizierung  nach  der  Lohn- 
höhe handeln.  Dabei  ist  vor  allem  im  Auge  zu  behalten,  dass  der 
Hauptgrundsatz  zur  Rentenberechnung  der  ist,  die  Arbeitslosen 
vor  Hunger  zu  schützen.  Diesem  Grundsatz  gemäss  spricht  Georg 
Adler  davon,  dass  das  gewohnheitsmässige  Existenzminimum  der 
Rente  zu  Grunde  liegen  solle,  und  er  setzt  dies  gleich  der  Hälfte 
des  bisherigen  Lohnes  an.  Das  Wort  »Existenz-Minimum«  ist 
heute  leider  zu  einem  Schlagwort  ganz  dehnbaren  Inhalts  gewor- 
den ,  seit  Ferdinand  Lassall  dem  ehernen  Lohngesetz  das  Wört- 
chen gewohnheitsmässig  einverleibte.  Dies  »gewohnheitsmässig« 
hat  einen  an  sich  brauchbaren  Begriff  unbrauchbar  gemacht,  da 
doch  in  Wirklichkeit  das  zur  Fortsetzung  des  Lebens  ohne  Schä- 
digung der  Gesundheit  Notwendige  im  wesentlichen  für  Reich  und 
Arm  gleich  ist :  eine  genauere  Tarifierung  der  Renten  auf  Grund 
der  Verschiedenheit  des  verlorenen  Arbeitslohnes  empfiehlt  sich 
nicht.  Anders  freilich  liegt  die  Frage ,  ob  eine  Rücksichtnahme 
auf  die  Grösse  der  Familie  etc.  statthaben  soll ;  ich  möchte  sie 
bejahen  mit  dem  Bemerken,  dass  malthusianische  Einwendungen, 
es  könnten  dann  Arbeitslose  zur  Vergrösserung  ihrer  Familie  ver- 
leitet werden,  deshalb  ihre  Berechtigung  entbehren,  weil  das  Ver- 
hältnis der  Kosten  eines  Kindes  zu  der  Mehrrente  keinenfalls  zu 
einer  solchen  Besorgnis  Veranlassung  gewähren  kann.  Auch  eine 
verschiedene  Behandlung  der  Renten  für  Arbeitslose  im  Sommer 
und  im  Winter  erscheint  stark  gerechtfertigt !  —  In  der  schon  oft 
genannten  Musteranstalt  für  Basel-Stadt  hat  man  meines  Erachtens 
die  Frage  nach  der  Klassifizierung ,  wie  aus  HeckeVs  Bericht  er- 
hellt, im  allgemeinen  ganz  sachgemäss  beantwortet :  Man  zieht  bei 
der  Klassifizierung  sowohl  persönliche  Verhältnisse  (Kinderzahl), 
wie  Lohnhöhe  in  Betracht.  Dort  bestehen  3  verschiedene  Lohn- 
klassen mit  3  Personalgruppen : 
I.  Unverheiratete,  Kinderlose,  Verheiratete  Frauen. 
II.  a.  Witwer  oder  Witwe  mit  Kind  oder  Kindern  unter  14  Jahren, 
verheirateter  Mann  ohne,  mit  i  Kind  unter  14  Jahren, 
b.  Verheirateter  Mann  ohne  oder  mit  i  Kind  unter  14  Jahren, 
dessen  Frau  eine  volle  Arbeitsstelle  hat  oder  Arbeitslosen- 
Rente  bezieht. 
III.  a.  Verheirateter  Mann  mit  mehreren  Kindern  unter  14  Jahren ; 
b.  derselbe,  wenn  seine  Frau  eine  volle  Arbeitsstelle  inne  hat 

oder  Versicherungs-Rente  bezieht. 
Die  Höhe  der  Rente  bemisst  sich  auf  Grund  folgenden  Schemas : 
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I.  II.  Gruppe  III.  Gruppe 

Gruppe  a  b  a  b 

Lohnklasse  I  (bis  15  Frks.)  0,80  1,20  0,80  1,50  1,20 

Lohnklasse  II  {15—24  Frks.)         0,90  1,40  0,90  1,70  1,40 

Lohnklasse  III  (über  24  Frks.)       i,oo  1,50  1,00  2,00  1,50 

Leider  ist  also  die  Verschiedenheit  von  Sommer  und  Winter 
nicht  in  Ansatz  gebracht,  die  doch  deshalb  notwendig  erscheint, 
weil  im  Winter  die  Lebensmittel  teurer  sind  und  der  Mensch  eines 
Heims  mehr  bedarf,  als  im  Sommer.  Die  Berner  Kasse  bezahlt 
überhaupt  nur  Renten  in  den  Monaten  Dezember,  Januar  und 
Februar  ^),  eine  Einrichtung,  die  einen  an  sich  richtigen  Gedanken 
wieder  zu  weit  berücksichtigt. 

Nicht  mit  der  Höhe  der  Rente  ist  zu  verwechseln  die  Höhe 
der  Prämie ,  des  Beitrags ,  denn  es  ist  keineswegs  gesagt ,  dass 
der  Anspruch  auf  höhere  Rente  im  Falle  der  Arbeitslosigkeit  durch 
Zahlung  auch  eines  höheren  Beitrags  erkauft  werden  muss.  Das 
Verhältnis  von  Prämie  und  Versicherungssumme  bildet  den  Gegen- 
stand lebhafter  Erörterungen  der  Wissenschaft  und  der  Interes- 
senten und  ist  in  der  Praxis  sehr  mannigfach  gestaltet  worden. 
Nehmen  wir  einmal  als  feststehend  an,  die  Summe  der  von  den 
Versicherten  gezahlten  Beiträge  gleiche  den  aufgewendeten  Kosten, 
so  ist  damit  immer  noch  nicht  entschieden,  ob  eine  genaue  »Klassi- 
fikation der  Risiken«  statthaben  solle,  oder  eine  »Ausgleichung« 
der  Risiken  zu  empfehlen  ist.  Der  Unterschied,  von  der  grössten 
Wichtigkeit,  tritt  am  besten  in  der  augenblickhchen  Sachlage  der 
Feuerversicherung  in  Preussen  hervor.  Hier  stehen  auf  der  einen 
Seite  die  öffentlich  (d.  h.  von  Staat,  Provinz,  Stadt  u.  s.  w.)  be- 
triebenen Anstalten,  die  sog.  Sozietäten  :  sie  kennen  nur  wenige 
Gruppen  von  Feuergefährlichkeit  für  die  Berechnung  der  Prämie 
(sogenannte  Merseburger  Schule),  während  auf  der  an- 
deren Seite  die  privaten  Versicherungsanstalten  das  Prinzip  verfol- 
gen, eine  möglichst  genaue  Berechnung  des  Risikos,  welches  die 
Gesellschaft  übernimmt ,  eintreten  und  dementsprechend  höhere 
Prämien  fordern  zu  lassen  (sog.  Magdeburger  Schule).  In 
der  Arbeitslosen- Versicherung  ist  eine  straffe  Beantwortung  dieser 
Frage  dringend  erwünscht.  Der  Arbeiter,  der  im  Sommer  Maurer- 
arbeiten ausführt ,  —  für  ihn  ist  die  Arbeitslosigkeit  im  Winter 
viel  wahrscheinlicher,  als  z.  B.  für  einen  Schuhmacher,  —  die 
Kasse  übernimmt  daher  im  erstgenannten  Falle  eine  grössere  Ge- 


i)  Sozialpolitisches  Zentralblatt  vom  10.  XII.  1894. 
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fahr,  welche  Leistung  von  dem  Versicherten  auch  höher  bezahlt 
werden  könnte.  Adler  will  diesen  privatwirtschaftHch-individua- 
listischen  Standpunkt  in  Anwendung  gebracht  wissen,  die  Beiträge 
sollen  nach  Berufen  verschieden  sein ,  wobei  besonders  die  dem 
Baugewerbe  angehörenden  Versicherungspflichtigen  mehr  als  andere 
bezahlen  sollen.  In  Basel-Stadt,  dessen  Anstalt  ganz  nach  Adler  s 
Vorschlägen  (im  allgemeinen  daher  vortrefflich)  geformt  ist ,  ist 
leider  dies  Prinzip  durchgeführt.  Das  Prämien-Schema  stellt  sich 
so  dar  (Zahlen  in  Franks) : 

I.  Fabrik-Arbeiter:  II,  Bau-   und  Erdarbeiter: 

1.  Lohnklasse 0,30  i.  Lohnklasse 0,60 

2.  »  0,40  2.  »  0,70 

3.  »  0,50  3.  »  0,80 

Der  Arbeitgeber  ist  hierbei  für  I  mit  je  0,10,  für  II  mit  0,20  Fr. 
Beitrag  veranschlagt.  —  Ist  die  Klassifizierung  auch  keine  sehr 
weitgehende,  so  möchte  ich  doch  an  der  Brauchbarkeit  zweifeln. 
Ich  kann  einer  strengen  Durchführung  des  Prinzips  »Leistung  und 
Gegenleistung«  nicht  beistimmen,  bin  vielmehr  der  Ansicht,  thun- 
lichst  wenig  Beitragsklassen  einzuführen.  Es  liegt  hier  dieselbe 
Frage  vor,  wie  bei  der  Erörterung  des  Zwecks  der  Steuern.  Soll 
man  bei  diesen  Einrichtungen  noch  sozialpolitische  Gesichtspunkte 
ins  Auge  fassen,  oder  rein  abstrakt  verfahren ;  —  die  Einführung 
der  Proportionalsteuern,  sowie  die  Reichszuschüsse  zur  Invaliden- 
Versicherung  entscheiden  sich  für  eine  weitgehende  Berücksich- 
tigung sozialpolitischer  Bestrebungen :  beide  dienen  dazu,  die  Ver- 
mögensgegensätze auszugleichen,  im  ersteren  Fall  nimmt  man  di- 
rekt den  Reichen,  im  zweiten  Fall  belastet  man  die  Gesamtheit, 
indem  man  aus  den  Einkünften  des  Staates  die  armen  Volksklassen 
unterstützt.  Da  nun  mit  dem  Fallen  der  Löhne  das  Risiko  der 
Arbeitslosigkeit  steigt,  so  muss  die  Einschätzung  daraufhinarbeiten, 
die  niedrig  gelohnten  Arbeiter  mit  grösserem  Risiko  nicht  zu  den 
verhältnismässigen  Kosten  zu  verurteilen.  Wohin  wir  mit  durch- 
geführter individualistischer  Klassifizierung  gelangen,  sagt  am  besten 
ein  Blick  auf  die  Erd-  und  Mauerarbeiter,  deren  Arbeitslosigkeit 
eine  Wahrscheinlichkeit  von  mehr  als  V2  aufweist  1  Der  Wert  der 
Anstalt  wäre  bei  der  Höhe  des  geforderten  Opfers  gerade  für  jene 
bedürftigen  Kreise  arg  in  Frage  gestellt.  Erhielte  beispielsweise 
der  Arbeitslose  eine  Tagesrente  von  i  Mark,  und  wäre  durch- 
schnittlich jeder  Arbeiter  4  Wochen  lang  arbeitslos  (28  Tage),  so 
übernähme  die  Anstalt  bei  der  Versicherung  ein  Risiko  in  Höhe 
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von  28  M.  pro  Jahr,  eine  Summe,  welche  zu  zahlen  dem  Maurer 
sehr  schwer  fallen  würde.  Später,  wenn  erst  die  angesammelten 
Reserven  genugsam  Zinsen  abwerfen,  wird  eine  genauere  Klassi- 
fizierung die  schwächeren  Schultern  nicht  mehr  so  drücken.  Es 
ist  also  falsch,  die  Prämie  nach  der  Risikenhöhe  zu  berechnen, 
Man  kann  sich  auch  hier  nur  nach  der  Lohnhöhe  und  eventuell 
den  persönlichen  Verhältnissen  des  Versicherten  richten.  In  der 
Musteranstalt  Basel-Stadt  hat  man,  wie  oben  gesagt,  nur  die 
Rentenhöhe  von  letzteren  mit  abhängig  sein  lassen,  während  man 
die  Prämienhöhe  nur  nach  Lohnklassen  berechnet  —  diesen  Unter- 
schied halte  ich  nicht  für  gerechtfertigt,  und  kann  keinen  Grund 
für  diese  verschiedenartige  Behandlung  von  Prämie  und  Rente 
auffinden. 

Bisher  nahm  ich,  um  die  Sachlage  durch  komplizierte  Vor- 
gänge nicht  zu  verhüllen,  immer  an,  dass  die  Gesamtheit  der  Ver- 
sicherten auch  die  Gesamtheit  der  Kosten  zu  tragen  hätte.  Diese 
Annahme  erleichtert  das  Eindringen  in  das  Problem  ausserordent- 
lich, da  man  unter  dem  allgemeinen  Gesichtspunkt  der  Gefahren- 
gemeinschaft prinzipielle  Fragen  bequem  erledigen  kann,  doch  ist 
es  nicht  unbedingt  nötig,  dass  die  Versicherten  die  Gefahren,  d.  h. 
die  Kosten  tragen.  In  der  Versicherung  auf  den  Todesfall  liegt 
z.  B.  ein  Vertrag  mit  dem  Versicherten  (im  wirtschaftlichen  Sinne 
des  Wortes)  in  den  meisten  Fällen  zur  Zeit  nicht  vor,  sondern 
ein  Vertrag  der  Anstalt  mit  einer  ganz  anderen  Person,  z.  B.  mit 
dem  Vater  unerzogener  Kinder,  welche  durch  die  seitens  der  Ge- 
sellschaft bei  Todesfall  ihres  Ernährers  auszuzahlende  Summe  (bezw. 
Rente)  vor  Not  geschützt  werden  sollen. 

In  der  Versicherung  gegen  Arbeitslosigkeit  gewinnt  diese  Frage, 
\vie  schon  in  früheren  sozialpolitischen  Versicherungsgesetzen  eine 
ganz  erhöhte  Wichtigkeit :  man  sagt  natürlich,  der  Nächste  ist  der, 
der  den  Vorteil  davon  hat  —  jedoch  stimmt  dies  Exempel  eben 
dann  nicht,  wenn  dieser  Nächste  vielleicht  gar  nicht  in  der  Lage 
ist,  die  Kosten  zu  tragen.  Das  ganze  Institut  deshalb  wegen  »Un- 
rentabilität«  fallen  zu  lassen ,  wäre ,  wenn  ich  mich  dieses  Aus- 
drucks einmal  bedienen  darf,  eine  kapitalistische  Rohheit  schlimm- 
ster Art.  Die  Leute  hungern ,  trotzdem  sie  nützliche  Mitglieder 
der  Gesellschaft  sein  vv^oUen,  es  muss  daher  auf  alle  Fälle  Rat  ge- 
schafft, oder,  wie  G.  Adler  mit  bitterem  Galgenhumor  sagt,  ein 
modus  vivendi  gefunden  werden. 

Sind  die  Arbeiter  nicht  in  der  Lage,   die  Versicherungsgelder 

Zeiuchrift  für  die  ges.  Staatswissensch.    1895.   IV.  40 
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aufzubringen,  so  müssen  andere  Gesellschaftskreise,  so  muss  die 
organisierte  Gesellschaft  selbst  diese  Schuld  tilgen.  Brentano  und 
andere  Volkswirte  sprechen  davon,  dass  in  dem  Arbeitslohn  eine 
Versicherungsquote  enthalten  sein  müsse,  eine  Quote  zur  Befrie- 
digung des  Versicherungsbedürfnisses  ;  diese  Behauptung  ist  falsch : 
nicht  im  Arbeitslohn  muss  jener  Anteil  stecken,  sondern  in  dem 
erzielten  »Mehrwert«  —  der  Arbeitslohn  hat  hiermit  gar  nichts  zu 
thun ;  ob  jener  Anteil  mit  dem  Lohn  den  Arbeitern  übergeben 
wird  oder  nicht,  ist  erst  eine  Unterfrage.  Deshalb  wird  man  nicht 
sagen  können,  der  Arbeiter  hat  die  Verpflichtung  zur  Zahlung  der 
Beiträge  ebenso  wenig  wie :  der  Unternehmer  hat  dies  zu  thun. 
Ist  der  Lohn  des  Arbeiters  so  gering,  dass  er  schon  Mühe  hat, 
sich  über  Wasser  zu  halten,  aber  nicht  wohl  die  Leistung  von  Bei- 
trägen tragen  kann,  so  steckt  die  Versicherungs-Quote  eben  beim 
Unternehmer  —  jedoch  es  kommen  infolge  der  Konkurrenz,  oder 
infolge  falscher  Vorausberechnungen ,  veränderter  Produktionsbe- 
dingungen u.  s.  w.  im  Deutschen  Reich  die  Fälle  nicht  vereinzelt 
vor,  in  welchen  sowohl  Unternehmer  wie  Arbeiter  gerade  durch- 
kommen ,  das  Versicherungsbedürfnis  aber  nicht  mehr  befriedigt 
werden  kann  —  in  diesem  Falle  ist  die  Versicherungsquote  über- 
haupt nicht  vorhanden  —  dann  liegen  eben  ungesunde  Verhält- 
nisse vor,  das  Unternehmen  ist  unrentabel.  Die  zwangsweise  ein- 
geführte Versicherung  würde  solche  Anstalten  stark  in  Frage 
stellen,  also  das  Vorhandensein  von  Arbeitsgelegenheit  gefährden, 
allein  das  ist,  so  schmerzlich  es  auch  für  die  Betroffenen  sein  mag, 
im  allgemeinen  nicht  zu  berücksichtigen ,  im  Gegenteil  ist  es  zu 
begrüssen,  dass  diese  Belastung  eine  Säuberung,  eine  Wegfegung 
ungesunder  Produktionsanlagen  hervorbringt. 

Aus  jenen  Bedenken  geht  hervor ,  dass  sich  auf  beregtem 
Wege  keine  feste  Unterlage  gewinnen  lässt.  Man  wird  daher  ein- 
fach irgend  welche  Festsetzungen  treffen  müssen,  weiche  am  we- 
nigsten gegen  sich  haben.  Arbeiter  und  Unternehmer  stehen  im 
Vordergrunde,  aber  auch  die  Stadt  sollte  in  irgend  welcher  Weise, 
vielleicht  zunächst  nur  subsidiär  an  den  Kosten  beteiligt  werden 
und  der  Staat ,  sofern  in  einem  Bezirk  die  Arbeitslosigkeit  eine 
ungewöhnliche  Ausdehnung  erlangt  hat.  —  Damit  taucht  sogleich 
eine  neue  Gefahr  auf:  wie,  wenn  statt  der  erwarteten  20  Proz. 
Arbeitsloser  nun  nicht  nur  in  einem  kleineren  Bezirk,  sondern  in 
grossen  Teilen  des  Landes  infolge  wirtschaftlicher  nationaler  Krisen 
sich  bei  der  Anstalt  etwa  50  Proz.  melden  zum  Empfang  der  Rente. 
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In  solchen  Zeiten  hilft  das  Vermittlungs-Burcau  wenig ,  da  eben 
infolge  der  Krise  die  Nachfrage  nach  Arbeit  bedeutend  gefallen 
ist  —  wo  nimmt  die  Versicherungsanstalt  die  grossen  IVIittel  her, 
solchen  Fällen  zu  begegnen ;  der  Staat  kann  in  diesem  Umfange 
nicht  helfen.  Man  muss  daher  von  Anfang  an  darauf  bedacht  sein, 
Reserven  anzusammeln,  gerade  wie  es  in  den  anderen  Zweigen  des 
Versicherungswesens  nötig  wurde  und  erreicht  ist.  Da  sich  diese 
aber  erst  allmählich  gewinnen  lassen ,  so  muss  gleich  anfangs 
wacker  an  die  Gründung  gegangen  werden.  Ich  habe  zwar  bei 
der  Erörterung  der  Frage,  wer  die  Prämien  zu  zahlen  habe,  ab- 
sichtlich den  Plan  G.  Adler  s  nicht  ins  Gefecht  gezogen,  die  private 
Wohlthätigkeit  (Erbschaften,  Legate)  anzurufen,  da  man  theore- 
tisch mit  derartigen  Dingen  nicht  arbeiten  kann,  aber  ich  bin  über- 
zeugt ,  dass  bei  der  Gründung  der  Anstalten  mancher  Kapitalist 
in  diesen  Zeiten  arbeiterfreundlicher  Politik  in  seine  Tasche  greifen 
wird  :  gerade  bei  der  Gründung  ist  solch  ein  Reservefonds  von 
unschätzbarem  Wert,  da  die  sog.  »Kinderkrankheiten«  infolge  der 
mangelhaften  Statistik  recht  bedrohlich  werden  könnten  '). 


1)  Abgeschlossen  Breslau,  26.  Mai  1S95. 
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Monatsberichte  auf  dem  Gebiete  der  neuzeitlichen  Arbeitsverwaltung. 

The  Latour  Gazette,  The  Journal  of  the  Laboiir  Department  of 
the  Board  of  Trade.  Published  on  the  i5th  of  each  month.  Vol.  III. 
1895.  London.  Printed  and  published  for  Her  Majesty's  Stationery  Office 
by  Veale,  Chifferiel  &  Co.  Ltd.  31  to  37  Cursitor  Street.  London  E.  C. 
Preis  jeder  Nummer  i  Penny. 

Bulletin  de  f  Office  du  Travail  (Minist^re  du  Commerce,  de  ITn- 
dustrie,  des  Postes  et  des  Telegraphes).  Paris,  Berger  Levrault  et  Cie. 
editeurs;  Armand  Colin  et  Cie.  editeurs.  2e.  Annee  1895.  Monatlich 
eine  Nummer,  Preis  20  Centimes.  (Jahresabonnement  für  Frankreich 
2  Fr.  50  Ctm.) 

Diese  zwei  Monatsberichte  über  Arbeits-Angelegenheiten  sind  in- 
teressante Typen  einer  besonderen  Art  von  Veröffentlichungen,  zu  wel- 
chen die  neuzeitliche  Gestaltung  der  staatlichen  Arbeitsverwaltung  An- 
lass  gegeben  hat.  Information  der  mannigfaltigsten  Art  über  Arbeits- 
und Arbeiterverhältnisse  im  In-  und  Ausland,  welche  die  staatliche 
Arbeitsverwaltung  bei  sich  konzentriert,  soll  möglichst  rasch  durch  Ver- 
öffentlichung in  einer  ungewöhnlich  billigen  Monatsschrift  den  grossen 
Massen  der  Interessenten,  vor  allem  den  verschiedenen  Arbeiterkreisen 
zugänglich  gemacht  werden.  Dabei  handelt  es  sich  sowohl  um  statisti- 
sche als  um  anderweitige  notizenartige  Informationen;  doch  nehmen 
gerade  die  statistischen  oder  —  wenn  der  Ausdruck  gestattet  werden 
will  —  die  quasi-statistischen  Nachweise  namentlich  in  der  englischen 
Labour  Gazette  eine  hervorragende  Stelle  ein. 

Soweit  die  Monatsberichte  statistisches  Material  bieten,  kommt  so- 
wohl der  statistisch  rezeptive  als  der  statistisch  produktive  Verwaltungs- 
dienst ^)  in  Betracht.  Der  rezeptive  Dienst  greift  vor  allem  Platz  für 
alle  aus  dem  Ausland,  insbesondere  auf  Grund  ausländischer  statistischer 
Publikationen  mitgeteilten  statistischen  Nachweise.    Gleiches  ist  der  Fall, 

i)  Ich  darf  bezüglich  dieser  Unterscheidung  wohl  Bezug  nehmen  auf  meine  »Theo- 
retische Statistik«,  Freiburg,  J.  C.  B.  Mohr  1895,  §  63:  »Die  technischen  Aufgaben 
der  statistischen  Verwaltung  im  einzelnen«.     S.  137  u.  ff. 
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insofern  im  Inland  anderwärts  fertiggestellte  Statistik  einfach  mitgeteilt 
wird.  Daneben  findet  sich  aber  auch  statistisch-produktiver  Dienst. 
Allerdings  handelt  es  sich  dabei  in  der  Hauptsache  nicht  um  statistisch- 
produktiven Dienst  aus  erster  Hand,  d.  h.  um  Gewinnung  der  Nachweise 
mittelst  durchgreifender  und  technisch  zentralisierter  Bearbeitung  des 
Urmaterials  der  Erhebung.  Was  die  Grundlage  für  die  bedeutungs- 
vollsten fortlaufenden  statistischen  Monatsveröffentlichungen,  insbeson- 
dere des  englischen  Arbeits-Departements  bildet,  ist  das,  was  man  sta- 
tistisch-produktive Arbeit  aus  zweiter  Hand  nennen  kann ,  insofern  es 
sich  dabei  nicht  um  statistisch-technische  Ausbeutung  statistischen  Ur- 
materials, sondern  nur  um  eine  kalkulatorische  Zusammenstellungsarbeit 
insofern  handelt,  als  dezentralisiert  aufgestellte  Zahlennachweise  zu  einem 
möglichst  brauchbaren  typischen  Gesamtbild  einer  gegebenen  Erschei- 
nung zusammenzufassen  sind.  Bei  der  fortlaufenden  Arbeitsstatistik 
sind  es  teils  Unternehmerkreise  (Betriebsverwaltungen),  teils  Kreise  or- 
ganisierter Arbeiter  (in  England  namentlich  die  Trade  unions),  welche 
die  eigentlich  statistisch-technische  Arbeit  der  Tabellenaufstellung  be- 
sorgen, bezüglich  deren  dann  hinterher  dem  Arbeitsamt  nur  eine  rech- 
nerische Zusammenfassung  zufällt.  Thatsächlich  ist  durch  dieses  Ver- 
fahren eine  erschöpfende  statistische  Erkenntnis  der  Zustände  und  Er- 
eignisse, welche  in  Betracht  gezogen  werden,  keineswegs  gesichert.  Die 
Inanspruchnahme  der  freiwilligen  Mitarbeit  privater  Unternehmer-  und 
Arbeiterkreise  schliesst  die  Verweigerung  dieser  Mitarbeit  —  allgemein 
oder  zu  gegebener  Zeit  —  keineswegs  aus.  So  kommt  es ,  dass  z.  B. 
wichtige  Kapitel  der  fortlaufenden  englischen  Arbeitsstatistik,  wie  sie 
die  Labour  Gazette  bietet,  eigentlich  keine  wahre  Statistik  im  strengen 
Sinne  des  Wortes  darstellen ,  sondern  nur  eine  Art  symptomatischer 
Statistik,  die  aus  keineswegs  erschöpfenden  und  überdies  bezüglich  des 
Masses  ihrer  Erstreckung  zu  verschiedenen  Zeiten  ungleichmässigen  Nach- 
weisen gewonnen  ist.  So  wird  z.  B.  in  der  Märznummer  1895  zur  Sta- 
tistik der  Arbeitslosigkeit  im  Februar  (State  ofEmployement  in  February. 
I.  General  Summary)  bemerkt:  »84  Trade  unions  mit  einer  Gesamt-Mit- 
gliederzahl  von  385  594  hätten  die  Gesamtzahl  der  ausser  Arbeit  stehen- 
den Mitglieder  zu  Ende  Februar  auf  30624  oder  7,9  Proz.  angegeben, 
gegen  8,2  in  den  76  Unions,  welche  für  den  Januar  Nachweise  gelie- 
fert hatten,  und  6,3  Proz.  in  den  43  Unions,   welche  für  den  Februar 

1894  berichtet  hatten«.    84  berichtende  Gewerkvereine  für  den  Februar 

1895  g^g^J^  76  Gewerkvereine,  die  über  den  Januar  1895  und  nur  43, 
die  über  den  Februar  1894  berichtet  hatten,  das  lässt  allerdings  die  Grund- 
lagen dieser  Statistik,  selbst  wenn  sie  nur  als  »symptomatische«  ange- 
sprochen wird,  als  recht  ungleichartig  und  damit  nur  massiges  Vertrauen 
erweckend  erscheinen.  Etwas  günstiger  erscheint  allerdings  die  Sache, 
wenn  man  nicht  die  Zahl  der  Gewerkvereine,  sondern  die  Zahl  der  Mit- 
glieder in  Betracht  zieht,  welche  sie  jeweils  repräsentierten.    Man  findet 
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dann  für  den  Februarbericht  1895  wie  oben  angegeben  385594  Mit- 
glieder, für  den  Januarbericht  1895  370  335  Mitglieder  und  für  den  Feb- 
ruarbericht 1894  352846  Mitglieder  der  berichtenden  Gewerkvereine. 
Hier  sind  die  Unterschiede  minder  bedeutend;  die  Lässigkeit  der  Be- 
richterstattung scheint  hienach  vorzugsweise  bei  minder  mitgliederreichen 
Gewerkvereinen  obzuwalten.  Aber  muss  man  weiter  fragen  :  Können 
die  Resultate,  die  sich  für  nicht  einmal  400  000  Gewerkvereinsmitglieder 
ergeben,  überhaupt  als  befriedigendes  Bild  der  Arbeitslosigkeit  im  all- 
gemeinen angesehen  werden?  Hier  Ja  zu  sagen,  erheischt  einen  grossen 
Mut  an  statistischem  Summarismus  1  Selbst  wenn  die  400  000  voll  wären, 
hätte  man  noch  nicht  einmal  ein  Drittel  der  Gewerkvereinsmitglieder, 
deren  Vereine  überhaupt  Nachweisungen  über  ihre  Mitgliederzahl  ein- 
reichen, in  Betracht  gezogen.  Diese  Gewerkvereine  betrugen  für  1892 
594  mit  I  237  367  Mitgliedern  ^).  Und  dazu  dann  noch  die  ganze  Masse 
der  nicht  den  Gewerkvereinen  angehörigen  Arbeiter!  Man  sieht,  man 
hat  es  bei  der  fortlaufenden  Statistik  der  Arbeitslosen  in  der  Labour 
Gazette  mit  einem  Nachweis  zu  thun ,  welcher  nicht  bezüglich  des 
Masses  der  Arbeitslosigkeit  als  solcher,  sondern  höchstens  in  Betreff  der 
zeitlichen  Schwankungen  derselben  einigermassen,  aber  auch  da  nur  mit 
grosser  Sorgfalt,  als  symptomatischer  Ausdruck  zu  gebrauchen  ist. 

Besser  steht  es  mit  zwei  anderen  Symptomen,  welchen  in  der  La- 
bour Gazette  fortlaufend  besondere  Berücksichtigung  zugewendet  ist: 
das  ist  einerseits  die  Zahl  der  von  Tag  zu  Tag  in  den  Londoner  Docks 
verwendeten  Arbeiter  und  andererseits  die  Durchschnittszahl  der  im 
Monat  in  London  unterstützten  Armen.  Hier  sind  wenigstens  die  sympto- 
matischen Erscheinungen  als  solche  erschöpfend  in  Betracht  gezogen. 

Die  vorgenannten  drei  Bewegungserscheinungen:  Arbeitslosigkeit, 
Dockarbeiterverwendung  und  Armenunterstützung  werden  in  der  Labour 
Gazette  regelmässig  durch  in  den  Druck  eingeschaltete  einfache  Linien- 
Diagramme  veranschaulicht,  welche  gewissermassen  den  Barometerstand 
dieser  für  die  Arbeitsangelegenheiten  bedeutungsvollen  Erscheinungen 
darstellen  sollen. 

Ueber  den  wesentlichen  Inhalt  der  beiden  Monatsberichte  sei  in 
Kürze  noch  folgendes  bemerkt. 

A)  The  Labour  Gazette.  (Allmonatlich  im  Mittel  32  Seiten 
gr.  2.)  Die  Monatsnummern  derselben  bringen  zunächst  Mitteilungen 
über  den  Beschäftigungsstand  (state  of  employement)  des  Vor- 
monats in  drei  Abschnitten:  LAllgemeineUebersicht  (General- 
Summary).  H.  Berichte  für  einzelne  Industrien.  III.  Di- 
strikts-Berichte (auch  von  London)  seitens  örtlicher  Korrespon- 
denten und  von  anderer  Seite.    In  der  Allgemeinen  Uebersicht  werden 


i)  Report  of  the  work  of  the  Labour  Department  of  the  Board  of  Trade  (1893/94) 
with  Supplement  containing  Abstract  of  Labour  Statistics,  London   1894.    S.   7. 
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nach  einer  allgemeinen  Schilderung  der  Arbeitslage  die  oben  erwähnten 
Arbeitslosen-Statistiken  der  Trade-Unions  mitgeteilt;  dann  folgen  andere 
hier  einschlägige  Mitteilungen  über  den  Arbeiterstand  in  verschiedenen 
Industrien  nebst  kurzen  Notizen  über  Arbeitsstreitigkeiten  (trade  dis- 
putes),  über  die  allgemeine  Tendenz  der  Veränderungen  bei  Lohnsätzen 
und  Arbeitsdauer,  über  Armenvvesen,  sowie  über  die  Ein-  und  Auswan- 
derung. Die  Sonderberichte  für  einzelne  Industfien  gründen  sich 
auf  die  von  den  verschiedenen  Betriebsunternehmungen  bezw.  den  Korres- 
pondenten des  Departments  (so  insbesondere  bezüglich  der  landwirtschaft- 
lichen Arbeit)  gelieferten  zahlenmässigen  Nachweise,  und  erstrecken  sich 
z.  Z.  auf  a)  Kohlenbergbau,  b)  Eisenerzbergbau,  c)  Eisenindustrie, 
d)  Landwirtschaftliche  Arbeit,  ej  Frauen-  und  Kinderverwendung  in 
der  Textil-  und  Hutindustrie,  fj  Dockarbeit  in  London  (Dieser  Abschnitt 
gehört  zu  dem  statistisch  Vollständigsten ,  was  die  Monatsnachweise 
bieten  und  giebt  durch  den  Sondernachweis  des  täglichen  Standes  der 
beschäftigten  Dockarbeiter  im  Vergleich  mit  dem  nämlichen  Monat  des 
Vorjahrs  sehr  lehrreiche  Aufschlüsse,  deren  allgemeines  Verständnis 
durch  die  graphische  Darstellung  noch  wesentlich  erleichtert  wird) ; 
g)  Beschäftigung  von  Seeleuten,  h)  Fischerei-Industrie.  Die  Distrikts- 
berichte haben  nur ,  soweit  London  und  insbesondere  das  dortige 
Armenwesen  in  Betracht  kommt,  einen  statistischen  Charakter;  im  üb- 
rigen hat  man  es  mit  allgemeinen  Schilderungen  der  Lage  und  Stim- 
mungsberichten für  die  verschiedenen  Arbeitszweige  zu  thun ,  welche 
nach  grösseren  Gebietsabschnitten  geordnet  sind  und  allmonatlich  einen 
ziemlich  ausgedehnten  Raum  in  Anspruch  nehmen.  Darauf  folgen  Mit- 
teilungen und  Aufsätze  redaktionellen  Charakters,  in  welchen 
gerade  schwebende  Probleme  inländischen  oder  ausländischen  Charak- 
ters behandelt  werden.  Als  Beispiel  sei  angeführt,  dass  die  Märznum- 
mer von  1895  an  solchen  Artikeln  und  Notizen  enthält:  Die  Krisis  im 
Stiefel-  und  Schuhgeschäft;  Kooperativ-Kontrakte  in  Italien;  die  Lage 
im  Londoner  Baugeschäft ;  die  Kohlenindustrie  in  Süd-Wales  und  die 
gleitende  Skala  ;  die  Einigungs-  (Trade  disputes)  Bill  und  andere  auf  die 
Arbeit  bezügliche  Bills.  Ständige  Rubriken  sind  hiebei  die  Nachwei- 
sungen zur  Unfall-x\kte,  sodann  Mitteilungen  über  Einigungs-  und  Schieds- 
wesen,  sowie  über  Genossenschaftswesen  (Cooperation)  je  im  Vormonat. 

Daran  reiht  sich  ein  auf  kurze  Notizen  beschränkter  Monatsbericht 
über  die  Arbeit  in  den  Kolonien  und  danach  der  Abschnitt  über 
die  Arbeit  im  Ausland,  bestehend  in  einer  Sammlung  gelegent- 
licher statistischer  und  nichtstatistischer  Notizen  aus  den  verschiedenen 
Ländern,  welche  teils  den  amtlichen  Publikationen  dieser  Länder  ent- 
nommen ,  teils  auf  diplomatischem  oder  konsularischem  Weg  erlangt 
sind.  (In  diesem  Abschnitt  kommt  der  rein  rezeptive  Dienst  dieses 
Teils  der  Arbeitsverwaltung  am  deutlichsten  zum  Ausdruck. 

Dann  kommt  der  Abschnitt  über  »Labour  Cases«,  d.h.  über  zivil- 
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oder  strafgerichtliche  Fälle,  welche  speziell  auf  Arbeits- 
fragen sich  beziehen  und  von  welchen  das  Department  Kenntnis  er- 
halten hat.  Benützt  sind  namentlich  die  darauf  bezüglichen  Mitteilungen 
in  Lokalzeitungen.  Die  Fälle  sind  nach  den  verschiedenen  in  Betracht 
kommenden  Spezialgesetzen  geordnet,  z.  B.  Employers  Liability  Act, 
Employers  and  Workmen  Act,  Mines  Regulation  Act,  Merchant  Shipping 
Act,  Trade  Unidn  and  Conspiracy  Acts,  Friendly  Societies  Act,  Factory 
and  Workshop  Acts  u.  s.  w. ;  auch  fehlt  nicht  die  Sammelposition  »Mis- 
cellaneous«.  Daran  reiht  sich  eine  amtliche  Statistik  der  im 
Vormonat  eingetretenen  gerichtlichen  Verfolgungen  (Indu- 
strial  prosecutions)  auf  Grund  der  Factory  and  Workshop  Acts,  der  Mines 
Acts  und  der  Merchant  Shipping  Acts  mit  Angabe  der  Zahl  der  Ver- 
folgungen, der  Verurteilungen,  der  ausgesprochenen  Strafen  und  des 
Kostenbetrags. 

Es  folgt  eine  Statistik  der  Thätigkeit  der  Arbeits-Bu- 
re au  x,  soweit  solche  (g)  Nachweise  liefern,  eine  erschöpfende  Sta- 
tistik des  Armenwesens  für  England,  Schottland  und  Irland 
nach  dem  Stand  eines  Tages  in  Mitte  des  Vormonats  auf  Grund  der 
von  den  Local  Government  Board  mitgeteilten  Angaben,  und  eine  Sta- 
tistik der  Arbeitsunfälle  bei  Eisenbahnbediensteten,  Bergleuten,  Fabrik- 
und  Werkstätten-Arbeitern,  Seeleuten. 

Unter  der  Ueberschrift  »Trade-Disputes«  sind  die  einzelnen  Arbeits- 
streitigkeiten mit  Angabe  der  Zahl  der  beteiligten  Betriebe  und 
Arbeiter,  sowie  des  Beginns  und  des  Endes  derselben  aufgeführt,  und 
zwar  in  drei  Gruppen :  i )  solche ,  die  in  dem  betreffenden  Monat  be- 
gonnen haben ;  2)  solche,  welche  früher  begonnen  haben  und  in  diesem 
Monat  beendigt  worden  sind;  3)  solche,  welche  früher  begonnen  haben 
und  in  dem  betreffenden  Monat  noch  nicht  beendet  waren.  —  Daran 
reiht  sich  eine  Uebersicht  der  in  den  einzelnen  Industriezweigen  im 
Vormonat  begonnenen  Veränderungen  der  Lohnsätze  und 
der  Arbeitsdauer. 

Verschiedene  Notizen,  insbesondere  handelspolitischer  Art,  so- 
dann über  Ein-  und  Auswanderungen,  Mitteilungen  über  neugebildete 
oder  aufgelöste  industrielle  Organisationen  (Trade 
unions  u.  s.  w.),  sowie  über  neu  in  Betrieb  gesetzte  oder  aufgelassene 
Gruben  bilden  den  Schluss  der  reichen  Monatsveröffentlichung  des  eng- 
lischen Labour  Department. 

B.  Bulletin  de  l'Office  duTravail  (allmonatlich  im  Mittel 
55  Seiten  8").  Die  Haupteinteilung  des  Stoffs  dieser  Monatsberichte 
ist  folgende :  Mouvement  social  en  France ;  Mouvement  social  ä  l'etranger ; 
Actes  et   documents  officiels;  Jurisprudence;  Bibliographie. 

In  der  ersten  Abteilung  —  Soziale  Bewegung  inFrank- 
reich  —  nimmt  die  »Revue  du  travail«  den  meisten  Raum  ein. 
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An  eine  allgemeine  —  anscheinend  vom  Arbeitsamt  aus  den  nachher 
zu  erwähnenden  Einzelberichten  hergestellte  —  Uebersicht  der  Lage, 
in  welcher  auch  auf  die  verschiedenen  Hauptgruppen  der  Industrien 
eingegangen  wird,  reiht  sich  in  zwei  Hauptgruppen  getrennt  die  Samm- 
lung des  fortlaufend  beim  Arbeitsamt  eingehenden  Materials  an,  eine  Orien- 
tierung über  die  Geschäfts-  und  Arbeitslage  der  verschiedenen  Industrien 
in  verschiedenen  Departements  des  Landes,  von  denen  die  industriell 
wichtigsten  ziemlich  regelmässig  allmonatlich  berücksichtigt  werden.  Die 
zwei  Hauptgruppen,  nach  welchen  die  Informationen  unterschieden  sind, 
stellen  im  grossen  und  ganzen  die  Berichterstattung  einerseits  vom  Stand- 
punkt des  Unternehmers,  andererseits  von  jenem  des  Arbeiters  dar.  Es 
sind  nämlich  unterschieden  :  I.  Analyse  par  departements  des  renseigne- 
ments  fournis  1°  par  les  chambres  de  commerce,  conseils  de  prud'hommes, 
associations  patronales  etc.,  2°  par  les  correspondants  und  II.  Analyse 
par  departements  des  renseignements  fournis  par  les  Chambres  syndicales 
ouvri^res.  Die  Orientierung  trägt  in  beiden  Fällen  nur  ausnahmsweise 
einen  statistischen  Charakter;  es  überwiegen  die  allgemeinen  Beurtei- 
lungen und  Schilderungen  der  Lage ;  einige  Annäherung  an  zahlenmäs- 
siges  Material  bieten  die  namentlich  bei  den  Berichten  der  Arbeiter- 
syndikate häufiger  auftretenden  Schätzungen  der  Arbeitslosigkeit  in 
Prozenten  des  Arbeiterstandes.  Neuerlich  (z.  B.  in  der  Märznummer 
1895)  lässt  sich  das  Arbeitsamt  angelegen  sein,  daraus  in  der  allgemei- 
nen Uebersicht  eine  formell  den  statistischen  Charakter  tragende  Zahlen- 
gruppierung zu  geben.  Bei  näherem  Zusehen  findet  man  freilich,  dass 
es  sich  dabei  nur  um  zahlenmässige  Gruppierung  ganz  allgemeiner  sub- 
jektiver Beurteilungen  (z.  B.  travail  plus  abondant  —  equivalent  —  moins 
abondant)  handelt,  sehr  im  Gegensatz  zu  der  allgemeinen  Uebersicht 
des  englischen  Monatsberichts,  der  seine  Statistik  der  Arbeitslosigkeit 
auf  thatsächlichen  Zahlennachweisen  der  einzelnen  Gewerkvereine  auf- 
baut. Dafür  erstreckt  sich  andererseits  die  allgemeine  französische  Ueber- 
sicht nicht  bloss  auf  den  Arbeitsmarkt,  sondern  namentlich  auch  auf 
die  Produktenpreise.  Die  »Revue  du  travail«  enthält  weiter  noch  ver- 
schiedene Notizen  teils  praktischer  Art,  teils  allgemein  statistischen  Cha- 
rakters. Zu  den  ersteren  gehören  die  Sonderangaben  über  bevorstehende 
Submissionen,  zu  den  letzteren  Auszüge  aus  der  Handels-  und  Verkehrs- 
statistik, Montanstatistik,  Konkursstatistik  und  Baustatistik  von  Paris, 
Pariser  Pfandleihstatistik. 

In  weiteren  Unterabschnitten  der  ersten  Abteilung  folgen  die 
Mitteilungen  über  i)  das  »Mouvement  syndical«  mit  na- 
mentlicher Anführung  der  neugegründeten  und  aufgelösten  Syndikate 
bezw.  Syndikatsverbände;  2)  die  Arbeiterausstände  im  Vormonat  (sta- 
tistische Zahlen  mit  näherer  Beschreibung  einzelner  Fälle),  3)  Mit- 
teilungen über  Einigungs-  und  Schiedswesen  (mit  Berücksichtigung  auch 
von  England),    4)  Statistik   des  Spar-    und  Vorschauwesens  —  ausser- 
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dem  gelegentliche  Notizen  u.  s.  w.,  z.B.  im  Märzheft  1895  über  Detail- 
preise gewisser  Waren,  Statistik  der  Produktiv-  und  Konsumtivgenossen- 
schaften, Verzeichnis  der  im  Vorjahr  den  Produktiv-  und  Kreditgenos- 
senschaften der  Arbeiter  gewährten  staatlichen  Subventionen,  annähernde 
Zahl  der  Stickereibetriebe,  Gefängnisarbeit  im  Jahr  1892,  Allgemeine 
Lage  der  Kohlenindustrie  in  Frankreich  von  1850  bis  1893,  die  Be- 
triebssicherheit in  den  Minen  (mit  vergleichenden  Blicken  auf  die  deutsche 
Unfallstatistik),  Diagramm  der  Produktion,  des  Verbrauchs  und  der 
Preise  der  Mineralkohlen  in  Frankreich  seit  181 1,  Verzeichnis  der  be- 
stehenden Gewerbegerichte  (Conseils  de  prud'hommes)  und  summa- 
rische Statistik  derselben. 

Die  zweite  Abteilung  —  Soziale  Bewegung  imAusland  — 
hat  keine  feststehenden,  allmonatlich  wiederkehrenden  Rubriken.  Hier 
erfolgen  vielmehr  einzelne  Mitteilungen  über  Gesetzgebung,  Verwal- 
tung und  Statistik  in  Arbeitssangelegenheiten  nach  Massgabe  der  bezüg- 
lichen ,  vom  Arbeitsamt  vorzugsweise  benützten  amtlichen  Veröffent- 
lichungen der  verschiedenen  Länder;  in  einzelnen  Fällen  werden  auch 
diplomatische  bezw.  konsularische  Berichte  benützt.  Auch  sonstige  all- 
gemein bedeutsame  Vorgänge,  z.  B.  Arbeiten  internationaler  Kongresse 
finden  Beachtung.  Aus  Deutschland  ist  beispielsweise  in  den  drei 
ersten  Monatsnummern  von  1895  folgendes  berücksichtigt :  Januar:  Ein 
von  Arbeitern  begründetes  Arbeitersekretariat  (Nürnberg),  —  Ergebnisse 
der  Invaliditäts-  und  Arbeiterversicherung  für  1893  ,  —  Gemeindliche 
Arbeitsnachweisebureaux  (nach  einem  Bericht  des  französischen  General- 
konsuls in  Hamburg).  Februar:  Ergebnisse  der  Unfallversicherung  für 
1893,  —  Statistik  der  preussischen  Einkommensteuerveranlagung  für 
1894/95,  —  Arbeiterernährung  (Düsseldorfer  Versuch  des  Transports 
der  Arbeitermahlzeiten  mittelst  erwärmter  Wagen ;  Bericht  des  französ. 
Konsuls  in  Düsseldorf).     März:  Sonntagsruhe  (Bundesratsbeschluss). 

In  der  dritten  Abteilung  wird  alles  auf  die  Arbeitsangelegenheiten 
bezügliche  Material  an  französischen  Gesetzgebung  s- 
und  Verwaltungsvorschriften  (staatlicher  und  kommunaler 
Natur)  veröffentlicht;  auch  wird  monatlich  eine  knappe  Uebersicht  des 
jeweiligen  Standes  der  legislativen  Arbeiten  auf  dem  Gebiete  der  Ar- 
beiter- und  sozialen  Fragen  gegeben ,  insoweit  irgendwelche  Vorgänge 
auf  parlamentarischem  Gebiet  dazu  zu  vermerken  sind.  In  der  ersten 
Jahresnummer  wird  dazu  eine  Gesamtübersicht  der  Gesetzgebungsar- 
beiten für  das  Vorjahr  geliefert. 

Die  vierte  Abteilung  enthält  Mitteilungen  über  rechtlicheEnt- 
scheidungen  (Jurisprudenz)  auf  dem  Gebiet  der  Arbeitsangelegenheiten. 

Die  letzte  Abteilung  (Bibliographie)  von  geringer  Ausdeh- 
nung, welche  nicht  ständig  in  den  Monatsberichten  vertreten  ist,  bringt 
gelegentliche  Bücherbesprechungen,  insbesondere  auswärtiger  amtlicher 
Veröffentlichungen. 
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Es  war  nötig,  im  Vorstehenden  reichliches  Detail  über  den  Inhalt 
des  englischen  und  des  französischen  Arbeits-Monatsberichts  zugeben; 
denn  das  reiche  Mosaik  höchst  mannigfaltiger  Information,  welches 
diese  Berichte  enthalten,  kann  durch  eine  allgemeine  Beschreibung  nicht 
gut  zum  Ausdruck  gebracht  werden.  Ersichtlich  ist  das  Bestreben,  alles 
zusammenzutragen,  was  an  amtlichem  Material  und  an  privater  Infor- 
mation über  Lage  und  Gestaltung  des  Arbeitsmarkts  vorliegt.  Soweit 
hiebei  lediglich  rezeptive  Thätigkeit  der  Arbeitsämter  in  Frage  steht, 
fällt  den  Redaktionen  der  betreffenden  Monatsberichte  eine  ganz  ähn- 
liche Aufgabe  zu,  wie  sie  anderwärts  in  privater  Weise  von  den  Re- 
daktionen der  periodischen  Fachpresse,  wenn  auch  mit  minder  syste- 
matischer Ausgestaltung  der  Informationssammlung  übernommen  ist,  so 
z.  B.  in  Deutschland  seitens  des  Sozialpolitischen  Zentralblatts  und  der 
Blätter  für  soziale  Praxis,  die  nunmehr  in  der  Wochenschrift  »Soziale  Praxis, 
Zentralblatt  für  Sozialpolitik«  vereinigt  sind.  Durchaus  eigenartig  dagegen 
erscheint  die  Belehrungsthätigkeit  der  Arbeitsämter,  soweit  sich  dieselbe 
auf  eigene  zusammenfassende  statistische  Thätigkeit  gründet,  wobei  für 
die  englischen  und  französischen  Monatsberichte  drei  Hauptkanäle  der 
statistischen  Information  in  Frage  kommen,  nämlich  die  Befragung  i)  von 
Unternehmerverbänden,  2)  von  Arbeiterorganisationen ,  3)  von  eigenen 
Korrespondenten.  In  dem  gründlichen  Ausbau  dieser  allein  originellen 
und  darum  bedeutungsvollen  Informationsweise  dürfte  das  Schwerge- 
wicht der  weiteren  Entwicklung  der  Berichterstattungsthätigkeit  der 
beiden  staatlichen  Arbeitsämter  liegen. 

Es  war  mir  in  der  Hauptsache  darum  zu  thun,  in  realistischer  Weise 
durch  eingehende  Analyse  der  Veröffentlichungen  des  englischen  und 
französischen  Arbeitsamts  ein  Bild  dieser  neuzeitlichen  Gestaltung  des 
von  Staatswegen  in  die  Hand  genommenen  Orientierungswesens  auf 
sozialem  Gebiet  zu  geben.  Eine  eingehende  Erörterung  der  Schluss- 
folgerungen zu  ziehen,  welche  sich  daraus  als  Wünsche  für  die  Aus- 
gestaltung des  staatlichen  Informationsdienstes 
in  Arbeitssachen  in  Deutschland  ergeben,  ist  nicht  meine 
Absicht.  Dagegen  glaube  ich  in  aller  Kürze  allerdings  der  Empfindung 
Ausdruck  geben  zu  dürfen,  dass  gerade  für  Deutschland,  das  bei  den 
wichtigsten  sozialpolitischen  Aktionen  der  Neuzeit  die  Führung  über- 
nommen hat,  aller  Anlass  gegeben  sein  dürfte,  auch  diesen  bedeutungs- 
vollen Dienst  fortlaufender  Informations-Sammlung  und  Vermittlung  zu 
organisieren.  In  Deutschland  wird  allerdings  in  mancher  Hinsicht  die 
Einrichtung  des  Arbeitsamts  und  die  Ausgestaltung  seiner  Thätigkeit 
sich  schwieriger  gestalten,  als  in  England  und  Frankreich ;  in  anderer 
Hinsicht  dagegen  bietet  sich  —  schon  mit  Rücksicht  auf  den  Bestand 
unserer  öffentlich-rechtlichen  Arbeiterversicherung  —  mancher  beach- 
tenswerte Vorsprung.     Die  Schwierigkeit   der   Einschaltung   der  neuen 
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Zentralinstanz  »Arbeitsamt«  könnte  vielleicht  dadurch  abgeschwächt 
werden ,  dass  die  Funktionen  eines  solchen  Amtes  einer  bereits  be- 
stehenden und  hiezu  vorzugsweise  geeigneten  Instanz ,  nämlich  dem 
Reiclis-Versicherungsamt  übertragen  würden.  Als  Kanäle  der  speziell 
statistischen  Information,  auf  welche  auch  bei  den  Arbeiten  des  deut- 
schen Arbeitsamtes  das  grösste  Gewicht  zu  legen  wäre,  möchte  ich 
auch  für  Deutschland  die  drei  oben  erwähnten  Modalitäten :  Bericht- 
erstattung von  Unternehmerverbänden,  von  Arbeiterorganisationen  und 
eigener  Korrespondenten  empfehlen.  Unter  den  ersteren  würden  die 
Berufsgenossenschaften  der  Unfallversicherung  eine  hervorragende  Stel- 
lung einnehmen  können.  Dazu  würde  sich  meines  Erachtens  gerade  für 
Deutschland  nach  den  zur  Zeit  herrschenden  Strömungen  noch  ein  vierter 
sehr  bedeutungsvoller  Weg  der  statistischen  Information  des  Zentral- 
arbeitsamtes darbieten.  Ein  solcher  wäre  nämlich  meines  Erachtens 
dadurch  gegeben ,  dass  die  in  der  Entwicklung  und  Verbreitung  be- 
griffenen lokalen,  insbesondere  gemeindlichen  Arbeitsämter,  deren  Haupt- 
aufgabe die  Organisation  der  Arbeitsvermittlung  ist,  als  die  gewisser- 
massen  durch  die  Natur  gegebenen  äusseren  Organe  des  Zentralarbeits- 
amtes benützt  und  zu  diesem  Zweck  mit  letzterem  behufs  ständiger 
statistischer  Information  desselben  —  namentlich  auch  in  Gestalt  ge- 
eigneter Monatsberichte  —  in  Verbindung  gesetzt  würden.  Eine  ange- 
messen auszugestaltende  Statistische  Abteilung  des  Reichsversicherungs- 
amts könnte  und  sollte  meines  Erachtens  mit  Versuchen  in  dieser  Rich- 
tung möglichst  bald  vorgehen.  Die  bundesstaatlichen  Verhältnisse  werden 
der  Ausgestaltung  eines  zentralen  deutschen  Informationsdienstes  in  Ar- 
beitsangelegenheiten einige  Schwierigkeiten  bieten ;  sie  werden  sich 
aber  bei  allseitigem  gutem  Willen  überwinden  lassen.  Ein  eigentliches 
festes  Rückgrat  würde  die  zentrale  statistische  Information  in  diesen 
Angelegenheiten  darin  gewinnen,  wenn  das  zentrale  Arbeitsamt  nicht 
nur  —  wie  das  englische  und  französische  —  eine  statistische  und  litte- 
rarische Bedeutung  erhielte,  sondern  noch  darüber  hinaus  nach  Dr.  Mölkr's 
Vorschlag  auch  eine  eigentliche  zentrale  Verwaltungsaufgabe  auf  dem 
Gebiet  der  Arbeitsvermittlung,  an  welche  alsdann  die  speziell  statistische 
Arbeit  in  der  Hauptsache  als  sekundäre  Frucht  der  primären  Verwal- 
tungsthätigkeit  sich  anschliessen  würde.  Mit  einem  Anhieb  so  weit 
zu  kommen,  wird  allerdings  gerade  nach  Lage  der  deutschen  Verhält- 
nisse recht  schwer  sein.  Deshalb  empfiehlt  sich  meines  Erachtens  zu- 
nächst und  vor  allem  der  Versuch ,  eine  statistische  und  litterarische 
Organisation  des  Berichterstattungswesens  in  Arbeitsangelegenheiten 
mittelst  einer  verbesserten  und  erweiterten  Auflage  des  englischen  und 
französischen  Verfahrens  und  unter  Einfügung  unter  die  Verwaltungs- 
aufgabe des  Reichsversicherungsamts  möglichst  bald  in  Angriff  zu  nehmen. 
Die  dabei  gewonnenen  Erfahrungen  werden  eine  spätere  endgiltige  Ausge- 
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staltung  dieses  für  die  Sozialpolitik  der  Zukunft  unentbehrlichen  Bericht- 
erstattungswesens erheblich  erleichtern. 

Dr.  Georg  v.  Mayr. 

Die  Gesellschaftsformen  der  Zadruga,  der  Multeka  und  des  Tanzimats 
in  Bosnien-Herzegouiina.  Von  Dr.  Karl  Sc  heim  pflüg,  Rat  der  k.  k. 
Finanzprokuratur  in  Innsbruck. 

Die  byzantinischen  Kaiser  hatten  im  8.  Jahrhundert  in  Thrazien 
armenische  Söldlinge  angesiedelt,  welche  der  manichäischen  Sekte  der 
Paulicianer  angehörten.  Unter  dem  Zar  Peter  hat  der  wahrscheinlich 
mit  dem  bulgarischen  Priester  Jeremias  identische  Bogumil  diese  ketze- 
rische Bewegung  organisiert.  Im  Jahre  1450  haben  die  bogumilischen 
Prioren  40  000  Personen  aus  Bosnien  zu  den  Türken  geführt  und  im 
Jahre  1462  hat  Sultan  Mahmud  in  wenigen  Wochen  mit  Hilte  der  Bogu- 
milen  Bosnien  erobert.  Die  grossen  katholischen  Geschlechter  des 
Landes,  die  Philipovic,  die  KegleviJ,  die  Jelai^ic,  die  Festetic,  die  Go- 
razda  verliessen  das  Land.  Die  zum  Islam  übergetretenen  bosnischen 
Bogumilen  gaben  in  wenigen  Jahrzehnten  dem  türkischen  Reiche  die 
berühmtesten  Veziere.  Das  eroberte  Land  wurde  nach  Säbeln  und  Fahnen 
zumeist  unter  die  zum  Islam  übergetretenen  Bogumilen  verteilt.  Als 
mit  der  Expansionskraft  der  Türkei  die  alten  Beutequellen  versiegten, 
machte  der  bosnische  Renegaten-Adel  seine  Lehen  erblich.  Ein  Versuch 
der  türkischen  Veziere,  sich  gegen  die  bosnischen  Begs  auf  die  Janit- 
scharen  zu  stützen,  scheiterte  an  dem  Bündnisse  der  Begs  und  Janit- 
scharen.  Als  der  Sultan  einen  ehemaligen  österreichischen  Grenz- 
Unteroffizier  Omer  Pascha  nach  Bosnien  sendete,  um  die  gährende  Raja 
zu  beruhigen,  entfaltete  Ali  Pascha  Riz  von  Begovic  die  Fahne  des  Wi- 
derstands. Wird  auf  die  Entwickelung  zurückgeblickt,  welche  dazu  geführt 
hat,  dass  heute  bosnisch-herzegowinische  Truppen  die  Schatzkammer 
der  Wiener  Hofburg  bewachen,  so  zeigt  sich  als  Kern  der  älteren  bosni- 
schen Geschichte:  der  Bogumilismus. 

Unter  der  Herrschaft  des  Bogumilismus  fehlten  die  Bedingungen 
für  die  Entwickelung  einer  Gesellschaftsordnung,  welche  die  Kraft  ge- 
habt hätte,  sich  dauernd  über  die  natürlichen  Schranken  der  Blutsver- 
wandtschaft zu  erheben.  Der  Bogumilismus  Hess  lediglich  Raum  für 
die  Gesellschaftsverfassung  der  Hauskommunion,  der  Zadruga.  Der 
Tod  des  Familienältesten,  ein  Familienstreit  lässt  alle  Versuche,  unter 
der  Herrschaft  des  Bogumilismus  wirkliche  Staaten  zu  gründen,  zu- 
sammenbrechen. Der  natürliche  Geschlechtsverband  der  Hauskom- 
munion mag  durch  Adoption  oder  Patenschaft  erweitert  werden,  die 
Rechtsgemeinschaft  bleibt  immer  auf  die  Mitglieder  der  Hauskommu- 
nion, streng  genommen  auf  deren  männliche  Glieder  beschränkt.  Ausser- 
halb der  Hauskommunion  herrscht  Recht-  und  Friedlosigkeit.  Die  Ar- 
beitsmittel der  Zadruga,  besonders  die  von  ihr  bearbeiteten  Grundstücke 
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stehen  im  Kollektivbesitz;  ein  individuelles  Privateigentum  entwickelt 
sich  höchstens  pekulienartig  an  Fahrhabe.  Der  Zweck  der  wirtschaft- 
lichen Arbeit  innerhalb  der  Hauskommunion  ist  fast  ausschliesslich  die 
Schaffung  von  Gebrauchswert.  Soweit  eine  Tauschwerterzeugung  be- 
kannt ist,  wird  dieselbe  Fremden:  Tsintsaren,  sächsischen  Bergleuten, 
Ragusaner  Händlern,  spanischen  Juden  überlassen. 

Die  Gesellschaftsordnung  des  Islam  ist  der  Gesell- 
schaftsordnung des  Bogumilismus  zweifellos  überlegen.  Der  Koran  mit 
seinen  Ausgestaltungen,  dem  Scheriat,  den  hl.  Fighbüchern  und  seinem 
grossen  Gesetzeskodex  der  Multeka ,  stand  höher ,  als  alle  bogumili- 
schen  Lügenbücher.  Vom  Islam  kann  nicht  wie  von  dem  Bogumilis- 
mus behauptet  werden,  dass  er  der  gesellschaftlichen  Entwicklung  mass- 
los gegenüber  gestanden  sei.  Unter  der  Herrschaft  des  Islams  ist  die 
Bildung  eines  Staates  möglich  gewesen,  welcher  durch  die  natürlichen 
Schranken  der  Bluts-  und  Geschlechtsgenossenschaft,  der  Hauskom- 
munion in  keiner  Weise  beengt  wurde.  Unter  der  Herrschaft  des  Islam 
entsteht  die  dem  Bogumilismus  unbekannte  Spaltung  des  Rechts  in  ein 
natürliches  und  positives  Recht.  Das  positive  Recht  des  Islam  aner- 
kennt eine  Rechtsgemeinschaft  nicht  bloss  auf  Grund  der  natürlichen 
Geschlechtsgemeinschaft ,  sondern  auch  auf  Grund  der  positiven  Ge- 
meinschaft des  religiösen  Bekenntnisses,  es  anerkennt  ausser  der  Kol- 
lektivität des  Familienbesitzes  auch  die  Kollektivität  der  Stiftung, 
des  Vakufs.  Unter  dem  Schutze  des  Vakufs  entwickeln  sich  sogar 
Ansätze  zu  einem  wirklichen  Privateigentum ,  nicht  bloss  an  Ge- 
brauchsmitteln,  sondern  auch  an  Arbeitsmitteln.  Ungeachtet  der  Po- 
lygamie des  Islam  kann  nicht  behauptet  werden,  dass  der  Islam  die 
Rechtsgemeinschaft  auf  das  männliche  Geschlecht  beschränkt  habe. 
Die  Rechtsstellung  der  türkischen  Frau  ist  ein  entschiedener  Fortschritt 
im  Vergleiche  zu  der  Rechtlosigkeit  derBogumilin.  Die  erweiterte  Rechts- 
gemeinschaft des  Islam  führt  zur  Entwickelung  des  Tauschwertes,  zu 
Ansätzen  eines  Marktes.  Der  Gebrauchswert,  die  Naturalwirtschaft  be- 
hält nicht  mehr  die  ausschliessliche  Bedeutung  wie  in  der  Zadruga. 

Dagegen  behalten  die  Arbeitsmittel  so  wie  in  der  Hauskommunion 
auch  unter  der  Herrschaft  der  Multeka  in  der  Regel  ihren  kollektiven 
Charakter.  An  die  Stelle  der  souveränen  Verfügung  über  die  Arbeits- 
mittel seitens  des  Hausvaters  der  Hauskommunion  tritt  die  souveräne 
Verfügung  über  die  Arbeitsmittel  seitens  des  Khalifen.  Wird  von  den 
wenigen  Mülkgrundstücken  abgesehen,  welche  eigentlich  nur  das  Wohn- 
haus und  das  notwendigste  Zugehör  zu  demselben,  somit  eigentlich  nur 
Gegenstände  des  persönlichen  Gebrauchs  umfassen,  so  werden  alle  an- 
dern als  Mirie-Grundstücke,  d.  h.  als  Gemeingut  bezeichnet.  An  diesen 
Mirie-Grundstücken  hat  sich  der  Khalif  die  sog.  Rekabe,  wörtlich  den 
Nacken,  vorbehalten.  Mittels  dieser  Rekabe  zwang  der  türkische  Staat 
den  Nacken  des  Besitzers  des  Miriegrundes  in  das  Joch  seiner  Zwecke, 
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Eine  Art  der  Verwertung  des  dem  türkischen  Staate  an  fast  allen  Grund- 
stücken vorbehaltenen  Hoheitsrechts  war  die  Ausstattung  der  bereits 
erwähnten  Fahnen-  und  Säbellehen,  der  Timars  und  Tsiamets  mit  der 
verstaatlichten  Bodenrente. 

Mit  Rücksicht  auf  diesen  öffentlich-rechtlichen  Charakter  der  Mirid- 
Grundstücke  konnten  an  denselben  Privaten  lediglich  Nutzungs-  oder 
Pachtrechte  eingeräumt  werden.  Die  Dauer  der  Nutzniessung  beziehent- 
lich des  Pachtrechtes  war  auf  die  Lebenszeit  des  Nutzniessers  und  auf  ge- 
wisse Grade  der  Nachkommenschaft  beschränkt.  Starb  der  Nutzniesser 
ohne  gesetzliche  Nachkommenschaft,  so  fiel  der  von  ihm  benützte  Mirie- 
Grund  an  den  Staat  zurück  und  konnte  durch  den  Staat  neuerlich  ver- 
liehen werden.  Der  technische  Name  für  den  an  den  Staat  zurück- 
fallenden Miriegrund  ist  Malhul,  die  technische  Bezeichnung  für  die 
staatliche  Verleihung  eines  Miriegrunds  ist  die  Erteilung  einer  Tapie. 
Die  Tapie  schliesst  ihrem  Begriffe  nach  den  individualistischen  Rechts- 
verkehr an  Grundstücken  aus.  Mit  Rücksicht  auf  die  Anwartschaft  des 
Staates  auf  heimfallende  Miriegründe  hatte  der  Nutzniesser  selbstver- 
ständlich kein  Verkaufs-  oder  Verschuldungsrecht  an  denselben. 

Auf  die  im  Kollektiveigentum  befindlichen  Arbeitsmittel  konnten 
durch  die  Rodung  oder  durch  die  erfolgte  Investition  Ansprüche  be- 
gründet werden.  Für  die  Entwickelung  von  Kapital  im  Sinne  von  Ar- 
beitsmitteln ,  welche  in  der  freien  Verfügung  des  Eigentümers  stehen, 
fehlten  aber  unter  der  Herrschaft  der  Multeka  ebenso  alle  Voraus- 
setzungen, wie  unter  der  Herrschaft  der  Zadruga.  Der  öffentlich-recht- 
liche Charakter  des  Grund  und  Bodens  ist  während  der  ganzen  Herr- 
schaftsperiode der  Multeka  so  zweifellos,  dass  dieser  ganzen  Periode 
der  Begriff  eines  besonderen  Fiskaleigentums  fremd  geblieben  ist. 

Welch  geringe  Bedeutung  bei  diesem  Ueberwiegen  des  öffentlich- 
rechtlichen  Charakters  der  Gesellschaftsordnung  der  Verkehr,  der  Markt 
besass,  zeigen  die  beiden  Bestimmungen  der  Multeka,  dass  der  Pfand- 
vertrag eigentlich  nur  ein  Beweismittel  und  dass  der  Urkundenbeweis 
streng  genommen  ausgeschlossen  ist. 

Im  Gegensatze  zu  diesem  überwiegend  öffentlich-rechtlichen  Cha- 
rakter der  Gesellschaftsordnungen  der  Zadruga  und  der  Multeka  ist  die 
Haupttendenz  der  neueren  türkischen  Reformgesetzgebung,  des  sog. 
Tanzimats,  dem  wirtschaftlichen  Individalrechte  Raum  zu  schaffen. 
In  dieser  Tendenz  begegnen  sich  alle  drei  Faktoren,  welche  an  dieser 
Reformgesetzgebung  beteiligt  sind:  die  türkischen  Staatsmänner,  das 
europäische  Konzert  und  die  christliche  Raja. 

Die  türkischen  Staatsmänner  konnten  sich  bereits  zu  Anfang  dieses 
Jahrhunderts  der  Einsicht  nicht  verschliessen,  dass  die  aus  der  Periode 
der  Multeka  stammende  Heeresverfassung  wertlos  geworden  sei.  Die 
Lehen  waren  in  solchem  Masse  pflichtenlose  Pfründen  geworden,  dass 
man  sogar  bei  ihrer  Aufhebung  eine  Entschädigung  der  Lehensherren 
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in  Aussicht  nahm.  Die  ehemals  strenge  kasernierten  Janitscharen  mussten 
unter  Murat  III.  gezwungen  werden,  auch  die  Kinder  anderer  Türken 
in  ihr  Corps  aufzunehmen. 

Das  Privatinteresse,  welchem  die  Multeka  keine  Sphäre  der  legi- 
timen Bethätigung  eingeräumt  hatte,  hatte  in  gemeingefährlicher  Weise 
zweifellose  Gebiete  des  öffentlichen  Interesses  überflutet.  Das  Privat- 
interesse führte  nicht  zur  wirtschaftlichen  Unternehmung,  sondern  zur 
administrativen  Korruption.  Unter  solchen  Umständen  entsprangen  die 
Reformtendenzen  der  türkischen  Staatsmänner,  welche  hauptsächlich 
im  Hatti-Scherif  von  Gülhane  aus  dem  Jahre  1839  u'^d  i'^  ^^"^  Hatti- 
Scherif  von  Humajum  aus  der  Zeit  des  Krimkriegs  zum  Ausdruck  ka- 
men, dem  Selbsterhaltungstriebe.  Soweit  diese  Reformen  das  wirtschaft- 
liche Einzelinteresse  rechtlich  zu  schützen  versprachen,  begegneten  diese 
Reformen  dem  lebhaften  Beifalle  der  bisher  rechtlos  gewesenen  christ- 
lichen Bevölkerung  des  türkischen  Reiches.  Mit  Recht  konnte  die 
christliche  Raja  erwarten ,  im  wirtschaftlichen  Konkurrenzkampfe  über 
die  zu  Staatspfründnern  gewordenen  Türken  das  Uebergewicht  zu  erhalten. 
Der  kapitalistische  Kern  der  Tanzimats-Gesetzgebung,  der  recht- 
liche Schutz  des  wirtschaftlichen  Individualrechts  entsprach  auch  dem 
Hauptinteresse  der  europäischen  Mächte ,  welches  darauf  gerichtet  ist, 
sich  in  der  Türkei  ein  Absatzgebiet  für  ihre  Industrieerzeugnisse  zu 
schaffen.  Selbst  Russland  hat  sich  ungeachtet  seines  geringen  Export- 
Interesses  dieser  kapitalistischen  Haupttendenz  des  Tanzimats  nicht 
widersetzt  und  sich  von  den  Westmächten  lediglich  durch  die  stärkere 
Betonung  der  mit  der  Zadruga-Idee  verwandten  Nationalitäts-Idee  un- 
terschieden. 

Da  sich,  sowohl  die  Anhänger,  als  die  Gegner  der  Reform  auf  das 
religiöse  Recht  des  Islam,  den  Scheri,  berufen,  mag  es  dahin  gestellt 
bleiben  ,  ob  die  kapitalistische  Grundtendenz  des  Tanzimats  mit  dem 
Wesen  des  religiösen  Gesetzes  des  Islam  im  Widerspruch  stehe. 

Die  besondere  Schwierigkeit  der  Tanzimatsgesetzgebung  war  das 
rechtlich  geschützte  Individualrecht  in  eine  Gesellschaft  zu  verpflan- 
zen ,  in  welcher  die  höchste  geistliche  und  weltliche  Gewalt  in  der- 
selben Person  des  Khalifen  vereinigt  war.  Weil  der  bisherigen  Ent- 
wickelung  des  Islams  der  Kampf  zwischen  der  geistlichen  und  welt- 
lichen Gewalt  fremd  gebUeben  ist,  ist  es  nach  dem  treffenden  Urteile 
des  Fürsten  Metternich  dem  Reformtürken  so  schwer,  das  Wesen  seiner 
eigenen  Reform  und  insbesondere  das  Wesen  des  zu  recipierenden  abend- 
ländischen Privatrechts  zu  verstehen.  In  Bosnien,  der  Herzegowina  und 
in  Cypern  sind  die  Erfolge  des  Tanzimats  so  ungünstig  gewesen,  dass 
der  Berliner  Kongress  die  Sorge  für  dessen  Verwirklichung  der  Türkei  ab- 
genommen und  Oesterreich-Ungarn  beziehentlich  England  anvertraut  hat. 
Oesterreich-Ungarn  dürfte  sich  der  ihm  gestellten  Aufgabe  gewachsen 
gezeigt   haben.     Insbesonders  dürfte  der,  Ungarn   gebührende  Teil   an 
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diesem  Erfolge  und  an  der  damit  zusammenhängenden  Verantwortlich- 
keit nicht  in  Frage  gestellt  werden. 

Mit  Rücksicht  auf  die  in  Bosnien  und  der  Herzegowina  hergestellte 
Rechtssicherheit  haben  die  europäischen  Mächte  auf  ihre  Konsular- 
jurisdiktion  verzichtet ,  alle  Konfessionen  fügen  sich  der  Wehrpflicht, 
das  Budget  zeigt  jedes  Jahr  einen  kleinen  Ueberschuss,  ein  zweckmäs- 
siges Eisenbahn-  und  Strassennetz  verbindet  die  verschiedenen  Teile 
des  Landes,  Herzegowinaer  Tabak  und  bosnische  Manganerze  erschei- 
nen auf  dem  Weltmarkte.  Bosnien  hat  heute  seine  Volkszählung  und 
seine  Matriken ,  sein  Spruchrepertorium  und  Anfechtungsgesetz ,  seine 
elektrisch  beleuchtete  Moschee  und  seinen  Gefängnispalast.  Bosnien 
ist  ferner  das  einzige  Balkanland,  welches  einen  Parzellenkataster  be- 
sitzt. Dieser  Kataster  dient  nicht  dem  Zwecke  der  Besteuerung  —  die 
Area-Grundsteuer  ist  noch  nicht  eingeführt  —  sondern  dem  Zwecke 
der  Grundverschuldung.  Nirgends  zeigt  sich  deutlicher  als  hier  der 
eigentliche  Zweck  des  Tanzimats  und  des  Oesterreich-Ungarn  erteilten 
Auftrags  zur  Durchführung  des  Tanzimats.  Dieser  Zweck  ist  die  Er- 
öffnung neuer  Gebiete  für  die  westeuropäische  Kapital-  und  Kredit- 
wirtschaft. Was  von  den  Einrichtungen  der  Zadruga  und  Multeka  dem 
Zwecke  der  Grundverschuldung  widerspricht,  fällt  stillschweigend.  Still- 
schweigend verwandelt  sich  die  Tapie  aus  einer  Koncession  zur  Ver- 
mögensübertragung in  eine  Vermögensübertragungsgebühr ,  stillschwei- 
gend wird  die  Testierfreiheit  des  bürgerlichen  Gesetzbuches  eingeführt, 
stillschweigend  wird  auf  die  Kollektivität  der  Arbeitsmittel,  auf  die  ver- 
staatlichte Bodenrente,  auf  Verkaufs-   und  Einspruchsrechte  verzichtet. 

Dieser  Sprung  in  das  kapitalistische  System,  sowie  die  Preisrevo- 
lution, welche  durch  die  Einbeziehung  Bosniens  und  der  Herzegowina 
in  das  österreichisch-ungarische  Zollgebiet  bewirkt  worden  ist,  haben 
zur  Folge  gehabt,  dass  jüdische  Schanker,  welche  vermögenslos  anläss- 
lich der  Okkupation  eingewandert  sind,  heute  in  der  Posavina  3  —  4000 
Joch  fruchtbaren  Boden  besitzen,  dass  dagegen  der  grosse  mohameda- 
nische  Grundbesitz  in  solchem  Masse  verschuldet  ist ,  dass  sich  auf 
diese  Verschuldung  ein  ganzer  Kolonisationsplan  aufbauen  Hess. 

So  entsteht  aus  der  Durchführung  des  Tanzimats  eine  der  Zadruga 
und  der  Multeka  fremdgebliebene  Erscheinung ,  ein  Proletariat.  Die 
Entwickelung  dieses  Proletariats  wird  gefördert  durch  das  moderne  Ge- 
richtsverfahren und  durch  die  von  mir  seinerzeit  bedauerte  Wegräumung 
des  türkischen  Heimstättenrechts.  Da  die  Schaffung  eines  Proletariats 
in  der  Konsequenz  des  kapitalistischen  Systems  und  in  derjenigen  des  an 
Oesterreich-Ungarn  in  Berlin  erteilten  Mandats  liegt,  so  kann  weder 
Oesterreich  noch  Ungarn  aus  der  Bildung  dieses  Proletariats  ein  Vor- 
wurf gemacht  werden.  Es  dürfte  aber  zweckmässiger  Weise  festzuhalten 
sein,  dass  jedes  Proletariat  eine  ansteckende  Wirkung  ausübt  und  dass 
unter  dem  Einfluss  der  geschaffenen  Arbeiterreserve  die  heute  noch  nicht 
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proletarisierten  Kreise  Bosniens  schnell  den  Fleischgenuss  verlernen 
werden,  welcher  heute  noch  in  Bosnien  grösser  ist,  als  in  einem  west- 
europäischen Staate. 

Wollte  sich  Oesterreich-Ungarn  der  Ausführung  der  kapitalistischen 
Tendenz  des  Tanzimats  entgegenstellen,  so  ist  nicht  daran  zu  zweifeln, 
dass  aus  einem  derartigen  Versuche  wirklich  ernstliche  völkerrechtliche 
Schwierigkeiten  erwachsen  würden. 

Andererseits  hat  Oesterreich-Ungarn  drei  übereinander  gelagerte 
soziale  Schichten  in  Bosnien  vorgefunden:  Reste  der  Gesellschaftsver- 
fassung der  Zadruga,  Reste  der  Gesellschaftsverfassung  der  Multeka  und 
Ansätze  der  kapitalistischen  Verfassung  des  Tanzimats. 

Ist  es  unmöglich,  die  konstruktiven  Gedanken  der  Zadruga,  der 
Multeka ,  des  Tanzimats  zu  einer  neueren  höheren  Gesellschaftsform 
zusammenzufassen  ? 

Antworten  auf  die  Fragen  des  Herrn  Staatsrat  Buchenberger 
von  Dr,   G.  Ru bland. 

Gestatten  Sie  mir,  die  im  letzten  Hefte  dieser  Zeitschrift  von  Herrn 
Staatsrat  Dr.  v.  Buchenberger  an  mich  gerichteten  Fragen  kurz  zu  be- 
antworten. 

ErsteFrage:  Was  ist»ursprünglicherErtragswert«: 
und  auf  welche  Zeit  zurück  soll  bei  Ermittlung  desselben  zu  Werke  ge- 
gangen werden?  Antwort:  Der  »ursprüngliche  Ertragswert«  ist  eine 
theoretische  und  prinzipielle  Begriffsformulierung,  wie  wir  sie  in  den 
Grundrententheorien,  in  den  Theorien  der  Arbeitslohnbildungen,  der 
Zinsbildungen  u.  s.  w.  gerade  bei  den  hervorragendsten  Theoretikern 
der  Nationalökonomie  überall  wieder  finden.  In  der  Durchführung  auf 
dem  Gebiete  der  praktischen  Politik  wird  man  dieser  theoretischen  Be- 
grififsfassung  nicht  lange  nachlaufen.  Man  wird  vielmehr  durch  die  heu- 
tige Neuordnung  der  Preisbildung  zunächst  den  Strich  der  Abrechnung 
nach  dem  Prinzip  des  Ertragswertanschlags  ziehen.  Und  dann  wird 
die  Preisbewegung  der  Grundstücke  nach  dem  Prinzip  des  wahren  Wertes 
sich  gestalten.  Die  Sorge,  dass  auf  etwa  500  und  mehr  Jahre  in  die  Ver- 
gangenheit zurückgegriffen  werden  müsste ,  ist  mithin  ganz  überflüssig. 

Zweite  Frage:  Wie  will  die  Agrarbehörde  den  Betrag  der  ra- 
tionellen und  verständnisvollen  Kapitalinvestierungen  hinterher  auch  nur 
annähernd  ermitteln?  Antwort:  »Hinterher«  soll  gar  nicht  ermittelt 
werden.  Die  Ermittlung  soll  sofort  erfolgen  und  zwar  genau  in  der 
gleichen  Weise,  wie  es  schon  seit  Jahren  in  der  Bombay-Präsidentschaft 
geschieht.  Dort  hat  man  nicht,  wie  bei  uns,  die  Grundbuchsbehörde, 
die  Katasterbehörde  und  die  Steuerbehörde  auseinandergerissen,  sondern 
man  hat  diese  drei  Behörden  mit  einander  kombiniert.  Deshalb  ist 
es  dort  unmöglich,  auch  hinsichtlich  der  Wertschätzung  der  Meliora- 
tionen jede  einzelne  Plannummer  innerhalb  der  Gemeinden  fortwährend 
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evident  zu  halten ,  wie  ich  mich  auch  zu  meiner  Freude  an  Ort  und 
Stelle  mehrfach  überzeugen  konnte.  Was  in  Indien  auf  Grund  einer 
entsprechend  zweckdienlichen  Organisation  der  Verwaltung  möglich  ist, 
das  wird  doch  wohl  in  Deutschland  nicht  als  unmöglich  bezeichnet 
werden  sollen. 

Dritte  Frage:  Wo  in  aller  Welt  fände  sich  ein  beatus  possidens, 
der  auf  den  Einfall  käme,  sein  Gut  zum  »wahren  Werte«  der  Agrar- 
behörde  zu  offerieren ?  Antwort:  Das  ist  ja  gerade  das  Ziel,  dem 
ich  entgegenstrebe.  Das  Prinzip  des  »wahren  Werts«  für  den  Grund- 
stückverkehrist die  gewaltigste  Erl)rechtsreform,  die  es  giebt.  Auf  diese 
Weise  werden  die  Besitzungen  in  der  Familie  erhalten,  wie  es  das  An- 
erbenrecht gar  nicht  ahnen  kann. 

Vierte  Frage:  Wie  denkt  sich  der  Verfasser  die  Abstossung 
der  auf  solchen  Anwesen  ruhenden  Hypotheken?  Antwort:  Schwie- 
rigkeiten bei  der  Abstossung  von  Hypotheken  kämen  n  u  r  für  die  Ueber- 
gangszeit  in  Betracht.  Und  wie  diesen  Schwierigkeiten  zu  begegnen 
ist ,  darüber  werde  ich  demnächst  sehr  eingehende  Erwägungen  ver- 
öffentlichen. Für  später  sind  hier  Schwierigkeiten  vollkommen  ausge- 
schlossen. Denn  das  Ziel  ist  ja  die  schuldenfreie  Uebernahme  der 
Bauernhöfe,  was  durch  Steigerung  des  Einkommens  und  durch  den 
»wahren  Wert«   erreicht  wird. 

Fünfte  Frage:  Wie  wird  die  Entscheidung  getroffen,  wenn 
eine  Anzahl  Bewerber  sogleich  den  wahren  Wert  voll  anzahlen  wollen? 
Antwort:  Genau  in  derselben  Weise,  in  der  im  gleichen  Falle  bei 
Verpachtung  von  Domänen  die  Entscheidung  heute  getroffen  wird. 

Sechste  Frage:  Wie  würde  der  verstärkten  Wucht  der  Nach- 
frage nach  halb  geschenkten  Grundstücken  zu  begegnen  sein  ?  Ant- 
wort: Durch  Aufteilungen  von  Latifundien,  durch  Kolonisation  auf 
Moor-  und  anderen  noch  weniger  benutzten  Böden  und  also  überhaupt 
durch  eine  rationelle  Grundbesitzverteilung,  die  in  zielbewusster  syste- 
matischer Weise  mit  der  fortschreitenden  Kultur  die  Durchschnitts- 
grösse  der  Einzelbesitzung  kleiner  werden  lässt,  statt  den  landwirtschaft- 
lichen Grundbesitz  den  Vergnügungslaunen  des  Grosskapitals  auszuliefern. 

Siebente  Frage:  Mit  welchen  Empfindungen  müssten  dieje- 
nigen, welche  noch  auf  teuer  erworbenem  Heim  sitzen,  während  der 
Uebergangszeit  auf  jene  schauen,  welche  auf  halb  geschenktem  Lande 
mühelos  den  Plusprofit  einstecken?  Antwort:  Zunächst  kenne  ich 
aus  meiner  landwirtschaftlichen  Praxis  keinen  »mühelosen  Plusprofit«. 
In  der  Landwirtschaft  muss  alles  durch  Arbeit  mühsam  erworben  wer- 
den. Wenn  aber  die  Uebergangszeit  kommt,  dann  wird  nach  meinen 
Vorschlägen,  entsprechend  den  Grundsätzen  des  modernen  Staates,  der 
eine  wie  der  andere  gleichmässig  behandelt.  Zunächst  wird  der  Grund- 
preis bis  auf  das  Niveau  des  Ertragswerts  abgeschrieben.  Hinsichtlich 
der  Abschreibungen  der  Schulden   treten  Privatabmachungen  ein,    wie 
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solche  heute  bereits  in  solchem  Umfange  sich  abspielen,  dass  in  ein- 
zelnen Gegenden  Deutschlands  sich  Rechtsanwälte  darauf  spezialisiert 
haben.  Ein  bestimmter  Teil  der  Schulden  wird  vom  Staate  übernom- 
men werden  müssen,  um  als  schwebende  Schuld  später  aus  dem  wach- 
senden Ertrag  der  landwirtschaftlichen  Einkommensteuer  gedeckt  zu 
werden.  Also  überall  eine  vollkommen  gleichmässige  Behandlung.  Die 
Ungleichheit  der  Empfindungen  entspringt  nicht  aus  meinen  Vorschlä- 
gen, sondern  aus  den  Vorschlägen  meiner  agrarpolitischen  Gegner. 

Achte  Frage:  Würde  nicht  die  Versuchung  bestehen,  das  halb 
geschenkte  Land  möglichst  hoch  zu  zerpachten,  um  als  fauler  Rentner 
die  Früchte  der  Reform  einzuheimsen ?  Antwort:  Nein !  Denn  wie 
innerhalb  des  englischen  Reiches  in  einer  ganzen  Zahl  von  Fällen  durch 
besondere  Gesetze  dafür  gesorgt  ist,  dass  sich  der  Pachtschilling  ent- 
sprechend der  herrschenden  Auffassung  vom  Grundwert  bewegt,  so 
würde  es  natürlich  auch  hier  sein. 

Neunte  Frage:  Wie  sollen  die  Steuern  erhoben  werden  ?  Ant- 
wort: Die  heutige  Grundsteuer  mit  den  Handänderungs-,  Hypotheken- 
eintragungs-  und  anderen  Gebühren  werden  alle  aufgehoben  und  durch 
eine  landwirtschaftliche  Einkommensteuer  ersetzt.  Die  neue  preussische 
Einkommensteuer  ist  hier  ein  Beispiel,  wenn  auch  ein  unvollkommenes, 
weil  ihr  die  von  mir  vorgesehene  systematische  Katasterunterlage  fehlt 
und  die  Steuerreform  sich  nicht  auf  dem  Körper  der  Agrarreform  ent- 
wickelt hat. 

Herr  Staatsrat  Buchenberger  bemerkt  zu  diesem  Frageprogramm, 
dass  es  beliebig  erweitert  werden  könnte.  Ich-  gebe  das  zu,  bin  aber 
im  voraus  sicher,  dass  mir  die  sofortige  Beantwortung  auch  aller  wei- 
teren Fragen  keinerlei  Schwierigkeiten  bietet.  Wenn  Herr  Staatsrat 
Dr.  Buchenberger  darauf  hinweisen  zu  können  glaubt,  dass  eine  grosse 
Zahl  litterarischer  Theoretiker  und  Praktiker  auf  seiner  Seite  stehe, 
so  kann  ich  von  meiner  agrarpolitischen  Auffassung  das  Gleiche  kon- 
statieren. Und  wie  leicht  ich  von  Seiten  der  Praktiker  volle  Zustimmung 
finde,  habe  ich  in  letzter  Zeit  wiederholt  auf  grossen  Versammlungen 
erproben  können.  Auch  auf  diesem  Punkte  stehen  sich  also  unsere 
Ansichten  vollkommen  gleichberechtigt  einander  gegenüber. 

— e.  Die  angebliche  Missbildung  der  Getreidepreise  durch  die  Börse.  — 
In  der  heutigen  Agraragitation  spielt  der  Angriff  der  Börse  als  Preis- 
ausbeuterin  der  Landwirtschaft  eine  Hauptrolle.  Ist  denn  wirklich  et- 
was Richtiges  an  der  Annahme ,  dass  die  Börse  die  Getreidepreise 
willkürlich  und  zum  Schaden  der  Landwirtschaft  be- 
einflusst?  Conrad,  ein  warmer  Freund  der  deutschen  Landwirt- 
schaft, untersuchte  daher  jüngst  erneut  den  Gegenstand  auf  statistischem 
Wege,  ohne  zu  wesentlich  anderen  Ergebnissen  zu  gelangen,  als  Cohn 
ur\(\  Kantor  owicz,  welche  schon  früher  gezeigt  haben,  dass  unter  dem 
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Einfluss  der  Termingeschäfte  die  G  e  t  r  e  i  d  e  p  r  e  i  s  e 
geringere  Schwankungen  innerhalb  grössererPerio- 
den  erfahren  haben,  als  in  früheren  Zeiten  ohne  den  Terminhandel, 
und  dass  die  Berechnungen  der  Preise  für  spätere  Lieferungstermine 
sich  in  der  neueren  Zeit  innerhalb  geringerer  Fehlergren- 
zen halten,  als  es  früher  der  Fall  war,  dass  also  die  Ter- 
mingeschäfte die  Preisbildung  günstig  beeinflussen,  indem  sie  dieselbe 
im  grossen  ganzen  dem  wirklichen  Verhältnisse  zwischen  Vorrat  und 
Bedarf  anpassen,  welches  bei  einer  Ware  die  Grundlage  der  Preisbildung 
ist,  die  mitten  im  internationalen  Verkehre  steht,  nicht  beliebig  ver- 
mehrt werden  kann  und  damit  einer  Monopolisierung  von  irgend  welcher 
Dauer  entzogen  ist. 

Conrad  bemerkt  in  seinen  »Jahrb.«  (III.  Folge,  Band  IX):  Man 
hört  öfters  von  Landwirten  die  Behauptung,  dass  die  Getreidepreise 
von  der  Spekulation  gerade  in  den  Zeiten  herabgedrückt  werden,  wo 
der  Landwirt  genötigt  ist,  seinen  Erdrusch  zu  veräussern,  d.  i.  in  den 
Monaten  bald  nach  der  Ernte,  insbesondere  September,  Oktober,  No- 
vember ,  während  sie  eine  Steigerung  der  Preise  herbeizuführen  weiss, 
in  den  letzten  Monaten  des  Erntejahres,  wo  der  Landwirt  über  keinen 
Vorrat  mehr  verfügt.  Der  Gedanke  ist  ausserordentlich  naheliegend, 
und  wenn  die  Behauptung  auf  Thatsachen  beruhte,  würde  die  schädi- 
gende Einwirkung  der  Börse  auf  die  Verhältnisse  der  Produktion  nicht 
zu  leugnen  sein.  Auf  der  anderen  Seite  kann  man  wohl  annehmen, 
dass  eine  derartige  Ausnutzung  der  Verhältnisse  von  dem  Handel  in 
der  That  angestrebt  wird ,  weil  ihm  auf  solche  Weise  sehr  erhebliche 
Gewinne  in  Aussicht  stehen.  Wenn  nun  die  statistischen  Zah- 
len ergeben,  dass  die  Monatspreise  einen  solchen 
Gewinn  nicht  gewährt  haben,  ja  eventuell  dasEntge- 
gen gesetzte  vorliegt,  so  wird  man  darin  wohl  einen  Nachweis 
sehen  können,  dass  die  Spekulation  nicht  in  der  Lage  ist, 
ihren  Einfluss  auf  die  Getreidepreise,  der  für  die 
einzelnen  Börsentage  gar  nicht  geleugnet  werden 
kann,  derartig  auszudehnen,  dass  sie  das  Preisniveau  monatweise  zu 
bestimmten  Jahreszeiten  künstlich  zu  ihrem  Vorteile  zu  senken  oder  zu 
heben  vermag. 

Conrad  stützt  sich  auf  das  Material,  welches  das  preussische  stati- 
stische Bureau  seit  1816  in  einer  grossen  Zahl  von  Marktorten  zusam- 
mengestellt hat. 

Für  den  Durchschnitt  der  ganzen  Periode  von  1865 — 93  und  die 
Durchschnittsziffern  für  den  ganzen  preussischen  Staat  ergiebt  sich  für 
Weizen  folgendes  Verhältnis :  Der  Durchschnittspreis  der  Erntejahre 
beträgt  204  M.  pro  Tonne,  der  niedrigste  Preis  ist  im  Februar  200  M., 
also  4  M.  unter  dem  Durchschnitt.  Die  höchsten  Preise  finden  sich 
im  Juni  und  Juli  210  M.,  die  äusserste  Differenz  bildet  also  10  M.  oder 
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5  Pioz.  Wird  der  Jahresdurchschnitt  gleich  loo  gesetzt,  so  sind  die  am 
tiefsten  stehenden  Monate  Dezember,  Januar,  Februar  und  März  zwi- 
schen 98  und  98,5.  Dann  folgen  die  Monate,  September,  Oktober,  No- 
vember zwischen  99  und  99,5.  April  entspricht  dem  Durchschnitt,  dann 
folgt  erst  August  mit  loi,  Mai,  Juni  und  Juli  stehen  mit  102,5  ^^^^  102,9 
über  dem  Durchschnitt.  Das  beste  Geschäft  hat  im  Durchschnitt  der  28 
Jahre,  die  in  Betracht  kommen,  der  Landwirt  gemacht,  der  regelmässig 
im  August  den  grössten  Teil  seines  Getreides  absetzte.  Aber  auch, 
wer  in  den  folgenden  drei  Monaten  verkaufte,  that  gut  daran,  denn 
erst  von  Mai  ab  konnte  er  wieder  einen  entsprechenden  Preis  erlangen, 
der  um  ca.  3  Proz.  höher  war,  die  indessen  wohl  durch  Zins-  und  Lager- 
verlust wie  Lagerkosten  reichlich  absorbiert  waren.  »Sicherlich  geht 
daraus  hervor,  dass  die  Spekulation  die  Preise  nicht  zum  Nach- 
teil des  Landwirts  verschoben  hat ,  wenn  auch  die  letzten 
Monate  vor  der  Ernte  durchschnittlich  höhere  Preise  zeigten ,  als  die- 
jenigen ,  in  welchen  der  Landwirt  am  meisten  Getreide  verkaufte.  In 
einzelnen  Jahren  ist  allerdings  das  Verhälsnis  ein  anderes.  Im  August 
und  Dezember  1890  kostete  die  Tonne  Weizen  186 — 191  M. ;  vom  Mai 
bis  Juli  1891  dagegen  231 — 235  M.,  d.  i.  eine  Differenz  von  über  40  M. 
Solche  Beispiele  bleiben  dem  Praktiker  in  Erinnerung,  er  ist  geneigt, 
das  Ergebnis  zu  generalisieren  und  es  zu  überschätzen.  Er  übersieht 
leicht,  dass  in  anderen  Jahren  das  Entgegengesetzte  vorliegt  und  aus- 
gleichend wirkt.  So  waren  die  Preise  im  August  und  September  1891 
231 — 235,  dagegen  am  Schlüsse  des  Erntejahres  im  April  und  Mai  1892 
nur  202,  im  Juli  sogar  nur  186  M.« 

Ein  ähnliches  Ergebnis  wie  für  den  ganzen  Staat  liefern  die  bezüg- 
lichen Zahlen  für  die  Provinz  Preussen.  Auch  dort  sind  die  Preise  vom 
Dezember  bis  Februar  am  niedrigsten  gewesen,  i'/s  Proz.  unter  dem 
Durchschnitt.  Die  Monate  Mai  bis  Juli  stehen  dagegen  3,6  Proz.  dar- 
über, die  Differenz  zwischen  dem  billigsten  und  teuersten  Monat  steigt 
deshalb  auf  5  Prozent,  was  nur  dem  dortigen  höheren  Zinsfuss  ent- 
sprechen dürfte. 

Bedeutsam  ist  es  zu  sehen,  ob  Berlin,  also  der  Brennpunkt  des 
Börsenhandels  grössere  oder  geringere  Differenzen  aufweist,  als  die  Pro- 
vinzen. Auch  hier  ist  es  das  erste  Vierteljahr  des  Kalenderjahres,  wel- 
ches mit  2  und  1V2  Proz.  unter  dem  Durchschnitt  bleibt,  während  das 
letzte  Vierteljahr  des  Erntejahres  i  bis  i'/«  Prozent  über  dem  Durch- 
schnitt aufweist.  Auch  der  August  hat  den  höchsten  Preis  wie  der  Juni. 
Die  grösste  Differenz  beträgt  37»  Proz.,  d.  h.  erheblich  weniger, 
als  in  den  Provinzen.  Die  vierMonate  September  bis 
Dezember  entsprechen  völlig  dem  Durchschnitte 
oder  stehen  sogar  noch  etwas  über  demselben.  Wenn 
hier  ein  Einfluss  der  Börse  überhaupt  zum  Ausdruck  gekommen  ist,  so 
hat  er   ausgleichend  gewirkt,    also   günstig,    nicht  schädlich.     Auch  in 
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der  Höhe  der  Preise  steht  naturgemäss  Berlin  in  der  Mitte,  aber  noch 
etwas  unter  dem  Durchschnitt  des  ganzen  Staates.  Zwischen  der  Pro- 
vinz Preussen  und  Rheinland  ist  eine  Differenz  von  23  M.  pro  Tonne, 
immerhin  über  10  Proz. 

Conrad  stellt  weiter  die  Frage ,  ob  in  den  einzelnen  Perio- 
den der  Jahre  1865  — 93  Veränderungen  zu  konstatieren  sind.  In  den 
letzten  10  Jahren  ist  die  Differenz  zwischen  dem  niedrigsten  und  dem 
höchsten  Monatspreise  im  Durchschnitt  des  ganzen  Staates  gleichfalls 
5,1  Proz.  gegen  4,9  im  Durchschnitt  der  ganzen  Periode,  und  wenn  wir 
nur  die  letzten  5  Jahre  heranziehen  nur  4,7.  Von  1873 — 83  ist  sie  etwas 
grösser,  6,6  Proz.,  von  1865 — 73  7,5  Proz.  Dieselbe  hat  sich  also  im 
Laufe  der  Zeit  etwas  vermindert ,  aber  zu  unbedeutend ,  als  dass  man 
darauf  ein  wesentliches  Gewicht  legen  könnte.  Von  1883 — 93,  also  in 
dem  letzten  Dezennium  bleiben  die  Preise  um  über  i  Proz.  unter  dem 
Durchschnitte  vom  September  bis  März;  April  ist  wieder  wie  durch- 
gängig dem  Durchschnitte  entsprechend ;  Mai  bis  Juli  und  auch  der  Au- 
gust erheben  sich  bis  3,4  Prozent  über  dem  Durchschnitt.  Hiernach 
könnte  man  vermuten,  dass  in  der  neuesten  Zeit  in  einem  stärkeren 
Masse  als  früher  ein  Druck  auf  den  ersten  Monaten  des  Erntejahres 
gelastet  habe,  doch  zeigt  es  sich,  dass  dieses  besonders  durch  die  fünf 
Jahre  von  1883 — 88  herbeigeführt  ist,  während  gerade  die  letzten  fünf 
Jahre  diese  Erscheinung  in  geringerem  Masse  aufweisen,  als  der  Durch- 
schnitt der  ganzen  Periode.  »Man  gewinnt  daher  keinen  Anhalt  dafür 
zu  sagen,  dass  in  der  neueren  Zeit  die  Preisverteilung  sich  für  die  Land- 
wirte ungünstiger  gestaltet  hat,  als  früher:  und  eine  Vergleichung  der 
Preisgestaltung  in  den  einzelnen  Provinzen,  wie  in  Berlin,  führt  uns  zu 
keinem  anderen  Ergebnis.« 

Die  Zahlen  für  den  bedeutendsten  Getreidemarkt  des  deutschen 
Westens,  Mannheim,  » ergeben  eine  grosse  auffallendeGleich- 
mässigkeit.  Die  Differenz  zwischen  den  einzelnen  Monaten  be- 
läuft sich  auf  noch  nicht  2  Proz.,  und  auffallenderweise  bleibt  dort  ge- 
rade der  Juli  am  meisten  unter  der  Jahresziffer,  der  sonst  allgemein  die 
höchsten  Preise  aufzuweisen  hat.  Dagegen  stehen  die  vier  Monate  von 
November  bis  Februar,  welche  sonst  allgemein  die  niedrigsten  Preise 
haben ,  hier  noch  etwas  über  dem  Durchschnitt.  Man  könnte  geneigt 
sein,  dieses  darauf  zurüchzuführen,  dass  in  Mannheim  keine  Differenz- 
geschäfte gemacht  werden,  doch  wäre  dies  voreilig.  Auch  in  England 
werden  keine  Termingeschäfte  gemacht,  gleichwohl  war  auch  in  den 
letzten  Jahren  von  1888—93  die  Preisdifferenz  zwischen  März  5,8  unter 
dem  Jahresdurchschnitt  und  August  5,8  über  dem  Jahresdurchschnitt: 
11,6  Proz.,  also  hier  auf  dem  Zentralpunkt  des  Weltmarktes  eine  weit 
stärkere  Schwankung,  als  wir  sie  bisher  überhaupt  beobachteten.  Man 
wäre  hiernach  versucht  anzunehmen,  dass  an  den  Zentralpunkten  der 
Spekulation  die  Schwankungen  am  grössten  wären,  und  sich  abschwächen 
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bei  dem  Mfifektivhandel  und  in  dem  Detailverkehr  des  Landes.  Das  ist 
indessen  nicht  der  Fall.«  Für  den  Roggen  liegt  ein  grösseres  und 
weiter  zurückgehendes  Material  vor,  als  für  die  anderen  Getreidearten. 
Hier  muss  daher  aus  den  Zahlen  der  Einfluss  der  Börse  am  schärfsten 
hervortreten.  Das  Ergebnis  ist:  »Jedenfalls  ist  durch  die  wachsende 
Spekulation  in  der  neueren  Zeit  keine  Verschärfung  der  Preisschwank- 
ung herbeigeführt.  Nach  der  Reichsstatistik  bewegen  sich  die  Schwank- 
ungen im  Durchschnitt  des  letzten  Dezenniums  zwischen  98,2  im  April 
und  101,2  im  November  und  Dezember.  Die  Differenz  beträgt  mithin  . 
3  Proz.,  die  höchsten  Preise  sind  in  den  Monaten  Oktober  bis  Januar 
gezahlt,  und  auch  August  und  September  entsprechen  fast  genau  dem 
Jahresdurchschnitt  mit  99,9  Proz.  In  den  5  Jahren  von  1 888-— 93  sind 
die  Preise  von  Oktober  bis  Dezember  mit  102 — 102,6  bei  weitem  die 
höchsten  des  ganzen  Erntejahres.  Der  Terminhandel  scheint  also  hier 
sogar  erheblich  zu  Gunsten  der  Produzenten  gewirkt  zu 
haben.  Ganz  ähnlich  stellen  sich  auch  die  Zahlen  für  Mannheim,  doch 
steigt  die  Jahresdififerenz  auf  3,4  Prozent.  Sehr  viel  grösser  sind  die 
Schwankungen  in  der  Provinz.  Es  dürfte  demnach  die  Aufgabe  sein, 
durch  Association  den  Lokal  handel  mehr  zu  Gunsten 
der  Produzenten  zu  beeinflussen.« 

Für  den  Roggen  wird  man  daher  sagen  müssen ,  dass  die  Börse 
unbedingt  nicht  nachteilig  auf  die  Preisbildung  eingewirkt  hat.  Dies 
führt  zu  der  Vermutung,  dass  sich  die  Berliner  Börse  bei  dem 
Weizen  mehr  unter  dem  Druck  der  überseeischen  Konkurrenz  be- 
findet, und  durch  diese  zu  Schwankungen  gebracht  ist,  welche  sie  bei 
dem  Roggen  zu  vermeiden  vermochte.  Es  ergiebt  sich  ferner  schlagend, 
dass  der  Landwirt  die  beste  Ausnutzung  der  Preise  erzielt ,  der  bald 
nach  der  Ernte  den  Roggen  ausdrischt  und  verkauft. 

Die  Gerste  ist  bekanntlich  nicht  Gegenstand  des  Terminhandels 
und  überhaupt  weniger  der  Börsenspekulation  ausgesetzt,  sondern  in 
der  Hauptsache  Gegenstand  des  Efifektivhandels.  Bei  ihr  kommt  es 
weit  mehr  auf  die  Qualität  an,  die  ausserordentlich  verschieden  ist,  und 
wo  jede  eine  besondere  Verwendung  findet.  Es  ist  nun  wichtig,  fest- 
zustellen, ob  bei  ihr  grössere  oder  geringere  Schwankungen  in  den  Mo- 
natspreisen vorliegen,  als  bei  den  bisher  besprochenen  Getreidearten, 
wo  der  Preis  durch  den  Terminhandel  beeinflusst  wird.  Aus  Conrad'^ 
Tabellen  ergiebt  sich  nun,  dass  die  Schwankungen  bei  der  Gerste  fast 
eben  so  gross  sind  wie  bei  dem  Roggen.  Für  den  ganzen  Staat  und 
in  der  Periode  von  1865 — 93  standen  die  niedrigsten  Preise  im  August 
und  September  2,6  Proz.  unter  dem  Durchschnitt  mit  97,4,  bei  dem 
Roggen  98,2.  Die  erstere  Frucht  hatte  mithin  noch  eine  grössere  Preis- 
erniedrigung erfahren.  Das  Preismaximum  findet  sich  von  April  bis 
Juni  von  101,3 — 101,9.  Die  Diff"erenz  zwischen  den  Monatspreisen  steigt 
bis  4,5  Proz.,  bei  dem  Roggen  nur  auf  3,6—101,8.  »Will  man  überhaupt 
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auf  diesen  geringen  Unterschied  Gewicht  legen,  so  kann  man  nur  zu 
dem  Schlüsse  gelangen,  die  Börsenspekulation  hat  zu  einer  Ausgleich- 
ung, nicht  zu  einer  Verschärfung  der  natürlichen  Monatssätze  geführt. 
Die  Zahlen  für  die  einzelnen  Provinzen ,  wie  für  Berlin ,  ergeben  kein 
erheblich  anderes  Resultat.« 

Der  Hafer  ist  zwar  nicht  vom  Terminhandel  ausgeschlossen,  aber 
er  ist  naturgeraäss  doch  nicht  in  dem  Masse  Gegenstand  grossartigerer 
Börsenspekulation  wie  Roggen  und  Weizen.  Gleichwohl  ist  es  gerade 
der  Hafer,  bei  welchem  die  Monatspreise  ausserordentlich  stark  schwan- 
ken, weit  stärker,  als  bei  allen  anderen  Getreidearten,  welche  wir  zur 
Untersuchung  zogen.  Hier  sind  allerdings  in  prägnantester  Weise  die 
Preise  nach  der  Ernte  ausserordentlich  gedrückt  und  erst  im  März  und 
April  beginnen  sie  zu  steigen,  um  dann  bis  zum  Juli  eine  sehr  bedeu- 
tende Höhe  zu  erreichen,  die  noch  im  August  erheblich  über  dem  Jahres- 
durchschnitte bleibt.  Hier  ist  man  in  der  Lage  zu  sagen,  der  Landwirt 
thut  gut,  mit  seiner  Ernte  möglichst  zurückzuhalten  und  sie  erst  gegen 
Ende  des  Erntejahres  zum  Verkauf  zu  bringen.  Hier  ist  die  Preisge- 
staltung derartig,  dass  sie  dem  Händler  regelmässig  erheblichen  Gewinn 
in  Aussicht  stellt,  wenn  er  die  Abschlüsse  so  früh  als  möglich  macht 
und  den  Verkauf  möglichst  bis  an  das  Ende  des  Erntejahres  hinaus- 
schiebt. Niemand  wird  aber  nach  den  bisherigen  Erörterungen  anneh- 
men können,  dass  diese  Preisgestaltung  einseitig  durch  die  Börse  zu 
Gunsten  des  Händlers  künstlich  so  gestaltet  ist,  sie  ist  vielmehr  der 
Ausdruck  des  natürlichen  Verhältnisses  von  Angebot  und  Nachfrage. 
»Der  Landwirt  selbst  ist  hier  der  hauptsächlichNach- 
fragende,  denn  sehr  viele  Landwirte  bauen  nicht  so  viel  Hafer  als 
sie  gebrauchen.  Es  tritt  der  Futterbedarf  der  Städte  hinzu,  der  das 
ganze  Jahr  hindurch  gleichmässig  ist,  während  der  Landwirt  mit  seiner 
Nachfrage  erst  hervortritt,  wenn  er  seine  eigene  Produktion  verbraucht 
hat,  das  ist  gegen  Ende  des  Erntejahres,  wo  zu  gleicher  Zeit  seine  reich- 
licher Hafer  bauenden  Nachbarn  längst  verkauft  haben.  Hier  tritt  der 
Händler  ein,  um  auszuhelfen  und  ist  in  der  Lage,  sich  seinen  Dienst 
hoch  bezahlen  zu  lassen.  Für  England  ergeben  die  Zahlen  fast  genau 
dasselbe,  nur  dass  nicht  der  September,  sondern  der  Oktober  der  bil- 
ligste Monat  ist,  mit  92,5  gegen  108,8  im  Juli,  das  ist  eine  Differenz 
von  16,3  Proz.,  also  weit  grösser  wie  bei  uns  selbst  in  Ostpreussen.  Auch 
in  älterer  Zeit  waren  die  Preisgegensätze  bei  dem  Hafer  am  grössten.« 

Zusammenfassend  bemerkt  schliesslich  Conrad:  Die  zusammenge- 
stellten Monatspreise  ergeben  im  ganzen  unzweifelhaft  keinen 
Anhalt  zur  Unterstützung  der  Meinung,  dass  dieBörse 
die  Preise  künstlich  beeinflusst. 

Die  grossen  Schwankungen  der  Weizenpreise  sind  wohl  ebenso- 
wenig, wie  die  Steigerung  am  Ende  des  Erntejahres  der  Spekulation 
allein  zur  Last  zu  legen,  jedenfalls   nicht    der  Berliner  Börse,    welche 
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vielmehr  vom  Auslande  beeinflusst  wird.  Ein  Beleg  dafür  ist  in  den 
noch  bedeutenderen  Schwankungen  bei  den  Getreidearten  zu  suchen, 
welche  in  weit  geringerem  Masse  Gegenstand  der  Spekulation  sind,  als  der 
Weizen.    Doch  bedarf  dieser  Punkt  noch  einer  weiteren  Untersuchung. 


— e.  Agrarbeschliisse  des  preussischen  Staatsrates.  —  In  der  Sitzung 
des  Staatsrats  vom  20.  März  1895  wurden  die  Verhandlungen  über  »Mass- 
nahmen auf  dem  Gebiete  der  Kreditorganisation«  fortgesetzt  und  durch 
Annahme  der  nachstehenden  Beschlüsse  erledigt:  »i)  Zur  Gesundung 
des  Realkredits  ist  eine  möglichst  weit  ausgedehnte  Umwandlung  künd- 
barer, nicht  amortisierbarer  und  meist  hochverzinslicher  Privathypo- 
theken in  billigeren,  unkündbaren,  mit  Zwangsamortisation  verbundenen 
Anstaltskredit  ein  dringendes  Bedürfnis.  Es  ist  zu  diesem  Zweck  eine 
anderweite  Regelung  der  Beleihungsgrenze  für  Landschaften  und  gleich- 
wertige öffentliche  Kreditanstalten  unter  Mitheranziehung  des  staatlichen 
Kredits  in  Erwägung  zu  ziehen,  gleichzeitig  aber  auch,  soweit  dies  noch 
erforderlich,  der  Kredit  der  Anstalten  im  allgemeinen  und  namentlich 
für  den  kleineren  Grundbesitz  zugänglicher  zu  machen.  2)  Für  die  För- 
derung des  Personalkredits  ist  die  Bildung  eines  Landes-Kreditinstitutes 
—  etwa  im  Anschluss  an  die  Seehandlung  —  wünschenswert,  durch 
welches  die  Verbände  ländlicher  Genossenschaften  die  zu  ihrem  Be- 
triebe nötigen  Mittel  unter  Bedingungen  erhalten  können,  welche  ihrer 
Organisation  entsprechen.  Dieses  Kreditinstitut  würde  auch  anderen 
genossenschaftlichen  Organisationen  des  Mittelstandes  (namentlich  des 
Handwerkerstandes)  zugänglich  zu  machen  sein.  3)  Die  Bildung  eines 
staatlichen  Meliorationsfonds  ist  in  Erwägung  zu  ziehen.  4)  Es  ist  zu 
erwägen,  inwieweit  die  Förderung  grösserer  Wirksamkeit  des  Gesetzes 
vom  13.  Mai  1879  durch  vermehrte  Anstellung  von  Meliorationstech- 
nikern und  Uebernahme  von  Vorarbeitskosten  zu  erstreben  sei.« 

In  der  Sitzung  vom  21.  März  (1895)  wurde  über  einen  aus  den  Be- 
ratungen der  zu  diesem  Zwecke  niedergesetzten  Kommission  hervorge- 
gangenen Schlussantrag  zu  Ii  der  Vorlage,  »Massnahmen  zur  Hebung 
der  Preise  landwirtschafllicherProdukte«,  verhandelt. 
Bei  der  Abstimmung  über  die  Position  der  Vorlage  wurde  der  Antrag 
der  Kommission  in  nachstehender  Fassung  angenommen :  Der  Staats- 
rat erkennt  die  Notlage  der  Landwirtschaft  an.  Die  dadurch  drohende 
Gefährdung  des  allgemeinen  Staatsinteresses  fordert  mit  Notwendigkeit 
die  Anwendung  aller  durchführbaren  und  zweckdienlichen  Mittel  zur 
Bekämpfung  der  Notlage.  Bei  der  Beantwortung  der  dem  Staatsrat  in 
diesem  Sinne  vorgelegten  Fragen  ist  derselbe  zu  folgenden  Ergebnissen 
gelangt : 

L  Die  in  Nr.  i  der  Vorlage  für  den  Staatsrat  aufgeführten  Vor- 
schläge, welche  eine  unmittelbare  Einflussnahme  auf  den  Preis  des  Ge- 
treides durch  Eingreifen  des  Staats  in  den  Handel  bezwecken,  sind  als 
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undurchführbar  und,  wenn  sie  durchfuhr  bar  wären, 
hinsichtlich  der  Erreichung  des  Ziels  einer  allgemeinen,  gleichmässigen 
Preissteigerung  als  z  w  e  i  f  e  1  h  a  f  t  in  ihrem  Erfolge  erkannt  worden. 
Eine  so  weitgehende  Aufgabe,  wie  sie  dem  Staat  in  den  Vorschlägen 
zugedacht  wird,  erscheint  unvereinbar  mit  einer  richtigen  Auffassung 
der  Stellung  des  heutigen  Staats  im  Erwerbs-  und  Verkehrsleben.  Der 
Staat  kann  nicht  den  Einkauf  und  Verkauf  des  Oetreides  mit  der  Ver- 
pflichtung, dabei  das  Bedürfnis  der  Bevölkerung  zu  bemessen  und  jeder- 
zeit und  überall  sicher  zu  stellen,  übernehmen.  Die  Organe  des  Staats 
sind  dazu  nicht  geeignet.  Wenn  damit  noch  der  Auftrag  verbunden 
ist,  das  wichtigste  und  allgemeinste  Nahrungsmittel,  namentlich  der 
ärmeren  Klassen,  teuerer  zu  verkaufen,  als  der  Staat  dasselbe  in  Händen 
hat,  so  muss  hierin  ein  sozialpolitisch  sehr  bedenkliches  Vorgehen  ge- 
funden werden.  Die  staatliche  Leitung  des  Getreideverkehrs  würde 
Ursache  der  grössten  Unzufriedenheit,  gehässiger  Verdächtigungen  und 
dadurch  schwerer  Schädigung  des  staatlichen  Lebens  sein.  Es  kommt 
hinzu,  dass  die  Monopolisierung  des  Handels  mit  auswärtigem  Getreide 
den  Handel  im  allgemeinen ,  insbesondere  den  Exporthandel  und  da- 
durch auch  die  Industrie  und  ihre  Arbeiter  schädigen  würde.  Auch 
kann  nicht  von  der  Hand  gewiesen  werden,  dass  andere  Erwerbszweige 
den  Anspruch  auf  Eingreifen  des  Staats  zur  Sicherstellung  von  Preisen, 
welche  den  Produktionskosten  entsprechen,  beanspruchen  könnten,  wenn 
gleich  anzuerkennen  ist,  dass  die  Bedeutung  der  Landwirtschaft  für  das 
Gesamtwohl  nicht  annähernd  von  einem  der  anderen  Erwerbszweige 
erreicht  wird.  Endlich  sind  die  sämtlichen  bezeichneten  Vorschläge 
nicht  in  Uebereinstiramung  zu  bringen  mit  den  bestehenden  Handels- 
verträgen, da  dieselben  die  in  letzteren  gewährte  Verkehrsfreiheit  ihrem 
Umfange  nach  mehr  oder  weniger  direkt  vertragswidrig  beschränken 
würden.  Eine  Abänderung  der  Verträge  würde  ohne  Gegenleistung 
nicht  erreichbar,  auch  angesichts  der  vorstehend  entwickelten  grund- 
sätzlichen Bedenken  nicht  erstrebenswert  sein. 

IL  Der  Staatsrat  glaubt,  dass  eine  wesentliche  Besserung  durch 
solche  Massnahmen  mit  Erfolg  anzubahnen  sein  wird,  welche  eine  Ver- 
billigung  der  Hervorbringungs-  und  Umsatzkosten  der  landwirtschaft- 
lichen Produkte,  eine  Verbilligung  der  für  die  Landwirtschaft  notwen- 
digen Rohstoffe ,  Schutz  der  Zucker-  und  Branntweinproduktion ,  För- 
derung der  Rentengutsbildung,  Verbilligung  und  Verbesserung  des  Kredits 
zum  Zweck  haben  ;  auch  hält  er  eine  Erwägung  der  Währungsfrage  für 
dienlich.  Demgemäss  empfiehlt  der  Staatsrat:  i)  die  gemischten  Transit- 
läger  nebst  ihrem  Zollkredit  auf  solche  Läger  zu  beschränken,  welche 
dem  Transitverkehr  dienen  und  nicht  für  den  Inlandsverkehr  ausge- 
nützt werden  ;  2)  durchgreifende  Reform  der  Produktenbörse  im  Sinne 
thunlichster  Beschränkung  der  den  Produktenpreis  beeinflussenden  Spiel- 
und  Spekulationsgeschäfte;   3)  Unterstützung   der   genossenschaftlichen 
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Errichtung  von  Kornspeichern,  um  das  Angebot  der  Produzenten  zweck- 
mässiger zu  gestalten;  4)  Erwägung  einer  Aenderung  der  Kredit-  und 
der  Ausbeuteverhältnisse  der  Mühlen  in  dem  Sinne,  dass  die  Begünsti- 
gung des  Vermahlens  von  ausländischem  Getreide  vermieden  und  der 
Verkauf  des  inländischen  Getreides  nicht  fernerhin  benachteiligt  wird; 
5)  die  Reform  der  Zucker-  und  Branntweinsteuer-Gesetzgebung  auf  den 
von  der  Staatsregierung  in  Aussicht  genommenen  Grundlagen  zu  be- 
schleunigen ;  6)  die  von  dem  Herrn  Reichskanzler  in  Erwägung  genom- 
menen Verhandlungen  hinsichtlich  der  Währungsverhältnisse  zunächst 
abzuwarten;  7)  zur  Verbilligung  der  landwirtschaftlichen  Produktion  eine 
möglichst  niedrige  Gestaltung  der  Eisenbahntarife  für  Roh-  und  Hilfs- 
stoffe wie  für  landwirtschaftliche  Erzeugnisse ,  die  Erwägung  der  Ein- 
führung von  Tarifen  auf  der  Grundlage  einer  fallenden  Skala  unter 
Berücksichtigung  etwa  bestehender,  berechtigter  lokaler  Interessen,  die 
Erwägung  einer  aussergewöhnlichen  Ermässigung  für  bestimmte  Artikel 
auf  weitere  Entfernungen  in  jedem  einzelnen  Fall,  endlich  die  baldige 
Einführung  der  bereits  in  den  Eisenbahn-Direktionsbezirken  von  Breslau, 
Bromberg  und  Berlin  geltenden  Staffeltarife  für  Viehbeförderung  auch 
für  alle  anderen  Landesteile;  8)  Begründung  leistungsfähiger  Landge- 
meinden bei  Ausführung  der  Gesetze  über  die  Bildung  von  Renten- 
gütern und  zu  diesem  Behufe  staatliche  Unterstützung  der  letzteren  unter 
Ausdehnung  dieser  auf  Arbeiterstellen ;  9)  behufs  Besserung  des  land- 
wirtschaftlichen Realkredits  eine  möglichst  ausgedehnte  Umwandlung 
kündbarer,  nicht  amortisierbarer  und  hochverzinslicher  Privathypotheken 
in  billigeren,  unkündbaren,  mit  Zwangsamortisation  verbundenen  An- 
staltskredit und  zu  diesem  Zwecke  eine  anderweite  Regelung  der  Be- 
leihungsgrenze  für  Landschaften  und  gleichwertige  öffentliche  Kredit- 
anstalten unter  Mitheranziehung  des  Staatskredits  in  Erwägung  zu  ziehen 
und  den  Kredit  dieser  Anstalten  auch  für  den  kleineren  Grundbesitz 
möglichst  zugängig  zu  machen;  loj  die  Bildung  eines  Landes-Kredit- 
instituts  im  Anschluss  an  die  Seehandlung  zur  Förderung  des  Genossen- 
schaftskredits ;  11)  die  Bildung  eines  staatlichen  Meliorationsfonds  in 
Erwägung  zu  ziehen  und  die  Ausführung  von  Meliorationsarbeiten  zu 
erleichtern  ').« 

— e.  Bodenverschuldung  in  Preussen  im  Rechnungsjahr  iSqjIq^.  —  Hier- 
über giebt  der  »Reichsanz.«  vom  11.  April  1895  ausführliche  Mittei- 
lungen, deren  Schlusszusammenfassung  dahin  lautet :  Die  in  Verbindung 
mit  den  Nachrichten  über  die  Hypothekenbewegung  abgegebenen  Mei- 
nungsäusserungen der  Grundbuchbehörden  über  die  Lage  der  Land- 
wirtschaft in   ihren  Bezirken   lauten  sehr   ungleichmässig.    Doch   bleibt 


l)  Zur  Erläuterung  der  Punkte  5  bis  11   ist  auf  die  vom  Staatsrat  gefassten,  aus- 
führlicheren Einzelbeschlüsse  zu  verweisen. 
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die  Thatsache  unbestreitbar:  unter  günstigeren  wie  unter  wenig  gün- 
stigen landwirtschaftlichen  Verhältnissen  schreitet  die  Verschuldung 
regelmässig  fort.  Unter  1250  Amtsgerichten,  Abteilungen  derselben 
oder  Kreisen  sind  im  ganzen  Staatsgebiet  nur  176  vorhanden,  welche 
seitdem  i.  April  1886  eine  Abnahme  der  Buchverschuldung  nachweisen, 
und  davon  entfallen  noch  weitaus  die  meisten  auf  die  Ober-Landes- 
gerichtsbezirke des  Westens ,  in  welchen  der  Einfluss  der  Grundbuch- 
regulierung das  wirtschaftliche  Bild  der  Hypothekenbewegung  trübt, 
sowie  auf  die  Bezirke  Posen  und  Marienwerder,  in  welchen  die  Lösch- 
ungen auf  Ansiedelungsgütern  oder  bei  Zwangsversteigerungen  eine  er- 
hebliche Rolle  spielen.  Da  nun  bei  der  geltenden  Verschuldungsord- 
nung nicht  der  Grundeigentümer,  sondern  der  Kapitalist  als  Pfand- 
briefinhaber oder  Hypothekengläubiger  die  am  meisten  beständigen 
Wertteile  des  Grundeigentums  zu  »besitzen«  pflegt,  so  bedeutet  die  Zu- 
nahme der  Verschuldung  selbst  dort,  wo  sie  durch  eine  Steigerung  des 
Bodenwerts  aufgewogen  wird,  eine  fortschreitende  Auslieferung  der 
besseren  Wertteile  an  Personen ,  die  dem  Grundbesitz  an  sich  fremd 
gegenüber  stehen,  zugleich  aber  eine  Verschlechterung  der  Stellung  der 
Grundeigentümer  und  ihrer  Widerstandsfähigkeit  gegen  die  Rückschläge 
der  »Konjunktur«. 

Die  Verschuldung  des  Grund-  und  Gebäudebesitzes  in  den  vorwie- 
gend ländlichen  Bezirken  des  Königreichs  Sachsen  188^ — QO.  Aus  der  »Stat. 
Korr.«)  —  Aehnlich  wie  in  Preussen,  Baden  und  Hessen  werden  auch  im 
Königreich  Sachsen  seit  1884,  hier  sogar  auf  wesentlich  breiterer  Grund- 
lage, amtsgerichtweise  Erhebungen  über  die  Hypothekenbewegung  des 
Grund-  und  Gebäudebesitzes  veranstaltet.  Die  Ergebnisse  für  einen 
siebenjährigen  Zeitraum  sind  in  der  »Zeitschrift  des  Königl.  sächsischen 
Statistischen  Bureaus«  (XXXVIH.  Jahrgang,  1892,  Heft  I  und  H)  sehr 
ausführlich  mitgeteilt,  die  hypothekarische  Verschuldung  der  Rittergüter 
getrennt  von  der  des  übrigen  Grund-  und  Gebäudebesitzes,  leider  aber 
die  Eintragungen  und  Löschungen  in  den  städtischen  Bezirken  von 
denen  in  den  ländlichen  Bezirken  nicht  scharf  geschieden.  Um  einen 
Einblick  in  die  ungefähre  hypothekarische  Belastung  des  landwirtschaft- 
lich benutzten  Bodens  zu  erhalten,  sind  aus  der  Zusammenstellung  nach 
Landgerichtsbezirken  die  Amtsgerichtsbezirke,  welche  eine  Stadt  mit 
mehr  als  10  000  Einwohnern  enthalten,  ausgeschieden.  Danach  stellte 
sich  die  Summe  der  Hypothekenschulden  der  übrigen  Amtsgerichtsbe- 
zirke mit  Einschluss  der  Kredit-  und  Kautionshypotheken  (siehe  Tabelle 
auf  S.  748) : 

Die  Verschuldungszunahme,  welche  einen  ziemlich  stetigen  Fort- 
gang aufweist,  beträgt  bei  Land-  und  Stadtgemeinden  1884—90  rund 
14,  35,  28,  20,  18,  24  Millionen  oder  im  ganzen  139  Millionen  Mark, 
bei  den  Rittergütern   insgesamt    10,4  Millionen   Mark.     Diese   Statistik 
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a.  bei  Land-  u.  Stadtgemeinden 
in  den  Landbezirken 


auf  Millionen  Mark 
1884      1885   1    1886      1887   1   1888 


1889       1890 


Dresden 

Leipzig 

Chemnitz 

Bautzen 

Freiburg 

Zwickau 

Plauen 

b.  bei  Rittergütern  d.  Landes 


94 
167 

97 
120 

125 

79 

51 

I  20,6 


96 
171 
100 
122 


98 
178 
105 
124 
128 

86 

53     I     56 
122,3     122 


130 
82 


100 
182 
110 
127 
132 
87 
57 
126 


103 
187 
116 

131 
136 

92 

60 
126,7 


107 

195 
121 

134 

139 

97 

65 

129 


108 
ao2 

125 
140 

143 

103 

69 

131 


würde  noch  erheblich  wertvoller  erscheinen,  wenn  sie  möglichst  von 
Jahr  zu  Jahr  wiederkehrenden  Wertsermittelungen  des  gesamten  Grund- 
besitzes bei  Unterscheidung  von  ßesitzklassen  gegenübergestellt  werden 
könnte.  Die  vorhandenen  Angaben  beschränken  sich  auf  die  Ziffern 
der  in  den  Jahren  1884,  1886,  1888  und  1890  ermittelten  Grundsteuer- 
(Reinertrags-)  Einheiten;  dieselben  beliefen  sich  1884  auf  71  333  130, 
1886  auf  73  155795,  1888  auf  75  799  109,  1890  auf  79  501  720,  was  inner- 
halb des  sechsjährigen  Zeitraums  einer  aufs  Hundert  berechneten  Zu- 
nahme von  11,45  oder  einer  jährlichen  von  1,91  entspricht.  Damit 
diese  Zahlen  mit  der  Verschuldungszunahme  des  ganzen  Staats,  auf 
welchen  sie  sich  ja  beziehen,  verglichen  werden  können,  erwähnen  wir, 
dass  die  Hypothekenschulden  Ende  1884  auf  insgesammt  2204  und  1890 
auf  3018  Millionen  Mark  angegeben  sind,  deren  Zunahme  also  36,9 
vom  Hundert  betrug.  Angaben  über  die  persönliche  Verschuldung,  so- 
wie darüber,  ein  wie  grosser  Anteil  der  Gesamtsumme  der  Mehrver- 
schuldung in  Bodenmeliorationen,  Anlage  von  landwirtschaftlichen  Neben- 
betrieben u.  a.  beruht,  fehlen  mit  Rücksicht  auf  die  Schwierigkeit  der 
Erhebung  gänzlich. 

Zu  der  Beurteilung  der  Frage,  ob  die  stetige  Verschuldungszunahme 
in  Sachsen  bereits  eine  bedenkliche  Höhe  erreicht  habe,  bieten  die  in 
unserer  Quelle  veröffentlichten  Zusammenstellungen  des  Einkommens 
aus  dem  Grundbesitz,  welche  nach  dem  Einkommensteuergesetz  alle 
zwei  Jahre  erforderUch  werden,  schätzbare  Anhaltspunkte.  Danach  hat 
1890  gegen  1884  die  Einkommensvermehrung  der  Landgemeinden  in 
den  Kreishauptmannschaften  Dresden  etwa  2,94,  Leipzig  4,56,  Zwickau 
2,44,  Bautzen  0,06  Millionen  Mark  oder  6,77,  10,07,  5>9i »  0)29  Proz. 
vom  Gesamteinkommen  betragen,  vermindert  hat  sich  letzteres  inner- 
halb der  Beobachtungszeit  in  den  Amtshauptmannschaften  Grossenhain, 
Pirna,  Döbeln,  Grimma,  Oschatz,  Kamenz  und  Zittau,  also  vorwiegend 
in  den  durch  Bodenverhältnisse  weniger  begünstigten  Teilen  des  Landes. 
Das  Gesamtergebnis,  welches  eine  absolute  Zunahme  von  etwa  10  Mil- 
lionen Mark  und  eine  prozentuale  von  6,56  nachweist,  dürfte  die  hypo- 
thekarische Verschuldungszunahme  in  einem  wesentlich  milderen  Lichte 
erscheinen  lassen. 
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— e.  Die  zwangsweise  Veräusserung  landwirtschaftlicher  Anwesen  in 
Bayern  im  Jahre  1893  mit  einigen  Rückblicken.  —  Ueber  diesen  Ge- 
genstand berichtet  abermals  in  seiner  instruktiven  Weise  Oberregierungs- 
rat Rasp,  Vorstand  des  k.  statistischen  Bureau,  in  der  Zeitschrift  dieses 
Bureau  (1894,  Nr.  2).  Bei  einem  Rückblick  auf  die  Ergebnisse  der 
14  Jahre,  für  welche  Erhebungen  über  die  Zwangsveräusserung  land- 
wirtschaftlicher Anwesen  vorliegen ,  zeigt  sich  eine  erhebliche 
Besserung  der  Verhältnisse.  Die  Zahl  der  verganteten  An- 
wesen, welche  im  ersten  Erhebungsjahre  (1880)  noch  3739  betragen  hatte, 
sank  bis  1887  rasch  auf  im,  stieg  dann  in  den  beiden  nächsten  Jahren 
vorübergehend  auf  15 14  und  1632,  ist  aber  seit  1889  wieder  in  stetigem 
Rückgange  begriffen  und  beträgt  im  Berichtsjahre  nur  mehr  823.  Das 
der  Abhandlung  beigegebene  Diagramm  zeigt  diesen  Rückgang  in  an- 
schaulicher Weise.  —  Im  Vergleich  zu  der  bei  der  landwirtschaftlichen 
Betriebsstatistik  ermittelten  Zahl  der  Betriebe  ergiebt  sich,  dass  je  ein 
vergantetes  Anwesen  im  Jahre  1880  auf  schon  182,  im  Jahre  1893  aber 
erst  auf  828  Anwesen  trifft.  Gleich  erheblich  ist  die  Abnahme  der  ver- 
ganteten Gesamtfläche  ;  diese  hatte  30  059  Hektar  im  Jahre  1880  und 
nur  mehr  6718,21   ha  im  Jahr  1893  umfasst. 


— e.  Zur  Fortbildung  der  irischen  Agrargesetzgebung.  —  Im  Anfang 
März  1895  brachte  der  Ober- Sekretär  für  Irland,  John  Morley  eine  Bill 
ein ,  durch  welche  die  irischen  Landakten  abgeändert  werden 
sollen.  Von  den  von  1816  bis  1842  genehmigten  Akten  seien  nicht  we- 
niger als  32  zu  Gunsten  der  Eigentümer,  die  Gesetzgebung  habe  aber 
niemals  für  die  Pächter  gesorgt.  Der  erste  Schritt  hierzu  habe  1870 
stattgefunden;  die  Akte  von  1870  habe  in  der  irischen  Pächtersache 
eine  grosse  Revolution  hervorgerufen,  die  ihr  Ende  noch  nicht  erreicht 
habe.  Die  Akte  von  1881  habe  den  Pächtern  das  Recht  gegeben,  das 
Pachtrecht  irgend  jemand  zu  überweisen  oder  zu  verkaufen,  eine  ent- 
sprechende Rente  festgesetzt  zu  verlangen,  und  den  Pachttermin  für 
eine  festgesetzte  Periode  zu  erneuern.  Er  habe  geglaubt,  der  Land- 
ankauf werde  die  letzte  Lösung  der  irischen  Landfrage  sein ;  derselbe 
hänge  aber  von  zwei  Punkten  ab  :  erstens  würden  Zwangsankäufe 
mehr  als  eine  Generation  zur  Durchführung  nötig  haben ;  und  zweitens 
müsse  in  der  Zwischenzeit  ein  modus  vivendi  Platz  greifen.  Seit  1881 
habe  die  irische  Landkommission  die  sich  auf  eine  und  eine  viertel  Million 
Pfund  belaufenden  Renten  auf  etwas  über  eine  Million  reduziert.  Im 
nächsten  September  oder  Oktober  solle  den  Pächtern  das  Recht  ein- 
geräumt werden,  anstelle  der  jetzigen  vor  13  Jahren  festgesetzten  Renten 
neue  Festsetzungen  von  Renten  zu  verlangen.  Deshalb  müsse  die  Akte 
von  1881  abgeändert  werden.  Dem  Regierungsvorschlage  liege  eine 
durchgreifende  Sozialpolitik  zu  Grunde.  Wenn  es  im  allgemeinen  richtig 
sei,  einen  Pächter  als  rechtmässigen  Besitzer  derjenigen  Verbesserungen, 


750  Miszellen. 

die  er  vorgenommen,  zu  schützen,  so  sei  dies  um  so  weiser  und  rich- 
tiger in  Irland,  wo  es  geradezu  unerlässlich  sei.  Die  Vorlage  schlage 
vor ,  dass  alle  Verbesserungen  auf  einem  Pachtgut  als 
vom  Pächter  herrührend  anerkannt  werden  sollten, 
wofern  nicht  das  Gegenteil  bewiesen  werde.  Wenn 
aber  vor  dem  entscheidenden  Gerichtshof  nachgewiesen  werde ,  dass 
eine  Verbesserung  vor  1850  gemacht  worden  sei,  dann  solle  dieser  den 
Beweis  auferlegen,  wer  die  Verbesserung  gemacht  habe.  Zum  Schlüsse 
seiner  Rede  erklärte  Morley,  innerhalb  der  nächsten  zwei  Jahre  sollten 
die  vorhandenen  Rentenrückstände  noch  gedeckt  werden,  nach  Ablauf 
dieser  zwei  Jahre  aber  solle  die  Forderung  auf  Nachzahlung  solcher 
Renten,  die  über  zwei  Jahre  rückständig  seien,  keine  Rechtshilfe  mehr 
finden.  Mit  Bezug  auf  ausgewiesene  Pächter  schlage  die  Vorlage  vor, 
den  bezüglichen  Abschnitt  der  Akte  von  1881  mit  einigen  Abänderungen, 
namentlich  derjenigen  zu  übernehmen,  dass  die  Grundeigentümer  nicht 
gehalten  sein  sollten,  einen  ausgewiesenen  Pächter  wieder  in  Pacht  ein- 
zusetzen. Morley  schloss :  er  habe  sich  ernstlich  bemüht,  den  thatsäch- 
lichen  Schwierigkeiten  einer  der  dornigsten  Fragen  zu  begegnen.  Er 
wende  sich  an  alle  nüchternen  und  ihrer  Verantwortlichkeit  bewussten 
Mitglieder  der  beiden  irischen  Parteien;  dieselben  möchten  nicht  leicht- 
hin oder  leidenschaftlich  in  dieser  Zeit,  wo  Irland  Ruhe  geniesse,  die 
Gelegenheit  zur  Durchführung  eines  grossen  und  politischen  Entwurfs 
vorübergehen  lassen. 

— e.  Wohnungsverhältnisse  und  sittliche  Zustände.  —  Ueber  diesen 
Gegenstand  veröffentlicht  ff^^r/.y,^t'^(?r  in  seinem  Inspektionsbericht  1894 
Thatsachen,  welche  für  die  vielleicht  fundamentalste  sozialpolitische  Re- 
formfrage wertvolle  Winke  geben  und  aus  der  praktischen  Erfahrung 
reiche  Bestätigung  für  die  vom  Referenten  und  von  Lechler  vertretene 
Lösung  und  Begründung  der  »nationalen  Wohnungsreform«  beibringen. 

Gelegentlich  der  Revision  von  Fabriken  wurde  an  einigen  Orten 
Badens  die  Beschaifenheit  der  Arbeiterwohnungen  geprüft,  besonders 
dort,  wo  die  Anzahl  der  beschäftigten  Arbeiter  in  den  letzten  Jahren 
sehr  zugenommen  hat,  und  wo  wegen  Ueberfüllung  der  Mietwohnungen 
geklagt  wird.  Schon  diese  gelegentlichen  Besichtigungen  haben  an  Orten 
der  genannten  Art  erkennen  lassen,  dass  hier  die  Wohnungen  in  hohem 
Grade  überfüllt  und  von  ungenügender  Beschaffenheit  sind  ,  so  dass 
hier  die  Arbeiter  unter  höchst  ungünstige  Lebensbedingungen  ge- 
stellt sind.  Die  weitere  Benützung  einzelner  dieser 
Wohnungen  musste  behördlich  untersagt  werden. 
In  anderen  ähnlichen  Fällen  wurde  von  einer  solchen  Massregel 
Umgang  genommen,  weil  man  sonst  die  Betreffenden  in  eine  noch 
schlimmere  Lage  versetzt  hätte.  Die  Folgen  dieses  Zustandes  der 
Wohnungen    und    des  dichten  Zusammenwohnens    zeigen    sich  in    dem 
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Fehlen  jedes  Gefühles  für  Sitte  und  Anstand.  So  fand  sich  in 
einem  sehr  engen  Raum  die  erwachsene  Tochter  mit  dem  erwach- 
senen Sohne  zusammengebettet.  In  einem  neugebauten  Hause,  in 
dem  die  Arbeiterwohnung  aus  Küche  und  zwei  Zimmern  bestand, 
waren  vier  Personen  untergebracht,  ein  junges  Ehepaar,  die  Mutter  der 
Frau  und  ein  Kostgänger.  Der  Letztere  schlief  indem  gleichen  Räume 
wie  das  junge  Paar:  die  Dachzimmer  waren  besonders  vermietet.  In 
einer  von  einem  Arbeitgeber  neu  erbauten  Kolonie,  waren  die  von  aussen 
sich  günstig  präsentierenden  Häuser  ausserordentlich  überfüllt.  Fast 
durchweg  waren  Kostgänger  beiderlei  Geschlechts  in  grösserer 
Zahl  aufgenommen.  Es  wurde  Abhilfe  auf  polizeilichem  Wege  herbei- 
geführt. An  einem  anderen  Fabrikorte  hat  das  auffallende  Wachsen 
der  Zahl  der  unehelichen  Geburten  dem  Bürgermeister  Veranlassung 
gegeben ,  eine  Untersuchung  der  Wohnungsverhältnisse  der  Arbeiter- 
häuser herbeizuführen.  Obgleich  sich  hier  bei  den  von  der  Gendarmerie 
vorgenommenen  Erhebungen  über  das  Schlafgängerwesen  grössere  Un- 
regelmässigkeiten nicht  ergaben,  hat  doch  das  Bezirksamt,  trotz  der 
abweichenden  Ansichten  einiger  Bürgermeister  anderer  Fabrikorte,  ähn- 
lich wie  in  anderen  Bezirken  eine  polizeiliche  Regelung  dieses  Gegen- 
standes vorgenommen.  In  der  erst  genannten  Gemeinde  waren  in  5 
Arbeiterhäusern  202  Personen  —  48  Familien  mit  21  Schlafgängern  — 
in  140  Zimmern  untergebracht. 

Die  aus  solchen  Veranlassungen  gegebenen  Anregungen  zu  dem 
Bau  von  Arbeiter wohnungen  b egegnen  häufig  den  mannig- 
fachsten Einwendungen.  Es  wird  der  hohe  Preis  des  Geländes  vor- 
geschützt, auch  wenn  es  sich  hier  nur  um  Preise  von  vielleicht  dem 
doppelten  des  landwirtschaftlichen  Wertes  handelt.  Auch  die  strengen 
Vorschriften  der  Bauordnung  in  ihrer  Anwendung  auf  die  Herstellung 
einfacher  Arbeiterwohnungen  werden  in  dieser  Beziehung  entgegenge- 
halten. Man  weist  dabei  auf  das  eine  oder  andere  Bauvorhaben  hin, 
von  dem  man  wegen  angeblich  in  den  Weg  gelegter  Hindernisse ,  die 
die  Lust  am  Bauen  genommen  hätten,  zurückgekommen  sei.  Die  16 
Arbeiterwohnungen,  welche  Herr  Kommerzienrat  teti  Brink  in  Arien  in 
Konstanz  hergestellt  hat,  lediglich  um  den  Nachweis  zu  erbringen,  dass 
es  auch  in  Städten  möglich  sei,  der  Arbeiterbevölkerung  um  einen 
massigen  Preis  geräumige  und  gute  Wohnungen  zu  verschaffen  (s.  J.B. 
für  1893  S.  84),  sind  fertig  gestellt  und  im  Berichtsjahre  sämtlich  be- 
zogen worden.  Der  Versuch  ist  insofern  ausserordentlich  günstig  aus- 
gefallen, als  die  Wohnungen  sehr  solid  und  in  gefälliger  Weise  herge- 
stellt wurden,  und  als  der  Kostenvoranschlag  im  ganzen  eingehalten 
wurde.  Die  16  Häuser  (4  Gruppen  zu  4  Häusern)  kosten  45  267  M.  oder 
für  jede  Wohnung  von  Küche  und  vier  Wohn-  und  Schlafräumen  2829  M. 
Die  Bewohner  fühlen  sich  in  ihrem  neuen  Heim  sehr  glücklich.  Nicht 
in  gleicher  Weise   ist  dieser  Versuch   nach  der  Rich- 
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tung  günstig  ausgefallen,  dass  er  zu  weiterem  Vor- 
gehenin dem  gleichen  Sinne  aneifern  sollte.  Wenn 
auch  einige  Arbeitgeber  bei  dem  Bau  von  Arbeiterwohnungen  auf  dem 
Lande  nach  dem  genannten  Vorgange  verfahren  sind,  und  dabei  guten 
Erfolg  gehabt  haben,  so  ist  doch  gerade  in  Städten  und  an  solchen 
Orten,  in  denen  in  dieser  Beziehung  ähnliche  Schwierigkeiten  vorhanden 
sind,  das  gegebene  Beispiel  für  die  Ueberwindung  dieser  Schwierigkeiten 
ohne  Einfluss  auf  ein  weiteres  Vorgehen  geblieben.  Nachdem  gezeigt 
worden  war,  dass  es  auf  dem  eingeschlagenen  Wege  möglich  sei,  gegen 
eine  Anzahlung  von  150  bis  400  M.  und  eine  dem  Mietpreise  für  ge- 
ringe und  unzureichende  Wohnung  entsprechende  monatliche  Zahlung 
von  12  M.  die  ganze  Schuld  in  16  bis  17  Jahren  abzutragen,  ist  alsbald 
eine  sehr  übelwollende  Kritik  vorzugsweise  aus  den  Krei- 
sen von  Bauhandwerkern  gekommen,  die  vermutlich  die  Her- 
stellung so  billiger  Wohnungen  nicht  gern  sahen.  Es  wurde  gesagt,  die 
Häuser  seien ,  weil  von  einigen  Vorschriften  der  Bauordnung  dispen- 
siert wurde,  nicht  gut  gebaut  und  die  Käufer  würden  am  Schlüsse  der 
Abzahlungen  nicht  im  Besitze  eines  Hauses,  sondern  nur  einer  Ruine 
sein,  obgleich  die  in  gleicher  Art  in  Arien  und  Rielasingen  schon  vor 
mehr  als  20  Jahren  gebauten  Häuser  nicht  nur  völlig  wohlerhalten,  son- 
dern auch  in  besserem  Zustande  sind,  als  viele  Gebäude,  die  in  Städten 
vor  einem  solchen  Zeiträume  auf  Spekulation  hergestellt  wurden.  Es 
wurde  ferner  gesagt,  die  Kälte  und  die  Feuchtigkeit  werde  die  Gesund- 
heit der  Bewohner  untergraben  ,  obgleich  diese  selbst  nicht  das  Ge- 
ringste davon  wahrgenommen  haben,  und  obgleich  sie  im  Gegenteil 
erklären,  nie  in  ihrem  Leben  so  gut  und  so  gesund  gewohnt  zu  haben. 
Auch  kleine  Dinge  wurden  in  heftigster  Weise  einer  abfälligen  Kritik 
unterzogen,  so  z.  B.  dass  die  Fenstergewände,  statt  wie  in  der  dortigen 
Gegend  üblich  aus  Stein,  aus  Holz  hergestellt  wurden.  Hölzerne  Fenster- 
gewände finden  aber  nicht  nur  in  Gegenden,  in  denen  die  Steine  teuer 
sind,  wie  in  Norddeutschland,  in  Bayern,  besonders  auch  in  München, 
sondern  auch  in  wohlhabenden  Ländern  wie  Holland  allgemein  An- 
wendung. 

Einen  interessanten  Einblick  in  die  Wohnungsverhältnisse  der  Ar- 
beiterbevölkerung grösserer  Städte  liefern  auch  die  Erhebungen,  die  das 
Wöchnerinnenasyl  in  Mannheim  über  die  Wohnungsverhält- 
nisse und  die  Anzahl  der  Betten  derjenigen  Familien  gemacht  hat, 
denen  die  200  zuletzt  in  dem  Asyl  aufgenommenen  Frauen  angehörten. 
Sie  hatten  folgendes  Ergebnis : 
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a.  Wohnungsverhältnisse 


Familien 
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(ohne  das 
Neugeborene) 
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200  124  mal  68  mal  8  mal 

Es  hatten  also  unter  200  Familien  124  nur  ein  Zimmer,  68  zwei 
Zimmer  und  8  drei  Zimmer. 

b.  Anzahl  der  Betten : 

i  e  n    mit 

4  Betten 

3  mal 

2      » 

4  » 

2  » 

3  » 
3  » 
I  » 
I  » 

Es  hatten  also  790  Personen  (ohne  das  Neugeborene)  zusammen 
422  Betten. 

Zur  Verbesserung  der  Wohnungsverhältnisse  der  Arbeiter  in  den 
grösseren  Städten  ist  im  Berichtsjahre  auch  im  übrigen  weder  sei- 
tens gemeinnütziger  Baugesellschaften  noch  seitens 
der  städtischen  Behörden  etwas  Nennenswertes  ge- 
schehen. Nur  in  Mannheim  wurde  der  dort  bestehenden  gemein- 
nützigen Baugesellschaft  eine  namhafte  Förderung  seitens  der  städtischen 
Verwaltung  zugewendet.  Man  scheint  es  im  allgemeinen,  auch  abge- 
sehen von  den  grösseren  Städten,  in  manchen  bürgerlichen 
Kreisen  nicht  gernzu  sehen,  dass  völlig  entspre- 
chende Häuser  für  kleinere  Leute  wesentlich  billi- 
ger als  bisher  erbaut  werden,  weil  man  hiervon  einen 
Rückgang  der  Mietpreise  der  kleineren  Wohnungen 
befürchtet  (s.  auch  Inspekt.B.  für  1892  S.  132  f.).  Wegen  dieses 
letzteren  Punktes  wird  namentlich  an  kleineren  Orten  geklagt  und  dar- 
auf hingewiesen,  dass  derartige  Einflüsse  sich  auch  in  der  Haltung  der 
Gemeindebehörden  geltend  machten. 
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Teilweise  im  Zusammenhange  mit  den  vielfachen  Erörterungen  der 
Wohnungsfrage,  grossenteils  aber  auch  angeregt  durch  die  Anerbie- 
tungen der  Versicherungsanstalt  Baden,  Darlehen  zum  Bau  von  Arbei- 
terwohnungen zu  billigen  Bedingungen  zu  geben,  zeigt  sich  auch  da  und 
dort  eine  grössere  Baulust  unter  den  Arbeitern  selbst- 
Nicht  immer  wird  aber  in  solchen  Fällen  das  hier  noch  in  so  grossem 
Umfant^e  vorhandene  Bedürfnis  nach  besseren  Wohnungen  auf  zweck- 
mässige Art  befriedigt.  Vielfach  zeigt  sich  dann  ein  Be- 
streben, nicht  sowohl  sich  zu  billigem  Preise  ein 
eigenes  Haus  zu  verschaffen,  als  vielmehr  das  Be- 
streben, Spekulationsbauten  zu  errichten,  durch 
deren  Vermietung  man  einen  Ueberschuss  gegen  die 
aufgenommenen  Zinsen  zu  erzielen  hofft.  Solche 
Arbeiter  ziehen  dann  gewöhnlich  in  einigeDachkam- 
mern  des  von  ihnen  erbauten  Hauses  und  wohnen  in 
diesemFalle  nicht  besser,  sondern  nochmal  schlech- 
ter als  vorher.  So  kommt  es  vor,  dass  Arbeiter,  die  ein  Kapital 
von  etwa  6000  M.  besitzen,  ein  zweistöckiges  Haus  für  16000  M.  bauen, 
sich  mit  10  000  M.  Schulden  belasten,  alle  eigentlichen  Wohnungen 
ihres  Hauses  vermieten  und  sich  selbst  in  zwei  Dachkammern  zurück- 
ziehen. Hier  und  da  schlagen  auch  solche  Spekulationen  fehl,  da  nicht 
immer  mit  der  genügenden  Umsicht  zu  Werke  gegangen  wird.  Es  wird 
dann  die  Schuldsumme  grösser  als  vorausgesehen  wurde,  oder  es  treten 
auch  unmittelbar  Kapitalverluste  ein.  Ein  Arbeiter ,  wie  er  oben  bei- 
spielsweise genannt  wurde,  könnte  sich  für  die  kleinere  Hälfte  seines 
Kapitals  ein  geräumiges  Häuschen  in  der  Art  der  von  Herrn  ten  Brinck 
erstellten  bauen  und  neben  diesem  freien  Besitze  noch  über  3000  M. 
Kapital  haben.  Er  würde  auf  diese  Art  ein  unabhängiger  Mann  sein, 
der  manchen  Wechselfällen  des  Lebens  mit  Ruhe  entgegensehen  könnte. 
Eine  sehr  bedenkliche  Ausbeutung  der  Arbeiter  findet  sich  in  man- 
chen Mietskasernen  grösserer  Städte.  Hier  hält  der  Hausver- 
walter in  der  Regel  einen  Kolonialwarenladen,  in  welchem  die  Waren 
etwas  teurer  verkauft  werden  als  in  den  gewöhnlichen  Geschäften.  Die 
in  solchen  Mietskasernen  wohnenden  Arbeiter,  bis  zu  80  Familien,  sind 
dann  genötigt,  in  dem  Laden  des  Hausverwalters  zu  kaufen,  wenn  sie 
sich  nicht  Kündigungen,  Mietssteigerungen  und  Unannehmlichkeiten  aller 
Art  aussetzen  wollen.  Vielfach  bekommen  dann  die  Arbeiter  nicht  nur 
im  Laden  kreditiert,  sondern  sie  können,  wenn  sie  hier  fleissige  Kunden 
sind,  nuch  leicht  eine  mehrmonatliche  Stundung  ihrer  Miete  erhalten. 
Diese  Zustände  begünstigen  so  eine  Verschuldung  und  ein  Versinken 
der  Arbeiter  in  Abhängigkeit  nach  zwei  Richtungen,  hinsichtlich  ihres 
Warenbezugs  und  ihrer  Miete.  Da  solche  Mietskasernen,  in  denen  der 
Hausverwalter  einen  Laden  unterhält,  unseres  Wissens  niemals  Arbeit- 
gebern gehören,  der  Verwalter  daher  hier  auch  kein  Beauftragter  eines 
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Arbeitgebers  ist,  so  kann  gegen  diese  Missstände  auch  nicht  auf  Grund 
der  Vorschriften  über  das  Trucksystem  eingeschritten  werden.  Es  liegt 
daher  ein  Missstand  vor,  gegen  den  die  Gesetzgebung  keinen  Anhalt 
bietet,  was  zu  bedauern  ist. 

Im  Laufe  des  Berichtsjahres  wurden  nach  den  von  den  Grossh. 
Bezirksämtern  mitgeteilten  Akten  nachverzeichnete  neue  Arbeiterwoh- 
nungen hergestellt  durch :  die  Porzellanfabrik  von  Schaaf  in  Zell  a.  H. 
2  W.,  das  Sägwerk  von  Fuchs  Söhne  in  Karlsruhe  2  W. ,  einen  Geist- 
lichen 3  W. ,  die  Buntweberei  von  Hüssy  und  Künzli  in  Murg  20  W. 
und  die  Pumpenfabrik  von  Allweiler  in  Radolfzell  4  W.  Der  Abfall  in 
der  Zahl  der  hergestellten  Wohnungen  ist  gegenüber  dem  Vorjahre  sehr 
gross.  Eine  so  geringe  Thätigkeit  ist  auf  diesem  Gebiete  überhaupt 
seit  einer  langen  Reihe  von  Jahren  nicht  gewesen.  Besonders  hervor- 
gehoben zu  werden  verdient  hier  nur  der  Komplex  von  20  Einfamilien- 
häusern, aus  IG  Doppelhäusern  bestehend,  welchen  die  Buntweberei  von 
Hüssy  und  Künzli  in  Murg,  etwa  zwanzig  Minuten  von  der  Fabrik  ent- 
fernt in  schöner  freier  Lage  an  der  Landstrasse  nach  Art  der  schon 
mehr  erwähnten  Einfamilienhäuser  in  Arien  und  Rielasingen  herstellen 
Hess,  Sie  enthalten  Küche  und  drei  Zimmer  ebener  Erde  und  eine  ge- 
räumige und  bewohnbare  Speicherkammer.  Die  Kosten  sind  noch  nicht 
endgültig  festgestellt,  doch  werden  sie  sich  nicht  weit  von  den  niederen 
Kosten  der  oben  genannten  Arbeiterhäuser  entfernen. 


— e.  Wörishoffer  zur  Arbeitstagverkürzung  auf  ii  Stunden  (Insp.B. 
für  Baden  S.  44  ff.). —  /^.bemerkt:  So  wenig  die  ziemlich  ungründliche 
Auffassung  Recht  hat,  welche  kurzweg  erklärt,  die  Arbeitsleistung  sei 
dort  nur  eine  Funktion  der  Arbeitszeit,  wo  die  Thätigkeit  der  Arbei- 
terinnen ausschliesslich  in  der  Bedienung  der  Maschinen  bestehe,  ebenso 
wenig  ist  der  Standpunkt  richtig,  der  davon  ausgeht,  dass  bei  einer  in 
vernünftigen  Grenzen  gehaltenen  Verkürzung  der  Arbeitszeit  der  Aus- 
fall an  Arbeitszeit  durch  vermehrten  Fleiss  und  grössere  Aufmerksam- 
keit, wie  sie  wegen  der  grösseren  körperlichen  und  geistigen  Frische 
möglich  seien  oder  durch  bessere  Einrichtungen  ausnahmslos  ein- 
geholt werden  könne.  Nur  das  kann  durch  eine  Analyse  dieser  Fak- 
toren und  durch  deren  Prüfung  im  einzelnen  an  der  Hand  der  Erfah- 
rungen des  praktischen  Lebens  festgestellt  werden,  dass  das  Gebiet 
dieser  Ausnahmen  ein  eng  begrenztes  ist. 

Bei  den  von  W.  gepflogenen  Erörterungen  wurde  davon  ausge- 
gangen, dass  man  es  mit  berufsmässigen  Fabrikarbeitern  zu  thun  habe, 
deren  Leistungen  wegen  ihres  Verbleibens  in  derBeschäf- 
tigung  sich  den  veränderten  Arbeitsbedingungen  an- 
passen können.  Das  trifft  allerdings  in  der  Regel,  aber  nicht  ausnahms- 
los zu,  und  bezüglich  derjenigen  Arbeiter,  die  sich  nicht  der  Fabrikarbeit 
dauernd  widmen,  ist  eine  besondere  allgemeine  Bemerkung  der  Mittel- 
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lung  der  Ergebnisse  der  Einzelerhebungen  voraus  zu  schicken.  Einzelne 
Fabriken,  besonders  der  Textilindustrie  haben  einen  raschenWechsel 
der  Arbeiter,  da  es  in  einigen  Gegenden  üblich  ist,  dass  junge  Leute 
nur  so  lange  als  Arbeiter  in  die  Fabriken  gehen,  bis  sie  entweder  zur 
landwirtschaftlichen  Beschäftigung  ihrer  Familien  zurückkehren ,  oder 
bis  sie  sich  verheiraten.  Hier  bildet  sich  kein  eigentlicher  Stand  von 
Fabrikarbeitern.  So  sehr  dies  im  Interesse  der  Gesundheit  der  Bevöl- 
kerung dieser  Gegenden  zu  begrüssen  ist,  und  so  sehr  eine  solche  Ueb- 
ung  den  Wohlstand  der  betreibenden  landwirtschaftlichen  Kreise  ge- 
hoben hat ,  so  hat  dieselbe  doch  auf  die  Möglichkeit  der  Steigerung 
der  Leistungen  einer  solchen  Arbeiterschaft  keinen  günstigen  Einfluss. 
Von  derartigen  Arbeitern  wird  ein  höherer  Grad  der  Fertigkeit,  wie 
ihn  eigentliche  Fabrikbevölkerung  erwirbt,  und  wie  ihn  die  fortschrei- 
tende industrielle  Entwickelung  immer  mehr  fordert,  nicht  erreicht.  Die 
Arbeiter  einerseits  können  daher  bei  einer  Verkürzung  der  Arbeitszeit 
nur  dasjenige  einbringen,  was  sich  durch  Steigerung  des  Fleisses,  nicht 
aber  dasjenige,  was  sich  durch  Steigerung  der  Geschicklichkeit  ein- 
holen lässt.  Die  Arbeitgeber  andererseits  hoffen  daher  in  solchen  Fällen 
nicht  bei  Verkürzung  der  Arbeitszeit  den  vollen  Umfang  der  früheren 
Produktion  durch  Steigerung  der  Leistungen  der  Arbeiter  zu  errei- 
chen. Trotzdem  zeigten  sich  gerade  hier  inBetracht 
kommende  Arbeitgeber  einer  Verkürzung  der  Ar- 
beitszeit weniger  abgeneigt  als  andere.  Auch  ist 
hier  der  Steigerung  der  Produktion  durch  rascheren  Gang  der  Ma- 
schinen eine  engere  Grenze  gezogen.  Im  allgemeinen  lässt  sich 
daher  sagen ,  dass  die  Verkürzung  der  Arbeitszeit  auf 
dieSchaffung  eines  Standes  berufsmässiger  Fabrik, 
arbeiter,  hinwirkt  und  dass  sie  der  Beschäftig- 
ung in  Fabriken  nur  während  einer  bestimmtenLe. 
bensperiode  wegen  der  ge  r  i  ng  e  n  St  e  igerung  s  fähig - 
keit  der  Leistungen  solcher  Arbeiter  ungünstig  ist. 
Eine  solche  Beschäftigung  ist  aber  unter  manchen  Umständen  wün- 
schenswert und  sie  wird  voraussichtlich  auch  nicht  deswegen  aufgegeben 
werden,  weil  die  Verkürzung  der  Arbeitszeit  den  Unterschied  der  Ver- 
dienste zwischen  berufsmässigen  und  nur  vorübergehend  als  solchen 
thätigen  nicht  berufsmässigen  Fabrikarbeitern  grösser  macht ,  als  er 
bisher  war. 

Weiter  entnehmen  wir  aus  Wörishoffer  (a.  a.  O.) :  Aus  den  Einzel- 
erhebungen geht  hervor,  dass  die  im  Akkord  beschäftigten 
Arbeiterinnen  durch  die  gesetzliche  Beschränkung  der  Arbeits- 
zeit im  grossen  und  ganzen  an  ihrem  Einkommen  keine  Einbusse  erlitten 
haben ,  dass  sie  vielmehr  in  gar  nicht  seltenen  Fällen  jetzt  mehr  ver- 
dienen als  früher.  Allerdings  ist  dieses  günstige  Ergebnis  nicht  aus- 
schliesslich   dadurch    erreicht  worden,    dass  durch  Steigerung   der  Ar- 
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beitsintensität  bei  iistündiger  Arbeitszeit  die  gleiche  Leistung  erzielt 
wurde  wie  bei  12  stündiger  Arbeitszeit.  In  vielen  Fällen  ist  vielmehr 
die  höhere  Leistung  zum  grösseren  oder  geringeren  Teile  durch  Ver- 
besserung der  maschinellen  Einrichtung  oder  durch 
Erhöhung  der  Geschwindigkeit  der  Arbeitsmaschi- 
nen erreicht  worden.  In  einigen  Fällen,  in  denen  weder  das  eine 
noch  das  andere  möglich  war,  wo  aber  die  Arbeitgeber  hieraus  in  allzu 
äusserlicher  Auffassung  der  Beziehungen  zwischen  Arbeitszeit  und  Ar- 
beitsleistung schlössen,  dass  die  Verkürzung  der  Arbeitszeit  zu  einer 
entsprechenden  Verminderung  des  Verdienstes  führen  werde,  haben  sie 
Aufbesserungen  der  Lohnsätze  eintreten  lassen,  welche  bestimmt  waren, 
diese  vorausgesehene  Verminderung  zur  Hälfte  oder  mehr,  bis  nahezu 
zum  vollen  Betrage  auszugleichen.  In  allen  solchen  Fällen  hat  sich  die 
Beurteilung  der  Arbeitge'ber  insofern  als  unrichtig  erwiesen,  als  die  Ar- 
beiterinnen entweder  auch  die  andere  ihnen  durch  Erhöhung  der  Lohn- 
sätze nicht  vergütete  Hälfte  des  Ausfalles  an  Arbeitszeit  mehr  als  ein- 
brachten ,  oder  dass  bei  voller  Vergütung  dieses  Ausfalles  sie  mehr 
verdienten  als  früher.  Die  in  solchen  Fällen  eingetretenen  Lohner- 
höhungen stellen  auch  nicht  eigentlich  einen  durch  die  Gesetzgeber 
erzwungenen  Aufwand  der  Arbeitgeber  dar.  Es  kann  vielmehr  mit 
grösserem  Rechte  gesagt  werden,  dass  in  vielen  Fällen  der  genannten 
Art  die  Gesetzgebung  bewirkt  hat,  dass  ein  Teil  der  Früchte  der  tech- 
nischen Fortschritte  auch  den  Arbeitern  zu  Gute  kommt.  Es  kann  also 
gesagt  werden,  dass ,  von  vereinzelten  mit  individuellen  Ursachen  zu- 
sammenhängenden Ausnahmen  abgesehen,  die  gesetzliche  Verkürzung 
der  Arbeitszeit  der  Arbeiterinnen  zu  einer  Vermehrung  der  Arbeitsinten- 
sität geführt  hat ,  welche  aber  unter  den  verschiedenen  Umständen  in 
ungleichem  Masse  eingetreten  ist.  —  Bei  den  im  T  a  g  1  o  h  n  beschäf- 
tigten Arbeiterinnen  konnte  der  gleiche  Nachweis  nicht  direkt  erbracht 
werden.  Diese  Arbeiterinnen  haben  aber  in  dem  ganzen  Organismus 
der  Betriebe  ein  bestimmtes,  ihnen  durch  den  ganzen  Zusammenhang 
und  durch  die  Leistungen  der  im  Akkord  beschäftigten  Personen  zu- 
gemessenes Arbeitspensum  zu  vollziehen.  Aus  dem  Umstände  aber, 
dass  die  Zahl  der  im  Taglohn  beschäftigten  Arbeiterinnen  bei  der  Ver- 
kürzung der  Arbeitszeit  nicht  vermehrt  wurde,  kann  dennoch  geschlossen 
werden  ,  dass  in  den  einzelnen  Anlagen  die  Arbeitsintensität  der  Ar- 
beitszeit derselben  in  demselben  Umfange  erhöht  hat,  wie  dies  bei  den 
Akkordarbeiterinnen  der  Fall  gewesen  ist.  Wenn  daher  der  Taglohn 
bei  Verkürzung  der  Arbeitszeit  auf  der  früheren  Höhe  geblieben  ist, 
so  haben  die  Arbeitgeber  damit  kein  Opfer  gebracht,  sondern  sie  haben 
im  ganzen  auch  eine  relativ  grössere  Arbeitsleistung  erhalten,  wenn 
auch  nicht  überall  das  Verhältnis  von  Arbeitslohn  und  Arbeitsleistung 
das  gleiche  geblieben  ist. 

Ein  weiterer  indirekter  Beweis  für  die  Richtigkeit  des  vorstehend 
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Gesagten  kann  auch  daraus  entnommen  werden ,  dass  bei  den  münd- 
lichen Erhebungen  von  solchen  Arbeitgebern,  die  keine  Lohnerhöhungen 
eintreten  Hessen  ,  und  die  keine  Veränderungen  an  den  maschinellen 
Einrichtungen  vorgenommen  hatten,  darauf  hingewiesen  wurde,  dass  die 
Lohnsummen  der  einzelnen  Zahlungsperioden  im  allgemeinen  die  gleichen 
geblieben  seien  wie  früher,  und  dass  daher  auch  in  der  Produktion  ein 
bemerkenswerter  Rückgang  nicht  eingetreten  sein  könne,  wenn  auch 
wegen  der  fortwährend  eintretenden  Verschiebungen  in  der  Zusammen- 
setzung der  Produktion  unbedingt  zuverlässige  Zahlenresultate  hier- 
aus nicht  entnommen  werden  könnten.  Ferner  spricht  die  Handels- 
kammer Lahr  in  ihrem  letzten  Jahresberichte  ausdrücklich  aus,  dass  in 
den  Cigarrenfabriken  ihres  Bezirkes  eine  Verminderung  der  Produktion 
durch  die  gesetzliche  Verkürzung  der  Arbeitszeit  nicht  eingetreten  sei. 
Endlich  ist  aus  dem  Jahresberichte  der  Süddeutschen  Textilberufsge- 
nossenschaft  für  1893  zu  entnehmen,  dass  der  Vollarbeiter  zu  300  Ar- 
beitstagen in  diesem  Jahre  1,55  Proz.  mehr  Lohn  empfing  als  in  dem 
Jahre  i8gi ,  in  welchem  noch  i2Stündige  Arbeitszeit  herrschte,  dass 
also  auch  der  Tagesverdienst  ungeachtet  der  Verkürzung  der  Arbeits- 
zeit in  diesem  Verhältnisse  gestiegen  ist.  Der  Vorstand  schliesst  dar- 
aus, dass  die  Befürchtungen,  welche  an  die  gesetzliche  Verkürzung  der 
Arbeitszeit  vielfach  geknüpft  wurden,  endgültig  aufgegeben  werden  könnten. 


III.  LITTHRATUR. 


Herbert  Spencer,  I  n  du  clions  o  f  Ethics  (M orale  de  differents  peuples, 
trad,  p.  Castelot) ;  derselbe  Justice  (trad.  p.  Castelot  et  El  m  St  Leon  Guillaumin) 
1893  und  1892. 

Man  möchte  fast  sagen :  Die  Neigen  und  letzten  Lustren  der  drei  letzten  Jahr- 
hunderte einschliesslich  des  gegenwärtigen  sind  einer  wenn  auch  nicht  durchaus  natu- 
ralistischen, so  doch  stark  skeptisch  verbrämten  Ethik  günstig.  Hatte  nicht  das  Ende 
des  XVI.  stmen  Montaigne  ?  Freilich  im  nachfolgenden  XVII.,  dem  »kartesianischen«, 
gingen  die  Wogen  des  Rationalismus  zu  hoch,  um  der  sonst  nüchternen  pantheistischen 
Ethik  Spinoza's  einen  bestimmt  naturalistischen  Beigeschmack  zu  verschaffen.  Die 
Lehren  La  Rochefoucauld'%  gehören ,  Hobbes  zu  geschweigen ,  doch  mehr  der  Mitte 
dieses  Zeitraumes,  an  dessen  Ende  der  fürwahr  recht  naturalistische  Leibnitz  steht. 
Aber  bereits  das  XVIII.  besitzt  ausser  der  garstig  seichten  Moral  von  Helvetius  und 
Konsorten  einen  echt  sensualistisch-naturalistischen  ethischen  Niederschlag  in  Cabanes' 
und  Volney's  Lehren  und  niemand  wird  leugnen,  dass  yeremy  Bentham  die  Konse- 
quenzen des  seichten  ethischen  Materialismus  der  Encyklopädisten  zog,  er,  welcher  doch 
das  vorige  Jahrhundert  beschliesst  und  in  unserem  fortwirkt.  Zwar  war  nicht  diese 
knabenhaft  zeitlebens  angelegte  Natur  —  nach  Rohmer  und  Bluntschli  sind  ja  die  Ra- 
dikalen Knaben  —  sich  dessen  bewusst ,  dass  er  dem  Naturalismus  in  der  Ethik  in 
die  Hände  arbeitete.  Bentham,  der  »egoistische«  Utilitarier  nach  seines  heutigen  alt- 
ruistischen Epigonen  SidgTvick's  treffender  Charakteristik,  übte  eine  Methode  der  Schluss- 
prüfung und  Beobachtung,  welche  der  heutigen  naturwissenschaftlich  schnurstracks  wider- 
strebt. Immerhin  war  seine  Ethik  keine  idealistische.  Nach  dem  Abwelken  in  den 
Tagen  unserer  Lehrjahre  des  Identitäts-  und  sonstigen  spekulativen  Idealismus  be- 
hauptete sich  eine  Zeitlang  und  behauptet  bis  heutzutage  die  mürrisch-pessimistische 
Ethik  des  Menschenhassers  Schopenhauer  und  ihrer  Epigonen  (Hartmann ,  teilweise 
Nietzsche),  eine  Weltanschauung,  der  auch,  leider!  mancher  sozialwiss.  Fachgenosse 
huldigt.  In  den  letzten  Dezennien  aber  herrscht  ohne  Zweifel  —  wenn  auch  die 
j' philosophische  Zeit«  vorüber  ist  nach  Riehl's,  treffenden  Bemerkung  —  die  Welt- 
anschauung Darwin's ,  als  deren  Repräsentant  mit  Recht  Herbert  Spencer  gilt  ,  ein 
wirklich  synthetischer  Kopf  neben  seiner  riesigen  naturwissenschaftlichen  Vor-  und 
jS'achbildung. 

Dieser  englische  Meister  der  Evolutionsphilosophie  hat  nach  Absolvierung  fast  aller 
Teile  seines  grossartigen  Systems  bereits  1879  die  Ethik  (Data)  in  Angriff  genommen 
und  ihi-  Lebensodem  ist,  ohne  Zweifel,  naturalistisch,  da  die  Biologie  eine  Naturwis- 
senschaft ist  und  bleiben  wird.     1886  krank  geworden,  konnte  der  greise  Denker  so- 


760  Litter  atur. 

gar  seine  Soziologie  nicht  vollenden  und  brach  dieselbe  bei  den  »kirchlichen  Insti- 
tutionen« ab.  Wie  die  Vorrede  zur  »Justice«  erzählt,  raffte  er  sich  zwar  1890  aus 
seiner  schweren  Krankheit  auf  —  was  wir  freudig  begrüssen  —  aber  seinem  Ende 
entgegensehend  beschloss  er  vorläufig  die  »Prinziples  of  Sociology«  ruhen  zu  lassen  und 
den  letzten  Rest  der  übrigen  Kraft  zur  Ausarbeitung  der  Ethik  einzusetzen.  Die  In- 
dividual-Ethik  (III  part)  bis  auf  weiteres  verschiebend  ,  griff  er  zur  »sozialen«  und 
schrieb  1891  den  IV.  Teil  der  »Justice«  (die  »Thatsachen«  1879  schlössen  mit  §  iio). 
Nachdem  sich  die  Gesundheit  befestigte,  kehrte  er  um  und  bearbeitete  im  Anschluss 
an  die  »Data«  den  2.  und  3.  Teil,  welchen  die  Franzosen  als  »Morale  des  differents 
peuples«  und  »Morale  personelle«  übersetzten.  Gegenwärtig  sollen  auch  der  5.  und 
letzte  Teil ,  Negative  und  Positive  Beneficence,  dem  Programme  der 
First  Principles  gemäss  im  Original  erschienen  sein.  Somit  wäre  das  Lehrgebäude  der 
Ethik  fertig.  Es  ist,  glauben  wir,  doch  nicht  abzuwarten,  bis  das  Ganze  vorliegt.  Die 
inzwischen  erschienenen  Teile  berechtigen  schon  zu  einer,  natürlich  dem  Charakter  dieser 
Zeitschrift  gemäss  nicht  fachphilosophischen,  sondern  Staats-  und  sozial- 
wissenschaftlichen Beurteilung.  Spencer's  Ethik ,  sagten  wir ,  von  seinen  dem  Leser 
wohl  bekannten  Prämissen  abgesehen,  ist  eine  naturwissenschaftliche.  Hier  gilt  kein 
anderes  sumnium  bonum ,  als  das  dem  irdischen  Leben  gemässe  v  e  r  n  ü  n  f- 
tige  Verfahren;  es  ist  eine  Naturgeschichte  der  Sitten.  Freilich 
reihte  diese  Ethik,  noch  bevor  sie  fertig  wurde,  ein  zu  früh  verschiedener  französischer 
Philosoph  Guyau  *)  der  sonstigen  utilitarischen  englischen  Sittenlehre  ein.  Es  ist  je- 
doch zu  bemerken ,  dass  bereits  1860  ein  Spencer'scher  Essay  über  jetzige  Ethik 
das  Life  als  a  i  m  bezeichnet,  als  ein  Kriterium,  das,  wenn  auch  buchstäblich  nicht 
»höchstes  Gut«,  jedenfalls  eine  Kategorie  bildet ,  innerhalb  deren  jede  evo- 
lutionistische  Sittenlehre  sich  bewegen  m  u  s  s.  Die  »Lust  an  sich«  spielt  hier 
bei  weitem  keine  so  grosse  Rolle ,  wie  bei  den  eigentlichen  Utilitariern,  sondern  be- 
zeichnet ein  Mittel ,  dessen  auch  Lotze  u.  A.  nicht  entraten  können.  Deshalb  sta- 
tuiert auch  unser  Denker  ganz  konsequent  im  Anfang  der  »Justice«  an  die  Data  anknüpfend 
eine  Tiermoral  und  spricht  von  underkumajt  morality,  woraus  sich  die  menschliche 
Sittlichkeit  herausentwickelt.  Bei  »gregarischen«  Wirbeltieren  sei  die  Vorbedingung 
einer  »Sitte«  vorhanden  und  Beispiele  ,  die  uns  Ende  des  Buches  vorgelegt  werden, 
bekräftigen,  wie  z.  B.  ein  —  wir  wissen  nicht,  ob  etwa  der  Peter  oder  Bull, 
gewiss  aber  kein  Pudel  —  ehrenwerter  Hund  Punch,  sich  ethischer,  viel  »christ- 
licher« benommen  haben  soll,  als  manches  Menschenkind.  Dieses  ehrwürdige  Exem- 
plar der  Haustiere  pflegte  seine  Angreifer  derselben  Spezies  nicht  zu  beissen,  sondern 
begnügte  sich  damit  ,  sie  umzuwerfen  und  unschädlich  zu  machen.  Auch  ein  Ponny 
»Princeit  wusste  seine  Herrschaft  trotz  des  Nebels,  schlechten  Weges,  des  Begegnens 
anderer  Equipagen  und  da  ihm  die  Zügel  freigelassen  wurden,  unversehrt  nach  Hause 
zu  bringen ,  worauf  Punch  und  Prince  sich  im  Stall  verständigten  und  Beweise  der 
»sittlichen  Billigung«  auswechselten  etc.  etc.  »Si  la  discipline  de  la  vie«  heisst  es, 
»est  capable  de  produire  la  pleine  conscience  de  v  oi  r ,  chez  certains  animaux  inferieures, 
eile  es  a  fortiori  capable  de  la  productive  chez  l'homme«.  Da  Gefertigter,  obwohl 
grosser  Hundefreund,  kein  Tierpsychologe  ist,  so  müssen  vnx  dieses  auf  sich  beruhen 
lassen.  Vielleicht  werden  Wundt  u.  a.  die  »Justice«  lesen.  Wir  vertrauen  getrost 
ihrem  Urteile. 

Selbst  wenn  dem  so  wäre,  verbietet  uns  eine  eingefleischte  idealistisch  »reaktio- 


i)  La  morale  anglaise  contemporaine. 
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näre«  Voreingenommenheit,  die  »unJerhunum  morality.  anzuerkennen.  Mitz/.  Oetlingen 
und  Lasarus  ')  —  trotzdem  wir  gerade  in  der  Ethik  Herbarfs  Schule  wenig  preisen  — 
glaubt  Gefertigter,  dass  die  »Sitte  menschlich  ist,  weil  gesellig  und 
geschichtlich«.  Warten  wir  getrost  ah,  bis  »Punch«  und  »Prince«  in  die  mensch- 
liche Sittengeschichte  eingreifen.  Ebensowenig  vermag  Referent  der  Moral  der  »  Ueb  er- 
menschen«  A'ietzscke's  zu  fröhnen.  Ein  Landsmann^),  die  Philosophie  des  »De- 
kadentismus« (Bourget  und  Nietzsche)  musternd,  sagt  geradezu,  was  die  Zustimmung 
unserer  Leser  und  der  Zeitschrift  hoffentlich  haben  wird,  dass  »diese  Leute  durch  eine 
philosophische  Thür  das  laiss er  faire  hereinschmuggeln,  dieses  Prinzip,  welches  so- 
wohl Staatsrecht  als  Nationalökonomik  zumFenster  hinaus- 
geworfen haben«.  Nietzsche  starb  bekanntlich  in  einer  Irrenanstalt  ....  Die 
Individual-Ethik  bei  Seite  lassend,  obwohl  hier  manches  zutrifft,  wie  z.  B.  die  Ver- 
dammung der  unsinnigen  hoxing  Sports  der  Landsleute  des  Verfassers,  ein  verstän- 
diges Empfehlen  der  Narkotiken,  die  dem  zerrütteten  Organismus  aufhelfen  u.  v.  M., 
gehen  wir  an  die  Inductions.  So  wie  in  der  Soziologie  entwickelt  hier  der  Ver- 
fasser grosse  Belesenheit  von  Reisebeschreibungen  und  der  Ethnologie  und  gibt  in 
XIV  Abschnitten  eine  reiche  Blumenlese  von  Sitten  und  Unsitten  der  Wilden  und  Bar- 
baren. Bastian,  Waitz  u.  a.  werden  deutsch  angeführt  Trotzdem  wurde  Spencer  erst 
1889  die  «Kritik  der  praktischen  Vernunfti  in  englischer  Uebersetzung  bekannt. 
Seltsam!  Das  Resultat  dieser  ethnographischen  »Sittendarstellung«  —  ist  das  E  t  h  i  k 
nach  dem  alten  Begriffe?  —  gipfelt  in  dem  Satze :  »Ideen  und  Gefühle,  die 
jeder  Gesellschaft  eigen  sind,  adaptieren  sich  dem  vorherrschenden  Thätigkeitskreise. 
Ein  Leben  voll  Feindschaft  nach  aussen  bringt  mit  sich  ein  Moralgesetzbuch, 
das  Angriff,  Eroberung,  Rache  gutheisst  und  die  friedlichen  Beschäftigungen 
verpönt.  Dagegen  ein  Leben  der  inneren  Freundschaft  lässt  ein  Moralge- 
setzbuch aufkommen ,  das  die  Tugenden  des  harmonischen  Zusammenwirkens  hoch- 
schätzt als:  Gerechtigkeit,  Rechtschaffenheit,  Wahrhaftigkeit. 
Daraus  schliessen  wir ,  dass  ein  auf  der  Freundschaft  nach  innen  beruhendes ,  durch 
mehrere  Generationen  fortgesetztes  Leben  unzweifelhaft  eine  Gemütsstimmung  hervor- 
bringen wird,  eine  Art  von  »moralischem  Sinne«,  welchen  »intuitive«  Ethiker  irrtüm- 
lich der  ganzen  Menschheit  beilegen.«  Der  Gegensatz  zwischen  der  Moral  der  »Feind- 
schaft« und  »Freundschaft«  und,  wie  wir  gleich  sehen  werden,  zwischen  dem  den 
Lesern  der  Principles  of  Sociology  eh.  15  und  16  bekannten  military  and  social  types 
ist  gleichsam  nur  »Leitmotiv«,  das  sich  durch  die  beiden  »ethischen*  Bände  zieht  und 
immer  wiederklingt.  Im  Kapitel  von  der  »Verworrenheit  des  sittlichen  Bewusstseins« 
wird  dem  Militarismus«  eine  Strafpredigt  gehalten ,  die  englischen  Bischöfe  werden 
wegen  ihres  Schweigens  in  Angelegenheiten  der  Wehrpflicht  abgekanzelt,  Lord  Cran- 
brook ,  welcher  den  Frieden  als  Selbstzweck  im  Leben  der  Völker  nicht  anerkennen 
wollte ,  hart  angefahren  »dans  cette  assemblee  de  pretres  de  la  religion  d'amour  on 
n'eleve  aucune  protestation«  ;  neben  »einigen  Hunderttausenden  von  Priestern,  welche 
Verzeihung  von  Unbilden  predigen  sollen,  stünden  Heere  tausendmal  stärker  als  alle, 
deren  die  Weltgeschichte  gedenkt«.  In  der  modernen  Gesellschaft  »überziehe  eine 
dünne  Schicht  Christentums  einen  tiefen  Grund  des  Heidentums».  Man  sollte  glauben, 
die  christliche  Ethik  verdamme  jeden  Krieg  und  wüsste  alle  Welt  nicht,  dass  wir  einen 
»Agnostiker«  vor  uns  haben,  so  könnte  Leser  der  »Inductions«    und  der  »Justice« 


i)  Leben  der  Seele  III,  1878;  Ursprung  der  Sitten. 

2)  Kozlowski,  Dekadentyzon  i  jego   filozofia  in  der  Biblioteka  Warozawska,  1893. 


762  LitUratur. 

den  Verfasser  für  einen  Quäcker  halten,  welchem  Blei  und  Pulver  Comenda  sind. 
Hören  wir  v.  Oettingen  ^) :  »Die  Aufopferungsfreudigkeit  christlicher  Liebe,  sowie  die 
Macht  einer  wahrhaft  patriotischen  Gesinnung  könne  sich  nirgends  so  direkt  kundthun, 
als  an  der  Vaterlandsverteidigung,  an  welcher  der  Einzelne  selbstverständ- 
lich nur  insoweit  ohne  Verletzung  des  Gewissens  teilnehmen  kann,  als  er  von  der  Be- 
rechtigung und  Notwendigkeit  derselben  überzeugt  ist.«  Deshalb  soll  »der  Geist  des 
christlichen  .Staates  den  Krieg  als  die  volkstümliche  Kollektivnotwehr 
heiligen«  u.  s.  w.  Doch  genug  davon,  Spencer  ist  in  diese  Polemik  gegen  military 
type  derart  verrannt ,  dass  ihn  weder  unsere  noch  alle  sonstigen  Argumente  eines 
Besseren  zu  belehren  im  stände  sein  werden. 

Schon  im  letzten  Kapitel  der  Data  (»Thatsachen«)  sprach  sich  der  Verf.  über 
den  Umfang  der  Ethik  aus  und  skizzierte  die  Gebiete  sowohl  der  Individual-,  als 
der  sozialen  Sittenlehre,  die  Kategorien  der  »Gerechtigkeit«  des  »negativen  und  po- 
sitiven Wohlthuns.  •r  Unter  demselben  Titel  »domaine  de  la  morale«  ist  auch  in  den 
Inductions  vom  Inhalte  und  Umfange  der  Ethik  die  Rede.  Hier  gilt  es,  das  Sittliche 
im  e.  S.  abzuscheiden  von  dem  was  Verf.  »pro-moraU  nennt,  wo  »der  Pflichtbegriff 
den  feststehenden  Gewohnheiten«  ob  gut  oder  böse  sich  anpasst ,  so  dass  er  sich 
mit  dem  Gehorsam  gegen  Gesetze  identifiziert.  Bekanntlich  herrscht  diese  Auffassung 
bei  primitiven,  zumal  kriegslustigen  und  auf  die  moral  of  inimity  angelegten  Völkern. 
Richtig  ist  dieses,  aber  nicht  neu ,  da  schon  Lazarus  ^)  in  seiner  angeführten  Mono- 
graphie den  Mangel  an  Differenzierung  und  das  Verschlungensein  von  Religion,  Recht 
und  Sitte  hervorgehoben  hat.  Daraus  fliesst  nach  u.  E.  keineswegs  die  Notwendig- 
keit, den  Umkreis  des  Ethischen  zu  erweitern.  Je  nachdem  mustert  nun  Spencer  die 
Erscheinungen  des  Angriffes,  Diebstahles,  der  Rache,  des  Gerechtigkeits-,  Humanitäts-, 
Edelsinngefühles  und  -Verfahrens ,  andererseits  der  Aufrichtigkeit ,  des  Fleisses  ,  der 
Massigkeit,  Keuschheit.  Wie  gesagt,  vermag  Referent  diese  ethnologische  Wanderung 
nicht  für  gleichbedeutend  mit  einer  auch  nur  »grundlegenden«  und  thatsachenreichen 
Behandlung  der  Ethik  zu  betrachten,  zumal  dass  »soziologische«  Gesichtspunkte  hinein- 
geschmuggelt oder  vielmehr  als  Prämissen  angezogen  werden.  Ein  soziologischer  L  e  h r- 
satz  entscheidet  also  über  sittliche  Probleme !  Und  doch  sollen  Soziologie  und  Ethik 
der  Systeme  Spencer  auseinandergehalten  werden.  Trotzdem  führen  wir  zwei  Stellen 
an,  die  eine,  weil  wir  sie  vollständig  billigen,  die  andere  als  Illustrierung  der  soeben 
beregten  soziologischen  künstlichen  Entgegensetzung  zum  Behufe  von  ethischen  Schluss- 
ziehungen. 

Von  den  Franzosen  heisst  es  im  Abschnitt  »Rache«:  »Sie,  welche  sich  als 
enthusiastische  Apostel  der  Freiheit  gebärden,  lobhudeln  die  »»edle  russische  Nation««, 
welche  unter  dem  Zarendespotismus  schmachtet,  und  zwar  in  der  Hoffnung  die  Unter- 
stützung Russlands  bei  dem  erwarteten  Kampfe  gegen  Deutschland  zu  erhalten.  Der 
genaue  Ausdruck  des  betreffenden  Gefühles  ist  offenbar  dieser:  »die  Freiheit  lieben  wir 
wie  vorher,   aber  die  Revanche  ist  uns  lieber.« 

Hinsichtlich  der  Arbeit:  »Im  jetzigen  Zeitalter  hat  das  gewerbliche  Ele- 
ment in  unserem  Lande  und  den  Vereinigten  Staaten  derart  das  mili- 
tärische aus  dem  Wege  geschlagen  und  verdrängt  und  übt  einen  so  überwältigen- 
den Einfluss  auf  die  die  Arbeit  betreffenden  Gefühle  aus,  dass  sich  diese  Gefühle  und 
Ideen  —  im  Gegensatz  zur  alten  militärischen  Epoche  fast  umgedreht  haben.  Die 
reine  Muskelarbeit  wird  zwar   immer  wenig  geachtet  wegen  des  Mangels  an  Bildung 
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bei  ihrem  Vollziehen,  und  man  würdigt  besser  die  Arbeit  des  Handwerkers,  obwohl 
man  nicht  viel  Aufhebens  macht  mit  der  Klasse,  zu  welcher  er  gehört  (?  Geistige 
Arbeit  hingegen  hat  in  unserer  Epoche  ihre  Ehrenstellung  erhalten.  Der  gewerbliche 
Fortschritt  und  seine  Tendenz,  alles  übrige  zu  bemeistern,  haben  es  zu  einer  impera- 
tiven Pflicht  erhoben ,  dass  auch  die  Reichen  arbeiten.  Jedoch  müssen  wir  be- 
merken, dass  das  alte  Gefühl  bei  den  Vertretern  des  anciett  regime  —  den  Offi- 
zieren der  Land-  und  Seemacht  besteht.  Diejenigen  unter  ihnen,  welche 
höher  gebildet  sind ,  Militärärzte  und  Genieoffiziere,  werden  auch 
offiziell  (?!  ?)  auf  ein  niedrigeres  soziales  Niveau  gestellt  und  mindergeachtet.«  Dies  mag 
in  England  der  Fall  sein ,  aber  weder  in  Deutschland  ,  noch  in  Oesterreich-Ungarn, 
wo  Genieoffiziere  unseres  Wissens  in  Hochachtung  stehen ,  noch  irgendwo  auf  dem 
Kontinent  vermochten  wir  etwas  von  dieser  Geringschätzung  wahrzunehmen.  Dass  eine 
solche  Anomalie  in  einer  Heeresverfassung  von  geworben  en  Söldlingen  vorkom- 
men kann,  giebt  Ref.  zu.  Allein  ist  die  letzte  auch  in  sittlicher  Beziehung  an- 
gesichts der  Spaltung  »in  Glieder,  welche  nach  ihrer  sozialen  Stellung  und  ihren 
Mitteln  den  Waffendienst  n  i  e  aufsuchen  und  in  solche,  welche  die  Lebensschicksale 
dazu  drängen^  ,  das  Wünschenswerte?  Es  genüge,  auf  die  trefflichen  Bemerkungen 
darüber  bei  dem  staatswissenschaftlich  gebildeten  k.  k.  österr.-ung.  Generalstabsmajor 
Ratzenhofer  ')  zu  verweisen.  Allerdings  spielten  Mietstruppen  bei  der  Vorläuferin  der 
Carthago  nova  eine  gewichtige  Rolle.  Ob  aber  zum  Vorteile  des  punischen  »industrial 
type«  und  ob  dadurch  dem  Cäsarismus  vorgebeugt  wurde,  das  mag  man  bei  Röscher'^') 
nachsehen.  Cl.  yannet  (Etats  Unis  Contemporairs)  macht  darauf  aufmerksam,  dass  in 
Nordamerika,  wo  Spettcer  so  viele  Bewunderer  hat ,  in  der  kleinen  (25  oooj  Armee 
die  Offiziere  und  Mannschaften  an  dem  »europäischen«  Anciennetätssystem  festhalten,  was 
den  ultra-demokratischen  Yankee's  ein  Dorn  im  Auge  ist.  Dies  wäre  ein  »Riss«  im 
industrial  type. 

Doch  ist  es  Zeit,  uns  in  der  yustice  umzusehen.  Der  Verfasser  selbst  bezeichnet 
dieses  Buch  als  einen  Doppelgänger  der  1850  (uns  liegt  die  1868er  Auflage  vor)  &x- 
erschienenen  Sociat  Statics .  Eines  Werkes,  welches  z/.  ^^0/4/ und  v.  Ilo/tsendor^  a.\s  e'mea 
englischen  »Leitfaden  der  Politik«  charakterisierten;  ob  mit  Recht?  Uns  scheint  es, 
als  ob  Holtzendorff'  bloss  den  3.  Teil  im  Auge  hatte ,  wo  ein  englisch  hausbackener 
Individualismus,  konsequente  Polemik  gegen  alle  Staatsintervention  ausser  der  Rechts- 
und Schutzzwecke  gepredigt  werde,  weil  die  Prämisse  des  law  of  equal  Liberty,  wel- 
ches auch  in  der  »Justice«  nach  allen  Seiten  durchgeführt  ist,  den  Grundton  abgiebt. 
Uebrigens  enthielt  jene  Schrift,  welche  Spencer,  wie  es  jetzt  in  der  Vorrede  heisst, 
aus  dem  Buchhandel  und  Umlauf  gezogen  hat  zum  Zwecke  einer  eventuellen  Umar- 
beitung, vieles  den  8  letzten  Kapiteln  der  Justice ,  welche  vom  Staate  handeln,  Ent- 
sprechendes, aber  auch  Anstössiges,  so  z.B.  das  (19  ch)  Right  to  ignore  the  State, 
eine  (ch  9)  Befürwortung  der  Grundbesitzverstaatlichung,  der  merk- 
würdigerweise H.  George  vorausgriff,  weshalb  Röscher  in  der  ersten  Auflage  der  » Grund- 
lagen der  Nationalökonomie«  den  Verfasser  geradezu  als  »Sozialisten«  stempelt,  was  in 
nachfolgenden  Editionen  unterblieb.  Ein  Brief  an  den  Gefertigten  von  1872  —  als 
die  zweite  Auflage  der  v.  Mokt'schen  Encyklopädie  erschien,  wo  der  grosse  Staats- 
lehrer in  Karlsruhe,  »einem  höchst  unlitterarischen  Orte«  als  badischer  Pair  weilte  und 
die    von    uns    angezogene    Naturlehre    des    Staates    von   C.  Crantz    nicht    kannte  — 


i)  Die  Staatswehr.     Cotta  1881,   S.  46  und  47. 
2)   Politik  §  156,  Anläufe  zu  Militärtyrannen  in  Karthago. 
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scheint  die  Vermutung  zu  begründen,  Mohl  habe  auch  hinsichtlich  der  »Social  Ethics« 
aus  zweiter  Hand  —  Holtzendorf  —  geschöpft.  Das  Buch  bleibt,  wenn  man  es  über- 
haupt als  homogenes  aber  populär  gehaltenes  Lehrgebäude  ansehen  darf,  nicht 
Staatslehre,  sondern  höchstens  politisch-soziale  Ethik  und  stützt  sich  mehrfach  dazu 
auf  die  sog.  »intuitive«  Auffassung  der  Sittenlehre,  welche  i/S'^wc^r  hier  verpönt 
oder  als  nicht  genügend  erachtet. 

Was  den  Begriff  der  »Gerechtigkeit«  betrifft,  so  kommt  derselbe  im  ganzen  Tier- 
reiche als  eine  logische  Folge  und  Sühne  eines  selbstverschuldeten  Verfahrens  der  betr. 
Thäter,  insoferne  dieselben  dem  Zwecke  des  Lebens  »la  survie  des  mieux  adopt^s« 
zuwiderhandeln,  zum  Vorschein.  »Gerecht«  ist  eben  diese  Konnexität  zwischen  dem 
Verfahren  und  dessen  Konsequenzen.  In  der  menschlichen  Gemeinschaft  »sollen  die 
neben  einander  wohnenden  Individuen ,  sobald  sie  einer  Beeinträchtigung  der  gegen- 
seitigen Thätigkeitssphären  ausgesetzt  sind ,  dahin  wirken  ,  dass  sie  ihre  Thätigkeiten 
sicherstellen ,  bezw.  die  schädlichen  eindämmen  (restreindre) ,  um  dem  Antagonismus 
vorzubeugen«.  Dieses  konnten  nun  die  Menschen  des  »military  type«  nicht  gut  be- 
greifen. Sobald  aber  die  kriegsgewohnten  Gedankenverflechtungen  zu  schwinden  be- 
gannen ,  stellte  sich  allmählich  ein  Bewusstsein  der  Anerkennung  ihrer  persönlichen 
Rechte  ein.  Schliesslich  gewann  die  Oberhand  »les  intuitives  qui  s'expriment  sous 
la  forme  la  plus  abstracte  par  l'assertion  que  la  libert6  de  chacun  est  limitee  par  les 
libertes  analogues  des  autres« ;  —  sodann  »L'^tude  de  la  loi  de  la  vie,  teile  qu'elle 
s'accomplit  dans  les  conditions  sociales  et  la  preuve  que  nous  fournit  r6volution  du 
sentiment  conscient  de  la  morale,  fruit  de  la  discipline  continue  qu'impose  la  vie  so- 
ciale ,  nous  conduisent  ä  reconnaitre  ,  que  la  loi  de  l'^gale  liberte  est  la 
morale  supreme«.  Vorausgesetzt ,  dass  es  bloss  Einzelne  in  Koexistenz 
giebt,  kann  man  diesem  Gedankengang  schwerlich  widersprechen.  Allein  die  Sache 
ist  nicht  so  leicht.  Es  giebt  ja  über,  wo  nicht  ausser  den  Einzelgeistern  aufge- 
speicherte Potenzierungen  physischer  und  ethischer  Bewusstseinsformen  und 
Erscheinungen  gemeinschaftlichen  Inhaltes,  Wil  lenserregungen  und 
Thaten  sozialer  Art,  die  in  dem  Borne  der  Tradition  —  mag  man  sie 
pro-moral  heissen  —  schöpfen.  Ein  Individualist,  auch  Herbert ')  ahnte  dieselben  und 
wies  dadurch  seinen  Jüngern  den  Weg  der  Völker-  und  Sozialpsychologie.  Spencer's 
Auffassung  bleibt  für  uns  sozialeAtomistik,  gleichwohl  ob  seine  Fassung  des 
Rechtsgesetzes  von  der  mageren  des  kantischen  Rechtsstaats  sich  unterscheiden  mag, 
wie  er  es  selbstgefällig  in  einem  Nachtrag  beteuert ,  worüber  Fachphilosophen  ihre 
Meinung  äussern  könnten. 

Es  versteht  sich,  dass  ein  Denker  wde  der  Verfasser  manches  Treffende  auch  im 
Bereiche  des  law  of  equal  liberty  findet.  So  ist  Sp.  z.  B.  keineswegs  für  politische 
Frauenemanzipation  wie  y.  St.  Mill ,  Secretan  u.  a.  »Quelle  que  soit 
r^tendue  de  ses  droits  politiques  ,  la  defense  nationale  soumet  chaque  h  o  m  m  e  en 
particulier  ä  la  perte  de  sa  libert^,  ä  des  privations  et  au  danger  eventuel  de  la  mort ; 
le  jour  Oll  les  fem  m  es  obtiendront  les  memes  droits  politiques  sans  etre  assujetties 
aux  memes  obligations  leur  position  va  etre  une  position  de  sup6riorit6  et  non 
pasd'egalite«. 

In  Frankreich    hätte  die  »Arbeitsreglementierung   stets    gleichen  Schritt   gehalten 


l)  Schon  in  den  »Beziehungen  zwischen  Psychologie  und  Staatswis- 
senschaft, Bd.  X.  Vgl,  die  ganze  Einleitung  in  Lendner's  Ideen  zu  einer 
Psychologie  der  Gesellschaft.     Gerold  1871. 
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mit  dem  Erwachen  militärischen  Geistes,  welchen  Bonaparte,  ce  supreme  fleau 
des  temps  modernes  emporhob  und  heraufbeschwor ;  die  Freiheit  der  Arbeit 
war  dort  nie  so  weit  gedehnt  als  in  England ,  weil  man  stets  die  Idee  der  Freiheit 
jener  der  Gleichheit  geopfert  hat«,  welches  auch  die  Staatsform  sein  mag  oder 
ist.  Uebrigens  bestätige  das  Gesetz  der  »gleichen  Freiheitt  jedes  Dogma  der  »polit. 
economy«.  Freihandel,  Abschaffung  der  Wuchergesetze,  Unmöglichkeit,  den  Arbeits- 
lohn gesetzlich  festsetzen  zu  können  u.  s.  w.  Was  Wunder ,  wenn  die  Verlagsfirma 
Guillaumin  diese  Apotheose  des  um  sie  gescharten  nationalökonomischen  >klassischen« 
Liberalismus  übersetzen  lässt  und  unter  zierlicher  englischer  Leinwanddecke  nebst  einem 
gelungenen  Kupfer,  Tischporträt  des  greisen   Denkers,  kolportiert ! 

Bekanntlich  war  nun  unser  Autor  Fürsprecher  des  verstaatlichten  Bodeneigentums. 
Und  zwar  verkündigt  noch  der  Schlussparagraph  vom  eh.  XV  der  Frinciples  of  So- 
ciology :  As  the  individual ,  primitively  owner  of  himself,  partially  or  wholly  loses 
ownership  of  himself  during  the  militant  regime,  but  gradually  resumes  it  as 
the  i  n  d  u  s  t  r  i  a  1  regime  develop  the  communal  proprietorship  of  land,  partially  or 
wholly  merged  in  the  ownership  of  dominant  men  during  evolution  of  the  military  tipe. 

Spätere  Forschungen  —  George  wird  verschwiegen  —  hätten  dem  Verfasser 
die  Frage  nahe  gelegt  (Appendix  II)  »welches  das  Verhältnis  sei  zwischen  unkulti- 
viertem Erdboden,  wie  die  amerikanische  Prairie  und  dem  Aufwand  —  in  Form  der 
Armensteuer  —  den  die  Nichteigentümer  durch  drei  Jahrhunderte  bezogen  hätten  ? 
Nur  die  Landlords  sind  im  Recht,  500  Millionen  £  als  Entschädigung,  ohne  sonstige 
Spesen  zu  fordern.« 

Es  heisst  nun  (ch  11):  »Alles  was  die  Gemeinschaft  zu  fordern  berechtigt  ist  hin- 
sichtlich der  Erdoberfläche  im  unurbaren  Zustande  ist  das  Gebiet  (also  die  deutsche 
staatsrechtliche  »Gebietshoheit«!)  des  Landes.  Sie  hat  kein  Recht  auf  den  Wert, 
welchen  Entforstung,  Urbarmachung,  längerer  Anbau,  Einfriedigung,  Drainierung,  das 
Auffahren  der  Wege,  die  Einrichtung  der  Vorwerke  u.  dgl.  gekostet  haben,  da  der- 
selbe eine  Frucht  der  persönlichen  Arbeit  darstellt,  zusammt  von  rechtmässig  zum  An- 
kauf der  Erde  erworbenen  Geldkapitalien. -^  Doch  heisst  es  ferner :  »Die  Ethik  habe 
nichts  gegen  Besteuerung  der  Erbschaften,  natürlich  einer  proportionellen ,  nicht  pro- 
gressiven, einzuwenden«.  Dass  die  »Glaubensfreiheit«  verlangt  wird,  versteht  sich  von 
selbst.  Hätte  ja  die  Staatsgewalt  von  alter  Zeit  bloss  »une  soumission  exterieure  des 
heretiques«  verlangt.  Elle  se  contentait  de  l'acceptation  nominale  de  la  croyance 
i  m  p  o  s  e  e  (?)  et  n'exigeait  aucune  preuve  d'acceptation  reelle.« 

Einige  Beachtung  verdient  hinsichtlich  des  Staates  (ch  20)  Folgendes:  »Un 
principe  sur  lequel  11  faut  insister  est  celui-ci :  ä  un  Corps  politique  appele  ä  agir  sur 
d'autres  corps  semblables  et  devant,  ä  cet  effet,  disposer  des  forces  combinees  des  unit^s 
qui  le  composent,  estfoncierementdifferent  d'un  corps  politique,  qui 
n'est  appele  ä  agirque  sur  les  unites  dont  il  se  compose.  Durch 
eine  unabsehbare  Zeit  wechseln  bald  der  eine,  bald  der  andere  Typus  der  Verfassung 
ab.  Sehr  wohl !  Wenn  es  dem  so  ist ,  warum  hat  sich  Spencer  an  den  oben  so  oft 
beregten  Gegensatz  der  »types«  angeklammert?  Gilt  kein  anderer  Fortschritt  in  po- 
litischer Beziehung  als  in  seiner  Spirale,  dann  sollte  man  vorlieb  nehmen,  wenn 
die  Staaten  sowohl  dem  einen  wie  dem  anderen  Element  ihr  Recht  angedeihen  lassen. 
Thatsächlich  vereinigen  sich  beide  scheinbar  ausschliessende  Organisationstypen, 
was  sowohl  die  Geschichte  als  die  Gegenwart  bezeugen.  In  den  Social  Ethics  schwärmte 
Verf.  (Constitution  of  the  State)  für  Demokratie.    Heute  nun  sollte  man  sich  es 


jQ^  Litteratur. 

einprägen,  »dass  es  ungenau  ist  zu  sagen,  dass  die  Innehabung  der  Staatsgewalt  durch 
Alle  die  Gerechtigkeit  für  Alle  versichert  und  involviert. «  Das  gleiche  all- 
gemeine Stimmrecht  verleihe,  »ä.  la  classe  la  plus  nombreuse  des  avantages  au  d6pens 
de  la  moins  nombreuse.  Bientot  on  enl^vera  aux  superiorites  sociales 
les  gains  plus  eleves  que  leur  rapporte  leur  activit6  plus  productive  (?)  pour 
en  dötourner  individuellement  une  partie  destin^e  ä  parfaire  les  gains  inf^rieurs  des 
moins  diligents  et  des  moins  capables.« 

Verfasser  giebt  nur  ein  zeitweises  Expropriationsrecht  bei  öffentlichen  Bauten  u.  s.  w. 
zu.  Er  zieht  zu  Felde  gegen  die  Vernachlässigung  des  » Rechtszweckes «  des  Staates 
seitens  der  englischen  Marine-  und  judiziellen  Verwaltung,  ereifert  sich  über  die  Kurz- 
sichtigkeit der  Staatsmänner  und  polemisiert  sowohl  mit  Earl  of  Salisbury  als  mit 
dem  fgreat  old  man«,  der  soeben  endlich  abgetreten  ist,  in  scharfer  Weise.  Deutsche 
Professoren  und  wissenschaftliche  Schriftsteller  gelten  mit  einigem  Recht  für  sehr  recht- 
haberisch, wie  Paulsen  sagt.  Jedoch  würde  es  in  Deutschland  für  abgeschmackt  gel- 
ten, würden  beispielsweise  der  Letztere  sowohl  als  Wundt  in  einem  Paragraphen  ihrer 
ethischen  Werke  Fürst  Bismarck  oder  Graf  Caprivi  verunglimpfen !  »Ländlich,  sitt- 
lich I«.  Spencer  hat  von  jeher  zu  viel  journalistisches  Temperament  in  seinen  Schriften 
zur  Schau  getragen. 

Joseph  Oczapowsky. 
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